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Vorwort. 


Iii  der  vorliegenden  Erstliogsarbeit  konnten  weder  alle 
Glieder  der  inneren  politischen  Entwicklung  Poninurns  von  1478 
bis  1625  dargelegt,  noch  die  erwähnten  ei'schöplend  behandelt 
werden.  Als  dn  NetiHng  ging  ich  an  die  Arbeit  Wie  es  in 
Mlcben  Fällen  sa  geschehen  pHegt,  zwang  mich  der  Oegenstatid 
meiner  Studien  zu  immer  umfassenderen  und  tiefer  dringenden 
Forschungen,  bis  ich  erkannte»  dafs  die  Lösung  meiner  Aufgabe 
die  Krfifte  eines  Anfängers  wohl  eigentlich  überstieg.  Die  Quellen, 
auf  denen  das  Buch  beruht,  sind  zum  weitaus  ^röCsten  Teile  den 
Beständen  des  Kgl.  Staatsarchivs  zu  ►Stettin  entnommen:  8ie 
Bossen  bald  überreich,  bald  gar  zu  dürftig.  Vorarb«  il  Mi  fanden 
sich  k;tuiu  \  das  wenige,  was  an  darstellender  Litteratur  voi  iianden 
war,  verwirrte  mehr  als  es  nützta  Diese  Schwierigkeiten  bitte 
ich  bei  der  Beurteilung  des  Baches  nicht  aulser  acht  zu  lassen. 

Die  Art  meiner  Anmerkungen  werde  ich  kaum  au  recht- 
fertigen brauchen:  sollte  ihnen  kein  unverhältnismur^ig  gTofser 
Kaum  zugestanden  werden,  so  mufsten  sie  mehr  zu  fl  in  weisen 
auf  die  Stellen,  wo  sich  über  den  besprochenen  Gegenstand  ein- 
gehendere Mitteilungen  finden ,  als  zum  genauen  Aufzähleu  der 
Belege  dienen. 

Mit  besonderer,  vielleicht  zu  tadelnder  Vorliebe  iiabe  ich  bei 
den  wenigen  in  der  (Jeschichte  l^onmicms  liervortretenden  IVt- 
s(lnlichkeit«]  verweilt  *  Die  Zahl  der  Geschilderten  hätte  sich 
leicht  vemdiren  lassen,  wenn  ich  mich  fbr  berechtigt  gdialten 
hätte,  nur  auf  zwei  oder  drei  überlieferte  CharakterzUge  gestützt, 
das  Bild  eines  Mannes  zu  entwerfen.  Aus  dem  Grunde  ist  denn 
auch  ein  Mann  unerwähnt  geblieben,  der  zu  dem  Wiederaufbau 
des  pommerschen  Herzo^rtunis  nnter  Bogislav  X.  nicht  weniL'er 
als  sein  Füi*8t  mitgewirkt  liat.  Da»  Zeitalter.  da<  in  «leni  Buelie 
den  Namen  des  griH'sten  pommerschen  1  ItTr.>cliers  trä<;t,  .sollte 
mit  Fug  nicht  minder  den  Namen  Werners  von  .Sciiukiiburg 
tragen.     Aber  es  ist,  als  wenn  der  er^te  Bender  Bogislavs 
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g^eineint  liiiUe.  dal'a  in  stinem  so  durch  und  durch  eigensüchtigen 
Zeitalter  dei"  Krone  nur  oin  Beispiel  sj  lbstlosester  Unterordnung 
unter  den  Staatsgedankeu  helfen  könnte:  er  hat  es  üher  sich 
gebracht,  eine  wahrhaft  grofse  xVrbeit  zu  thun  und  den  NauKii 
tmd  Ruhm  dafür  aemem  Herzog  zu  lassen.  Daher  sei  ihm 
wenigstens  an  dieser  Stelle  das  Lob  gesichert,  das  ihm  unzweifel' 
haft  zukommt. 

Noch  »  in CS  anderen  Mannes  will  ich  hier  gedenken  aus 
.schuldiger  Rücksicht  auf  die,  welche  ihn  ungünstiger  beurteilen 
zu  müssen  glauben,  als  ich  es  L^ethan  habe.  Ich  habe  den 
letzten  katholischen  Bischof  von  Kauimin  im  Ruche  gescliildert, 
.so  wie  er  mir  aus  den  Quellen  entgegengetreten  ist,  als 
den  lauteren  und  bis  zum  Tode  gelreuen  Vorkampfer  seines 
Glaubens.  Doch  ich  kann  mich  des  Gedankens  niclit  erwehren, 
dafs  Erasmus  von  Manteuffel,  der  Sprofs  einer  alten  und  reichen 
Ädelsfamilie^  die  Bedeutung  einer  friedlichen  Entwicklung  und 
des  irdischen  Besitzes  f  n  die  ihm  anvertraute  Kirche  übei-schätzt 
hat.  Es  mag  in  ihm  der  Diplomat  zuweilen  die  Oberhand  Uber 
den  Führer  des  Katholizismus  gewonnen  haben,  um  so  leichter, 
als  t'-^  i]>-yn  Kr/i<  her  und  vertrauten  Freunde  n<  (»rj^g  1.  ohnehin 
schwer  lallen  inulste,  gegen  den  andersgesinnten,  aber  edlen  Sohn 
rJeorgs  zu  künipfen.  Ich  habe  es  jedocli  nicht  beweisen  kennen, 
und  diuum  schwieg  icli  davon,  da  dem  Historiker  nicht  die  Kechte 
des  Dichters  zustehen. 

Die  Unterstatzung  und  Anregung  meiner  akademischen 
Lehrer  und  der  Herren  Archivare  hat  mir  den  Mut  gegeben^  die 
einmal  in  Angriff  genommene  Arbeit  zu  vollenden.  Besonders 
herzhclu  n  Dank  habe  ich  Herrn  Professor  Dr.  Schmoller  und 
Herrn  l'rofessor  Dr.  P.reysig  zu  sagen,  sowie  Herrn  Archivrat 
Dr.  von  Bülow  und  Herrn  Archivar  Dr.  Bär  in  Stettin,  ohne 
deren  unermüdliche,  aufopfern n^svollc  Mitwirkung  sowohl  wiih- 
rend  der  Vorarbeiten  in  Stettin  als  waiirend  der  Ausarbeitung 
in  Berlin  ich  nie  zum  Ziele  hätte  kommen  können.  Warmen 
Dank  habe  ich  femer  Herrn  Professor  Dr.  Lenz  abzustatt^; 
durch  die  Mitteilung  einiger  £\inde,  die  er  in  Weimar  gemacht 
haty  hat  er  es  mir  wahrscheinlich  ermöglicht,  noch  einzelne  weitere 
Punkte  der  Geschichte  der  pommersch»  n  Ivirchennmwälzimg  in 
einem  später  folgenden  Aufsatze  aufzuklären.  Ich  habe  auch 
für  ihre  mir  allzeit  bewiesene  Freundlichkeit,  die  mir  die  Arbeit 
wesenüich  erleichtert  hat,  den  Herrn  Bibliothekaren  des  1  )eutschen 
Keichstags,  unter  denen  ich  den  inzwischen  in  den  Ruhestand 
getretenen  Herrn  Dr.  Potthaat  nicht  vergessen  möchte,  und  dem 
Herrn  Archivassistenten  Dr.  Granier  in  Berlin  zu  danken. 

Berlin,  Ostern  1896. 

M.  Spahn. 
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ausgenutzt  durch  die  Stiftsstände  und  den  Kaiser  S.  47. 
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l^U|i^enha;ieii  leimt  ab;  Suave  wird  J>ischot  S.  47.  Köslincr 
Vertrag  12.  X.  1040  S.  47. 

Die  ßCitiehuDgeii  der  Herzöge  /.um  schmalkaldigcheu  Hmule 
S.  1''.  Sc'iiw.-mkciiiir  HmItiiiil;  iiath  »iriii  Aii-lirnch  ties 
Si-lmialkuMiscluni  Kriejxt'rf  >.  4^.  Kull>»*i-s  Wiikeii;  das 
Stiit  reichsmuiiiitelbar  S.  4'>.  M  liätigkeit  des  Kajnteh  für  die 
H«Tzii^'e:  (Tes;indtHch,ilr  Uli  K:ii:^er  S  .'ji).  !\;tii  \  bleibt 
fest.  Die  Stimiiuing  im  l^ande  für  ihn  wäciist  .S.  •">1.  Weihers 
Verhandlungen  mit  Vigliua  S.  I'Viedrns.fchlufs  (betr.  des 
Interims  8.  S.  112  und  114,  betr.  .Magdeburg  S  Kan- 
didatur M.  Normamif;  (betr.  Agrikola  s.  S.  41>h  Weiher  wird 
lUschof  8.  02.  Kr  erweist  sich  als  heryogsfeindlieh :  sein 
Tod  lö.^><j  S7^ 

Ergebnis  der  Ret'ormationshandlung:  Vergleich  ^cwi.sclien 
der  Stiirlvt>  der  tnr:^tlu  ln  ii  und  der  d>T  atiindisc tien  Miicht. 
Die  eatfecheidende  Frage  S.  .'>:>. 

Dritter  Abschnitt. 

Die  Verwaltung  in  dem  Jahrhundert  nach  Boqislavs  X.  Tode  .  .  . 

Erbteilung  l.Vll  S.  "iö.  Grenzlinie  der  beiden  Orte  S.  oö. 
Gemeinsam  bleibender  Be!*itz;  die  Amter  und  Klöster  jedes 
Ortes  S.  •>").    Vergleich  ihres  Besitzstandes  S.  5^5. 

Die  Fortbildung  der  .\ mts Verfassung   56 — 64 

Wirksamkeit  Philipps  I.  für  Erhaltung  und  Vermehrung 
der  Domänen  S.  .")6.  Bemühungen,  den  Ertrag  der  Domänen 
zu  heben  S.  .")7.  Amtsordnungen ;  Visitationen  und  Berichte 
S.  Gesiudewesen  auf  den  Domänen  S.  .'>8.  Hofmeister; 
Hof-  und  Hettmuhmen;  Hirten  S.  b^.  Deputate:  für  das 
Hofgesinde  S.  'iS,  für  die  Dienstleute  mit  eigener  Wirtschaft 
S.  Einnahmen  der  Schäfer,  Kieper,  Ziegler  und  Zöllner 
S.  Ö9.  Waldwirtschaft  S.  60.  Die  Entwicklung  des  i>and- 
reiteramtes  S.  6Ö.  Der  lientmeister  Mittelpunkt  der  Landea- 
verwaltung  8.  61.  N'ersuch  Jiarnims  XI.,  eine  Anzahl  von 
Hauptmaimsstellen  zu  unterdrücken;  das  danach  befolgt»* 
8ystem  8.  61.  Fehler  der  Amtsverfassung:  1)  die  sittlichen 
^Iängcl  des  Beamtentums,  Unrnfiglichkeit  der  Durchführung 
einer  Gelmltszahlung  in  Geld,  8portelwe8en,  Höhr  der  Be- 
soldungen 8.  »;2.  2)  Die  übertriebene  Förderung  des  Bent- 
meisters  8.  64. 

Die  Cen tral  V erwa 1 1 u ng  im  allgemeinen   64 — 81 

Aufgabe  der  Herzöge  und  Stände  S.  64.  (Jründe  für  die 
Aiisdeliuung  der  Central  Verwaltung  8.  60.  Art  der  Bera- 
tungen über  sie:  Absichten  der  8tände,  der  Herzöge  8.  iV>. 
Das  Beamtentum  Bogislavs  X.  S.  66.  8eine  Vernichtung 
durch  die  Kefonnation;  Notwendigkeit,  ein  neues  zu  schaffen 
S.  66  1)  aus  stiiuUischen  Elementen  8.  66.  2)  Aus  Mitgliedern 
des  entstehenden  Berufsbeamtmtunis  8.  67.  Wert  der  Thätig- 
keit  für  die  Erziehung  der  Beamten  S.  67. 

Diese  Thätigkeit  ist  zweifacher  Art:  1)  die  Fürsten  wollen 
Vorbilder  sein,  sie  nehmen  die  Kirche  zuhilfe  8.  6>^;  2)  weit 
zahlreicher  sind  die  praktischen  Versuche.  8ie  werden  in 
dreifacher  Hinsicht  gemacht. 

al  Berufung  von  Ausländern.  Mafshalten  der  Regierung 
darin,  Entgegenkomnjen  der  8tände  8.  6>^. 

b)  Regelung  der  Arbeitsweise.  Die  Zahl  der  Beamten 
reicht  nicht  aus  8.  70.   Die  LJnterbeamten  infolge  schlechter 


55—90 
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Or^^ujj.-ati.jn  wt-rtlos  S.  71.  Trii^tuMt,  Untahi;;k.eit,  Maimei 
än"  (Tetiit  in^clmits^a'tühi  im  gaii/.>  ii  rn  uinteiitum  S.  71.  Ver- 
suche der  Ablittfe  dmvh  scharte  Lbeiuachunir  der  Beamten : 
IHF  notwendiges  Fehlschla^oii  S.  7-.  Motbrdnuii^  l'Al,  l>e- 
ginn  der  Arbeitst«Jilüng  b.  71'.  Hotorttnung  1060,  Hofdicn.st 
und  Staat.^anit  nnlie/n  i:an£  getrennt  S.  73.  Vertrüung  der 
r^gcliiitte  auf  gie  \\  och'-nfage  S.  7:>  Erate  Aii>:it/e  znr 
BIMuhl:  ynii  Ämtern  und  !'»■  liiinlcii  >.  7:!.  lluf  ra>(  l]f  lait- 
wicklung  S.  74.  Hiiuit  rnd  uiikt  insbesondere  die  alte  Auf- 
fassung von  der  .Autual)'-  dtir  Kanzlei  8.  70.  Ergebnisse, 
Fehlen  der  Kompeten/kainpfe  ^S.  7ö. 

ci  Ankämpfen  gegen  die  Erwerbsgicr  der  Beamten ;  es 
scEf'itort  am  Widcr^rand  des  Ikanitentuma  S.  7r).  Amt.s- 
daurr  und  Amtsrecht  S.  76.  Auszt  iclunuigen  S.  77.  Verbot 
3er  Annahme  fremder  Uienste  oder  von  Partei  Vertretungen 
während  der  Amtsdauer  s.  77.  Uie  Hesoldungen  unge- 
nügencl  S  7>j.  (i rund  dafür  \m  Sportehvesen  gegeben;  um 
1600  Absicht,  CS  zu  beseitigen  S.  7>.  L'm  lt)20  Versuch, 
allgemein  (TeUlgehalter  ein/ntiihren  S.  7S.  Stellung  der 
früheren  K'eL'nMimgt  n  zu  der  trage  7'.>  J^ie  Heamten  ver- 
hindern dte  Duichtührung  >>■  7U.  Fortdauer  des  alten 
Zu'tainles;  Schilderung  der  gemeinsumen  Mahlzeiten  S.  TlT 
lietniu^t-reiep,  .^Abseliltppen"  von  Speisen  und  (.Tet ranken 
S.  ^0.    Die  Finanzen  durch  dieses  System  ruiniert  S.  >^1. 

Die  einzelnen  Centralbehorden   Sl — 9Q 

Allmähliches  Entstehen  von  fünf  (Zentralbehörden  S.  xl 
Die  Hofamter  S.  S2.  Der  Oberhofmarschall,  zugleich 
höchster  Staar^^lioamti  r.  Der  llausnmr^cli.ill ,  Futter-  und 
Stall-.  Kuchen  und  Kt  llermeister:  die  Hofnu'istpn'n  unii  die 
Altt'rau  S.  S'2.  Der  (Ujerkiinuneier  und  dit;  Kidnni'Tcr.  llof- 
meister  (Kegelung  des  Verkehrs  der  Aufsenwelt  mit  dem 

 ' — r< —  r%    

>T/.»gi  s. 

Die  Kan/Iei.  Ursprunglicher  Umfang  der  Kan^rleige.^chäfte 
S.  Sj.  1  lill^^per.^oiial  S.  S4.  Malsregeln  zur  Entla^lung  des 
Kan/UTs  S.  X4. 

Das  Hcjfgericlit.  Ks  wird  ständig  seit  löol  S.  ?>4.  Ver- 
suche der  Steltiner  H»  r/litte,  der  Arbeitsüberhäufung  ihres 
Holgerii  ]it«'s  ab/.ulielleu  :  l/nu kditung  neni  r  erster  Instanzen, 
Eingchielunig  einer  Zwischeninstanz  S.  ^'>.  Bildung  einer 
dritten  Imtanz  für  Lauenbur^-J>utow  S.  s.ä.  Endliehe  Aus- 
sclieidung  der  Hofgeriehte  aus  der  Kanzlei  1ÖG9  S.  sp.  Be- 
amte an  ihnen  S.  >^6.    Erfolge  S.  T^. 

Errichtung  dreier  Konsii^torien  S.~57. 

Die  Landrentmi  isterei.  lähi  lamg  ihres  Leiters  zum  Bang 
eines  herzoglichen  h'af«'-^  S.  ^7.  Ihr  Ge^^r hiit'tskreis  S.  67. 
Keliwierigkeit  tler  Verualtung  S.  (dazu  die  Tabelle  der 
Einnahmen  Ui20— 1624  S.  >^jj  Etatsjahr;  Kechnungswesen ; 
Kudtret  S.  s>r  '■ 

Vierter  Abschnitt. 

Wiederemporkommen  der  ständischen  Macht  1541—1555   91—119 

Die  (Gründe  fiir  die  Steigerung  der  Keirierutigskosten:  die 
Eratarkung  der  fiiretlichen  (lewalt  dadurch  bedroht  S.  91. 

Die  Jahre  1541-1544   92—96 

Der  erste  L.'tndtag  >t'it  1504.  Stettin  IX.  I  VU  ;  das  l'üi.^ten- 
tum  auf  dem  Höhepunkt  S.  92.  Bewilligung  dreier  Steuern, 
selbst   durch  die  städtischen  (iesandten   ohne  Hintersich- 
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brint^en  !>.  92.     U  iederberufung  der  Städte  in  die  Aua- 

tichüssp  S.  9'].  Im  Lande  wird  tlTt?  STimiiuiiiir  tiotzi^vM*; 
Wirkung'  aut  den  (.Tesaintlaiidta^^  XIL  iö4i  r>. 'j:).  Lntwiek- 
lung  dt-\s  Kollegs  der   LandrätV'  S(Mt  f«'ine  Haltung 

15tW  S.  tf'"^.  jjaniims  Entscldufs  ihm  das  Steuerbewilliiruiip:!" 
recht  auf2uy.win<:en  S  t)-t.  Sein  klu:^^er  J'lan,  sriiio  Aus- 
sichten 8.  'J4.  Möglichkeit  des  IVIilelmgeu;?.  u  eil  die  StiiUte 
nnteinlierut'en  werden  müsseu  S.  95  '1  reptower  Tag  I.  l-')44. 
WKl>'rs})rucli  ti>'r  Stiidte :  sie  dringen  dureh  ^.  Spätere 
Forderuii;:  des  Kolirgs  der  Laiuiräto  «lurcli  die  l\i-r/.ö.re 
8.  Ks   wird  kaltgestellt    durch   den  gc samf.^tanT 

dischcD  CHjereinnehnn-rausschiilV,  des^^(^n   Anf;ini:e  Barnims 
Unvorsichtigkeit  in  Treptow  vorbt  reitet  S.  90. 

Die  Organisation  der  Landtage  96—107 

Die  Bedeutung  der  Landtage  seit  l'>44  8-  96.  I>ic  peideti 
Arten  der  1  )>'putation;jtage  8.  97.  Die  Landachalt  er/wiiigt 
Landtage  S.  97.  Sie  will  nur  (jesanitlaiuitage  der  beiden 
Orte  S  97.  i^i»'  fordert  wenigstens  die  llinzu/iiiiung  der 
FrTilaten  zu  allen  l>andtagen  S.  '.)•<.  Sie  Hilst  nirht  die 
K las.sengegeiii^!it/e  über  sieh  Ileri"  weitlen  S.  l*^.  " 

Zeit  uiui  Ort  di  r  Landtage:  kein  'Awnui:.  sii'~ir^elin:irsig 
eiti/uberuten  .S.  99.  lOinherutungsseliriMben :  l'tlichi  des  Lr- 
sciicineua  8.  100.  Voi  heratuiigen  S.  K'ü  Die  Herzöge  ver- 
weigern die  Ankündigung  der  Vorlagen  im  AuBi>ci»reiben 
S.  100:  nnlssen  datiir  den  Adel  von  der  rHieht  persim [ii  ]ie"n 
Kommens  entl)ituleii  S.  UH.  l{<-suehei-/ahl  tler  Landtage; 
{Ttetes  Fernideihen  LaiienhuriiP  und  liiituws.  Sonderlandtage 
für  sie  S.  TÖT  ^      ~  ^  ^  . 

J  >ie  Prälaten  der  vornelimste  Stand:  konnnen  immer  sel- 
tener  S.    leil.  Der    Adel,    llenenstand    S.    lo:^  >rhl()rs- 

gescssene:  Urgpnn)g,  Entwicklung,  Ansehen  S.  102.  Die 
Städte.  Bauern  und  Freie  S.  \()'.\  Beamte,  l-rage  der  Yai- 
hifisung  von  Auüländeru  S.  lO:^. 

Eröffnung  der  Landtage  Kcihenfolge  der  Vorlagen 
S.  104  Suche  nach  eniem  Spreclier;  nur  noch  sclmftru  her 
Verkehr  .S.  104.  Aus8chüS8«j  S.  10.">.  Verschleppungstaktik 
der  Stünde:  1)  der  Städte.  N'erweigerung  unln  dingte  r  Voll- 
mäciitiMi  für  ihre  (iesandten  S.  ,  A'erhot  d'-r  Mittrilniig 
der  Instruktionen  an  die^  He^ierung  S.  106:  2)  di  r  Kitter- 
schaft S.  luG  Auütschiurs  der  Kegii  lung  von  der  Beratung 
und  Vorabstinimung  in  den  Kurien  S  U|6.  Lin.stimnnge 
Ännahme  jedes  Oesety.es  erforderlic  h ;  die  Kegiennig  besei- 
tigt diese  l'o.qtiniinung  S.  107.  i>ie  Landtagijabijchiede  der 
Syndikus  der  Lamlsclial tl  S.nTiT^ 

Die  Landtage  der  Jahre  lol }  — lf).>)  IQs  — 119 

Die  Einsammlung  der  l-)Al  bewilligten  Steuern:  Hechts- 
verlct/.ungen  daliei  S.  ips.    Steuerforderungen  rhiliin)?^  bis 


\ö4i  S.  IQS.     Die  K'eiehyjstetiern   l-')iL*  und    1.J4M;  Verab 


Setzung  der  Quot»-  rouiuiern.s  und  Kanuains  l-"»4">  S.  \i)S. 
Friiuleinsteuer  und  gemeiner  Pfennig  lö44  8.  iQS.  Die 
Teilungsv«'rtriige  l  '>-VJ  und  1">41  und  iJaB  Steuerwe-sen  S.  109? 
Art  der  gemoinen  Pty-nnige  l"it'2  und  l')44  S.  1(>9.  Ihr 

Einwirkt  n  auf  dif  L.nuiseh. is-e  S.  llu.  j 'ic  eisten  (  >l.icr- 
einnehmerausschüss«!.  ihre  Mängel;   Untcreinnehiner  S.  110. 

Angestrengte  innerpolitische  ThiitiL^keit  1.S46  47  S.  HO. 
Die  geistlichen  OUter;  Klosterverweudung  und  Konsistorial- 
verfassung  auf  dem  Märzlandtag  1547  S.  III.  Demütigung 
Philipps  durch  Stralsund  S.  112.   Landtag  IX.  l."i4S.  Kot- 
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wendigkeit,  200000  Gulden  aufzubringen;  Absicht,  einen 

Steueivornit  anzulegen  S.  112.  Plan  cler  ilerxögc  und 
Städte,  den  HuteDschols  umzugestalten  uiul  dio  Stouertreihfit 
de.s  Adels  aiit'/uhobcn;  er  schcitcit  S  1 12.  Sonderverhaud- 
luDgen  der  Kegionmg  mit  den  Stünden:  Zuge8iän(liiis  an 
die  Stiidte.  daff^  sie  nur  '/a  der  !Steuer>unime  aufzubringen 
haben;  Streit,  ob  der  Landbesitz  der  Städte  in  die  Amter 


oder  die  Städte  steuern  soll  S.  11:!.  Entsprechendes  Zuge- 
ständnis an  die  Hittercliatt:  sie  bewilligt  ^  Steuern  nH. 
Kein  Abschied:  dennoch  Steueraugschrcinen  S.  114.  Steuer» 
freiheit  der  Städtlein  der  Schlofaii^ese&acnen  bedroiit.  Februar« 
landtag  Absage  des  Adels  S.  114.   Die  St^de  unter- 

werfen sich  S.  III.    Landtag  löoQ.    Die  Hegrift'e  <'rdent- 


ÜL-her  und  aufserordcntlicher  Landschatz.  Ordnung  der 
Fräuicinsteuer  ^Küclien-  und  lleimfahrtssteuer)  S.  l].").  Die 
Städte  bei  dem  aufgerordentliclien  Landschatz  auch  ferner- 
hin benachteiligt  S.  ll'i.  Sie  überspannen  ihre  F'orderungen. 
V  erlauf  der  VerhandUiiigen  1-")'>1  S.  1  Hi.  Kückentwickliing 
de.^  Steuerwe.sena  l.')4r)— 1.").')2 ;  l^'ortM-hritt  der  ständischen 
Steuerverwaltiing  S.  117. 

Die  Jahre  LSo2— looB,  Niederlage  der  Städte  S.  117  Ein- 
eairiirilung  des  gemeinen  l^fcnnigs  von  l')l>^  S  Iis  Land- 
tag Xn.  1-302,  I^ariiini^  Steuerforderungen  abgelehnt,  weil 
nur  durch  (Tesamtlandtag  annehmbar  S  1  is.  Harnim  er- 
bietet sich,  den  Stän<ien  Keehenscliaft  über  seinen  Hofhart 
zu  geben  S.  US.  Ablieferung  des  gemeinen  Pfennigs  l.>");5, 
Haltting  Katutnlntji  S.  118.  Landtag  V'  l.VU.  Bewilligung 
zwei«  r  Steuern.  Bauembedrückungen  S.  IIS.  Übergangs- 
zeit S. 

Fünfter  A  bsc- Ii  ii  i  tt. 

Adelsherrschaft  in  Wolgast  und  Stettin  1556  -1570    120—148 

Die  ()rdnungen  der  Jahre  1  "löG— IVi'.»  i2U  — 130 

Phili^tps  Refonncifer  ?v  120. 

Die  Kirchenordnung  Errichtung  eines  höchsten  geistlichen 
Gerichtf^  .S.  12<)  \'orbereitung  (ler  Ordnung  durch  Philipp 
K7~121.  Ihre  Heratutig  durch  die  Stände.  \\"idersi)rucli  (ier 
Städte.    Ihre  V'ollendnnL^  S,  121  (vgl.  .S.  87  und  IIU 

Die  (Tfcif-swalder  Iniveisität.  Wiedereröffnung  1.539. 
Neue  Aufgaben     l^hilipps  Verhalten  S.  121. 

Die  l'nlizeiordnung.  Sehwierigkeiten  8.  122.  Schritte  in 
deiT  früheren  Jahrzehnten  S.  122.  15ö6 — 156?),  Jakob  Zitze- 
yitz.  Aufgeben  der  Absicht  8.  12H.  Die  Unsii  herheit  im 
Lande  die  gröfste  (Tefahr,  veranlarst  durch  die  Unter" 
driiekung  <bT  Hauern  S  12:t.  Ursacbi-  dieser  Ciiterdniekung, 
die  wirtschaftliche  und  die  kirchliche  Fntwicklung  S.  124 
(v"l.  S.  22  und  ^it).  Herzöu^e  Adel  und  Hauern :  Ijauern- 
ordnung  unmiiglirb  8.  124.  Einblick  der  t'iirsten  in  den 
(tfund  der  Un.sic herheit.  dentmch  kein  ernstlicher  Versucfi 
zur  Abhilfe  S.  12.").  Fortdauer  der  l.'nsicherhcit  S.  12rt. 

Die  f4erirlits..rdnuiig  (Vgl.  S.  S4  ff.).  Geschichte  S.  127. 
Zweifac'he  'I  hätigkeit  der  Regierung:  1)  Unterdrückung  der 
gtäiidischen  (irrichtti  durch  die,  iurisdictio  concnrrena  der 
Hnfgcrietite  und  durch  die  Förderung  <ler  Suclit.  Ilerufting 
einzulegen  S.  127.  sowie  durcli  innnittelljaie  Lingrilfe  in  die 
<Terichtsbarkeit  des  Adels,  mehr  und  mehr  auch  der  Städte 
S.  127  :  2)  darauf  Keg'-luug  dea  Kechtsganges  und  Entlastung 
der  Hof^erichte  S.  129. 
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Der  Tod  Phili]jjj!*  1.  und  die  Privilegienliaudluiig  .  .  13Ü— 139 

Philipp  stirbt  14.  Februar  1560;  Würdigung  seines  Lebens 
und  U  irkens  ^  <*.  Günstige  Lage  der  I'egicrun^  bei 
Bpinom  Toflo.  Zurücktreten  des  JUlrirertums  S.  ]'M.  l  olgen 
vou  PliilippB  Tode  für  Stettin  und  »Volgaat,  Bedeutung  der 
Bestiitigiing  der  Privilegien  durch  den  Sterbenden  S.  182. 

Geschieht»  der  rrivilegienliandlun^  S.  132.  Ein  einziges 
Privileg  für  das  ^anze  I.,an(i ;  Zweiteilung  der  Regierung 
aufrecht  erhalten  s.  133.  Huldigungspflicht  der  Landschaft 
S.  I;i4.  Keine  Kriege  und  Jiündnisse  ohne  Zustimmung  der 
Landschaft;  Deckung  der  Krieg.^kosten  S.  134.  Kinflufs  der 
l.<and8cbaft  auf  die  Auswahl  der  Beamten^  \^ erzieht  auf 
das  Fehderecht  S.  134,  Die  Landschaft  Schiedsrichter  bei 
Streitigkeiten  der  Herssöge  S.  135.  Neuordnung  des  Lcbn- 
rechtes  S.  13.'». 

Ausgeschieden  wird  die  Kloster-  und  Kapitelbe.setzungs- 
Frage.  Der  Krfolg  Philipps  KmO.  S.  13(n  liilVt  <u-h  i:>GO  nicht 
halten.  S   !3n.    F«>rtd:uuM-  de.-  Streito.'^        l."i()V>  S.  130. 

»Steuerfra^jen,  charaktcvisüsches  an  ihneu  iS.  137.  Die 
Steuerfreiheit  derStftdtlein  der  Schlonuceeessenen  und  die  je 
zweier  Katen  auf  den  rttgianischen  Atlelsgütern  aufgehoben 
»s,  137,  ebenso  die  der  Freipchulzon ;  die  der  Pfarrhufen 
beschränkt  S.  138.  Steueruntersehlngungen  infolge  Ein 
jciehens  der  Bauernhufen  vergeblich  bekämpft  S.  13s.  ße- 
Bcliliifs  ein  neues  Kataster  nn/nilo-en,  nicht  durebgefUbrt&  188. 

l^rgelmis  der  PriviiegieidmiuÜung  >.  131). 

Adelsregiiu  eilt  löös  (i:.()0)— 1570  13'J— 14Ö 

Barnim  siech  S.  139.  Ab.sichi,  die  Accise  einzuführen 
S.  14U.  Landtag  l.V»(),  Steuerverweigerung.  Eutsehlufa  der 
Her/öge  S.  140.  Die  Accisek<>n/<'5-ii  n  K  t-l«^  Y.  ihre  guten 
Seiten  S.  141,  ihre  Nackteile  S.  141.  V  erhandluugeu  mit 
Ferdinand  I.  8.  142.  Ablehnung  der  Accise  durch  den 
Landtag  \-'yu  S.  142.  Erneute  Ablehnung  durch  einen 
Deputationstag;  I'hilipp  zieht  sich  zurück,  Barnims  weiter- 
gebender I*lan  S.  142.  Seine  Wreuche  bis  l"»t)6.  Au.^li«*fe- 
rung  seiner  Kegicning  un  die  Stände  (vgl.  S.  ll^i  S,  148. 
Machtlosigkeit  der  Städte  S  Der  Stetfin'T  L;indt,iirs- 

abscbied  i.'iÖS  XU.  Ib.,  der  Keformationsausschuls,  Steuer- 
bewilligung S.  144. 

Der  Gesamtponnnerscbe  Steuervorrat  von  1568;  Gewalt 
und  Absichten  der  Lindcclmft  'S.  145.  Bewilligung  von  0 
Steuern:  Übereinuehuitikulleg  S.  145.  Der  Adel  steuert 
mit;  sonstige  Ausdehnung  der  Sleuerpflicht  S.  14G.  Der 
Septemberlandtag  l'>fU):  die  Aufualime  von  Schulden  und 
der  Volizuff  vou  Bestallungen  durch  die  Herzüge  vom 
Willen  der Xandsehaft  abhängig  146.  Frage,  ob  die  stftn- 
dtschen  Errungenschaften  in  die  Privilegien  zu  bringen; 
Verhandlungen  von  1 S.  147,  Ulrieb  vou  Schwerin 
147.  Erbauöeinanderset/Aiug  156U  S.  147.  Der  Adel  auf 
dem  Gipfel  sdner  Macht  seine  Aussichten  S.  148. 

S  e  (■  }i  s  t  e  r   A  1 »  s  c  Ii    i  1 1 

Der  Übergang  von  der  Stadt  zur  Territorialwirtschaft  .  .      .     14$— 174 

Gegensatz  der  wirt.schaftlicheu  Anschauungen  der  licgie- 
rung  und  der  Städte  149. 

Der  Zollkrieg  mit  Brandenburg  

Der  Oderhandel;  Bedeutung  Pommerns  für  iim  S.  150. 
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Wirt-chattliche  Lnc^o  PotTimorns  nm  TUK»  S.  l'n.   ^(-»achim  I. 
unterdrückt  den  Warthebandel  und  den  direkten  pommerisch- 
polnlscb-echlesiBcben  Verkehr  und   verlebt  alte  Handels 
Btrafseu  S.  l->\.  Al  t  «los  Kampfes  S,  152.  nans  von  Küstrin  ; 
die  ersten  Streitigkeiten  S.  1")2.    Odersitcrre   l'i5'>  >^   1  ■>:>. 


S.  Ibö.  l  >ie  Küstriner  Zölle  lö58  S.  l.V>,  Gefahr  Pommerns ; 
Barnims  Ohnmacht  S.  155.  Sieltin  sperrt  die  Oder  l.">(;2; 
Sorge  der  HohenzoUem  S,  156.  Die  Mecklenburgischen 
Zollpläne;  Aussölnmutr  zwischen  Barnim  und  .Io;i(  lnm  S  I 
Bedeutung  dea  Prenzlauer  Tages  156^1  S.  l.>7.  Heniühungen 
des  Markgrafen«  die  StraCie  Dansiff-Witteoberff  in  sein  Land 
zu  ziehen;  Polens  Haltnng  S.  157.  Neue  Zolle  in  der  Knr 
S.  h'jx. 

Johann  Georg  S.  I  V.».  Stettin  und  Frankfurt  bis  lö72. 
Jobann  Friedriciis  Eintreten  für  Stettin  S.  104J.  Seine  l'oli- 
tik.  Ft  hiilseligkeiten  der  Km  S.  1(10.  Die  Kur  giebt  nach 
S.  161.  Spätere  Verkandiungeu;  neuer  Streit  S.  161.  Die 
fttnrtlicbe  Gewalt  in  den  Wirtschaftskfimpfen  mit  den  Aus* 
land  S.  162. 

Die  wirtschaftlicbe  Entwicklung  im  Inni^rn  16^174 

I>rei  H.Tuptmoraente  der  neuen  wirtschaftlichen  Entwit  k 
lung  S.  iih).  Der  Adel  lehnt  sich  gegen  die  alleinige  Kaui- 
mannschaft  der  Städte  auf  S.  16.S.  Das  Brauen  auf  dem 
T.nn  h'  S.  ir,:'.  ITaii.'-iorer  und  Dorf handwerker  S.  104.  Vor- 
käuferei  und  völlige  Umgehung  der  Städte  S.  164.  Die 
Herzöge  theoretisch  auf  der  Seite  der  St&dte,  thatsächlich 
auf  der  des  Adels  S.  165.  Gesctuchte  der  Komausiuhrrer* 
böte  S.  \(''^K 

Die  Städte  meist  scbrotl  ablehnend  gegen  die  Forderungen 
des  Adels  8.  166.   Sie  sind  im  Auslände  nnd  von  den 

ei;:eneji  Fürsten  ühprall  dureli  Zölle  hpdrnht  S.  l»}»;.  Im 
Innern  durcli  die  Miinzverwirrung  und  Preisumwälzung; 
Sturz  der  Loitsse  S.  166.  Der  Städte  eigenes  Verschulden. 
Charakter  der  Pommern  S.  IGT.  Strafsenwesen  S.  1(>7. 
Selbst  Stettin  und  Stralsund  „Ackerstädte"'  S,  16S.  Zurück 
weisen  der  industriellen  Pläne  der  Herzöge  (Programm 
Pbilippe  II.)  S.  168.  Aus-  nnd  Etnfubnsolle  S.  169.  Die 
städtische  Wirt9chafts|.()li(Ik  nft  nii,-^I(  her  and  damit  aus- 
sichtslos S.  169.  r^io  firofsen  (gemeinden  treiben  die  klei- 
neren der  Kegiening  in  die  Arme  S.  170.  Die  gesetz- 
geberische ThHti}i:keit  der  StadtriUe  eifrig,  aber  auf  die  Un- 
terdrück uul'  s  kleinen  Mannen  i^erichtet  S.  171.  Die 
oberen  Kla^>seti  nüfeachten  das  Gesetz  S.  171.    Hilfe  da- 

fegen  nur  bei  den  Fürsten;  ihre  steigende  Macht  S.  172. 
'remdenrecht.     Wer  ist  Fremder?  S.  172.     Stellung  der 
Stadträte  S.  172,  der  Merzögf  zn  den  Fremden  S.  17:i. 

Die  Regierang  siegt  zu  einer  Zeit  noch  ausreichender 
Geldkraft  der  Städte  S.  17H.  Ijbersicht  über  die  innere 
wirt.<cliaftli(  hc  Entwicklung,  Rückschlufs  auf  die  innere 
politische  S.  174. 


SioIm  nter  Abschnitt 
Johann  Friedrich  1570-1600   


17.^— 1^2 
170— lö2 


Stettin  und  Wolgast  1"-Th— 1;>7  

Finanzielle  Folgen  der  Erbteilung  von  1569  S.  175.  Johann 
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Seite 

Friedrich  S.  170.  lurnst  Ludwig  S.  176.  Steuerbewilliguogen 
bis  1587  !n  Stettin  S.  176,  In  Wolgast  8. 176.  Die  polnische 

Anleihe  S.  177.  Entwicklung  des  Steuerwesens:  re  <<brr 
einnehinemuaschüsse  5>.  177,  ihr  Verfall  S.  178.  Ertrag  der 
Steueru  178  idazu  die  Tabelle  S.  180  und  181 ,  Regulierung 
des  Hufenmafses;  Heranziehung  neuer  Volksklassen  S.  178. 
Die  Steuerfreiheit  des  Adele  &  179.  Frttnleinateuem  S.  182. 
ReicliFisteuern  S.  182. 

Der  Kampf  um  die  Accise  1588    1«2— 188 

Jobann  Friedrich  und  <Ue  LandetSnde  8.  182.  Warum 

er  die  Accise  erstrebt?  8.  18:3.  Frühere  Versuche,  sie  zu 
erhalten  S.  l^*;i.  Ludwig  von  Ebersteiii  S.  184.  Art  der 
geplanten  Accise  S.  184.  Erzherzog  Matthiaa  ihr  Für- 
eprecber;   Ebentein  in  Prag  8.  184.  Stettin  und  Wolgast 


gereizt  S.  Ibb.  Der  Treptower  Landtag  1588  VII.  7.,  die 
Accise  abgelehnt  S.  186  Die  Stände  legen  Berafnng  ein 
S.  186.  Verhandlungen  so  Treptow  im  August  S.  186.  Die 
Sammarische  Verordnung  vom  19.  IX  S.  187.  Des  Kaisers 
Entscheid  18.  X.  S.  187.  Aussöhnung  der  Brüder  8.  188. 
Der  Venieht  anf  die  Accise  6.  188. 

Von  11)89  bis  1600   188—192 

Bo^islav  XIII.  S.  188.  Der  erste  Streit  mit  seinen  Stän- 
den S.  Is'j.  Die  letzte  grofse  Steuerbewilligung  der  Stpttiner 
für  .iüiiann  Friedrich  S.  190.  Die  Fra;j:e  des  Veraauiinluu£js- 
rechtes  der  Stände  1593  S.  190.  Ewald  von  Flemming  S.  191. 
Tliittigkeir  Flemmings  bis  1597  8.  192.  Jobann  Jmedrichs 


Thätigkeit  Bogislavs  XIII.  in  Stettin.  Der  Streit  über  die 
Vermögenssteuer  in  Wolgast  S.  lOl  Nouerrichtung  der 
Landratskollegien  S.  1U4.  Philipp  IL  und  l'hilipp  Julius. 
Allgemeine  E^twieklung  unter  ihrer  Regierung.  Der  Ein- 
tlufs  der  Horzogt«  auf  sie  S.  TT  Fehler  Philipps  S.  19.'). 
Philipp  Julius;  Steuern,  die  ihm  bewilligt  weraen  S.  195. 
Die  Wolgaster  Stidte  erlangen  vollen  Anteil  am  Landrats« 
kolleg  S.  196.  Die  Landratskollcgien  treten  an  die  Stelle 
der  Landta^ro  S.  l<>7.  Ihre  Neuorganisation.  Einrichtung 
einer  i/istriktaverlasbung  S.  197.  Vorberatung  der  \  urlagen; 
Konvokationstage  S.  198.  Maeht  der  Rolleren.  Die  Brb- 
landmarschälle  f  if  i  Wolgaster  Streiti  S  10s.  Die  Kollegien 
nutzen  ihre  Stellung  nicht  aus  S.  ItiU.  ( )hnmacht  der  Städte 
(Stralsund)  S.  1^9.  Warum  die  Regierung«  u  die  Accise  nicht 
erzwingen  S.  200.  Die  Abgabcnireitieit  des  Adels  aufgehoben 
S.  200.  Vermögenssteuer  S.  201.  Sociale  Thätigkeit:  Be- 
richt, liauemfrage  S.  201.  Rückblick  auf  die  Jahre  löOO 
bis  1625.  Bedentung  des  dreirsigjährigen  Krieges  für 
PoDunem  8.  202. 


Tod  S.  192. 


Achter  Abschnitt. 


Dte  JaJiri  1600-^1625 


196-202 
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Benutzte  BUcher  und  Archive. 


StettSner  Staatsarcliiv;  Uberall,  wo  nicht  ausdrücklich  ein  anderer  Teil 

zitiert  ist.  ist  Pars  I  gemeint  (gekürzt  St.  T.  .  .  Sr.  ,  .). 

Wolgaster  Staatsarchiv  (gekurrt  W.  T.  .  .  Nr.  .  .).  Es  befindet  Bich  gleich 
dem  Stettiner  im  Kgl.  ätaataarchiv  zu  iStettin. 

Bohlenaehe  Sunmlimg,  eben&lb  im  Kgl.  Staatiarehiy  m  Stettin  (gekfintt 
Bohlen). 

Gehwaies  Staatsarchiv  zu  Uerlin  (l'  ^^ür/.t  B.  Rep.). 

Mohr^re  Xotizi'U  zur  OescbftiuorUauagsgesohichto  dur  Landtage,  dio  ich 
dor  Gut.    1.  -4  Henm  AreUTan  Dr.  BBr  verdKnk«,  «ind  dumh  ein  SUrnehsn  ge- 

kenii3r'  ii.liiu't 

Balthasar,  Augustiu  von:  Auliundlimg  vom  Ursprung,  Amt,  Recht,  be- 
sonders der  Wahl  ii(  r  Lnndräte  im  Herzo^iin  Pommern  and 
Fürstentum  Rügen.   Greifs wald  1752. 

Balthasar,  Aug.  v.:  Historische  Nachricht  von  denen  Landes^erichten  und 
derselben  Ordnungen  im  Herzogtum  Pommern.    Greifs wald  1736. 

Barthold,  Geschichte  von  Pommern  und  Rügen.  4  Bände  (der  4.  in 
2  TeUen).  Hamburg  1889~'1845. 

Berekmann,  Jol  ann  Stralsundische  Chronik  und  die  nocli  vorhandenen 
Auszüge  aus  alten  verloren  f]fciran|]renen  Rtralsundischen  Chroniken 
nebst  einem  Auhange.  Aus  den  Haudschriften  herausgegeben  von 
Mohnike  nnd  Zober.  Straleond  18S8. 

Bohlen'Bohlendorff,  Hausbuch  des  Herrn  Joachim  von  Wedel  auf  Kremp> 
zow  Schlofe  und  Blomberg  Erbgesessen.  Tübingen  1882  (gekfirst 
Wedel). 

Gramer,  Daniel:  Pommeriaehe  Kirchen -Ghronika,  das  ist  Beschreibung 
und  ausführlicher  Berieht,  wie  anfenglich  u.  s.  w.  in  drey  unter- 
schiedlichen Bficheiu  verfafst  2.  Aufl.  Stettin  1603  (gekfirst 
Gramer  III). 

Gnuner;  Beinbold:  Gesefakiite  der  Lande  Lanenburg  und  Bfitow.  2  BSnde. 
Kdnigsberg  1858  (gekünst  Gramer  I  oder  II). 

Dähaert,  J.  C. :  Sammlung  gemeiner  und  besonderer  Pommerscher  und 
Rugiecher  Laudes-Urkunden,  Gesetze  u.  s.  w.  3  bände  und  5  Bände 
Fortsetanag.  Stralaond  1765  ff.  (geknrat  Dähnert  l'-VIII). 

Gadebnseh,  Tb.  H.:  Pemmenehe  Sammlungen.    2  BSnde.  Greifswald 

1788  ff. 

Gesterdi^i^.P)rl,  Beitritge  zur  Geschichte  der  Stadt  Greifswald.  4  Bände. 

Gk>erigk,  E. :  Hugeuhageo  und  die  Protestaotiöieruug  Pouimems.  Mainz 
1895, 

FtaMhuBgen  (00)  XIV  1.  —  Spfthn.  II 
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Kantzow,  Th.:  Pommersche  Chronik  niederdeutaeh ;  hng,  Ton  W. 

Böhmer.    Stettin  IbOö  (gekürzt  Kantzow  ISo") . 

Kratz,  G.:  Die  Städte  der  Provinz  Pommern.  Abriis  ihrer  Geschichte, 
zumeist  nach  Urkunden  bearbeitet.  Einleitung  und  Vorwort  von 
Dr.  R.  Klompin.    Berlin  1866  (gekünt  Klemi^D  und  lOmisebe 

Seitenzitior). 

Medem,  F.  L.  von:  Geschichte  der  Einfuhrung  der  evangelischen  Lehre 
im  Hefsogfcnm  Pommem.  Greiftwald  1^. 

Micradius,  Johann«»:  Dt»  alttn  Pommerlandfla  Buch  1-6.  Stettin  1639. 
Nofmann,  Matthäus  von:   Wendisch «RUgianischer  Landgebrauch.  Aus 

verschiedenen  llaudschriften  berichtigt  und  heransg^eben  vonTh. 

H.  Gadebuscb.   Stralsund- Leipzig  1777. 

Kaumer,  G.  W.  v.:  Die  Insel  Wollin  und  das  Seebad  Misdroy.  Berlin  1851. 
SastiDwe,  B.:  Herkommen,  Geburt  und  Lanff  seines  gantsen  Lebens,  auch 


von  Mohnike.   A  Teile     Crfifswald  1^28  24. 

Schoettgen  und  Kre)-sig:  Diploniata  et  scriptores  historiae  Gennanicae 
medii  aevL  Tdmus  8.  Altenlnirg  1760. 

SchwarlB,  A.  O.  v. :  Versuch  einer  pommerschen  und  rUgianisehen  Lehna« 

historie.    Greifswald  1740. 

Thiede,  Fr.  -.  Chronik  der  Stadt  Stettin.    Stettin  1849. 
Baltische  Studien  (gekürzt  B.  St.;. 
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Regieningszeit  der  HerzSge  von  Pommern  1478—1637. 


Gftnz  Pommern  in  einer  üand: 
Hogislav  X.  1478—1523. 
Geoig  I.  1523-1^1.  Baniim  XI.  1523—1532. 


Pommern  - Wolgast 

Philipp  L  r)32-15<50. 
Ernst  Lurlwi-  1569-1592. 
Pliilipp  Julius  1592— 1Ü25. 


P  o  Dl  m  e  r  n  -  S  t  e  1 1  i  n. 

Barnim  y  I   i  r,;i2— 15(59  (s.  o.). 

Johann  Friedrich  1569 — 1600 
(1556 — 1574  Bischof  von 
Kammin). 

Barnim  XII.  16U0— 1603. 

Earimir  IX.  1603  (1574—1602 
Bischof  TOD  Kammin). 

Bogislav  XIII.  1603-1606. 

Philipp  II.  1606—1618. 

Franz  I.  1618-  1620  (1602 
bis  1618  Bischof  von  Kam- 
min, ihm  folgt  Itiiö— 1622 
sein  Bnider  Ulrich). 

Bogiökv  XIV.  1620  -  1625  (von 
1623  ab  auch  Bischof  von 
Kammin). 


G»ns  Pommern  wieder  in  einer  Hand: 
Bogislav  XIV.  1625—1637. 
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Einleitung  K 

Übersicht  über  die  Entwicklung  der  Herzogsgewait 
und  der  Landstände  bis  1478. 


AI«  die  ersten  christlichen  Mönche,  von  dem  polnischen 
Könige  Boleslav  gerufen,  im  Jalire  1124  Pommern  betraten, 
landen  sie  in  einem  Lande,  welches  ihnen  „schön  wie  das  der 
VerheiCsunj^"  dünkte,  ein  ihrer  milden  Lehi-e  unxugän;:;liclie8, 
noch  von  keiner  höheren  gesellschaftlichen  Ordnung  j^ezähintes 
Volk.  Es  citauden  jedoch  die  Bewohner  der  Oderufer  und  der 
Ostseeküste  bis  hin  gegen  Danzig,  von  welcher  sie  ihren  Namen 
als  Pomorani,  Meeranwohner,  erhalten  hatten »  nicht  mehr  auf 
den  niedrigsten  Stufen  menschlichen  Zusammenlebens;  an  ihre 
Spitze  hatten  sich  bereits  dauernd,  obwohl  noch  nicht  lange, 
Herzöge  gestellt,  und  territoriale  Gemeinwesen,  so  ungeschickt 
die  T fände  sich  erst  emporarbeitender  Ffirstcn Geschlechter  sie  auch 
formen  n  oditen,  waren  in  niaehem  Werden. 

Jahrliunderte  eines  rulielosen  Knnipfes  mit  den  ^crnianischen 
und  slavischen  Nachbarn  liatten  sie  vorlu'i  eitet.  Soweit  l^rinnerung 
und  JScige  zurückzudenken  vermochten,  halten  sich  die  Angehörigen 
aQ  der  kleinen  Be^rke  des  Fesllaiides  um  dtö  Priestarschaft  im 
Heiligtum  au  Redra  und  die  der  Insel  Rügen  um  die  Priester 
Swantevits  geschart  und  dort  zuerst  ein  Oeflthl  der  Staromes- 
zusanimengehörigkeit  empfunden.  Kriege  von  ungewöhnlicher 
Heftigkeit  und  Nachhaltigkeit  mögen  es  auch  gewesen  sein,  welche 
in  den  Zeiten,  da  Lothar  von  Supplimburg  den  Mittelpunkt 

'  Der  folgouden  Darstellung  liegt  namentlich  zu  Grunde:  Kiempins 
Vorwort  zu  Kratz,  welches  nur  die  zwei  Perioden  der  ständischen  Ent- 
wicklung vor  der  Rej^ierune  Ho^'islavs  X.  nicht  klar  genug  scheiden 
dürfte.  Benutzt  sind  für  die  ältere  Zeit  die  Vit-  r,  des  hl.  Ofto.  Md.  S8.  XII 
und  die  pommerscheu  UrkundenbücUer,  für  die  spätere  Kantzow  18iJ5  and 
Baithold.  Bei  der  mannigfaeben  Übereinstiiniiiung  der  Zustände  znr 
slavi.«;chen  Zeit  scheint  es  angemessen,  auf  Uachfahls  Einleitung  in  ^die 
OrganifRtion  der  * !osntntätaat6Vorwaltini;x  Schlesiens  vor  dem  Dreifsig- 
jährigen  Kriege",  iScIiuioUers  Ötaata-  u.  sucial wisaenschaft liehe  Furschuugen, 
Baad  Xin,  Heft  1,  Leipzig  1894,  hitunweisen. 
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seines  Wirkens  noch  an  den  ( >stmMrken  des  R<i\  hcs  fand, 
einzelnen  einheimischen  Machtliaheni  den  Weg  zur  dauernden 
Herrschatt  bahnten.  W;direiid  \\'ai*tislav  1.  in  der  Uder.i^ei^t'iid 
ein  westpommerschcs,  allrin  zu  einer  Zukunft  iKTufenes  llei-zo«^- 
iLua  bildete,  und  eich  zugleich  in  Ku^n  ein  krüftigeö  Fürötentum 
im  schwereD  Widerstreite  gegen  die  Prieaterschaft  erhob ,  fUhrto 
die  um  sich  greifende  Entwicklung  bereits  auch  die  jenseits  der 
Persante  wohnenden  Stammesgenossen  su  einer  Art  staatlichen 
Zusammenschlusses . 

Alsbald  sahen  «icii  die  neuen  Herrscher  vor  die  Notwendigkeit 
«gestellt,  ihre  Freiheit  gegenfiber  den  feindlich  .i]^esinnten  Naciibar- 
ni.ifhten  zu  behaupten;  nicht  als  ob  ihnen  völlige  üeseitigunj; 
gc(iroht  hfltte  ~  das  wäre  nicht  im  Sinne  der  Zeit  gewesen,  — 
wohl  aber  suchte  ein  jedes  der  anstofsendeü  Länder  sie  zur 
Anerkennung  seiner  Lehnahohcit  zu  zwingen. 

Durchaus  waren  die  beiden  pommerschen  Herzogtümer  in 
den  Jahren  der  Bekehrungsreisen  des  heiligen  Otto  polnische 
Vasallenstaaten:  wahrscheidich  nicht  ohne  polnische  Uüfe  auf 
den  Herzogsstunl  erhoben,  niufste  Wartislav  so  gut  wie  sein 
ostpommerscher  Mitstreiter  die  Hand  des  kraftvollen,  stamm- 
verwandten Nachbarn  aufs  eniptindlichste  ftlhlen.  Die  West- 
j)ommern  enli^^ingen  allerdini^s  nurch  ihren  ongen  Ansehlul«  an 
deiit«cli08  A\'(sen  dem  Schicksale  ihrer  östli<  )HMi  \'olksp^eno8sen, 
wolch.e  unter  das  polnische  Joeh  gerieten  und  »ogar  die  politische 
SelbötöLaudigkeit  verloren;  immerhin  nahm  der  gttahrvolle  Kampf 
um  die  Freiheit  und  Unabhiiugigkeit  von  Polen  die  Thatkralt 
ihrer  ersten  Herrscher  derart  in  Anspruch ,  dafs  dieselben  die  so 
nötige  Regelung  und  Festigung  der  fUrstlichen  Macht  im  Innern 
des  Leindes  vernachlässigen  mufsfen. 

Als  Westpommem  suerst  in  die  Geschichte  eintrat,  setzte 
sich  seine  Bevölkerung  ausschlierslieh  aus  Slaven  zusammen. 
Kinst  hatten  sicli  seine  I)ewolmer  fast  melir  noch  als  d'e 
mancn  einer  alluiufad.>enden  Freiheit  rtdinicii  dürfen;  allmälilicli 
aljcr  war  ihr  geselischaftliclier  Zustand  trauriger  geworden  als 
irgendwo  in  Kuropa.  Die  Notwendigkeit  eines  Richters  im  Dorfe 
wie  das  Übergewicht,  welches  grölserer  Grundbesitz  stets  be- 
hauptet, filhrte  zu  der  gänzlichen  Unterwerfung  der  Dorfgenossen 
unter  den  Willen  ihres  Dynasten,  so  dals  fSt  die  Völker  des 
Mittelalters  .Slave  und  Knecht  Begriffe  gleichen  Inhalts  wurden. 
Um  das  Jahr  1000  bestand  Pommern  aus  einer  grolsen  Anzahl 
von  Ciutsherrschaften ,  deren  Inhaber  völlig  selbstherrlicli  waren 
nach  ol)cn  wie  nach  unten  und  nicht  zuletzt  ge-jeTinbcr  den 
eigenen  Standesgenossen,  walirend  ilire  rntersassen  in  willen-  und 
rechtloser  Al)hangigkeit  ve^n  ihnen  v(  rkilmmerten.  Das  junge, 
.ein  Jahrhundert  spriter  entstehende  ilerzo;;tum  veiinoehle  die 
Lage  zunächst  noch  kaum  zu  verbessern,  mochte  es  gleich  selbst 
an  der  Beseitigung  der  Dynasten  ein  nkht  geringes  Interesse 
haben. 
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Zu  unklar  ist  die  Überlieferung,  um  zu  erkennen,  wie  weit 
und  durcli  welche  Mittel  ea  sich  auszubreiten  verstand ;  denn 
wenngleich  die  rein  ueraonliche  Gewalt  des  ersten  Staatsubcrhanptes 
im  Kuiiipic  gegen  alle  Nachbarn  rasch  zur  gesiclicrt  n^onarchijiciien 
erstarkte,  so  waren  ihre  Rechte  doch  nicht  minder  schwankend 
aU  ihre  Aufldebnnng.  Unter  dem  noch  inhaltsleeren  Vorbehalte 
des  höchsten  Gerichtes  und  der  allgemeinen  Ueeresfblge  begnügte 
«ich  VV^artislav  I.  zunächst  mit  der  ftufserlichen  Anerkennung  einer 
Oberiiensohart.  welche  aufser  in  der  Annahme  des  Kastellanatitels 
von  seilen  der  Melirzahl  der  bisherigen  Dynasten  fast  allein  in 
einer  mäfsigen  A)>i!ah*'  von  Hufe  und  ffans  ihren  Ausdruck 
tand.  Es  war  ihm  nicht  gegeben,  die  bisherigen  Machthaber 
mit  der  Gewalt  der  \\  allen  zu  unterjochen.  Dagegen  wulste  er 
ihnen  klug,  indem  er  die  Volköreligion  uniuerklich  vorarbeiten 
hefß,  die  Gelegenheit  zur  Ausübung  ihrer  Hechte  mehr  und  melir 
zu  entsiehen. 

Er  erhob  die  Tabemen,  welche  die  Verwaltang,  sowie  alles 

geseliige,  politische  und  Verkehrsleben  bisher  an  die  Burg  ihres 
Dynasten  gefesselt  hielten,  zu  den  unverletzlichen  Stätten  seines 
Gerichtes.  Indem  sie  wie  die  Haine  der  Gottheit  dem  Verfolgten 
sogar  gegen  seinen  Gutsherrn  Schutz  boten,  lehrten  sie  das  Volk, 
den  Triiuer  einer  so  ungewöhnlichen  und  dabei  so  versöhnenden 
Gewalt  gleich  seineu  Priestern  zu  ehren. 

Dagegen  scheint  Wartislav  en  nielit  versucht  zu  haben, 
die  Bedeutung  der  Kastellane  durch  Cberordnung  höherer  Be- 
amten, etwa  in  der  Stellung  der  polnischen  FalatiAe,  herabzu- 
drücken  ;  vielmehr  dürfte  der  Unterschied  der  praefecti  und 
castellani  nur  auf  einen  Uanguntersohied  in  derselben  Beamten- 
klasse hinweisen.  Ein  solcher  war  dadurch  gegeben,  dafs  in 
eineeinen  Burgbozirken  Städte  lagen  und  in  anderen  nichts 


'  Schon  di(^  That?acho,  dafs  der  praofectus  in  fh-n  filialtciifn  TTr- 
kumlen  nur  zweimal  --  Kosegarten,  Cotlex  Pomeianiae  diplomaticus  H.  I, 
Gi-eifewald  1862.  Nr.  89  u.  12fi  —  vorkommt,  8j)ncht  nii:ht  für  seine 
Hcdeutunp,  Die  Viten  bescbrUnken  die  Hezeichnung  pruefectus  auf  die 
Leiter  der  städtischen  Verwaltunj^sbezirke,  vgl.  lierbord  Ul .  o.  1,  MG. 
SS.  XU,  »Ul  u.  Kos^arteo  Nr.  12(i.  Eine  einzige  Stelle  bei  Horbord  III, 
c.  802  läTst  sieh  auf  eine  Pnldtinafsverfassung,  ähnlich  der,  die  Rachfiihl, 
17  u.  Jl2  in  Schlesien  vermutet,  beziehen:  du.x  terrae  baronibus  ac  capitaneis 
totias  provinciae  sie  pmefecfis  civitatnm  eon ventuin  indixit;  Ebo  III, 
c.  6,  Bchreibt  dai'iu :  dux  genorale  piincipum  rcgni  sui  eolloauium 
indixH:  doch  kann  repnum  die  l!(  deutunj^  von  [iKJvincia  haben.  Vielleicht 
meinen  !)eide  Annalisten  den  Lamlesteil  westlich  der  Oder.  Klx  nso  wie 
die  Urkunden  den  Titel  castellauus  und  praefcctus,  vgl.  Koscgarten  Nr.  Kid 
u.  120,  wecheehi  die  Viten  auch  die  Bezeichnung  (  ivitas  und  castram, 
vgl.  Herbord  H,  c.  23,  78«  und  Ebo  II.  c.  7,  84«.  -  Ein  Rangvoraug 
der  städtischen  Kastollane  ergab  sich  dairogeu  von  selbst,  weil  die  Städte 
sich  zanäehBt  noch  sehr  eelbätündig  erhielten  (Ebu  II,  c.  U,  84Uj.  Auch 
waren  ihre  Einnahmen  natnTgemSffl  höher,  woraus  steh  der  Unterschied 
zwischen  taberuae  uiai-tre.-^  und  miiieres  eiklnren  map;;  denn  auf  dr>n 
Zusammenhang  dieser  Unter. scliei« Inn-  mit  der  Verschiedenheit  der  Ein- 
künfte deuten  die  Ueldan Weisungen  der  Herzöge  auf  tabernae  in  der 
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Wahrscheinlich  war  der  Herzog  tiocIi  zu  abhJinj^ig  von  den 
Kastellanen  .  in  doncn  sich  die  Denkweise  des  nur  widenvüiig 
gehorchenden  Uynastentums  weit  stärker  als  das  Bewufstsein 
ihrer  Be.unteuptliclit  geltend  machte,  aU  dafs  er  einen  derartigeD 
Versuch  überhaupt  hätte  wagen  können. 

Bei  all^  r ragen  der  Verfassung  ond  Verwaltung»  des 
Gerichtes  und  der  auswärtigen  Besiehungen  sali  sich  nämlich 
der  Herzoe  zur  RUcksiditnahmc  auf  den  Willen  und  die  Zu- 
stimmung des  gesamten,  auch  die  höheren  Beamten  um&ssenden 
Adels  verpflichtet.  Er  befragte  ihn  auf  den  fUr  das  ganze  l^nd 
oder  ftir  die  vorzüglich  beteiligte  Provinz  .uisji^cschncbcnen  Land- 
tagen.  meist  wohl  nur  in  I^ratuugen  mit  einer  Aiizalil 
fiilir.'nder ,  nahezu  unabhängig  gebliebener  Dynaatengeschiechter 
und  den  iiohen  Würdentrügem  ^ 

Unter  dem  lluiilusse  einer  so  drückenden,  nach  allen  Seiten 
beschrftnktm  Lage  geschah  es,  dals  die  Naxmfolger  WartislaTB 
das  dem  Ghristentnme  auf  dem  Fufse  folgende  Germanentum  aufs 
wflrmsie  begrUfsten.  Sie  scheuten  kein  Opferi  um  deutsche  Ritter, 
Bauern  und  Mönche  in  ihr  Herzogtum  zu  rufen,  und  eine  Zeit 
lang  durften  sie  auf  den  Erfolg  ihrer  Bemühungen  mit  Sicherheit 
hoffen.  Indem  das  Slaventum  im  Tjuif*'  des  zwölften  und  drei- 
zolintrn  ,fahr!nm(h'rt8  nahezu  auj^erottet  s\  unlc  und  da^  Deutschtum 
das  L;'>^aiiit(  Land  eroberte,  gelang  es  den  Herzögen,  zugleich  auch 
deutötheb  Ktrlit  und  deutsche  Verfassungs  und  Verwaltungs- 
formen durciiiiutulircn.    Waliruud  sie  selbst  aus  Landesfursten 


ständii^'eu  Höhe  von  .'i  6  und  12  oder  von  5,  10,  20  u.  Mark,  ve\.  auch 
Ko.scgarten  Nr.  51  ;  darauf  deutet,  dafs  die  Anweisungen  auf  H  u.  10  Mark 
die  liäufiirsten  sind,  und  dafs  117^  II.  l'J..  Kosi^frarten  Nr.  1'  \ -!  Xr.  l:i), 
10  Mark  als  der  vierte  Teil  einer  Tabernüucinnahme  bezeichnet  werden, 
SO  da(s  man  wohl  die  Einnahme  einer  tabema  maior,  d.  h.  einer  städtiscbcn 
Taberoe  auf  40,  die  dner  ounoi.  d.  h.  der  fines  Landliexirke»  auf  24  Mark 
ansetzen  darf.  Als  sicher  erscheint  uucli  dumuch,  dafs  die  Stadt  aus  dem 
umliegenden  iiurgbezirke,  wenn  sie  glcii  ii  einen  ausschlaggebenden  Einflufs 
in  ihm  bebaaptete,  nicht  beratugerissen  war  (Ebo  I(,  c.  9,  849  civitas 
(Hin  ndiacente  provincia).  Da^ejren  he/eiii:eii  Ilcrbord  III.  c.  -I.  ^04  un<l 
Kbo  III,  c.  7,  8t)4  die  geringe  Achtung  der  Städte  vor  dem  alleinigen 
Blutbann  des  Herzog»,  da  in  Wolgast  die  magi-stratus  cum  omni  plebc 
beschliefsen  konnten,  jeden  christlichen  PrieBter,  der  ihr  (lebiet  betrete, 
und  '('in*'  Freunde  unverzfiplich  hTnzunclitft) ,  und  solbat  daa  Weib  des 
l'rutekten  sich  diesem  Beschlüsse  Unterworten  wulste. 

^  Dafs  an  den  Landtagen  nicht  nnr  die  hoben  Beamten,  Bondem 
auch  DjnaHteu  und  sogar  I'riiv^ter  teilnahmen,  selbst  wenn  nur  von  den 
principes  die  Rede  ist.  bezetiL''^  Htrbord  III.  c.  8,  c.  5  und  Fbn  II.  c 
III,  c.  6.  c.  13;  lür  die  .\usdt  hhuii-  des  Titels  princeps  auf  alle  lieauUen 
▼gl.  Ebo  III,  e.  17.  D.  r  r.ericht  Ebos  III,  e.  0,  86H  f.  erinnert  bereits 
an  die  (ie.'^clijiftsbchandlun^  auf  den  späteren  Landtagen:  CorisidentibuR 
priucipibus  dux  ita  exorsus  est:  . .  Quaproptcr  unauimi  consilio  inter  vos 
secreto  conyenientee,  salntis  vestrae  cansam  agitc."  Uiis  auditis,  principes 
et  natu  maiores  opportutnim  huic  colioqaio  locum  petentes,  diu  mnltimiqne 
aneipiti  8entenri;i  tiutabimdi  <>l>errah«nt,  praecipn**  sarerdotib'iv  i  l  lnnnn 
quaestus  sui  gruua  contradicentibus.  Tandem  unauimiler  cultum  idulurum 
abdicannt 
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Lehnsfiirsten  wurden,  brachten  sie  die  Kastellaneiverfaaaaiig  za 
Fall.    In  steigendem  Grade  stellten  sie  zuerst  in  Vorpommern, 

zuletzt  in  dem  abgeschlossenen  Rügen  un<l  den  hinterporamerschen 
Gebieten  neben  die  ei<r*^n willigen ,  ihnen  feindlichen  Leiter  der 
.'iltcn  Burgbezirke  einä^cw.indertc,  treue  deutsclu»  Ritter  als  Land- 
vögte. Mö^'licliprweiMe  zunächst  nur  zur  Verwaltung  den  iurst- 
lichen  Dom.üjialbeäitzcs  berufen,  wuisten  die  neuen  Beamten 
allmilhltch  alle  Pflichten  und  Rechte  der  Kastellane  in  ihre  Hände 
hinttbenBuspielen.  Schon  bald  aber  aeigte  sich  das  Bedttrfnb  dner 
strafferen  Oentralisation,  so  dafs  ein  Mandat  des  Jahres  1321  das 
Herzogtum  in  vier  grolse  Berarke  teilte,  an  deren  Spitze;  je  ein 
officiafis  generaliä  mit  vier  Rftten  stand.  Za  einer  Verwirklichung 
dieses  Planes  ist  es  k<aum  gekommen ;  denn  die  Unterthanen  waren 
schon  wioder  viel  zu  mächtig  geworden .  als  dafs  sich  die 
StHrkung  der  herzoglichen  walt  durcii  eine  Regelung  der  Ver- 
walunig  hätten  gefallen  iasüen.  Kaum  entstanden  und  durch- 
geführt, trat  die  Land vogtei Verfassung  in  den  Dienst  der  stän- 
dischen Gewalt,  um  den  Herzog  aus  seiner  Stellung  als  Herrn  in 
seinem  Lande  nahean  völlig  an  verdrftngoi,  in  wdche  zurttckzu- 
kebrea  er  während  des  gansen  übrigen  Mittelalters  keinen  Anlauf 
mehr  machte. 

Denn  auch  die  Periode  der  Germanisation  hatte  den  Rechten 
des  Adels  kaum  einen  dauernden  Eintrag  gethan.  Gewils  hatte 
die  fast  ausschliefsliche  \'f'rwendung  deutscher  Ritter  im  fiir^it- 
lielien  Dienste  eine  auixen blickliche  Lostrennnn«];'  rles  Hcamteu- 
adel.s  von  den  Interessen  seiner  Standesgeuo.^Hen  bewirkt,  auch 
blieb  die  rechtliche  Stellung  des  eingewanderten  Landadels  bis 
zur  Heldenzeit  des  dritten  Barnim  zu  verschieden  von  der  des 
altgesessenen,  als  dafs  sie  sich  au  einträchtigem  Handeln  hatten 
▼ereinigen  mOgen.  Dennoch  fand  das  ständische  Leben  infolge 
der  unaufhörlichen  Kriege  mit  Dänemark  und  vmnehmltch  mit 
dem  wi(>  im  Kampfe  um  seine  Existenz  zur  See  hindrängenden 
Brandenburg  stets  neue  Nahrung  und  Entwicklung,  weil 
Beisteuern  zu  de?i  das  fürstliche  Einkommen  Ubersteigenden 
Ff  Idzugskosten  immer  wieder  von  der  Kitterschaft  erbeten  werden 
inulsten. 

Vor  allen  Dingen  fiel  ins  (ic wicht  dal's  sich  von  unten  her 
andere  Elemente  in  landständischer  Organisation  der  Aristokratie 
an  die  Seite  drängten  ^  welche  weit  intensiver  die  ihnen  zu  teil 
gewordene  Macht  aussunutsen  wufsten. 

Die  Ausbildung  des  deutschen  Bauemrecht^  ward  freiUch 
durch  die  Einwirkung  slavischer  Zustände  aufgehalten,  ehe  sie 
auch  nur  die  Höhe  der  märkischen  und  mecklenburgischen  Ent- 
wicklung errelelit  liatte,  so  dafs  insbesonden«  in  llinterpomraern 
ein  nicht  geringer  Teil  in  die  vielhest  luankte  Stellung  der 
pomereJiischen  Kmethen  geriet.  Ganz  allgemein  wurde  jetzt 
sogar  die  schwache  politische  VV'illensäufserung  beseitigt ,  welche 
die  heidnische  Zeit  den  Untersassen  noch  gestattet  haben  mochte. 
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Um  80  macbt7oUer  entfiJteten  sich  die  Städte,  denn  die 
Herzöge  teilten,  von  vollcRwirtschalllichen  Grttnden  geleitet,  seit 
\'2'?>0  mit  vollen  HündcMi  die  magdcbnrGfij^rlion  und  lübischcn 
»Stadtrechte  aus,  wt-lcfio  l>innf'!i  knrz(>iii  die  schwachen  Schranken 
beseitigten,  mit  denen  man  einem  ribermärt?igen  Heranswachsen 
der  Städte  aus  dem  Staatsganzen  Imttc  vorbeugen  wollen.  Bis 
ilahiü  von  geringer  Oröfse  und  durch  ihre  Entstehung  der  KasteUanei- 
▼erfiissung  noch  eingegliedert,  rechtlioh  wohl  nur  sstiin  Teil  vor  dem 
utnliegcndeii  Lande  bevorzugt ' ,  erfüllten  sich  die  pommeraeben 
Municipien  nunmehr  mit  dem  Öeiste  des  deutschen  Kaufmanns 
und  hatten,  noch  ehe  ein  Jahrhundert  vei^gin^,  die  an  die  Spitze 
des  gesamten  Stadtwosens  berufenen  herzoglichen  Beamten  iaBt 
tiberall  auf  die  hfu-liste  Oerie] its^eu  alt  beschränkt. 

Schon  ermöglichte  ihnen  das  kostspiel i^je  Sfildnerwesen ,  die 
Folge  ihrer  Hefreiun'r  vom  Kriegsdienste,  und  <lie  gleicitzeitige 
sehr  starke  Zei rüttung  der  herzoglichen  Finanzen,  welche  dank 
dem  Vei*zichtc  der  Herzöge  aul  die  wicliti;:sten  Zölle  zugunsten 
der  StHdte  eingetreten  war,  eine  Einwirkung  auf  die  ftiratliche 
Regierung,  die  unter  dem  ibrdemden  Eiinflusse  dei*  Hanse  und 
mit  der  Unterstützung  des  Adels  der  Ausgangspimkt  einer  er- 
folgreichen stÄndifichen  Offensivpolitik  winde. 

Als  epocliebildend  fUr  den  Eintritt  der  Städte  in  die  land- 
ständische Organisation,  zngleieli  als  der  erste  Schlag  gegen  die 
landesherrliehe  Hewalt  ^\\t  der  1  Jostocker  T^andfriede  von  12*^;^. 
Da  seine  Handhabung  und  Dauer  uusschlielslich  bei  den  Standen 
beruhte,  konnten  die  Fürsten  von  ihren  rnterthaiKn  selbst  mit 
den  Waffen  zur  Vertragstreue  gezwungen  werden;  die  Städte 
hingegen  durften  mit  wem  immer  ihre  Bündnisse  eingehen. 

Gleichsam  von  selbst  ergab  es  sich  darnach,  dafs  die  Stände 
die  Landesteilnng  von  1295  vollzogen  und  jedem  der  Thronerben 
das  Seine  zuwiesen;  und  sogar  die  FreistcMlung  des  Abfalls  von 
der  heimischen  Dynastie ,  nicht  etwa  blofs  auf  Orund  eines  Be- 
schlusses, den  das  ganze  Land  gefaCst  hatte,  sondern  nach  He- 
liebrn  eines  jeden  eiiv/«f'lnen  I Distriktes  war  nichts  als  eine  nahe* 
hegende,  baldgezogcne  Konsequenz  daraus. 

1  Auf  eine  von  der  der  Landbezirke  abweichende,  der  der  deutschen 
Munlcipien  »elion  älinlichore  Verf«R8unp  wenigstens  der  {^^rüft^ercn  Städte 
zur  plavi«f|jen  Zeit  läfet  die  sonst  wohl  von  ti»Mi  N  ilcn  nicht  p^ebrauchte 
BezcH'linung  magistratus  für  die  städtiüchcu  i>etM»rden  schlielseu,  so  bei 
Herboid  Uf,  c.  4,  MG.  SS.  XIT,  804  n.  Ebo  III,  c.  7,  864.  In  Stettin 
pfab  es  drei  coiitiJius.  an  denrn  die  I?üri;or  rnnveniebant  corti«  diebns  et 
horis  give  potare  sive  seria  sua  tractare  vellent.  Herbord  11,  c.  '31,  71H 
u.  HI,  c.  18.  812:  Erant  in  Stettin)  pradus  lipnci.  de  quibus  praeconea  et 
inajjistratus  a<l  p<>i.iiliiin  concionnri  solebant.  ('onveiitus  f'orenses  bezeugt 
für  Dt'ramin  Kbo  III,  c.  5,  für  WoHin  ilcrbonl  II,  c  L*}  u.  AVolirast 
Kbo  Iii,  c.  7.  In  der  Hand  der  priucipcB,  der  ständigen  iieamtcu,  Ib^ 
die  Leitung  der  Büfgenrersammlunf^en  und  wohl  smgleich  die  Exekutive. 
Die  Bürger  selbst  hatten  M  ohl  nur  beratende  Stnnme:  die  Kescblursfassang 
big  wnbrcebrinlich  l»ei  den  principes  in  (»cnieinscbaft  mit  den  natu  maiores, 
die  als  primates  insgesunt  den  uiagistratuB  bildeten,  Ebo  III,  c.  IG,  872, 
wo  Whiacbach  erklärt:  Ego  cum  primatibtts  bunc  locam  regentibas 
convenimtis. 
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Dreifsig  Jahre  später,  um  1320  etwa,  machten  die  Vasallen 
und  Stiithc  flic  Amterbesetzunf?  von  ihrrr  Zustiminung  unrl  dorn 
Indigenate  alVliännig.  Darauf  hedeuteten  die  Erriingonschatlen  des 
Rügpni*chen  Erbiölgekritgos ,  durch  welchen  sich  die  Stünde  da« 
voniiundschiiftliche  I^gimeut  über  eventuelle  iinmtindige  Thron- 
folger sowie  die  Entüchcidung  über  Vermehrung  oder  Ver- 
minderung der  Lasdesburgen  sicherten,  nur  noch  d&k  ▼orläuEgen 
Abachlufs  dieser  raschen  Entwicklung. 

In  der  nun  beginnenden  Pause,  welche  durch  die  krftftigsten 
Jahre  Barnims  des  Gro£een  bezeichnet  wird  ^^dang  es  den  Bürger- 
lichen, dem  nur  lose  organisierten  Adel  die  Führung  der  stän- 
dischen Politik  zu  entreifson  DieHnnso  mit  ihrom  IJnter'^chiede 
zwischen  imniittelbarcü  und  mittelbaren  Bundcs^lie<l('ni  liatt«^  die 
strenge  Unterorchmng  aller  kleineren  Städte  unter  die  weniiren 
grofffon ,  deren  fiiiheate  8{)uren  noch  in  die  Wendenzeit  zurück- 
geheu  \,  durcbgeliihrt-.  xVueh  das  um  1415  erfolgte  Eintreten  der 
Prülateii^  in  <^  Landschaft  ▼ennochte  nichts  mehr  daran  zu 
flndem,  da&  Stralsund,  Qreifewald,  Ankkm  und  Demmfn  in  Vor-, 
Stettin  und  Stargard  in  Hinterpommem  die  entBcheidenden  Faktoren 
auf  allen  landständischen  Wrsammlungen  bildeten. 

Gegenuber  den  Landfriedensbündnissen,  welche  die  Si^^dte 
seit  der  Glitte  des  vierzehnten  Jalirhunderts  mit  den  Vasallen 
ohne  je^lielip  Mitwirkung  der  Ftir^t  n  schlössen,  hiitte  die  reelit- 
liche  Fcstlc^un^  der  Teilnahme  der  Stande  an  dem  14 U>  be- 
gründeten  Hofgcrichte  als  ein  l'ort^chritt  der  staatlichen  Gewalt 
erscheinen  können,  wenn  bie  nicht  den  damals  aufkommenden 
„gemeinen  Bat",  einen  aus  allen  Stunden  gebildeten  Ausschnfs, 
snim  BichterkoU^  zwischen  Herzog  und  Land  erhoben  htttte;  so 
aber  wurde  Warasla\r  IX.  1452  unter  dem  offenbaren  £in6u88e 
Stralsunds  gezwungen,  es  als  einen  alten,  löblichen  Brauch  an- 
suerkennen,  dafs  aUe  die,  webhe  zwischen  der  RUgenschen  Fähre 


'  Ais  der  hL  Otto  die  \\'«»lliiier  zum  Chrif«tontunne  bekehren  will, 
erklären  dieselben,  «j  facturoH  fjuicijuid  laeereiit  Stetincuscs.  IJanc  enim 
dvitatem  anti<{ui»8imain  et  nol)ili~siiimin  dicebant  in  t^urra  Pommnnuioruin 
mntremqnp  clvilatTm,  et  satis  iniustuin  foro.  po  alinnriTn  novao  reliizionis 
observaiUiatn  adnüttere,  quae  ilUus  auctoritatc  prius  roborata  non  fuissct, 
Hcrbonl  It,  c.  84,  MG.  88.  XU,  im  und  noch  schärfer  bei  Ebo  JI, 
C  II,  •'^•'>0:  Nos  Rutiquam  patrum  legem  sme  eonsensu  primatum,  quos  in 
hac  Stefinensi  nostm  inptropoH  rever^'tnur  infr'niErpre  non  prnesninjisimns. 

Für  di«  iiestiniDiuiip^  der  Zeit,  wann  sich  die  Organisation  dci* 
Städte  auf  den  Landtagen  festiresotzt  hat,  dürfte  in  Betracht  kommen,  j 
dafs  Demmin  1861  aus  der  Zuhl  der  unmittelbaren  Hansestiidtc  aus- 
^eachieclen  ist,  pich  aber  trotzdem  Tinter  i!<n  fTihronden  Stiidtfii  Vor- 
pummomä  nocii  Jahrhunderte  behauptet  hat,  obwohl  das  S^-stetn  der 
Chgantflation  fUr  die  Hanse  wie  fttr  die  I^dtago  gleichro&fsifir  auf  der 
Vertretung  der  kleineren  StSdte  durrb  bestimmte  führende  beruhte. 

^  Der  Kinwnrf  von  F(»ck,  IM-cn-ch  rATnmprFclK'  ( lochicbtcii, 
Bd.  IV,  V.rt ,  stützt  sich  auf  eine«  ein/.clnou  Fall  früherer  Mitwirkung 
der  Prälaten. 
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lui  l  fler  Reckenitz  irgendwo  den  üede-  und  Münzpfennig  Ix'säfsen, 
ohui'  weiteres  dort  auch  deK  liöchsten  Geriehtos  walten  dürftcD. 

Nur  cia  halbes  Jahr  Iruiier  hatte  der  Herzog  den  drängenden 
Städten  versprochen,  jeden  BeamteDy  welcher  ihnen  „tho  schwäre'' 
wäre,  ohne  vorherige  Befragung  der  Bezirksritterschaft  abzusetzen. 
In  derselben  Zeit  verstand  er  sich  dazu,  Beginn  wie  Beendigung 
jedes  Krieges  in  die  Hand  der  Stände  zu  legen ,  ihrem  Willen 
sogar  die  Teilnahme  der  pommenchen  Fürsten  an  den  Reichsr 
tagen  zu  unterwerfen. 

Die  l^eseitigung  der  her/oglidien  ReelUe,  ausschliel'.slicli  über 
die  V  erleihung  neuer  Kiederhigeii  uud  die  Erlaubnis  7Ai  (itVent- 
lieliem  Verkaufe  zu  vcrtVi^n-n .  wurde  daneben  nicht  vergessen; 
und  hatte  Demmin  ea  i-l'^i  noch  lUr  einen  Gewinn  erachtet,  dals 
die  Kornatt8fuhi<verbote  des  fitnrilichen  Vogtes  fortan  der  ISSn- 
wUligung  der  Vasallen  und  seiner  Bürgerschaft  bedurften,  jetst 
wardy  wenn  die  selbstherrliclicn  Städte  ihre  Häfen  dem  inländischen 
Getreide  sperren  wollten,  nach  Ritterschaft  und  Vogt  nicht  mehr 
gefragt. 

Der  Sinn  IVir  die  Kinlieit  des  pommerschen  Landes,  wie  ihn 
die  Städte  noch  am  Knde  des  dn-izelmten  Jalirlinnderts  bewiesen 
hatten,  als  sie  die  Orte  niM^debiirgisclien  Keehtes  ausnahmslos, 
die  lübisehcn  Ifeclites  nat  li  Moglicldieit  ein  und  deniselben  Fürsten 
zuerteilten,  war  geschwuruleu^  die  Versuclic  ciuzelner  Herzi3ge, 
wenigstens  die  schädlichsten  Auswüchse  bisdiöflicher  ReicliS' 
unmittelbarkeits-  und  municipaler  Unabhängigkeit^gelttste  »u 
beschneiden,  blieben  meist  vergeblich  —  und  so  ist  es  ein 
treffendes  liild,  welches  Joachim  Wedel  von  dem  Pommern  des 
Mittelalters  hinterlassen  hat,  indem  er  schrieb:  ^Es  haben  sich 
eine  Zeitlang  die  von  Strirgai-d  —  so  sonst  üppige  und  über- 
mütige Leul«'  nn(}  Ijinhero  bö.sc  Adelsfeinde  gewesen  —  gegen 
die  vom  Adel  und  ihre  Naehbarn  ganz  iiberniütig  und  trewaltsara 
bewiesen,  der  vi«'l  umb  geringer  Verbrechung  willen  bestrikt, 
auch  wohl  gar  m  die  Türme  gesteckt,  beschatzet  und  übel 
traktieret,  wie  sie  denn  sonst  auch  stracke  iustitia  gehalten  und 
ihr  lübisch  Recht  weidlich  gebrauchet"  Da  ist  dieser  Raubadel, 
dem  Strafsenraub  und  Todschlag  eine  geringe  Verbrechung 
scheint;  da  sind  diese  Städte,  die  unbarmherzig  an  jedem  Land- 
friedensbrecher,  den  sie  fangen,  stracke  iustitia  üben;  nur  der 
Herzog  fehlt,  —  ohne  Maelit  und  Würde  wanderte  er  fernab 
von  einem  Klostcrliof  zum  andern,  um  sein  tiiglich  Hrot  von 
Mönchen  zu  erbetteln  Und  weil  der  Aristokratie  alle  staats- 
erhaltenden Tendenzen  abgingen,  aber  auch  die  StJidte  nicht  die 
cnugende  «taatsbildende  Ivratt  besa listen,  so  schien  das  üstsee- 
erzogtum  im  fünfzehnten  Jahrhundert  in  rascher  Auflösung 
begriffen,  als  zum  Gltlck  der  tüchtige  Bogislav  X.  in  eben  jenen 
Jahren  aas  ganze  Liand  unter  seiner  Regierung  vereinigte. 
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Boe;iB]Ay  X.,  der  emzige  Sprö&Hng  seines  Stammes,  verband 
mit  aasdaaernder  Arbeitskraft  ein  ausgezeichnetes  organisatorisches 
Talent  sowie  die  Gabe,  die  Tüchtigsten  seines  Volkes  an  die 
rechte  Stelle  za  berofen.  Sein  durchdringender  ßlick  c  rfafste 
rasch  und  tiefj  was  not  that  und  wo  entwickhingsfkhige  Keime  ■ 
in  dem  Gewordenen  ruhten.  Pläne  zu  üht^reilen,  wnr  nii'lit  seine 
Art.  Wo  er  es  nur  eben  vermochte,  suchte  er  an  vorhandene 
Rin  rieh  tun  gen  anzuknüpfen  und  sie  unter  kluger  SchonunL''  ihrer 
Form  mit  neuein  Geiste  zu  erfüllen.  Daher  vollzog  sieli  sein 
Wirken  in  geräuschloser,  unmerklicher  Weise,  welche  seine  jungen 
Schöpfungen  vor  dem  Argwohn  und  Ansturm  der  diuxsh  sie  be- 
drohten Stftnde  behütete.  Er  walkte  maüsvoU  sich  zu  bescheiden; 
gerne  gab  er,  wenn  er  dadurch  ein  „goldenes  Jahrhundert''  für 
■ein  Land  heraufbeschworen  konnte,  einen  Titel  preis,  wartend, 
ob  die  Zeit  käme  ihn  zurückzufordern.  Wind  und  Wetter  hatten 
schon  den  Kna])cn  auf  dem  kleinen  Baueinhofe,  auf  dem  er 
herauwuehs.  p;elehrt,  nicht  den  Gewinn  des  Augenblicks  allein  in 
Acht  zu  ndimen,  sondern  auch  für  kommende  Jahre  zu  sorgen 
und  nach  Landmannsart  glänbij^  zu  hoffen.  Doch  hat  er  «ich 
keineswt^s  sogleich  zu  Be^iiui  .seiner  Regierung  die  Wege 
abgesteckt,  weiche  er  später  gegangen  ist.  Wohl  standen  ihm 
damals  bereits  die  beiden  Ziele  Klar  vor  Augen,  die  seinem  Amte 
geeetst  waren :  die  ftüTstlicfae  Gewalt  durch  Ausbildung  eines  ge- 
sunden und  festen  Finanswesei»  zu  heben  und  die  ständisc  he 
Macht  au  entkräften;  wenn  er  aber  von  vornherein  den  graden 
Pfad  zu  ihnen  eingeschlagen  hat,  so  «geschah  es  mehr  ahnungs- 
voll als  }»ewirst.  Wie  er  ^  \9(\  mir  zu  einer  Keise  ins  Reich 
ausEOg  und  schlieisUch  bis  nach  Korn  und  zum  heihgen  Grabe 
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pilgerte,  so  mag  es  nicht  selten  um  seino  Tliütigkeit  bi>tellt  ge- 
wesen sein.  Blofs  einen  einzelnrn  ScliritL  gedaciite  er  zu  tliuii; 
indem  er  ihn  jedoch  that,  erschlossen  sich  ihm  neue  Ideen  und 
umfassende  Gesichtspunkte  und  führten  ihn  weiter  bis  zun» 
letzten  Ziele. 

Dabei  kamen  ihm  sogar  seine  Fehler  m  gute.  Es  war  sehr 
wichtig  für  ihn,  dalb  er  die  Liebe  seines  Landes  gewann  und  es 
seinen  Gedanken  unterthänig  machte.  Wie  selten  aber  weifs 
wahrhafte  V^oltkommenheit  die  Massen  mit  sich  fortzureitsen! 
Leidenschaften ,  Nachgiebigkeit  gegen  plötzliche  Eingebungen, 
unberechnetes  Uberschreiten  gebotener  Formen  verstehen  es  ganz 
anders,  dio  Be;^''eistcrung  tiefer  stehender  Mensclien  zu  (Tzwin;^en; 
selbst  i)aurische  Roheit  und  Sinnlichkeit  sind,  solange  die  Mannes- 
kraft des  Stammes  dergleichen  Schlingpflanzen  nicht  allzuhoch 
emporschiefsen  lufst,  dem  Volke  sympathische  Ztige.  Deshalb 
stand  Bogislav,  der  all  diese  Kigenschai^en  an  sich  trug,  dem 
Hensen  seiner  Pommern  so  nahe,  welche  sich  ohnehin  zu  ihm 
neigten,  weil  er  gar  so  leicht  der  letzte  seines  Geschlechtes 
wenlen  konnte.  Dafs  ihnen  ihre  Sonne  wieder  aufgegangen, 
däuchte  ihnen ,  als  er  einmal,  von  schwerer  Krankheit  genesen, 
sich  ihnen  wieder  zeigte.  Er  erinnerte  sie  lebhaft  an  die  Lieb 
linirc  d»'s  deutschen  Thiedes,  einer  der  Fürsten,  denen  ihre 
Unt  i  tiumf  ri  nicht  früh  genug  den  Beinamen  des  Groiscn  geben 
zu  kömn  a  glauben. 

Berufen  wie  kein  anderer,  Wandel  zu  schaffen,  der  gröfste 
Staatsmann  seines  Hauses,  ergriff  Bogislav  die  seit  langem 
auf  dem  Boden  schleifenden  Zügel  der  Regierung  und  zog  sie  an 
mit  der  ganzen  Gewalt  seines 'Könnens  und  der  Zähigkeit  seines 
WoUens. 

Bio  SteuerverfasBung. 

Die  Ordnung  der  Finanzen  drängte  vor  allem.  Die  wenigen 
])oiii;incn  und  Einkinii'e.  welche  die  Regienmg  noch  ihr  Eigen 
nennen  durfte,  wurden  schlecht  und  ohne  Überschüsse  zu  ergeben 
verwaltet;  der  weitaus  gröfste  leil  der  ehemaUgen  riirstlichcn 
Ülinnahmeqnellcn  war  an  die  Kirche,  die  Landsassen  und  Städte 
verschenkt.  Jener  Rest  mufste  nutzbar  gemacht ,  das  yerlorcn 
gegangene,  so  weit  möglich,  zurückerworben  werden. 

Indem  Bogidav  sich  dazu  anschickte,  sah  er  sich  gezwungen, 
die  dazu  nötigen,  aiifsergewöhnlichcn  (icldmittel  zu  beschaffen. 
Eine  Erhöhung  der  bestehenden  indirekten  Steuern,  der  Zölle, 
zu  dem  Zwecke  hat  l^ogislav  erst  in  spfitoren  Jahren  in  Beti'acht 
gezogen,  al?.  er  am  Hole  Konig  «Maximilians  weilte.  Vorderliand 
wandte  er  sich  an  seine  Unterthaneu,  um  die  Ijewilli-ung  einiger 
direkter  Steuern  zu  erzielen.  Er  that  daimi  einen  lUr  pojumcrsche 
Fürsten  ungewöhnlichen,  aber  berechtigten  Schritt;  denn  der  mo- 
derne Staat)  dessen  Anfilnge  sich  eben  damals  in  den  deutschen 
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Territorien  zu  entwickeln  begannen,  kann  ohne  unmittelbare  Zu- 
schüsse seiner  Bür^^er  sich  nicht  erhalten. 

In  der  slavischen  Zeit  war  von  jeflcr  Hufe  \md  ']c(\om  !Iof- 
plutz  (lein  Herzo;^  als  rleni  Herrn  unil  Eigentümer  alles  pommer- 
sclien  Laudüri  ein  geringer  Censut^  entrichtet  worrlen.  Der  ge- 
wöhnliche Betrag  wurde  erhöht,  so  oit  der  Bau  eimr  neuen 
Burg  geboten  war;  die  Zulage  hiels  coliecta.  Mit  dem  Ein- 
dringen ständisch  deutschen  Wesens  ward  die  coUecta,  welche 
nunmehr  allgemein  zu  Kri^zwecken  gereicht  wurde^  zur  Bede^ 
deren  Name  schon  klarlegt,  dafs  sie  ohne  die  Zustimmung 
der  Landschaften  nicht  erhoben  werden  durfte.  Auch  die 
Bede  wurde  als  Hufen-  und  Häuserschofe  angelegt  und  ihre 
Grundtaxe  so  fest  n:ereG;elt,  dafs  die  Stände  sieh  eher  als  zu  ihrer 
Änderung  zum  Ausachreihen  mehrerer  Beden  auf"  einmal  oder 
für  aufeinander  folgende  Jahre  eutöchlossen.  Die  hiiufigc  Be- 
willigung ftlhrte  in  Kürze  dahin ,  dafs  die  Bede  eine  jährliche, 
nicht  mehr  verweigerbare  Steuer  wm'de,  worauf  es  ihr  wie  allen 
anderen  Einkünften  dea  Herzogs  erging.  Sie  ward  mit  freigebiger 
Hand  verschenkt  und  verpfUndet  Von  der  Mitto  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  ab  hat  die  R^erung  kaum  den  Versuch  gewagt^  die 
Landachaf^  um  Hilfe  anzugehen,  zumal  die  alhn  Sehössen  ab- 
holden Städte  anstelle  der  in  Steuerfragen  besonders  kurzsichtigen 
.lunker  die  Führung  der  standist  lien  Versaminlun^'en  übernahmen. 
So  knm  r< .  dals  Bogislav  wieder  von  vorne  be;;innen,  die  Idee 
der  Steueipriicht  neu  begrimden,  die  Grenzen  des  ständischen 
BewiUigungsrechtes  feststellen  und  ein  Verfahren  sehalien  mufste, 
auf  Grund  dessen  die  genehmigten  Steuern  eingesammelt  werden 
konnten. 

Es  gelang  ihm  znnüchat  eineStenerart  von  der  Zustimmung  der 
Landtage  unabhün^ng  machen.  So  oft  fortan  eine  Schwester 
oder  Tochter  des  Herzogs  vermählt  wurde,  reiehte  ilir  das  Land 
aua  schuldiger  Pflicht,  nicht  aus  freiem  Willen  eine  erst  im  Laufe 

des  nächsten  .Tahrhunth  rts  dauernde  Formen  annehmende  Frän- 
leinstf'urr.  den  „ordentliehen",  re;^a'lra;ifsigen  Sehatz.  Die  Land- 
schaft i  X  in  lt  sieh  nur  auf  die  Festsetzung  der  Höhe  des  Schosses 
eine  Einwirkung  vor. 

Langsamer,  aber  noch  zu  Bogislavü  Zeiten  bildete  sich  der 
Grundsatz  aus,  da(s  au<^  die  Reichssteuem  nicht  aus  dem 
f^tlichen  Einkommen,  sondern  durch  das  Land  aufzubringen 
seien.  Von  da  ab  galt  trotz  vereinzelt  auftauchenden  Wider- 
spruches die  1595  daigelogte  Ansicht  der  Stettiner  allgemein, 
dafs  sich  ihrer  niemand  entbrechen  könne,  er  wolle  denn  ein 
Heide  sein.  Obwohl  sie  das  Recht  dazu  hatte,  drang  die  I^nd- 
schaft  nicht  einmal  darauf,  dals  der  Her/f>i;  mr  dci-  Abreise  zum 
Heichsta;,'!'  ihr  Urteil  tiber  die  zu  L:eni  hnii^ende  Siininie  einholte; 
sie  begehrte  bloiü,  dafs  er  die  Steuer  nicht  ausschrieb  ^  ehe  er 
mit  ihr  die  Erhebungsweise  vereinbart  hatte. 

Im  Gegensatze  zu  Reichs-  und  Fräuleinschössen  bedurfte  es 
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bei  der  wichtigsteD  und  hnufigsten  Steuerart,  der  aufscrordent- 
liehen  Landsteuer,  deren  Ertrag  zur  Abstellung  „hochhedräng- 
licher  Regierungsanliegen"  diente,  der  einstimmigen  Annahme 
durch  die  Gesamtheit  der  Stände,  die  mit  nie  ermattender  Aus- 
dauer daran  festhielten ,  dafs  sie  nichts  zum  Unterhalte  der  Re- 
gierung beizusteuern  zwingen  könne.  Sie  erkannten  klar,  dal's 
ihre  Macht  dabei  in  Frage  stand;  nur  so  lange,  al»  das  Keichen 
der  Landsteuer  von  ihrem  guten  Willen  abhing,  war  der  Herzog 
genötigt,  me  hin  und  wieder  zu  Teraammdn,  und  durch  ihr  frei 
gewährtes  Qeachenk  zu  Dank  und  Gegengabe  verbunden. 

Das  Steuerver&hren ,  welches  BogiahiY  im  Anachlufs  an  die 
verfallenen  Einrichtungen  des  Herzogtums  wählte,  war  einfach, 
jedoch  unbeholfen.  Es  wurde  wieder  ein  fiJr  allemal  eine  Grund- 
taxe für  das  gröfste  Huienmals  und  in  gleicher  Höhe  fUr  das 
vollstilndige  Haus  festgesetzt,  daraufhin  der  Durchsehnittscrtrag 
einer  Steuer  berechnet,  und  so  olt  Steuern  ausgeschrieben,  bis 
die  leweilig  bewilÜgte  Summe  au%ebracht  war.  Veranlagt  wurden 
in  den  StKdten  das  einzelne  Haufl,  die  Bude  und  der  Keller,  „dar 
Lude  inwanden oder  nach  der  s]);iteren  Bezeichnungsart  das 

Ense»  halbe  und  viertel  Erbe  und  auf  dem  Lande  die  Heger*, 
ind-  und  Hakenhufe;  nicht  nach  iln^m  Grundbesitz  wurden 
von  der  Landbevölkerung  vorläufig  nur  die  Müller,  Schmiede 
und  Krüger  und  zwar  d^^ich  den  Inhabern  einer  II  ikenlmf«'  und 
halb  so  hoch  die  Kätner  eingeschätzt.  Dafs  dor  niedrigere  (  Jrad 
tätets  halb  ao  viel  als  der  vorhergehende  zahlte.  entj})racli  ungefähr 
der  verschietlenen  Hufengrölse,  keineswegs  der  Verschiedenheit 
der  Gebäude  in  den  Städten. 

War  durch  diese  mechanische  Einteilung  der  Häuser  eine 
Stärkcrbelastung  des  einfiuihen  Handwerkers  gegenüber  dem  reichen 
Kaufherrn  bedingt  ^  .so  trat  die  Ungerechtigkeit  des  Systems  erst 
recht  grell  durch  die  Befreiung  alles  und  jedes  ritlerschaftlichen 
liesitzes  von  silmtlichen  Steuern  hervor.  Der  pommersche  Adel 
bewies  sich  bereits  so  mächtig,  dals  ihm  nur  die  Ptiieht  der 
Steum-ntrichtung  von  den  Hufen,  davon  Zinsen  oder  Pachte 
fielen ,  d.  h.  von  dem  Besitze  seiner  y,armen ,  unvermögenden 
liauern  ■  auferlegt  werden  i^iumte.  Abgeleitet  wurde  das  sich  auch 
auf  die  Erbgüter  und  die  Reichssteuern  erstreckende  Vorrecht 
aus  der  der  Ritterschaft  zuerkannten  völligen  Freihat  von  allai 
Oflenttichen  Abgaben'.  Die  Folge  war  eine  unverhältnismärsige 
Belastung  sowohl  der  adligen  als  der  ebenfalls  steuerpflichtigen 
fürstlichen  Bauern  und  der  Städte,  von  denen  diese  ohne  Rücksicht 
auf  die  thatsöchliche  Vermögensverteilung  etw.n  zwei  Fünftel 
jedes  Schossi»  tragen  mufsten.    Das  erschwerte  liogislav  die 


'  Umgehungsveisuche  d.  Handwerker  Berckmann  124. 

2  miinert  f,  4SI;  Rudolf  II.  l.V.iS  III.  >  .  W  T.  :{U  Nr.  37:  Nor 
manu  2:i2.    Freiheit  von  Zölleii  JJähDert  i\'    .>0U,  vom  Mefskom  Grav. 
1604  X.,  St  T.  94  Nr.  113  v.  I. 
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EingliederuDg  der  Gemeinden  in  das  Sjstem,  welche  ohnehin 
aus  Furcht  vor  einer  Beeintrilchtigung  ihrer  Selbstverwaltung 
sich  durch  bevStimmtc  Sninmen  lo.szukaufen  strebten. 

Unklarheit  verursachten  zritwcilijr  einige  loknlc  Steuerbefrei- 
ungen, welche  das  8tit't  Kammin  und  die  Amter  Lauenburg 
und  Bütow  betrafen.  In  Kanimin  unterschied  man  den  weit 
überwiegenden  Besitz  des  Bischois  und  der  sciuer  Verwaltuii^ 
uDterat^enden  Ritterschaft  und  Städte  und  die  Güter  des  Dom- 
kapitels. Die  Reichflsteuem  wurden  vom  gesamten  Stifte  getragen, 
und  80  oft  es  den  Bischöfen  beliebte,  dem  Ansprüche  der  Her* 
söge  zu  willfahren ,  nicht  unmittelbar  an  das  Reich ,  sondern  an 
die  pommersche  Steuerkasse  ab^^eführt.  Von  den  Landsteuern 
dagef»^rn  waren  der  Bischof  uml  die  weltlichen  Stände  befreit, 
während  das  Domkapitel  sie  bezalilcn  sollte.  Jm  (lej^ensatze 
dazu  wehrten  sieli  Lauenburf^  und  Jliitow  als  Lehen  der  Krone 
Polen  wider  alle  Keielissteiiern ;  doeli  nur  Lauenburg  scheint  sein 
Begehren  zur  Geltung  gebracht  zu  haben*. 

Am  mtlhevoUsten  uefo  sich  die  Einsammlung  der  Steuern 
regeln^  wol  das  ständische  Prinzip  sich  dem  lokalen  noch  viel&ch 
überlegen  zeigte,  ohne  aber  die  Oberhand  behaupten  zu  können. 
So  vid  setzte  der  gemeine  Adel,  den  Bogislav  mit  semem  Besitz 
den  herzoglichen  Ämtern  zugewiesen  hatte,  so  gut  wie  die  dem 
Hr>re  unmittelbar  unterstellten  liohen  Adligen,  die  Schlols- 
gesesscnen,  und  die  Städte  durch,  dal's  die  Ke^ierinitj:  sich  um 
die  Art  und  Weise,  wie  die  Schösse  von  den  Burgern  und 
Bauern  eingetrieben  wurden ,  nicht  zu  bekümmern  hatte.  Das 
aber  liels  die  Begierung  sich  doch  niciit  nehmen,  über  den  Be- 
sitz ihrer  Ritterschaft  selbst  Buch  zu  führen  und  Uber  den  der 
Bfirger  von  den  Stfldten  regelmilfsig  genaue  Kegister  zu  verlangen 
und  sich  den  auf  dsis  einzelne  Mitglied  eines  Standes  entfallenden 
Ant^  gegebenen  Falls  durch  ihre  Landreiter  gewaltsam  zu  höh  n 
Nur  war  die  Anlage  des  Katasters  unvollkommen.  Wahrscheinlich 
zugleich  militlirischen  Zwecken  dienend,  scheint  es  mehr  den  nicht 
steuerbaren  als  den  steuerl)aren  Grundbesitz  l^eriicksichtiu;»:  zu 
litiben :  weni^^stens  bt^nügen  sieh  die  ältesten  erhalten  ^gebliebenen 
Köllen  au.^  den  Jahren  1521  und  \<>2'\  damit,  die  Zahl  der  adligen 
liorsdienstc  fest/.ustcjijeü;  und  auch  die  erneuten  Anslrengunj^en 
der  swdten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  bissen  vorwiegend 
die  der  Notdurft  der  Ritterschaft  dienenden  Hufen  ins  Auge. 
Schlimmer  war,  dais  die  Kataster  nach  Geschlechtem  angelegt 


>  Befreit  von  allen  Steueni"  waren  feiner  die  sog.  Städtlein  der 
Scklofsgesesflenen,  ▼(«ttbeigebend  diejenigen  StSdte,  welche  Brandschaden 

gelitten. 

*  Die  fcichlofsgesesäeueu,  über  die  das  JSähere  Abschnitt  IV,  durften 
nur  dareh  einen  todi  Hof  geschickten  Heamten ,  später  nur  dnrch  den 

Landreiter  iles  Amtes,  in  dem  (fr-r  I>niidka^t''ii  sfiuid.  ;:(;|irancli't  werden.  ■ — 
I^tp  Erhcbuiigsteniiiue  wurden  mögiicLst  in  das  FrühjaJ^  und  noch  lieber 
iu  den  Herbst  gelegt 
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worden  y  während  die  Entrichtung  der  Steuern  seitens  des 
geineinen  Adels  nac]i  Ämtern  erfolf^^tc;  Amt  al»er  und  Geschlecht«' 
besitz  deckton  sich  krineswc^  in  &\\vn  Fallen. 

AV.ns  Bügislav  auf  doiii  Gebiete  der  8teuervertas8ung  ^'•«')<'i-tet 
hat,  ist  demnach  über  Anfönge  nicht  hinausj^okoinnicn,  obwohl 
die  feste  Hand  des  Herzogs  ihr  bereits  eine  gewisse  Sicherheit 
und  Kegelmäfsigkeit  zu  geben  Tentanden  bat,  wie  das  insouder* 
heit  aus  dem  steten  Steigen  der  SteuerertrUge  wahrend  der 
folgenden  Jahrzehnte  hervorgeht'.  Dafa  er  sie  bei  seiner  Macht 
über  die  Stände  zu  keiner  höheren  Entwicklung  fülirte,  lag  ein- 
mal daran,  dal's  die  Ritterschaft  um  ihrer  Steuerfreiheit  willen 
sich  gegen  alle  ihr  in  ihren  Wirkungen  unbekannteUj  neuen 
Stpucrarton  kühl  oder  gradezii  feinfllich  verln*  !?.  und  weit  rr«'1ir 
uocli  an  dem  Widerwillen  l'ogislavs  gegen  alle  Schofstbrderungen, 
i\eim\  LT  Tnii^lichst  aus  dem  Wege  ging}  weil  sie  ihn  zur  Ein- 
berutung  von  Landtagen  zwange. 

Pia  AmtsverfaasuDg. 

Bogislav  X.  hat  seine  angestrengteste  und  erfolgreichste 
Thätigkeit  nicht  dem  Steuerweson,  sonriem  der  Verwaltung  der 
laufenden,  von  der  stttndischen  Bewilligung  unabhiingigen  Ein- 
künfte zufi^ewandt,  um  seine  PlMne  mooHdist  tmgeliindrrt  ver- 
folgen zu  könn«'n.  Mit  Hilte  der  Schivsse,  die  er  sich  reichen 
liels,  und  knd't  einos  rf^cksichtslos  geübten  Kassatoriiim.s ,  daö 
ihm  der  König  verliehen  hatte,  vermelirte  er  den  Uinfang  der 
herzoglichen  Einnahmen  um  ein  grorses,  obwohl  er  an  dem 
Kirchenbesitze,  weldier  zumeist  aus  AirstHchen  Schenkungen  be- 
stand, noch  nicht  rütteln  durfte.  Es  gelang  ihm  darttber  hinaus, 
durch  genaue  Nachforschungen,  gar  manches,  was  der  Krone  bu 
unrecht  entfremdet  worden  war,  wieder  in  ihr  Eigentum  zurück- 
zufiihren.  Eine  \N'eitere  Reihe  von  Einnahmequellen  eröttnete  er 
sich  durch  die  Ablösung  der  Einlager,  dm'ch  Forst-  und  Holz- 
ordnungen, durch  eine  engere  Umgrenzung  der  ZolI]m^legien 
und  die  Regalisicrung  des  Münzwesens.  Nur  wollten  sie  alle 
nicht  eben  viel  bedeuten ,  wenn  er  sie  der  Regierung  nicht  zu 
siehern  und  zu  ihrem  Vorteil  allein  verwalten  zu  lassen  vermochte. 
Es  ist  Bogislavs  gröfstes  Verdienst,  dafs  er  auch  dieser  Aufgabe 
gerecht  geworden  ist. 

Soweit  der  Besitz  der  pommerschen  Herzöge  nicht  im  Laufe  des 
vierzehnten  und  fünfzehnten  .Jahrhunderts  der  Krone  entzogen 
worden  war,  lag  seine  Nutzniel'sung  gegen  Ausgang  des  Mittelalters 
aussehlierslich  in  den  Händen  der  üjn  vorwaltenden  Landvögte, 
welche  wie  die  l'tiichteu;  so  auch  alle  Rechte  ilires  Herrn  zu  tragen 


«  U-^ö  hrinfrt  (h^r  :-fn(tiner  Ort  unpefiihr  9000  ir,Mr,  0">00,  IM  10000 
und  h'Al  1<J22\)  (jiuliieu,  „tbo  tbideu  mehr,  ock  weuigei/' 
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beansjiruchten;  höchstens  dafs  sich  dci-  Herzog  einige  Tage  im 
Jalirr  \m  ihnen  zu  Gaste  lud  und  sich  neben  dem  einen  oder 
anderoTi  K^ale  eise  feste ,  aber  nicht  hohe  Abfindungssumme 
vorbehielt ' . 

Den  mittelalterlichen  Reüciiten ,  welche  den  Wert  des 
lk'<tiiitentums  in  seinen  kriegeriacheü ,  ricliterlichen  und  polizei- 
lichen Aufgaben  erblickten,  blieb  es  verborgen,  dals  die 
finaDzielle  Entwicklung  sowohl  ihre  eigene  Ohnmacht  als  die 
Unabhängigkeit  ihrer  Beamten  und  das  Aufbltthen  der  stän- 
dischen  Gewalt  verschuldete;  erst  Bogislav  mit  seinem  Ein- 
blick in  die  Bedeutung  hoh^  und  geregelter  Einnahmen  und 
seinem  Widerwillen  gegen  die  stUndischen  Übergriffe  brach  ent- 
schlossen mit  der  altert .  keiner  Verbt^sserung  thhigcn  und  keine 
forlbildun^swerten  Keime  enthaltenden  Verfas'^nnt^.  Indem  er 
die  der  Krone  verbliebenen  wie  die  neu  hinzukommenden  Do- 
iiiiiiien  in  eigene  Verwaltunf;  zu  nehmen  bestrebt  war.  sah  er 
sich  gezwungen,  zu  einer  grundsätzlicheD ,  weuu  auch  nicht 
systematischen  Umgestaltanff  des  ganzen  BeamtmwesenB  vor- 
soschreiten.  Wfthroid  die  Eandvogteiverfassungy  welche  er  be- 
seitigte, Tomehmlich  den  Sohuts  und  die  Forderung  der  Unter- 
thanen  im  Auge  gehabt  hatte,  lag  seiner  endlichen  Amtsver- 
fasi^nng  an  nichts  so  sehr  als  an  der  Steigerung  der  Einnahmen 
und  der  Macht  d'*ä  llerr.scherhanses. 

Der  junge  fürst  fand  die  bisherige  Verfassnn-^  schon  viel- 
lach durchbrochen.  Einerseits  waren  die  Städte  zum  gröt'sten 
Teile  anspfeschieden ;  andererseits  war  eine  niclit  kleine  Reihe 
alter  otler  neugegriindeter  Bargen  mit  dem  umii«  genden  Lande 
au«  der  YogteiTemsBung  au^^gelöst  und  mliciitigen  Geschlechtem 
au  erblicbem  Besitze  eingethan  worden.  Bogislar  muiste  ihre 
Zahl  aus  dringender  Geldnot  nicht  nur  noch  vermehren  sondern 
auob  ihren  Zusammenschlnls  zu  dem  neuen  Stande  der  Schleis- 
gesessenen  dulden,  sogar  begünstigen. 

Aber  selbst  dort,  wo  die  Landvogteien,  wenngl«  ich  mit  sehr 
geachmiilerten  l^  fuLmiHscn,  der  ftirstlichen  Verfügung  vorbehalten 
blieben,  sahen  die  Herzöge  ihren  Eintlufs  nahezu  verdrUngt. 
Das  Amt  hatte  in  steigendem  Mal^e  ein  stftndisehes  (4«"j)rMge 
angenommen,  imd  die  Kitterachaft  der  einzelnen  Bezirke  bestiuid 
immer  hai'tnftckiger  darauf,  dals  der  Landvogt,  um  mit  ihren 
Interessen  au6  innigste  veitiochten  zu  sein,  aus  den  in  der 
Vogtei  oder  ihrer  nächsten  Nachbarschaft  angesessenen  Vasallen 
gewählt  werden  müsse''. 

Dooli  dürfte  sich  Bogislay  zuerst  blofs  die  Beobachtung  auf- 


>  So  ancli  in  der  ältf^ten  und  einzigen  IJoatallung  Hogialavs  X.,  die 

ganz  dem  alten  iSyatem  angehört;  HiH)  1.  i.  für  LoiU,  Cod.  dipl.  Bog.  X., 
i  A.  Meer.  H,  12  Nr.  67  f  169  ff. 

*  Bezeichnende  Urkunde  für  Maitzahn  1482  V.  9.  i)ei  iiisefa,  Ur- 
kanden  z.  Gesch.  d.  GeschlechtcB  v.  Multzabn. 
^  Krej'aig  III,  144  und  Nuruiauu  7. 
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gedrängt  haben,  in  wrlt  liem  ungleit  lion  Verhältnisse  Aufgraben 
und  Besoldungen  seiner  Beamtin  standen;  denn  er  entsclilols 
sicli  vorläufig  nur  dazu,  den  Laudvogt,  wekhcm  der  Betrieb  der 
Domänen  seines  Bezirkes  auf  eigene  Hechnung  gestatte l  war, 
durch  den  sie  im  Auftrage  und  auf  Rechnung  des  Herzogs  bc- 
wirtBchaftenden  Amtmann  lu  eraetsen.  Auch  dab  er  sehr  bald 
mit  dem  Systeme  der  ortseingesessenen  Beamten  brach,  war  eine 
finanzpolitiscfae  Notwendigkeit,  weil  btit  deni  Fort&ll  des  per- 
sönlichen Interesses  an  der  Domänenbewirtschaftung  für  den  in 
der  Vogtei  grundbesitzenden  Beamten  sein  eigenes  Gut  zu  sehr 
in  den  Voraerirrnn'd  trat.  T^ie  Wünsche  der  Stände  scheinen 
ihn  dabei  seltr  \s  <  ni;;  gekümmei  t  zu  liab<'n. 

Bügislav  ist  bei  seiner  Neuorganisation  nur  Schritt  für  Schritt 
vorgegangen,  ob\\  ohl  ilim  sein  Ziel  und  die  wesentlichstell  MogUch- 
keiten,  demselben  näher  zu  kommen,  wohl  von  vornherein  klar 
▼or  Augen  gestanden  haben.  Wo  es  anging,  bat  er  mehrere 
Vogteien  zu  einem  Amte  zusammengeschlagen;  mehr  stand  es 
ihm  an,  durch  Neuerwerbungen  die  Zahl  seiner  Ämter  au  ver- 
mehren. Der  so  gut  katholische  Ftlrst  konnte  sich  späterbin 
eines  Wohlgefallens  an  der  kirchliehen  Umwälzung  doch  nicht 
ijanz  erwehren,  als  er  flie  Klöster  veröden  sah  und  den  ur\*ic- 
heuren  Gewinn  einer  Säkularisation  der  Klosteri^'Uer  überschlug. 
Seine  Nachfolger  haben  dann  in  Verlolgung  bciiier  l'olitik  den 
neuen  pommerscheu  Sfiat  nach  der  EintVihninf^  der  lutherischen 
Kirchenvertassung  sogar  vornehmlieh  auf  den  durch  die  Kin- 
ziehung  der  Feldklöster  entstehenden  Ämtem  aufgebaut 

Doch  hat  weder  Bogislav  noch  einer  nach  üim  die  Städte 
der  neuen  Verfassung  einzuftigen  vermocht,  so  viele  ADlaufo  ihre 
Hauptleute  dazu  aucli  iiabmen.  EbensoAvenIg  haben  die  Herzöge 
alle  Landvogteien  aufgehoben.  Sei  es  dalk  ein  zu  geringer  Do- 
manialbesitz  in  einzelnen  die  Selbstbe wirtsei laftnng  nicht  lohnte', 
oder  dafs  die  ihnen  zn^'f  teilten  Vasallen  l nr  zu  ziihe  ihr  Kocht 
auf  ständische y  ortseingesessene  Beamte  behaupteten,  ^enug,  es 
erhielten  sich  grade  die  Vogteien,  welche  zuletzt  um  die  Wende  des 
dreizeiiiiteii  Jahrhunderts  begründet  worden  waren:  liügen,  Greiten- 
bcrg;  Stolp  und  Schlawe.  In  anderen  Ämtem.  wie  in  Wollin 
und  RQgenwalde,  mufsten  sich  die  Herzoge  mit  dem  Adel  dahin 
einigen r  dafs  sie  ihn  in  jurisdiktioneller  Beziehung  den  Land- 
vögten zu  Greifenberg  und  Schlawe*  Stolp  unterstellten.  Dem 
Mii'sstande,  dafs  der  Landvogt  am  Sitze  «h  s  Gerichtes  nur  wäh- 
rend der  Sitzungsperioden  und  in  den  zugelegten  Aintern  niemals 
amtlich  weilte,  suchte  wnn  durch  die  l^erufung  ständiger,  zum 
Aufenthalt  im  ziif^ewiesenen  Orte  verptlicliteter  Gerichtsschi  eiber 
vorzubeugen ,  welche  späterhin  auch  in  einzelnen  Amtern  nötig 
wui'den  ^. 


*  Wie  iii  G^reifonh«  ru ,  wo  selbst  die  Besoldaog  des  LaDdv<^t8  auf 

die  Ämter  Treptow  und  Wollin  nTi<::e wiesen  war, 

*  60  in  tyriiz  and  Lauenburg. 
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Mit  wirklicher  Folgerlclitigkeit  wul'ste  nur  die  Ritterschaft 
zu  Hügeu  ihrr  alten  Vorrechte  ^e^en  die  l^estrcbungcn  des  sieli 
vorbereitenden  modernen  St^iates  zu  verU'idigen.  Nicht  nur  (h'e 
Landvogtei  selbst,  sondern  auch  alle  niedrigeren  Amter  wie  die 
Gardgerichte,  die  Rentmeisterei,  die  Klosterpropstei  und  sogar 
die  Landgeriditsschreiberei  behielt  sie  mit  seltenen  Unterbrechungen 
ihren  eigenen,  vorsOelich  ihren  ärmeren,  sich  aber  um  so  mehr 
mit  ihr  solidarisch  ftlUenden  Mitgliedern  vor,  und  brachte,  um 
jeder  Überraschung  vorzubeugen,  das  Besetzungsrecht  ctvva  für 
die  Oard<;(  richte  in  die  Hand  ihres  Landvogtes,  Dafür  hatte 
dei^elbe  denn  auch  das  stattlichste  Amt  nnter  allen  Landvögten 
und  Amtöhauptleuteu  näelist  den  Hofänitcrn  inne Indcjssen 
machten  die  Ideen  der  Amts  Verfassung  selbst  in  lUij^en  Fortsehritte. 

»So  stark  war  die  Annäherung  zwischen  beiden  Systemen, 
dafs  die  Landyogteien  sehr  häufig  in  den  offiziellen  Sclireiben 
scUeehthin  als  Amter  bezQchnet  und  ihre  Vorgesetzten  Amtmann 
mid  Vogt  in  dnem  Atemzuge  genannt  wurden. 

Bogislavs  stille,  unmerklich  vorwaiis  strebende  Art  prägte 
sich  sehr  charakteristisch  in  den  Bestallungen  aus,  welche  er 
seinen  Amtshauptleuten  gab. 

Stets  stellte  er  ~  und  seine  Nachfolger  thatcn  es  ihm  nach  — 
die  Aufgaben,  wdche  das  Land  und  die  Unterthanen  betrafen, 
▼orsn.  Er  übergab  den  Amtleuten  noch  immer  die  Burg  ihres 
Bezirkes  auf  ScUol^lauben  zur  wackeren  Verteidigung,  und  auf 
dafs  sie  sie  nicht  g^n  ihren  Herrn  gebrauchten.  Er  ermahnte 
sie,  des  Gerichtes  treu  und  uni)arteiisch  zu  warten,  obwohl  es 
diirch  dif  Ausbildung  der  C'rund-  und  Outsherrschaft  auf  den 
\ '^rsitz  in  den  ritter.sehaftlielien  Manngerichten  und  die  Juris- 
ililai  tu  über  die  fiirstliehi^n  Amtsbauern  Ix-sehriinkt  worden  war. 
iiauz  besonde^^^  lag  ihm  und  seinen  Naelitblgern  daran,  dafs  der 
Landfriede  von  ihren  Beamten  kräftig  aufrecht  erhalten  wurde. 
Selbst  BogislaTB  so  unthätiger  Sohn  Barnim  ist  einmal  ausgezogen, 
um  den  adligen  Wegelagerern  mit  durchschlagendem  EHblge  zu 
wehren.  80  sehr  es  allen  Herzögen  seit  1478  zuwider  war,  daft 
ihre  Stünde  den  Landfriedensbrecher  ohne  Inanspruchnahme  des 
landesherrlichen  Gerichtes  am  Leben  strafen  wollten,  so  ernst 
nahmen  sie  es  mit  ihrer  Pflicht,  den  von  Maximilian  gebotenen 
ewigen  Landfrit^icn  durchzufuhren. 

Indem  sie  überdies  ihre  Beamten  beschworen,  dafs  sie  die 
Unterthanen  ehrlich  und  ohne  Eigennutz  regieren  und  mit  keinen 
unrechten  Schätzungen  und  drückenden  Fronen  quälen  äollten. 


'  Normann,  Tit  FI,  VI,  LIX  und  die  Vorrede.   Zur  Lebcnsfüliiijkeit 
der  Vogtei  Dähnert  III.  IGG.    Der  ständische  Chnraktor  des  Amtes  tritt 
darin  Uervor,  daf»  die  Stände  bcineii  Inhaber  %u  ilncu  Beratungen  hinzu- 
lishett,  wAhrend  sie  jeden  andeien  Beamten  zvrückweieeD* 
V«itelran««ii  (»)  XIV  1.  -  Spahn.  2 
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ermchten  sie,  dab  der  Wecfasel  ihrem  Volke  £syBt  TiSUig  ver- 
borgen blieb. 

Denn  es  war  keineswegs  Gericht  und  Landesschutz,  worauf 
sich  die  Absichten  Bogislavs  und  seiner  Söhne  vorzugsweise 
richteten.  Sclion  eine  der  ersten  iiestallungeii ,  welche^  BoLn'slav 
vollzog,  liels  die  \  o[;t<  i  im  Amte  Satzig  nur  noch  wie  ein  An- 
liänL^s«'!  an  die  Don lirnn Wirtschaft  erscheinen,  und  in  nicht 
wenigen  bpäter  gebildeten  .Viutcrn  war  von  emer  (Jerichtsgewalt 
des  Amtshauptmanns  überhaupt  nicht  mehr  die  Rede^ 

Da  ist  es  nun  sehr  merkwürdig,  daTs  sich  in  den  Bestallungen 
die  Formel  fÄr  die  das  Land  betreffenden  Au%aben,  so  anselin- 
lieh  ihr  Inhalt  auch  wuchs,  durch  mehr  als  ein  Jahrliundert  fast 
ohne  jede  Änderung  erhielt,  während  die  auf  die  Domänenver- 
waltung bezüglichen  Vorschriften  mit  Jedem  Jahrzehnte  ansftlhr- 
licher  und  umfassender  wurden.  Niclit  deutliclior  konnte  die 
Regierung  ihre  innersten  Abaicliten  bei  ihren  Reformen  verraten. 

Auch  in  dem  Teile  der  Bestallungen,  N\  elcher  von  der  Be- 
wirtiiehaÜung  der  Güter  handelte,  war  Bogislavs  Plan  zunächst 
noch  kaum  erkenntlich  ^.  Qing  der  Herzog  wdt,  so  wies  er  dem 
Neueintretenden  nur  ein  Ackerwerk  fllr  den  eigenen  Gebranch 
2U,  f^gte  freie  Jagd,  auch  einige  Abgaben,  yontlgUch  die  Pacht- 
hühner und  Zoll£chey  bei  und  setzte  ihm  ein  jührlidies  Fixum 
für  Kleidung  und  Löhnung  des  Gesindes  aus.  Ganz  bescheiden 
bemerkte  er  an  der  Stelle,  wo  er  sich  sonst  eine  an  bestimmten 
Zielen  zu  zahlende  Summe  ausbedungen  hatte,  dafs  alles,  was 
über  das  dem  Hauptmanne  ZAigewieseno  falle,  in  die  fiirstliche 
Kammer  verrechnet  \s  er<li'ii  solle.  Es  war  nur  eine  naheliegende 
Konsequenz,  dafö  er  zugleich  darauf  verzichtete,  von  Amt  zu 
Amt  BU  wandern,  um  dort  auf  die  Kosten  seines  Beamten  zu 
leben;  er  verspradi  vielm^,  von  nun  ab  ftlr  seinen  Unterhalt 
selbst  zu  sorgen,  wenn  er  einem  Amte  einen  nicht  hlofs  vorüber- 
gehenden Besuch  abstatte.  Die  notwendige  Folge  dieser  Zusage 
war  die  Begründung  einer  stehenden  Residenx,  die  auch  im  In- 
teresse des  ftirstlichen  Hothaltea  selbst  lag,  an  welche  sich  aber 
namentlich  die  Stcttiiicr  Herzöge  späterhin  nur  schwer  und  nie 
in  genügendem  Maise  gewöhnt  haben  ^. 

In  einzelnen  Fällen  nahm  Bogislav  sogar  ictzt  schon  von 
der  Uberweisung  eines  vollsundigeu  Gutes,  der  tireien  Jagd  und 
Fiacheard  Abstand,  wie  er  es  mit  der  Zeit  zur  Regel  werden  liefs  * ; 
auch  allgemeine  Angaben  wie  „sämtliche  Pachthühner''  und  «alle 


»  14öl  St.  A.  Möcr.  II,  12  Nr.  73  f  185.  Bestallung  für  Marienfliefs 

1686  m.  11 .  Bohlen,  Meer.  626  f.  46.   1550  XU.  etn  äteoerausschreibea 

an  die  .Amtleute,  da  A  lrl  ist«,  St.  T.  Ol  Nr.  15. 

Dm  ueuu  Sy&tcm  äeit  14^0,  natürlich  noch  mit  starken  Schwau- 

kuugen  in  den  Einzelheiten. 

^  Hofordnuup  1541,  Vorschlüge  1569  St.  T.  79  Nr.  2  f.  7.  Nr.  4  f.  4, 
'  Bereits  1480  V.  31.  för  Qnmiiien- Tnbflees,  St  A.  Mscr.  IL  12 

Nr.  72  f.  184 1 
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ZoUfiMhe**  tintarbfieben.  Vielmelir  wurde  bis  ins  einaolne  be- 
stiiDnit,  was  yon  jedem  cum  Unterhalte  ndtigeo  einbebalten 

werden  sollte.  Da  es  in  diese  Ordnung  gehörte»  dafs  der 
Richter  die  StrafgeföUe  nicht  mehr  allein  für  sich  einnehmen 
durfte,  setzte  Bogislav  dvn  Anteil  des  Amtshauptmanns,  nachdem 
er  ihn  kurzo  Zoit  auf  den  drilten  Pfennig;  beschränkt  hatte',  um 
1490  ein  für  allemnl  auf  den  Tiertea  i'est^,  Uabei  blieben  die 
Gehältei*  rcichhcli  bemessen. 

Doch  wurden  die  politischen  und  poh'zeiliehen  Aufgaben  des 
Hauptmanns  aus  Klugheitsgründen  noch  keineswegs  so  selir  in 
den  Hintergrund  geteilt,  dafs  aie  nicht  dnen  sehr  wesentlichen 
T«il  seiner  Amta^chäfte  anaeemacht  hätten.  Um  ihretwillen 
beliels  der  Herzog  ihm  auch  den  eigentlichen  ExekutiTbeamten 
der  bisherigen  Vogteien,  den  Lancveiter.  Derselbe  hatte  die 
Hitterschafit  seines  Bezirkes  susammenaubenifen ,  wenn  sie  von 
neuen  Erlassen  der  Re^erung  Kenntnis  nehmen  sollte;  er  fiber- 
brachte  dem  Ausgeklagten  die  Citationen  vor  Gericht;  mit  ein 
paar  handfesten,  reisigen  Knechten  hielt  er  die  Sicherheit  auf  den 
Strafsen  aufrecht;  er  überwachte  die  AbUnstung  der  Fronen, 
iiali  die  Steuern  und  Zölle  eintreiben  und  vollzog  die  notwen- 
digen PHlndungen. 

Daau  durfte  er  die  UnterstQtsang  der  Hofmeister  und 
namentlich  der  Dorfschulaen  beanspruchen,  deren  Amt  nach  dem 
&st  völligen  Verfall  ihres  niederen  Gerichtes  einen  vomehmlich 
polizeilichen  Charakter  erhalten  hatte^;  auch  eine  Vertretung 
nureh  sie  scheint  statthaft  gewesen  zu  sein.  Einzehic  Amter 
konnten  sich  sogar  eines  eigenen  Scharfrichters  odvr  zum  m'm- 
«lesten  besonderer  Polizei-  und  (iefilufjrnisbeainter  rühmen.  Die 
Gänge,  welche  zu  Ful's  zurückgelegt  werden  konnten,  erledigte 
hier  und  da  ein  AniUshote. 

Der  Wunsch,  die  Landreiter  dadurch,  dafs  man  sie  TOr- 
zugsweise  auf  Spoiieln  stellte,  au  ernsterer  PflichterfllUung  anau- 
eifem,  blieb  unerftlllt;  weder  yersturomten  die  Klagen  Uber  ihre 
NachlMssigkeit,  die  an  den  SteuerrUckständen  nicht  geringe 
Schuld  trug,  nodi  bei  dem  Mangel  einer  Tazordnung  die  über 
ihre  £«rpressnngsyec8uche. 

Den  Schlnlsstein  seiner  Amtsverfessung  legte  Bogislav  mit 
der  Einführung  ogeneTi  unabhänpger  Kassenbeamter  in  jedem 
Verwaltuogsb«irk.  Zuwdlen  beauftragte  er  mit  ihren  Pflichten 


'  Einnral  aut  tlir  ll  dtU!,  Ho.stalluiig  für  Georg  Puttkainer  a.  a.  0. 
Nr.  82. 

*  Die  einmalige  Ausnahme  fiir  den  llofinar-rli  ill  MasBow  1504  VI.  L, 
der  den  dritteu  Pfenuig  erhielt,  erklärt  sich  hu:»  Uer  Stellung  des  Em- 
pfSKngers;  Cramer  II,  81. 

'  Balthasar,  Landeeeeriohte  29:  es  „fasset  dieser  Name  picht  die 
gexiogste  JoriadieticMi  in  msL" 
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einen  bereits  im  Amte  besehuftigtcn  Zöllner;  gewölinlich  schob 
er  sie  als  seine  Schreiber  ein;  iiiimor  liielt  er  daran  fest,  dal'g 
sie  unmittelbar  unter  ihm  standen  und  von  ihm  ernannt  wurden, 
weshalb  er  sie  zwar  in  der  Regel  auf  dem  Amtshofe  in  Kost  gab, 
aber  nie  vom  Hauptmann  aualöhnen  liefs.  In  der  That  ver- 
drängte ^  waraaf  Bogidav  gehofft  hatte^  das  Aniehen  d«s  Rent- 
mciston,  wie  der  neue  Bwtile  nach  dnigea  Jahnebnten  hk&y 
nuMsh  das  aeines  adligen  Voigeaetzten. 

Vorzuglich  aiiB  bürjs^erlichen  oder  bttaeriichen  Ereräen  her^ 
Torgegangen  ^,  &nd  er  Ij«  i  den  AmtBuntorthaneD  ein  herzlicheres 
Vertrauen y  so  oft  die  Junker  ihm  auch  ihre  rohe  Verachtung 
bemerkbar  machten.     Weil  er  in  seiner  Stellung  seinen  Lebens- 

beruf  arbeitete  er  sich  in  dif^  T^omänen Verwaltung,  zu  deren 
L<Mtiing  er  zunächst  ausersehen  ^^al^  viel  tiefer  ein,  als  sein  des 
Schreibens  und  T.esens  vielleicht  iinkundiger  Voriresetzter-. 

Dem  Rentmeister  imtrrstand  der  gesamte  ianduirtsehattliche 
Betrieb,  die  Aussaat,  überhaupt  alles  Thun  und  Lassen  auf'  Feld 
und  Weide,  obwohl  die  endgültige  Entscheidung  bei  dem  Amts- 
hau|jtmanne  gelegen  haben  wird.  Er  kaufte  den  Bedarf  der 
Landwirtschaft  tmd  des  Haushaltes  ein;  unter  seiner  Aufsicht 
wurden  die  Emteertnignisse  und  die  Naturalabgaben  der  Bauern 
emgebraoht,  um  nach  seinen  Notizen  den  Hausvorständen  der 
Vorwerke  oder  den  Residensen  augeführt  oder  in  den  Stedten 
Tvkanft  zu  werden.  Ebenso  nahm  er  die  Geldbeden  in  Enipfang, 
um  von  ihnen  und  ans  d^m  Friese  für  die  Naturalien  ^  allen 
Angestellten  seines  Bezirkes  vom  Hauptmanne  bis  zu  den 
Kii  eiltet!  ihre  liesohlungen  auszuzahlen  und  Kleidung  und 
8chuhz<*ug  zu  stellen.  \'on  ihm  erhoben  die  1 'farrgeistlichen 
ihre  Gehälter  und  die  zur  Ruhe  gesetzten  Diener  ihre  Pensionen. 
Auch  ging  es  durch  seine  Hand,  wenn  einer  verdienten  oder 
begünsdgten  Persönlichkeit  aus  seinem  Amte  ein  Deputat  oder 
ein  Teil  ihres  E^kommens  zugewiesen  wurde  oder  etwa  einem 
▼erarmten  Magistrate  unter  die  Arme  gegriffen  werden  solltet 

Alljährlich  reiste  der  Rentmcister  am  bestimmten  Termine 
zur  Residenz,  um  dem  T^eiter  der  fllrsUichen  Kammer  auf  Grund 
seines  zu  Michaelis  geschlossenen  Registers,  von  welchem  er 
zwei,  spftter  drei  Abschriften  einzureichen  liatte V'»n  seiner 
Amtsführung  Rechenschaft  zu  geben  und  teruere  \Veisungen  zu 
erhalten. 


1  In  Wollin  1589  ein  Berliner;  Rsmner  123. 

8  Sastrow  III,  67. 

^  Für  deu  Verkauf  vou  Naturaiieu  zahlreiche  Beispiele  iu  GeotskowB 
Tagebuch. 

*  Gramer  I,  236  f. 
Barnim  1589  Vlil.  7.,  St.  T.  95  Nr.  1  v.  1.    llwr  die  Anla^je  der 
Hegister  siebe  das  Bestallaiunfonnular  für  den  Laudreutmeidter  Bokleo, 
Macr,  G26, 
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Wo  keine  wichtigeo  ZolLaA&tten  in  dem  Bezirke  lagen,  ver- 
sah er  hin  and  wieder  mit  HQfe  des  Landreiters  und  der  Bier- 
krfiger  die  Stelle  des  Zöllners  mit  K  Als  gegen  Ende  des  sedizeihnten 
Jahrhunderts  eine  Art  Gewerbeschein  för  die  Hausierer  vor- 
geschrieben wurde^  hatte  er  die  Scheine  ansKQstellen  und  die  Ge- 
bühren ftir  sie  einzuziehen  ^.  Gleich  diesen  Verrichtungen  trat 
seine  Funktion  als  Steuerbearater  zu  Bopslavs  und  Georgs 
Zeiten  nur  außnahniöweifi^e  iu  Kraft;  erst  in  den  Zeiten  der 
Keformation  ^\urde  sie  infoljj^e  der  nahezu  jährlichen  Wieder- 
holung der  Auflagen  wiciiugcr  als  der  Betrieb  der  Domänen. 
Bold  konnte  der  Rentmeistar  mit  seinrnn  ftr  alle  Beamten  Pom- 
merns UbUcken  Jungen  der  laufenden  Arbeiten  so  wenig  mdhr 
Herr  werden,  dals  er  seinen  ursprünglichen  Wirkungsknis  fast 
ganz  einem  ihm  SUgeordneten  Kornschreiber  überlassen  mufste^ 
durch  welchen  er  dann  natoi^gemärs  aus  kleineren  Ämtern  sogar 
völlig  verdrfingt  wurde  ^. 

K&  liegt  auf  der  Hand ,  welch  ein  gefältrlieher  Nebenbuhler 
dem  adligen  Amtshauptmanne  in  dem  Reutmeiüter  zur  Seite 
ge.stellt  worden  war.  Merkwürdigerweise  hat  einzig  und  allein 
der  Uiigianische  Adel  66  versucht,  dem  durch  die  Einsetzung 
des  Kassenbeamten  bedingten  Übergewichte  der  Regierung  in 
den  Ämtern  Abbruch  zu  thun.  Während  die  Herzöge  nttmliclt 
in  den  übrigen  Landvogteien  die  geringen  Geldgeschltfte  schein- 
bar durch  die  Gerichtaschreiber  erledigen  liefsen^,  sandten  sie 
nach  RUgen,  wo  sie  sehr  stark  begütert  waren,  einen  Rentmeister 
ftir  die  Ocsamtverwaltung  und  einen  zur  (tesehüftsfülirung  im 
Nonnenkloster  Berg^m;  aber  konsequent  hielt  ihnen  die  I'ifter- 
schaft  den  Satz  ihres  Laudrechtes  entgegen ,  dafs  es  nicht  ge- 
deihe, wenn  Bauern  sich  in  amtliche  Stellungen  drängten,  und 
erreichte  es  in  der  That,  so  unwtndi^  uuch  ihre  Standesgenoösen 
im  übrigen  Lande  davon  denken  mochten,  dafs  nicht  nur  die 
Rentmeisterei  fhr  die  ganze  Insel,  sondern  nach  ihrer  Vereinigung 
mit  der  Kloeterpropstei  auch  die  in  Bergen  fast  ausnahmslos  aus 
ihrer  Mitte  besetzt  wurde. 

Auf  dem  Festlande  dagegen  schickte  sieh  fUr  ßogislavs 
Phine  alles  zum  besten;  der  Herzog  durfte  billig  hoffen,  dafs 
seine  Nachfolger  schon  bald  ernten  würden ,  was  er  so  treff  lieh 
gesäet.   Die  Laudesverwaltung  war  den  Ständen  entrissen^  die 


1  Ranmer  185  f. 

s  Raumer  122  f. 

*  1  lauptinHiinsbestallunf;  16:j5,  Bohien,  Mscr.  r>L'fi  f.  60.  In  Stolp 
lüM  IL  10.  Ambrosius  VoruiaDU,  Heiitineister,  IV'.  iL',  lliuis  JSchulle, 
„kemerer"  (=  Komschreiber ?),  St.  T.  95  Nr.  1  v.  f. 

*  Rainel  I,  17.,  St  T.  79  Nr.  12  f.  17.  Der  Rentniel.sfpr  zu 
Stolp  in  den  Akten  ist  der  Kentmeiater  des  8tulper  NonneukiosterH,  der 
nach  (H.  T.  95  Nr.  1  V.  r  mit  der  Stenereiliebuiig  von  Fall  m  Fall  be- 
auftragt wurtlo,  wie  für  Greifenbeig  naeh  St  A.  P.  II  Tit.  11»  Nr.  94 
and  ät.  T.  94  Nr.  2  dar  WoUiner. 
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stark  vcrmchrteu  Domiinen  und  Einkünfte  trugen  bereits  anselin- 
liche  Über8chü8S(%  und  die  rasche  Entwicklung;  des  Kentnieister- 
amtes  schien  den  vollen  Erfolg  in  der  Zukuoit  zu  verbürgen. 

Der  Niedergang  der  ständischen  Macht. 

Kaum  weniger  hoffnungsvoll  gestalteten  sich  die  Aussichten 
der  Regierung  auf  die  Entkräftnng  der  ständischen  Macht.  Viel 
zu  klug,  um  an  die  Beseitigung  der  Landschaft  zu  denken,  sann 
liogislav  nur  darauf,  die  Städte  aus  ilirer  fidnvndcn  Stellung 
zu  verdrängen.  Sie  waren  im  r4eg«usatze  zu  der  unfähigen  und 
zum  \^'iderstande  unkraftigen  Ritterschaft  trotzig,  gewandt,  reg- 
Siim ,  ausdauernd  und  deshalb  am  gefiihrlichsten..  Bei  ihrer 
Wachsamkeit  niufste  der  Herzog  sehr  langsiim  und  vorsichtig, 
aber  um  so  dringlicher  handeln. 

Daran  war  nun  Torderband  nichte  zu  ändern,  dafs  sie  die 
Landtage  beherrschten;  ihre  Entschloflüenheit  wie  die  ihnen  gttn* 
stige  Geschäftsordnung  der  LandeBVeraammlungen,  vor  allem  ihre 
Qeldkraft  machten  jede  Änderung  unmöglich,  l^ogtskv  hat  sie 
darum  nicht  aus  den  Aup^en  L'classen .  vielmehr,  was  immer  nur 
in  peinfr  Gewalt  stand,  gethan,  um  die  wirtselinftiiehe  Allein- 
herrscliaft  des  J^ürgerrunis  zu  breehen ,  auf  \\  eleiie  .schliefslich 
auch  für  seine  politiselie  Maelitstellung  alles  ankam.  Kr  beftlr- 
derte  es  ungemein,  dafs  sein  Adel  sich  von  der  Fehde  und  dem 
Raubrittertume  abwandte  und  infolge  seiner  rasch  steigenden 
Getreideerzeugung  und  immer  grOto  werdenden  Viehzucht  ein 
Interesse  daran  gewann,  Kaufmannschaft  und  Handel  nicht  aus- 
schlieTslich  in  den  Händen  der  Gemeinden  zu  lassen  und  auch 
seinerseits  den  Markt  zu  beeinHussen.  Er  durfte  diese  Entwi«^- 
lung  um  so  herzlicher  begriilsen,  als  kaum  zu  erwarten  war, 
dafs  die  Ritterj*eh;i ft  ,  je  rnohr  sich  der  Landwirtschaft  wid 
metp,  desto  regeren  Anu  il  .(ti  lern  politisriien  Leben  nelnin  n 
würde.  Nur  beging  er  diii  srliworen.  jedoch  für  sein  Zeitalter 
entschuldbaren  Milsgrilf,  nicht  blofs  das  jUirgertuui,  sondern  auch 
seinen  freien  Bauemstand,  in  dessen  Mitte  er  selbst  erzogen 
worden  war,  politischen  Bestrebungen  zu  opfern.  Auf  die  Dauer 
ist  freilich  auch  der  Fehler  dem  Ffirstentume  zu  gute  gekommen, 
weil  er  da»  Umsichgreifen  eines  Geistes  der  £igeosucht  in  dem 
Adel  begünstigte,  der  die  von  der  Regierung  vertretenen  all- 
gemeinen Interessen  zum  iinlsersten  Widerstande  \md  damit  ZU 
einem  um  so  gründlieheren  Siege  Avachrufen  raufste. 

Da  aber  eine  derarti;;  umfaösende  wirtschaftliche  Entwick- 
lung Älcnsehenalt«  r  brauehte,  um  sichtbare  Erfolge  zu  ergehen, 
und  den  Stüdteii  lür  den  Augenblick  noch  keinen  Schaden  that, 
so  hat  Boglslav  neben  den  Landtagen  ein  neues  ständisches  In- 
stitut, das  KoU^him  der  Landräte,  geschaflen,  auf  welches  er 
allgemach  die  wichtigsten  Rechte  der  Landtage  zu  abertragen 
gedachte,  in  welchem  aber  nur  die  Junker,  nicht  auch  die 
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Bürger  vertreten  waren.    Er  beoutzte  dazu  dieselben  zwei  stän- 
dischen Ausschüsse,  welche  fiir  den  tiefen  Niedergang  der  her 
zoglichen  Gewalt  im  fünfzehnten  Jahrhundert  von  unberechen- 
barer BedeutoDg  gewesen  waren. 

In  der  ältesten  Zeit*  waren  aUe  wichtigen  Begiemngshand- 
lungen  an  rlic  Zustimmung  der  principes,  der  mächtigsten  unter 
dem  Adel,  und  ▼iellcicht  nur  an  sie  gebunden ;  aber  immer  mehr 
waren  die  Dynasten  in  der  Masse  der  Vasallen  untergegangen, 
während  die  Herr^ö^e  zugloieh  immer  scharfer  ilir  Recht  betonten, 
jeden  ihrer  -Mannen  zum  li.itc  an  dm  Hof  ibrdern  zu  dürfen. 
i]s  liatte  in  der  Natur  ihres  Anspruchs  -j^elegen,  dafs  sie  ihn  fast 
nur  ihren  vertrautesten  Anhängern  gegenüber  geltend  machten ; 
nahezu  stets  waren  es  dieselben,  welche  der  Ehre  der  Berufung 
teilliaftig  wmrden,  so  dafs  sie  als  Räte  von  Hans  ans  gewisser- 
roafsen  in  dne  amtHche  Stellung  traten,  welche  s^terhin  in  der 
Znsichening  eines  festen  jährlichen  Geldgehaltes  inren  Ausdruck 
eiliielt  Sie  bildeten  ein  Kollegium,  dessen  Zusammensetzung 
von  den  Ständen  unabhängig  war,  welches,  in  einer  Zeit  ent- 
standen, da  der  Adel  noch  allein  landständipehe  Rechte  besafs, 
nur  aus  ihm  entnommen  wurde,  und  dessen  Kinfluls  bei  seiner 
vertrauten  iSteUunf;^  zu  dem  Herzog,  auch  ohne  dals  ihm  ein 
Beschluisrecbt  zugebilligt  ward,  von  der  weitreichendsten  Art 
sein  muiste. 

Damit  war  jedoch  den  Landtagen  das  Bestreben  gegeben, 
ihren  Forsten  andi  wMie  Bttte  aufsuswingen ,  deren  Neigungen 
weniger  dem  Herrscherhause  als  ihnen  galten.  Durch  den  Hin* 
zutritt  der  Städte  hatte  sich  im  Laufe  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
das  ständische  Leben  auf  der  breitesten  Grundlage  aufzubauen  be- 
gonnen ,  welche  ihm  eino  cresteigerte  Ausdehnungskraft  verlieh. 
Schon  darin,  dafs  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Hatens  nur  <iein 
Adel  zukam,  lag  ein  mächtiger  Antrieb  für  den  neuen  Stand, 
eine  Einrichtung  zu  schaffen,  an  deren  Wirksamkeit  er  lebhaften 
Anteil  zu  nehmen  vermochte. 

In  der  That  gelang  es  ihm  noch  während  des  Tierzehnten  Jahr- 
hnnderts  TordbefgeheM  einen  Ausschufs  der  gesamten  Landschaft 
den  Herzögen  an  die  Seite  zu  stellen.  Es  wurde  in  den  Zeitc^n 
ständischer  Allgewalt  zur  dauernden  Einrichtung  des  Landes. 
Obwohl  dem  „gemeinen  Rate"  die  Gunst  der  Fürsten  nicht  in 
der  gleichen  ^^'ei8e  als  den  Riten  von  Haus  aus  entfrep:enkaTn, 
wupHte  man  seinen  Wirkunt^skreis  dennoch  Schritt  für  Schritt  zu 
erweuern .  so  dal's  schhelshch  alles  und  jedes,  was  im  Herzog- 
tume  gescliehen  sollte,  von  seinem  Wissen  und  Willen  abhing. 

Doch  die  Herzöge  beharrten  darauf,  ihre  Räte  von  Haus 
aus  SU  ernennen  und  neben  dem  gemeinen  fiate  dnauberufen. 


*  Vgl.  Klempio  LXXli[  88.,  wo  die  Entwicklung  nicbt  klar  genug 

geschieden  ist,  ond  BaUiiaMur:  Vom  Ursprung;  Amt  nnd  Ueeht»  besonders 
er  Wahl  der  LuMlrilte,  Greifswald  1762. 
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Indem  nun  der  Adel  an  beiden  AusschUasen  seinen  Anteil  hatte^ 
den  einen  ausscbUefaUch  behmBchtc,  in  dem  anderen  seit  der 
Mitte  des  ftln&ehnten  Jahrhunderts  su  stets  wachsendem  Ansehen 
sdangte,  indem  sich  ferner  in  dem  ewigen  Flusse  des  ständischen 
Lebens  aufs  neue  eine  Gruppe  von  üeschlechtem  emporarbeitete« 
deren  Einflul's  sowohl  die  Herzöge  als  die  Landschaft  nötigte, 
sie  vor  allem  in  die  stindischen  Ausschüsse  zu  wShIen  ,  vollzog 
sich  eine  niclit  geringe  Annäheruiig  zwischen  den  U'i(l<  n  Kol- 
legien. Sic  kam  zunächst  allerdings  den  Ständen  zu  gute,  wurde 
aber  vou  Bogislav  X.  zuui  Ausgangspunkte  der  ErstarkuDg 
seiner  eigenen  Macht  benutzt. 

Da  dne  einsichtige  und  sparsame  Finanzwirtechaft  es 
Boeidav  ermöglichte,  nur  selten  Gesamtlandtage  zu  Tersammein, 
so  konnte  er  in  der  tiefsten  Stille  eine  Reform  beginnen ,  deren 
Ursache  doch  nicht  allein  sein  Hafs  g^en  die  iStädte,  sondern 
auch  seine  staatamännische  Einsicht  gewesen  sein  wird.  S  hein 
bar  selbst  den  Stunden  unbemerkt  geblieben,  Isfst  sich  die  all- 
mähliche Besehrjinkuiig  de«  j^emeincn  Kates  erst  in  ihren  Folgen 
und  Ausläufern  ergründen  und  teilweise  nur  erraten. 

Durch  die  eb<  iiniä!sii;('  Besetzung  der  dem  Adel  eingeräumten 
Stellen  wie  durch  den  gleichen  Geschättsumlang  der  beiden  Aus- 
schüsse —  denn  es  stand  dem  Herzoge  frei,  auch  die  Räte  von 
Haus  aus  seinerseits  zu  allem  and  jedem  zu  berufen  —  wurde 
die  Annäherung  stetig  mehr  zur  Verschmelzung.  Bei  dem 
kurzen  (icthichtnisse  der  Meuchen  in  jenen  Tagen  konnte  der 
Anspruch  der  SUldte^  an  allen  Ausschufssitsungen  Teil  zu  nehm^, 
der  sich  aus  der  Entstehung  des  gemeinen  Rates  herleitete,  als- 
bald auf  Grund  von  Zeu^^nissen,  welche  der  (Jeschiehte  des 
Kollegiums  der  Kate  von  Haus  aus  entnüinmen  waren,  wirksam 
bezweifelt  werden.  Auch  kehrte  sicli  Ho^islav  nielit  an  die  fest- 
gesetzte Zahl  der  Teilnehmer,  sondern  berief  bie  nach  i^elieben ; 
er  machte  Termutlich  darauf  aufmerksam,  dafs,  wenn  es  ihm  zu- 
stehe zu  bestimmen,  welche  Stände  und  Personen  eingeladen 
wurden,  offenbar  auch  der  Zusammentritt  des  gemeinen  Rates 
überhaupt  von  seiner  l'j'nwilligun;^  abhänge.  Dafs  die  Beamten 
nur  insofern  im  gemeinen  Rat  mitgewirkt  hätten,  als  sie  Schlofs 
2:<H''ssene  oder  Beauftragte  der  Stünde  waren,  dünkte  ihm  nicht 
walii.-«  Iieinlich ;  er  übersah  den  Hnterschied  zwischen  dem  land- 
btiindiiscljen  Landvogte  und  dem  iierzoL^lielien  Amtshauptniann  ' ; 
er  wul'ste  so  gar  keinen  Grund,  warum  er  nicht,  da  nun  einmal 
Beamte  zugelassen  lu  den ,  ebenso  gut  als  die  ilauptleute  auch 
seine  Hofbeamten  ernennen  sollte,  zumal  seit  dem  Auikommen 
des  Ho&dels  aahb^che  Adl^e  anter  ihnen  waren.  Aber  niemak 
liefs  er  es  zu  ernsten  Streitigkeiten  darilber  kommoiy  sondern 
bewies  sich  den  Wünschen  der  Städte  voller  Nachgiebigkeit, 


1  Entsprechend  l'hilipp  J.  16011  VII.  W.  T.  89  Nr.  48,  die  Stibide 
wollen  nur  den  Kügianischen  LAndvogt  Nr.  IS. 
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nur  damit  sie  aaf  keine  neue  Tef&uungflmälaige  Regelung  ihrer 
Kecfate  drangen  ^ 

Zu  klug,  durch  die  yöUige  Beseitigung  des  gemeinen  Rates 
den  stilrksten  Widerspruch  des  Bürgei-tums  wachzurufen  ^  be> 
schrilnkte  er  sich  darauf,  sobald  er  den  Zweck  desselben  ver- 
dunkelt hatte,  ihn  möglichst  auf  seine  ursprüngliche  Fortti  einer 
vom  T^andta;;'  tiir  <lvn  einzelnen  i^'all  heauttruicteu  oder  vom 
Hrrzo^  tiir  den  einzelueii  Fall  berufenen  KonuDisssion  zuriick/,u- 
iiiiiren.  Da  er  sich  überdies  die  Ernennung"  selbst  der  städtischen 
Mitglieder  vorzubehalten  wufste,  so  brauchte  er  einem  solcheu 
„verordneten  Aussühurs"  nicht  aOsu  ängstliche  Grenzen  zn 
adebeD»  sondern  konnte  ihm  vorderhand  ruhig  die  Vorbereitung 
der  Landtage  und  hin  und  wieder  die  Mitberatung  auch  einiger 
seinem  Wirkungskreise  femer  fixender  Sachen  gestatten,  welche 
ihm  das  Aussehen  einer  eigenen,  stilndigen  Korporation  bewahrten. 
Als  die  Städte  daraufliin  keinen  Anspruch  mehr  auf  die  Mit- 
wirkung im  Kollctj^iinn  der  Rate  von  IT  uh  aus.  dem  anscheinend 
nur  wenige  Hechte  intblge  der  Trenming  gebheben  waren,  er- 
hoben, hatte  er  erreicht,  was  er  sich  vorgesetzt  hatte. 

Denn  thatsächlich  war  d;ia  Adelskolleg  fähig  geworden,  an 
die  Stelle  des  von  den  Büreerlichen  beherrscnten  gemeinen 
Rates  zu  treten.  Für  den  Augenblick  durfte  es  nur  keine 
festen  Organisationsfonnen  annehmen;  noch  mufste  es  Bogislav 
in  der  Hand  haben,  jedem  Übergriffe  der  adligen  Rftte 
durch  die  Bemerkung,  dal's  die  Städte  nicht  anwesend  seien,  zu 
begegnen;  noch  konnte  er  nicht  anders,  als  seinen  Einflul's  auf 
das  Hofsrericht  besehrJink^n ;  aber  dabei  sollte  es  nii'ht  bleiben. 
^Venn  »  rst  die  Ergebnisse  jahrzehntelanger  kluger  Politik  völlig 
gesichert  waren ,  dann  moelite  der  gemeine  Rat  mit  all  don  Be- 
fugnissen, welche  die  fürstliche  Gewalt  den  Standen  bis  dahin 
noch  nicht  entrissen  hatte,  wieder  aufleben,  safsen  docti  in  ihm 
nur  mehr  die  Junker.  In  so  naher  Aussicht  stand  diese  Ent- 
wicklung, daft  der  beseichnende  Titd:  KoUegium  der  Landräte 
tiir  den  neuen  Ausschub  sich  bereits  gegen  Ende  der  Regierung 
Bogislavs  einzubüxgem  begann. 

Die  stille  Art  des  grolsen  Herzogs  hat  sich  vielleicht  nirgends 
so  wie  bei  der  Heranbildimg  dieses  adligen  Kolk^iums  bewiesen ; 
aber  auch  bei  den  andern  !\*eformen  hat  er  in  den  Tagen  seiner 
Gröfse  nie  auf  der  starreu  Durchführung  eines  Frinzipes  beharrt, 
welche  ihn  nur  in  eine  Reihe  unabsehbarer  Kämpfe  verwickeln 
mufste.  Dadurch  erhielt  seine  Wirksamkeit  ihr  Uepriige  der 
Vorbereitung,  niemals  des  abschliefsenden  Handehis;  und  dennoch 


^  £r  verBchiieb  «sneh  ofika  die  burgemieisters  aus  den  Stetten,** 
Kantsow,  Pomerania.  Heiausg.  von  Koflegarten  1816^17  Ii,  IHü. 
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■landen,  als  das  neae  Zeitalter  mit  dem  Siege  der  latberisehen 
Lehre  und  dem  Eintritt  des  weltlichen  Berufebcamtentums  in  den 
Staat  War  liervortrat,  all  die  Refoiinen ,  welche  seine  Voraus- 
setzung bildeten,  fertig  und  eingebürgert  da,  ohne  dafs  sich  die 
Zeitgenossen  ihrer  Ausführung  recht  bewufst  g''%vordrn  waren. 
Oleirhsam  als  einen  Mantel  lief's  Bogislav  seinem  Staate  das 
mittelalterliche  Gewand,  damit  es  die  neuen  Formen,  in  welche 
er  ilm  kleidete,  bis  zu  ihrer  Vollendung  verhüllte. 

Soll  eo  ihm  nun  die  Kachwelt  zum  Verbrechen  anrechnen, 
dafs^  er  mitten  tn  sdnem  Wirken  zu  wenig  daran  gedacht  hat, 
oh  ihm  ehenhttrtige  Nachfolger  heschieden  sein  wtUrden?  Denn 
daran  wird  man  nicht  zweifeln  dürfen ,  dals  sein  ganzes  Thun 
derart  war,  als  könne  es  nimmer  mirslingien.  Die  Art,  wie  er 
die  Landtage  auffafste,  war  zutrefiend,  wenn  das  Kollegium  der 
Landrüte  wirklich  dereinst  an  ihre  Stella  trat;  «^eselmh  das  aber 
nicht,  so  niulsten  sich  die  Landta;^e  um  so  iref;iljrlicher  ftir  die 
für.stliclie  Gewalt  eiitwiciveln.  Indem  liogisLav  sie  nur  einberief, 
wenn  ihn  Geldnöte  dazu  zwangen,  drängte  er  seinen  ünterthanen 
gradezu  die  Ansicht  auf,  dafs  ihr  Steuergesetzgebungsrecht  die 
Qnelle  aller  stimdrachen  Herrlichkeit  und  MachtfiüTe  wfire.  Herzog 
und  Landschaft  wurden  nn^ig,  auf  den  Landtagen  (^eldforde* 
rungen  und  poUt38che  od6r  sociale  Vorlagen  von  einander  zu 
lialtrn  und  getrennt  zu  betrachten,  so  dafs  sie  eine  do  ut  des- 
Politik  zu  treiben  begatonen,  welche  verderblich  wirken  mufste^ 
wenn  die  l^esoitigung  der  Lfindtage  nicht  f]:r'l;ing. 

Weit  ungünstiger  fällt  für  Hot^islav  ms  Gewicht,  dafs  er, 
verleitet  von  semcn  Erfolgen  oder  von  fremden,  mit  den  Ver- 
hältnissen unvertrauten  Räten,  wohl  hin  und  wieder  seine  mais- 
volle Regier uugs weise  aufgab.  Es  glückte  ihm,  den  Vasallen  das 
lombaidische  Lehnmcht  avrfzuzwingen ,  Adel  und  Städte  durch 
dne  tiefe  Kluft  in  ihren  Anschauungen  zu  trennen.  Durch  die 
Privilegien  Alexanders  VL  erhielt  er  einen  wachsenden  Einflufs 
auf  die  Besetzung  des  Bistums  und  seiner  Prälaturen.  Da  meinte 
er  sich  denn  allzufrüh  dem  Abschlufs  seiner  Aufgabe  nahe  und 
zur  Niederwerfung  dos  dritten  Standes  fähig. 

JöTie  hnlsliclie  Kiferi«.ucht,  welche  dam.iTs  r^eitswald  bis  zur 
Hnte^^^lützun^  des  drinisclien  Erbfeindes  gegen  den  nahen  Vorort 
trieb,  iiefs  ihn  miUielos  die  kleineren  Städte  seinem  Willen  unter- 
jochen und  sogar  Stettin  demütigen ;  allein  Stralsund  widerstand. 
Die  Erfolge,  welche  er  ihm  abtrotzte,  waren ,  obwohl  von 
hoher  grundsätzlicher  Bedeutung  wie  der  Verzicht  des  Rates  auf 
die  Zerbröckelung  des  Lehnsbesitzes  und  die  Freistellung  der 
Appellation  an  den  LandesfUrsten ,  docli  angesichts  des  wirklich 
erstrebten  so  gering,  dals  sie  all  die  widerstrebenden  Momente 
im  Lande  zur  Reaktion  ermunterten.  Es  that  pich  zwischen  der 
leitenden  Stadt  VorpoTnmrrns  und  dem  TTerzo;;tunie  ein  Hifs  auf, 
welcher  iiund<*ritiuitund'/,wanzig  .Jahre  später  die  Geschicke  un- 
seres Gesamtvaterlandes  entscheiden  sollte.     Das  altgewohnte 
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Liebäugeln  de«  Adels  Tnit  der  Mark  nahm  jetzt,  da  die  bange 
Anj;'8t,  dafs  mit  Hogislav  die  eigeoe  IJnahliiingigkcit  ins  Grab 
öinki  n  könnte,  geschwunden  war,  mehr  denn  je  die  Formen  des 
Hoelivcnates  an.  Die  Fehdolust  des  hinterpomraerselicn  Raub- 
rittertume«  flackerte  unter  des  Kuriursteu  Sehutz  noch  einmal  in 
heQen  Flammen  empor,  während  sich  zugleich  in  den  Städten 
die  Starmflttt  der  Revolution  gegen  die  in  sich  gespaltenen  Rata- 
aristokratieen  erhob. 

B(^;i8]ay  sah  am  Al>ende  seines  Lebens,  nun  er  allein  noch 
übrig  war  von  den  Reorganisatoren  seines  Staates,  selbst  mehr 
zum  Eroberer,  als  7:um  Verteidiger  des  Errungenen  gcscIiafFen, 
sein  AVerk  auf  höchste  bedroht.  Schon  wollte  er  den  alten  Weg 
unverzi^t  von  vorne  wandern,  als  ihm  der  Ausbrueh  auoh  der 
kirchlichen  Umwälzung  die  Entschiedenheit  seines  Aultretens 
benahm.  Ohne  sich  tlber  seine  Stellung  zur  Keformation  völlig 
klar  ^worden  zu  sein,  welche  seine  Bestrebungen  je  nach  ihrer 
Entwiddung  gegenstandslos  machen  oder  aufse^ordentlich  fördern 
innfste,  ist  er  am  30.  September  1523  gestorben,  inmitten 
«ines  von  Wirren  und  Parteihals  verbitterten  Volkes,  welches  zu 
beruhigen,  vor  Brandenburg  auch  wider  &(  inen  W  illen  au  schützen 
und  kirchlich  wieder  zu  einigen,  nunmehr  die  scliwm  Aufgabe 
seines  ältesten  Sohnes  wurde. 

Gtoorg  I. 

Mit  seinem  kraftbewufsten  Wahbpruche:  Herdurch  mit 
Freuden,  schickte  sich  das  Patenkind  Oeoigs  -von  Sachsen, 
Georg  I.;  zum  Werke.  In  dem  festen  Willen,  jeden  Handel  um 
die  Rechte  seiner  Krone  zurttckauweisen ,  awang  er  so^^ar  die 
Strslsunder,  ihm  und  seinem  jttngeren  Bruder  Yor  der  Best'iti^^ung 
ihrer  Privilegien  zu  huldigen;  während  er  dem  Greifswalder 
Rate  unter  PjngrifFen  in  die  Finanjr-,  Justiz-  and  Polizeiverwal- 
tung  der  ^Stadt  zwölf  BUrgersehattsvcrtretcr  an  die  Seite  stellte, 
verfuhr  er  mit  Stettin  kaum  besser.  Und  wie  er  von  einer 
„stracken  institia"  der  Stiidte  gegen  die  Lantitriedeosbrecher 
nichts  wissen  wollte  ^  so  galt  ihm  auch  ihre  und  der  Prälaten 
Gerichtsgewalt  ab  eine  Gnade  des  Fürsten,  welche  er  nach  Ver- 
dienst geben  und  wieder  nehmen  konnte.  Unvensüglich  dachte  er 
daian,  den  Ständen  das  Recht  der  freien  Versammlung  au  entziehen. 

Ebenso  schroff  bewies  er  sich  in  dem  Streite  um  die  hohen* 
7.o11eri8che  Lehnshoheit  über  Pommern.  Vielleicht  im  Vertrauen 
auf  die  Anss?5hnung,  welehe  den  TJrafpn  von  Eberstein,  zugleich 
das  Haupt  soinr?  Adels  und  der  marki.schen  Partei,  152;3  aus 
den  Diensten  des  Kurfürsten  zurück  in  die  seines  Vaters  creRihrt 
hatte,  schlug  er  die  Erneuerung  der  Erbvertrilge  mit  Branden- 
barg ab,  mulste  jedoch  zu  seinem  schmerzlichen  Erstaunen  einen 
nicht  geringen  Tdl  sdner  Vasallen  unter  Ftkhrung  des  mfichtigen 
Bork  im  gegnerischen  Lager  sehen.    Wenn  es  ihm  auch  immer 
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mehr  gelang,  den  Adel  m  seiner  Pflidit  zurückzurufen,  so 
lebnteo  die  »Stünde  doch  jedes  kriegerische  Eingreifen  beharrlich 
ab,  bis  der  Herzog  eDdlich  auf  den  Rat  seines  vertrautesten 

Beamten ,  des  Erbkänimerers  Vivigenz  von  Eickstedt ,  in  dem 
Oriinnitzer  Vertrage  von  1529  ]*ranilenburg  die  Mitbelehminir 
und  Erldiuldigung  zuL;estand.  Als  nun  aber  auch  der  Friedti 
wieder  nicht  den  Wünschen  der  Landschaft  entsprach,  wcIcIh; 
bei  geregelten  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Nachbarn  niehi 
nielir  im  Trüben  fischen  konnte^,  rifs  Geoiva  Gleduld  —  schon 
eine  Woche  nach  seinem  Protest  mulste  der  dngeechachterte 
Landtag  „auf  GeheÜs,  Befehl  and  Gebot**  seines  erstimten 
Forsten  das  Übereinkommen  anerkennen. 

Hatten  aber  Georg  und  Eickstedt  gehofft^  sich  durch  den 
Grimnitzer  Vertrag  die  MögUchkeit  eines  energischen  Vorgehens 
gegen  den  nur  mühsam  eingedämmten  I^rotestantismus  zu  er- 
kaufen, 80  fanden  Bie  bei  ihrer  Heimkehr  P>arnim,  den  jüngeren 
8oiin  Bogislavs,  welcher  zu  Luthers  Kursen  studiert  hatte.  yi)\]hj; 
in  das  Interesse  der  lutherischen  i'artei  verstrickt  und  ciit 
schlössen,  sein  Mitregierungsrecht  dadurch  zu  bethätigen,  da£is  er 
überall,  „wo  sein  Bruder  aufgebot,  wiederum  niedergebut.' 
Immer  aufs  neue  begehrte  er,  so  oft  auch  der  Wille  des  älteren 
Bruders  wie  der  der  gesamten  Landschaft  und  die  Unruhe  der 
Zeiten  ihm  widersprachen  ^  die  Teilung  des  Herzogtums.  Was 
Georg  so  überaus  verhafst  war,  er  mufste  dem  ßtiiudischen  Aus- 
schüsse die  Vermittlung  und  seldiefslich  den  Beginn  des  Teiluugs- 
gcschäftes  gestatten.  Seinen  Vollzug  sollte  er  nielit  mehr  erleben. 
Denn  als  Barnim  den  von  ihm  verfesteten  Bürgermeister  Stoppel- 
berg, den  Führer  der  protestantischen  Minderheit  in  Stettin,  in 
sein  Geleit  nahm,  da  warf  die  Einsicht,  dafs  seine  Wirksamkeit, 
der  er  sich  mit  begeisterter  Hingabe  gewidmet  hatte ,  an  dem 
Widerstande  des  eigenen  Bruders  scheitern  mufste,  Qeorg  bu 
Boden;  einer  leichten  Erkrankung  erlag  der  vordem  so  kräftige 
Mann  schon  am  10.  Mai  153L  Noch  in  der  Todesnacht  be- 
seitigte die  \'erhaftuog  des  Erbkäomierers  auch  seinen  Mitstreiter 
im  Kampfe  für  den  KathoH/isTruis. 

Mit  dem  Regierungsantritte  Barnims,  der  sofort  da»  Evan- 
gelium freigab,  war  d&S  1  Therm  wielit  des  Brotestantisums  ent- 
schieden; jetzt  hiefs  es  ftir  das  Herzogtum,  sieh  mit  ihm  aus 
cinaud erzusetzen.   Ob  und  wie  das  gtiliugen  würde,  wai  von  der 
einflchneidendftten  Bedeutung. 


*  „De  underdaDen  und  Stede  trosteden  dek  des  Zancks  ~  und 
wolden  nieht  btadlgeD."  Kantsow  1835»  164. 
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Zweiter  Absehnitt 
Die  kirchliche  Umwälzung  und  Ihre  Felgen. 

1531-1540  (1556). 


Ober  Geoi^  I.  hatte  ach  das  Qrab  noch  kda  halbes  Jahr 

gesclilossen,  als  der  Wunsch  des  Volkes  den  noch  iinerwachaenen 
Sohn  des  Toten  vom  Heidelberg  in  die  Heimat  rief,  damit  er 
das  \^aterlaQd  vor  dem  Oheim  rette;  denn  Barnim  hatte  die 

Befürchtungen  wahr  worden  LiJ^scn ,  welche  er  damals  erweckt 
hatte,  als  es  sein  erstes  Tltun  an  der  Leiche  des  Bruders  <2:ewesen 
war,  den  koätliehen  Pcrknrock  aus  dem  Brautüchatzo  seiner 
Mutter  tllr  sich  m  sichern. 

Zeit  öcineti  Lebens  hat  der  jüngere  Sohn  Bogislavs  X.,  wie 
in  dem  Evangelium  Luthers  nichts  als  die  Erlaubnis  zur  un- 
geztigelten^  SittenUieigkeit ,  so  in  setner  Stellung  nichts  als  die 
Möglichkeit  erblickt ,  von  dieser  ErUnbnis  einen  ansffedehnten 
Gebrauch  zu  machen«  Wenn  die  Nachwelt  dennoch  in  der  Nacht 
seines  Todes  Pommerns  glückliches  Zeitalter  erbleichen  und  über 
das  Vat<!rland  das  Verderben  hereinbrechen  sah,  so  verdankte  er 
das  einmal  seiner  gutmütigen  Natur,  welche  sicli  ihr  Olück  und 
ihre  Ruhe  nicht  trüben  lassen  mochte  und ,  unberührt  von  den 
königlichen  IViltensioneu  ihres  Nnchfolg<'rs.  die  Rechte  des  Staates 
ebenso  sorgio:»  an  die  Stände  verschenkte,  als  ihre  Steuern  dankbar 
in  Empfang  nahm.  Mehr  noch  schuldete  er  dem  so  jung  an 
seine  Seite  berufenen  Neffen,  welcher  als  Mitregent  sein  Leben 
damit  hat  zubringen  müssen,  die  Fehler  seines  Verwandten  wieder 
gnt  zu  machen. 

Der  sechzehnjährige  Thronerbe  war  erst  wenige  Monate  in 
Stettin,  als  es  Barnim  ftir  rätlicher  hielt,  das  seit  Georgs  Tode 
einiref^chlnrnraerteTeilun^p^ei^chfift  ahennals  anzuregen  und  Philipps 
Schultern  das  jährliche  Leibuedin^^e  tiir  seines  Bruders  Witwe 
allein  zu  überlassen.  Da  er  die  herzliclie  Zustimmung-  des  seiner 
längst  überdrüssigen  Neffen  fand,  und  sich  auch  die  Laudschaft 
mit  der  Zusicherung,  dals  es  bei  der  Teilung  in  zwei  Orte  allzeit 
sein  Bewenden  haben  iolle»  beruhigen  liefsS  so  konnten  sieb  die 

1  DiOmert  I,  m 
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Landrätc  schon  am  26.  Mai  1532  Uber  die  Grundhigen  der 
Aiiseiiiander-^etzune  einigen  und  die  genaue  Aufnahme  des  iUrst- 
liehen  Besitzes  und  Einkommens  beginnen  ^ 

Nachdem  dann  das  Kaiserliclie  Kamraergericht  noch  dahin 
erkannt  hatte,  dafs  das  Los  über  die  beiden  Teile  zu  entsclioid(in 
habe,  während  Philipp  sich  sein  Land  selbst  hatte  erküren  wollen, 
vereinbfirten  sicli  die  Herzöge,  dafs  die  Teilung  zunllchst  nur 
acht  Jahre  hindurch  ihre  Gültigkeit  bewahren  sollte-;  denn  e.s 
stand  SU  hoffen,  dafs  inzwuchen  die  gewaltige  kirchliche  Bewegung, 
welche  den  Staat  bis  ins  innerste  erBchtttterte,  ihr  Ziel  gefunden 
haben,  und  eine  klare  Aussicht  in  die  Zukunft  wieder  mOglich 
sein  würde. 

Darauf  wies  am  21.  Oktober  1532  das  Los,  welches  sie 

durch  einen  auf  der  Strafso  aufgepfriffenen  Junker  ziehen  lief'sen, 
dorn  Olioim  den  Ort  Stettin  und  seinem  Ncfien  den  Ort 
Wolgast  zu. 

Fliilipp  und  die  Beformatlon. 

Während  sich  der  inTisje  Wolgaster  Herrscher  im  f/mtV  df^s 
Jahres  158S  in  die  Verwaltung  sein^  Landos  IiIik  jnarl>citeto, 
;j:ing  eine  tiefe  Wandlung  in  seinen  relierlöscTi  Anschuuunf^en  vor 
sich.  Als  der  echte  Erbe  seines  Vaters  uii<i  ^irolsvaters  mit  den 
unjlasstndsten  Reformentwürfen  beschäftigt,  übersah  er  nicht, 
dafs  die  Vorbedingung  seiner  gesamten  Kegierungsthätigkeit  die 
kirchliche  Einigung  seines  Volkes  sei^. 

Philipp  hatte  bei  seiner  Heimkehr  aus  der  Pfalz  infolge  der 
verfrühten  Freigabe  des  Evangeliums  durch  Barnim  djis  Land 
in  solch  stürmischem  Parteikampfe  gefunden,  dafs  er,  obwohl  ein 
Anhänger  dos  nlten  Olnubens.  eine  diirchgrcifondc  und  niisnalmis 
loHo  Ik'kämptung  der  neuen  Lehre  nicht  nicJir  wagen  zu  dürfen 
meinte*.  Zuviel  hatte,  vom  Stnndpunkte  des  Kathohzismus  aus, 
Bogiölav  X.  dereinst  gefehlt,  als  er  sich  der  Widersacher  freute, 
welche  den  verhafsten  Hats^iristokratieen  in  den  politisch  und 
kirchlich  erregten  Volksmassen  erwuchsen,  als  er  dem  lutherischen 
Paulus  von  Rhoda  die  Stettiner  Eansel  sicherte,  nur  weil  ihm 
dessen  Predigt  von  dem  Gehorsam  gegen  die  weltliche  Obrigkeit 
ge&Uen  hatte^  als  er  Barnim  auf  die  Hochschule  Luthers  sandte^ 


1  Barthokl  IV  -,  237;  Medem  9'.l 

*  LandcBteilung,  AVolgast  l.i32  X.  21.,  Medem  110. 

'  „Zu  einer  guten  Ordinantz  nnd  Policey  im  Land  und  in  Steten 

gehöret  vor  alhni  I^in^'ii,  das  eine  Eitifraclit  der  Religion  -ei;  den  wo 
(Irr  Tleligion  halben  Sniitterung,  Zwietracht  und  Uneinigkeit  ist.  volpct 
uiimiiennohr  rechte  wahre  Eintracht  dor(  JemUthc  und  Hendle;'^  Medem  181. 

^  Kantzow  183'),  1U2  f;  Cramer  III,  SG.  Der  Teil ungsrecefs  von  \'>S2 
X.  Jl.  bemerkt,  dafs  .^i'  }i  die  I  In  zöge  in  der  Keligionstragey  soweit  das 
in  ihrer  Macht  läge,  christlich  verhalten  wollten. 
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und  als  er  endlich  mit  der  Einziehung  des  Belbucker  Kloster- 
bentzeB  früher  als  irgend  ein  erangeliacher  Fürst  die  SAkularisation 
der  geisdichen  Güter  begann^. 

So  entschieden  sich  auch  Georg  nnd  sein  treukatholischer 
Erbkämmerer  bewiesen^,  es  verfj^ngen  dennoch  Jahre,  bis  sie 
Dintre  wie  das  Stralsundcr  Kirchenbrechen  und  solche  schleunigen 
F' trisiKrittf»  (IfT  neuen  Lehre,  wie  sie  sieh  in  der  sundischen 
Superintentl*nturveriassuiig  dokumentierten,  zu  hindern  ver- 
mochten; viehuehr  war  die  nUehste  Folo^e  ihrer  ,,p:ewaltigen 
Verbote"*  nur  „Uuürdnuiig  und  Lulicil,  ja  otteutiiche  Verderbniö^." 
Aber  gestützt  auf  die  ganze  nodi  bestehende,  Land  nnd  Stadt 
gleichm&fsig  umschlingende  katholische  Hierarchie,  angespornt 
Yon  den  vornehmsten  und  einfluisreichsten  Mitgliedern  des  Adels 
wie  der  bttigerlichen  Geschlediter,  welche  der  Neuerung  durchaus 
entgegen  waren,  konnte  Georg  mit  der  Zeit  sogar  dem  miichtigen 
Hansevorort  mit  der  Rdckkehr  der  verja^'ten  Priester  drohen'*. 

Als  er  jedocli  mitten  in  seinem  Schäften  abberufen  wurde, 
änderte  sich  mit  einem  ^schlage  alles.  Von  jeder  Fessel  befreit, 
ward  die  Lelire  Luthers  nun  mit  Barnims  Wissen ,  Willen  und 
Befehl  gelehrt;  die  Städte  fuhren  kühnhch  zu;  selbst  die  Eeiiitn 
des  katholischen -Adels  lichteten  sich;  denn  „de  Mann,  den  se 
bet  her  gefruchtet  hedden,  was  nu  uth  dem  wege'^^.  Philipp 
aber  wufete  sich  keinen  Rai  Sein  katholischer  Kanzler  Brun 
entbehrte  jeiler  Widerstandskraft*;  Erasmus  von  Manteuffel,  sein 
Bischof  zu  Kammin  f  war  zwar  einer  der  wenigen  deutschen 
Kirchenftirsten  jener  Tage,  welche  ein  Herz  ftir  das  Leid  der 
ihnen  anvertrauten  Kirclie  besalsen,  aber  dafg  ein  Klerus  liinter 
ihm  stand  f  dessen  unbegreifliche  Verkommenheit  lauter  als  die 
Stimme  der  Pnidikanten  zum  Abfall  rief,  benahm  ihm  alle 
Schaffensfreudigkeit.  Die  wenigen ,  auf  welche  er  sich  verlassen 
konnte,  lähmte  jenes  Bewuistsein,  dem  Adrian  VI.  zehn  Jahre 
früher  Worte  verliehen  hatte:  „Wir  alle  sind  vom  Wege  des 
Rechtes  abgewichen,  wir  alle  müssen  uns  demütigen/ 

Um  so  rastloser  arbdtete  der  begabteste  unter  Philipps  Räten 
dem  Bischöfe  entgegen;  von  Barnim  eifrig  unterstützt,  wuiste 
Jost  von  Dewitz  den  jungen  Herzo'j;  täglich  melir  für  seine 
Uberzeugung  zu  gewinnen.   Zu  Anüwg  des  Jahres  1534  mag 


'  Auch  Göripk  50  tiulolt  Ronrislav,  f^chwartz  695  Dimmt  ihn  in  Schutz. 

*  Freilich  liat  auch  Georg  nicht  daran  t^edacht,  die  eiiigezogouen 
KirehengBter  suruekzitgebeii,  und  auf  der  ^steuening  des  geistlichen 
Beeitzos  bestanden.  Brun  ir.30,  B.  St.  I,  228.  Vpl.  Kantzow  1.^35,  165. 

"  Medem  182;  Kantzow  1836,  164,  166  u.  172;  Sastrow  I,  43  u.  46; 
lUrthold  IV  8,  203  f. 

*  Cramer  III,  87.  „Damm  was  cro  aafanck  und  ock  de  meiste  tit 
eres  re^riment»  ^-a^t  inuliesam  and  swar";  Kantsow  1835,  163.  Über  seine 
Macht  Pyl,  Eideua  ü2ö. 

«  KvitKow  1835,  191;  Medem  183;  Cramer  III«  80. 

*  ,,Und  wo  wol  Idt  nicht  bewilliget,  so  mach  Idt  doch  ad  rcdimendnm 
tempus  henne  lopen  cum  alüs  enoiibasi**  Bnm  1530»  B.  ät.  1,  226. 
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es  gewesen  sein,  als  sich  Philipp  zuerst  zum  ProtestaiUi.^iüus 
bekannte.  Kaum  aber  Laue  der  Sohn  Georgs  deu  entscheidenden 
Schritt  gethan,  als  er  die  langentbdhrte  Energie  flemer  beiden 
Vorgänger  in  sich  wieder&nd. 

Mit  Schi'ecken  ward  er  sich  bewnfst,  wie  sehr  sich  inzwischen 
die  Lage  seines  Staates  geändert  hatte.  Nicht  mehr  um  den  Sieg 
oder  die  Niederlage  der  reformatorischen  Ideeen  handelte  es 
sich  ilir  Sieg  war  unabwendbar  — ,  schon  galt  es  vor  allem 
den  Fortbcstand  der  herzogliclieu  flacht  ^  Nicht  um.sonst  be- 
klagte Baniiius  Kanzler  Suave,  wie  hart  und  heftii;  sich 
zaliln  iehe  Stiidte  nahezu  aller  UnterthanenpÜicht  entzögen ;  der 
Protoütantiöuuis  schien  im  Bewurstsein  seiner  Cberuiaeht  ent- 
schlossen, jede  gc^en  ihn  gerichtete  Mafsregel  mit  dem  Aufrühre 
zu  erwidern'.  Er  war  im  hartnäckigsten  Kampfe  mit  der 
Staatsgewalt  grofs  geworden;  seine  tiefsten  Wurzdn  hatte  er  in 
die  Herzen  derjenigen  geachhigen,  weldie  sich,  je  mehr  sie  an 
politischer  Bedeutung  verloren,  mit  desto  glühenderem  Hasse 
gegen  ihre  fiirstlicben  Unterdrtlcker  erfüllten. 

Philipp  war  Prot-^stant;  seine  t^berz»Migimg  mufste  ihn  rlalnn 
drängen,  dais  er  seinem  Glauben  die  Ruhe  und  Mittel  verscliatitc, 
deren  er  zu  einer  richtieren  und  segensreichen  \\  ii  ksamkoit  be- 
durfte. In  seinem  ehrlichen  Charakter  lag  eine  solche  Absicht, 
bei  welcher  sich  die  Wahrung  des  Stajitsinteresses  auf  das 
Notwendigste  beschränkte^  sehr  wohl  begründet  Vielleicht  wäre 
dieses  Zid  noch  erretchbtur  gewesen ,  wenn  die  Regierung  beide 
Bekenntnisse  anerkannt ,  auf  gesetslichem  Wege  die  berechtigten 
Ansprilche  jeder  Partei  1jefi*iedi<>  t,  dasKirchenvermögen  auseinander- 
;::osetzt  und  die  den  Katholiken  zugewiesenen  Kirchen  vor  pro- 
testantischen Piedi^^em,  ihr  Vermöf^^en  vor  den  Stadträten  ,  eine 
Reihe  von  treu  gebliebenen  Klöstern  vor  der  Aufhebung  gesichert 
hätte  Eine  solche  Entscheidung  würde  aber  ohne  Zweifel  die 
siegreiche  Partei  aufs  ttufserste  verletzt  haben,  selbst  wenn  bie 
den  geschlagenen  Katholiken  willkoumien  gewesen  wiire.  W'oher 
hätte  Philipp  in  dem  Falle  die  Kräfte  nehmen  sollen,  mit  denn. 
Hilfe  er  aea  Widerstand  der  lutherischen  Städte  zu  brechen 
▼ermochte?  Von  Seiten  seines  Adels,  welcher  teils  selbst  pro- 
testantisch war,  teils  es  mit  seinem  prahlerischen  Katholizismus 
vereinbaren  konnte,  von  den  schutzlosen  HersOgen  gerade  in 
dieser  Notlage  dir  Wiederherstellung  all  seiner  unerträglichen, 
längst  beseitigten  Privilegien  zu  verlangen,  durite  er  keinen 


'  nie  Füratt'ii  .hcdden  id  up^eliolden,  bct  up  ore  uterste  fbarc. 
und  khofiden  id  niclir  leuger  upholdon.  Se  wnldon  sick  Denm'  uinb  land 
und  lüde  brinjren'-;  Kiintzow  1S;{Ö,  21o,  ferner  17;>  f.  iLiiit^prucheud  Harnim 
1535  IX.  12.,  Medcin  211. 

-  War  dorh  nticli  der  in  INmimem  (»iiiflursnMclio  TUi^onli.TLTTi  der 
Ansicht,  dafs  »eiuc  Gewalt,  die  allerdiDgs  von  Uott  stamme,  sich  aber 
^der  Gott  aot lehne,  nieht  mehr  aU  eine  rechte  Obrigkdt  beliacÄitet 
werden  könne".  Ranke  III,  129. 
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opferwOUgcn  and  erfolgveilieilwndeD  Bdstand  gesm  die  Neuerer 
erwarten.  Es  war  kein  Zweifel:  in  der  Hand  des  laiherischen 
Bürgcrtuxna  lag  die  Zukunft  des  nommerBclien  Staates. 

Aber  auch  Philipp  selbst,  olmehin  von  jener  „exklusiven, 
den  Gegner  vcrdamraoideD  RechtgUtubigkeit^  seiner  Zeit  he- 
ht-rrBclit ,  bowies  sicli  einem  schonunjnjsvollen  Vorgehen  p^egen 
die  alte  Kirche  mehr  und  mohr  abgeneigt,  denn  sclion  erhoben 
sieh,  vielleicht  von  scineni  Oheime  genährt,  in  seiner  Brust 
Gedanken  voll  der  weitesten  Aussichten.  Wenn  es  ihm  gelang, 
noch  im  letzten  Augenbhcke  den  rrotestantismus  von  dem 
Stidtetume  tu.  trennen  und  mit  der  fiUrstlichen  Macht,  zu  welcher 
sich  die  Anschauungen  Lutiiers  so  recht  eigentlich  neigten,  zu 
▼erbOnden,  welche  Hofifnungen  durfte  er  dann  hegen  I 

Er  vergaisy  dafs  er  jetä  selbst  zu  thun  gedachtem  woraus  er 
seinen  Untorthanen  einen  Vorwurf  hatte  machen  wollen;  indem 
er  sich  vorspiegelte,  dafs  es  nicht  sowohl  eine  kirchliche  als  eine 
politische  Machtfra^'e  sei,  welche  ihrer  Lösung  harre,  verliels  er 
den  reinen  Standpunkt,  von  weichem  er  ausL-^egangen  war. 

Es  erschien  ihm  für  die  Durch  t  u  1 1  l  ung ,  80<<ar  ftir  die 
Sicherung  der  lictormation  fast  bedeutungslos,  ob  er  die  Lehre 
Luthefs  sls  allein  berechtigte  Staatsrcligion  anerkannte  oder 
beiden  Konfessionen  ihre  freie  Entwicklung  liefe.  Aber  nicht 
gleichgültig  galt  es  ihm  fUr  den  Staat,  ob  er  ihn  durch  untbätiges 
Zuschauen  oder  direkte  Forderung  des  Katliolizismus  zum  Spiel- 
balle des  Adels  und  der  revolutionären  Stftdtedemokratie  machte, 
oder  ob  er  durch  einen  energischen  Eingriff  zu  Gunsten  des 
Protestantismus  zu  entsclieiden  versuchte,  wer  fortan  die  Macht- 
mittel der  Herrschaft  besitzen  sollte :  das  Junkertum,  die  Demagogie 
oder  das  Herzogtum. 

Gleicii  als  wenn  er  nur  sich  und  keineijwegg  den  Ständen 
eine  solche  Einsicht  in  die  Folgenschwere  der  bevorstehenden 
Entscheidung  zugetraut  hätte,  ging  Philipp,  nachdem  er  mit 
Barnim  die  Einberufung  emes  allgemeinen  Landtages  auf  den 
13,  Dezember  1534  nach  Treptow  a.  R.  beschlossen  liatte,  an 
die  Vorbereitung.  Die  Erfolge  der  protestantischen  Ftirstenpartei 
im  Reiche,  von  denen  sein  Oheim  soeben  Nachricht  erhalten 
hatte,  seliienen  ihm  den  Rücken  gegenüber  Karl  V.  zu  decken. 
Leichten  Herzens  billigte  <r  fb(>  \Vahl  eines  Ortes,  dessen  Lage 
dem  katholischen  Adel  HinttTpoiiunems  und  den  PriUaten  Kainmins 
ebenso  günstig  wie  den  vorponiuiersclien  Anbangern  Lutiier«  in 
dieser  Jahre»zeit  fast  unerreichbar  war*. 

Indem  er  ttberiegte,  wie  unendlich  viel  von  der  Verfügung 
ttber  den  herrenlos  werdenden  Rlosterbesits  fllr  die  Bnanaiellen 
Kfftfte  der  Krone  abhängen  konnte,  wollte  er,  um  seinen  Vorteil 
nicht  au  gefilhrden,  die  fUr  die  junge,  mittellose  Kirche  doch 


'  Schon  die  Reise  vom  Wolgastischen  nach  Stettin  galt  als  ferne 
und  schwere;  W.  T.  35  Nr.  1  f.  ölj  T.  3Ö  Nr,  11  j  St  T.  94  Nr.  2  £  bö. 
F«mhuug«A  iM>  XiV  1.  -  äpalio.  3 
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niclit  minder  wichtige  Frage  vertagt,  womöglich  nicht  erwähnt 
wissen-,  und  öeine  Absicht,  die  Gelegenheit  in  seinem  Interesse 
auszunützen,  ward  um  so  lebhafter,  je  mehr  er  sich  überredete, 
dais  eö  seinen  Uuterthanen  nur  auf  das  Evangelium  ankäme.  Kr 
stellte  08  nch  wie  er  erst  Im  Besitze  eines  so  grorseo  Krön- 
gutes  den  Ausbau  der  henogficben  Landesverwaltun^,  welchen 
Sof^alav  X.  zur  Hebung  der  Alrstlichen  flacht  begonnen  hatte, 
w^e  vollenden  können,  wie  er  durch  sie  die  g^n  die  Stände 
gerichtete  Politik  seines  Vaters  und  Grofsvaters  z\im  Siege  werde 
sm  ftiliren  vermögen.  Und  darüber  hinaiis  plante  er  bereits,  wie 
sicii  nun  nucli  andere  Wünsclie  seines  }I;iuses,  welche  es  durch 
Jahrhunderte  gehegt  hatte,  olme  jede  üewalttliat  verwirklichen 
wttrden.  Dafs  das  Stift  Kainiriin  mit  der  Annahme  der  Augs- 
burgischen Konfession  auf  den  Anspruch  der  Reichsunmittel barkeit 
Ternchten,  dafs  sein  Bischof  sich  dem  pommerschen  Staate  als 
ein&ches  geisdiches  Oberhaupt  der  neuen  Kirche  eingliedern 
Werde,  daran  wollte  er  nicht  länger  zweifeln.  Selbst  die  lang- 
wierigen Verhandlungen  mit  Erasmus  konnten  sdne  Hofinungen 
nicht  mehr  erschüttern. 

Grofsangelegt  wie  er  war,  wollte  er  Bich  einer  solchen 
Steis:erung  seiner  Macht  auf  der  Stelle  auch  würdig-  erweisen; 
er  versprach  sich  von  dem  einen  Landt^ige,  woran  fortan  noch 
drei  Generationen  gearbeitet  haben;  denn  es  lag  in  der  Art  der 
vier  bedeutendsten  Staatsmänner  des  (ireifengeschlechtes,  von 
Bogislav  X.  bis  auf  Johann  Friedrich,  weit  mehr  su  unter- 
nehmen, als  in  der  Kraft  eines  Mannes  beruhte.  Nachdem  die 
kirchliche  Einheit  wiederhei^estellt  war,  sollten  Polisd  und 
Stra fsen Wesen ,  Gericht  und  Münze  ihre  Ordnung  erhalten;  die 
demokratischen  Btirgerkollegien  solUrn  wieder  durch  einen  macht- 
begabten  R^it  ersetzt'  und  den  St^lndrn  die  ihnen  gebülirenden 
Privilegien  konfinniert  wi  rflrn  ;  selbst  der  täglidi  härteren  rntor- 
jochung  des  platten  Landes  durch  die  Städte  gedachte  er  Einlialt 
zu  gebieten^.  Mit  einem  Male  wollte  er  all  die  vielen  Fragen, 
welche  seine  Zeit  beschäftigten,  lösen;  seine  dedanken  sind  es, 
von  denen  die  Gesetzgebung  der  folgenden  Jahrzehnte  immer 
auis  neue  wieder  ausai^iehen  versachte. 


Der  Landtag  zu  Treptow,  1584. 

Auf  der  Stelle  aber  j^eigte  es  sich,  wie  sehr  im  Volke 
politische  und  eigensüchtige  \lotive  die  religiösen  über%vuchert 
tiatteu Es  düriien  sich  kaum  die  wenigen  Männer  über  die 

*  Medem  177;  vgl.  Gesterding,  Greifswald  i,  159. 

*  D.  Adel  verkanH  in  d.  „Steden,  die  ebn  gefeUich",  Medem  177. 

^  Aus  Luthors  Lohre  ..togen  de  tiieiHtc  hu])e,  de  dr  ^-eistliekc  fryheit 
uicVit  vorstunden,  desulffe  frpicit  tho  allein  inotwillon  und  behage  des 
tiei&cbeti,  und  wurden  dardorclt  nicbt  aUein  den  papeu,  sonder  ock  den 
ffinten  weddeclick  und  ungehnr";  Kantzow  1885,  158;  vgl.  165. 
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Tragweite  des  Abfalls  von  der  Kirche  klar  gewesen  sein,  wolclie 
sich  der  nenen  Lehre  damals  ergebon  li:itton ,  als  Georg  alles, 
was  an  matehellen  rjütern  der  alten  Kirche  enTrisseii,  an 
bürgerlicher  Freiheit  erobert  wurde,  dem  Einzelinteresse  zu  ent- 
winden Wulste.  Der  breiten  Masse  in  dem  Städten  dage^^en, 
welche  vordem  der  Hals  Bogislavs  ^eseu  die  orthodox.en  liats- 
«riBtokratieeDi  dann  die  Schwäche  Barnims  gdookt  hatte,  erachien 
die  Ankündigung  des  ernsten  Willens  der  Herzöge  thatBttolifiob 
wie  ein  Traum  ^  Das  von  der  Natur  so  ärmlich  bedachte  Volk 
wollte  von  der  Poesie,  mit  welcher  die  Feier  des  katholischen 
Gottesdienstes  und  die  Verehrung  der  Heiligen  das  Alltagstreiben 
rerkliirte,  nur  ungern  lassen-.  Daher  mul^te  Bugenhagen,  dem 
die  Vorbereitung  der  kirchlichen  Umänderung  aufgetragen  war, 
ohne  Rücksicht  auf  das  alle  Lebensverhältnisse  umgcsUdtende 
Wesen  des  Protestantismus,  die  Einrichtungen  und  Oeremonien 
der  katholischen  Kirclie,  soweit  als  eben  möglich,  übernehmen'*. 
Nur  bei  der  Neuordnung  der  kirchlichen  VerSfassung,  deren 
politische  Bedeutung  doch  auch  den  Stttnden  sehr  bald  ein- 
geleuchtet  hatte,  duldeten  seine  fUrstüchen  Auftraggeber  kein 
Entg^enkommen . 

Deshalb  war  die  Lage  beim  Abscblufs  der  Vorverhandlungen 
am  12.  Dezember  bereits  dahin  geklärt,  dafs  gegen  die  Punkte 
der  beabsichtigten  Kirchenordnung,  welche  I^ehre  und  Glauben 
])etrafen,  kein  ernstHcher  Widerspruch  zu  erwarten  stand;  dal's 
aber  die  Entscheidung  der  drei  Fragen ,  auf  welche  für  die 
Fortentwicklung  des  öffentlichen  ZusUmdes  so  sehr  viel  ankam, 
noch  ganz  im  Ungewissen  lag:  es  war  noch  völlig  zweifelhaft, 
ob  der  dritte  Stand  zu  Gunsten  seiner  Herzöge  auf  die  eben 
gewonnene  kirchliche  Unabhängigkeit  wieder  verzichten,  und  der 
Adel  eine  allmähliche  Einziehung  der  Feldklöster  stillschweigend 
gutheifsen  wUrde,  und  ob  durch  die  Säkularisation  des  Stiftes 
Kammin  der  auseinandergerissene  Stettiner  Ort  verbunden  werden 
und  einen  festen  Halt  hokomraen  könnte. 

Anfangs  wurde  dw  vorsichtig«-^  Entwurf  der, Kirchenordnuiig 
ohne  Schwieri^H'icit  trle<!i;rt ^.  Man  versprach  sich,  der  Vci- 
schleuderung  <Ur  Kiniienguter ,  zu  der  die  Anhänger  Luthers 
neigten,  um  so  emster  entgegenzueifem,  ab  die  fVeigebigkeit  des 
VoUcet  für  kirchliche  Zweäe  im  Schwinden  begriffen  war,  auch 
dem  Gedanken  einer  allgemeinen  Kircbensteaer  näher  su  treten 


1  Kautzow  1835,  213  gebraucht  daa  liüd  in  öderem  Sinne. 

*  Bei  G9nA  69  f.  einige  Belege.    Für  das  Vorhandensein  einer 

gröfseren  Anzahl  von  Katholiken  S.  :H,  Anm.  2,  u.  11.  St.  XXX,  7  f.  Die 
geldmächtigen  Loit'/t>  in  Stettin  bHel>€n  wahrscheinlich  dauernd  katholisch. 
»  Kirchenordnung  iJ.  St  XLIH,  i;33. 

*  Doi  Beweis,  dafs  die  1535  publicierte  KirchenordminL'  heraits  dem 
Landtage  TOilag,  hat  Hering  in  den  Theol.  Studien  und  Kritiken  1889 
erbracht. 

»  B.  St  XLIU,  165  fi.i  Cramer  III,  44;  Medem  183  f. 
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Ebenso  fand  der  Plan,  durch  die  thatsächliclie,  wr-rtri  mich  nicht 
foriin'lle  Einziehung  der  Rocskildischen ,  Schw  eriaschen  und 
Kujavischen  Diöcesanau teile  die  Errichtung  einer  Landebkirche 
zu  ermöglichen,  die  Billigung  der  Versammelten  ^ 

Sobald  aber  die  Rechte  des  Bischofs  von  Kammin  zur 
ErOrteraBg  kamea,  erhob  Enunnua  trots  des  EDtgegeokomaieiis 
der  HerE^  Protest  Denn  ob  sie  des  Bischöfe  Ghmbeosfestigkett 
zu  erschüttern  hofften ,  ob  die  Furcht  vor  dem  Kaiser  sie  yor 
der  einfachen  Beseitigang  eines  Kircbeoflbi^ten  warnte,  dessen 
Abhängigkeit  von  Pommern  durchaus  niclit  un bezweifelt  war, 
oder  ob  sie  durch  ihre  scheinbare  Mrifsigung  ihre  eigentliclien 
Absichten  maskieren  wollten  —  genug,  Erasmus  sollte  als  General- 
superintendent der  iranzen  pommerseben  Kirche  die  Ordination 
der  Prediger,  ihre  Eiiitührung  in  die  Piarreien,  sowie  die  geist- 
liche Jurisdiktion,  jedoch  mit  Unterstützung  eines  Superintendenten 
in  jedem  Amte,  behalten.  Die  Wahl  des  Kschon  sollte^  wenn 
teaStk  nach  altean  Rechte  mit  Vorwissen  und  Bewilligung  der 
Fürsten,  in  der  Hand  des  Domkapitels  bleiben,  dessen  Fort- 
bestand die  Krone  garantierte.  Nur  auf  der  Forderung  beharrlen 
sie,  welcher  sich  der  katholische  Bischof  nach  seiner  ganzen 
Vergangenheit  nie  und  nimmer  beugen  konnte:  auf  der  AiUDAhme 
der  AugsburgiBchen  Konfession. 

Der  diplomatisch  zuriicklialtende  Kraaiimö  wünschte  die 
Entscheidung  zu  verzögei*n  ]  die  Herzöge  jedoch ,  welche  mit 
seinem  W'idcrbpruciie  von  vornherein  hatten  rechnen  müssen,  und 
denen  er  schwerlich  sehr  unwillkommen  war,  bestanden  auf 
seiner  sofortigen  EntBchHefsong.  Ab  er  dieselbe  yerweieerte, 
machten  sie  zwar  keinen  Versuch,  ihn  völlig  kaltzustellen,  da  er 
ab  Landesherr  des  Stiftes  einen  Angriff  auf  seine  Rechte  in 
Kammin  selbst  hätte  zurückweisen  können,  proponierten  aber  auf 
der  St^elle  efnp  Kirchen  Verfassung,  welche  von  pin(T  bischfif  liehen 
Gewalt  aul"tierli;i!h  des  Stiftes  nirlits  mclir  zu  Im  i-irbtrn  wuiste. 
Sie  selbst  wollten  fortan  die  unbesciu-änkten  Oberherren  ihrer 
LAndeskirche  sein^. 

Zur  Pruiuug,  Ordination  und  Einführuug  des  Klüruä  und 
Eur  Überwachung  des  gesamten  sittlichen  Lebens  gedachten  sie 
drei  Generabuperintendentcn  In  Wolgast,  Stettin  und  Stolp  au 
ernennen*  deren  Thtttigkeit  ihrer  Aufsicht  und  ihren  E^ngriflen 
jederzeit  unterstellt  bleiben  sollte.  Denn  bei  den  regelmälaig  au 
wiederholenden  Kirchenvisitationen  hatten  von  der  Regierung  und 
der  Landschaft  beiufene  Laien  die  ausschlaggebende  Stimme;  der 
Vollzug  eines  Teiles  der  Visitationsbesclibisse  war  sogar  ganz 
„vier  stattlichen  Landsassen"  oder  den  städtischen  Behörden 

>  Hedem  161  f.,  deaüieher  Cramer  III,  90  (hier  auch  das  Bistom 

Csjavien,  zu  dem  Ijauenborg  und  ßütow  gehörten,  miteinbezogen). 

*  1. prklärten  sio  F.^  ist  ^öffentlich,  das  die  bestellung  und 
ilandthabuug  der  llehgiou  uuud  Ceremonien  dem  Fürstlichen  »Staudt  als 
dem  Heapt  des  Lamüs  aostsbet«;  St  T.  94  Nr.  24  t.  lU  £  54. 
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anheimgegeben.  BEs  entemch  dem  Geiste  dieier  Verfiissung, 
wenn  des  Eandidsten  Stellung  cur  Obr^kelt  sn  den  wiehtigsten 
iVegen  bei  der  Prädikantenprilfung  und  der  bedeutangeroueten 
Ermahnung  bei  ihrer  Präsentation  gehttrte^ 

Hatten  Tnd(^en  die  Städte  schon  vorher  gegen  die  Elrasmus 
noch  zugestandene  Jurisdiktion  in  Ehesaclipn  Kinspnioli  erholten, 
so  salien  sie  nunmehr  in  dem  lieclite  des  vom  II(  rzog  bestellten 
Gencralaaperintendenten,  die  von  der  Gemeinde  gewählten  Prediger 
zu  beatat^jen,  und  in  den  Visitationen  die  ganze  politische  Aus- 
beute bedroht,  welche  sie  von  der  Reformation  erhofft  hatten  und 
auf       de  keineewegs  su  TeFDchten  gesonnen  waren. 

Als  damit  die  eigenndtaigen  Motive  wieder  unmittelbar  in 
den  Vordergrund  traten,  gab  der  mifttranisch  gewordene  Adel 
dem  Landtage  vollends  sein  oppositionelles  Gepräge,  indem  er 
die  Frage  nach  der  Verwendung  der  Feld-  und  Nonnenklöster 
aufwarf.  Obwohl  entschlossen ,  mit  dem  reichen  Besitze  der 
Mönche  die  herzoglichen  Finanzen  wieder  zu  ordnen ,  hatte  die 
Regierung  dennoch  die  Ent^heidung  über  die  Klo8ter|j;iU(  r  ver- 
meiden wollen,  um  sie  desto  sicherer  in  ruhigen  Zeiten  und 
allmählich  einzuziehen  ^.  Aber  zuviel  dtand  für  deu  Adel,  welchen 
sehon  das  Interesse  seiner  jüngeren  S5hne  an  der  Erhaltung  der 
reichen  Stifter  und  Abteien  der  alten  Kirche  yerpflichtete,  auf 
dem  Spiele;  nur  dann  woUte  er  auf  die  von  den  Herzogen  vor- 
geBcb]j4;ene  Beschränkung  der  Prftlaturen  eingehen,  wenn  die 
wüst  gewordenen  Klostergüter  zur  Abrundung  seines  eigenen 
Besitzes  dienen  durften.  Wahrscheinlich  unter  dem  Einflüsse 
Manteuffels,  an  den  verwandtschaftliche^  und  kirchliche  Be- 
ziehungen die  Mehrzahl  der  mafstrehenden  Geschlechter  noch 
immer  gekettet  hielten,  vielleicht  auch  wegen  des  nachgiebigen 
Verhaltens  der  Städte  in  der  Klosterfrage*,  folgte  dem  Wider- 
Spruche  gegen  den  einielnen  Punkt  akbald  die  Verwerfung  der 
ganzen  njrchenordnung.  Mit  dem  Hinweise  auf  die  Gefahren, 
welche  ihre  Einführung  namentlich  von  seiten  der  Mark  herauf- 
beschwöre^ solange  Philipp  noch  niidit  Land  und  Leute  von  dem 
Kaiser  wa  Leben  empfiingen  habe^,  machten  die  Vasalien  durch 
ihre  Abreise  allen  weiteren  Verhandlungen  ein  Ende. 

Aher  mochte  es  immerhin  ein  altgewohntes  Mittel  Mein,  das 
rechtskräftige  ZoBtandekommen  der  Landtagsabschiede  durch 


»  B.  St.  Xmi,  172  ff.  uDd  176,  sowie  m  f. 

>  B.  St  XLin,  184.   FQr  das  EinkomnieD  der  Klöster  vgl.  Raamer, 

sowie  Griimbko,  r^oFamninltr  Naehrichtfin  zur  Gesch.  des  eli« mvligen 
Nonnenklosters  iSct,  Maria  in  Bergen  auf  der  Insel  Kügen.  Stralsund 
183:3.   S.  96  ff". 

Der  Ab6chied  Stettin  1588  III.  29.,  Gadebuseh  II,  77,  verwarnt 

speciell  dm  Jat^per  I^^rke,  von  den  papJstrsrbcn  Ceremonion  nh/.iigtehen. 
I^e  Borke  waren  aber  dem  Bischof  nahe  verwandt,  da  Erasmus'  Mutter 
du«  Bork  war;  Bartbold  IV*  183. 
*  Medem  193. 

"  Medem  232;  Kantscw  1835, 214     eine  Wamang  Joachims  lag  vor. 
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vorzeitigeii  Heamsiig  zu  verhindern ,  —  in  diesen  Tagen ,  wo  es 
die  Krone  galt,  konnte  dennoch  nur  das  entschlossene  Zusammen- 
bleiben und  Zusammenwirken  der  Süind«'  den  festen,  durch 
bittore  r.eldnot  gestärkten,  von  klarer  Kinsiclit  in  die  Lage 
gekitt  ien  W  illen  der  Herzöge  brtxiLen'.  80  wie  sich  der  Stand 
dti  Dinge  nun  einmal  geigen  alle^  Erwarten  gestaltet  hatte,  hätte 
aich  die  Regieruiig  nichts  Willkommeneres  wünschen  mögen,  ab 
die  fireiwiUige  Aoffitoung  des  Landtages;  denn  indem  die  Mehnsahl 
der  adeligen  Junker  auf  iliren  RtttergUtem  einschneite  ^  fanden 
Philipp  und  Barnim  zunächst  den  Mut,  unter  Verletzung  der 
Privilegien  den  Landtagsabschied  einseitig  zu  publicteren%  und 
dann  die  Zeit,  ihre  Entschlüsse  zu  fassen. 

Da  der  ßis(;hof  sehr  wohl  fiihlte,  dafs  er  sich  in  Pommern 
selbst  nicht  halten  konnte,  und  sich  deshalb  auf  Kamrain 
beschränkte,  vertagten  die  Herzöge  die  Einverleibung  des  Stiftes 
in  das  Herzogtum  auf  eine  spätere  Zeit*,  um  vorlMufig  in  ihrem 
eigenen  Lande  iiirc  Pläne  dmehziiactzen.  Wenn  es  ihnen  gelang, 
ehe  der  Winter  zu  Ende  ging,  die  Stttdte^  deren  Opposition  die 
weniger  nachhaltige  war,  zu  ttberwältigen ,  so  standen  sie  bei 
B^nn  des  Frühjahres  nur  noch  der  Kitterschaft  gcgenttber. 
Waren  aber  die  neiden  einheimischen  Stände  zur  Anerkennung 
der  Kirchen  Verfassung  gebracht,  so  durfte  sich  die  gestärkte 
fkiratliche  Macht  auch  filhig  gkuben,  des  Stiftes  Herr  nu  wmlen. 
* 

Städte  und  Kitterschaft. 

Seitdem  die  Sttdte  Pommerns  mit  der  Hansa  grolk  geworden 
waren,  liatte  sieli  ihr  Schicksal  mit  dem  des  Bundes  aufs  engste 
verflochten.  Wie  seine  Siege  im  Laufe  des  Jahres  lö34  die 
Einbeniiung  des  Treptower  Landtai^es  beschleunigt  hatten^,  so 
wurde  nunmehr  die  Wendung  des  Kriegsglückes  die  Ui"saclie 
ihrer  Demütigung.  Bis  aum  April  1535  äigte  sich  selbst  das 
mit  seinem  Landesherm  so  völlig  aerlallene  Stettin;  nur  Stralsund 
yerschlofs  den  Gesandten  Philipps  seine  Thore.  Alle  anderen 
hatten,  nachdem  die  Fragen,  welche  ihren  StadtsMckel  bertthrten. 


'  Wedel,  ITausbucli  120  f.:  „Der  Bischof,  (Wp  Tliunibherren,  viel 
vornehme  aus  der  Kitterschaft»  die  btadt  iSuiid  und  andere  mehr  haben 
harten  Widefspnich  gethan;  es  hat  aber  gleichwohl  sieh  nach  der  Hand 
damit  aneh  anders  s^eBchickt/' 

-  Nicht  allp  blieben  unthiitifj,  Medem  152,  80  dafs  Barnim  durch 
die  „gewaltige  üiiatigmigkeit"  in  Furcht  geriet. 

^  Der  Abschied  scheint  nicht  erhalten  zu  sein,  dürfte  aber  publiciert 
worden  pein;  er  wird  nur  die  l^j'l"»  zuerst  ^'cdrui  kte  Kirchenordnung  ent- 
halten haben.  Vgl.  Mcdcm  279:  Dühnert  I,  467  u.  4ü9.  —  Die  Herzöge 
hatten  sor  Publikation  kein  Recht,  vgl.  Dähnert  IV,  508. 

*  Gadebusch  II,  77. 

^'  Kantzow  is^i'),  212  ..dat  f^Totv  fhare  dantp  stund,  so  delAibiachen 
und  st^e  vordhan  scholden  gelucke  hebben.** 
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der  Regelung  von  Fall  zu  Fall  unrl  auch  die  Ordnung  der 
liiimittelDaren  bischöflichen  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen  der 

Zukunft  überlassen  worden  war,  die  Visitation  zugestanden. 
Dafa  die  Auseinandersetzung  der  politischen  Trrunir»^n  neben  der 
der  kirchlichen  herlief,  ftlhrte  zu  den  raerkwürdigBieii  Wider- 
sprüchen; derselbe  Vertrag,  welcher  mit  der  Annahnie  der 
Kirchenvibitiitioa  die  Durchführung  der  Refonnatiou  in  Steltin 
sicherte,  fUhrte  den  Leiter  der  katholischen  Partei,  den 
BUigermeister  Loitz,  wieder  an  die  Spitze  des  Qemeiaweseiis 
zorttck.  Doi  dAnerndeo  Einflub  auf  oie  Besetzung  auch  der 
städtischen  PredigersteHen  ▼«rbUrgte  die  im  Sommer  begründete 
Saperintendenturvcrfasijung ,  welcher  1530  die  endgülti^^e  und 
allgemeine  Amtsentsetzung  der  katholischen  Geistlichen  folgte'. 

In  diesem  Augenblicke  drohte  den  Herzögen  noch  einmal 
eine  völlige  Niederlage  infolge  des  gemeinsamen  \Mdor8pniehe9, 
den  Adel  und  Bürgertum  auf  dem  Tage  zu  Stargard  beschlo  .hi  n. 
[Jie  Städte  hatten  die  Folgen  der  Klosteraut'hebung  bereit«  iiber 


Regierung  um  so  furchtbarer  gewesen  sdn,  als  sie  eleicbzeitig, 
wie  es  scheint,  auch  mit  BauemuDruh^i  rechnen  mn&te. 

Die  Überlieferung  schweigt  nahezu  ganz  über  die  Stellung 
des  Landvolkes  zur  Kefonnation,  weil  ihm  jede  gemeinsame 
Meinungsäulserung  dureii  seinen  AusschluTs  von  der  ständischen 
Vertretung  unmöglich  gemacht  war.  T'^ie  aufrührerischen  Be- 
wegungen in  den  zwanziger  Jahren,  von  denen  Kantzow  schreibt, 
lassen  treüich  auf  Sympathieen  der  Piauern  fiir  die  neue  Lelire 
sclilieJaen,  welclie  um  ro  berechtigter  waren,  als  der  hohe  Klerus 
die  Bauernpohtik  Uogislavs  X.  geduldet,  teilweise  sich  zu  eigen 
gemacht  hatte  ^.    Aber  die  unterarttdLten  Menschen  muTsten  sehr 


Verwaltung  merken,  dals  ihre  neuen  Herren,  die  protestantischen 

Herzöge,  ihnen  mit  noch  geringerem  Wohlwollen  gegenttbertraten, 
und  mochten  sich  daher  zum  wenigsten  in  derjenigen  socialen 

Stellung  erhalten  wollen,  welche  sie  unter  der  geistlichen  Herrschaft 
innegehabt  hatten^,  ilir  Zusammenwirken  mit  den  Landfttänden 
mufstc  die  Krone  aufs  schwerste  gefährden. 

Zum  Glück  f\ir  die  Herzöge  waren  die  Elemente,  wcUhc 
ihnen  g^enüberstanden ,  unterdnauder  zu  verschiedenartig,  als 


1  Giamer  Ul,  92;  B.  St.  XLIII,  61. 

8  Medem  276  f.,  1541  VlII.  10.  klagen  die  Stlidto.  dafs  sie  mit  den 
Rofsdieiisten  der  Klöst<T  l^p^chwert  würden,  St  T.  94  Nr.  2. 

•  Ein  Beispiel  Norinaun  127. 

*  Ob  sich  rdcatholisicrende  Bestrebungen  iin  Landvolke  geltend 

müchten ,  dürften  selbet  lie  Viaitatinnsbericnte  nicht  veranschauliclion. 
F.S  ist  bomerkenswert,  dafs  die  wenigen  bekanntgewordenen  Hinneigungen 
XU  uapiistischer  Gesinnung'^  sich  fast  sämtlich  auf  das  platte  Land  beziehen. 
Will  jemand  ans  der  Art  dieser  Ilinnei^^ungen  allein  auf  Symptome  des 
unter  (Jon  Bauern  ntürkor  herrschenden  Aber<^liiubeiia  achlieljeii,  SO  mufs 
ieh  auf  eine  Auaeiuandersetzung  mit  ihm  verzichten. 


Die  Gefahr  dürl\e   für  die 


Kircbengliter  in  die  staatliche 
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dafs  sich  nicht  ein  Keil  zwischen  sie  hätte  treiben  l;iss(;n.  Waren 
schon  der  Adel  und  das  Bürgertum  durch  ihre  wirtschaftlichen 
Interessen  getrennt,  so  trennte  erat  recht  tödlicher  Hafs  Adel  und 
Bauerntum  Daher  druckten  die  Herzoge  klug  ein  Auge  sa  — 
wenn  sie  nicht  gar  eine  thfitigere  Rolle  übernahmen  -  ,  als  der 
Adel  damals  mit  uneriiOrter  Härte  den  Kampf  gegen  die  bUu^- 
liehe  Freiheit  wieder  aufnahm  \  während  sie  gleichzeitig  ihren 
eigenen  Bauern  eine  Besserung;  ihrer  Lage  in  sichere  Aussicht 
stellten*.  Der  Adel  liels  sich  infolgedessen  oine  Verzö^cnm^  in 
der  lieratung  seiner  religiösen  Anliegen  geüdlen,  und  die  Bauern 
waren  für  das  Herzogtum  gewonnen. 

Darauf  mufsten  sich  die  Städte,  welche  allein  energisch  auf 
ihrem  WiUen  beharrten,  den  Vorwurf  gefiülen  lassen,  daf«  sie 
bisher  mehr  Worte  als  Werke  in  der  Annahme  des  Treptower 
Abschiedes  bewiesen  hätten ,  und  dafs  die  HersOge  auf  d^ 
sofortigen  Widerruf  des  zu  Stettin  eingereichten  Protestes  rechneten, 
weil  sie  keineswegs  zur  Geduld  geneigt  wären.  Rücksichtslos 
wurrle  die  ins  Stocken  geraten»^  T\irehonvi<=iit;!tion  1F>37  wieder 
aufgenommen  und,  so  schwer  aiu  li  in  ilireni  weiteren  \  erlaufe 
die  Städte  unter  dem  Arger  des  diinischün  Königs  über  die 
Kinziehung  des  IJoeskildischen  Rügens  litten',  dennoch  mit 
solchem  Erfolge  durchgeführt,  dafs  Philipp  es  im  Oktober  1539 
wagen  durfte^  das  die  Visitation  noch  immer  beharrlich  ablehnende 
Stralsund  ohne  Geleit  und  Erlaubnis  des  Rates  zu  betreten .  um 
nach  zweijährigen  Verhandlungen  die  Huldigung  seiner  „Unter- 
thanen"  zu  erzwingen^.  Eine  andere  Stimmung  hatte  sich  der 
Städte  bemächtigt;  hatten  sie  fünf  Jalu*e  früher  die  Krone  in 
der  Hand  zu  halten  geprlaubt,  so  schrieben  sie  jetzt  an  di«^  Spitze 
ihrer  Hiirg(M'spraclien  die  })esrheidenen  Worte:  „Ein  ieglieher 
lasse  sich  an  den  RK  litt  n  genügen,  die  wir  von  Oott  und  unsem 
gnädigen  Herrn  haben,  und  es  spreche  niemand  auf  Herren  und 
Fürsten \" 


*  Fuchs  G8  f5r  den  8tetHoer  AdeL  Die  Landschaft  -richtet  viel 
SchrifcTf'ien  hu  in  gi^moinen  Lehngflltenit  80  did  vom  Adel  haben",  Denk- 
Settel  1531^,  W.  T.  89  Nr.  9. 

*  JLre  f.  G.  wollen  Vorsehung  thun  iasaeo,  das  solciie  vorgleu  hung 
in  den  Diensten,  dero  sich  die  bMuechaft  in  Alten  Qmpow  beschwert» 
fTir^^enoinmön ,  dumit  die.selb«'  baursclrnft  mehr  als  die  anderen,  so  den 
Capitchi  verwandt,  nit  hcscliwcret;"  Übereinkunft  1537  VIU.  i.,  W.  T.  89 
Nr.  9.    Vgl.  für  Bclbuck  Fuchs  06. 

*  Thiede  470  u.  Berckmaan  56  ft.  ;  noch  1547  III.  7.  baten  die  Stidte 
vei^?ebli(  h  um  Kntschädiguug :  St.  T.  Ui  Xr.  12  f.  97. 

^  B.  XLIU,  61;  Abechied  lo66  Vit.  29.,  Gadebuach  II,  77; 
Bartbold  IV*,  308  f.;  Dähnert  II,  29.  GrofBen  Anteil  an  der  Uberein- 
kunft Philipps  mit  Stralsund  .««i-lireibt  Bastrow  I,  112  Knipstrow,  dm 
ehemaligen  Supcriiitcndenten  der  Stralsunder  Kirchen  zu,  der  Wolgaster 
(Jeneralsuperinteiidcnt  geworden  war.  Der  Kirchenstreit  lebte  später 
wteiicr  auf. 

»  1538,  B.  St  XXXV.  130. 
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Kaam  swei  Monate  nach  seinem  Eineoge  in  Stralsund  war 
es  Philipp  gelungen,  auch  die  Oppoflition  des  Adels  niederzu- 
aeUagen. 

Als  er  und  Barnim  im  März  1535  die  Entsend nni]^  einer 
Anzalil  Bevollmächtigter  znr  Beratung  der  Privilegien  und 
Folizeiordnung  von  den  SUinden  begehrt  hatten,  war  die  I^itler- 
schaft  mit  einem  Ausschulstage  ebensowenig  wie  mit  der  vnr- 
geschlagencn  Tagesordnung  zufrieden  gewesen,  vielmehr  in  an 
sehnlicher  Stärke  nach  Stettin  gestrOmt,  um  den  HeraOgen 
Jetznnd*^  ihren  Rat  in  Religionasadien  mftsuteilen.  Die  Herzöge 
fühlten  sich  aber  durchaus  nicht  geneigt^  all  den  widerspenstigen 
Junkern  freies  Futter  und  Mahl  zu  geben,  und  beschwerten  sich| 
dafs  mehr  gekommen  seien,  als  das  Eünberufungsschreiben  ftir 
nötig  erachtet  hatte.  Sie  befanden  es  endlich  „aus  allerlei 
Bedenken"  fllr  besser,  wenn  ein  jeder  Fürst  nur  für  seinen  Ort 
mit  den  ältesten  und  vornelimsten  der  Ritterschaft  vereinbare, 
wie  zwischen  den  hohen  und  niederen  Stünden  der  LAndschaft 
ein  unbeschwerliches  Wandeln  eingefülirt  und  allseitige  Gleicliiieit 
erhalten  werden  könnte^. 

Als  der  Adel  seine  Verhandlungen  trotadem  unter  Leitung 
der  Erblandmarschälle  fortsetzte,  hatten  die  Heraöge  awar  für 
sebe  Warnung,  niemanden  an  Stand  und  Gütern  zu  turbieren 
und  kein  Kloetergut  ohne  8«in  und  der  Prälaten  Vorwiasen 
anzuta^^ten .  zunächst  keine  andere  Antwort  als  beschleunigte 
Einziehung  der  Feldklöster  ,  erstrebten  aber  doch  bei  einer 
Zusammenkunft  mit  dem  l^ischofe  und  den  Vertretern  der 
Vasallen  auf  der  Swine,  wenngleici»  vergeblich,  eine  Verständigung, 
weil  Karl  V.  sich  der  Wünsche  sowohl  des  Adels  als  der  Prälaten 
annahm.  In  der  Rlttersdiaft  herrschte  die  Besoignis  vor,  dafs 
die  Durchführung  des  Treptower  Landtagsahschiedes  es  der 
fürstlichen  Politik  ermOgUchen  werde,  sich  kttnffighin  auf  die 
Städte  zu  stutzen. 

Nach  der  Ernte  trat  sie  in  dem  kletnoi  Landstädtchen 
Jarmen  ungefragt  und  ungebeten  aufs  neue  zusammen ,  weil  sie 
sich  durch  die  von  den  Herzögen  an  den  1  :ig  gelef^te  Verachtung 
der  Landschaft  aufs  höchste  beilngstigt  fiihle.  Iiuhin  sie  Klage 
dariiV)er  führte,  dafs  den  Ständen  eines  ganzen  Landes  auf  ihr 
mitertliäniges  Ersuchen  keine  Antwort  gegeben  wurde,  wiederholte 
de  die  Bitte,  vor  dem  all^meinen  Konzil  an  dem  Bestände  der 
kathoHschen  Hierarchie  nicht  zu  rütteln »  es  sei  denn  mit  des 
Kaisers  oder  mm  mindesten  mit  der  heiden  höchsten  Stände 


1  Medem  208.  Dafs  sie  die  Kitterschaft  selbst  vom  Landtag  zu 
Treptow  weiterer  Überlegung  willen  bearlaobt  hätten,  bestritten  sie  sehr 
entschieden;  207  f. 

*  S\ Imidin  201  f. 

•  Medem  201  f. 
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Gleichzeitig  erleicbterte  «e  ab«  r  den  Fürsten  eine  yereöhn- 
liche  I'ülitik.  indem  sie  ihrem  Vorgehen  die  Spitze  g^gen  das 
herzogliche  Haus  benahm. 

In  der  Reformationsgcöchichte  roniuiernö  liat  wohl  niemand 
eine  gleich  unklare  Rolle  gespielt  als  Philipps  Kanzler  Niklas 
Brun.  Es  fällt  üchwer,  uiucui  Manne  Gerechtigkeit  widerfahren 
EU  laöiien;  welchem  beide  Parteien  nlcbt  mit  UoFecbt  vorwerfen 
durften,  dafs  er  die  Gegner  unterstütse.  Einer  von  jenen 
Priestern  des  sechzehnten  Jahrhunderts,  welche  sich  je  nach 
ihrem  Vorteil  bald  als  eifrige  Katlioliken,  bald  als  Ul>erzeugte 
Lutheraner  bewiesen,  war  er  der  protestantischen  Partei  ver- 
üchtlicli ,  verhafst  aber  der  katholisch  -  aristokratischen  Fronde, 
welche  ihm  allenfalls  seine  bürgerliche  Herkunft,  doch  niemals 
sein  öchwächUches  Zurücktreten  vor  Jost  von  Dewitz  hatte  ver- 
zeihen können.  Sic  erklarte  iijni,  es  wold  zu  wissen,  dafs  er  es 
sei,  welcher  um  des  eigenen  Kutzena  willen  Ftlrstenhaus  und 
Ritterschaft  im  Rirchenstreite  opfere.  Und  als  er  darauf  seine 
katiiolische  Überseugung  su  yerteidigen  wagte,  belehrte  man  ihn 
nur,  dafs  er  sich  im  Verkehre  mit  adligen  Herren  eines 
höflicheren  Tones  eq  befleiisi^en  habe^. 

Unter  dem  Eindrucke  des  Tages  von  Jarmen  beschlossen 
die  Herzöge,  von  nun  an  sich  entgegenkommender  zu  beweisen 
und  ilure  brüske  Hewalt  durch ,  hinhalte  nde  Diplomatie  zu  er- 
setzen. Sie  vfTsiclierten  dem  Adel :  weil  das  freie  Versammlungs- 
recht den  Kurluisten  allein  zuslände,  und  die  Fürsten  des 
Reiches  es  sich  wenigütens  noch  nie  angesichts  bereits  publicierter 
V^erordnungen  angemafst  hätten,  wäre  es  ihnen  zuwider  gewesen, 
Vassllen  das  gleiche  Anrecht  wie  Kurfilrsten  einzuräumen;  dals 
dasselbe  ein  attbegrOndetes  sei,  hätten  sie  nicht  gewufst 

In  der  That  gab  es  kaum  ein  älteres  ständisches  Recht  als 
das  der  freien  Versammluni^ ;  indem  der  Rostocker  Landfriede 
aum  Zwecke  seiner  DurcliiViiirung  den  Ständen  sogar  ein  gewalt- 
sames Vorjz:ehen  gegen  ihre  Fürsten  ermögHchte,  gestand  er  es 
ihnen  impücite  zn.  Keiner  der  späteren  Herzöge  hatte  darm 
zu  tisten  gewagt.  Die  ganze  W'irtschalts- ,  Polizei-  und  Fefide- 
gest'lzgebung  vollzog  sieh  ohn(?  die  Mitwirkung  und  banktion 
der  liegierung  auf  den  DiätriktäVürsamndungcn ,  welche  rein 
ständismr  Natur  waren.  Da&  man  der  Gesamtheit  der  Städte 
die  Regelung  der  Komausfuhr  ttberliefs,  ^bedeutete  den  Versieht 
auf  jeden  Einspruch  gegen  unabhängige  Zusaminenktlnfte  audi 
des  einzeln«  n  Standes Allerdings  natte  Georg  L  eine  nicht 
unwichtige  Beschränkung  dieses  Privil^  versucht,  indem  er 


>  Medem  204  f.,  m  ft,  und  m  l 

«  Klempin  LXII;  Kantzow  18:35,  IM;  Dähiiert  II,  2H;  B.  St.  XIX»', 
177.  Nur  hielten  sich  die  Stände  zum  Zui^aaimentritt  fttr  nicht  befugt, 
wenn  der  Fürat  aufser  Landes  weilte;  Bartbold  IV-,  133. 


Digitizeu  Lj 


XIV  1 


48 


verlangte»  dala  ihm  von  dem  Ziuammentritt  einer  blofs  atKndischea 

Versiimmlung  vorher  Mitteilung  gemacht  würde*;  aber  zu  sehr 

luittf'Ti  sicli  die  Maclitverliältnisso  seitdem  verschoben,  als  dals 
der  Beruf  auf  ihn  Erfolg  verheiisen  hätte.  So  blieb  Barnim  und 
Philipp  nur  noch  der  Mahnruf  an  des  Adels  Einsicht,  dafa 
nicht  immer  gut  sei,  seines  Rechtes  und  seiner  Freiheit  sich  zu 
gebrauchen  ]  er  mög»  selbst  ermesaeu,  wie  sich  das  böse  Exempel, 
welches  er  den  niederen  Ständen  der  Landschaft  durch  solche 
^  Vereinigungen  gebe,  vor  den  Ge&bren  der  Gegenwart  irad  der 
nScbalen  Vergangenheit  rechtfertigen  Uwe. 

Gern  bekannten  sie  dorch  Kantaows  schwungvolle  Feder, 
ach  als  ihrer  Vaaallen  Haupt  zu  flUilen  und  ihre  Mitarbeit  jeder 
anderen  vorzuziehen;  sie  hätten  es  noch  niemals  unterlassen,  des 
Adela  Rechtf^  und  Würde  zu  meliren  Wahrend  von  den 
Bi-scljölpH  der  k;itla)iischen  Zeit  kaum  r  zehnte  ein  Sohn 
einhfiüiischer  ( ieschh-cliter  gewesen  sei,  beabsichtiji^ten  sie,  die 
l'iiilaturen  und  Stifter  ausuahmslos  ihrem  Adel  gleichsam  zu 
vereinen;  nur  müsse  er,  der  sich  stets  als  ihr  Waffeugefillute 
im  bjiegß  bewährt  habe,  nunmehr  auch  an  den  firiedlicben  Auf- 
0ibeo  der  neuen  Zdt  teibehmen,  denn  im  ganzen  deutschen 
Reiche  bluhe  Kunit  und  Wissenschaft  empor. 

Ofienbar  wollte  die  Begierung  alles  thun,  um  die  ße- 
flir(rhtungen  ihres  Adels  vor  materiellen  Nachteilen  durch  die 
Einftilinm«!;  der  Rofonnation,  vor  Verletzuni^-  seiner  Privilegien 
und  vor  einem  ge^en  ihn  jii^erichteten  Bunde  der  fUrsthcben  Macht 
mit  dera  Städtetum  zu  zerstn'uen.  Die  Tonart  aber,  in  welcher 
er  trotzdem  am  25.  Oktober  sfine  Besch  werden  vor  die  l)enach- 
barten  Kurfürsten  zu  tiagen  droiite,  belehrte  die  Herzoge,  wie 
wenig  er  nachzugeben  gesonnen  war,  und  wo  er  noch  hnmer 
einen  Rückhalt  fand,  welcher  ihnen  jedes  abschließende  Eingreifen 
untersagte^. 

Im  folgenden  Jahre  gin^  die  Ritterschaft  sogar  soweit, 
gleichsam  Bum  Hohne  auf  cQe  herzogliche  Mahnung ,  kein  böses 

Beispiel  zu  geben .  sich  zu  Star^^J^rd  mit  den  Stödten  zu  ver- 
binden. Die  FIerzr>ge  durften  sich  freuen,  als  f's  ihnen,  verinntlicli 
durch  ifire  Haltung  in  der  Bauernfrage,  gelang,  den  A  N  1  von 
der  Vereinigung  mit  dem  Biirgertume  abzuzielun.  Darauf  be- 
wirkte der  abweisende  Ton,  welchen  sie  jetzt  anschlugen,  dafs  er 
auf  die  ErfUUung  seiner  Forderungen  nicht  allzu  he^  drängte. 
Aua  dem  langen  Zdtraume  drder  Jahre,  welche  die  Fortsetzung 
and  Vollendung  der  Visitationai  ausfüllte,  berichtet  von  einem 
J&fblge  d^  adlig*  n  Widerstandes  liöclistens  eint  einzige  That- 
sacbe:  im  I^ufe  des  Jahres  1538  wurde  Nikolaus  Brun  im 
Kanzlenunte  durch  einen  hohen  Vaaallen,  Baltzer  vom  Wolde, 


«  f;;irI.  bu.Hcli  11,  72. 

2  BarlUold  IV-',  288^  Kantzüw  iJvj-j,  22:J;  Mcdfiii  20;). 
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ersetzt.  Wie  wenig  die  Herzoge  aber  za  sachlichem  Entgegen- 
kommen geneigt  waren,  bewies  ihre  Antwort  auf  die  Ton  der 
Ritterschaft  am  Jakobitage  1588  eingereichten  Gravamina.  Die- 
selben legen  die  Vermutimg  nahe,  dafs  der  Ariel  die  Beziehungen 
zu  den  Städten  noch  ininif^r  nicht  völli^^  autgegeben  hatte  denn 
er  hob  hervor,  was  er  späterliin  nie  wieder  that,  dafs  die  Klöster 
zur  Erziehun«;  und  Erhaltung  der  Kinder  nicht  bloiü  des  Fnrsten- 
hauseä  und  des  Adels,  sondern  auch  anderer  Stände  begründet 
worden  wären.  Um  so  entsddedena*  protestierte  die  Regierung* 
dagegen,  dafs  ihre  Gerechtigkeit  an  den  vordem  der  OeisUicfakeit 
gehörigen  Gütern  zweifelha^  gemacht  werde;  es  verpflichte  ne 
nichts,  auf  die  Angelegenheit  einzugehen  V 

Da  trat  endlidi  am  1.  Novmnber  i5S9  das  von  den  Herzögen 
ungeduldig  erwartete  Ereignis  ein :  indem  Joachim  II.  von 
Brandenburg  das  Abendmahl  nach  lutherischer  Sitte  empfin'j-, 
brach  er  die  Opposition  des  pommerschen  Adels  auf  der  Stelle 
in  Stucke.  Kurze  Zeit  sclieint  die  fiirstliche  Regierung  damals 
an  die  l^^inberüfung  der  ganzen  Landschaft  gedacht  zu  haben  ^, 
dem  zog  sie  jedoch  sehr  bald  einen  Ausschu&tag  vor. 

Sdion  am  27.  Novemher  schlug  sie,  immer  an  der  Annahme 
der  Augsbnrgtschen  Konfession  &  Vorbedingung  festhaltend, 
den  Versammelten  vor,  solange  es  der  Ritterwshim  so  beliehe, 
Karomtn,  die  Komptureien  des  Johanniterordens  und  die  Nonnen- 
klöater  ..^^ur  Erhaltung  des  adligen  Standes"  unangetastet  zu 
lassen  und  alle  geuiueren  Verabredungen  noch  vor  Johannis 
1540  mit  dum  Ausschusse  zu  treffen*. 

Ea  waren  in  diepc^m  Anerbieten  nicht  geringe  Zugeständnisse 
an  den  Adel  enthalten,  indem  die  Regierung  die  Pirüuden 
Kammins  dem  Adel  allein  zusicherte  und  auf  die  Einziehung 
der  Jungfrauenkonvente  um  seinetwfllen  verzichten  wollte.  Die 
Ritterschaft  war  aber  so  wenig  gesonnen,  ihre  Ansprüche  auf 
die  Feldklöster  dafür  aufzugeb^,  dals  sie  wieder  einmal  venritt 
Den  zurückgelassenen  Vertretern,  welche  zu  keinen  Abschlüssen 
bevollmächtigt  waren,  teilten  die  Herzöge  nunmehr  ihren  Knt- 
sehlnfs  mit,  liinfort  keine  Tageleistung  mehr  in  der  Angelegenheit 
mit  der  Ritterschaft  zu  halten,  iiir  jedodi  eine  Zusammenkunft 
in  Sachen  des  Stiftes  und  der  Jimgfrauenklöster  zu  gestatten^. 


'  Die  Chravamina  St  T.  94  Nr.  24  v.  III  f.  39  ff.  Die  Antwort 
f.  51  ff. 

«  St.  T.  05  Nr.  1  V.  1. 

^  Medem  2^3.  Zunächst  wurde  Michaelis  1640  in  Aussicht  genommen; 
vgl.  die  Konsepte  St.  T.  94  Nr.  24  v.  DI  f.  1—6,  9- 13,  169-176. 
Jungfrauen  uud  Witwon  ..inn  wdtlichenii  kleidem^  sollten  in  die  RtOster 
ÄUfgeiiomineD  werdeu,  f.  'J;*. 

*  Modem  Am  2.  XII.  wollten  sie  „keineswegs  gestatten,  das 

d.  Adel  derwegen  hinfturt  Ck>nventikel  haben  sollen",  worauf  die  Unter- 
händler baten,  wenigstens  „die  voratendigesten  u.  vomehmesten"  noch 
einmal  zu  buuTcu.   St.  T.  94  Nr.  24  v.  Iii  f.  8. 
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Daraufhin  trat  eine  Anzahl  von  Adligen  am  26.  Januar  1540 
zu  Stettin  zusammen  und  bat,  auch  die  Orfifswalder  und  Stettiner 
Stiti^präbendeu  ausschlielsllch  ihrem  Stande  zuzuwenden,  beharrte 
aber  auf  der  frtiheren  Meinungsäui'serung  über  die  MfinnerklösteVj 
welche  mit  TJewalt  durchzusetzen  sie  leider  kein  Recht  hätte'. 
Es  begann  damit  ein  endloser  Streit,  welcher  der  Regierung  die 
Möglichkeit  bot,  die  Ebitoflong  oll  ihrer  Vefsprechen  hmattssu- 
Eögcrn,  und  in  dem  sie  achliefBnch  die  Oberhana  erhalten  mufete. 
Denn  mochten  auch  noch  so  viele  einzelne  Punkte  vor  der  Hand 
streitig  bleiben,  die  Summe  des  Äbschiedee  vom  7.  Dezember 
1589  war  die,  dafs  wie  bereits  die  Städte,  ao  jetst  der  Adel 
endgültig  die  Aiigsburgische  Konfession  und  den  Treptower 
Abschied  als  Grundlagen  aller  Verhandlungen  über  kirchh'che 
xingeiegenheiten  annahm,  und  dafs  daa  von  Bogislav  und  U«)rg 
hereebtellte  Gleichgewicht  in  der  \'^Tfas.sung  zwi.sehen  Regierung 
und  Ständen  durch  die  Reformation  nicht  nur  erhalten,  sondern 
fUr  den  Augenblick  sogar  zu  Gunsten  der  Regierung  verschoben 
worden  war.  Daa  Heraogtnm  konnte  nunmehr^  nadidem  ea  sich 
in  aeinem  nnmittelbaren  ßedtae  seine  Stellung  geucbert  hatte, 
danm  denken,  auch  seinen  bisher  unbeli  lli^^t  gebliebenen  mittel- 
baren Beaitz,  das  Stift  Kammin,  durch  Einführung  der  Augs- 
bui^scben  Konfession  dem  StaatsgeBige  dauernd  und  in  feet- 
umgrenztem  Rahmen  einzuverleiben. 

Daa  Stift  Kammin. 

In  den  stürmisch  erregten  Zeiten  des  vierzehnten  und  tUnf- 
sebnten  Jahrbonderts  war  es  Brandenburg  gelungen»  wenn  nicht 
attsscblielslich  mfirkiscb  gesinnte  Männer  anf  den  Kamminer  Bisdiofs- 

stuhl  zu  bringen ,  so  doch  zum  mindesten  in  den  Bischöfen  das 
Streben  nach  der  Reichsunmittelbarkeit  wachzuerhalten;  aber  die 
ungewohnte  Energie,  mit  weleher  die  Herzöge  ihre  Ansprüche  zu 
verteidigen  suchten,  hatte  die  htzt^n  r)isehöf«  gezwungen,  mit 
den  landesverräterischen  Traditionen  ihrer  Vorgänger  zu  brechen 
und  das  Ikstätigungsrecht  ihrer  Landesherren ,  sowie  ihre  Rats- 
pflicht gegenüber  der  Krone  anzuerkennen  '.  Die  Herzöge 
Latten  sich  damit  keincsw^  begnügt,  vielmehr  schon  1430 
auch  auf  die  Besetzung  des  Dcnnkf^iitds  einen  derartigen,  später 
dnreb  die  Privilegien  Alexanders  VI.  wohl  noch  verstärkten 
Eänflilfii  erlangt,  dafs  sie  die  freiwerdenden  Präbenden  und  damit 
einen  weaentlichen  Anteil  an  der  Verwaltung  des  Stifiaa  in  die 


*  St.  T  {M  Nr.  24  v  III  f.  22  f. 

•  Vgl.  Bartbold  III,'  415;' IV',"  98  u.  III  (F.  152-5  II.  4,  schreiben 
die  Kolb^ger:  ^Diewylc  avors  Juwe  Forstlike  ^adenn  averste  herrn 
und  Patronen  des  Stiftes  slniv    l/il»rlhis  iu<^tinr:ttinni-  W.  T.  25  Xr. 

f.  >^4 ;  der  Rt^chof  nach  den  Statutni  der  ivaiuiuiuer  Kirche  su^iremua 
cousiiiariuB  Uucum  in  perpetuuui  i.  4'J,  14. 
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Händ«'  üirer  (ietrruen  legrn  konnten'.  Ihr  Bemühen,  durch  den 
Trejjtower  Landtag  sicli  die  iiältte  der  Prälaturen  flir  ewige 
/eiten  zu  sicliern  hatte  zwar  noch  keine  gesetzliche  Anerkennung, 
alxT  um  so  entschiedenere  Durelilüluun^  gefunden^.  Infolge- 
dessen sah  sich  Erasmus  von  einem  grofsenteils  protestantisch 
gesinnten  Domkapitel  umgeben,  welches  ihn  an  jedem  offenen 
Bekenntnisse  seiner  Absichten  hinderte,  den  Hersagen  dagegen 
den  Mut  gab,  in  der  Erbvereinigung  von  1541  die  AusUbang 
der  Augsburgisehen  Konfession  in  Kslmmin  und  die  Abänderung 
der  Bischofswahl  einfach  zu  dekretieren. 

So  ungünstig  sich  nun  auch  die  Aussichten  des  Bisehofs 
gestaltet  hatten ,  so  lag  dem  entschiedenen  Miinne  doch  jede 
Nachgiebigkeit  fern.  Ein  in  sieh  klarer  Clianikter  von  emster, 
ausdauernder  Willenskraft,  war  Manteuffel  zugleich  voll  ruhigen 
Einblicks  in  das  MögHche  und  Angemessene;  und  so  gern  er 
2U  raschem  Durchgreifen  neigte,  beiwies  er  si<m  dennoch,  wo  es 
die  Umstände  nicht  anders  wollten ,  in  abwartender,  still  vor- 
bereitendcr  Diplomatie  als  Meister.  Wie  er  aber  auch  immer 
seine  Mittel  wählte,  stets  w  ar  er  gewillt,  auf  seiner  Überzeugung 
zu  beharren.  Seit  sein  Zögling  und  vertrauter  Freund  Georg 
von  seiner  Seite  genommen  und  in  l'arnim  sein  und  seiner  Kirche 
(iegner  ans  Regiment  irf'kommpn  ^va^,  hatte  er  zwar  augenblick- 
lich auf  alle  Kundgeljungeii  verzichtet,  welche  den  X'erdacht 
gewaltsamen  Widerstandes  erregen  konnten,  aber  trotz  alles  un- 
zweifelhaft zuweit  gehenden  Entg^cnkommens  in  der  Form 
nicht  den  kleinsten  Schritt  zur  FOraerung  der  lutherischen  Lehre 
gethan.  Lange  Zeit  setzte  er  seine  Hoffiiang  darauf,  dafs  sich 
in  der  politischen  Gesinnung  des  Adels  dem  Fürstentum  feind- 
liche Tendensen  wach  erhalten  würden,  deren  Wirkungen  dem 
Katholizismus  zum  Schutze  gereichen  mufsten.  wie  er  denn  selbst 
die  Herzöge  durch  die  scharfe  Betonung  dt  r  in.trkischen  An- 
sprüclie  auf  sein  Bistum  in  Angst  zu  setzen  verstand.  Als  die 
Hohenzollern  durch  ihren  Ubertritt  zum  Protestantismus  frei- 
willig öolelien  Plänen  entsagten,  hat  Erasmus  unverzagt  auch  die 
letzte  sich  ihm  bietende  MögUchkeit  ergriffen. 

Er  {hat,  da  ihn  seine  Herzöge,  des  jahrelangen  Hinhaltens 
müde,  zur  klaren  Aussprache  nötigten,  was  er  schon  im  Jahre 
1585  einmal  in  Auasicht  gestellt  hatte.  Am  11.  April  1542 
proklamierte  er  im  Einvernehmen  mit  seinen  Ständen  die 
Keichsunmittelbarkeit  des  Stif)ies^,  um  wenigstens  dieses  dem 


'  „Des  c:elike8  Scholen  se  ock  inne  andern  Prelaten  unde  Domheren 
kesen  in  der  Kercken  Camin,  wen  dar  jenige  Prebeuden  lofs  werden,  men 
na  d«r  Herschop  weten  unde  willen,  wen  de  Köre  tho  en  steitt  unde  ae  des 
MacM  hebben;"  Krevsig  III,  99. 

*  Medem  163;  \oS6  fand  Erasmus  noch  Unterstützung  beim  Kapitel, 
Gadebusch  II,  77,  später  nicht  mehr.  1539  vatä^^ea  die  Herzöge  über 
alle  Kanonikate,  Modem  293. 

'*  2.  IV.  l-^li  bittet  Erusiinis  um  V'TliitiL'^eruiif?  der  I Je*ionk;'f  it .  di<* 
CT  am  lü.  November  1541  erhaiteu  iiut.    ü.  IV.  schreibt  i'iüiipp  au 


Digitizeu  Lj 


XIV  1 


47 


KatlioItzUmtiB  zu  retten,  nachdem  seine  Hoffidungen  auf  die 

Erhaltung  ganz  Pommern»  gescheitert  waren.  Er  wufste  sie, 
wfihrrnrl  der  Ausbau  rivr  pommersclif^n  Landeskirche  durdi  flen 
Kieler  Vertrag  zugleich  auch  im  iNorden  aufgehalten  wurde', 
bis  zu  seinem  Tode  im  Januar  1544,  den  er  sich  wolü  durch 
seine  leidenschaftliche  Freude  an  der  Jagd  zugezogen  hat,  zu 
behaupten. 

Zu  ihrem  Schaden  konnten  sich  Barnim  und  Philipp  Über 
die  Penon  des  Nachfolgers  nicht  einigen,  da  Barnim  den  alku 
ragendKehen  Ludwig  von  Eherstein  in  Vorschlag  gel^acht  hatte. 
Voller  Beijorgnis  über  die  Folgen  der  Verzögerung  legten  die 
Stände  auf  dem  Treptower  Landtage  vom  16. — 19.  Milrz  dem 
Stettin<T  Horzoirc  Nachgiebigkeit  ans  Herz.  Sie  konnten  sich 
darauf  berufen,  dal-  die  Ötift8unterthnn«'n  nnd .  ihrem  1  »rucke 
fol;  :ond ,  auch  die  Domherren  sich  entächlossen  hiitten,  Kaiser 
und  Kammergericht  anzai'^elien  ^.  Schon  wenige  Ta<,'c  darauf 
brachte  ein  Mandat  Karls  V.  die  Bestätigung  der  ätiftischen 
Beichsnnmittelbarkdt  und  daa  Verbot  atter  Eingrifle  der  HeraOge 
m  die  WaMMheit  des  Kapitcds*. 

Auch  dann  kam  noch  keine  Einigung  zustande,  als  sowohl 
die  Vornehmsten  des  Landes  wie  die  wittenberger  Theologen 
einschritten.  Erst  im  Juni  präsentierten  die  Hensöge  Bugenhagen. 
Da-^  Domkapitel,  wflclies  von  Anfang  an  nur  halben  Herzens 
dem  Driln^en  der  Stiftsstände  auf  Opposition  gefolgt  sein  dürfte, 
wählte  am  24.  Juni  zunächst  diesen  und,  als  Bugenhagen  die 
Wahl  ablehnte,  da  er  nicht  der  Herzöge  ..Ktichenmeister"  im 
Bistume  werden  wollte,  Bartholomäus  6uave,  den  Kanzler 
Barnims. 

Snave  lieferte,  kaum  anm  ffischof  erhoben,  am  12.  Oktober 
1545  daa  Slifl  durch  den  KOsliner  Vertrag  in  die  Hände  sdner 
Henren^.  Daf\ir,  daÜs  der  neue  Bischof  auf  Grund  des  Treptower 
Landtagsabschiedes  und  der  Erbeinigung  von   1541   die  be- 

dinguni^slose  Einftlhrun;^  der  Augsburgischen  Konfession  zu- 
gestand, wahrte  er  pich  nicht  die  stolzen  l'echte  seiner  Vorij;;niu:er, 
sondern  sank  vielmehr  in  die  Stellung  eines  einfachen  Geueral- 


Bamim:  „DaTs  «s  unser  nottarffl  erheisehen  wirt  den  praktiken ,  so  der 
Bitchoff  un(\  verwante  des  Stifftes  unser  erblichen  gerechtigkeit  zu  nach- 
teill  foruetmien,  nicht  lenger  unachtsam  zuzusehen.''  St.  T.  Nr.  1 
▼Ol.  L  Am  11.  IV.  bleibt  ErasmiM  fest,  Kreyaig  III,  288  f. 

'  DUbnert  I,  222  ff.  Mit  Schwerin  scheint  sich  F  i  imem  par  erst 
im  Vertrage  zu  Hutzow  l.')SM  IX.  29.  geeinigt  zu  haben;  lialthasar,  Landes- 
gerichte  84.  Auch  im  Osten  konnte  es  nicht  durchgreifen,  so  dafs  der 
Bischof  von  Cujavien  nach  Gadebusdi,  Sammlungen  II,  dort  noch 
VA:,  das  ViflitatioDBrecht  ansttbte}  vgl.  sam  Jahre  1549  Bartbold  l\\ 
ii^O,  Anm.  2. 

•  St  T.  W  Nr.  7  f.  74-77. 

^  1544  III.  29.  W.  T.  2r>  Nr.     f.  2  tf'.   Vgl.  f.  169. 

*  Der  Kösliner  Vertrag  ist  bei  Kieysig  unter  Nr.  314  mit  der  falschen 
Jahreszahl  1541  gedruckt 
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Superintendenten  seines  Bezirkes  lierimtci  ,  welcher  sich  überdies 
die  Unterstützung  zweier  anderer  Superintendenten  ftlr  Usedom, 
Wollin,  Kammin  und  Gidfenberg  gefallen  lassen  muffte.  Der 
Versteht  «uf  direkte  ESnzahlung  der  Reichaeteuern,  das  Ver- 

spreclien  der  Truppenstellung,  die  Überlassung  von  acht  Präbenden 
an  die  Landesherren,  die  Forderung  des  pommerschen  Indigenats 
fiir  die  Prälaten  bezeugten  neben  der  Anerkennung  des  ftirst- 
Hchen  BestHtigungsrechtcs  vor  der  Huldigung  der  StittssUinde, 
sowie  der  bischöfliclien  RatspHicht  auf  Liiiid-  und  Ausscliufsta^zen 
den  Wert  des  von  den  Ilerzö^^en  erreichten  zu  sselu-,  als  dals  der 
Eindruck  eines  vollkommenen  Erfolges  durch  das  Zügi;>tiindni8 
des  freien  Versammlungsrechtes  an  die  Stände,  einer  Scheinwahl 
an  das  Kapitel,  der  Steuerfreiheit  und  der  Geriditsgewalt  im 
Bistum  an  den  Bischof  hätte  getrttlit  werden  können. 

Den  Friedensabschluls  krOnte  das  Gelöbnis  der  Stif^- 
unterthanen,  wenn  ihnen  irgend  jemand  ohne  ihrer  f^rrten 
Wissen  und  Willen  einen  Bischof  aufzwingen  werde,  so  wollten 
sie  ihn  mit  Vorstreckung  ihres  pmzen  Vermöfrens  verjaf^en  und 
kcinenfalls  anerkennen  Die  Herzöge  meinten  für  den  Kall,  daf« 
der  Kaiser  oder  das  Keich  Kammin  von  Pommern  abzusondern 
versuchen  würden,  um  so  leichteren  Herzens  die  alleinige  Kostca 
deckung  übernehmen  zu  dürfen,  als  üiueii  gerade  damals  die 
Tage  der  Macht  Karis  V.  g«Bählt  schienen.  Voller  Befriedigung 
schauten  sie  auf  die  elf  vergangenen  Jahre  aurüok,  wie  sie  seit 
dem  Treptower  Landtage  in  mühevoller  Arbeit  die  damals  in 
Angriff  genommene  Aufgabe  der  Vollendung  enfgwengeftdirt 
hatten.  Schon  meinten  sie,  die  Komptureien  des  tfohannlter- 
Ordens  nicht  anders  als  die  einsamen,  unbewehrten  Ctstercienser- 
klöster  ihrem  Besitze  einverleiben  zu  dürfen  \  und  ahnten  nielit, 
niit  wckh  unerhörter  Hettigkeit  der  Kampf  in  wenigen  Monaten 
auis  neue  entbrennen  soUte. 


Nicht  sowohl  um  dem  Protestantismos  im  Reiche  au  Hilfe 
zu  kommen,  als  um  seinen  Scfauts  gegen  den  Widerstand  im 

eigenen  Lager  zu  erbitten,  waren  die  neiden  Fürsten  1536  dem 
Schmalkaldener  Bunde  beigetreten,  ohne  sich  der  Zustimmung 
ihrer  Süinde  versichert  zti  haben.  Hielt  sie  schon  diese  Heimlich- 
keit in  beständiger  Arifr^t  vor  den  FolL'"«^n,  so  erschütterte  sie  die 
neutrale  Haltung,  wt'lclie  der  Hund  in  ilufiu  Streite  mit  Dänemark 
einnahm,  in  ihrer  Biindestreue  vollends.  Unentschieden  traf  sie 
der  »Schmalkaldische  Krieg. 

Obwohl  Barnim  am  11.  Juli  1546  jede  Unterstützung  der 
Verbflndeten  mit  Truppen  ablehnte,  weil  sicherer  Kundschaft  nach 
dne  greise  Armada  aus  den  Niederlande  zum  Überfall  der 


<  Wie  1534,  Medem  166,  blieb  sb  1539  m  7.  U.  1541  U.  ä.,  dagegen 
154öi  B.  ist.  XXIX,  a  »  ö 
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( ).stsockügte  verordnet  sei*,  verliandelteii  er  und  Philipp  dennoch 
AukiDg  August  mit  einem  enteren  AuÄ*H;liu«se  über  die  Ver- 
wendtmg  des  1544  für  das  Reich  gesammelten  gemeineii  Pfennig» 
sa  Gunsten  der  Schmalkaldener.  Die  Stttnde  waren  damak  noch 
geneigt,  gegen  Abstellung  der  städtischen  Gravamina  und  die 
ReBtituisrung  der  Jungfranenklöster  auf  den  Vorschlag  einzu* 
geben,  so  dai's  die  Herzöge  sich  bereits  durch  einen  energischen 
Vorstofe  gegen  die  letzten  Katholiken  ihres  Landes  sichern 
wollten^;  aber  bis  zum  Oktober  verschärfte  sich  die  Stininning 
<l<  rart,  dai's  Barnim  dem  siiehsischf'n  Schwager  die  Teilnahme 
verweigern  mufste,  da  seine  Landschalt  in  dem  Feldzuge  Karls  V. 
keinen  lieligionskrieg  zu  erkennen  vermöge.  Selbst  die  Aussicht, 
dai's  der  den  Pommern  so  feindliche  Markgrat'  Hans  durch  den 
8i»  Karls  auch  die  Lande  seines  Bruders  an  sich  bringen  und 
dadurch  flhermäclitig  werden  wfirde,  verfehlte  ihre  Wurkung  ^ ; 
▼idmehr  plante  die  ratlose  Regierung  schon  am  19.  Deosember 
eine  Gesandtschaft  des  Kanzlers  Zitzevitz  an  den  Kaiser,  so  wenig 
sie  sich  verhehlte,  dafs  Karl  V.  im  Fall  des  Sieges  rücksichtslos 
versuclnü  würde  die  Reichsunmittelbarkeit  Kammins  sur  An- 
erkenmuii^^  zu  bringen. 

Inlblgedessen  meinte  sie,  mit  lauten  Frieden.sbeteurungen 
eifrige  Rüstungen  und  den  Viisuch  einer  Anleihe,  aber  auch 
heimliche  Unterstützung  der  Schmalkaldener  verbinden  zu  dürfen^, 
während  nur  eine  ehrliche  Politik  in  einem  Lande  Erfolg  ver^ 
heüsen  hätte,  üi  welchem  die  Anhänger  Karls  bis  in  den  engeren 
Ausschufs  der  Landtage  ihre  Beziehungen  unterhielten^.  £b 
bedurfte  erst  der  Schlacht  bei  Mühlberg,  um  die  pommeischen 
Gesandten  wirklich  an  den  Hof  de»  Monarchen  su  fUhxen,  wo 
sie  nunmehr  nichts  als  Spott  und  Schimpf  erwartete;  denn  auf 
der  Stelle  hatten  Kurls  und  der  Stiftsstiiiide  Absichten  zu  (Tuusten 
der  Reichsunmittelbarkeit  Kammins  wieder  greifbare  Gestalt  an- 
^renommen.  Mochten  sich  auch  die  Stiftsunterthanen  in  jener 
Zeit  der  wunderlichsten  kirchlichen  Verwirrung  den  gutmütig 
schwachen  Suave  als  lutherischen  Oberhirten  gemllen  lassen,  da& 
ein  Bisohof  Kammins  ein  Weib  haben  sollte,  dttnkte  ihnen 
unerWiglich. 


»  St  T.  8  Nr.  10  f.  4.5. 

^  „I^e  Pa])istcn,  welche  sich  Dost  triiiam  adoHMutioiiein  nicht  wollen 
bekehren,  solleD  in  den  Hann  p^ethuii  und  so  sie  von  Iren  Blasphemien 
siebt  abeetaen,  des  Landes  verweiset  werden;'"  Abschied  Wollin  l-AO 
VllL  12.,  W.  T.  89  Nr.  9. 

•  Schreiben  Johann  Fiioilrleh!*  von  Sachsen  154G  XH.  Is.,  St.  T. 
Nr.  10  f.  f.  17  ff.     Wie  denn  Sastr.nv  II,  509  f.  versichert,  dafs  dii; 
Hoheuzollern   später  wenifrstena   Kuuiiuiii  unter  ihren   KinHufs  hätten 
tmngen  woll<*ii,  indem  sie  Agrikola  zum  NaehfolLrer  Suaves  voiachlu-ren. 

•  St.  T.  IM  Nr.  12  f.  8üf.  X.ich  Schärtlin  hatte  IMiiHpp  -nit  IJeiter 
nach  Wittenbei^,  dann  nach  lieiingrieti  getjaudt,  J^nz,  Ilist.  Zeitschrift 
49,  151,  entspr.  Gadebnsch  II,  88. 

•  Verbandlnngen»  Stettin  ld47  IIL  7.,  St.  T.  94  Nr.  12  f.  90  f. 

I'oraohiiiigen  (90)  XVf  l.  —  Spahn.  4 
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Mit  neuer  Energie  nainn  Kolberg,  der  Sammelpunkt  der 
Opposition,  das  noch  im  Oktober  1546  der  Hiddigung  aiis- 
gewicheo  war^,  die  altaD  Plftne  aaf,  bu  es  am  5.  Jantiar  1548 
aem  Streben  entdlt  sab :  das  retcbatinimttdbaro  Stift  sollte  Inner- 
halb  drei  Monaten,  nachdem  es  den  Pommemt^irstcn  und  dem 
vermeinten  Bischöfe  den  Gehoraam  au%ekttndigt  hatte,  dem 
Kaiser  huldigen^. 

Wilhrend  alver  Karl  die  N('ul>f»lel>Hng'  den  KamraergericLtes 
abwartete'*,  fand  das  Kapitel,  in  dem  jetzt  die  vertrant<*sten 
Räte  der  Herzöge  ausschliei'slich  herrschten^,  zu  ( Jegeninaisi tgcin 
Zeit.  Indem  der  verhal'ste  Bischof  in  den  Hintt^rgruud  trat  und 
die  i'ursten  ihr  Versprechen  der  Kostendeckung  einlösten,  kam 
man  mancher  ESniede  suYor.  Der  Bote,  welcher  das  kaiserÜche 
Mandat  am  2.  Mai  endlich  überbrachte,  &nd  die  Stfinde  zwar 
versammelt,  aber  vorbereitet  nur  die  Domherren,  deren  augen- 
blicklicher und  entschiedener  Protest  der  überraschten  Landschaft 
nidit  nur  Beifall,  sondern  auch  die  unbedingte  Vollmacht  fWr 
diese  GesclKiftstrager  der  Herzöge  abzugewinnen  wufste.  Der 
Kolberger  Syndikus  fand  allein  den  Mut  des  Widerspruchs'^. 

Man  band  dvn  nach  dem  Hofe  Karls  aut  breciienden  Ge- 
sandten in  die  de,  dafs  es  sich  nicht  um  einen  Streit  de« 
Kapitels  mit  den  Landesherren,  sondern  mit  dem  Kaiser  handele. 
Sie  sollten  nie  ans  dem  Auge  lassen ,  wie  es  dem  Kaiser  so  vor 
allem  Anderen  anf  die  Reichaeteuern  der  eingezogenen  Kirchen 
ankomme,  ihm  darlegen,  dafs  das  Kapitel  von  dem  seiner  Ad- 
ministration unterstellten  Kirchengut  von  jeher  den  llerzllgen 
und  nicht  dem  Bischof  die  Landsteuer  gereicht  und  damit  un- 
zweifelhaft seine  Zugehörigkeit  zu  Pommern  bekannt  habe*".  Sie 
sollten  ihn  Uberzeugen,  dafs  es  eine  einzehie  iStadt  gewesen  sei, 


»  W.  T.  2r,  Nr.  ;{  f.  92  t 

«  Mandat  bei  Kreysig  III,  Nr.  328. 

*  Am  1.  III.  1548  teilt  Christoph  von  Hchwabach  den  StiftBstiiiideD 

au8  Spever  mit,  dafs  vr  Jim  4.  IX.  IM"  zuletzt  in  der  Angele^euheit  an 
sie  gehchrieben,  damal.s  aber  keine  Antwort  mehr  erhalten:  jetzt  wolle 
Karl  das  Kammergeriehl  neu  besetzen,  worauf  er  die  •Stiitöt>täude  uut- 
nierktiam  mache;  W.  T.  25  Nr.  :i  f.  6.  Karl  hatte  also  offenbar  noch 
keine  Sclnilte  in  der  Kamminer  8achc  gethan. 

*  Der  Bote  fand  „kapitcls weise"  versammelt  Alexander  von  der  Oäteu, 
Blibrslaofl  Kl«8t,  Otto  Monow,  Jakob  Patfcammer  und  Baltzer  vom  Wolde, 
Torhindert  Marcus  Manduvell  und  Nikiaus  von  Klemptzen,  also  unter 
lieben  Domherren  die  vier  vertraateeten  £&te  der  Herzte;  W.  T.  25 
Nr.  8  f.  144. 

*  Um  8  Uhr  frfih  wird  das  Schreiben  dem  Kapitel  verlesen  nnd  der 

Protest  aufjtjesctzt .  um  10  Uhr  wird  er  den  Ständen  vorgelegt:  um  die 
V'esperzeit  der  notarielle  Akt  darüber  aufgenommen,  dafs  „die  von  der 
lUtterachaft  samt  der  Stadt  Cöfslin  gemeltem  Capitel  volle  Gewaldt  ge- 
geben —  nnd  gelobt,  was  digfals  dureh  das  Capitel  oder  Syndieos  und 
anwelde  gehruiilelt  wirtt,  dae  RitterKchaft  und  gesandten  von  Cofslvn 
dasselbe  stehett  vhest  und  uuvcrbrochen  zu  halten  Willens:"  W.  T.  '2b 
Nr.  3  t  m  f. 

«  W.  T.  25  Nr.  8  f.  166  f. 
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welche  seine  Hüte  an^erutcn,  und  dafs  er  auf  die  iSympathieen 
der  übrigen  Stände  nicht  mehr  rechnen  durte^ 

Ohne  Zögern  «chloasen  «ich  die  bdden  HersOge  dem  Vor- 
gehen ihrer  FÜÜaten  an:  ihre  Anwälte  konnten  dem  Kaiser  bereits 
am  13.  Juni  dne  ansftUirliche  Denkschrift  über  die  Stellung  des 
Stiftes  zu  dem  Herzogtume  überreichen^.  Dennoch  wurde  Kubei^g 
am  SO.  Juni  in  des  Kaisers  Schutz  genommen,  obwohl  es  seinen 
hisherigen  Landesherm  zu  den  schuldigen  Leistuir^en  verpflichtet 
b!i<'b;  die  btiftshündel  sollte  das  Kamniergericht  entscheiden, 
walirend  dm  Kapitel  einen  annehmbaren  Bischof  zu  wählen  und 
die  iJtiinde  Pommerns  sicli  über  die  Durchführung  des  Interims 
schlüssig  zu  machen  hatten^. 

Wenn  aber  der  Kaiser  den  Hanptvert  auf  ^e  unmittelbare 
Einiahlung  der  Reichaateuem  legte  ^  so  fimd  er  damit  mehr 
Anklang  im  Stifte,  als  die  Stiftsherren  ihm  hatten  wäsmachen 
wollen.  Kaum  hatte  sich  die  Überraschung  in  der  Bittersohaft 
gelegt,  so  begann  sie  ihr  altes  Recht  den  Herzögen  gegenttbw 
wieder  zu  betonen,  und  da  sie  eine  Entscheidung  in  ihrem  Sinne 
auf  dem  Marriner  Laridt^ig  noch  nicht  hnrbeizutühreii  vermochte, 
j(xlem  gegenteiligen  Beschlüsse  durcli  den  Hinweis  auf  die  grofse 
Anziihl  und  den  hohen  liang  der  Fernt'^'bliebenen  vorzubeugen*. 
8elir  bald  erwarb  ihr  der  KosteijpuukL  unter  ihren  ÖLaudes- 
genossen  im  Liande  neue  Hilfe;  am  7.  September  1548  legte 
der  stttndisehe  Auaschula  die  Verteidigung  der  Fürsten  aufs 
neue,  aber  jetzt  ausMUkMefa  in  die  Hand  des  versöhnungs- 
freundlichen  Domherrn  Martin  Weiher.  Man  hatte  begri£&i, 
dab  der  Kaiser  „nicht  nur  selbst  mit  hohem  Verstände  ver- 
sehen, sondern  auch  sehr  bescheidene  und  geschwmde  Bäte 
um  sieh  hatte". 

Bartholomäus  Suave,  welcher  sich  seit  der  Pubhkation  de^ 
Mandates  seiner  Jurisdiktion  enthalten  hatte,  war  seines  Amtes 

*  IMe  hefstoglichen  Rftte  bemerken,  dafs  „etliche  personen  im  Dahmon 

vor  gcmelts  Dechanti*,  Capittels,  Ritterschaft  uiul  steime  des  StifFts  Cainyn 
sich  am  Jar  11  nrt  dem  nofyatfrohfiltraen  auch  diesem  reichstage  vor 
K.  Ks.  Maj.  aufgegeben  hubcu,  als  suJteu  sie  mit  tfcwalt  und  auwaltsdhaft 
abfrefertifjt  sein  vorp^emelts  Kapitels,  ritterschaft  und  stende  halben,  umb 
•  Ml  M:n  .fat  ^  flt'ilVig  anzuhalten«;  W.  T.  25  Nr.  f.  \m  f.;  sie  sowohl 
wie  die  StttU»stande  bestreiteu  diesen  Auftrag  und  die  &>tit'tsstände  fugen 
sogar  die  Vemratanff  hiuzn,  daTs  nicht  einmal  der  ganze  Golbei^er  Bat 
,  hinter  seinem  Syndikus  stehe,  ebenda  t.  1G7.  Sie  scheinen  Sastrows 
Verdiich ti^rung  des  Syndikus,  der  Agrikolaa  Schwiegersohn  war,  nieht 
fmizustehen  (Sastrow  II,  672);  übriKcus  wäre  die  Klarstellung  dieser 
Beiiebinigen  von  Interesse  fSr  die  Politik  Braadenbnrgs,  die  jedeneit  im 
in  dem  Stifte  wühlte. 
-  \m  0.  V.  wird  zum  l*rote?t  Haltzcr  vom  Wolde  ermächtigt,  der 
rieh  am  8.  seines  Auftrags  erledigt;  am  22.  werden  Jakob  Zitzeyit«  und 
Heinrleh  Normann  Kn  Sachwaltern  beim  Kaiser  und  Kammergeriehl  mit 
aller. Vollmacht  ernannt;  W.  T.  2'-  Xr.  3  f.  GG,  GS  Ti».  71  f.  T>n^  Datum 
für  ÜborreichuDg  des  Iiibellua  iustilicatiouis  ergiubt  sieh  ebentiurt  t.  17  ». 

•  W.  T.  Ä  Kr,  3  f.  191  f. 

«  W*  T.  25  Nr.  8  f.  19,  90  f.,  210  f. 
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übermüde;  uur  noch  die  SchwicrigkeiteD  eioer  ]>icuwahi  be- 
stimmten ihn  -/.Mm  Bleibend 

Weihen  Vorstellung,  dafs  ohne  die  Freigabe  der  biscfafif- 
lichen  Administration  an  die  Einführung  des  Interims  nidit  m 
denken  sei,  blieb  doch  nicht  ohne  Wirkung*.  Auf  die  An- 
erkennung Suavcö  war  nun  freilich  nicht  zu  rechnen;  aber 
Vigli US  bedeutete  dem  Gesandten,  dafs  der  Hof  zunächst  nicht  so  sehr 
gegen  die  Erhebung  eines  Protestanten,  sondern  '^vixf'n  die  offene  und 
laute  Anerkennung  des  herzoglichen  BestiUigungsreciites  eifere, 
wie  es  überhaupt  nur  auf  eine  Neuwahl  ankäme,  clie  der  päpst- 
liche Legat  bei  Karl  sein  Ziel  erreiche.  Während  er  dem  Dom- 
herrn davon  sprach,  wievielmal  ihn  der  Bischof  von  Arras  ver- 
mahnet Auisehmi  au  haben,  damit  nidit  etwas  Verboigenes 
dahinter  stecke,  darin  die  HeraOge  mit  den  Kapitularcn  einen 
heimlichen  Verstand  hätten  und  miteinander  kolludierten,  unter* 
liels  er  es  nicht,  das  Kapitel  auf  das  Hilfsmittel  eines  heimlichen 
Reverses  an  die  Herzöge  hinzuweisen,  schlug  er  den  Herzögen 
vor,  dafs  für  dieses  Mal  die  kaiserliche  Konfirmation  des 
Hiscliofs,  der  erwählt  werden  sollte,  geduldeten  und  dissimulierten. 
Ganz  in  demselben  Tone  versicherte  hinwiederum  Weiher,  den 
seine  Instruktion  ausdrücklich  auf  ein  gemeinsames  Vorgehen  mit 
den  herzoglichen  Häten  verpflichtete,  dafs  er  von  keinem  Ein- 
verständnis oder  einiger  Kol  ittsion  der  Heraflge  und  des  Kapitds 
wisse'. 

Kaum  dafs  es  dei*  f'ürspraelie  des  polnischen  Königs  und 
des  Erzbisehofs  von  Köln  noch  bedurfte;  die  thatsächlicue  An- 
nahme des  Interims  durch  die  pommerschen  Landständo  mag  das 

ihre  p;ethan  haben  —  schon  am  9.  Mai  1549  gab  der  Kaiser  den 
Hcrz()^a'n  «eine  Vcrzeiiiuug  zu  erkennen,  die  sie  freilich  durch 
schwere  Geldopfer  erkaufen  mulstcn;  aber  auch  diese  lief»  er 
mindern,  als  die  geängsteten  Fürsten  gelobten,  nie  wieder  einem 
Bunde  gegen  Habsburg  beizutreten.  Dem  Jühanniterorden  hatteu 


'  Verhandlung  mit  dem  Kapitel:  Suavc  halte  es  für  ratsamer,  r.u 
residieren;  aber  aas  Kapitel  köune  nicht  darauf  eingehen,  wenn  auch 
„das  S.  O.  im  Eiiestandt,  so  hoch  angezogen  und  so  hefiltig  exageriret 
wirdt,"  denn  der  Ivaisor  fordere  für  die  NVnwahl  einen  Katlu  Hkon; 
W.  1.  2'»  Nr.  3  f.  210  t.  Dafs  der  Bischof  tuch  des  excrcitii  iurisdiclionis 
nach  pubUciertein  Mandat  entlmlteii,  auch  die  Btiftsstünde  kein  G«rieht, 
Recht  und  Schutz  seitdem  bei  ihm  pesiicht  behauptet  die  Tnfltruktion  fUr 
Weiher  1548  X.  a.  n.  O.  f  2M2  f.  Am  0.  III.  1549  8cl)reibt  Weiher  dem 
Kaiser,  das  Kapitel  wäre  einer  Neuwahl  nicht  uu^eneigt,  ^iSonderlich 
diewcil  der  Bisenof  für  seine  person  den  Bistumb  zu  renunctiereii  nicbt 
allein  erbi<'teii''  (lan  auch  hart  düianf  dringet;"  a.  a.  O.  255. 

Er  handelte  mit  dieser  Erklärung  gegen  seine  Instruktion,  welche 
die  Binfilhrang  des  Tnierims  als  umnöglich  UngestelH  hatte.  VgL  Vf.  T.  25 
Nr.  'A  f.  285  un<l  Weihers  Brief  a.  a.  O.  f.  260.    Er  sagte  Viglius,  dafs 
Kapitularc  dem  Volke  „ooe  das  verdechtig  und  vor  alte  Papisten 
^'ehalten"  würden! 

s  Bericht  Weiheri  au  das  Kapitel  1549  IIL  19.,  W.  T.  25  Nr.  3 
f.  265  ff. 
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sie  hingst  das  Seine  zuriu  k'^e^'^*  licn  ;  so^^ar  zur  1  eilnahme  an  der 
tJxekution  ge^en  Magdei^urg  wollten  sie  im  folgenden  Jahre  ihre 
Stände  zwnngen  ' ;  und  kein  Wort  des  Widerspruches  fanden  sie, 
als  MarÜD  Weiher,  welcher  beiaeu  Auftrag  au  deu  Kaiäerhof 
klug  dMKtt  bemitit  Itatte,  akh  selbst  die  Kacbfolge  Siutves  so 
tkhan^y  Btcht  nnr  die  aasbedungene  Konfirmation  des  Kaisers, 
sondern  er,  der  Lutheraner,  ancm  die  Bestätigung  des  Papstes 
erhielt.  Bei  jeder  Gelegenheit  bewies  darauf  Weiher,  um  wie  viel 
eifriger  er  noch  als  Erasmus  nach  demselben  Ziele  strebte,  das 
den  mächtigsten  Bischöfen  Kanlm?n^^  im  Mittelalter  vor  Augen 
gestandtin  hatte.  Mochte  auch  Moritz  von  Sachsen  in  den  Monaten, 
(hl  Weiher  endlich  in  die  Verwaltung  seines  Amtes  eingeführt 
wurde,  die  Macht  Karls  aufs  schwerste  erschtittcrn ,  der  nenn 
Bischof  wufste  in  ticiueti  Ständen  den  Gedanken  an  die  ileichs- 
nninittelbarkdt  wachsuhalten,  bis  ihn  der  Kaiser  wahrscheinlich 
sdbrt  im  Stiebe  Hels*.  Aber  erst  als  die  Herzöge  nach  Weihers 
Tode  am  29.  Aogost  1556  die  Wahl  Johann  Friedrichs,  des 
ältesten  vSohnes  Phili|ips,  durchzusetzen  vermochten^  und  dem 
tüchtigen  Heinrich  von  Normann  die  Statthalterschaft  Ubertrugen, 
fand  das  Stift  Ruhe,  war  das  Werk  des  Treptower  Landtages, 
soweit  es  die  kirchliche  Einigung  Pommerns  bezweckt^  au  einem 
gewissen  Absclihifs  gebracht. 

Von  den  Hoffnungen  Philipps,  deren  Verwirklichung  er  seine 
Lebenskratt  opferte,  waren  viele  unerfüllt  geblieben.  Kammin 
behielt,  wenngleich  stets  unter  der  Administration  eines  pom- 
merBchen  Priuen,  dem  Heraogtnme  gegenüber  s«ne  selbständige 
Verwaltung,  so  dafs  es  immer  an6  neue  nach  der  Erhebung  zum 
Reichsfürstentume  traditt^n  durfte.  Die  Herzöge  sahen  sich  da- 
durch auf  ihr  ererbtes  Land  beschränkt;  aber  auch  hier  hatten 
sie  keineswegs  das  Schlachtfeld  so  völlig  behauptet,  wie  es 
anderthiill)  Jahrzehnte  früher  den  Anschein  j:''r>hfiht  hfxtto  Die 
Kir\i;4'ung  mit  der  Rittorscli'ift  kam  durch  ihre  cM^lu'ivige  Finanz- 
poiitik,  in  t>o  naher  Aussicht  sie  auch  gewesen  war,  nicht  zu  Staude. 


»  Dähnert  IV,  919.  W^en  Magdeburg  Dühnert  IV,  449  f.,  sowie 
die  Verhandlungen  1551,  St  T.  94  Nr.  17. 

-  Die  [ftT/^ö«:»'  hfttten  ureprUnpllcli  dorn  Matthiius  Normann,  dem 
Verfasser  des  VVcudisch  Kü^nanischen  Landgebrauches,  die  Nachfoicc  za- 
gedaeht,  der  das  Tfaeol<^eiKiidiwn  bereits  in  GreÜewald  begonnen  hatte; 
Sastrow  II,  574.  Die  Kühle  Anzeige  Wolhers  an  Philipp,  dufs  Seine 
Ueiii^keit  „nicht  so  sehr  auf  K.  (i.  IJeturderung,  als  aus  Hondcrlichor 
Zuneigung,  so  Sein  Heiligheit  zu  meiner  Fersohn  tragen,  mich  /Ann  Aut- 
seher der  Kirchen  zu  Cammtn  Terordnet  haben'' ;  a.  a.  O.  676. 

^  1  Hp  Herzöge  hatten  von  vonilierein  darauf  verziclitot,  dfifs  jeder 
von  ihuen  zwei  feraonen  vorzuschlagen  habe,  vuu  denen  das  Kapitel 
eine  wftUen  mta;  W.  T.  25  Nr.  3  f.  58  f.  NiChefefi  über  Weiher 
Barfehold  IV*,  842  ff.,  auch  Riemann,  Stadt  Kolberg  .-{15  f. 

*  Polen  und  Brandenburg  -  I'hmi  fsen  scheinen  atif  die  Stände  des 
Stiftes  einen  starken  Druck  gegen  die  Wahl  des  putumerschen  Erbpriuzen 
•iisgeilbt  zu  haben;  Kieysig  in,  312. 


Digitized  by  Google 


54 


XIV  1. 


^iit  wachsender  Ki  biLteiuiig  iorderten  die  Vasallen  die  Einrichtung 
einer  Anzahl  trcm  NonnenklöBtem  ma  FräuldnatifteD,  ohne  welche 
der  ärmere  Adel  seine  Töchter  Dicht  Tersoigen  zu  können  er- 
klärte. Die  Dorchsicht  der  Kirchenordniing,  welche  die  Regierung 
nicht  mehr  von  der  Hand  weisen  konnte^  stellte  neuen  Streit  mit 
den  Städten^  ssum  mindesten  mit  Stralsund  in  sichere  Erwartung. 

AluT  (las  alles  trat  docli  vor  (\or  weit  schmerzliclieren  Er- 
kenntnis zurück  Hnfg  die  Herzöge  überhaupt  nur  infolge  der 
Zersplittenmg  der  ständischen  Kraft  und  auch  dann  erst  nach 
schweren  Kämpfen  siegreich  geblieben  waren,  und  die  stindisclie 
Maclit  sich  noch  in  ujigebrochener  Stärke  zeigte.    Vielmehr  war 


Zuoammenwlrkens  hingewiesen  und  tot  allem  in  ihr  eelbet  das 
Gleichgewicht  wiederhei^estellt  worden.  Indem  der  Adel  in  diesem 
Streite  eine  schwerere  Niederlage  als  die  Städte  eriitten  hattet 
war  8^  unbedingtes  Uberwiegen  in  den  ständischen  Versamm' 

lun^xcn,  wclclios  Rogialav  X.  aufs  geschickteste  zu  fHrdem  ver- 
standen hatte,  beseitigt  und  es  den  Städten  ermöglicht  worden, 
fortan  wieder  den  ilinen  gebührenden  Platz  in  steigendem  Maf^e 
ciiizuuehinen,  zumal  da.s  Hei'zogtum  in  der  Reformationszeit  seine 
städtefeindliche  Politik  hatte  autgeben  müssen.  Im  Besitze  der 
führenden,  zum  mindesten  der  treibenden  Rolle  hielten  sie  das 
Bewufstsetn  der  ständischen  Traditionen  in  der  Landseluift  auf- 
recht und  waren  jedenseit  darauf  bedachti  das  stttndiBche  Prinsip 
neuen  Siegen  über  das  Fürstentum  entgegenzuBlhren. 

Demgegenüber  hatte  sicli  die  R^erung  allerdings  durch 
ihre  Säkularisationen  eine  feste  finanzielle  Grundlage  geschaffen, 
von  weleher  aus  sie  ein  weiteres  Vordringen  ihrer  Macht  erhoffen 
durfte.  Auch  war  die  ständische  Macht  in  dem  Jahre  1540,  in 
welchem  die  Durclifiihruug  der  Reformation  thatsächUch  gesiclvert 
war,  von  der  Niederlage  wie  betäubt.  Die  Frage  war  seither,  ob 
die  Regierung  die  genügende  Finanzkraft  besitze,  um  sie  in  diest^ra 
Zustande  su  erhalten,  und  wenn  nicht,  ob  in  den  dann  unauslikib- 
lichen  neuen  Streitigkeiten  ihre  erst  entstehende  Organisation  dem  * 
tiefwurzelnden  Organismus  der  Stünde  auf  die  Dauer  gewachsen 
und  überlegen  sein  würde. 


die  Landschaft  0ir  die  Zukunft 
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Dritter  Abschnitt 

Die  VfirwaHuni  in  de«  Jahrhundert  nach  Begielavs  X. 

Tode. 


Die  Ordnung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  des  Herzog- 
tamB  war  kaum  geflichert,  als  der  Termin  der  en  lguiti-^ea  Aas- 
eioaodeneteaog  herannahte.  Es  hatte  sich  inzwisohen  aur  Genttge 
erwiesen,  dafg  Wolgast  Ubervorteilt  worden  war.  Auch  hatte  der 
Verlauf  der  kirchlichen  Umwälzung  das  fürstliche  Eigentum  derart 
vermehrt,  dafs  es  seit  der  Einziehung  der  Klostergüter  nahezu 
ein  Dnttel  des  gesamten  T^andes  umfafste.  Am  8.  Februar 
1541  tand  die  P>bteilung  statt,  welche  die  gröfsteTi  lTn''bf'nlieiten 
im  Besitze  beider  Urter  ausglich  und  sich  nahezu  unverändert 
durch  ein  Jahrhundert  erhalten  hat.  Wiederum  fiel  Stettin  an 
Barnim  und  an  Philipp  Wolgast  ^ 

Die  Grenzlmie  der  betden  Orte'  zog  sich  dnrch  die  Swine 
aber  das  Haff  etwa  nach  dem  bei  Jasenitz  mundenden  Dache, 
wahrscheinlich  diesen  entlang  zor  Randow,  wo  sie  bei  LOknitz  auf 
brandenburgisclies  Gebiet  gestofsen  sein  mag.  Thatsächlich 
griff  Wolgast  Uber  diese  Grenze  weit  hinüber,  da  es  zwischen 
der  Oder  und  Tvandow  den  LandsclioTs  der  i::;<'i8tlichen  Bauern 
und  einer  Anzahl  Adliger  erheben  durfte,  und  ihm  auf  dem 
rechten  Oderufer  Greifenhagen  und  die  Kompturei  W^ildenbruch 
mit  dem  Stadtehen  Bahn  zugelegt  wurden. 

Gemciiiöiiiu  blieben  beiden  Orten  wegen  der  schwankenden 
Hohe  ihrer  Einnahmen  die  ZoUe  zu  Gartz,  Greifenhagen^  Wol- 
gast und  Fritter  sowie  das  Stettiner  Haff,  desaen  Ertrtaiisae  ge- 
teilt wurden^  wlhrend  io  seiner  Verwaltung  und  Gericntsbarkeit 


>  Dähnert  IV,  300  ff.,  Medem  lOö  it. 

*  Der  Begriff  „Ort*  ist  schwankend.  III.  2.  sehreiben  alle  die 
von  der  Kitterachaft  im  Stottinischsn  und  Pyritmaehen  Orte,  d.  h.  Amte 
an  llariiimi  St  T,  9  >  Nr.  1  v.  1. 
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das  wolgastiflche  UekennOnde  und  das  stettiiiscbe  WoUin  jfthrlich 
wechselten. 

P»oi(len  Herzögen  mufste  sich  aueh  der  Bischof  von  Kammin 
verwandt  machen,  obwohl  das  Stift  seine  eifrene  Verwaltung  wie 
seiiK'  eigenen,  gesondert  tagenden  Stiinde  behielt  aueh  von  den 
Landsteuern,  die  in  l*ommern  beschlossen  wurden,  keinen  Anteil 
trug  und  nur  durch  die  Person  seines  Bischofs  uod  die  Dom- 
herren  mit  dem  Herzugtume  ▼erblinden  war. 

Als  Sonderbesitz  geh(Men  Wolgast  die  alten,  durch  Ssknla- 
risationen  meist  sehr  veigiölserten  Amter  Wolgast,  Bart,  Grimmen, 
Tribsees,  Loitz,  Treptow  a.  T.,  Klempenow,  Uekermttnde,  an 
denen  später  Torgelow  hinzukam,  die  neuen  aus  Klostergut  ge- 
bildeten Amter  Eldena,  Neuenkanij)  —  das  spätere  Franzburg  — , 
Verchen-Lindenberg,  Stolpe,  Jasenitz,  Pudagla  und  als  I>jind- 
vogtei  das  b<Ho8sene  I^na  zu  Kügen;  zu  Stettin,  das  durch  den 
Besitz  des  Stiftes  in  zwei  Hälften  zerrissen  war,  kamen  die 
Landvogteien  Greifenberg  und  Stolp  Schlawe,  die  alten  Amter 
Stettin,  Satzig,  Wollin,  Belgard,  RUgenwalde^  Nenenstettin  und 
die  neuen  Ämt^  Kolbata,  Belbuck- Treptow  a.  R  und  Pyntz, 
aufserdem  die  1526  in  den  erblichen  Lehnsbesitz  Pommerns  über- 
gegangenen Ämter  Lauen  bürg  und  Bfitow,  welehe  mit  ihrer  pol- 
ni^en  BeTölkemng  und  bei  ihren  von  Polen  bc^lingten  Lebens- 
interessen in  nur  u>8e  Beziehungen  zu  den  deutschen  Landes- 
teilen traten. 

Stand  Wolgast  auch  an  Umfang  hinter  Stettin  zurück,  so 
übertraf  es  den  NachbarsUiat  dafür  in  der  Leichtigkeit  der  Ver- 
waltung,  in  der  Güte  des  Bodens,  der  Dichtigkeit  der  Bevöl- 
kerung und  der  Gunst  und  Sicherheit  der  gewerblichen  und  han- 
delspolitischen Verhältnisse.  Daher  hatte  es  1541  an  regel- 
mäfeigen  Geldeinkünften  einen  Übeischufs  von  1462  Gulden 
18  Schillingen  und  2  Pfennigen  vor  Stettin  voraus,  welcher  in 
dessen  bei  den  steigenden  Freisen  dureh  die  Mehrerzeugung  an 
Getreide  in  den  hinterpommerschen  Aintern,  dureh  die  Verpfan- 
dung der  Hiddenseeer  Sülzrenten  in  Lüneburg  an  Stettin  und 
dureh  die  ^inUaeren  Kinnahnien  aus  den  naeh  Hufen  berechneten 
au fserord entlichen  Steuern  mehr  ab  ausgeghchen  wurde. 

Dia  Fortbildung  der  AmtsTorfassung. 

Zu  Gunsten  kam  Aean  Herzogen  das  Vorhandensdn  der  er- 
probten Amtsverfassung  Bogislavs  X.,  welche  sie  einfach  auf  die 
neugebildeten  Ämter  (ibertragen  konnten.  Sie  mufsten  nur  dafür 

Sorge  tragen,  dafs  der  Besitzsfcmd  erhalten  und  vermehrt,  und 

das  Jieamtentum  zur  ErfVillung  ina)»osond('re  seiner  wirtschaft- 
liehen Aufgaben  mehr  und  melir  erzogen  wurde.  Sehr  tüchtig 
liat  sieh  darin  Philipp  L  bewiesen,  wahrend  Barnim  XL  und  die 
späteren  Herzöge  keine.swegs  entsprechendes  geleistet  haben. 

Der  erste  Herzog  von  W  olgast  hatte  vor  allen  Dingen  mit 
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der  \''ers«'hwen(lun<i,"S8Ucht  setnra  <  ims  zu  känintf  u.  Auf  seinen 
Wunsch  band  ein  Erlaik  Karl.s  V .  trotz  dea  lebhaften  Wider- 
spruches Barnimü  den  Verkauf  unii  die  Verpßlndung  von  Tisch- 

ßtem  an  die  Zustimmung  des  Gesamthauses.  Noch  eine  seiner 
den  Amtobandlongcn  vollzog  Philipp  zn  dem  Zwecke,  den 
Oheim  vor  dem  Venchenken  seineB  Beaitees  an  habsQcht^ 
Beamte  au  warnen  und  selbst  die  Hilfe  der  Stände  gegen  ihn 
anannifen^.  Denn  damit  stand  und  fiel  die  Amtsverfassung 
HogislavB,  dafs  der  Kronbesitz  durchaus  in  der  Verfügung  des 
Herzogs  blieb,  nn<l  die  Bpaint^-n  allein  auf  Gelialt  gestellt  wnren ; 
Barnim-  nn  i  Philipps  Söhne  und  Enkel  sind  sich  dessen  gar  zu 
wenig  be willst  geworden. 

Erfolgreicher  waren  die  Bemühungen  der  Regierung,  welche 
ihr  den  Anspruch,  heimgefallene  Lehen  nicht  wieder  auszuthun, 
tmd  ein  VorKanfneeht  bei  ,Verttndermig''  der  LehngUter  nchem 
sollten.  1541  erwirkte  sich  Philipp  wie  schon  Barnim  der  Qrofse 
und  eingebe  andere  seiner  Ahnen  einen  kaiserlichen  Kassations- 
befehl, dessen  Ausführung  vor  allem  die  an  die  Städte  verloren 
gegangenen  Lehngtiter  der  Krone  zurückerwerben  sollte.  Damit 
jagte  er  seinen  ünterthanen  einen  sf^lclipn  Schrecken  <'in ,  dalk 
der  sundische  Bürgerniei>;ter  Fran/.  Wessel  die  Verkündigung  des 
Befehles  unter  die  wundrihchsten  und  unerhörtesten  Begeben- 
heiten bciiier  Zeit  verzeichnete*. 

Von  den  Amtern  versprachen  namentlich  die  neu  hinzu- 
eekmmneiMn  ausliehst  nur  geringen  Ertrag.  Um  so  dfi^eer 
orängten  die  HeraOoe  auf  einen  ausgiebigeren  Betrieb  der  Do- 
mänen. Während  cue  Begierong  früher  nur  ausgemacht  hatte^ 
dafs  beim  Rücktritt  eines  Amtmanns  vom  Dienste  das  Inventar 
und  der  Viehstand  nicht  verringert  sein  dUrfie  und  das  Aussaat- 
getreide vorlianden  sein  müfste,  ermunterte  H;ie  jetzt  dazu,  die 
Zahl  der  Vorwerke  und  Schiifereien  zu  vermehren  und  Wüste- 
neien anzubauen*.  Hatte  sie,  um  die  Wirtseliattstuhrun;^  zu 
fbrdeni.  mit  dem  ortsgesessenen  Beamteiitum  i^f  hroeiien,  ho  nmfate 
sie  sich  nunmehr  wieder  und  wieder  darüber  entrüsten,  dafs  dirc 
neuen  Hauptleate  giade  in  den  Wochen,  wo  ihre  Stellung  ihre 
Anwesenheit  auis  dringendste  erforderte,  ohne  Urlaubegestteh  auf 
ihre  vieUeicfat  weit  entfernten  Familiengüter  reisten,  um  dort  nach 
dem  Rechten  zu  sehen Infolgedessen  wiederholte  sie  ihre 
Wunsche  auf  persönliche  Überwachung  der  Wirtschaft  durch 


*  1541  Dähnert  I,  19  und  IV,  817;  1560  I.,  St.  T.  94  Nr.  28  f.  110 
bis  m. 

-  1560  besafa  Suave  Amt  Hütow,  Puttkamer  Amt  Neustettin,  Mniu  ho\v 
Amt  Belgard,  Weiher  Amt  Lauenburg:  Abschied  15ö0  II.  C,  St  i.  94 
Kr.  «f.  190 ff. 

»  Dahnert  r  '^l  C;  B.  St.  XXI»',  120  f.;  BerokroaBn  77. 

*  Schon  1522  IX.  25.,  Crmiipr  II,  SH. 

*  Doch  verbieten  erat  die  tmätereii  F<irmulare  das  Verreisen  der 
Hanptleiiie  oiine  Urlaub  ansdfficklifih. 


Digitizeu  Lj  oOOgle 


58 


XIV  1 


ihre  Beamteo  so  uDerniüdlicb ,  dai'ä  sich  selbst  der  Laodvog^t  zu 
Rügen  dem  Qewichte  ihrer  Ghrttnde  saweUen  gei^t  sn  haben 
scheint. 

Dabei  versäumten  die  Herzöge  nicht,  ihren  Haupäeuten 
darüber  Belehrung  zu  erteilen,  worauf  ein  jeder  insbesondere  zu 
merken  habe.  Philipp  1.  dachte  daran  ^  die  Ämter  durch  Niko- 
laus von  KlcTiiptzen  eingebend  beschreiben  und  auf  iliren  Nutzen 
hin  pnilrn  zu  lassen',  und  in  der  That  ist  es  zur  Aufstellung 
von  Amtsordnungen  gekommen,  welche  den  Beamten  als  In- 
struktionen mitgegeben  wurden. 

ihn  jederzeit  fördernd  und  mahnend  eingreiieu  zu  können, 
verlangte  die  Regierung  eingehende  und  häuSge  Berichte.  Ihr 
Landrentmoster  sollte  b^  seinen  YisitationsreisCT  seine  besondere 
Sorgfalt  auf  die  Hebung  des  Ackerbaas,  die  VergrOlserung  und 
Veredelung  der  Herden,  auf  eine  gesteigerte  Gemüse-  und  Obst- 
zucht und  eine  rationellere  Holzwirtschaft  verwenden. 

Entsprechend  Bclirieben  die  Herzöge  in  den  I^tallungen, 
wenn  sie  dif'  Deputate  aufgezählt  hatten,  vor,  wieviel  und  welches 
Gesinde  davon  unterlialten  werden  sollte.  Noch  ilberUelscn  sie 
zwar  ihren  Beamten  die  freie  Auswahl  desselben^;  aber  indem 
sie  versuchten,  es  mehr  und  mehr  auf  eigene  Deputate  und 
Gcldbesoldungen  zu  stellen,  brachten  sie  es  in  eine  zunehmende 
Abhängigkeit  Ton, der  Krone. 

In  manchen  Ämtern  übernahm  der  Amtshauptmann  zugleich 
die  landwirtschafUtche  Leitung  des  Hofes,  auf  welchem  er  resi- 
dierte; in  anderen  stand  sie  wie  die  fast  aller  Nebenhöfe  and 
Vorwcrlce  besonderen  Hofineistera,  Hausvögten  oder  Amtleuten 
zu  '.  Wälirend  diese  sich  in  den  möglicltst  trleichmäfsig  ein- 
gericliteten  (TÜtcrn  mit  einer  Anzahl  kräftii:*  r  Knechte  der  so 
stiirk  betriebenen  Aekerbestelhmg  und  Viehzucht  widmeten,  dafs 
sie  wohl  einmal  Ochsen  wahrer  tituliert  wurden,  selialtete  die 
Ilofmuhme  ab  Grofsmagd  mit  zwei  bis  fünf  Mägden  und  mit 
dem  Koch  oder  der  Edchin  in  Hans  und  Hof,  zuweilen  dorch 
eine  mit  der  Aufsicht  über  das  Geflügel  und  den  Wäschebestand 
betraute  Bettmuhme  entlastet.  Infolge  der  umfangreichen  Vieh- 
zucht brauchte  man  überall  zum  mindesten  je  einen  Hirt  oder 
eine  „Hirtische"  t^lr  das  Rindvieh  und  die  Schweine^  zu  denen 
mehrfach  ein  ^^'ildenhirt  fJir  die  Pferde  hinzukam. 

Die  Hofoieister  oder  in   ihrer  ^Stellvertretung  die  Hof- 


1  Kinlcit.  AbhandluDg  Böhmers,  Kantzow  1835,  82. 

«  Z.  M  r.rstallung         St.  T.  T'i  \r.  7  f.  l-- 

'  Von  iiohem  Werte  für  die  Erkeuntuis  des  VV  irtüchaftfibetriebs  auf 
den  herzog:Uchen  DomSnen  ist  ein  ^Anschlag  der  fimtlielien  HaoptlenHie 
nndt  Diener  Besoldung,  Kleidung  undt  dcputate  in  allen  Amptern  Wol- 
gastischer  Khgierung,'*  W.  'I'  75  Nr.  11'*,  wahrscheinlich  aus  den  letzten 
Jahren  der  Kcgieruug  Kmst  iaidwigs  oder  deu  ersten  der  Bogislavs  XUI. 
Infolgedessen  ifehleti  ^artb  und  Fnuissburg,  aaTseidem  Wolgast  und  Jsse- 
mtZf  Rügen  ist  ganss  unvollständig. 
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niuliiiu-n  '  erhielten  die  Deputate ,  von  diTK  n  die  Wirtsehatt  be- 
:5tritten  werden  sollte.  Neben  der  \\  ohiiuiig,  Kost  und  Kl(?idun^ 
wurde  den  Mitgliedern  des  Hauslialtes  nur  wenig  Geldbesoldung 
gewährt.  Um  eine  gewisse  Gleichstellung  der  Bedienten  zu  er- 
nden,  förderte  es  die  Kegierung,  dafe  in  demselben  Amte  mit 
■den  Knechten  nnd  MSgden  gleicher  Lohn  und  ein  slelches  Weih- 
nachts^eschenk  oder  Opfergeld'  ausgemacht  wurae.  Zuweilen 
gestand  der  Amtmann  den  Muhmen  oder  ein/einen  Dienstboten 
einen  Anteil  an  der  Butter,  den  Federn,  der  Aacbe  und  sonstigen 
Accidentnlien  zu;  den  Milgden  llefs  er  nicht  selten,  damit  sie  siel i 
ihren  Wäachebedarf  oder  gar  ihre  Aussteuer  im  Winter  spinnen 
konnten,  einen  viertel  oder  halben  Schett'el  Leinsamen  und  Hanf 
aussäen*.  Ein  ei^^tine.s  Deputat  wurde  derartigen  Angestellten,  die 
auf  dem  Gute  lebten,  nur  in  dem  Falle  zugewiesen,  dals  sie  wie 
einzelne  MfiUer  und  Hirten  nicht  allabendlich  auf  ihren  Hof  zu- 
rftcksnkefarai  vermochten:  dagegen  geschah  es  notwendig  hei 
der  grolaen  Reihe  der  unabhftogig  von  der  Hofwirtachaft  leb«iden 
Dienstleute. 

Mit  dem  Amtsschmied,  dem  Schlächter  und  anderen  Hand- 
werkern, man  könnte  fast  auch  sagen,  mit  den  Predigern  und 
ihren  Küstrrn  pf]f*!]^tc  man  wohl  einen  Kontrakt  auf  eine  jähr- 
lich zu  zahlende  Entschädigung  zu  vereinbaren,  auf  Grund  dessen 
sie  ihre  Dit  nste  jederzeit  zti  leisten  hatten.  Bei  der  Aussaat 
dem  Futtersclmiit  und  Dreschen  mulsten  die  Amtsbautin  j^egen 
einen  geringen  Anteil  am  Getreide  und  einen  guten  Trunk  aus- 
helfen; ihre  Weiber  dagegen  waren  von  dem  Spinnen  des 
Flachses  fast  allenthalben  entbunden  worden. 

Unter  den  dauernd  beschäftigteui  aber  selbständig  hausenden 
Dienstienten  Uelsen  die  Schttfer,  wie  etwa  die  zu  Loitz  mit  ihrem 
Jahreseinkommen  von  nahezu  220  Qulden,  seitdem  die  Schaf- 
zueht  dor  wichtigste  Zweig  der  pommerschen  T>and Wirtschaft  ge- 
worden war,  selbst  die  llausvögte  .-m  KinnalrnKTi  hinter  sich. 
Mit  ihnen  wetieiferten  die  Fischer  auf  den  Seeen  luid  d»'n  Flüssen 
und  die  Kiejjer  am  Haffe  wie  an  Arbeit  so  an  Verdienst:  spraeh 
doch  Valentin  von  Eickstedt  von  ein/.elnen  Fischzügen,  deren 
Wert  sich  auf  1400  Qdden  behiufen  sollte,  während  Kantzow 
awei  Jahnebnte  vor  ihm  die  jährlichen  Erträgnisse  aus  den 
Fischereiabgaben  allein  vom  Stettiner  Haflfo  und  von  dem 


*  Überhaupt  geheinen  die  Fraoen  damals  sehr  oft  selbst  die  aus- 
wärtigen Geschktte  gefuhrt  zu  haben.  Gentzkows  Tagebuch  bietet  viel- 
fiiflibe  Belege  dafür. 

*  Opßrgeld  iudeich  Weihnachtsgeschenk  St.  A.  Mscr.  II,  12  Nr.  163. 
Auch  gab  68  damals  schon  ein  Mietgeld  als  .,Gadesgeld.'' 

*  £b  kostete  ihn  das  keinen  ÄnsfiAll  an  bestcllbfl^em  Acker;  denn 
wie  m  Meddenhaig  seheint  auch  in  Pooimcm  das  Strarsenrecht  den 
atzer  einps  Wcprea  berechtigt  zu  haben,  den  Weg-  zn  brsäon.   Dor  T^nd- 
vogt  zu  ötolp  und  Schlawe  16->>  VI.  16.  darf  „dra'i  Üi-hefiol  Leinsamen  auf 
Unsere  Dorfstrarsen  im  Amte  Kugenwalde  slieii;''  St.  T.  79  Mr.  96  f.  64. 
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T^assanischen  Wa8«er  auf  5000  Gulden  berechnet  hatte.  Sehr 
viel  weniger  gut  sUmden  sich  die  Zie«:ler,  deren  mehrere  Amter 
zum  Brennen  der  eigenen  oder  der  mit  dem  nächsten  Städtchen 
gemansam  betriebenen  Öfen  bedurften.  Gana  unabhängig  Ton 
den  Amtleuten  und  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den 
Landrentmeister  scheint  die  Regierang  die  Zolleinnehmer  ge- 
halten 2U  haben  y  welchen  sie  hdohateni  das  eine  oder  andere 
Deputat  aus  der  nächsten  D<MDäno  zuwies. 

Ihr  regstes  Interesse  wandten  die  Herzöge  als  echte  Fürsten 
des  se<h zehnten  Jahrhunderts  ihren  nicht  übermäfsig  groTsen 
und  guten  ^^^1ldern  zu,  deren  Pflege  den  Jü^i^ermeistern  und 
Heidereitern  oblag.  Ebenso  wie  die  W  ilddieberei  ward  der 
Hobsdiebstahl  aufs  atreu^ste  verboten ;  doch  durfte  z.  B.  in  Rügen 
jeder  Einwohner  an  swei  Tagen  des  Jahres  unter  Aufsicht  des 
LandTOgtes  seine  Notdurft  an  Hohs  den  Wäldern  entnehmen^. 
Um  die  Überwachung  zu  erleichtem,  wurde  allein  das  Amt 
Ud^ermünde  in  flinf  Heidereiterbesirke  eingeleiit^  und  auch  dort, 
wo  sich  die  dauernde  Errichtung  eines  beBondei*en  Dienstes  nicht 
empfahl  oder  als  zu  kostspielig  erwies,  dem  nächsten  Hofmeister 
ein  Pferd  gestellt,  damit  er  den  Walrl  mitversehe.  Die  Land- 
vogtei  Rügen  gab  den  Holzverkauf  einigen  Händlern,  den  sog. 
Wültgrefen,  in  Paelit,  um  nio  üires  eigenen  Vorteils  wegen  zur 
Förderung  einer  latiuiieiieu  iioizpilc^e  zu  veranlassen.  Doch 
blieben  die  Versuche  und  Bemühungen  ohne  wesentlichen 
Erfo^'. 

§0  sehr  tiberwogen  in  der  neuen  Ver&ssung  die  Wirtschaft- 

liehen  Rücksichten  alles  andere^  dafs  sich  sogar  der  Zweck  des 
Landreiters,  welcher  die  rechte  Hand  des  liuidyogtes  in  seiner 
politischen  und  polizeilichen  Thätigkeit  gewesen  war,  zu  ihren 
Gunsten  verdunkelte.  Während  er  im  Amte  Torgelow  seinem 
Namen  ganz  entsagte,  um  ihn  mit  dem  viel  unlx'deutenderen 
eines  Heidereiters  zu  vertauschen,  mufste  er  sich  in  Eldena  die 
Hilfe  zweier  Kollegen  gefallen  lassen,  unter  denen  ei-  selbst  der 
Schäfereien  wartete.  Die  Regel  blieb  indessen,  dafs  jeder 
früheren  Landvogtd  ein  Landireiterbenrk  entsprach  so  dals 
dort,  wo  zwei  Vogteioi  su  einem  Amte  rasammeogelegt  worden 
waren,  sich  zwei  Landreiter  erhielten,  und  dort,  wo  ein  Amt 
wie  Verchen-Lindenberg  sich  aus  Klostei^t  entwickelt  hatte, 
überhaupt  keiner  eingesetzt  wurde ;  nur  der  rUgianische  Landvogt 
hatte  mehrere  Landreiter  zur  VÖrftlgung^.  SparsamkeitBrack- 


»  Holaofdnung  ir.sr.  IX  2  ...  Dähnert  III,  030. 

«  Normann 'l'it  (JLXXXIV.  In  früheren  Zeiten  scheint  „Woltgrefe« 
die  Bezeichnung  für  don  Heidereiter  gewesen  zu  sein;  liogislavs  X.  Uob- 
voA  JacdordmiDg  1492  XI.  25.,  Dihncrt  III.  926. 

'  Die  Restullung  flir  Loitz  1495  IV.  2'\  /ühlt  nur  irrtünilkh  zwei 
Lflndreiter  auf,  8t.  A.  Mscr.  11,  12  Nr.  tKi;  es  war  ein  Land*  und  ein 
Heidereiter  dort. 

«  Normanu  Tit  OLXIV,  206. 
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sichten  haben  hn  weiteren  Verlaufe  zu  einer  vorUbergelieiiden 
Veranigung  mehrerer  Bezirke  in  einer  Hud  geftlhrt.  Zum 
Bmche  mit  der  lokalen  Natur  des  Amtes  nötigte  während  des 
dreiftigjährigen  Krieges  die  starke  Steigerung  der  SteuerrUck- 
stände  bei  dem  Landkasten  su  Stargard,  welcher  sidi  solange 
des  I^ndreiters  zu  Damm  zur  Exekution  wider  al!o  von  den 
Amtern  eximierten  Schlorsgesessenen  des  Ortes  Stettin  bedient 
hatte,  nun  aber  einen  eigenen  Lanrb-eiter  zur  Kiütrcibung  samt» 
lieber  Ausatändc  in  seinen  Eid  JlHlllll^ 

Da  konnte  es  nicht  ausbleiben,  dals  der  Rentnieister  der 
Mittelpunkt  einer  so  ^airz  von  finanziellen  (iesichtapuiikten  be- 
stimmten Landeaverwaltung  wurde.  Freilieh  blieb  er  ein  Unter- 
gebener dcfl  Amtshauptmannes,  dem  er  wöchentlich  dos  Moutagä 
TOT  dem  Essen  Bonefat  zu  erstatten  hatte,  ohne  dessen  Ein- 
willigung er  nichts  anordne ,  bezahlen,  anschaffen  oder  ver- 
kaufen,  ohne  dessen  Befehl  er  gegen  keinen  Amtagesesaenen 
Gewalt  anwonden  sollte.  Nichtsdestoweniger  thaten  seine  Rechte 
dem  Hauptmanne  einen  weit  stärkeren  Eintrag,  welchem  sein 
wesentlielistes  Machtmittel,  die  Kassen  Verwaltung,  entzoi^en  war, 
und  der  sehr  wohl  fühlte.  Hals  fler  brtp^erliehe  Rentmeister  vom 
Hofe  zu  seiner  Überwaciiuijg  gtöciuekt  und  von  der  Regierung 
bevorzugt  wurde;  denn  sie  stand  dem  einfiichen  Ikyinuen  viel 
unabhängiger  gegenüber  &U  dem  eindulsreiciien  Adligen.  Nur 
dem  Rentmeister  konnte  sie  sumnten»  dafs  er  den  Halb  einer 
nicht  vdkstttmlichen  Ma&regel  statt  der  Herzoge  auf  sich  nehme'; 
zuweilen  hat  sie  ihn  auf  der  Stelle  entlassen  und  ihn  wohl  gar 
mit  dem  Tode  gestraft,  wenn  er  seine  Pflichten  nieht  getreu  er- 
fiülte,  oder  es  ihn  mit  empfindlicher  Geldstrafe  büfsen  lassen, 
dafs  er  Änderungen  in  den  Domänen  Yoigenommen  hatte,  ohne 
sie  zu  betragen^. 

Unzweifelhaft  hatte  diese  Förderung  eines  TTnterbeamten  ihre 
sehr  bedenkhchen  Seit  n;  doch  war  sie  knuiu  zu  umgehen.  Die 
gänzliche  Aufhebung  der  HaujJtmaritissteiien  hätte  weder  der 
Adel  geduldet,  noch  wSre  sie  möglich  gewesen,  solange  sich  die 
Herzöge  auf  die  Reclitsproeliung  über  ihre  Vasallen,  welche  nur 
ein  RttterbQrtiger  üben  dnrfte,  ihren  Einflufe  bewahren  wollten. 
Der  entschlossene,  wahrscheinlich  von  Sparsamkeitsrttcksfohten 
unterstütBte  Versach  Barnims,  die  Gerichte  einer  Reihe  von 
Ämtem  sasammenzulegen,  um  die  ttbrige  Verwaltung  in  ihnen 


*  Das  Bostftllungsformular  des  Landkastcnreitm  If;:^:;  VIII.  17,  Üi, 
T,  97  Nr.  116  t.  '66  ff.  Vgl.  Nr.  83  f.  m.  Siehe  8.  V6  Aum.  2. 

*  Rarmm  schrieb  an  alle  Rentmeisttsr  1589  VIH.  25.,  St  T.  95  Nr.  1 
V.  I:  AVir  begehren,  dafs  ^Du  vor  l)vn  peraou  in  diiicin  namcn  und 
nicht  von  unnsortwegen  umison  bureu  un.sres  Ampts  N.  N.  antegest,"  dals 
«e  ihre  Pächto  nicht  mehr  in  Mecklenl)iU]^i8chen  Witten  zahlen  dürfen. 

3  lUumer  120  für  £otla88ung.  für  Tod  Friedebom  II,  158,  für  Geld- 
sMb  Manuale  üaniins  XIL,  B.  Jät  XXVU,  m 
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allein  dem  Rentmeuter  wn  ttbertragcu,  scheiterte  völlig  * ;  das  da- 
rauf beliebte  System,  die  erledigten  Ämter  möglichst  lange  un- 
besetzt 8tt  lassen  y  konnte  infolge  der  enei^giscfaen  Disposition  des 
Adels  gegen  die  Aasdelinung  der  Rechte  des  Bentmeisters  nie  zu 

dem  gewünschten  Ergebnis  gedeihen. 

1  )oe]i  behielt  die  Regierung,  von  der  Arbeitsscheu  der  Haupt- 
leute nicht  weniir  unterstützt ,  jed('!"7*'it  ihr  Ziel  im  Auge.  Was 
sie  den  Ämtern  auch  immer  mitzuteilen  hatte,  sie  schrieb  cj*  an 
Hauptmann  und  Rentmeister  als  an  die  ^Amptleute''  oder  die 
„Hefehlhabcr"  ihres  Bezirkes.  Ks  entsprach  ihrer  ganzen  Weise, 
dafs  sie  die  Hauptmannsstellcu  mit  grofser  Vorliebe  als  eine  Art 
reichaiisgestatteter  EbrenUmter  ansah,  mit  denen  sie  ihre  vertrau- 
testen,  am  Hofe  nahesu  niemak  entbehrlichen  Räte  begabte. 
Jahre  hindurch  waltete  daher  mancher  Rentmeister  als  seines 
Vorgesetzten  Stellvertreter  in  allen  politisehett  und  Verwaltungs* 
angcle|;enheiten,  nur  nicht  im  Gerichte. 

Mit  den  Er<iebnisspn  ihrer  Amtsverfjussung  konnten  die 
Herzöge  im  grolken  und  ganzen  zufrieden  sein,  wenngleich  die 
rascli  steigenden  IVeise  und  die  überaus  ungünstige  Entwicklung 
des  wirtschaftlichen  Lebens  in  Pomnu  iii  von  1560  ab  die  Amter 
zu  keinem  rechten  Gedeihen  kummen  lieiscu.  Gai*  manches 
trugen  freilich  auch  die  sdiweren,  der  Landesverwaltung  an- 
haftenden Fehler  au  den  Mifserfolgen  bei. 

Der  Charakter  der  in  ihr  beschü^gten  lernten  stand  in 
keiner  Weise  auf  der  sittlichen  Höhe,  welche  erforderlich  ge- 
wesen wäre,  um  das  Beamtentum  rein  in  den  Dienst  des  Ganzen 
zu  stellen.  Auch  mangelte  es  an  Schranken,  welche  die  Regie- 
rung ihm  hätte  ziehen  können.  Der  natiirüeh  im  en^^en  Ralimcn 
gemachte  Versuch,  die  einzelnen  An^j'  stellien  in  au.--rdrhnterem 
J^Iafso  auf  Geld;^ehiilter  anzunehmen,  r^cliciterte  ebenso  sciuiell  wie  an 
den  Höfen,  aber  mit  mehr  Bereclitigung  un  dem  Widerspruche 
der  davon  BetrotTcDcn -'.  Bei  der  schwachen  Entwicklung  der 
GeldwurtBchaft  auf  dem  pUtten  Lande  und  in  den  kleinen  Stlldten 
zog  es  jedermann  vor,  seinen  Bedarf  sofort  in  Naturalien  au 
empfangen,  wodurdi  er  zugleich  von  den  aulserordentlichen 
ächwankungen  der  Getreidepreise  unabhängig  wurde.  Auch 
benahm  e«  den  Dienstleuten  den  Mut.  dal's  sie  die  geringen,  bis- 
her mit  ihnen  vereinbarten  Goldzuschüsse ,  deren  Auszahlung 
ihnen  iVir  den  iSchlufs  jeder  abgemachten  Dienstzeit  zugesichert 
war*,  nur  unregelmäfsig  und  teilweise  erhielten. 

Ihren    infolgedessen    bestehen    bleibenden    Anspruch  auf 


»  iiofordnuDK  Titel  i.iapter,  St.  T.  79  Nr.  2  f.  8  fl*.  Die 

Ämter  Stettfai,  ßatzig,  licigard,  Lanenburg  und  Btttow  blieben;  Kolbat«« 
W<  Hin,  Trc])tow  und  liügenwalde  verloren  den  Amtmann,  Nenstettin  nnd 
l'yritz  sind  nicht  erwähnt. 

^  Auch  die  liandwerkt'i-  und  Tagelöhner  wolltcJi  Eüiacn  und  irmken, 
nicht  blofs  Gcldlohn;  Kauuier  ^4. 

'  Jährlich  oder  halbjlihrlkh  postnumerando. 
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iSportcln,  Hilf  welclie  auch  die  Schulzen  angewiesen  wLirden, 
Dutzteu  eiüzehie  Dc^mitc  mit  solcher  Hiii  te  aus,  dal's  die  Herzöge 
einschreiten  mu^'8ten^  Doch  scheinen  die  Öportelu  nicht  immer 
80  bedeutend  gewesen  zu  sein,  dafs  die  Beamten  um  ihretwillen 
2.  B.  eifiriger  sa  Oerichte  gesessen  hätten;  Matthäus  Normann 
klagt  wohl  einmal,  dafii  der  Adel  wegen  des  Verfall >  der  Recht- 
sprechung die  Armut  aussaugen  könne,  wie  die  „Meise  die  Mohn- 
kömer."  Die  Fürsten  waren  demgegenüber  meist  machtlos.  Die 
Amtleute  hatten  als  ihre  Giriubiger  sie  nur  zu  oft  in  ihren  Händen 
und  konnten  sich  deshalb  getrost  am  Gut  der  Unterthauen  schad- 
los lialtcn^. 

Dabei  waren  die  Beamten  keineswegs  schlecht  gestellt. 
Lautete  ihre  Bestallung  gleich  nur  aui  eine  bestimmte  Anzahl 
▼OQ  Jahren,  so  wurde  dennoch  von  beiden  Seiten  meist  ein 
lebenalMi^lidies  Verbleiben  im  Staatsdienste  vorausgesetzt;  die 
Regierung  kam  ihren  Amtleuten  selbst  soweit  entgegen,  dafs  sie 
ihnen  ein  Probejahr  gestattete,  ehe  sie  sich  Uber  die  Annahme  ent- 
scheiden mufsten.  Namentlich  in  Hinterpommem  waren  die  Be- 
soldungen reichlich  bemessen^,  doch  erreichten  die  im  Orte  Wol- 
gast schon  bald  ihre  Höhe.  Der  Landvogt  zu  Rügen  stand  sich 
auf  weit  mehr  als  1000  Gulden;  der  Hauptmann  von  Toker- 
münde  veranschlagte  sein  Jahreseinkommen  auf  nahezu  ItlOO, 
der  in  Loitz  auf  900  Gulden,  gegen  die  Verehen-Liudenberg 
und  Treptow-Klcmpcnow  mit  ttber  800  Gulden  kaum  zurück- 
standen. Bei  der  Verschiedenheit  der  Einkttnfle  fand  wenigstens 
in  Vorpommern  dn  aUmflhliches  Aufrücken  in  die  reicher  do- 
tierten Ämter  statt,  wovon  wohl  nur  die  Insel  Rügen  durch  ihre 
Verfassung  ausgeschlossen  war. 

Das  Gehalt  der  Rentmei?^ter  schwankte,  je  nachHein  sie 
selbständig  oder  bei  dem  Hauptmann  in  Kost  und  W  olinnng 
waren,  zwischen  etwa  80  bis  70  und  J?»  bis  320  Gulden. 
1  )ureh  ilire  Sportein  mögen  sich  die  Lnndnitcr ,  welche  über 
ihren  Unterhalt  nur  25  bis  40  Gulden  zu  erhalten  ptiegten,  eben- 
falls sehr  auskömmlich  gestanden  haben. 

Auch  waren  die  Gehälter  dort,  wo  sie  dem  Durchschnitt 
nicht  entsprachen,  wohl  meist  in  raschem  Steigen,  so  dafs  der 
WoUiner  Hauptmann,  der  1581  821  Gulden  4  Groschen  cm 
pfongen  hatte,  einundzwanzig  Jahre  später  515  Gulden  24  Schil- 
linge bezog*.  Trotz  alledem  mufsten  sogar  den  angesehensten 
Beamten  häufig  nahmhafte  Feldbeträge  nachgesehen  w(  t<h'n,  <l<  im 
mag  gleich  mancher  kernige,  ehrliche  Mann  im  Dienste  des 


'  l\auiner  Il'U,  wo  Johann  Fr.  dvu  llauptmuun  tlaran  erinnert,  ilafü 
et  neben  Geld*  auch  GefanguisätraU  n  verhängen  dürfe. 

<  Normann  Tit.  CLX,  Landcsteüung  V,:V2,  Mr.iiMn  117. 
Landesteilung  1532,  Medera  114.  —  Der  Pyritzer  Hauptiiiauu  er- 
hielt 16:^  „zum  mindesten  1000  Gulüeu/  Bohlen,  Mscr.  626  f.  57. 

«  Bäumet  120  und  155. 
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Staates  seiner  Stelle  gewaltet  haben,  die  Zeit  selbst  mit  ihrer 
Gewaltthutigkeit,  ilirea  Lici(lcn.^cliuften  und  ihrem  Hange  «im 
ünrechtthuen  war  jeder  aufrichtigen  PHichterMlung  ent^^efijen. 

Nicht  minder  ungünstig'  als  die  sittlichen  Mangel  des 
Beaiutentums  wirkte  es,  dais  die  Amtsverfassung  iliien  Mittel- 
punkt in  einem  Beamten  fand,  welcher  alle  seine  niciit  unmittel- 
bar auf  die  Domitnenwirtschaft  beztiglichen  iietugnisac  nur  als 
Stellvertreter  eines  anderen  übte,  und  deshalb  nicht  cinuiai  dort, 
wo  er  dazu  ver&ssungsmälsig  berechtigt  war,  durchgreifende 
Autorität  in  die  Wagschala  zu  werfm  wagte.  Daher  hatte  der 
Adel  kaum  minderen  Vorteil  von  der  Kutstellung  der  Amt»- 
banptleute  als  der  Heraog.  Die  Ritterschaft  eines  Bezirkes  bat 
wohl  zuweilen  selbst  darum,  dals  ein  so  yorsttglicher  Staats- 
diener wie  ihr  Hauptmann  an  den  Hof  gezogen,  und  wie  bisher 
üblich,  seine  Vertretung  einem  TTnterbeamten  tibertragen  werd<-  ^ : 
bevoll)ii.i(  htigte  dann  aber  der  Herzog  den  Rentmeister  zugleich 
zur  Anwendung  der  Exekutivgewalt  gegen  die  anits;;(  s<  ssenen 
Vasallen,  so  erhielt  er  die  gereizte  Antwort,  dals  sich  derseibe 
ihrer  nur  auf  besonderen  Befehl  seines  unmittelbareil  \  urgesetzten 
gehranehen  dürfe.  Brat  der  grolae  Kurfllrat  sah  das  Unerträg- 
liche des  Zustandes  ein  und  versichtete  auadrückHch  darauf,  die 
Hauptleute  durch  andere  Aufträge  an  ihrer  regeim&fsigen  Pflidit* 
erfiillung  und  dem  steten  Aufenthalt  im  Amte  zu  behindern*, 
wahrend  Bogislav  XIV.  noeh  bis  zu  seinem  Tode  in  die  Be- 
stallungen schrieb,  dafs  scme  Amtleute,  auch  was  er  ihnen  sonst 
an  KomTuissionen  oder  anderen  Verrichtungen  auflegen  würde, 
nach  l  esteni  Verstände  expedieren  sollten.  Bis  zu  den  Zeiten 
der  biandonburgiHchen  Herrschaft  hatte  die  Übertreibung  der 
finanziellen  Aulgaben  der  Landesverwaltung  den  Sinn  zumal  für 
die  Bedeutung  ihrer  richterlichen  Pflichten  Uberhaupt  nicht  auf- 
kommen lassen;  einseitige,  fest  ausschlielsliche  Finannpolitik  in 
immer  schärferer  Ausbuduog  ist  es  gewesen,  durch  welche  die 
Herzöge  des  Qreifengeschlechtes ,  insbesondere  sät  dem  läertsn 
Decennium  des  sechzehnten  Jahrhunderts  iliren  Staat  regieren 
wollten.  Ihr  System  hat  sich  darum  dennoch  bewährt,  wenn  es 
auch  späterhin  eingreitender  Verbesserungen  beduxft  hat 


Die  Centralverwaltung  im  allgemeinen. 

Konnten  sich  die  Herzöge  in  der  Landesverwaltung  darauf 

beschränken,  die  Kinrichtunj^en  Bof^nslavs  X.  auszubilden,  so 
mulsteii  sie  liir  die  erst  jetzt  umfangreicher  werdende  ('entrn! 
Verwaltung  von  (irund  aus  neues  schaffen.  Sie  haben  sich  dabei 


I  nie  Ritterachsft  Graifenbcrgs  1667  XII.  8.,  St  T.  79  Nr.  7  h  f.  86. 
'  V^I.  die  LaudTOgtsbestaHungen  St.  T.  79  Nr.  96  f.  64  und  Bohlen, 

Maer.  t>26. 
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nicht  eben  bewährt;  aber  Kot,  und  wenn  man  daTon  Bpreehea 
darf',  die  ganze  Entwickluni^  der  Zeit  driCn^^t^^  sif  vorwärts.  Ihre 
LandstSnde  haben  sehr  fleilsinr  und  vielleicht  (nrhtii!;?:^  noch  als 
>ie  mitgearbeitet.  Daher  rührt  es,  dals  die  erhalten  ^eblieb*  neu 
Reste  der  Thiitigkeit  auf  jenem  Gebiete  nahezu  .sämtlich  Stettin 
betretfen,  weil  Philipp  1.  äciue  Landschaft  nie  sonderlich  viel 
bonttht  hAt\ 

Zu  Bogifllays  Zeat  hatten  einige  wenige  Beamte  genügt,  fiin 
dem  Heraog  die  Erledi^ng  der  Taufenden  Geschttfte  wo.  ennög- 
ficfaen.  Erst  die  starke  V  ermebrang  der  Einkünfte  und  die  glän- 
zendere Gestaltunp:  des  Hofhaltes  seit  der  Durchführung  der 

Beformation,  vor  allem  dh  EinbeTriehung  mannigfacher,  insonder- 
heit socialer  und  wirtschaftlicher  Aut]:^aben  in  den  Bezirk  der 
stiatlichen  Gesetzgebung^  zwan<;en  zur  lierutung  immer  neuer 
Kräfte,  welche  geordnet  und  zusammengefafst  wer(l(m  wollten. 

Die  hautigen  Beratungen,  welche  die  Herzöge  von  1540  ab 
mit  ihren  Stftnden  Uber  die  Organisation  des  Hofbeamtentams 
und  der  Goitralverwaltung  pflegten,  entbehrten  nicht  der  Ein- 
sidit  und  ernsten  Wolkns  —  aber  schon  in  den  Motiven,  welche 
bei  solchen  Erwägungen  sehr  lebhaft  mitwirkten,  lag  der  Ghrund 
ihres  oft  entmutigenden  Verlaufes.  So  glückHch  wufsten  alle, 
die  da  mitzuhelfen  berufen  waren,  den  Ton  einer  warmen  Fröm- 
migkeit, von  der  sie  sich  erfüllt  ghiubten.  treffen;  ^^o  iinnirr 
die  Hofordnungen,  in  denen  die  Ausschti^iso  ihre  i^esclilihssu 
niederiej^ten,  eine  neue  Bestimmung  einführten,  erinnerten  sie  an 
die  Ptiichteu  eines  jeden  Beamten  gegen  Gott,  den  Herzog  und 
die  Stände,  aber  sehr  wenig  entspri^en  dem  ihre  Gedanken. 

Wie  Viele  Absichten  Terbargen  sich  doch  hinter  den  schfiditen 
Worten  der  pomroerschen  Rätel  Indem  die  Landschaft  ihre 
ReformyorschlAge  dem  Herzoge  unterbreitete,  wünschte  sie  nicht 
an  letzter  Stelle,  das  Anwachsen  der  Steuerforderungen  zu  ver* 
hüten .  sich  8ell)e^t  Pinen  ausschlaggebenden  Anteil  an  der  ver^ 
besserten  Regierung  zu  sichern  und  ilire  unvermeidlichen  Kosten 
möglichst  dadurch  in  die  Hitnde  ihrer  Mitglieder  zurückzuleiten, 
dafs  sie  ihnen  die  Mehrzaiil  der  Amter  verfassungsmafsig  za- 
schrieb. 

So  jedoch  war  es  nicht  die  Meinung  der  Fürsten.  Weder 


*  Die  Hofordnung  ron  1560  bietet  das  wichtitjste  MaterUll, 
die  von  IMl,  1624  und  10^5;  die  von  W.V^  scheint  verloren  zu  fein. 
Bestallungen  sind  in  grörscrer  Anzahl  vortiaiidun  aus  drei  Perioden: 
a)  1480-T505  im  Godei  diplom.  Bop.  X,  b)  1560-1573  im  St.  T.  79  Nr.  7 
und  den  Nebenimmmern  und  ci  lfi:l4— 10/^0  "m  Hohlen,  Mscr.  P>?n.  Die 
äheste  lloforduun^  140?  X.  9.  im  Cod.  dipl.  bietet  fast  nur  ein  Verzeich- 
ui«  der  Dienerschaft.  Die  wiehtipsten  Teile  der  Hofordnung  von  1560,  so- 
wie die  Gutachten  der  Land  und  Hofrftte  und  der  ihtien  von  Barnim  XI. 
erteilte  ResthoiJ  Averri'?!  in  einor  voraussichtlich  bald  er-'sclicincnden 
Sduift  des  Dr.  Treupel»  vou  Buttlar  über  die  Hofordnuugen  der  nord- 
dflQtBehen  Territorien  wttrüich  abgedruckt  werden. 
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wollten  sie  ernstlich  ihren  Prunk  beschränken  noch  die  Macht 
der  ihnen  so  l.'istiggn  Stände  verst-irken  oder  auch  nur  erhalten. 
Gewifs  waren  fie  einer  Reform  i)ii  !it  abgeneigt,  welche  den  Er- 
trag ihrer  Einklintte  erhüben  und  die  Ausgaben  vermindern 
sollte-,  aber  da  weder  die  Stfinde  noch  sie  daran  dachten,  den 
StaiiLsöcliatz  genügend  von  der  turstlicheu  Schatulle  zu.  trennen, 
SO  Hefa  sie  aas  Bedürfnis  des  Augenblicks  dennoch  die  für  die 
Beamten  und  die  Verwaltong  bestimmten  Snmmen  immer  wieder 
für  sieh  selbst  behalten,  wie  denn  alle  Reformen  nicht  suletst 
daran  gescheitert  sind ,  dafs  man  Hofdienst  und  Staatsamt  nie 
völlig  auseinanderzuhalten  gelernt  hat.  Kann  es  ein  krasseres 
Beispiel  für  die  unsittliche  Gesinnung  der  Herzöge  geben,  als 
dafs  I)Ogislav  XIV.  in  denselben  J;ihren ,  da  sein  von  den 
Kaiserlieiien  ausgeraubtes,  von  (ien  Scinveden  zertretenes  \o\k 
vor  Hunger  laut  aufschrie,  einem  einzigen  Hofmusikus  das  für 
jene  Zeiten  nul  serordentliche  Jahrgehalt  von  hundert  K  eiche - 
thalcrn  neböt  freien i  Tisch,  freier  \\  ohnung  und  fünfzig  GuKlen 
EJeidergeld  aussetste^?  Nur  einer  Ton  all  diesen  Herzögen  hat 
den  freien  Willen  und  die  En^tgie  zugleich  besessen,  Wandel 
SBU  schaffen*;  aber  Georg  1.  ist  gestorben,  um  dem  dften  Bar- 
nim  die  Krone  zu  überlassen. 

Und  doch  hätte  es  des  selbstlosen  und  treuen  Zusammen- 
arbeitens von  Ständen  und  Regierung  so  sehr  bedurft,  um  die 
Beamtenschaft  von  der  einseitigen  Verfolgnng  ihrer  eigenen  Vor- 
teile abzulenken  und  in  den  Dienst  des  Staatsinteresses  zu  stellen! 
Noch  J^ogislav  X.  hatte,  als  er  seine  dm  ehgreifendc  Umgestaltung 
des  Staatswesen»  begann,  seine  Hiitokriilte  namentlich  i\\r  die  Stel- 
lungen, welche  er  nicht  unmittelbar  überwachen  konnte,  aus  den 
fidhen  seines  Klerus  nehmen  kennen.  Die  Gdsdichen,  welche 
in  ihrem  Amte  niemals  eine  dauernde  Stellung,  oft  aber  in  seiner 
guten  Verwaltung  die  Empfehlung  für  ihre  kirchliche  Laufbahn 
sahen,  bewiesen  sich  als  seine  treuen  Mitarbeiter,  BjS  kam  ein 
Geist  in  sein  Beamtentum,  der  auch  die  Laienelemente  mit  sich 
fortrifs,  ein  Geist,  getragen  von  dem  Eindruck,  den  ein  grofser, 
von  sittlichem  ollen  erftillter  Diarakter  in  jedem  Falle  nnf 
seine  OenoNst  n  .lusuht.  Aber  die  kircldiche  Umwälzung  machte 
dem  vorwiegend  geistlichen  Heamti-ntume  ein  Ende,  so  dais  die 
Herzöge  gezwungen  w  areu,  sieii  vorerst  ein  fast  völlig  neues,  welt- 
liches Beamtentum  zu  schaffen. 

Es  völlig  dem  Kreise  ihrer  Ritterschaft  zu  entnehmen,  Ter* 
bot  ihnen  die  Staataraison  so  gut  wie  ihr  Widerwille  gegen  die 
ständische  Macht,  welche  nun .  nachdem  sie  die  Gesetzgebung 
und  die  Verßwsung  in  ihre  Hümic  gebracht  hatte,  nach  der 
Verwaltung  zu  greifen  gedachte.  Jnjch  mufsten  sie  billig  Rück- 
sicht auf  sie  nehmen;  denn  selbst  Mitglieder  des  höchsten  Adels 


»  1G:U  IX.  2:».,  Hohlou,  Äfecr.  626  f.  54. 
*  Kantzow  Itvjö,  l(i2. 
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hatten  sich  damals  wiaaenachafttichoii  Studien,  so  sehr  dieselben 
8(Hiflt  auch  den  Pommern  zuwider  waren,  zugewendet,  blofs  um 

der  aufkonirnenden  Notwendigkeit  eines  gelefwten  Beamtentums 
Genüge  zu  thun;  nur  entschlossen  sich  die  wenigsten,  in  ihrem 
Amte  ein  das  Leben  erfüllendes  Ziel  zu  sehen.  Der  Wunsch, 
die  Einnahmen  aus  ihren  ererbten  Gütern  zu  vermehren,  hier 
und  da  auch  ein  gewisser  Ehrgeiz  oder  eine  Art  ständischen 
Pflichtgefühls  bewog  sie,  ihre  Mufsestundcn  dem  Dicaste  ihres 
Vateriandes  wu  widmen. 

Daher  riefen  die  Hendge,  soweit  die  Verfiiasung  es  gestattete, 
Vertreter  des  Berufsbeamtentums  herbei,  welches  eben  zu  ent- 
stehen anfing,  und  dessen  gelehrte  Vorbildung,  dessen  Unab- 
hängigkeit von  partikulären  Gewalten,  dessen  eigener  Vorteil  die 
hosten  Hoffnungen  erweckte.  Aber  welche  Gesinnungen  mufsten 
sie  an  diesen  Fremden  wahrnehmen,  welche  olme  Vat^  rhind  und 
Begeisterung  von  der  Gnade  lauiiisclier  Fürsten  abhaiigiu:  und 
von  dem  Hasse  des  Süinfletums  tätlich  bedroht  waren  und  wegen 
ihrer  bürgerlichen  HerkunU  von  dem  Uoiadel  verachtet  und  ver- 
höhnt wurden.  Gesinnungslosigkeit  und  Habgier  hatten  sich  oft 
ihrv  bemächtigt;  trotzdem  waren  sie  der  Staatsgewalt  unent- 
behrlich. Ohne  ihre  Mitwirkung  wäre  überhaupt  nicht  daran  zu 
denken  gewesen,  dals  die  fürstliche  Macht  ihrer  ständischen  Gegner 
jemals  Herr  hätte  werden  können. 

Gewifs  war  dieses  ganze  Beamtentum,  gleichviel  ob  es  aus 
drm  eigenen  Lande  oder  aus  der  Fremde  stammte,  eine  Reihe 
rühmenswerter  Ansn-ihrneii  vorbehalten,  mit  unzalilig^'n  und 
häfslichen  Mängeln  bciiaftet;  gewifs  erschienen  die  Erziehungsver- 
suclie,  dervjn  Notwendigkeit  sich  immer  wieder  aufdrängen 
murrte,  ganz  umsonst  gemacht  zu  sein  und  zu  bleiben,  und  weder 
Herzöge  noch  Stände  moditen  an  der  Ergebnislosigkeit  ihrer  un- 
aufhOnichen  auf  eine  Besserung  der  Zustände  hinarbeitenden  Be- 
mühungen zweifeln;  dennoch  war  ihr  Wirken  keineswegs  ein  so 
▼idlig  veiigebliches,  wenn  >1  h  auch  Yorderhlind  ein  Erfolg  kaum 
bemerken  Hefs.  Für  den  Augenblick  zwar  waren  aUe  die  Vor- 
kehrungen, welche  die  Regierungen  trafen,  noch  gar  7.u  primitiv 
und  sehwankend;  noch  trieb  das  Zeitidter,  in  dem  sie  schafften, 
mit  seiner  alles  zerstörenden  Fj'gensucht  und  seinem  Mangel  an 
Ausdauer  die  Herren  so  gut  wie  ihre  Beamten  in  jedem  Augen- 
blicke wieder  zur  Verleugnung  des  Stiiatsgedankeni ,  in  dessen 
Dienst  sie  grade  wirken  wollten.  Dafs  sie  jedoch  durch  die  stete 
Erneuerung  ihrer  V^ucbe  immer  aufs  neue  diesen  Staatsge- 
danken sur  Geltung  hrachteu.  dafe  sie  mit  der  Zeit  umfassendere 
Vorkehrungen  anwandten,  ihre  Bemühungen  immer  einsichtiger 
und  tieler  eindringend  sich  gestalteten .  war  von  unermei'sliclier, 
bleibender  Bedeutung.  Sie  erhielt  ihren  \\  ert  vollends  dadurch,  dals 
<la3  Beamtentum  selbst,  durch  die  Mischung  zweier  sich  entgegen- 
gesetzter Elemente  in  sich  gespalten,  zu  erfolgreichem  Widerstreben 
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gegen  die  es  beschrttiikende  staatlidie  Gewalt  immer  un^lger 
wurde. 

Von  vornherein  nicht  ernst  genommen  wurde  leider,  so  viele 
Worte  man  auch  auf  seine  Anpreisung  vcrwnTirlte,  eines  der  wichtigsten 
Erziehunj^smittel,  ohne  dessen  Bethiiiigimg  alles  übri^^e  in  Fnige 
gestellt  werden  mufste  iiod  zum  mindesten  nicht  iunerlicii  durch- 
dringen konnte.  Die  Söhne  und  Enkel  l'hilipps  haben  zwar  ge- 
lobt, dafs  einer  von  ihnen  stets  am  Hofe  weilen  würde,  um  strenge 
Aa&icht  zu  tlben^,  und  es  an  ihrer  DersOntichen  Mitwirkung 
memals  fehlen  sollte;  aber  sie  haben  nicnt  Ernst  damit  gemacht. 
AUe  Hersdge  haben  die  Hilfe  ihrer  Ihrediger  aufs  eindringlichste 
in  Anspruch  genommen ;  des  Sonntags  zweimal,  dann  wieder  des 
Mittwochs  und  Freitags  sollten  Räte,  Junker  und  Gesinde  der 
herzogUclien  Familie  in  geordnetem  Zuge  zur  Predigt  folgen  und 
häufig  das  Abendmahl  empfangen.  Doch  wie  er  es  auf  der 
Stelle  für  angebraclit  hielt,  eine  empfindliche  Strafe  für  den 
Schlüfer  in  der  Kiiche  zu  setzen,  so  mufste  Barnim  alsbald  an 
den  Rand  der  ilufordnung  von  1560  schreiben  lassen,  dafs  er 
es  um  vieler  Ursachen  wiÜen  noch  nicht  gar  so  strenge  mit  dem 
Kirchgänge  halten  wolle'.  Die  Schuld  an  dem  völligen  ZurSck- 
treten  jedes  ethischen  Gesichtspunktes^  trugen  aber  grade  die- 
jenigen, wdche  durch  die  Macht  des  sittlichen  Beispiels  ihre  ße- 
amten  mit  sich  fortzureifsen  berufen  waren.  Seit  dem  Tode 
Philipps  fanden  die  Herzöge  keine  Zeit  mehr,  an  den  Regierungs- 
geselillften  beharrlich  und  in  reiner  Pflichterftillung  teiJzim''bTiion. 
80  liMufii^^  sie  auch  ihr  Versprechen  wiederholten;  und  mochten 
sie  es  gleich  mit  dem  Kirchenbesuch  eifriger  treiben,  es  blieb 
dennoch  das  traurige  Loos  des  herzoglichen  Hauses,  dals  sich 
nahezu  alle  seine  Mitglieder  durch  eine  unglaubliche  Trunksucht 
und  ihre  Sittenloöigkeit  in  ein  frühes  Grab  gejagt  haben. 

Weit  zahlreicher  und  erfolgverheirsender  waren  die  praktischen 
Vorschlftge  zur  Besserung  und  Ordnung  des  Amtswesens;  aber 
auch  sie  sind  an  dem  \^derstrmte  der  mannigfistltigsten  Interessen 
vielfach  gescheitert.  Es  kam  vor  allem  auf  die  Lösung  einer 
dreifiichen  Aufgabe  an:  angesichts  der  TJbergriffe  des  Ständetums 
mufsten  die  Herzöge  durch  gelelute  ausländische  Beamte  den  In- 
ländern die  Wage  halten  lassen,  sodann  durch  die  Regelung  der 
Arbeitsweise  die  Stetigkeit  der  OeschiU'tserledigung  bewahren  und 
endlich  alles  beseitigen,  was  die  Erwerbsgier  der  Beamten  locken 
imd  ibrdern  konnte. 

Insofern  es  sich  um  die  Beruiung  sachkundiger,  unabhängiger 


»  1567  und  1569,  Dähnert  I,  253  fi'.  und  522. 

2  Hofordnunp  1560,  St.  T.  79  Nr.  5  f.  171.  Kadtschlag  von  wegen 
anfnchtung  einer  hott'  Ordnung         Nr.  4  i.  1Ö2. 
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Ausländer  handelte,  haben  die  pommerschen  Stände,  weil  die 

TTerzöge  ihre  Fordonmgen  niemals  übertrieben ,  im  grofsen  und 
ganzen  .ein  weite«  Entgegenkommen  bewiesen.  Ks  dürfte  kein 
Wunsch  der  Regierung  an  die  Tiindachaft  übermittelt  sein ,  in 
die  Stellungen ,  welche  dem  heimischen  Adel  von  jeher  zuge- 
sprochen waren,  niinilicli  in  die  Amter  des  eigentlichen  Ilofhalts 
und  in  die  höheren  Verwaltungsstellen  im  Lande,  Fremde  cinzu- 
sehieben.  Sie  hat  Bich  damit  begnU^,  nur  inaoweit  sie  Präbenden 
an  den  Domkirchen  an  Tergeben  hatte  oder  hohe  Gfeldgehalte 
aussetzen  konnte,  nidit  eingeborene  Räte  za  berufen.  DafUr 
haben  sich  die  Stände  erkenntlich  gezeigt,  so  wenig  sie  sich  den 
Einflufö  der  Räte,  auf  deren  Vorträge  sich  der  Herzog  verlassen 
mufste,  verheimlichen  wollten  ^  Sie  beselirünkten  sich  darauf, 
sich  cIti  j  rivllegienmäfsigea  Recht  zur  Mitwirkung  bei  der  Aus- 
wahl der  Angestellten  zu  verschaffen,  auf  das  gesttitzt,  sie  aller- 
dings nicht  einmal  die  Annahme  des  untersten  Küchenjungen 
oder  der  Hilfsschreiber  der  einzelnen  Räte  ohne  die  vorherige 
Befragung  ihres  Ausschusses  duldeten. 

Als  in  Stettin  die  Errichtung  eines  Holgericbtes  mit  einem 
Verwalter  and  drei  Assessoren  in  Angriff  genommen  wurde,  ver- 
schlossen sich  die  Landräte  nicht  der  ESrwägang,  dafs  es  besser 
sei,  den  Direktor  und  einen  der  Assessoren  „vornehmlich  der 
Verwandschaft  halben"  nicht  aus  der  Mitte  der  Ritterschaft  zu 
w-thlcn.  Sie  ^■ewährten  dem  ersten  Verwalter  Werner  Eiser  neben 
einem  überrei rhen  Deputat,  freier  Wohnung  und  der  lliütte  aller 
Gerichts  und  rrozef-<(i;etalle  ein  Jahrgehalt  von  800  (iulden,  nur 
um  ilin  zur  Annahme  des  Amtes  zu  bewegen-.  Und  doch  räumten 
sie  mit  der  Berufung  zweier  Auöländer  dem  Füraten  das  Über- 
gewicht im  Ho%erichte  dn ;  denn  wenngleich  die  Räte  von  Haus 
aus  znr  Entscheidung  jeder  wichtigeren  Rechtssache  hinzugezogen 
werden  roufdten,  so  wird  die  Entsdieidung  wohl  trotzdem  in  den 
meisten  Fällen  bd  den  gelehrten  ständigen  1  täten,  welche  die 
Sadie  vorbereiteten  und  vortrugen,  gelegen  haben,  und  unter 
diesen  gaben  den  Ausschlag  die  Fremden.  Auch  ist  es  dem- 
gegenüber kein  Zeichen  ständischer  Übermacht,  wenn  dir  Herzöge 
sogar  die  K.'mzlei  und  Landrentnieisterei  fast  stets  einem  Va- 
sallen anvertrauten;  hat  doch  niemand  Pluhpp  I.  näher  gestanden 
als  Jost  V  11  Devitz,  niemand  ihm  treuer  gedient  als  Jakob  von 
Zitzevitz,  nicLiiand  sicli  der  absolutistischen  Politik  Johann  Friedriciis 
80  eng  und  erfolgreich  verbanden  als  der  angesehenste  Adlif;e 
setnes  Landes,  Graf  Ludwig  von  Eberstein.  Überhannt  ist 
Pommern,  von  den  letzten  iünfzehn  Jahren  der  R^erung  Johann 
fViedrichs  abgesehen,  kein  Land  der  erbitterten,  alles  und  jedes 
berflhrenden  Kämpfe  zwischen  den  Ijeidcn  mafsgebenden  Gewalt^ 
gewesen;  Tielmehr  lagen  die  Verhältnisse  meist  so,  dafa  keine 


»  Medem  196. 

*  Die  Akten  Stettin  1569.  St.  T.  7^  Nr.  7g  f.  160  und  170  ff. 
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Partei  ihre  Ansprllche  bis  zum  Unmöglichwerden  jeder  Verein* 
barung  durehzufnhren  suehto,  und  der  Losbrach  eines  Prinzipien- 
Streites  immer  wieder  vermieden  wurde. 

Um  so  entschiedeneren  ^^  ^d erstand  haben  die  Herzöge  bei 
ihren  Versuchen  zur  Regelunji;  der  Arbeitsweise  teils  bei  den 
Ständen,  teils  bei  den  Beamten  erefunden,  und  zwar  sowohl  in 
den  Fällen,  wo  sie  auf  eine  klare,  genügende  Verteiluüg  der  Ge- 
schäfte hinwirkten,  als  in  denjenigen,  welche  eine  Überwachung 
der  Thätiffkeit  des  einsdnen  Angestellten  bezweckten. 

Gleich  einer  ausreichenden  Vermehrung  der  in  der  Central- 
Verwaltung  Beschäftigten  widersetzten  sich  die  Stände,  obwohl 
die  Möglichkeit  einer  Arbeitsteilung  und  damit  einer  fachmannischen, 
sicheren  0  eschäftsbehandlung  darauf  beruhte.  Sie  wollten  nicht 
einsehen,  dals  die  alte  Zeit  p;ewichen  war  und  die  neue  für  ihren 
soviel  umfassenderen  Wirkungskreis  einen  ungleich  gröfseren  und 
regelmäfsiger  arbeitenden  Ikamtenapparat  brauclite.  Vergeblich 
hielt  die  Regierung  der  Landscliaft  vor,  dafs  von  den  vielen 
Bäten,  welche  die  llofordnung  aui^ählte,  auch  im  günstigsteu 
Falle  nur  fünf  als  «dcbe  zu  verwenden  wftren,  weil  vier  von  den 
stets  im  Dienste  befindlichen  durch  den  Hofdienst  nahezu  ganz 
in  Anspruch  genommen  würden,  die  Rflte  von  Haus  aus  aber, 
je  glatter  der  Gang  der  Verwaltung  sich  vollziehen  sollte,  desto 
weniger  in  ihn  einzugreifen  vermöchten.  Die  Stände,  mifstrauisch 
gegentlber  den  Oesinnungen  selbst  der  adligen  Hofrnte,  hielten 
an  den  RHten  von  Haus  nn?i  fest,  denen  sie,  nm  ihre  Ik'deutungs- 
losigkeit  zu  verschleiern,  jalirlielie  Jiesoldungen  zusieherten  Die 
Herzöge  haben  sich  freilich  ebensowenig  um  die  Landräte  als 
um  die  Vorscliriilen  der  Hofordnungen  viel  gekümmert  und  sieh 
häufig  dadurch  zu  helfen  gesucht,  dals  sie  die  aus  höheren  Äm- 
tern ausscheidenden  Beamten  ab  ein&die  Räte  weiterftdurten ; 
aber  keineswegs  genügte  die  Anzahl  der  wirklich  im  Dienste 
der  Regierung  verwendbaren  Arbeitskräfte,  um  die  G^eschäfite 
systematisch  und  init  Sachkenntnis  zu  erledigen,  schon  deshalb 
nicht,  weil  man  aus  Rücksicht  auf  die  Qualität  der  Beamten  von 
dem  Kollernalitatssvstemc  nicht  abweiclien  durfte. 

Gar  nieht  so  selten  kam  es  vor  ,  dals  der  Herzog  nicht  an 
die  Steuerregister  und  seine  Kasse  gelangen  konnte,  d.'i  sein 
einziger  Finanzbeamter  über  Land  war  und  die  Schlüssel  mitt^e- 
nommen  hatte-.  Oft  genug  mulste  die  Regierung  völlig  ruhen, 
weil  auch  nicht  ein  einziger  Rat  am  Sitze  der  Kanzlei  anwesend 
war«  Wurde  sie  gleich  geführt,  so  konnten  die  fünf  Bäte  den- 
noch unmöglich  zugleich  die  innere  und  auswärtige  Politik  leiten 
und  der  Kanzlei-  und  Lehenssachen  warten,  zugleich  sich  zur 
Visatation  der  Ämter,  Kirchen  und  Schulen  schicken  und  am 


1  Ein  BeiBpiel  St.  T.  79  Nr.  7  f.  100. 

2  Medem  142  und  20d,  zweimal  iu  zwei  Jahren. 
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Hofe  der  tUrBtiichen  FamiUe  und  ihren  GUsten  Ehrendienste 
leisten-,  zugleich  in  dieser  prozefssiichti*?en  Zeit  den  schleppenden 
Gericiitsgang  beeilen  und  mit  den  Hot'beaniten  eine  haushälte- 
rische Verwaltimg  der  zerrütteten  Finanzen  iiberlegen. 

Es  iiiiiitiite  daran  aueh  nichts,  da  Ts  jeder  lint  seinen  „Jungen", 
die  Kauzlei  aufserdem  eine  Anzahl  Sekretare  iiatte,  da  der  Herzog 
nicht  einmal  diesen  einen  besonderen  Verwaltungszweig  zur  Be- 
arbeitttiig  zusuweiflen  vermocbie,  sodaCs  die  Neueingotretenen  toh 
dnem  Tisch  ssam  andern  ,,8chlungelo  gingen um  hier  und  da 
ein  Brieflein  zum  Abkopieren  zu  erhalten*.  Es  lag  daher  in 
ilirer  Anweeenheit  fast  allein  die  Aufforderung  an  ihre  Vorgesetzten, 
anstatt  sie  zu  der  so  notwendigen  Mitarbeit  heranzuziehen,  einen 
möglichst  groisen  Teil  der  eigenen  Pflichten  auf  ihre  Schultern 
abzuwälzen. 

Denn  faule  Patres,  wie  nie  iSastrow  nennt,  waren  die  pom- 
merschen  Beamten  im  sechzehnten  Jahriiundert  nun  einmal  zum 
gröfsten  Teile;  mehi*  noch  ala  an  ihrer  geringen  Anzahl  lag  der 
ungeordnete  Geschäftsgang  an  den  Eigenschanen  ihres  Charakters 
und  Geistes.  Der  Kanuer  Zitzevitz  khigte  dem  pommerschen 
SoUidtator  in  Speier  recht  bitter,  dals  er  es  den  Räten  schon 
häufig  mit  groben  Worten  gesagt  habe,  wie  nachlässig  und  un- 
fleilsig  sie  mit  den  Sachen  umgingen;  und  ganz  verzweifelt 
schrieb  sein  Nachfolger  Falk,  der  Kanzler  vermöchte  doch  un- 
möglich alles  persönlich  zu  erledigen.  Dabei  fehlten  einzelnen 
Beamten  wie  dem  Hofmarschall  l'Iate,  der  schwerhörig  war  und 
nur  kümmerlich  lesen  und  sehreiben  konnte,  und  seinem  l^nter- 
marschall  Datenberg,  den  Sastrow  schlankweg  als  Idioten  charakie- 
risiert,  die  Fähigkeiten,  ihre  Stellung  auszufüllen,  völlig.  Auch 
besaisen  afe  ausni&mslos  zu  wenig  Gemeinschaftägefühl,  als  da& 
sie  einander  bei  Arbeitsttberbilrdang  ausgeholfen  hätten.  Vor 
allem  trat  da  der  Qegensatz  zwischen  Adligen  und  Bürgerlichen 
in  den  Vordergrund;  selbst  ein  so  einfacher,  bescheidener  Mann 
wie  Jakob  Zitzevitz  &nd  es  unerträglich,  eines  Bttigerlichen 
Talente  rühmen  zu  hören ;  wie  so  viele  pommcrsche  iVdlige 
schrieb  auch  er  Begabunir  nnd  I.eistungatahigkeit  eines  Mannes 
ausschliefslicli  der  Geburt  7,i\.  Ohne  Aufhören  arbeiteten  in 
diesem  Kreise  VerleumduDg  und  Lüge  gegeneinander.  80  weit 
ging  die  gegenseitige  Verachtung  sogar  unter  den  niederen  Be- 
amten, dafs  die  beiden  ersten  Sekretäre  der  Wolg^ister  Kanzlei 
den  ebeneingetretenen  Valentin  von  Eickstädt,  obwohl  er  der 
Sprofs  eines  der  edelsten  Geschlechter  war,  nicht  an  ihrem  Tische 
spdsen  liefsen,  und  der  spätere  Kanzler  sich  zu  den  Knechtsn 
setzen  mulste*. 


'  Sastrow  II,  5.  Bestallung  des  KHmin(M>clir».'il>er8  Sellentin  1680  XI. 22., 
Bohlen,   Mscr.  626  f.  18.     Derselbe  beklagt  »ich   1G;3.>  III.   16.:  „Eis 

geben  mir  E.  F.  6.  Herren  Räthe  fast  sämptlich  ->  der  andern  Ftufstiicnen 
[off  Officirem  zugeschw eigen  —  zu  thun  und  zu  schreiben.*' 
3  Sastrow  II,  61^,  655,  m  f..  III,  52,  II,  95  und  5. 
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Es  sclioint  fast,  als  hätten  die  St*inde  zunHehst,  weil  die 
Masse  der  Geschäfte  noch  nielit  derart  war,  dal«  sie  umfang- 
reichere Keformeo  geradezu  erzwan^^:,  die  QuaHtät  der  Beamten 
für  die  eiDzige  Ursache  aller  Miingel  in  der  AmtsfUhruDg  an^ 
sehen;  noch  hoflElen  sie  ihr  durch  eine  scharfe  Oherwachung  der 
Angestellten  wirksam  hegten  und  kostepieligere  Mittel  vor- 
läufig  autser  Acht  lassen  zu  können.  Sie  verboten  wahrschein- 
lich schon  frühe  aufs  strengste,  Akt^  in  die  eigene  Wohnung  mit^ 
zunehmen,  das  Hecht  des  SiegeJns  unrechtmUfsig  zu  gebrauchen, 
wichtigere  Sehriftsttieke  zu  erledigen ,  ehe  die  vorgesetzten  oder 
beigeordneten  lieamten  oder  der  Herzog  selbst  sie  gelesen  liatten^ 
Überhaupt  liieit  man  daran  fest ,  dafs  die  I^esehlufsfassung  aber 
alle  Ein-  und  Auj^liiufe  nicht  einem  einzelnen  Kate  oblag.  80  oft 
die  Visitation  der  Amter  oder  der  Kirchen  und  Schulen  vorge 
nommen  werd^  sidlte,  zogen  die  Rftte  zu  dreien  oder  zu  vieren 
aus;  so  oft  der  zu  ebem  Amt  besonders  Beauftragte  die  Vorbe- 
reitungen getroffen  hatte,  traten  ihm  zur  Nachprmung  und  Be- 
ratung seine  sämtlichen  oder  mehrere  Kollegen  zur  Seite.  Nicht 
genug  damit,  behielt  sich  der  Herzog  das  Recht  der  E^zekutive 
zumal  bei  Pfändung  oder  Verhaftung  völlig  vor,  so  dafs  ohne 
seinen  Sonderl)efehl  auch  der  Kanzler  nichts  zu  thun  vermochte  ^. 

Kur  fragt  es  sich,  inwieweit  die  Beamten  sich  an  solcherlei 
Vorschriften  gebunden  haben  und  bei  ihrer  geringen  Anzahl 
binden  konnten;  insbesondere  zeigte  es  sich  auf  der  Stelle,  dafs 
die  notwendigsten  Vorbedingungen  einer  genügenden  Überwachung 
fehlten.  Es  hätte  doch  vor  allen  Dingen  darauf  ankommen 
müssen  y  den  Beamten  zur  raschen  und  guten  Erledigung  semes 
Arbeitspensums  anzuhalten;  aber  ^rade  davon  konnte  keine 
Rede  sein,  solange  er  nicht  auf  eme  genau  bestimmte  Thä- 
tigkeit  angewiesen  und  verpflichtet  wtirae  und  die  Möglich- 
keit hatte,  sich  ihr  regelniäfsig  zu  ^v^dmen.  Dazu  hätte  es  einer 
weitfjehenden  Arbeitsteilung  bedurft,  zu  deren  Durchführung  in 
der  Centralverwaltung  es  noch  an  allem  mangelte.  In  dieser  Er- 
kenntnis schickte  man  sieh  nun  doch  zu  Malsregeln  an  ,  welche 
sie  ermöglichen  sollten.  Diese  gediehen  wesentlich,  ol)wohl  man 
noch  lange  Jahre  an  der  nichtssagenden  Allgemeinheit  der  Be- 
stallungen, welche  bei  breiterer  und  klarerer  Ausftihrung  den  in 
den  ftirstlichen  Dienst  Aufgenommenen  als  Instruktioneo  hätten 
ttbergeben  werden  können,  nur  wenig  zu  ändern  vermochte. 

Die  bedeutungsvolle  Einleitung  zur  Verwirklichung  dieser 
Pläne  dürfte  in  der  Hofordnung  v<m  1541  zu  sehen  sein.  Sie 
bcschäftiirte  sich  allerdings  noch  vorzugsweise  mit  der  f  )rdnung 
des  lioidienstea  und  schob  grade  die  wichtigsten  Kegierungsbe- 


'  Bestallung  des  Hofgerichtsvcrwalters  1636  XII.  13.  BohleD,  liier. 
626  f.  94  ff.  Kanzleivoi-^<  hriftcn  in  der  llofordnunjr  1560  f.  198. 

^  .weil  wir  nur  Diener,  das  wir  der  Execution  tür  uufs  nicht  inecbtig 
sein,'*  Kanzler  o.  Rftte  1595  I.  24.,  W.  T.  35  Nr.  3/4  f.  39. 
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amten  in  die  Rubriken  der  VierrOBser,  Zweurosaer  und  £inro3ser 
ein;  aber  sie  kannte  doch  schon  Rftte,  welche  nicht  in  eratev 
Linie  7.um  nofdienste  berufen  waren. 

Daraut  Hel's  du^  von  den  St?inden  ausgoarbeitete  Hotorihumg 
von  1560  den  pcrhiiniiciien  liieiKst  beim  Herzog  für  die  in  der 
Verwaltung  Angestellten  sehr  stark  zurücktreten  und  betonte 
überwiegend  ihren  Charakter  als  Staatsbeamte.  Dafs  sie  damit 
defchaeitig  die  hartnäckige  Ablehnung  jeder  Vermehrung  des 
rmonals  Aber  die  anbedingt  nötige  Anzsahl  verband,  war  fttr 
die  Erprobung  der  in  den  nächsten  Jahren  folgenden  Versoohe 
eher  segensreich  als  hinderlich;  denn  je  geringer  dir  An?  iI  I  der 
verfügbaren  Iläte^war^  desto  dringender  wunlen  Mittel,  welche 
Zeit  und  Kräfte  sparsamer  verwenden  lehrten. 

Allerdings  versuchten  es  die  St'lnde  zimächst  noch  einmal 
mit  einer  \  ertcilung  der  Ratssitzungen  ühfv  die  ganze  Woche 
hin  io  regelmäfsipjer  Wiederkehr,  um  dadurch  einige  Ordnung 
zu  erzielen.  Die  Herzöge  lielken  es  sich  gefallen,  dafs  der  Montag 
iur  die  Rechnungsablegung  und  Finanzsachen  sowie  für  die  po- 
litischen Angelegenheiten,  der  Dienstag  und  Freitag  für  die  Ge- 
richtsiitzungen  Torbehalten  worden.  Nur  machten  sie  dannif 
anfinerkaam,  dafs  der  Montag  nicht  immer  für  seine  Auf- 
gaben genügen  würde;  auch  seien  der  Supplikationen  gar  so 
▼iele^  da&  der  Donnerstag  yorzuaiehen  sei^  weil  die  Predigt  am 
Freitage  den  Sitzungen ,  welche  von  6  bis  9  ^  '2  und  von  1  bis 
4  '  j  Uhr  zu  dauern  pflegten,  gar  zu  starken  Abbruch  thäte;  so 
es  notwendig  sei,  könne  dann  der  Freitag  zu  den  Gerichtstagen 
noch  hinzugenommen  werden'. 

Indem  sie  sich  aber  aufserdem  vorbehielten,  die  Räte  auch 
zu  Jeder  anderen  Zeit  zusammenfordem  zu  lassen  -,  war  doch  von 
▼omberein  an  kein  Einhalten  der  Ordnung  zu  denken,  so  dafs 
die  Stande  schon  bald  den  Anforderungen  der  Regierung  ernstere 
Zugestllndnisse  machen  mufsten. 

Unter  Berücksichtigung  des  durch  die  Zustande  gebotenen 
KoUegialitätssystemes  kamen  sie  den  herzoglichen  Wünschen 
dahin  entgegen,  dal's  sie  die  Zuweisung  eines  besonderen  Kreises 
von  Geschäften  an  einzelne  Beamte,  dessen  sich  dieselben  vor- 
zugsweise befleifsigen  sollten,  stillschweigend  zuHefsen*.  Es  war 
das  ein  Schritt  von  nicht  minderem  Cnnvichte  als  der,  welcher 
das  Staatsamt  vom  Ilofdienst  getrennt  hatte;  denn  mit  ihm  wwde 
der  Grund  zu  den  Instituten  gelegt,  auf  denen  die  gesamte 
weitere  Entwicklung  der  Arbeitsteilung  beruhte.  Vorderhand 


<  St  T.  79  Kr.  4  f.  30  und  Hofordnanir        f-  185  f. 
"  Hofordnung  15601  187. 

'  Die  Zahl  der  erhaltenen  Katshestallungen  ist  sehr  gering  (eine  St. 
T.  79  Nr.  7  f.  80,  eine  Nr.  7k  f.  löö).  Die  Anfänge  der  Entwicklung 
Tdelrän  wohl  in  die  50ger  Jahre  des  sechzehnten  Jahrhunderts:  aber 
greifbare  Gestalt  düzften  die  betTsfienden  Ideen  erst  in  den  00 ger  Jahren 
angenommen  haben. 
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schien  es  freilich,  als  wollte  man  heim  Ref^iffe  des  Aint<^^, 
der  einfachen  und  dazu  noch  selir  unvollkommenen  Abj?renzung 
mehrerer  Geschäftsbezirke  stehen  bleiben.  Zugleich  aber  iiieit 
man  an  einer  Bearbeitung  der  Gegeustiiude  in  Kollegien  fest, 
die  ohnehin  durch  die  Menge  derselben  in  steigendem  Malke 
erzwungen  wurde.  Dadurch  benahm  man  allerdings  für  den  Augen- 
blick dem  Versuche  die  Möglichkeit  seiner  vollen  Wirkmigi  be- 
reitete aber  dAfttr  die  Bildung  eines  Sjstemes  von  Behörden,  die 
Zusammen&ssung  aller  in  einem  Amte  Ix'srhnftigten  Per- 
sonen  unter  allmählich  strenger  durchgerührter  £ntbindnng  der- 
sdben  von  fV-  Mitarbeit  in  den  übrigen  Ämtern  vor,  ohne  eine 
völlige  Fntfi  f  III  Itmfji:  zwischen  den  einzelnen  Mitgliedern  der  Re- 
gierung einti'eten  zu  hissen.  Ocwifs  lac-  der  Abwciilul.s  dieser 
Entwicklung  noch  in  sehr  weiter  Ferne ,  weil  eine  Anzahl  dem 
Zeiudter  mangelnder  geistiger  Faktoren  zu  seiner  Erreicliung  mit- 
wirken muliite;  auch  zögerten  bald  die  Stände,  bald  die  Herzöge 
aus  Rtlcksichten  auf  den  Kostenpunkt  noch  eine  Zeitlang,  auch 
nur  die  allmähliche  Weiterbildung  des  Begonnenen  zu  rordem. 
Wie  rasch  aber  jetzt  allen  EGndemissen  ssnm  Trotz  eid  Schritt  den 
anderen  nach  sich  tia^f  bewies  das  Gelingen  eines  noch  im  Stadium 
der  blofs  vorzugswcisen  Beschädigung  der  Beamten  in  einem 
Amte  gemachten  Versuches  der  Herzöge,  rein  auf  dem  Verord- 
nungswege die  Landrontmei-^terei  ;^ls  selbständige  Finanzbehörde 
zu  kouBtituieren.  V.r  Ixt  reit-  Tiiclit  nur  den  sie  leitenden  liat 
nahezu  völlig  von  allen  anderen  Aufträgen,  sondern  stellte  auch, 
was  bis  dahin  niemals  auch  nur  angeregt  worden  war,  einen 
der  Kanzleisekretare  allein  zu  seiner  Vcriugung  bereit.  Sciiou 
die  Hofordnung  von  1560,  welche  im  ttbrigen  von  Behörden  und 
sdbst  von  der  vorzugswcisen  Beschäftigung  kaum  etwas  weilSy 
nahm  die  Einrichtung  der  Finanzbehörde  als  eine  gleichsam  selbst- 
verständliche, nicht  abzuändernde  Thatsache  hin,  welche  sich 
möglicherweise  noch  vor  1550,  jedenfalls  nicht  lauge  darnach 
vollzogen  hatte. 

Ein  Jahrzehnt  später  waren  dem  Prinzipe  der  Arbeitsteilung 
bereits  weit  durchgreifendere  Zugeständnisse  gemacht  worden. 
Hatten  sich  die  beiden  gesetzgebenden  Gewalten  dabei  gleich 
ausschliefslich  von  selbstetlchtigen  Gesichtspunkten  bestimmen 
lassen,  so  that  das  der  Wirkung  wenigöteus  voriaulig  noch  keinen 
Emtrag. 

Die  Mefarsahl  der  Steuern  nahmen  die  Stände  in  ihre  eigene 
Verwaltung.   Sie  bildeten  in  jedem  Landesteü  ein  Hofgericht 

mit  eigenen  besoldeten  Richtern;  die  kirchlichen  Angelegenheiten 
wiesen  sie  drei  Konsistorien  au,  so  dafs  die  Kanzlei  mit  ihren 
Räten  als  Ressort  nahezu  nur  noch  die  politischen  Angelegen- 
heiten behielt,  da  auch  die  Kanmierverwaltung  thatsftchlich  selb- 
ständig war.  Niu"  war  von  1  ni  Beschlüsse  nocii  ein  weiter  Weg 
zur  Ausflllirung;  tnit  der  vollen  Besetzung  der  verschiedenen  Be- 
hörden wurde  kaum  jemals  Ernst  gemacht    8o  klar  auch  die 
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GerichtsordDUDg  yenprochen  hatte,  die  Beamten  des  Hofgerichts 
mit  k^en  andern  Aintero,  Diensten  und  GeschUften  zu  beladen, 
80  I^e  Bogislav  XIV.  trotzdem  selbst  dem  Hofgerichtsdirektor 

Matthias  Krockow,  als  er  ihn  1036  bestellte,  auf  zu  thun.  „auch 
was  wir  ihmc  sonstf  n  in  unseren  ftirtallen  V  ti  eigenen  Kammer-| 
Judicial-  und  an  l  ren  Sachen  befehlen  W( nlcn'* 

Es  liegt  darin  keineswegs  ein  Vorwurt  tür  Herzöge  und 
Stande  i  ihren  Vorstellunjs^en  widersprach  es  ganz  nnd  gar,  dais 
ihr  Kanzler  und  seine  Rute  nicht  beim  Gerichte  mitwirken,  die 
Gerichtsbeamteii  nielu  in  der  Kanzlei  aublielfen  sollten.  Von 
jeher  hatte  ihre  Centralyerwaltang  ihren  Hauptzweck  in  der 


bis  tiw  ins  seohaehnte  Jahrbundert  so  wenige  gewesen,  dafs  sie 
von  den  Rätai  des  Hoigerichts  gleichsam  nur  milversehen  wurden. 
Es  hatte  vor  allen  Dingen  die  Kanaid  niemals  eine  selbstftudige 

Bedeutung  gehabt,  sondern  war  nur  aur  Erledigung  des  rascli 
anwachsenden  Schreibwerks  ins  Leben  gerufen  worden ;  und  jetzt 
war  sie  in  den  Mittelpunkt  der  fj^esaniten  Verwaltung  gestellt, 
das  Hülgericiit  und  die  Landrentmeisterei  waren  von  ihr  losge- 
trennt und  als  einfache  Nebenbehörden  konstituiert  worden  ^. 

Eben  um  dieser  Vorstelhmgen  von  der  Kanzlei  willen  voll- 
zogen sich  die  einer  spiiteren  Zeit  am  selbstverständlichsten  dan- 
kenden Einrichtungen  fast  am  schwierigsten.  L)ie  Trennung  der 
Arbeitsräume  und  Verteilung  der  Unterbeamten  Ist  niemals  syste- 
matisch in  Angriff  genommen  worden;  die  Landrentmeisterd 
hatte  zwar  ihren  eigenen,  nur  in  ihr  verwendeten  Sekretfir,  teilte 
aber  ihr  Arbeitszimmer  mit  den  Kanzleibeamten,  während  umge- 
kehrt das  Hofgericht  zwar  seine  eigene  Stube  besafa^  aber  seine 
Schreiber  auch  mit  anderen  Geschäften  beladen  lassen  mufste. 
Die  Fortschritte  waren  trotzdem  so  unzwpjfe!h;iftp ,  dafs  die  Be- 
stallungen bis  zum  dreirsigjftliri*:en  Kriege  eine  wohlbc^^n-iindete 
Länge  erlangten  und  eher  an  zu  weitem  Verlieren  in  Einzelheiten 
als  an  zu  unbestimmtem  Ausdruck  litten. 

Und  doch  fehlte  es  überall  an  einem  Abschlufs,  an  Klarheit 
wie  an  der  frohen  GewiTsheit  eines  wirklich  erreichten  Zieles; 
denn  mochten  steh  gl^ch  die  Herzoge  und  die  Stände  genügend 
am  es  gemttht  habem,  die  gewollte  Ausbildung  der  Ämter  konnte 
doch  nicht  so  sehr  von  oben  herab  diktiert  werden,  sondern 
wollte  Ton  innen  heraus  errungen  und  erobert  werden.  Der  Trieb 
aber,  welcher  die  Behörden  hätte  beseelen  müssen,  sich  selbst 
ihren  WirküTiji^skreis  zu  gestalten,  war  in  dieser  trügen  und 
enf  rg-ieloscn  P^«  aiiitcnniasse  noch  nicht  erwacht;  vonirgend  welchen 
Kompetenzkämpfen  scheint  keine  Spur  hinterbheben  zu  sein. 


1  Bestallung  1636  XII.  13.,  Bohlen,  Msor.  626  f.  94. 
*  Die  Erbeinif^UDg  irtOO  scheidet  Bcbon  sirischen  Akten  der  Kanslei 
und  der  Bentmeistexei;  Dähnert  I,  d06. 
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Weit  greller  noch  trat  der  hindernde  Einflufs  des-BeÄratentums 
in  den  F.nllen  hervor,  in  welchen  es  sich  darum  handelte,  den 
Ange,stellteii  die  Moghchkeit  und  den  Wunsch  einer  unrecht- 
luai tilgen  Bereicherung  zu  benehmen,  uiu  sie  durch  die  Erliebung 
auf  eine  sittlich  höhere  Stufe  zur  Zurückstellung  der  egoistische 
Motive  und  sttr  Wahrung  des  Staatsmteresses  ansueiän.  Weil 
das  Sohidcsal  dieser  Absichten  von  der  Mitwirkung  der  Beamten 
selbst  abhing,  so  kam  alles  darauf  an,  ob  sie  au  ihre  niedrige 
Auffassung  von  ihrer  Stellung  als  einer  reinen  Erwerbsquelle  ver^ 
ziehten  würden  oder  nicht;  eben  dazu  waren  sie  nicht  m 
bringen. 

Bei  den  auf  die  Berufung  imahh.i  n<;igor  Beamter  und  die 
Ordnunj:  der  Staatsverwaltung  zielenden  Planen  waren  es  zu- 
weilen die  Stünde  uiul  der  Herzog  gewesen,  welche  sich  aus 
linunziellen  Bedenken  von  der  Verwirklichung  ihrer  (Jcdiinken 
hatten  zurlickhalteii  lassoi,  wie  sie  sich  dain  durch  Jahnsehnte  un- 
aufhörlich stritten,  wer  von  ihnen  den  Nutzen  einer  geregelten 
Reditspflege  ausgiebiger  empf^de,  damit  der  Teil  ihre  Kosten 
trage.  Die  Vorschriften  dag!^eD,  welche  die  MOglichkeiteD  ver- 
botener  Selbstbereicherung  forträumen  sollten,  wurden  von  den 
Ge8etzp:ebern  strenge  beobachtet,  scheiterten  aber  an  dem  er- 
bitterten Widerstande  des  erwerbsgierigen  Beamtentums  sn  voll- 
stiindig,  dafs  der  in  allen  F.lllen  sieh  mehr  oder  minder  beuierk- 
lich  machende  Gegeusalz  zwischen  der  klaren  Erkenntnis  dessen, 
was  notwendig  geschehen  mulste,  und  demjenigen,  wa-s  wirklich 

geöcliah,  nirgends  so  deutlich  hervortiat,  bei  dieöen  das  Ein- 
omm«i  der  Beamten  berührenden  Abnchten. 

Solange .  ireilich  eine  Forderung  zu  erwarten  stand ,  gedieh 
alles  aufs  beste.  Sehr  hnuiig  machte  sich  der  Wunsch  geltend, 
bewährte  Diener  möglichst  lange  an  Ihr  Amt  zu  fesseln,  so  daä 
nicht  wenige  als  Kanzler  und  Marsch.tlle  gestorben  sind,  welche 
in  ihrer  Jugend  als  Sekret.Mre  und  Kdelkriaben  die  niedrigsten 
Aufträge  hatten  vollziehen  müssen  ^ ;  iiisboson<1erp  zwan^-en  die 
Bediirtbisse  des  Ilot'gerichtea  dazu,  eine  gewisse  »Stufenfolge  der 
Anitsstelleu  auszubilden. 

Man  sparte  nicht  am  Oelde,  um  eine  Verpflichtung  auf 
zehn  oder  zwölf  Jahre  durchzusetzen,  nur  ungern  ging  man  Ver- 
träge auf  zwei  oder  drei  Jahre  an,  im  Durchschnitt  wurden 
sechs  bis  acht  Jahre  vereinbart.  Wührend  im  Laufe  der  ver« 
tragsinäfsig  fes^elegten  Zeit  Amts^tsetzung  nur  bei  unchrist* 
Hohem  Leben  und  Ungehorsam  gegen  die  herzoglichen  Befehle' 
und  Entlassung  nur  auf  Betreiben  der  ständischen  Reformaus- 


"  Eb  gehörte  wohl  in  die  licihe  dieser  BemUhunseu,  dafs  die  Ke- 
gieruiig  veraeiratete  Beamte  höher  besoldete  als  unvernciratete,  weil  die 

verheirateten  sershaftcr  wiiren. 

"  A  II    droht  z.  Ii.  ia  der  Erbvereini^ung  1669,  Dähoert  I,  265  f^ 

Hüforduuiig  lti24  IV.  23. 
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schüuse'  möglich  gewesen  m  sein  scbeint,  sollte  die  Kündigung 
auch  beim  ALlauf  der  Verträgsfriat  meist  ein  halbes,  nicht  säten 
ein  ganzes  Jahr  zuvor  erfolgen.    Nur  die  unteren  Beamten,  Ton 

deren  Wünselion  die  Regierunfr  nnabhängiger  war,  wurden  ohne 
bestimmt!'  Daiur  des  Vertrages  auf  augenblickliche  Üienstent- 
Jassiing  ani:  >tellt.  Vertraute  Leute  zeiclinete  die  Regierung 
durch  Verleihung  von  Lelien  oder  tur  den  Fall  ,  dais  der  Vater 
starb  oder  arbeiiäunlaiiig  wurde,  dui'ch  die  Sicberstellung  ihrer 
Familie  aus^. 

Doch  Beteten  sich  die  Herzöge  wie  in  allem  so  auch  hier 
keine  Grenzen.  Wie  viele  Beamten  erhielten ,  ein  Gnadengeld, 
das  ihr  Gehalt  um  ein  viel&ches  überstiegt.  Über  all  den  zahl- 

reichen  und  so  berechtigten  Klagen,  dafs  sie  einer  Vermehrung 
der  vorhandenen  Amtsstellen  bedürften,  höuften  sie  auf  ihre 
Günstlinge  um  deren  Einnahmen  willen  Amt  Uber  Amt.  Mit  der 
gröf^t'-n  Offeidieit  sagte  es  Barnim  einmal,  dals  er  dem  draten 
Eberstein  das  Satziger  Amt  zur  „mehreren  Erstattung''  seiner 
am  Hofe  geleisteten  I>ipnste  verleihe"*.  Man  erstaunt,  dafs  Plans 
Heinrich  von  Fleuiuiui^,  als  er  im  Jahre  lt)22  starb,  Dekau  des 
Kamminer  Domkapitels,  Erblandmarschall ,  Direktor  des  Land- 
kaatene  zu  Starganl,  Hofiaty  Landvogt  zu  Stolp,  Scblawe  und 
Greifenbeig,  Hauptmann  zu  Kolbatz  und  Belgard,  Oberhaupt- 
mann zu  Wolgast I  daneben  auch  brandenburgischer  Geheim-i 
Hof-,  Kammer  und  Konsistorialrat  war". 

Schon  1560  hatte  die  Landschaft,  damit  der  AmtstrSger 
seine  Kraf^  wenngleich  nicht  einem  einzigen  Amte,  so  doch  zum 
mindesten  nur  seinem  Staate  zuwandte,  den  IlofriUen  in  ihre 
Pflicht  geliuriiien,  dals  sie  sich  mit  i'remden  oder  ihrer  Freunde 
Sachen  nieiit  belfiden.  Um  sie  insbesondere  am  Dienste  bei  aus- 
wärtigen Mächten  zu  hindern,  gebot  sie  ihnen,  nicht  ohne  Ur- 
laub zu  verreisen,  und  fugte  die  Warnung  hinzu,  bei  Ausbleibail 
über  die  gewtthrte  ZeSt  himras  ihnen  Gehalt  und  Futfeerspesen  zu 
entziehen*.  Als  aber  1570  sogar  der  Stettiner  Kanzler  als  Rat 
von  Haus  aus  in  den  Dienst  des  polnischen  Königs  zu  treten 
wünschte,  wagte  es  ihm  Barnim  clennoch  nicht  zu  verwehren; 
er  legte  ihm  nur  ans  Herz,  die  Sachen,  welche  das  fürstliche 
Plans  zu  Pommern  und  das  Reich  betraten,  in  der  Bestallung 
auszunehmen  ^« 


'  1560  verfügten  die  Stände  zahlreiche  Entlassungen  und  Gehalts- 
besehittnkungeu,  ».  T.  70  Nr.  7»»  v.  I. 

2  S.  8.  57  Anm.  2.;  für  Witwenvereorgung  St.  T.  97  Nr.  lir.  f.  IS. 

*  Die  Herzöge  wurden  mit  Iiitti::P8m;hen  derart  überlaufen,  «lals  dir' 
Landräte  ihre  Einreichung  iööd  verbieten,  höchstens  ihren  Vortrag  in 
Gegenwart  sämtlicher  Räte  daldeu  wollten;  St.  T.  79  Nr.  4  f.  12  a.  f.  14a 

*  1566  VII.  5.,  St.  T.  79  Nr.  7  f.  7. 

•  B.  St.  XXViri,  77. 

•  Hedenken  St.  T  79  Nr.  4  f.  12,  wo  genaues  Kontrollflystein  voi^ 
nsehlagen. 

1  St  T.  79  Nr.  7  f.  811  ff. 
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Ebenso  vergeblich  liatte  die  Hofordnung  die  nchterliclicn 
Beamten  mit  Landcs%'prucMsung  und  Glitereinzichung  bedroht 
wenn  sie  zun:1pic}i  di  '  (iedchäfte  der  Parteien  ftihren  oder  sich  an 
einer  (iericht^verbandluDg,  die  Verwandte  von  ihnen  belangte^ 
beteiligen  würden  ^ 

Daia  nun  die  Beamten  derartige  Vorschriften  ihrer  Bestal- 
lung immer  wieder  Übertraten,  lag  doch  nicht  alleiii  &n  ihrer 
GewinoBucht;  denn  auf  der  einen  Seite  stellte  die  Regierang  die 
Mehrzahl  von  ihnen  nicht  flo  sicher,  dafs  sie  ihr  Auskommen  haben 
konnte,  auf  der  anderen  reiste  sie  durch  die  Art  der  Besoldung 
fortwährend  zum  Betrüge. 

Die  niederen  Beamten  erliielten  ausnahmslos  nicht  viel  festes 
Gehalt  uud  waren  alle  auf  Gnadengelder  oder  auf  Nebenver- 
dienste, die  zumal  fiir  die  in  Küche  und  Keller  lieschfiftiirten 
selir  einträglich  sein  konnten ,  angewiesen  ^ ,  so  dafs  selbst  der 
Stettiner  Landrentmeister  noch  1()34  nur  25  Gulden  bezog.  Für 
die  höheren  Beamten  waren  allerdings  auch  die  Geldbesoldungen 
nicht  gering;  der  Ho%erichtBverwaiter  hatte  1569  800,  einer 
seiner  Assessoren  600  Gulden;  dem  Kanzler  Otto  gewährte 
Johann  Friedrich  1572  200  Thaler,  den  Räten  verBi«ach  man 
jährhch  150  bis  200  Gulden;  nur  wurden  sie  nicht  regelmäfsig 
ausbezalilt^. 

Der  Grund  dieser  argen  Mifsstände  darf  nieht  allfMU 
in  der  mangelliaften  Geldwirtschaft  und  der  ungeordneten 
Kassen  Verwaltung  der  deutschen  Territorien  gesucht  werden. 
Hätte  die  Regierung  dem  Sportelwesen  ein  Ende  machen  und 
die  Gebühren  ganz  in  ihre  Kasse  ziehen  können,  so  wäix;  die 


aber  ihre. Versuche  sind  am  Widerstande  der  B«imten  gescheitert^ 
welche  ihrer  Einkünfte  sicherer  waren,  wenn  sie  nicht  erst  in 
die  SchatuUe  des  Fürsten  gingen.  Auch  haben  sich  die  Herzöge 
bei  dem  Ansatz  der  Abfind ungssummen  viel  zu  engherzig  be^ 
wiesen  ,  um  wirklichen  Erfolg  erhoflfen  zu  dürfen.  Der  Haus- 
rentraeister  im  Amte  Stettin,  welcher  nur  15  Gulden  Gehalt  er- 
hielt, hatte  aus  dem  Verkauf  von  Aeeidentalirn  angeblich  in  jedem 
Jahre  bis  zu  600  Gulden  Nebeneinnaiunen  erzielt.  Dafür  wollte 
iiim  die  Regierung  bei  der  um  das  Jahr  lt)Oü  wahrscheinlich  ge- 
planten lleseitigung  des  Sportelwesens  nur  25  Gulden  jährliche 
Entschädigung  gewähren*. 

Trotz  der  bösen  Erfahrungen  machte  die  Regierung  um  1620 


1  Jlofordnuug  1560  f.  184. 

«  Der  KanimeiBchreiber  Seilentin  klagt  1635111.  16.:  er  habe  soviel 

zu  thun,  dafs  er  nur  selten  ..im  Fürstlichen  Archivo  oder  in  der  Iloff- 
gerichts  Canzloy  ein  Füi-stlicli  Mandat  in  Parteyen  Sachen  sckreibeu  und 
dafür  ein  jmr  ß  bekommen  könne;"  Bohlen,  Mscr.  626  f.  16. 

^  Paulus  von  Rheda  hielt  1535,  alao  in  noch  wohlfeiler  Zeit,  ein 
Stadtf^eistlicheiigchalt  von  .V>^yO  Hui  1. ü  für  auskömmlich,  Medem  249  ff. 

^  llausrenüneiater  lirol's  Manaelkow,  8t.  T.  79  Nr.  81  f.  158. 
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den  Versuch,  eine  feste  und  gentigende  Geldbesoldung  allgemeiD 
einzufübren  und  die  Naturalienlöhnun«!;  ganz  zu  besoitiiren,  indem 
sie  einen  tconanen .  srlifinb;n-  niclit  erhaltenen  Tarif  für  Kost-, 
Wein-  und  K  h  uiuiigsgeider  autsteiite,  nach  welchem  sie  dieeinzelnen 
Bestallungen  regulierte^,  liogislav  XIV.  konnte  bereits  beim  Er- 
laid  der  liofordnung  vom  23.  April  1624  davon  sprechen,  dafs 
der  Mehrheit  seiner  Hofiiiener  ein  monatliches  Rostgeld  gegeben 
weirde,  und  er  nur  daran  sei  das  Begonnene  svstematiech  duich- 
nimhren. 

Vordem  hatte  die  Verwaltung,  man  kann  nicht  grade 
sagen,  nicht  daran  gedacht,  sondern  eher,  den  Gedanken  von 
vornherein  verworfen,  ihre  Rüte  und  deren  Unterbeanito  auf  be- 
stimmte Deputate  zu  stellen  ^,  obwohl  sie  zu  unzflhligen  Malen 
versucht  hatte,  die  ins  ungelieuerliche  wachsenden  Kosten  des  Hof- 
haltes zu  vermindern.  Und  doch  hing  das  Oclin^^en  der  Versuche 
weit  weniger  von  der  Einschränkung  des  Prunkes  .selbst,  als  von 
der  Verriii^ei  img  der  an  dem  Prunke  teilnehmenden  Perbonen  ab. 
Was  noch  za  BodskTs  X,  Zwten,  unter  welchem  GentralTer- 
waltnng  und  Hofdienst  wegen  der  geringen  Anzahl  der  dazu 
nOügan  Beamten  kaum  getrennt  wurde,  angemessen  und  durch- 
fiihrbar  war,  bei  !  It*  n  seine  Nachfolger  trotz  der  den  Hofhaus- 
halt zerstörenden  Wirkungen  bei:  all  die  KHte  mit  den  gesamten 
ünterbeamten ,  aber  aucli  all  die  Handwerker,  weUho  dir  den 
lierzoglichen  Hof  arbeiteten,  speisten  neben  den  zum  persönhchen 
Dienst  bei  der  herzogliehen  Familie  befohlenen  Adligen  und 
Dienern  —  olt  zweihundert  und  mehr  Personen  —  am  Hofe. 
ISur  die  Arbeitsleute  und  Tagelöhner  wollten  die  Landräte  1560, 
soviel  ea  geöchehen  könnte,  auf  eigene  Kost  oder  gewisse  Depu- 
tate dingen  lassend 

Als  nun  sechs  Jahrzehnte  sjtäter  ein  Umschwung  voll  seltener 
Klarheit  und  Schärfe  des  Prinzips  in  der  Regierung  zum  Durch- 
bruch kam,  da  waren  es  wieder  die  Beamten,  welche  nach  einigen 
Jahren  des  Versuchens  von  dem  Verzichte  auf  ihren  freien  Tisch 
am  Hofe  nichts  mehr  wissen  wollten.  Sie  zwangen  den  Herzog 
nachzugeben,  so  dafs  die  Auswahl  vorwiegend  in  das  Pe- 
liel>en  des  Einzelnen  gesteilt  werden  mufste,  ob  (n-  es  vorziehe, 
an  der  fhrstliehen  Tafel  zu  speisen  oder  die  taril'mälsigen  (  leider 
zu  eoipfangeu.  Und  so  erhielt  sich  denn  jencö  merkwürdige, 
ekle  Treiben,  von  welchem  die  Hot'ordnungen  des  sechzehnten 
und  siebzehnten  Jahrhunderts  ein  so  ansdiamiches  Bild  zu  geben 
▼ermögen. 

Nachdem  alle  AngesteUten  im  Sommer  von  sechs,  im  Winter 
▼on  sieben  Uhr  ab  in  Thätigkeit  gewesen  waren,  nach  einer 


'  Ausgeiiomuicn  blieben  davon  die  „Jimkcr,"  die  eigentlicbeu  Hof- 
beemten. 

^  Kandnoten  der  Ifoforduung  1560  donten  darauf  hin. 
'  Hofordnung  löüO  f.  217. 
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hartherzigen  Bestimmung  des  siebzehnten  Jahrluinderts  sogar  mit 
nüchternem  Magen,  riet*  sie  ein  Trompetenstofs  des  Vormittag 
um  zehn  Uhr  zur  Hauptmahlzeit  und  um  tünf  wieder  /um 
Abendbiote  zusammen.  Auf  ein  Zeiciien  des  Hofmarsclialls, 
dessen  Befehlen  ein  jeder  am  Hofe  bei  Prügel-  oder  Gefkngnis- 
«krafe  ^hofdi^  muute,  sprach  der  Ho^redJger  oder  mm  Ghe- 
liÜfe  das  Tischgebet.  Ruhig  sollte  der  dncebo  seuen  Plati  ein- 
nehmen, gebührlich  essen  nnd  nach  erneutem  Gebete  sich  wieder 
an  sein  Geschäft  begeben.  Je  nach  der  Anzahl  der  Gäage^ 
welche  einem  jeden  serviert  wurden,  waren  die  Mitspeisenden  an 
die  Tisclip  des  Herzogs,  der  Frauenzimmer,  der  Kanrl^'i .  der 
Junker  und  der  Knechte  verteilt,  welche  in  versehiedenen  ^älen 
gedeckt  waren. 

Doch  war  von  Ruhe  und  gebührlichem  Benehmen  nicht  die 
Rede.  Immer  wieder  erhob  sicli  die  Klage,  dals  die  Herren  ihre 
Hunde  mitbrächten  und  das  Bier  auf  dem  Boden  vei^össen,  dafs 
die  Jungen  mit  den  Fleisehknochen  nacheinander  würfen ,  und 
ein  gar  so  grob  Schreien  und  Raufen  bei  derlfahlseit  wfire.  Ei 
wird  wohl  nur  selten  bei  den  drei  Bechern  Weines  gebikben 
lein,  wf'lche  die  Hofordnungen  des  noch  wein-  und  geldreicheren 
sechzehnten  Jahrhunderts  ohne  nähere  Angaben  über  die  Gröfse 
der  TrinkgeOlfsn  den  herzoglichen  Räten  beim  Speisen  gestatteten. 
Auch  dfirfte  es  nicht  allein  an  dem  Mangel  der  Messer  und 
Gabeln  gelegen  haben,  dafs  der  Silberknecht  für  die  iiate  Muud- 
und  Tischtücher  zum  mindesten  dreimal  in  der  Woche  wechseln 
mulste,  und  selbst  fUr  die  anderen  Tische  ihm  ein  einmaliger 
Wechsel  freigestellt  wurde.  Mit  tiefer  Betrübnis  fhhrten  die 
Landräte  2559  Barnim  an  Gemttte,  dafo  die  entsetaliohsten  Lastor 
grade  an  den  Höfen  tlberhand  nähmen,  und  dafs  die  Miooethater 
sich  ihrer  Schandthaten  gar  noch  rttbmten  und  sie  eines  sonder- 
lichen Lobes  wert  erachteten. 

fhitschiedenen  Widerstand  fanden  die  Herzöge,  als  sie  befahlen, 
die  Entnahme  von  Efswaren  und  Getränken  aus  der  ftlrstlichen 
Wirtsc})aft  auf  Hif  vorgeschriel>enen  Mahlzeiten  und  den  eigenen 
Hunger  zu  licschränken.  Vielieieht  noch  die  meiste  Autisicht 
auf  Erfolff  hatte  das  Verbot,  fremde  l*ersonen  nicht  ohne  die  Er- 
laubnis des  Obcrhofmarschallä  au  den  iierzogliclit  ii  Tisch  au 
laden ;  gana  vergeblich  aber  war  es»  das  Mitnehmen  von  Lebena- 
mittoln  in  die  eigenen  Wohnungen  au  verbieten*  In  der  Eilehe 
wurden  immer  wieder  ^Winkdspinde**  entdeckt  Mochten  die 
Thore  der  Hofburg  während  der  Mahlaeiten  gleich  noch  ao  fest 
verrammelt  und  ihre  Schlüssel  unterdessen  von  dem  Hofmarschall 
noch  so  sicher  verwahrt  werden,  des  „  Abschleppens "  der  Speisen 
und  des  H eretnlassens  „verdächtiger"  Personen  war  dennocn  kein 
Ende.  So  hohe  Deputate  auch  die  verlieirateten  Hemmten  über 
ihr  vereinbartes  Gehalt  hinaus  fllr  ihre  Familien  erhielten ,  so 
hohe  Besoldungen  man  auch  einzelnen  bewilligte,  sie  mifsbrauchten 
trotzdem  ihr  Hausrecht  am  llote  aut's  ärg6te.    Ks  iai  hitir  mchl 
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die  Frage,  ob  diese  Männer  nun  auch  aamahmslos  aufs  schimpf- 
lichste IU8  unmoralisch  veritrteilt  werden  sollen;  denn  darüber 
können  auch  die  im  Predigertone  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
gehaltenen  Hofordnungen  nicht  hinwegtnusclien ,  dafs  der  all* 
seitige ,  zum  Nutzen  von  Familie  und  Freiiiulschaft  mehr  ocler 
minder  offen  geübte  Diebstahl  an  dem  herzoaiichon  Gute  von 
niemandem  als  ein  besonders  schweres  Unrecht  t  nipfunden  wurde, 
vielmehr,  um  das  Wort  eines  Hpäteren  Historikers  zu  gebrauchen, 
ein  gut  Stück  ordentlichen  VVeltlaufes  dabei  war.  Nur  darauf 
kommt  es  an,  dais  ein  derartiges  System,  mochte  es  gedacht 
sein,  wie  immer  es  wollte,  den  Ruin  der  Staatafinanzen  und  da- 
mit des  gesamten  Staatswesens  herbeiführen  mufste.  Es  kann 
kein  Zweifel  sein :  solan&:e  nicht  durch  die  Beseitigung  des  Sportel- 
Wesens  und  des  freien  Tisches  den  Beamten  die  Möglichkeit  ihres 
vom  Standpimlvte  des  Staiitsinteresses  aus  unbedingt  verwerflichen 
Egoismus  unterbunden  w.ir,  konnten  auch  all  die  kleinen  Mitt(  L 
welche  durch  Herbcizichuug  sachkundiger  Berufsbeamter  und  Er- 
leichterung und  planmlifsigere  Erledigung  der  Arbeitsrnasse  die 
Ver\valtung  auf  eine  höhere  Stufe  heben  sollten,  den  erhotiten 
Erfolg  nicht  erreichen. 

Vielleicht  dürfte  daher  eine  auf  Grund  der  Bestallungen  und 
Hofordnungen  entworfene  Skizse  der  Zusammensetzung  und  des 
Pflichtenkreises  der  einzelnen  Behörden,  wie  sie  nunmehr  versucht 
werden  soll,  die  Vorstellungen  von  dem  Zustande  der  Centralver* 
waltung  jener  Jahre  eher  verwirren  als  fördern,  weil  sie  die 
Linien  notgedrungen  scharfer  ziehen  mufs,  als  sie  tliatsächlich 
waren.  Immerhin  mag  der  Versuch  insofern  von  Interesse  sein, 
als  in  der  mit  der  Zeit  eingehender  gewordenen  Fassung  der 
Formulare  eine  \'orarl)eit  ;j;eliefert  wurde,  auf  welcher  ein  späteres 
Jahrhundert  sein  System  mit  Gluck  erbauen  konnte. 

Die  einzelnen  Centraibehörden.  ^ 

Ursprünglich  gab  es  am  pommerschen  Hofe  in  der  Theorie 
Dor  ein  grofses,  vorerst  zur  Rechtsprechung  berufenes  Ratskolle- 
gium, dessen  Gesamtheit  alle  Regierungsgeschilfte  unterstellt 
waren.  In  der  Tliat  hatten  s*ch  aber  schon  unter  T>ogislav  X. 
zwf^'  Behörden,  die  Hof-  sowie  die  Gerichts-  und  Kanzleiver- 
waltung mehr  und  mehr  vorbereitet,  neben  die  wahrscheinlich  von 
1535  ab  durch  Teilung  der  Kanzlei  Verwaltung  allrailhlich  eine 
neue  dritte  Behörde  ftir  die  Finanzen  trat;  in  diese  drei  Behörden 
wurden  die  Riite  zwar  noch  nicht  zur  ausschlielslichen,  aber  doch 
znr  vorsugiBwetBen  Thätigkeit  in  einer  von  ihnen  vertat.  Daneben 
errichtete  die  Landschaft  die  Landkasten  der  Steuerverwaltung, 
welche  als  vornehmlich  ständische  Behörden  aus  der  Regierung 
ausschieden.  In  den  sechziger  Jahren  vollzog  sich  auch  die 
Scheidung  zwischen  I^anzlei  und  Hofgericht  und  damit  die 
Entwicklung  der  Kanzlei  zu  einer  eigenen,  mit  einem  selb- 

Forsofaun^n  (60)  XiV  1.  —  fr  pah  n.  6 
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ständigen  Geschäftskreise  acugestatteten  Behörde,  infolgedessen 

15(39  besondere  Hofgerichte  und  im  Anschlüsse  an  sie  die  86it 
1563  gephinten  Konsistorien  eingerichtet  wurden.  So  bestand  um 

das  Jahr  1570  dir»  CentralrcrwnUunL''  o'me<  i(Hlon  Ortrs  aus  ftinf 
Behörden:  aus  dt-r  I lofver waltung,  der  Kanzlei,  dem  Hof- 
gericht, dem  oder  den  Konsistorien  und  der  Landrentmeislerei, 
von  \v*  lein  r  als  ständische  sechste  Behörde  der  Landkasten  ab- 
gezweigt war. 

Bei  dem  ümtauge,  welchen  der  fürstliche  lloflialt  ange- 
nommen hatte,  war  eine  Teilung  der  wichtigsten  Ho&mter  TOn 
nöten  gewesen,  ohne  dafs  an  der  a]ten  Sitte,  alle  Ämter  des 
Hofhält»  mit  dem  einheimischen  Adel  zu  besetzen,  gerüttelt 
worden  wäre.  Die  Erbämter ,  welche  Karl  IV.  Barnim  dem 
OrorBf  ii  gestattet  hatte,  traten  natttrlich  nur  bei  besonderen  Ge- 
l^enheiten  in  Wirksamkeit'. 

Der  ITofmargchall  war  zuui  ( )berlK)tmarrichall  geworden, 
welcher  unt  der  GeaHmiaulsicht  üUir  den  Haushalt  und  da.s  Oere- 
moniell  die  Ftnsor<zo  für  den  herzoglichen  und  den  Tiäch  der 
Räte  und  iiir  die  Gaste  verband ;  auch  iiatte  er,  was  ihm  bei 
<len  uut^iinütigcn  Verkehrsverliältnissen  eine  der  schwersten  Sorgen 
war,  den  Vorratsbedarf  der  Ständet^ige  zu  bereehnen  und  zu- 
sammen zu  bringen  Nicht  weniger  stark  wurde  er  zu  politischen 
Geschäften  herangezogen,  wie  er  denn  der  Leiter  der  Landtage 
und  der  landschafdichen  Ausschüsse  war.  Die  Scheidung  von 
Hof-  und  Regierungsdienst  wurde  an  seinem  Amte  vielleicht  am 
langsamsten  und  unvolllconiniPtisten  bewirkt.  Es  blieb  noch  lange 
Jahrzehnte  hindurch  das  politisscli  bedeutondsto  Amt,  dorn  .i;t  i;('U- 
über  das  Kanzleramt  eine  mehr  untcri^c  ordnete  8tcHung  einnahm. 
Daher  ruhte  die  Hauptlast  der  Verwaltung  wahrscheinlich  auf 
den  Schultern  des  Hausmarbchalls,  welcher  als  besonderes  De- 
cernat  den  Rittertisch  und  den  ^larstall  unter  sich  hatte.  Des 
öfteren  haff  wohl  auch  der  Scfalpfshauptmann  aus.  Der  Fütter- 
metster,  des  Hausmarschalls  Vertreter,  so  oft  er  abwesend  war, 
und  der  Stalimeister  unterstützten  ihn  bei  der  Aufsicht  über  den 
stets  sehr  umfangreichen  Marstill.  In  den  herzoglichen  Wirt- 
schaftsräumen traten  ihm  der  Küchenmeister,  welcher  mit  der 
Leitung  des  anlserordentlich  zalilrt  ichen  Ktichenpersonals  und  der 
eigentlichen  WirtscliaftsfnhniTii;-  betraut  war,  aber  nicht  selbst 
kochte^,  sowie  der  Kell»  i  in«'ister  zur  »Seite,  wcU  licr  bei  der  starken 
Vorliebe  jener  Zeiten  fiir  einen  guti-n  Trunk  k(  in  nuiheloses  Amt 
verwaltete  und  trotz  aller  N'orschriften  der  llotordnungen  gewifs 


^  T>(  vo7.ow:  Von  den  Erbhofämtern  in  Pommern,  Stettia  1784  biiogt 
UDVollstäiidige  Nacbrichteu. 

*  UekermOiidischer  Abüchcid  1549  L  14.,  St  T.  94  Nr.  131  47. 

a  Eine  MimdkochshostaUung  1636  VIIL  8.,  Bohlen,  Hwr.  626  f.  90 
▼errät  grofae  Furcht  vur  Giften. 
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nur  selten  des  Abends  um  neun  Uhr  zum  Schliefson  seines  Herr- 
schaftsgebietes kam.    Die  Zalil  der  ihm  und  dem  Küchenmeister 

Unterstellten,  der  Köche  und  Köchinnen,  der  Schlächter  und 
Bratenwender  und  KUchenjun;?en ,  der  Müller  und  Bäcker,  der 
Brauer  und  Kellerknechte  war,  so  hfiufig  sie  auch  wieder  einp^e- 
schrHnkt  wurde,  in  beständigem  Steigen.  Über  die  Mägde  gebot 
die  llotraeisteriu,  neben  welcher  die  Altfrau  fUr  Wäsche  und  Leinen 
sorgte. 

Dem  penOnlidien  Dienste  des  Herzogs  hatten  sich  dar  Ober- 
kämmerer md  Eftmmerer  zn  widmen,  denen  der  Jjaodrent- 
meister  die  Schatallverwaltang  und  besondere  Hofmeister  die 
Sorge  filr  den  Hofhalt  der  Hensogin '  und  der  herzoglichen 
Kinder  abgenommen  hatten.  So  einflufareich  ihre  Stellung  sein 
konnte,  so  viele  Unannehmlichkeiten  bot  sie  zugleich ;  denn  anfser 
der  Erziehung  der  atif  dem  Lande  aufgewaclisonen  Edelknaben 
sollten  sie  den  Verkehr  der  Aufsenwelt  mit  dem  Herzoge  regeln. 
Aber  nicht  einmal  daran  wollten  sich  die  Riitc,  die  Bedienten 
und  die  Leute  aus  dem  Volke  gewöhnen,  wenigstens  an  die 
Thüre  des  herzoglichen  Zimmers  anzuklopfen,  ehe  sie  es  betraten, 
so  eifrig  ancb  die  Landrftte  einschärften,  wddie  Mifsachtung  vor 
dem  rarstlichen  Stande  in  diesem  Ein-  und  Auslaufen  in  die 
filntliche  Kammer  läge.  Wahrscheinlich  konnte  erst  der  Tor- 
nehm  gesinnte,  aber  auch  durchgreifende  Johann  Friedrich  er- 
reichen ,  dafs  die  Audienzsuchenden  sich  anmelden  lie&en  und 
die  Stunde  des  Em})fange3  geduldig  erwarteten.  Vorher  dürfte 
der  Kämmerer,  wenn  er  nicht  gar  selbst  \n  den  Urkunden  unter 
einpm  solchen  Titel  versteckt  ist,  so  niaucliesnial  die  Hilfe  eines 
kräftigen  Thürkneclites  in  Anspruch  haben  nehmen  müssen  f. 

Der  geplagteste  Beamte  in  allen  politischen  Angelegenheiten 
war  der  Kanxler.  Je  mehr  mit  det  Zeit  sein  Ressort  einge* 
schränkt  wurde,  desto  inhaltreicher  wurde  seine  Thätigkeit  und 
desto  grOiser  seine  Verantwortlichkeit ;  denn  desto  mehr  verdrängte 
er  den  Hofmarschall.  Noch  als  die  Hofordnung  von  1500  er- 
ging, um&fste  sein  Amt  die  Summe  aller  G<'s(  lrifte.  Unter  Hin- 
zuziehung des  Hofmarschalls,  Ilofraeisters  und  Landrentmeisters 
sollte  er  die  Rechens<  ]iafts-  und  (jrerichtssitzun«r*^'n  vorbereiten, 
die  Einkufe  und  Referate  über  die  einzelnen  Sitzungen  vertrilen 
und  die  Parteien  besclieiden,  wofür  ihm  selten  mehr  als  vier  l)is 
fUnf  Stunden  Zeit  gegönnt  wurden;  den  Sitzungen  selbst  sollte 
er  in  Vertretung  des  Herzogs  präsidieren.  Die  Ausfertigung, 
Registrierung  und  Eäcpedition  der  Antworten  und  Urteile  hatte 
er  8u  tiberwachen  una  die  Räte  bei  der  Arbeit  und  vom  Trünke 
zu  halten.   Vorsttglich  sollte  er  die  ganxen  politischen  Qeschäfte 


»  Der  Hofmeister  der  Herzogin  vertrat  d«n  OberhofmarBchall,  inso- 
weit derselbe  Ceremonienmeister  war. 

s  1624  heifst  ein  Adtiger  Thurknecht,  Däbnert  Vü,  425. 

•  6* 
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rechtzeitig  erledigen,  wichtigere  Ocjsandtschaften  Tnö^rlichst  sellwt 
übernehmen  und  die  Verhandlungen  mit  den  Ständen  iuliren. 

Trotzdem  waren  ihm  nur  zwei  bis  Tier  Sekretäre^  welche 
ttberdies  häufig  in  Aufträgen  aulser  LandeB  weUten,  Ewei  Ge- 
richtBschreiber  und  dn  Kopist  beigegeben.  Ein  Botenmewter  mit 
drei  Boten  fUr  den  gewöhnlichen  Dienst  und  zwei  Einspännige 
fUr  besondere  Aufgaben,  aber  auch  für  das  Qeleit  hoher  Gäate, 
von  denen  einer  des  Polnischen  mächtig  sein  mufste,  hatten  die 
Exposition  der  I)riofsachen  zu  besorgen;  zur  Aushilfe  durfte  der 
Kanzler  die  K'lflknaben  des  Herzo;;s  verwenden,  damit  sie  sp.it<^r 
niclit  unbekani.t  luit  Land  und  Leuteu  in  die  Beamtenlaufbahn 
einträten.  Em  b'aiuuhis  sorj^te  ftir  die  Ordnun«;  und  lieinlicn- 
keit  in  der  Kanzlei  und  das  Fernhalten  unbefugter  Personen, 
was  um  so  nötiger  erschien ,  aJs  sich  jede  Partei  für  berechtigt 
hielt  y  aelbst  in  dien  AktenstOisen  herumsawUhlen  und  eich  su 
suchen,  was  sie  grade  brauchte  oder  au  brauchen  vorgab. 

Bei  einem  derart  umfangreichen  Arbeitsgebiete,  der  nicht  zu- 
letzt durch  das  Steuenrerfahren  verursachten  Ausdehnung  des 
Schreibwerkes  und  so  wenigen  Hilfskräften  entlastete  die  Abzwei- 
gung eines  eigenen  Hofgerichtes  den  Kanzler  keineswegs  durch- 
gn  iten  l  Sie  entband  ihn  noch  nicht  von  jeglicher  Teilnahme 
am  l  jrteils|)rcehen ' ,  nur  von  der  Leitung  der  Sitzungen  und 
dem  rrteilsvollzug.  Auch  die  Thertragung  der  Schul-  und 
geistlichen  Angelegenheiten  auf  andere  Be^imtc  und  die  Kon- 
sistorien genügte  noch  nicht  Der  Kanzler  Otto  mufste  schon  im 
Jahre  1571  sein  Verbleiben  im  Dienste  davon  abhängig  machen, 
dafa  er  der  täglichen  Aufwartung  in  dem  Gericht»  und  der  Lega- 
tionen aulserhalb  Deutschlands  beurlaubt  werde-.  Die  Regierung 
hat  dann  noch  im  Laufe  der  Zeit  die  Zahl  der  Kanzleisekretäre 
vermehrt,  ein  eigenes  Archiv  geschaffen,  an  dessen  Spitze  einen 
Archive'  gestellt,  diesem  wieder  flir  die  Registrierung  Und  Auf- 
bewahrung der  Akten  einen  Hegistrator  zugesellt^,  olme  end- 
gültig das  gewünschte  Ziel  einer  glatten  Geschäftserlediguug  in 
der  Kanzlei  zu  erreichen. 

Am  aufiklfigsten  tiaten  die  Fehler  des  pommerschra  Beamten* 
Wesens  Jahrzehnte  hindurch  an  den  beiden  Hofgerichten  hervor, 
den  obersten  Instanzen  fllr  alle  Rechtshändel  des  Landes  sowie 

den  ersten  Instanzen  für  die  Eximierten,  für  Lehnsachen  und  eine 
Reihe  schwerer  Verbrechen«  Seit  Philipps  1.  Regierungsantritt 
hatten,  sie  ihren  ständigen  Sitz  in  den  Hauptstädten  erhalten. 
Ihre  Überlastung  wurde  mit  der  Zeit  eine  aufserordentüche. 


'  Noch  ein  VisitAtiousbericht  von  1569  schreibt  ihm  vor:  „dafs  er 
auch  fsoviell  sein  kan,  dein  gemeinen  Stettinschen  hoftgeriohte  bey  wohne/ 
St  T.  71)  Nr.  7  f  259 

's  Loren^^  Otto;^  krklärun^'  1571  IX.  S(.  T.  70  Nr.  7«  f.  '2  ft*. 

^  liestallungcu  liohien,  Mscr.  626  f.  u.  t.  42.  Anlange  eines  be- 
sonderen Archivs  sind  vieUeicUt  1369,  Diihnert  I,  306  angedeutet 


Digitized  by  Google 


XIV  1. 


85 


Vergebens  suchten  sich  die  am  stärksten  bedrängten  Stettiner 
Herzöge  teils  durch  Bildnnii;  Tienor  Instanzen  für  den  m  vielen 
Amtern  dfni  Hofgericlit  unmitteibar  unterstellten  Adel,  teils  durch 
Einschiebuiig  einer  Zwischoninstan/.  tür  die  entlegenen  Landes- 
teile zu  helfen.  Zu  dem  Zweck  bedienten  sie  sich  der  mittelalter- 
lichen Landvogteiveriuöäung,  die  bei  der  wachsenden  Zahl  der  vom 
gewöhnlichen  Gericht  Ezimierten  tiberfltiBsig  geworden  und  von 
Boeislav  X.  nahessa  beseitigt  worden  war.  Im  Jahre  1560  ent- 
BcmotBeD  816  Mij  Greifenberg- Wollin y  Belgard,  Keustettin  und 
(las  Pyritzer  Burggericht  als  neue  erste  Instanzen  einzurichten,  in- 
dem sie  dem  Landvogte  oder  Amtshauptmanne  vier  bis  sechs  Beisitzer 
auf  (irund  ritterschaftlicher  Vorschläge  mit  wahrscheinlich  allgemein 
dnjähriger  Amtsdauer  zuordneten;  Lauen^nu;-  und  Butow  he-safsen 
eine  entsprechende,  mu-  von  polnischem  LinÜufs  noch  nicht  freie 
Gerichtsverfassung  Aulöerdem  schlugen  sie,  wohl  nach  dem 
Vorbilde  der  riigianischen  Landvogtei,  welche  von  jeher  Appel- 
lationsinstan^  für  die  üardgcrichte  der  Insel  gewesen  war,  die 
Pflegen  Schlawe  und  Stolp  ,  in  eins  und  wiesen  an  ihr  Landge* 
rieht  die  Ritterschaften  der  Ämter  Laaenburg,  BtUow  and  RUgen- 
walde  cur  Berufung ,  so  dafs  der  Ort  Stettin  In  awei  groise, 
durch  das  Stift  getrennte  Appellationsbezirke,  den  westlichen  des 
Uofgerichtes  und  den  östlichen  Schlawe-Stolp,  aerfieP.  Jedoch 
scheint  es  nicht,  als  ob  dadurch  an  der  Obergerichtsbarkeit  des 
Hofgerichtes  ül>er  dns  p:anze  Land  gerüttelt  worden  wäre,  so 
dafs  es  fortan  zuult  ich  liöchstes  Gericht  und  Zwiseheninstanz 
sein  sollte.  Übrigens  ist  es  zweifelhaft,  ob  dieser  Plan  je  ver- 
wirklicht worden  ist;  denn  schon  um  1570  treten  Lauenburg 
und  Bütow  wieder  als  dem  llofgerichte  unmittelbar  unterge- 
ordnet auf* 

Dafilr  machte  Johann  Friedrich  1579  den  Versuch,  für  seine 
polnischen  Amter,  denen  die  Appellation  an  das  Kaiseriiche 
kammergericht  nicht  freistand,  und  denen  er  die  Berufung  an 
das  Polnische  Hofgericht  nicht  gestatten  wollte,  eine  Instanz  noch 
über  seinem  Hofgerichte  zu  bilden.  Sie  sollte  für  den  einzelnen 
Fall  aus  herzoglichen  Räten  zusammengesetzt  werde  n .  die  bei 
dem  Urteilfinden  der  Voriustanz,  also  des  Hofgerichles ,  nicht 
mitgewirkt  hatten^. 

Wahrend  alle  diese  Bestrebungen  sich  schnell  als  wertlos 
oder  unzulänglich  erwiesen,  haben  die  Stände  duich  mehr  ab 
dreisehnjahriges  Drängen  errdcht,  dals  die  Hofgerichte  von  der 
übrigen  Verwaltung  getrennt  und  mit  besoldeten ,  nur  in  ihnen 
beschäftigten  Beamten  besetst  wurden;  erst  damit  war  ein  dauern- 
des Ergebnis  erzielt 

Schon  im  Jahre  1556  hatte  Philipp  davon  sprechen  zu 


»  Hrtfoidnung  1560  f.  192. 

^  Cramer  l  186,  194  n.  204:  abennals  Abschied  Stettin  1616  IlL  18., 
Dübnert  iV,  501. 
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können  pejlnnLf  .  dafs  eine  auf  einem  \\  olgaster  Lan-Itage  })e- 
schlüssene  iiot«j:ericljiH)rdnnnf2:  nur  noch  dor  rein  formellen  An- 
nahme durcli  die  Skliiner  Stünde  bedürfe,  um  in  beiden  Orten 
Gesetz  /.u  werden'.  Aber  erst  15G3  konnte  Heinrich  Kormann 
seinem  Herzoge  melden ,  daft  er,  der  den  wesentlichstai  Anteil 
an  der  Arbeit  der  Kommiflsion  getragen  hatte,  nunmehr  mit  dem 
j^twurfe  TöIUg  fertig  eei'.  Darauf  brachten  die  Stände  ihre 
Herzöge^  welche  die  Kosten  der  neuen  Gerichtsyerfaasang  fürch- 
teten, endlich  im  Jahre  1569  eur  Verwirklichung  des  ao  koge 
gehegten  Planes*. 

In  Stettin  wie  in  Wolgast  sollte  ein  Hofgerichtsverwalter  mit 

je  drei  Assessoren  die  laufenden  Gerichtssachen  bearbeiten;  weil 
sie  nicht  genügrten,  traton  für  die  Vorbereitung'-  und  Referate  je 
zwei  Referendare  oder  Extraordiiuirräte  und  in  btettin  aufserdeui 
noch  ein  xVssessor  hinzu*.  Da  der  Herzo;^:  oder  d<'r  Kanzler  nur 
sehr  selten  noch  an  den  GerichtSvsitzungen  toilnaiim ,  hatte  der 
Verwalter  meist  auch  die  Verhandlungen  zu  leiten.  Desgleichen 
lag  hü  ihm  die  Auftioht  über  die  Aui^erti^ung  und  Expedition 
der  Erkenntnisse,  welche  vordem  der  Kansler  gettbt  hatte.  Die 
Schreibereien  selbst  erledigte  mit  Untersttttaung  eines  Sekretärs 
und  eines  Substituten  der  Protonotar,  welcher  auch  die  Verhand- 
lungen protokollierte,  während  die  Expedition  durch  einen  Boten- 
meister und  zwei  Boten,  also  ganz  wie  in  der  Kanzlei,  geschah. 
Der  Fiskal  trieb  oder  klagte  die  Strafen  ein.  Fünf  bis  sechs 
vereidigte  Advokaten  Tind  eine  Anzahl  geprüfter  Notare  sollten 
den  Parteien  Rechtsbeisiaud  leisten^. 

Für  die  Endurteile  in  den  dem  Hofgerieht  vorbehaltenen  Rechts- 
sa  Iii  n  traten  die  Laudriite  zu  den  ordentlichen  Richtern  hinzu; 
aucli  der  Herzog  und  die  Räte  der  Kanzlei  werden  sich  an  üuk  hen 
Gerichtstagungen  lebhafter  als  für  gewöhnlich  beteiligt  haben. 

Nach  Einführung  der  Gerichtsordnung  wurde  der  gesamte 
Prozefsgang  mit  der  Zeit  wirklich  ein  anderer,  so  da'a  die  Stände 
noch  unter  den  Wirrnissen  des  dreiisigjährig^  Krieges  ihren 


'  Vorverhandiiin-in  1556  I.  24.-27.,  vSt.  T.  94  Nr.  21. 

'  156-^  II.  r».  schreibt  er,  dafs  or  dem  „Mjri.'iiMgorus,  rlfr  fiif  Bratin- 
&chwcigiäelie  GerichteordDuug  gefafet,  gefolgt  und  nach  desBeu  iiucb<;  das 
Koncept  reguliert  und  gekttnet  habe,  sei  doek  xn  ▼eraraten,  dafs  von 
alters  die  art  der  braunschweigiscken  diesen  geriekten  nit  mst  UD^^cb 
gewesen^.  St.  T  94  Nr.  34  v.  I. 

»  Altester  Druck  der  Ordnung  Stettin  1509. 

*  G«richtM>rdnung  f.  7  ff.,  M^rKltus  VI,  4^33;  vgl.  die  BesfaUnngen 
des  Ilofgerichtsverwaltcrs  1G36  XII.  la  nnd  eines  Refeieiidan  16S5  1X719^ 
Bohlen,  Macr.  626  f.  94  ff.  u.  m. 

*  Die  Herzöge  bemerken  1588  in  ihrer  Antwort  auf  des  Adels  Be- 
scbwerongen :  es  sei  vordem  nicht  üblich  gewesen ,  ordinarios  advocatos 
oder  profunitores  an  unserm  Gerichte  zu  hrt^'-n;  jede  Partei  habe  sich 
die  ihren  mitgebracht:  erst  durch  sie  sei  darin  W  andel  geschaffen  worden; 
8t  T.  94  Nr.  24  v.  III. 
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Landesherren  das  Zeugnis  aussiclitcn,  dais  iu  PommerD  ein  jeder 
zu  »einem  Rechte  gelangen  könnte*. 

Gleichzeitig  wurde  auch  mit  der  Errichtung  gesonderter 
Konsistorien  fUr  die  kirchlichen  und  Schulangelegenheiten  in 
Greifewald,  Stettin  und  Kolberg  Ernst  gemacht'.  Je  einer  der 
jnriatischen  Beisitzer  der  Hofgerichte  sollte  die  Leitung  und  den 
Volbug  der  Konsistoriaigeechäfte  übernehmen.  Er  lieDi  nach  Ver- 
einbarung mit  dem  zuständigen  Oenerakuperintendenten ,  so  oft 
es  nötig  war,  die  Konsistorialräte  zusammen  bescheiden.  EHn 
Nf)t«'iriu8,  ein  geschworener  Bote  und  ein  Famuhis  vervollständigten 
das  Personal.  Exekutivgewalt  besafsen  die  Konsistnri' n  nicht; 
die  Aüsführung  ihrer  Urteile  stand  bei  den  Amtshauptieuten  und 
Landvogten. 

Das  sorgenvollste  Amt  am  Hofe  bekleidete  der  Landrent- 
meister*,  obwohl  ein  groÜaer  Teil  der  Steuereinziehung  und  -Ver- 
rechnung mehr  und  mehr  an  einen  ständischen  Ausschufs  ühw- 
ging.  Es  bli(  l)  der  Landrentmeisterei  oder  Kämmerei  ^,  weldie 
ans  ihrem  Leiter,  seinem  Jungen  und  einem  Kanzleisekretär  ge- 
bildet war,  die  Domänen-,  Regal-  und  Zoll-,  sowie  der  Best  der 
Steuerverwaltung  Inanbetracht  des  groCsen  Urafanges  der  so 
wie  so  schwor  7!i  erledigenden  Geschäfte  war  es  nur  eine  ge- 
rechte ^^  ü^liif^ung  der  Verdienste  des  Tj^ndrentmeisterö,  als  die 
Regierungen  ihn  um  1550  in  die  Rangstufe  der  liäte  erhoben', 
naciidein  schon  der  erste  Wolgaster  Landrentmeister  Nikolaus 
▼on  Klcmptzen  1543  nach  dem  Ausscheiden  aus  seinem  Amte 
herzoglicher  Rat  geworden  war. 

Der  Landrentmeister  hatte  die  Einkünfte  zur  richtigen  Zeit 
einzufordern*,  das  Verzeichnis  der  Ehmahmen  und  Ausgaben 
For^fältig  ZU  ftlhren,  den  Hofbeamten  und  Räten  von  Haus  aus 
ihr  Gehalt  zu  zahlen,  die  Lebensmittel  für  den  Hofhält  herbei- 
schaffen zu  lassen ,  ihre  Vorwendung  zu  überwachen  und  die 
wöchentliehe  Abrechiiun^^  der  Küchen-,  Keller-  und  Marstidlbe- 
arateu  entgegenzunehmen.  Er  hatte  auch  die  Tucheinkäufe  fUr 
die  den  He^iratcn  jährlich  zu  stellende  Kleidung  abzuschliefsen, 
fUr  die  auf  üesaud tschaften  Ausziehenden  die  nötigen  Reisevor- 


'  Resolution  der  Stände,  Stettin  1634  VII.  W.  T.  Xr.  12r,;  ebenso 
Sastrow  III,  4iJ.  Dort  46  ft.  die  köstliche  Schilderung  dei  Prokuratüren  vor 
Beginn  der  Reformen. 

«  Konsistorialinstruktion  i:)G9.  Diüinrrt  TU,  124  ff. 

»  Ich  finde  den  Titel  urkundlich  üuerst  IböO  IV.  2Ö.,  St.  T.  94  Nr.  24 

V.  m  f.  m 

*  Eine  TrenuuD^  fand  nicht  statt,  St.  T.  79  Nr.  7  f.  260. 

"  1545  I.  2.  heifst  es  noch  /.wci  uufsrer  Schreiber,  nemblich  der 
Landrenthmeister  und  Er  Caspar  Jirot St.  T.  94  Nr.  9  f.  13. 

*  Die  folgende  Skisse  oeruht  im  wesentlichen  auf  der  Bestallung 

li-^  Land  reut  meistere,  wie  sie  zu  Anfang  de»  Biebzehnten  Jahrhun  lort^ 

Sebraucht  ^v'^lrde,  Bohlen.  Mscr.  f.  25  &  h!ä  hatte  sieb  seit  dem  aecbsehuteu 
ahrhuudert  nur  weniges  geändert. 
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bereitungen  zu  treffen  ^  Dicht  «iiIetEt  den  Priyatbevtz,  zumal  die 
SchatttOe  und  Silberkammer  des  Hensogs  im  Auge  zu  behalten. 

Seine  Arbeit  wurde  ihm  dadurdi  erschwert  ^  da(s  die  Geld- 
wirtscbaflt  erst  in  geringem  Mafse  durchgedrungen  war,  und  die 
«Intraden,  welche  auf  dem  jährlichen  Getreideeinkommen  be- 
ruhten," dauernd  die  vornehmste  Klasse  der  Einkünfte  bildeten 
Die  Verwaltung  wnrflo  dadurch  sehr  unübersichtlidi  .  vor  allem 
die  Höhe  der  vertugbaren  Mittel  sehr  schwankend'^,  so  dafa 
sich  Unordnungen  überhaupt  nicht  vermeiden  liei'sen. 

Zn  Hilfe  kam  dem  T^andrentmeister  die  frühzeitige  Ein- 
führung einer  Art  von  Eiattgahr,  welches  von  Ostern  bis  zu 
Ostern  lief.  Auf  MichaeÜB  hatten  alle  Finanzbeamten  im  Lande 
ihre  Register  zu  zchtiersen^,  welche  der  Landrentmeiater  in  Ge- 
genwart ihrer  Ver&saer  von  Mardni  bis  Weihnachten  nrüfte,  so- 
weit es  die  PflichterftÜlung  seiner  rnterbeamten  und  nie  unsäg- 
liche Mtinzverwirrung  gestatteten.  Waren  Anlage  und  Inhalt 
richtig  gestellt,  vornehnilirh  auch  die  Aufzeiehnungcn  der  llof- 
beamten  Uber  Naturalienlieferungen  von  den  ^Vmtern  mit  den 
Angaben  d(r  Rentmeister  verglichen,  so  überlegte  er  schlielslich 
den  Jahresabschlulis  der  Hausren tmeister  zu  Stettin  oder  \\  oigast, 
denen  in  erster  Linie  die  V  ersorgung  der  Hofhalte  zukam. 
Von  Weihnachten  bis  Dreikonigsoktav  verarbeitete  er  darauf  die 
Efgebnisse  sdner  Revision ,  indem  er  die  Art  der  Verwaltung 
daäegte,  über  die  wirtscbafttichen  Fort-  oder  Rackachritte  der 
Ämter  berichtete,  auch  die  Quellen  nachwies,  wo  die  einzehien 
Ämter  am  billigsten  ihren  Bedarf  entnehmen  und  ihren  Über- 
schufs,  soweit  er  nicht  zur  Vervollständigung  der  Vorräte  des 
Stettiner  und  Wolgaster  Amtes  an  den  Hof  kam,  am  vorteil- 
haftesten verkaufen  würden.  Damit  er  in  seinem  Voransrhiapr  dos 
voraussichtlichen  Krtra  fr  es  der  Ämter  um  so  sicherer  ging,  mulsien 
ihm  dicHauptleute  alljährlich  einen  Probedruseh  des  neuen  ( Jetreides 
einsenden,  welchen  nie  aus  „unterschiedlichen  und  nicht  blofs  den 
geringsten  Stiegen'  herzustellen  hatten Mehrere  Ritte,  insbe- 
sondere die  Beamten  des  Hofhaltes ,  berieten  äm  Bericht  bis 
spätestens  zu  den  Fasten  und  versuchten  mit  dem  Landrent- 
meister gemeinschafHich  das  Budget  des  Hof  halts  f\lr  das  kommende 
Jahr  aufzusetzen,  nach  welchem  die  aufzubringenden  Lieferungen 
auf  die  einzelnen  Ämter  yerteilt  wurden.  Dm  Abschlufs  bildete 
die  Auszahlung  der  von  den  Beamten  nach  Abkuf  jedes  Dieust* 
jahres  zu  beans}>n  ich  enden  Gehälter. 

Während  des  bonimers  sollte  d«'r  i^andrentnieister  mit  einigen 
Kollegen  die  Amter  bereisen,  um  sich  von  ihrem  Zustande  durch 


'  Barnim,  Rügenwaldc  lö57  St.  T.     >»r.  ;^j>. 

2  Proposition         VIII.  Kurtzer  Bericht,  B.  Bot.  80  Nr.  289. 

"  Siehe  die  Tabelle  auf  <<  ite 

*  bu  schon  zu  Zeiteu  der  Landefeteilun^,  Medem  96  und  131.  Über 
die  R6ehiMiug»leguiig  und  -verabBchiedung  die  Hofonlmmg  1560  f.  lo2  f. 
»  VisttatioDserlarB  1624  VII.,  St.  Nr.  99  f.  90. 
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Augenschein  zu  unterrichten.  Er  hat  da  manchmal  hart  durch- 
gegriffen, aber  im  groliseu  und  ganzen  nicht  viel  erreicht 

Diese  Btihöiden  und  Ämter  also  bildeten  die  Grundlage  der 
lürätlichen  Wirksamkeit.  Mochten  sie  gleich  noch  äo  laugsam 
und  anmcher  heranwadiflen)  so  war  ihr  FortBcliritt  doch  onver- 
kennban  Mit  ihm  hielt,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  lag,  das 
Erstarken  der  herzoglichen  Gewalt  gleichen  Schritt ^  kaum  er- 
kennbar, unter  doi  bedrohlichsten  RUckfiÜlen,  dennoch  stetig  und 
entschieden. 


Digitized  by  Google 


Vierter  Abschnitt 


Wiederemporkommen  der  ständischen  Macht 

1541—1555. 


Wie  mannigfache  Machtmittel  auch  die  Ausbildai^  der 
Central-  und  Landesyerwaltung  den  HersOgen  mit  der  Zeit  an 
die  Hand  gab.  so  kamen  ihre  Wirkungen  doch  nicht  aussohliRfs- 
lich  der  Regierung  zu^i^nto.  Die  Bearctenhierarchie,  welche  durch 
sie  entstand,  verursachte  ungewöhnliche  Rosten,  die  sich  nur 
mit  Muhe  oder  gar  niclit  aus  dem  Ertrage  der  lautenden  Ein- 
kunite  decken  Helsen.  Es  trat  hinzu,  dal's  der  Hofhalt  gemUfs 
der  begründeten  Steigerung  der  fürstlichen  Ansprüche  seine  alte, 
fparsame  Einfiidilieit  Yerlor,  leider  aach,  dafs  in  Stettin  ein  Mann 
iWierte,  deaeen  nngereehtfertigte  Bedürfnisse  attJser  allem  Ver- 
hlikais  va  denen  sich  befanden,  wclclie  der  pommerschen  Kammer 
angemessen  waren.   Das  Ul&t  Barnim  XL  vor  allem  so  unsym- 

?cittiisch  erscheinen,  dais  er,  der  ohnehin  nicht  sonderlich  begabte 
\\r?t,  aus  Leichtsinn  und  lasterhaftem  Hange  soine  eigene  Sache 
reisgab,  welche,  an  sich  selbst  schon  des  Opfermutes  wert,  durch 
ie  bpf^HRterte  Arbeit  seines  Vaters,  Druders  und  Neffen  für  sie 
ihra  dojipelt  hätte  anHegen  sollen,  um  so  mehr  als  sie  CTade  da- 
mals aut  einer  ihrer  entscheidendsten  Entwicklungaatulen  stand. 

Mit  diesem  persönlichen  Momente  und  jenen  in  dem  inneren 
Werden  des  Lanaes  gegebnen  Gründen  wirkte  endlich  zusammen, 
dab  aneh  das  Reich  in  dem  Jahrzehnte  nach  der  Dturchflihning 
der  kirehlichen  Umwälzung,  Dicht  zuletzt  durch  die  Schuld  der 
Fttrsten,  sehr  hohe  Anforderungen  an  die  Steuerkrafk  dee  Herzog* 
tunu  stellte. 

All  das  zwang  die  R^'i^ierimg,  ihre  Unterthanen  von  1541  ab 
nahezu  .iiijährlich  um  Geidhilfe  anzugehen,  damit  aber  auch  die 
im  Äugenblick  ohnmächtige  Landschaft  zu  frischer  Kraft  zu 
wecken,  wenn  nicht  vorher  durch  eine  rasche  Vervollkummnung 
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des  Ausschusses  der  Landräte  im  Sinne  liogislavs  bewirkt  werden 
konnte,  dais  sie  schwerem  Siechtume  zum  Opler  fiel. 

Die  Jahre  154X— 1544. 

Die  Aussichten  der  Regierung  waren  günstig.  Sie  hatte  es 
seit  dem  Scheitern  der  Veiv  a!in>lurt*r  7ai  Tr»^'ptow  im  Jahre  1534 
verstanden ,  die  Kinberutung  gemeiner  Landt^ige  zu  verhindorn. 
und  sogar  dienöti^^en  Steuern  auf  kleinen  l)e])utationstagen  durch- 
zusetzen gewul'st Philipp  konnte  auch  noch  zu  Beginn  der  40er 
Jahre  die  Keratuu^  mit  den  Uesamtständeu  umgehen;  dagegen 
mufste  der  von  Schulden  erdrQckte  Barnim  im  September  1541 
den  gefährlichen  Versuch  mit  einem  Landtag  wagen.  Der  Ver- 
lauf der  Stettiner  Versammlung  seigte  die  ÜEIrstiiche  Macht  auf 
ihrem  Höhepunkte.  Noch  stand  die  Landschaft  so  völlig  unter 
tlem  Eindrucke  ihrer  Niederlage ,  dal's  sie  weder  jetzt  noch  auf 
den  Tagen  der  zwei  nächsten  Jahre  ihr  Recht  auf  Ladung  der 
gesamtpommer-sehen  Stitndc  geltend  machte,  und  überhaupt  kein 
Widerwort  dem  Herzoi<  sagte. 

Die  am  5.  September  verlesene  l'roposition  beklagte  die 
mannigfachen  Au8o:aben  der  Regierung  und  bat  den  bereits  f\tr 
1589  bewilligteü  uud  von  den  Herzogen  vorgestreckten  Türken- 
Bchols  auf  MiebaeliB  endlich  einzubringen  und  autodem  an  den 
Martinitagen  des  laufenden  und  fokenden  Jahres  je  eine  Steuer 
EU  reichen Es  wurde  durch  den  Herzog  mit  Nadidruck  betont^ 
dal's  die  Kosten  der  Regierung^  soweit  sie  nicht  aus  den  laufen- 
den £inkttnflai  bestritten  weraen  könnten,  durch  die  Landschaft 
getragen  werden  mü listen;  „wenn  die  Landschaft  der  Kammer 
Beschwerung  nicht  zu  tragen  schiddig  wäre,  könnte  und  möchte 
die  fürstliche  Macht  nicht  bestehen."  Die  Stände  genehmigten, 
süitt  gegen  eine  derartige,  die  Grundlage  ihrer  Rechte  verneinende 
Forderung  Einspruch  zu  erheben,  anstandslos  die  1  iirkensteuer 
und  vorläufig  eine  auf  zwei  Jahre  zu  verteilende  Laudsteuer, 
Dodi  liels  der  Adel  sofort  ^^dnhelliglich**  seine  Gaiei|;theit  zu 
weiterem  Entgegenkommen  durchblicken,  so  dals  schliefshch  aufser 
der  Tttrkensteuer  je  eine  Landsteuer  fUr  Martini  42  und  43  zu- 
gestanden wurde.  Es  war  zum  ersten  Male,  dafs  die  städtischea 
Gesandten  ohne  Hinterspruch  auf  eine  so  um&ssende  Steuer- 
forderung einpin-f  n,  deren  Annahme  sie  sonst  auf  den  „unvor- 
standigen'',  jeder  ^Steuer  abgeneigten  „gemeinen  Mann**  zu  schieben 
ptiegteu^. 

»  Die  1538  VIL  29.  geforderte  Türkensteuer  (Gadebaach  II,  76)  ward 
23.  Oktober  durch  die  ^.gesandten  alier  Stendf  bewilligt:  barmm 
IL  9..  St.  T.  95  Nr.  1  v.  I.   Pyl  lU,  181. 

*  Die  Akten  St.  T.  94  Nr.  2  and  7;  falsch  datierter  Auszug  Gade- 
bnsch  II,  79. 

"  Die  Instruktionen  der  t^täd  tischen  (Jesandteii  wurden  auf  Bürgel - 
vcrsammhins;«-'!!  bcschhi^'-^cn  und  auch  von  den  Alterleuteo  und  Kauf leut^ 
gesiegelt;  St.  T.  94  Nr,  17  f.  47;  vgl.  Klempin  L. 
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Um  die  Städte  nicht  unnötig  zu  reiasen,  erföllte  Barnim  auf 
dem  Landtage  stilbchweigeiid  eines  ihrer  fiegehreii;  welches  er 
für  bedeutungslos  gehalten  su  haben  scheint,  das  aber  wenige 

Jahre  darauf  dazu  beigetragen  hat,  das  ötändewesen  vor  dem 
f^ntergunge  zu  bewahren.  l)ie  am  10.  Anfrnst  zu  WoUin  ver- 
siimmelt  gewesenen  StUdte  hatten  geklagt,  dais  niemand  von  ihren 
Ältesten  zur  Mitberatung  der  zu  erlassenden  fUrstlichcn  An- 
ordnungen und  Mandate  herangezogen  würde.  Ohne  Gegenrede 
berief  die  Regierung  Stettin  und  Stargard  in  den  auf  dem  Land- 
tage beschlossenen  Aussohuls  für  MttnK-  und  WirtBchafbsbe- 
s(£werden  ^ 

Im  Lande  begann  die  gedrückte  Stimmung  bereits  sich  su 
verlieren;  die  Gesandten  dos  dritten  Standes  hekn  trotz  ihres 
Erfolges  ebenso  wie  die  Adligen  in  „viel  besclnverliche  Nach- 
rede" wegen  ihrer  Nachgiebigkeit.  Daher  wich  der  nächste,  im 
Dezember  zusammen rn  tcnde  Gesamtlandtag  festen  Versjircehungen 
aus  und  versichert*^  nur,  dafs  man  sieh  in  die  Beschlüsse  des 
einl  cmfenen  Keiihsta;;« .  um  dessentwiÜen  man  zusammenge- 
kommen war,  nach  (Jcbiihr  bchicken  werde  ^.  Da  auch  die 
folgenden  Verhandlungen  nicht  mehr  so  glatt  verliefen  wie  die 
im  September  1541,  beschlols  Barnim  1543,  mit  dem  Hauptschlag 
gegen  die  ständischen  Ansprüche  nicht  langer  zu  zögern. 

Seit  dem  Tode  des  grofsen  Herzogs  hatte  das  Kollegium 
der  Landräte  an  innerer  Festigkeit  bereits  beträchtlich  gewonnen. 
Der  Brauch,  stets  dieselben  angesehensten  und  vertrautesten  Männer 
in  dem  Ausschusse  zu  vereinigen ,  war  infolge  der  fürstlichen 
Taktik ,  vorzuschützen ,  dafs  es  sich  um  die  Benifimg  der  Riite 
von  Haus  aus  handele,  unabänderlich  geworden.  D  li's  die  zwölf 
Vornehmsten  der  Landschaft  neben  dem  lüschofe  ei n;i:(  Inden  werden 
müfsten,  war  daher  1532  bei  der  Erbteilung  so  iibcr  all.  n  Zweifel 
erhaben,  dals  die  Herzöge  die  jetzt  für  jeden  Ort  zu  bildenden 
LandratskoUegien  auf  der  Stelle  bis  zur  ZwOl&ahl  ergänzten  und 
nie  darunter  herabsinken  liefsen.  Schon  hatte  der  Ausschuls  sich 
auch  einige  der  Vorrechte  des  früheren  gemeinen  Rates  angeeignet, 
wie  er  &nn  1532  die  Landesteilung  für  sich  beimsprucht  und 
unbestritten  durchgeffdirt  hatte,  auf  welche  die  Stäate  ehedem 
einen  weittrapT'nden  Eintiuls  hatten  ausüben  dürfen. 

Auch  schien  das  Kollegium  bereit,  auf  dii^  lkstrebungen  der 
Herzöge  einzugehen.  Die  kirchlichen  Wirren  mit  ihrer  Ent- 
faclumg  der  selbstsüchtigen  Triebe  veranlal'sten  ihn  1530  einseitig 
Fragen  zu  regeln ,  welche  wie  die  Verwendung  der  Jungiiauen- 
klöster  ihrer  allgemeinen  Bedeutung  wegen  vor  den  Landtag  ge- 
hörten.  Daher  glaubte  sidi  Barnim  nunmehr  im  Jahre  1543 


'  St.  T.  94  Nr.  2  und  7. 

«  SummariBches  Verzeichnis  St.  T.  94  Nr.  2  f.  35  tt".;  Barthold  IV  ^ 
Gadebusch  II,  82  t.   Betr.   I  i  Vorberatung  des  Verhaltens  am 
fieichatageii  vgl  Bedecken  1576  IX^  VV.  T.  39  Nr.  dO. 
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fkhig,  auf  das  einzige  Ziel,  auf  welches  rs  ihm  ankam,  zuzugehen 
und  dem  unter  der  Herreehaft  der  Städte  stehenden  Gesamtland- 
tage zugunsten  des  Landratskollegiums  das  alldnige  bteuerbe- 
wiüiguugd-  und  -verteilungsrecht  zu  entreifsen. 

Sein  Plan  war  aufs  beste  durchdacht.  Da  seine  Staude 
bereits  1538  geduldet  hatten,  dafs  nicht  ein  gemeiner  Landtag, 
soodern  ein  DepuUerteiitag  eine  Rdchasteuer  annahm  und  ver* 
anlagte,  so  konnten  sie  ihm  jetzt  das  Gleiche  kaum  yerwdgern, 
wo  er  sie  wiederum  eines  TUrkenschatzes  wegen  angingt.  Um 
aber  zu  seinem  Ziele  au  ^a^Iangen,  hatte  er  eine  sehr  wesentliche 
Änderung  an  dem  Beselik-Ivungsrecht  der  Landschaft  vorge* 
noramen,  indem  er  ausschliefslich  die  Gesandten  der  führenden 
Städte  berief.  XA'eil  das  Ausschreiben  für  jeden  Stand  einzeln 
erging  und  nur  die  ihn  betreffenden  Bestimmungen  ontliielt ,  so 
konnte  die  tJberrumpelung  gelingen.  V\  arcn  die  ständiaeiieu  Ver- 
treter erst  versainuielt,  so  hatte  der  Herzog  guten  Grund  zu 
holl'en ,  dals  er  sie  über  das  Abweichen  von  der  alten  Ordnung 
werde  beruhigen  können;  denn  er  wollte  sich  darauf  berufen,  daS 
er  gar  nicht  das  SteuerDewtU^;ungsrec^t  des  Gesamtlandtages  in 
Fni^  stelle,  weil  es  sich  im  vorliegenden  Falle  nur  um  die  Ver- 
anlagung  einer  nicht  ablehnbaren  Reichssteuer  handele. 

Ging  die  Versammlung  auf  diese  Deutung  ein,  so  BeHs  der 
Gang  der  Entwicklung  sieh  leicht  übersehen.  Indem  man  der 
Ritterschaft  auftrug,  ämterweiso  zwei  bis  drei  ^'ertreter  zu  wälden^ 
zweifelte  man  nicht,  dals  sie  niemand  anders  als  die  „vornelnn.-iten 
und  tapfersten  .schicken  würde,  welche  jetzt  das  Kollegium  der 
Landrätc,  vordem  auch  den  ritterschaftlichen  Teil  des  gemeinen 
Rates  bildeten.  Wie  nahe  lag  es  da,  bei  der  nächsten  Gelegen- 
heit den  Vasallen  das  Recht  der  ttwsa  Wahl  nicht  mehr  zuku- 
gestehen  und  ohne  weiteres  die  vornehmsten  au  berufen!  Ent- 
scheidend fiel  aber  ins  Gewicht,  dafs  nur  die  leitendun  Stildte 
verschrieben  waren,  so  dafs  man  den  angeblichen  Deputations- 
landtag  auch  aus  diesem  (  i runde  späterhin  fUr  einen  Tag  des  ge- 
meinen Rates,  die  Tcihiainne  der  Städte  als  einen  Gnadenerweis 
»  der  Krone,  nicht  für  einen  berechtigten  Anspruch  des  dritten 
Standes  aubzugeben  vermochte. 

Ea  war  vorläufig  die  l'>neuerung  des  gemeinen  Rates  unter 
der  täuschenden  Form  eines  Landtages;  sehr  bald  sollte  es  ver- 
mutlich ganz  wie  zu  Bogislavs  Zeiten  nicht  mehr  der  gemeine  Rat, 
sondern  das  adlige  Landratskollegium  sein,  dessen  Hilfe  man  suchte, 
dem  man  das  BteuerbewilKgungsrecht  aufdrängen  wollte.  Drang 
Barnim  mit  seiner  Absicht  aui  dem  Ausschul'stage  durch,  so  ver- 
mochte er  es  ohne  FVage  auch,  die  einem  dauernden  Ansturm 
niemals  gewachsene,  politische  Urteilslosigkeit  und  Unfähigkeit 
seiner  Vasallen  seinen  letzten  Plänen  zu  unterwerfen,  und  so  die 


^  St.  r.  .14  Nr  7  f.  1—9  die  Verbandlongen  der  „furoemisten  voa  der 

lUtterscUaÖ't  unod  Stedten." 
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stftndische  Madit  in  dem  Augenblick  zu  brechen ,  als  sie  unter 
dem  Schotee  seiner  Verachwendungwucht  Ihren  klihnsten  Anf- 
schwiing  2Q  nehmen  sicli  anschickte. 

So  gescliickt  der  Plan  aber  auch  ersonnen  war,  es  blieb  die 
3löglichkeit  des  Mitslinp^ens,  weil  die  Regierung  —  vielleicht  in- 
folge ihres  Zugeständnisses  auf  dr-m  Landtage  von  1541  —  dies^ 
eimi  Mal  noch  die  Städte  hinzuziehen  zu  müssen  geglaubt  und 
dadurch  in  ihre  Hand  die  Entaciieidung  gelegt  hatte.  Allmählich 
hatte  sich  das  Selbstbewufstsein  in  dem  Bürgertume  wieder  auf- 
zurichten begonnen:  es  war  durch  Phihpps  unverständiges  Be- 
nehmen gegen  Stnls&nd  und  Bamima  Streit  mit  Stolp  auf  dk 
Endziele  der  HersOge  animerkaam  geworden.  Unter  den  Um- 
standen  mufsten  die  Süldte  gesonnen  sein,  ihr  1541  wiederer- 
worbenea  Recht  derXeibahme  an  den  das  Land  betreffenden  Aoa- 
achufstagen  wirkungsvoll  zur  Qeltnng  zu  bringen;  zudem  war 
ihren  Gesandten  die  üble  Aufnahme,  welche  ihre  regierungsfreund- 
lichen Vorirnftn^or  d.'iheim  gefunden  Icitten,  eine  eindringliche 
Warnung,  in  der  i  hat  hat  die  Frage  der  Vertretung  der  Städte 
in  erster  Linie  die  Verhandlungen  zum  Scheitern  gebracht. 

Als  der  auf  den  31.  Dezember  1543  nach  Stettin  einbe- 
rufene Ausächuistag  ^  kaum  eröffnet  war,  tiaten  die  Gesandten 
damit  herror,  ea  ab  dne  nicht  zu  duldende  Neuerung  zu  be* 
zdchnen,  da(s  nicht  die  Gesamtheit  dea  dritten  Standes  um  die 
Geldbewilligung  angegangen  worden  sei.  Es  mochten  sich  bei  solch 
schrofier  Zurückweisung  swar  sehr  viele  yon  der  Ritterschaft 
daran  erinnern^:  „das  gott  firevel  und  ungehorsam  der  unter- 
tbanen  straffet,  so  sich  frommer  obrigkeit  ohne  grofse  Noth  und 
Ursache  wieder^'  t/en ,  und  übermütigen  Zancklmmmeln  zuviel 
folgen  ;  dann  ob  wir  gleich  noch  so  edel,  reich  und  gewaltig  und 
Herren  sein,  auch  des  Teutlels,  i.st  dennoch  Gottes  Wiiie,  das 
wir  uns  demütigen  vor  unserer  Herrschaft  und  Obrigkeit"  — 
dazu  jedoch  waren  sie  zu  mattherzig,  um  die  Verantwortung 
f&r  einen  derart  wichtigen  Beachlufs  allein  zu  trafen,  und  lehnten 
daher  mit  dem  Beruf  auf  daa  Votum  der  Städte  alle  weiteren 
Verhandlungen  ab. 

Seitdem  haben  die  Herzöge  ein  halbea  Jahrhundert  hindurch 
ihren  Zweck  zwar  nicht  ans  dem  Auge  verloren,  aber  auch 
keinen  entschlossenen  Vorstofs  mehr  gewagt.  Ihre  wesentlichste 
Absicht  wurde  bald  nachher,  durch  die  EinführunL--  der  Accise  die 
Steuereinkünfte  von  der  sfändischen  Bewilligung  unabhMngig  zu 
machen.  Doch  haben  sie  es  verstanden,  um  die  Laudräte 
wenigstens  Schritt  für  Schritt  weiter  zu  drilngen,  ihre  Befugnisse 
allmählich  auszudehnen*,  und  insbesondere  auch  die  Vorberatung 
der  Landtage  yan  dem  gesamtständiachen  verordneten  Ausschusse 


1  Das  Aosscbreibeii  1M3  XII.  4.,  bt.  T.  Ud  Nr.  1  v.  I. 
»  Wedd  17. 

*  1547  widemtanden  die  Stftnde  dem  riegreich,  Oadebosch  II,  86. 
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auf  die  Landriite  zu  übertragen  Ehe  ihnen  jedoch  dieses  Ver- 
fahren Erfol;:^  versprechen  durfte,  veranlai'ste  ihre  eigene  Schulden- 
wirtschait  eine  loJgenschwere  Stärkung  der  ständischen  Macht; 
von  dem  Augenblicke  an,  wo  das  aus  allen  StMnden  zusanmipn- 
gesetzte  Kollegium  der  Obereinnehmer  die  Landkarte :nvtTwaitung 
dauernd  Uberuaiim,  oali  sich  daa  LaiidratikoUegium  aus  der 
kaum  gewonnenen  Stellung  täglich  mehr  verdräng!. 

Ob  es  den  Standen  gelingen  werde,  gefliraert  durdi  die 
Rdchasteuergesetzgebungy  diesen  Anteil  an  der  Landkaetenver* 
waltUDg  zn  erringen,  war  die  Frage,  wdche  die  Landtage  der 
nttchsten  zwd  Jahrzehnte  Ton  1544  ab  vornehmlich  beschttftigtef 
bis  sie  im  Jahre  1563  zu  Gunsten  der  Stände  gelöst  wurde. 
Darin  lie«:t  nHmlich  die  andere  Seite  der  Bedeutung  der  Januar- 
zusarnmc^nkuntt  zu  Sietiin,  dafs  ]>arnim,  statt  ?ic!i  r'in  Präjudiz 
für  die  Beseitigung  der  gemeinen  Landtage  zu  scliatlVn,  thatsäch- 
lich  der  Landschaft  einen  Stützpunkt  für  den  Anspruch  aut  die 
umfassendste  Ausdehnung  ihrer  Rechte,  welche  sie  je  erlangte, 

Sab.  Obwohl  es  sich  um  eine  seines  Erachtens  nicht  wohl  an- 
«rs  als  nach  dem  gewöhnlichen  Modus  m  erhebende  Eeichs- 
steuer  nnd  nicht  um  einen  gemeinen  Pfennig  handelte,  trug  er 
den  Abgeordneten  an,  dals  ein  oder  zwei  Einnehmer  bestimmt 
würden,  damit  sie  zusähen,  dals  das  Geld  nicht  in  J.  F.  G. 
Nutzen  käme^. 

Für  den  Augenblick  fr(  ilieh  h\h'h  dieses  Anerbieten  ohne 
Wirkung  ,  um  so  rascher  tialf  ii  die  Folgen  des  Scheitems  der 
Bogislavschen  Pläne  aul  Beiseiteschiebung  der  Landtage  in  die 
Erscheinung.  Die  geraeinständischen  Versammlungen  erlangten 
ihre  alte  Bedeutung  auf  der  Stelle  wieder.  Sie  gaben  sich  eine 
80  wohl  dnrchdadite  Oi^anisation ,  dafs  sie  mit  ihrer  Hilfe 
ihren  Zweck,  die  Forderung  der  kndschaftlichen  Bestrebnngen, 
wesentlich  Idchter  erfiülen  konnten,  und  da(s  manche  Seite  der 
nunmdir  beginnenden  EIntwicklung  demjenigen,  welchem  es  an 
der  Kenntnis  der  Landtagsorganisation  gebricht»  unerklärlich  bleibt. 

Bie  Organisation  der  Landtage. 

Philipp  hat  einmal  in  einem  ratlosen  Schreiben  an  seinen 
Oheim  das  Für  und  Wider  aller  Beratung  mit  den  Stünden,  sei 
66  mit  ihrer  Gesamtheit,  sei  es  mit  ihren  V'ertretern,  entwickelt^; 
aber  wieviele  Wege  er  auch  aufzuzählen  wuiste  —  dals  von 
ihnen  allen  seit  1544  nur  der  eine,  welcher  die  Niederwerfung 
der  ständischen  Gewalt  in  immer  weitere  Femen  rttckte,  die 
Verhandlung  mit  den  Gesamtständen,  gangbar  sei,  konnte  er  sich 
nicht  verhehleo. 


'  Scheinbar  zuerst  1557  IV.  1.,  *St.  T.  Ol  Nr.  28.    Als  stehendes 
Becht  galt  es  bereits  15G9,  a.  unten.    Vgl.  Dähncrt  1,  524. 
«  St.  T.  94  Nr.  7  f.  6. 
»  Wolgast  1550  1.  16.»  SL  T.  95  Nr.  1.  v.  I. 
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Im  Anfange  ihrer  Regierong  hatten  Barnim  und  Philipp  die 
sogenannten  Depatationstage  vor  den  gemeinen  Tagen  bevor- 
zugt; aber  diese  Nebenform  bewährte  sich  nicht  einmal  in  den 
Fällen,  wo  die  Herzöge  Vertreter  der  Stünde  bescliierlon.  welehe 
auf  Grund  eiugehcnder  Ausschreiben  von  den  (Tcsehleclitern, 
Ämtern  und  StUdten  mit  unbedingter  VoUniaeht  auage.stattet 
worden  waren.  Denn  einmal  war  di<'  sonst  von  der  Ret^it  r  iiis^ 
mit  gutem  Grunde  vermiedene  Ankiuidigung  der  Vurla^eu  im 
Aiuacbreiben  Vorbedingung;  sodann  überwog  auf  den  Depu- 
tationstagen das  städtische  Element  bedeutend.  Wahrend  näm- 
lieh  ans  jedem  Amte  nur  ein  bis  awei  riltenKihaMche  Abgeord- 
nete erschienen,  waren  alle  zur  Teilnahme  an  den  gemeinen 
Landtagen  berechtigten  Gemeinden  auch  hier  vertreten.  Die 
Regierung  zog  es  daher  schon  bald  vor,  diese  Form  der  Depu- 
tationstage nur  als  Ergänzung  der  le^cmeincn  Landtairf  zu  be- 
nutzen ,  indem  sie  dem  Adel  freistellte,  entweder  samt  und  son- 
dt  rlieh  zu  kommen  oder  ämter-  und  ;^»'«  )ilechterwei8e  bevoll- 
niiiehtigte  Verordnete  zu  schicken;  nametitlieii  die  hinterpommer- 
sehe  Ritterschaft  imt  sich  das  zu  Nutzen  gemacht. 

Sahen  die  Herzöge  gar  von  der  Mitteilung  ihrer  Forderungen 
im  Ausschreiben  ab,  so  spottete  die  Unbehilflichkeit  des  dann 
nötig  werdenden  Verfahre  jedes  Versuches  der  Durchführung. 
Wenn  man  zuerst  die  Hauptleute  und  etliche  Vornehme  aus  den 
Ämtern,  sowie  die  angesehensten  unter  den  Schlofsgesessenen 
zusammenbescheiden  mufste,  um  mit  ihnen  zu  verhandeln,  dann 
warten  durfte*,  bis  sie  ihren  Bezirk ^^in^asson  und  Anftraggebern 
Bericht  erstattet,  und  nnie  Abgesandte  Instruktionen  erhalten 
hatten,  um  schlielsiich  einen  Kreis  von  M.inniM'u  um  sici»  zu 
sehen ,  von  denen  vielk'icht  jeder  einen  andern  Auftrag  bei  sich 
führte :  60  war  allerdings  zu  befürchten,  dal's  dies  Vertahren,  wie 
Philipp  schrieb,  „neben  dem  Verzuge  allerlei  Unrichtigkeit  in 
sich  haben  konnte.** 

Schwerer  aber  als  solche  geschäftliche  Iiedcnken  fiel  zu 
Qnnsten  der  gemeinen  Landtage  in  die  VVagschale,  dafs  die 
Stände  von  1544  ab  durch  nahezu  dr^  Vierteljahrhunderte  dar- 
auf beharrten,  dafs  ihre  Rechte  einzig  durch  die  fTesamtlieit  aller 
zur  Standsehaft  Berechtigten  auf  gemeinen  LandUigen  und  nicht 
durch  kleine  Vertreterausschfisse  wie  etwa  das  LandratskoUcgium 
oder  durch  Denutationstige  .ausgeübt  wurden. 

Es  hing  damit  zusammen,  wenn  die  Landschaft  der  Erb- 
teilung so  entschieden  zu  widersprechen  suchte  und  in  der  Tren- 
nung des  Herzogtums  immer  aufs  neue  die  Ursache  seiner 
Schwiche  betonte;  siclierlich  waren  es  ihre  eigensten,  aber  darum 
nicht  minder  edle  Interessen,  welche  sie  auch  fernerhin  in  den 
Landtagen  die  Einheit  der  Orte  verköri>ern  liefsen.  Sic  behielt 
insbesondere  die  Kirchen-,  Gerichts-,  Polizei  ,  Münz-  und  Bauern - 
Ordnungen  der  Zustimmun;::  der  Gesamtheil  vor;  wieder  und 
wieder  erbat  sie  die  V'ertröstung ,  dals  sie  jederzeit  ein  Corpus 

Fortchaugea  (tiO)  XIV  I.  —  bpahn.  7 
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bleiben  sollte,  und  zumal  fUr  ihre  freien  Zusammenkünfte  bean- 
spruchte sie  das  Kecht,  gemeinsam  ihren  Vorteil  zu  beraten. 
Dals  das  N'aterland  dem  lU'iche  unH  f\(nw  iiiiirkiselit  n  Rrlifeinde 
ge^T'^nUher  als  ein  geschlossenes  Ganzes  handele,  obwolil  es  auf 
den  Kticlis-  und  Kreistagen  zwei  Stimmen  führte,  begehrte  ihr 
erwachender  J  atriotismus.  Aber  am  wiciitigstcn  galt  es  den 
Stftndeo  doch,  seitdem  sie  sich  TOn  der  Niederlage  in  den  He- 
iormationsjahreD  eu  erholen  hegannen,  dals  auch  kane  Landee- 
Steuer  ohne  die  £mwilHgung  beider  Orte  eingezogen  werden 
durfte.  Mochte  Barnim  gleich  noch  so  oft  beteuern,  dab  die 
Re^nerung  durch  die  gemeinsamen  Landtage  aufgelöst  und  die 
Fortbildung  der  Verfassung  auf  unmögliclie  Wege  gewiesen 
wUrde,  so  wulsten  seine  Stünde  doch  711  wohl,  wie  uni^'-rn  die 
Angehörigen  des  andern  Ortes  zur  Tii^aui^  von  Schuliien  bei- 
trugen ,  welclie  nicht  ihre  eigene  Regierung  gemacht  hatte.  8ie 
beharrteu  im  Im n Verständnis  mit  den  Wolgastern  und  nicht  ohne 
Philipps  und  später  Ernst  Ludwins  Unterstützung  dabei,  dals 
ihnen  ihre  Nachgiebigkeit  nichts  als  Schimpf  und  Spott  bescheren 
würdet 

Erfolg  haben  die  Landschaften  mit  ihrem  Drilngen  nur  in 
den  50  er  Jahren  des  sechzehnten  Jahrhunderts  gehabt;  die 
Idee  der  Zusammengehörigkeit  ist  aber  selbst  dann  noch  nicht 

in  ihnen  er8tor])eii.  als  die  Stettiner  nach  Tiioltr  als  vierzigjährii^em 
Widerstreite  in  den  Kils  und  die  Trennung  willigten^.  Noch  in 
einer  Zeit,  da  sie  geraeinsame  Tiandtige  kaum  mehr  von  Hören- 
sagen kannten,  wollten  Vasallen  wie  »Städte  wenigstens  die  Prä- 
laten aul"  allen  Landtagen  anwesend  wissen ,  damit  die  Korre- 
spondenz zwischen  beiden  Landschaften  soviel  fester,  und  dem 
Vorgreifen  des  einzelnen  Ortes  um  so  viel  lichter  vorzubeugen  sei* 
Es  hatte  in  der  Natur  der  Sache  gelegen,  dafs  die  Bemüh- 
ungen der  Herzöge  um  die  Trennung  der  Landschaften  nicht 
vergeblich  geblieben  waren ;  um  so  glückliciier  wiesen  die  Stände 
nahezu  jeden  Versuch,  den  Klassengegensatz  in  sie  hineinzutragen, 
von  sieli.  Freilich  hnt  es  wehren  der  zunehmenden  Verschlech- 
terung der  wirt^selialtlielien  Lage  an  Streitigkeiten  und  gegen- 
seitiger F>bitteruni,^  zwisehen  Adel  und  l'»i\ri:<*rtum  so  wenig  ge- 
fehlt, dais  den  lierzögen  auf  jedem  Landtage  ^ezliche  Orava- 
mina  der  Stände  unter  sich"  zur  Kntscheidung  vorgelebt  wurden; 
auch  waren  die  Stände  aus  Brotneid  in  sich  gespalten ,  ohne 
Einigkeit,  Hilfe  und  Beistand  von  aul'sen  her,  so  dals  die  Re- 
gierung den  einzelnen  mannigfachen  Abbruch  ihun  konnte;  aber 
sobald  die  Ghnindlage  ihrer  Macht,  die  ständische  Verfassung, 

'  Verhandlungen  1552  XIT.  12.,  St.  T.  IM  Nr.  l-\  1554  IX.  4.  wj.-te 
naiTiini  den  Verpieich:  es  sein  im  reich  auch  untersclieiden  stende,  «eiud 
auch  der  Landsteuer  und  andre  pfliclUen  gesondert,'*  Nr.  20. 

-  Wedel  2'M  datiert  den  Kifs  vom  Treptower  Landtag  1585  IX.  30 
(bei  Bohlen  falsch  X.)    Vgl.  Diihnert  IV.  5:5V*. 

»  Stettiuer  Ort  lG2;i  X.  2U  25.,  .St.  T.  94  Nr.  Öb. 
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bedroht  war,  erwarben  sich  die  um  ihren  wirtschaftlichen  Foi-fc- 
best  md  r!nu''pnrlpn  Städte  selbst  von  ihrem  1)ittersten  Feinde  das 
ehrenvolle  Zeugnis;  dal'?'  sie  lieber  aut'  ihre  egoistiscluTi  Vorteile 
aU  auf  die  altbewährte  Einigkeit  verzichteten.  Nur  dem  ver- 
danken es  die  Stände,  dafs  sie  allen  Intri<^uen  ihrer  Herzöge 
zum  Trotz  mehr  als  eine  Steuer verteilungsmasclune  blieben 
dafs  sie  ihre  Bitten  und  Klagen  nicht  nur  vorzutragen ,  sondern 
anch  durehsosetsen  vermoohten,  und  dafs  das  ganze  pominerache 
Verfaasangsleben  mehr  and  mehr  in  den  Ständetagen  gi]>felte^ 
Bs  konnte  nicht  anders  sein,  als  dafs  diese  Grundsätze  des  ein- 
mtttigen  Handelns  und  der  Abwehr  gegen  die  Fürsten  atieh  dem 
ganzen  Ueschäi^sgange  der  Landtage  sein  eigentliches  Gepräge 
verUeben. 

Nur  ausnahmsweise  haben  es  die  Herzöge  gewagt,  ohne 
Kttcksicht  auf  die  persönlichen  Interessen  ihrer  Stünde  Zeit  und 
Ort  der  Zusammenkünfte  auszuwählen.  Im  Prinzipe  hielten  sie 
allenlings  daran  fest,  dals  es  den  Unterthanen  „nieht  gebUren 
wolle,  J.  F.  G-.  derhalben  Stelle  oIlt  Zeit  anzusetzen""^,  be- 
schieden aber  dennoch  die  beiden  Orte  möglichst  im  Winter, 
vorzüglicli  iu  den  J aiireszeiten ,  wenn  die  Arbeit  auf  dem  Felde 
und  der  Handel  ruhten  ^  Die  Stätte  der  Zusammenkaufte  war, 
solange  es  noch  keine  Sonderlandtage  gab,  das  für  die  deutschen 
Landestmte  so  wohl  gelegene  Stettin,  hin  und  wieder  das  kleinere 
A\'ollin,  vielfach  auch  '[^eptow  a.  R.,  sofern  die  Hoffnung;  auf 
die  Teilnahme  Lauenbuigs  und  Bütows,  überhaupt  der  östlieh 
von  Rammin  gelegenen  Landesteile  die  BedcMiken  der  W'ol- 
gastischen  Regierung  überwog;  spriter  kamen  Anklam  und  Wol- 
gast hinzu.  Schon  der  eigene  Vorteil  wirkte  hier  bestimmend 
ein,  weil  jeder  I''ürst  den  zur  Bewirtung  seiner  Junker  nötigen 
Mundvorrat  seihst  zur  Stellte  schaffen  lassen  mufste,  und  überdies 
das  Gelingen  jedes  Landtages  vertassungsmäfsig  von  der  Zahl 
der  Erschienenen  abhing,  ^t  der  nie  um  Mittel  verlegene  Jo- 
hann Fjriedrich  bat  sich  nicht  gescheut^  um  die  Stände  mit  Ge- 
walt zu  trennen ,  einen  so  wdtverlorenen  Ort  wie'  Rügenwalde 
auszusuchen. 

Ein  Zwang  zur  regelmärsigen  Einberufung  der  Stände  bestand 
Im  sechzehnten  Jahrhundert  in  keiner  \\'eif<e;  es  bedurfte 
seiner  anch  nicht,  dn  die  Sehuldenwirtscliatt  der  llerz^p-e  sowie 
die  Tiirkennot  des  Reichs  alle  zwei  bis  drei  Jaiuv-,  oft  .sogar 
jahrlieh  dazu  nötigte,  die  Unterthant  n  zur  Bewilligung  von  Steuern 
zusammen   zu  bescheiden.    Nur   niulsten   die  SUinde  an  der 


»  Wedel  230  (mwh  :i64);  Cramor  I,  189. 

•  \>L  Zitelraann,  H.  6t.  IV  a,  ;J0. 

»  154.5  I.  St.  T.  94  Nr.  7  f.  7;  1559  X.  22.,  Nr.  24  v.  lü  f.  226. 

*  Von  den  76  Abeebieden  im  Dähnert  fallen  47  auf  Dezember  bis 
Anfang  April. 
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Walil  eines  Steuersystems  festhalten,  das  Bewilligungen  fUr  den 
einzeioeD  Fall  nötig  machte. 

Hatten  sich  die  Herzöge  über  Zeit  und  Ort  des  Landtni^s 
geeinigt,  so  luden  sie  ihre  Unterthanen  ein,  am  Abend  vor  dem 
Eröft'iiungstage  einzutreffen,  damit  die  Verhandlun;^en  in  der 
Frühe  des  nächsten  Morgens  nicht  später  als  acht  Uhr  beginnen 
könnten.  Nur  an  die  Schlofsgesessenen  und  Städte  ergingen  be- 
sondere Ausschreiben  y  die  ihnen  unmittelbar  vom  Hofe  aus  ku- 
gestdlt  wurden;  die  amtsgesessenc  Ritterschaft  forderten  die 
Hauptleute  oder  Landvögte  durch  den  Landreiter  an  einen  ge- 
legenen ,  wohl  meist  denselben  Ort  zusammen,  um  sie  dort  von 
der  liirstlichon  I'erufung  zu  benachrichtigen.  Wie  die  Einladung 
an  alle  zur  S;.'mdschaft  Berechtigten  erging,  so  verpflichtete  sie 
auch  alln,  die  nicht  Leibesschwachheit  ferne  hielt,  zu  persou- 
liclieni  Erscheinen. 

Die  Herzöge  beschieden  die  vornehmsten  Mitglieder  der 
Landschaft  gerne  schon  einen  oder  mehrere  l'age  frttherj  um  sich 
über  die  Aussichten  ihrer  Vorlagen  zu  unterrichten  und  mit  dem 
Rate  auch  die  Zustimmung  und  das  Fürwort  der  einBufs- 
reichen  Männer  zu  gewinnen Indessen  wollten  sich  die  Stände 
an  einer  solchen  Vorberatung  nicht  geniigen  lassen,  sondern  be- 
gehrten imn^cr  anfs  neue,  dafs  die  Herzöge  ihnen  durch  An- 
kündigung ihrer  Vorlagen  im  Ausschreiben  eine  allseitige,  auch  dem 
^^'illen  der  Da  heimgehaltenen  gerecht  wer<h:nde  \'orbes{)rrchiing 
ermöghchten.  Das  aber  war  es  eben,  was  die  Herzöge  nach 
3iögliehkeit  verhindern  wölken. 

Nicht  ohne  Geschick ,  selbst  unter  zeitweiligem  Entgegen- 
kommen sind  sie  der  EhitKsheidung  ausgewichen;  denn  da  es 
nach  der  Verfassung  nicht  sowohl  auf  die  Annahme  der  Gesetze 
durch  die  zufällig  Anwesenden,  als  durch  die  Mehrheit  der  einer 
Kurie  Angehörenden  ankam,  besafa  die  Landschaft  ohne  Frage 
die  Mittel,  ihren  Willen  durchzusetzen.  Aber  mit  gutem  Grunde 
haben  doch  nur  die  Städte  von  ihrem  Hechte  des  öfteren  Ge- 
braucli  geniaclit,  wälirend  die  Vasallen  sich  in  der  He<rel  unter 
warfen.  Indem  die  Herzö^a»  zuweilen  nicht  alle  Vorlagen  ver- 
schwiegen, zuweilen  aucli  die  Auwendun«.,^  ihrer  Strafgewalt  i^M'cen 
die  zu  Unrecht  Ausbleibenden  in  Aussicht  stellten,  wurde  es 
scheinbar  mit  der  Zeit  ein  stillschweigendes  Ubereinkommen 
dafs  die  Ferngebliebenen  den  Landtugsbeschltissen  sich  unter 
warfen,  wofern  die  Reiriemng  sie  nur  in  Ruhe  liefs.  Über- 
haupt  war  man  auf  beiden  Seiten  bereit,  den  rechtlichen 
Zwang  nun  persönlichen  Erscheinen  za  lockern.   Stimmten  die 


'  Die  Zahl  schwaukte  uraprünglieh ;  1549  nur  2,  »St  T.  94  Nr.  lU 
f.  47,  1569  wsren  es  echoti  yenaftsungsininsig  die  12  Landrttte,  DKhnert 

-  Ausnahme  z.  H.  Dähnert  IV,  4Ö6.  Verbindlichkeit  der  IJeschlusse 
für  alle  im  voraus  beschlossen         XU.  14.  zuerst,  8t.  T.  94  Nr.  51«. 


Digitized  by  Google 


XIV  1. 


101 


Schwierigkeiten  der  Reise,  die  Arbeit  auf  dem  Gute  und  der 
häufige  Mangel  an  Interesse  insbesondere  die  Vasallen  günstig, 
so  bewog  die  Fürsten  dazu  ihre  kostspielige  Pflicht^,  fiir  die 
Dauer  des  stnndischen  Beirats  dner  Ritterschaft  Futtw  und  Mahl 
zu  stellen,  welche  in  den  Landtagen  weit  mehr  die  mannigfachste 
Gelegenheit  zu  Wiedersohensfesten  als  die  Stätte  ernster  Beratung 
zu  linden  gewohnt  war. 

l>ie  Kegierung  begnügte  sich  deshalb  schon  frühzeitig  damit, 
dafs  die  Daheimbleibcnden  einem  der  zinn  Landtilge  Reisenden 
neben  der  ausdrücklichen  EntschuldiguDg  eine  unbedingte 
und  in  der  fthsdichen  Kanzla  zu  hinterlegende  Vollmacht  über- 
gaben ;  doch  äufserte  sie  den  Wunsch,  wenigstens  jedes  Geschlecht 
und  jedes  Amt  durch  ein  oder  zwei  Abgesandte  vertreten  zu 
sehen.  Sie  räumte  dem  Adel  dieses  System  der  Stellvertretung 
um  so  leichteren  Herzens  ein,  als  sie  es  bei  den  Städten,  welche 
den  häutigsten  Milsbrauch  diamit  trieben ,  auf  keine  Weise  um- 
gehen konnte. 

Infolg'  dcsst'n  versammelten  sieh  auf  dem  Stettiner  Landtaue 
vom  5.  September  1541  aulser  elf  Schlorsgesessenen  nur  zwei- 


sonen  zu  vertreten  hatten  ^  Uit  Vorliebe  pflegten  sich  die 
Amter  Lauenburg  und  BUtow  zu  entschuldigen,  weil  sie  bei 
ihrer  entfernten  Lage  die  Ausschreiben  zuweilen  erst  zwei  oder 
drei  Tage  vor  dem  Beginn  des  Landtages  erhielten.  Und  da 
selbst  die  Städte  in  diesen  Bezirken  nichts  gegen  ihre  Vertretung 
durch  die  fürstlichen  Amtshauptleute  einzuwenden  hatten^,  die 
Amter  aber  im  Falle  des  dringenden  Wunsches  wohl  auch  eigene 
(Je^andtc  schickten  oder  dem  Herzoge  ihre  Anerkennung  des 
Abschiedes  nicht  selten  schon  im  voraus  übersandten,  so  liels  es 
die  Regierung  geschehen,  dafs  ihre  polnisclien  Gebiete  in  steigen- 
dem Mafsc  die  Fülilung  mit  den  andern  Ständen  verloren.  Sie 
liefe  sie  sogar,  als  wenn  sie  mit  dem  tlbrigen  Lande  nur  durch 
die  Person  des  Forsten  vereinigt  wftren,  auf  Sonderlandtagen 
ihre  Wunsche  und  Meinungen  vortragen. 

Unter  den  Erschienenen  überliefs  man  willig  den  Pnilaten 

den  ihnen  aus  der  katholischen  Zeit  her  gebührenden  Vorrang, 
so  wenig  er  auch  der  Mehrzahl  dieser  adligen  Sinekureninhaber 
zukamt  nur  mul'ste  die  Landschaft  in  späterer  Zeit  es  wieder 
und  wieder  beklagen,  wie  selten  sie,  seit  Heinrich  Normann  nirht 
mehr  der  Statthalter  des  Stiftes  war,  den  Eifer  der  alten  Uischöfe, 
eines  Erasmus  von  Manteutlel  und  Bartholomäus  Suave,  bewiesen. 


'  Fälle  der  Selbstbekösti^run^  der  Stände  seit  IdVd  inebr£Bcb. 

•  *6t.  T.  94  Nr.  2  und  Nr.  17  f.  14. 

•  Bittenchaft  1558  Y.  11.,  Stfidte  1554  VIII.  15.,  ''St  T.  94  Nr.  18 


nnd  19. 
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Bei  der  Bedeutung  der  Stimme  der  Priilaten  wünschten  auch  die 
Herzöge f  80  oft  sie  mit  itirem  bischöflichen  Bnidw  im  Finder- 
nehmen  stiinden,  auf  ihren  Landtaf^en  Männer  nicht  zn  rntbelir*  n, 
welche  sie  an  die  Instruktion  ihres  Aultraf^^ebers  gelnindcn 
wulsttn  ^  Aber  weder  sie  noch  ihre  Stünde  konnten  erreiclien, 
dafs  die  Kaumüner  Prälaten  dem  Jasenitzer  Erbvertrage  von  15(39 
gcmäls  zu  jeder  Tagung  aul'ser  dem  Vertreter  des  liisLholis 
weiu^stens  zwei  Stiltülierren  sandten  ;  und  selbst  der  letzte  rege!« 
märsig  erscbeineDde  Prfilat,  der  Wildenln'ucher  Komptur*,  Ter- 
schwand  als  solcher,  als  seine  Wttrde  an  die  fVeiberren  Ton 
Putbtis  uberging. 

Die  Hauptmasse  der  Teilnehmer  stellte  der  adlige  Grols* 
grundbesitz**.  Er  erscheint  in  Pommern  nahezu  als  ein  geschlos- 
senes Ganzes,  weil  sich  der  bevorrechtigte  Herrenstand  nur 
aus  zwei  Oescblechtern  ,  den  iStettinisehen  (  J  raten  vnn  Kberstcin 
und  den  Wülg;i>ter  Fr«  il  cu  en  ron  Piitbus,  ziisamnH  nsctzte'*,  und 
die  der  Ritterscimtt  entnoninienen  j'riilaten  den  Landkigen  fern- 
blieben. Die  dem  Herrenstande  an  i\ang  und  Ansehen  nahe- 
stehenden SchlofsgesesseDen  sind  über  Ansätze  zu  einer  Sonder- 
stellung nicht  hinausgekommen. 

Dem  Stande  der  Schlofsgesessenen '  als  einem  bevorzugten 
Stande  hat  die  Veräufserung  einer  Anzahl  von  Burgen  als  erb- 
licher Lehne  an  edle  Gescldechter  seinen  Ursprung  gegeben. 
Kur  in  der  Mlteren  Zeit  bedeutete  die  Schlofsgesessenheit  zugleich 
die  erbliche  t'berp^al>e  des  der  Burg  zugele::iten  Landes,  da  die 
Her/öge  seit  Her  Krliebiin;^'  auch  blofs  ritternirifsiger  Vasallen  in 
sie  die  Leluioherrhciikeit  und  die  ( Jerichtsharkeit  über  die  iui 
Burgbezirke  wohnenderi  Mannen  meist  sieh  selbst  vorbehielten. 
Als  diese  bevoi rechtigte  Adelsklasse  im  Jahre  l.joi*  zum  ersten 
Male  als  schlofsgesesseo  bezeichnet  wurde,  waren  ihre*  wichtigsten 
Vorrechte  im  Stettiner  Orte  entsprechend  ihrer  Entstehung  die 
Befreiung  von  der  Unterordnung  unter  die  liauptleute  und  £and- 
Vögte,  insbesondere  von  der  Justizpflege  derselben  und  der  Exe- 
kution durch  ihre  Landreiter,  sowie  die  Exemtion  von  der  Ab- 
lieferung der  Kontributionen  an  die  Amter,  tiberhaupt  der  un- 
mittelbare Verkehr  mit  dem  Hofe,  welcher  den  anderen  Vasallen 
nur  durefi  das  Mittel  der  Beamten  zustand.  Die  Schlofsgesessen- 
heit bedeutete  urs|iriinglich  keinen  KeclitsbcgriH'.  sondern  einen 
faktischen  Zustand ,  und  spftter,  als  sie  zum  KechtsbegritT  '^c- 
worden,   nicht  ein  persönliches,  sondern  ein  dingliches  Kecht. 


«  Philipp  d.  J.  1G04  XII.  2'».  an  Fninz,  W.  T.  .39  Nr.  44  v.  I. 
2  Jfohonstein  ai.  Putbus  löTG  \l.  'J8..  W.  T.  39  Nr.  30. 
^  Wichtige  Stelle  l'iiliiH'rt  I.  -513,  darnach  Sehwart?!  8e*^'. 
*  Nur  Ausätze  zur  ßilduDg  einer  ilerrenkurie  siud  vorhanden. 
^  Angaben  aus  Kiats:  D.  pomm.  SchlofflgeflcsseiMD  1865. 
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Aia  die  CiedcLlechter  endlich  dahin  strebten,  daa  dingliche  Keoht 

zum  erblichen  Familienrechte  uraziigeatalten ,  wurden  von  «re- 
WLsaen  Geschleclitern  schon  einzelne  erbliehe  Berechtigungen, 
welche  nur  einen  Teil  ch-«  Kcchtabegriffeä  ausmachten,  als  8eh]ors- 
geä«e>senlieit  oder  Schlois^«  i^-rliti^^keit  in  Anspruch  -renonünen 
Am  deutlichsten  vollzog  sich  dieisc  Entwicklung  in  Wolgast,  wo 
es  von  vornherein  mehr  Öcliloügeöessene  gegeben  hatte.  W  eil 
sie  hier  nicht  von  den  Ämtern  abgesondert  waren«  blieben  der 
unmittelbare  Gerichtsstand  vor  dem  Hofgerichte,  die  Einladung 
zum  Landtage  durch  eigene  Briefe  und  dergieichen  nahezu  ihre 
einzigen  Kennzeichen,  bis  im  Laufe  des  siebsehnten  Jahrhunderts 
jeder  auch  nur  für  seine  Person  EximiertCi  wahrscheinlich  auch 
jeder  L>.indrat  und  Hauptmann  sehlot'sgesessen  hiels,  und  ihre 
Bedeutung  damit  zurücktrat,  in  der  Zeit  freilich,  da  der  ür- 
6prun<^  ihrer  Rechte  noch  nicht  verblafst  war,  garantierte  ihnen 
ihr  Reiehtum.  ihr  Besitz  der  LandcöburgcD  und  ihr  Ansehen 
gegen uljcr  dem  ilote  wie  in  der  jMitte  der  htinde  eine  bevor- 
zugte Stellung;  und  olt  genug  haben  sich  die  Fürsten  so  gut 
wie  der  Adel  und  die  Städte  je  nach  der  augenblicklichen  Lage 
darauf  berufen,  dab  die  Zustimmung  der  vornehmsten,  ver- 
stiindigsten  und  tapfersten  unter  den  Vasallen  zur  Gültigkeit 
eines  jeden  Beschlusses  von  nöten  sei.  Da  sie  sich  aber  nur 
gleich  Freiherren  acliteten,  nicht  auch  so  nannten,  so  konnten  sie 
im  Ceremoniell  der  Landtage  keine  äufseren  Ehrenzeichen  in 
Anspruch  Innen,  vor  allen  Dingen  nicht  mit  dem  lierrenstande 
zusammen  eme  eigene  Kurie  bilden-. 

Die  thätigste;  Rolle  auf  <len  Landesversammlungeu  spielten 
die  meiät  zu  zweien  erscheinenden  \'ertreter  der  Städte,  deren 
Auswahl  d&a  Magistraten  zwar  freistand,  zu  denen  sie  aber  in 
der  Regel  einen  ihrer  Bürgermeister  und  ihren  den  Herzögen 
meist  yerhafsten  Syndikus  «rkoren.  Die  Bauerschaft  blieb  völlig 
un vertreten.  Die  in  Ijauenbnig  und  Biitow  vorkommenden 
Freien  dürften  wenigstens  das  Recht,  Beschwerden  einzureichen, 
gehabt  haben. 

Resonderen  \A'ert  legten  die  Stände  auf  die  Teilnahme  der 
höheren  Beamten;  fiir  ausgeschlossen  galten  da^^e2:en  alle  Aus- 
länder. Diese  Bestimmung  ist  aber  bei  der  steigenden  Über- 
handnähme des  Beamtentums  sowohl  von  den  Städten,  denen 
man  mit  Rücksicht  darauf  die  Besetzung  ihrer  Syndikate  mit 
Ausländem  verbi^en  wollte,  als  auch  im  siebzehnten  Jahrhundert 
wenigstens  einmal  von  den  Herzögen  durchbrochen  worden,  als 


^  Betr.  dadurch  entstehender  Unklarheiten  vgl.  St  T.  97  Nr.  77 

f.  dl  t\ 

'  Kantsow,  hochdeulseh  1841»  365.  Doch  nennen  die  Abachiede  sie 

zuweilen  hesonders  (1556  HI.  25.  als  viri  nobiles  I^ohlen,  .Mscr.  III,  29 
f.  ä4j;  amgekekrt  zählen  nicht  einmal  die  PHiaeuzlisten  sie  gesondert 
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ihnen  die  »Stände  (]ie  (Tf>n(')t:iiii;iing  t'Ur  die  Annahme  eines 
fremdländtöchen  bpreciierd  abtroUteD^. 

War  die  T.aTid^cliaft  zur  gegebenen  Zeit  vrrsammelt,  so 
luden  die  herzogliciicn  l\äte  wohl  mich  die  »Süidtt:  treimdlich  ein. 
gleich  den  Priilaten  und  den  L'ittern  Platz  zu  neliinen,  aber  so 
Ott  die  Fiirsten  zugegm  waren,  blieben  die  bürgerlichen  Gc- 
Bandteu  dennoch  ehrerbietig  bteheu.  Sobald  die  Vollmachten  gepi  ul  i 
worden  waren,  die  Räte  auch  für  den  Fall,  dafs  die  Hmöge 
den  Landtag  nicht  persönlich  leiteten,  den  Ständen  ihre  Beglau- 
bigungsschreiben vorgelegt  hatten,  übernahm  die  Regierung,  in 
deren  Bezirk  die  Zusammenkunft  tagte,  den  A'orsitz.  Ihr  Kansler 
eröffnete  die  Sitaun^  mit  dem  Vortrage  der  Proposition,  deren 
Wortlaut  von  den  Hof-  und  Landräten  jedes  Ortes  sowohl  ge 
sondert  als  gemeinschaftlich  vorher  durchbcraten  worden  war 
und  deren  Begründung  dem  Kanzler  des  anclfff^i  Ortes  zukam 
Hatte  die  Ke^ierung  darauf  den  JStitnden  insgesamt  oder  bei 
Angelegen heiten  von  politischer  Bedeutung  einem  engeren  Aus- 
schusse genügende  Erklärungen  gegeben^  und  hatte  der  Hoi- 
marschall  als  PrSsidttit  der  Versamnilung  noch  die  eine  oder  an- 
dere  angesehene  Persdnlichkdt  um  ihre  MeinungsäuTserung  ge- 
beten, so  zogen  sich  die  Stände  zur  geheimen,  knrienweisen  Ver^ 
handlung  zurück*.  Die  Reihenfolge,  in  Icher  die  proponierten 
Punkte  und  die  (Jravamina  der  Stände  oder  einzelner  Personen 
beraten  wurden,  war  nicht  immer  dieselbe,  weil  die  Herzö^^o  ihre 
Steuerforderungen,  die  Ständ(;  ilirc  Gravamina  bevoi-zuL't  y.u  sr^ht  n 
wünschten;  nur  darüber  war  nuin  sich  einig,  dafs  die  gcisthchen 
Sachen  allewege  den  Vorrang  hatten. 

Nachdem  sich  der  oppositionelle  Trotz  der  Stünde  hinter  ver- 
schlossenen ThUren,  durch  welche  der  Regierung  kein  Eintritt 
anstand,  seinen  Weg  auis  freieste  gebahnt  hatte,  besafsen  von 
Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  weniger  Leute  den  Mut,  in  der  Gegen- 
wart der  Herzöge  dem  Willen  des  einzelnen  Standes  oder  sähst 
der  gesamten  Landschaft  einen  noch  so  gewüldten  Ausdruck  zu 
verleihen.  Wilhrend  es  noch  in  den  vierziger  und  fünfziger 
Jahrf^n  für  die  altüberkommene  Pflicht  der  Prfllaten  oder  an  ihrer 
Statt  des  Adels  galt  '^.  die  Antwort  aller  Stände  aid'die  Proposition 
vorzutragen,  erwies  sieh  von  da  al)  die  Suche  nach  emem  Orator 
als  so  ergebnislos  und  die  seit  15lib  geplante  Anstellung  eines 


>  Briefe  und  Verbaiidlungen  1612  VI.  u.  Vif..  W.  T.  39  Nr.  58 

y.  i-rii. 

2  Instruktioiieu  1619  VI.  5.  u.  1020  IV.  22.,  W.  T.  39  Nr.  63  u.  St. 
T.  91  Nr.  9(3  V.  1. 

•  Lehneide  Gramer  ],  190,  Dähnert  IV,  942. 

*  Ein  Beispiel  dafiir  Cadebusch  II.  94. 

"  St.  T.  94  NY  7  f.  'JJ.  X:ieh  Dähncrt  IV.  491  —  la?-^  VlU.  30.— 
wechselten  die  Stände  vor  alter:*.    Fiiedeboru  II,  43,  47,  4b. 
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•tHodischen  Syndikus  als  so  unmöglich^,  dafs  man  gezwungen 
war,  die  Erwiderung  auf  jede  regierungsseitige  Erklärung  schrift- 
h\!i  MUszuarbeiten.  Du  die  Stünde  bald  auch  die  Herzöge  zur 
schnillichen  1  Überreichung  ihrer  jMitteiluTigeii  aus  Milstrauen  an- 
hi«  lten,  niiilöte  man  sich  auf  einen  sehr  lästigen ,  oft  sechs-  oder 
.siebenmal  notwendig  werdenden  schriftHchen  Verkehr  beschränken, 
an  welchem  die  Thatsache  nichts  änderte,  dafs  die  fertigen  iSotcn 
TOD  den  Parteien  in  gemeinschaftlicher  Sitzung  verlesen  zu  werden 
pflegten. 

Ftlr  die  Regierung  kam  ee  ebenso  darauf  an,  dieses  lang- 
wierige Verfaliren  zu  verkürzen,  wie  es  der  ständischen  Politik 
entsprach,  die  Verhandlungen  hinauszuzögern,  weil  die  Unter- 
haltskosten der  Vasallen  den  Unterschied  zwi  <  hon  der  herzog- 
licl)"n  Steuerforderung  und  dem  Angebot  der  Landschaft  sehr 
bald  auszugleichen  drohten 

Von  vornherein  gingen  die  Stände  darauf  ein,  alle  grulseren 
Fragen  der  Landesgesetzgebung  Ausschüssen  zu  übcrhisseu,  deren 
Kern  die  angesehensten  Schlofsgesessenen  zu  bilden  pflegten.  Sie 
billigten  es  auch  in  der  Kegel,  dafs  die  Herzöge  die  Zahl  der 
Tei&ehmer,  diese  selbst  und  den  Tag  der  Zusammenkunft 
bestimmten^,  und  waren  es  zufrieden,  sofern  sie  insgesamt  nur 
die  Grundzttge  genehmigt  hatten,  dafs  die  Beschlüsse  der  Aus« 
Schüsse,  ohne  noch  einmal  an  den  Landtag  zurücksugehen,  nur 
durch  eine  verstärkte  Kommission  verabschiedet  wurden.  In 
dif'«<'n  verordneten  Ausschüssen  war  eine  Einrichtung  von  aufser- 
onlentlicher  Bedeutung  geschaffen:  denn  aus  ihrer  Mitte  sind 
alle  die  (iesetzc  hervorgegangen,  in  denen  sich  das  staatliche 
Leben  Pommerns  während  eines  Jalirininihnts  darlegte;  weder 
der  Gegenstand  der  Freundschaftsbezeugungen  noch  der  Feind- 
Seligkeiten  der  Regierang,  haben  sie  sich  unbehindert  ihren  Auf- 
gaben widmen  können  und  ungleich  mehr  geleistet  als  das  immer 
waiwende  KoU^um  der  Landräte, 

Dagegen  haben  sich  die  Herzöge  im  gprofsen  und  ganzen 
▼ergebene  bemttht,  ihre  Städte  zur  Ausstellung  unbedingter  Voll- 
machten für  ihre  Gesandten  ohne  vorherige  Kund^^ebung  der 
Proposition  zu  nötiir^n  ^ .  so  dafs  die  Bür^ersprachen  non]  um 
die  Mitte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  ihr  Begehren  zurUckzu- 


*  Abschied  1585  X.  9.,  St.  T.  94  Nr.  59  v.  I.  Um  keinem  Fremden 
die  G^ebeimniBse  in  den  Mund  »lecken  zu  mUsaen,  wQnschteti  die  Ober« 
tinnehmcr  1502  XII.  2.  einen  Hofgeriilit.-iprokurator  zum  Orator,  Nr.  72. 

*  1544  III.  12.  lafst  der  Herzo^'^  ilm  Ständen  die  Verordnung  in  den 
Polizeiau80churs,  „auf  das  nicht  an^^vst  lm  wurde,  als  wolthe  m.  g.  H. 
einem  teil  inher  dan  dem  andern  beipllic  htcn, "  St.  T.  94  Nr.  9  f.  34,  iilni- 
lich  1'^^  \r.  44.  Eine  hnb^ehe  Schildcrttug  der  AuucbuÜBtbätigkeit  bei 
Geotzkow,  13.  St  XX*,  7.    Vgl.  S.  25. 

*  Senr  sekaif  fofderts  Jonann  Fr.  Id8d  VI.  7.  die  commissio  gene» 
ralis  nach  gleich  bdgdegtem  WorÜaat,  damit  psriert  werde,  St  T.  94 
Nr.  66  V.  I. 
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weisen  vermochten  ^  Die  Deputierten  haben  dementsprechend, 
mimentlich  seit  der  Yer8chärt'iin«r  der  Gegensätze,  die  öteuervor- 
lagen  nur  auf  Iliuterbringuug  augenommen. 

Noch  viel  weniger  haben  sich  die  städtischen  Vertreter  dazu 
verstanden,  ihre  instruktiunen  bei  Beginn  des  Landtages  der 
Regierung  auftEubändigen,  damit  dieselbe  bei  den  Verbandlangea 
im  weseiitlicbeo  dort  aDfangen  konnte,  wo  sie  meiatena  aufzuhören 
gezwungen  war*. 

Kaum  minder  als  die  Städte  rechnete  die  Ritterschaft  auf 
die  Dauer  der  Versanindungen,  wenn  sie  sich  trotz  aller  Voll« 
machten  der  Daheimgebliebenen  Ta^^  ajtfTag  ihrer  Verantwortung 
nicht  gewachsen  fUhlte.  Immer  waren  ihr  gar  zu  wonjire  da.  so 
dafs  ihr  der  erzürnte  Iderzofc  endheh  einmal  zum  Bciweis«  des 
Geg'enteils  die  Futteriisien  früherer  1  Landtage  vorzulegen  bef-ihl*. 
Diesmal  behauptete  sie,  es  wären  keine  oder  zu  wenige  Land- 
rate anwesend;  liann  wieder  lehnte  sie  jede  Beratung  ab,  solange 
die  Prttlaten  an  ihnen  nicht  teilnähmen  ^ ;  und  half  dann  gar  kein 
Mittel  mehr;  so  verritt  sie  insgemein  oder  in  genügender  An- 
aabi. Aber  immerhin  bewies  sich  ilir  Widersprueh  doch  nur 
selten  so  beharrlich,  dafs  die  städtischen  Vertreter  sich  leider  nach 
den  Vorderst^nden  richten  zu  müssen  erkUlrten 

In  richtiger  Erkenntnis  hat  daher  der  dritte  Sümd  seinen 
Einflufs  weit  wenij^er  zu  Gunsten  einer  bedinf^un^slosf-n  ( >pposi- 
tionspoUtik  der  Landschaft  als  auf  ein  engeres  Zusammenwirken 
und  geschlosseneres  Aut'tretfn  der  Stünde  unter  stei;L;endem  Aus- 
Bchluf's  der  Regierung  von  den  Verljandlungen  geltend  gemacht. 
Die  Herzöge  mufsten  sich  daher  immer  mehr  unter  den  ihnen 
sunächst  stehenden  Ständen  nach  Bundesgenossen  und  Geschäfts- 
trägern umsehen. 

Es  war  das  von  um  so  gröfserem  Werte,  als  das  erste  Votum, 
welches  die  Prähiten,  und  &lls  sie  fehlten,  die  adligen  Land* 
stände*^  abgaben  von  ausschlaggebender  Bedeutung  werden  konnte; 
denn  kaum  anders  als  auf  den  Reichstagen  wird  sich  der  Ge- 
8eh;ifts<?ang  geregelt  haben  ,  indem  die  endliclie  Antwort  auf  die 
lurailiche  Proposition  zm  rst  von  den  Prälaten  eul werten  und  dann 
den  beiden  andern  Kurieu  zur  Entscheidung  vorgclcc:t  wurde. 
Die  Städte  nennen  es  gelegentlich  einen  alten  Gebrauch,  dals  der 
▼ornehmste  der  anwesenden  Stände  „etwas"  tot  den  anderen  ab- 
stimme und  darauf  die  Antwort  der  ganzen  Landschaft  cum 


>  Pyi  II,  58;  Ga<lebu8ch  Ii,  i>S. 

«  St.  T.  94  No.  17  f  89. 

«  Wolgast  1571  W.  'i\  :i9  Nr.  26. 

*  X.  20  25.  St.  T.  94  Nr.  9-;  mo  TX.  \V.  T.  .S'J  Nr.  9«  v.  I. 

<^  i'hiiipp  instruiert  1560  I.  die  Kate,  dals  sie  „bej  beider  orter  ge- 
meiner Lancftschaft  von  unsemtwegen  umb  Audieotz  annalteD"  sollen:  St 
T.  94  Nr.  28  f.  120. 

»  Landtag  162a  X.  St  T.  94  Nr.  98,  Hesolution  1626  VL  27^ 

Nr.  100. 
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Vortnii^  hrin«;e.  luv^cliluld Vorbereitung  und  Entsehliefsung  (Ur 
Stiinde  vollzog  sicli  (Icniiiaclj  in  Abwesenheit  der  Kegicrunfj,  deren 
Vensuche,  die  Leituug  der  Vorabütimmuiig  au  «ieli  zu  ziehen, 
acheiterten  ^. 

Sehr  unangenehm  für  die  Herzöge  war  die  Kotwendigkeit 
der  dllstimmigen  Annahme  jedes  Gesetzes  durch  die  Landsoiaft. 

Sie  machten  vei^ebens  geltend,  daf»  der  Ungehorsam  eines 
•Sbindes  den  Ungehorsam  der  anderen  billigerweise  nicht  ent- 
schuldigen knnnte.  Die  Ritterschaft  li.ittc  allerdings  nachgegeben; 
n}>*'v  dir«  Städte  beharrten  darauf,  dafs  :i\\<'  St-indc  für  ein  Korpus 
erachtet  würden,  und  nur  diejenigen  Voriagen  Gesetzeskraft  er- 
lan<rten .  welclic  die  Zusümniung  aller  vertretenen  Kurien  ge- 
fuiiüeii  liuiitn.  Erst  zu  Beginn  des  17.  Jalirhundert«  und  wir- 
kungsvoller unter  den  alles  umstürzenden  AVirrnissen  des  dreilsig- 
jährigen  Krieges  gelang  es  der  Regierung,  den  Zwang  der  Ein- 
stimmigkeit in  einsEeinen  Füllen  zu  durchbrechen  und  durch  den 
Mehrfaeitsbeschiula  zu  ersetzen.  So  sehr  auch  infolgedessen  der 
fihiflttfs  des  Bürgertums  geschwächt  wurde,  scheint  doch  der  da- 
fiir  gezahlte  Preis,  dafs  das  Fürstenhaus  fortan  als  ein  einfacher, 
gleich  den  andern  Stünden  abstimmender  Stand  in  die  Land- 
schaft eintrat,  ein  gar  zu  hoher-. 

Ihre  gesetzniälkige  (»eltung  erliii'lten  die  Landtagsbeselililsse 
durch  ihre  feierliche  Publikation  in  Ocgenwart  der  Herzt*>;::e  und 
der  Landschaft*.  8iu  wurden  meist  sofort,  nur  im  Notfalle  nach- 
träglich, in  dem  durch  Ubereinkuntt  der  Räte  und  SUinde  be- 
griffenen Landtagsabschiede,, niedergelegt,  auf  Grund  dessen  die 
Ausfährungsbefehle  an  die  Ämter,  St&dte  und  Schlofsgesessenen, 
wo  es  angebraelit,  in  pommarscher  Sprache,  d.  h.  plattdeutscher 
Mundart  ergingen.  Wie  wenig  seine  schriftliche  Feststellung  in 
Gegenwart  der  Stände  vor  Irrtümern  bewahrte,  beweist  1541  die 
Bitte  der  Stiidte  um  noeli malige  Mitteilung  des  vorigen  Landtags- 
abschiedes und  die  Erklärung  der  SchlofsLieseasenen  vom  Jahre 
1540,  dafn  der  ihrem  Krbmarschall  ausgehändigte  Abschied  in 
vielen  1  unkten  abgemindert  «ei.  Da  auch  der  Beschlufs  vonl5G3, 
zuui  Protokollieren  und  Kouieren  der  Verhandlungen  fortan  eigene 
Schreiber  mitzubringen,  dem  Adel  bald  nicht  mehr  genügte,  so 
einigten  sich  die  Stände  15ii8,  zur  besseren  Wahrung  und  Aus- 
nutBung  ihrer  Rechte  wie  zum  Vortrage  ihrer  Notdurft  gemdn- 
sam  &ncn  Syndikus  zu  bestellen.  Sie  wufsten  freilich  bei  ihrer 
mangeihaften  Organisation,  die  zu  der  dadurch  nötig  weoiienden 
Selbstbesteurung  ungeeignet  war,  den  Entschlufs  vorerst  nicht 
aus-  und  nachher  nicht  durchzuführen^. 


>  Grav.  1610  iV.  '6.,  W.  T.  39  Nr.  4<S,  bewillifjt  lül 4,  Dähnert  I,  Ü2«. 
-  „Drei  Vota,  nttmlich  dea  Landeafiirstcn,  der  Prulaton  «nd  Ritter> 
tcbaft  machen  unz weifen tlich  die  inaiora";  163:^X1.30.,  W.  T.  39  Nr.  122. 
*  Daboert  I,  628  f.    Vgl.  Abschied  lo44  III.  16.  'fst.  T.  94  Nr.  7. 
«  Ottbnert  I,  512,  IV,  501;  B.  St.  IV»,  42.  Sehwarts  809.  Noch 
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Die  Landtage  der  Jahre  1644 — 1655. 

Unter  den  eben  geschilderten  Formen  vollzogen  nch  die 
Landtage,  sei  es  allein  in  Wolgast  oder  allein  in  Stettin  oder  üir 
beide  Orte  gemeinsam,  seit  1544  fast  Jahr  fiir  Jahr.  Diejenigen 
der  ersten  zwölf  Jahre  lassen  sich  schlechthin  als  Steuerbewilli- 
gungstage kennzeH'linoü.  weil  sie  «11c  nnrleren,  das  politische  und 
sociale  Leben  beriilireiulen  Fragm  v(  i  nachlässifrten. 

Als  der  so  bedeutungsvoll  geworden«'  Aussehuistag  im  Januar 
1544  zusammentrat,  war  die  Kinsamniluu^  der  im  Sejitember 
1541  vou  dem  iStettiner  Orte  zugesagten  Steuern  soeben  beendigt 
Sie  war  drei  Jahre  vorher  unter  gröblichen  Rechtsverletzimgen 
von  selten  der  Regierung  begonnen  worden.  Während  Barnim 
von  den  mächtigen  Städten  und  Landvogteiadligen  dnfiush  die 
Zahlung  der  einseinen,  von  der  Türkensteuer  mögliclierweise  noch 
aussiehenden  Beträge  erbeten  liatte,  hatteer  der  politisch  schwächeren^ 
polnischen  Ritterschaft  Lauenburgs  und  Bütows  die  nochmalige 
Reichung  des  gesamten  Schos>Hs  drohend  nahegelegt,  «geradezu 
brutal  aber  den  rechtlosen  l>auern .  die  ihren  Anteil  längst  ent- 
richtet hatten,  erklären  lassen,  daiis  es  ihm  nicht  passe,  sie  vou 
der  erneuten  Zahlung  zu  befreien 

Philipp,  der  es  stets  vorzog,  durch  sparsame  Wirtschaft  die 
Kosten  seines  HaiuhaltB  und  der  K^erung  zu  dedLen»  dtkrfte 
unterdessen  nur  einmal,  im  Jahre  1542  oder  1548,  einen  aufser- 
ordendtchen  Landschatz  begehrt  haben;  doch  die  häufigen  Reichs- 
steuern zwangen  auch  ihn  sur  jährlichen  Einberufung  der  Stände. 

Der  Speirer  Reic  hstag  hatte  1542  eine  umfassende  Forderung 
des  Kaisers  bewilligt.  Neue  Geldnöte  Karls  veranlafsten  den 
mifslungenen  Ausschufstag  zu  Treptow  und  einen  mvht  weniger 
erfolglosen  gemeinen  Landtag  im  März  1544.  Die  Härte  und 
der  Eifer,  mit  denen  der  gemeine  Pfennig  von  1512  durch 
die  Herzöge  eingetrieben  worden  war,  liatten  vielleicht  nicht  nur 
den  boshaften  Bercluuanu  auf  den  Gedanken  gebracht,  dafs  von 
den  Reichfi»t^ern  nicht  allni  viel  bis  in  des  KaiMrs  Kasae  drism 
Auch  den  im  Juni  mi  Speier  angenommenen  gemdnen  Pfennigrei(£te 
die  Landschaft  nur  mit  so  zähem  Widerwillen,  dafs  die  Herzoge 
sich  veranlafst  sahen,  die  Berabsetzung  der  pommerschen  Reichs- 
steuerquote zu  betreiben.  Auf  dem  Wormser  Reichstag  gelang 
1515  die  Minderung  des  herzo^ilichen  Anteils  um  V*,  des  stii- 
tischen  um  Va;  langwierige  weitere  Verhandlungen  wurden  be- 
gonnen, dürften  aber  ergebnislos  geblieben  sein-. 

Der  vorsiefnige  l'arnim  hatte  sieh  anf  die  erste  Kunde  vou 
dem  iSpeierer  l^fennig  zunächst  am  10.  IX.  1544  einen  Fräulein- 


im  sechzehnten  Jahrhundert  wurde  ein  Syndikus  f&r  alle  Stände  einaniit; 

ca.  1620  erhielt  jeder  Stand  seinen  eigenen. 
>  St.  T.  94  Nr.  2  f.  12-17. 

s  St.  T.  28  Nr.  28  t.  II;  vgl.  1585  Dähnert  I,  564  f. 
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achoJs  sur  Ausatattung  seiner  Tochter  Maria  für  Lichtmefs  1545 
versprechen  laBseii,  worauf  er  im  Januar  die  widerspenstigen 

Stände  ohne  weiteres  zur  Einliefmmg  der  Rciehssteuer  zwang'. 
Philipp  dagegen  \var  sofort  an  die  Ausführung  des  Reichsab- 
schiedes gegan^^t  n ,  mit  der  er  die  Erhebung  der  Fräuleinsteuer 
und  der  noch  ausstehenden  Haltte  des  TUrkensehatzes  von  1543 
verband'-^.  Dennoch  wurde  es  154(5,  ohne  dali>  der  gemeine 
Pfennig  völlig  eingebracht  war.  Erst  der  schmalkaldische  Krieg 
spornte  den  Eifer  der  HerzOge  aufe  neue  an,  &üc  den  es  besdch- 
nend  ist,  dals  Philipp  sich  noch  am  19.  Juli  1546  mit  seinem 
fklrstUchcn  Eiinkommen  an  der  Spitze  der  Rückständigen  befand  K 

Alle  von  1542  bis  154(5  gereichten  Schösse  standen  unter- 
einander im  Zusammenhang  und  haben  in  wichtiger,  wenngleich 
in  mancher  ITInsicht  wenig  nachhaltiger  Weise  auf  die  Entwicklung 

pommerschen  Stenerwesens  eingewirkt 

Die  Teilungsvertrage  von  und  1541  hatten  nur  die 

Verteilung  der  Steuern  auf  die  einzelnen  Lanih  sbezirkc  in  An- 
griÜ'  genommen.  Jeder  von  den  Gesauitütiinden  bewilligte  Öchola 
sollte  auf  das  ganze  Herzogtum  gleichmäisig  verrechnet,  seine 
Erhebung  jedoch  der  sustondigen  Landrenterei  tlberlassen  werden. 
Die  Fraoleinsteuer  sollte  darauf  der  Brautvater  an  sich  nehmen, 
die  Reichssteuer  gemeinsam  an  die  kaiserliche  Kasse  abgeführt 
und  ein  etwa  sich  «  rgebc  nder  Überschu  "s  ebenso  wie  jeder  Land- 
schatz unter  die  btiden  Herzöge  ohne  Rücksicht  darauf,  dafa 
\Volc:ast  weniger  beitrug  als  Stettin,  verteilt  werden.  Fr 'ii^estellt 
war  den  Regienmjen,  von  ihren  Sonderlandtagen  nn  tiir  ihren 
Ort  auszusein  ' 11 H  Il  de  Steuern  „durcli  Bitte  oder  aiuieie  Wege" 
zu  erl?inp:fn  und  iur  sich  zu  verwenden.  Das  Kamminer  Dom- 
kapitel wurde  zu  den  Steuern  des  ganzen  Landes  voll,  in  halber 
Hohe  zu  allen  anderen  herangezogen* 

In  das  Steuerverfahren  griffen  erst  die  gemeinen  Pfennige 
von  1542  und  1544  ein.  Sie  natten  vor  dem  ortsüblichen  Hufen- 
und  Häuserschosse  voraus,  dafs  sie  viel  weitere  Kreise  trafen  und 
eine  gerechtere  Verteilung  der  Lasten  ermöglichten.  Die  Stände 
hatten  schon  1531  einmal  einen  gemeinen  Pfennig  beschlossen, 
üich  ir>rloch  damals  nur  den  ersten  Vorzug  zu  Nutzen  gemacht 
und  auch  ihn  nur  insofern,  als  er  ihn  n  persönlielien  Vorrechten 
keinen  Eintrag  that.  Für  die  bis  daliin  schon  Steuerzahlenden 
behielten  sie  die  alte  Schoi'sweise  und  für  die  Kitterschaft  die 
Steuerfreiheit  bei,  veranlagten  aber  neu  die  Dienstboten  und  Tage- 
löhner, alle  zur  Miete  Wohnenden,  die  ledigen  Frauen  und  die 


'  St.  T        Nr.  9  (das  Jahr  bef;in«t  Woilm  i«   ton!  Diihncrt  I,  511  f.) 

"  Für  Wolgaster  Steuern  Pvl  Hl.  182.  dazu  W.  T.       Nr.  1  f.  -1 

»  Hl  T.  a  Ar.  10  f.  272:  W.  T.  So  Nr.  1  f.  30  und  Abgeführt 
wurde  der  Pfennig  vermiitUeb  erst  1548  zwischen  III.  h  und  X.  6.,  W. 
T.  25  Nr.  3  f.  6  und  206. 

*  Anlage  der  ümUi  1531  8t.  T.  95  Nr.  1  v.  1. 
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1542  fUgte  man  die  Geistlichen  ein.  Vielleicht  ist  man  aber 
auch  schon  zur  Verwirklich unir  Her  Vermögenssteuer  üherge- 
gangen ,  indem  nirm  den  Ad(A.  welchor  von  da  ab  der  hittorste 
(regner  aller  gemeinen  i'tennj;ie  wurde,  zum  Verzichte  aut  sein 
Vorrecht  bewo^  und  «las  von  ihnen  selbst  einzuschätzende  be- 
wegliche Veraiögeu  der  privilegierten  Klassen  mit  heranzog  K 

Bereits  begannen  auch  die  Landscbösse  sich  nadi  der  föcK- 
tUDg  der  gemdloen  Pfennige  hin  weiter  asu  bildes;  denn  damals 
asuerst  wurden  auf  dem  platten  Lande  Leute  ohne  jeglichen  im- 
mobilen  ßesita  wie  die  Mtthlenkostkneohte  und  Kuhbirten  mit- 
veranlagt ^. 

Doch  die  Ungunst  der  Zeit  hat  diese  Neuerungen,  welche 
dem  gemeinen  Nutzen  und  dorn  Ftirstenhause  dienten,  weder  vor- 
niclitet  und  von  den  Kinrichtungen  des  liHefissteucrsystems  nur 
jene  erhalten,  welche  die  Landscliatt  zu  siarken  vermochten. 

Noch  im  Jahre  iiatten  die  Herzeige  jefrliche  Tcihiahme 

der  Stünde  auch  nur  an  der  Aufbewahrung  der  Steuerertrage  bis 
zum  Verbrauehe  ale  unertraslich  abgelehnt',  1543  aber  Helaen 
sie  die  SchlofBgeseBsenen  una  vielleicht  auch  den  gemeinen  Adel 
einen  Obereinnehmer  wählen,  gesellten  ihm  einen  Hofrat  als  Re- 
gierungsvertreter und  einige  BUi^er  der  Stadt,  welche  den  Steuer- 
kasten bei  sich  beherbei^te,  hinzu  und  Uberwiesen  dem  so  zu- 
sam mengesetzten  Auöschusse  die  ganze  Verwaltung  und  Uber- 
waehung  des  gereichfeTi  Pfennigs.  l)i(\ses  ( )hereinne1imorkol1oor 
nahm  1544  be-^timmte  i'ormen  an,  indem  jeder  8timd  und  die 
Regierung  je  einen  V  ertreter  in  es  sandte.  In  den  folgenden 
Jahren  wurde  es  trotz  der  Unanneliiulicldveiten ,  die  damit  ver- 
bunden waren,  auch  für  andere  als  Vermögens-  und  lleichssteuern 
berufen.  Verzögernd  iMdrkte  Torztlglichy  dafs  die  Steuertruhe,  da 

Cr  Oberdnnehmer  einen  der  Schlüssel  zu  ihren  vier  SchlOssem 
fs,  nur  in  Gegenwart  des  ganzen  Ausschusses  geOffnet  werden 
konnte.  Weil  nun  stete  Anwesenheit  am  Orle  von  rem  ehreo- 
amtlich  tbätigen  Männern  nicht  Jahre  hindurch  yerlangt  werden 
durfte,  so  mufste  mancher  St  euer  püichtige  wieder  umkehren,  ohne 
sein  Geld  losgeworden  zu  seiii  ^. 

Der  gemeine  Pfennig  von  irv44  hat  der  Landseliaft  auch 
einen  Anteil  an  der  Steuereinsaramlung  in  den  Amtern  verschafft, 
wo  dem  IJentmeister  ein  Adliger  beigegeben  wurde.  Doch  wurde 
die  Ernennung  von  Untereinnelimern  nicht  regelmaibig  wiederholt 

Zu  Beginn  des  Jahres  1547  machte  sich  das  Land  auf 
kriegerische  Verwicklungen  gefafst;  der  Schmalkaldische  Bund 


'  St.  T.  94  Nr.  7  und  ',»:  f  ititor,  so  nit  leicht  zu  schätzen  (unbeweg- 
liche), andere,  so  zu  schätzen  iliurschatt  und  Vorrat). 

rhilipp  an  das  Domkapitel  1546  XI.  16.,  W.  T.  89  Nr.  9. 
^  Iii'^truktloii         XII.  s.,  JJohIrn  Mscr,  99. 
*  Notizen  namentlich  W.  T.  3ö  Nr.  1, 
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war  jreschlagen,  und  Kurfürst  Joachim  von  Brandenburg,  dessen 
Vorteile  die  Festsetzung  der  Habsburger  an  der  Ostsee  zuwider 
war,  dem  Kaiser  auf  die  Dauer  nicht  gewaclisen.  Ks  ereignete 
tich  nun  das  itir  jene  Zeit  bezeichnende  Schauspiel,  dafs  diese 
Monate  der  höchsten  Qefahr  für  das  HemoherhaiiB,  in  denen  man 
alle  Aulnieiksamkeit  auf  das  Ausland  hätte  gerichtet  glauben 
>oll(»n,  zugleich  Monate  der  angestrengtesten  innerpolitischen 
Thtttigkeit  waren.  Die  Stände  begriffen,  dafs  die  Regierang 
wenn  je,  jetzt  in  ihrer  Herzensangst  mit  ihren  Versprechungen 
Ernst  machen  wUrde,  und  behandelten  alle  noch  nicht  ahi: estoll ten 
Heschwerden  mit  dem  höchsten  Nachdruck.  Wie  richti;^^  sie  ge- 
rechnet hatten,  bewies  insbesondere  der  kriifti<z;e  Anlauf,  der  l."»47 
zur  Abstellung  der  kirchlichen  Meinungsverschiedenheiten  ge- 
nommen wurde. 

Mit  den  geistlichen  Gutem  war  seit  12  Jahren  arg  gehaust 
wordoa,  wobtt  Fitarttenhaus  und  Stttdte  den  Löwenanteil,  der 
Adel  und  die  junge  Kirche  wenig  davongetragen  hatten.  Die 
arnung  Barnims  vor  Entfremdung  des  Kirchenbesitzes  erwies 
sich  als  so  veigeblich,  dais  sich  schon  1544,  vier  Jahre  später, 
niemand  mehr  zur  Verwaltung  der  Kirchkasten  bereit  fand,  weil 
ihnen  fast  alles  Eigentum  abhanden  gekommen  war'.  Auf  den 
Landtilgen  sahen  die  Her/öL^e  die  Antreb  genheit ,  in  welcher  sie 
am  wenigsten  (i rund  zu  einem  t^ut<'n  <iewissen  hatten,  lieber  un- 
bosprochen '- ;  denn  die  heikle  T'raij;»'  der  \'er\vendung  der  Kliister 
War  1  .")39  nur  vertogt,  nicht  verabschiedet  worden.  Als  sich  eine 
Auseinandersetzung  darttber  nun  nicht  mehr  vermeiden  liefs,  setzte 
die  Regierung  ihre  Hoffiiung  darauf,  dafs  sich  die  Stände  unter- 
einander Uber  die  Auiteilung  des  Kloetergutes  nicht  würden 
einigen  können,  weil  der  Adel  es,  als  von  seinen  Ahnen  gestiftet, 
i^r  sich  allein  beanspruchte,  was  die  Städte  nicht  zugeben  wollten. 

Die  Herzöge  schlugen  auf  dem  Landtage  im  Mörz  ir)47  vor, 
die  Nonnenklöster  zugunsten  armer  Mädchen  zu  erhalten ,  die 
Feldklöster  in  Erziehungsanstalten  umzuwandeln  und  zur  Ober- 
aufsicht über  sie  wie  über  alle  kirchlichen  An;xelegenheiten  ein 
Konsistorium  zu  begründen;  bereits  im  Jahre  loli^J  hatten  sie 
von  der  Errichtung  eines  solchen  als  festbeschlossener  Thatsache 
gesprochen.  Aber  die  Ordnung  des  Punktes,  an  welchem  schon 
1544  alle  Verhandlungen  gescheitert  waren :  ob  nur  Töchter  ad- 
liger oder  auch  bürgerlicher  Familien  Aufnahme  finden  sollten, 
Wurde  einer  späteren  Zeit  überlassen,  womit  die  ganze  Reform 
in  sich  «isammeDfiel^. 


>  Uähnert  II,  575.  Verhandiuiipon  VA4  III.  St.  T.  9t  \r.  7  f  78. 

•  Die  Worte:  „auch  des  kirchenguta  inn  ferner  Bchuu  uuil  hant- 
hhhung  zu  bringen*  sind  im  Auwchroiben  1541  VII.  20^  Üt  T.  94  Nr.  2 
i,^  iiachträß^lich  gestrichen. 

»  St  T.  94  Nr.  12  f.  87  f.,  Nr.  24  v.  III  f.  170,  auch  Nr.  7  f.  72. 
Cramer  III,  116. 
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Das  eben  war  die  Absicht  der  Rpiriening,  welche  ebenso, 
wie  die  Landschaft  auf  die  Dauer  der  (ictahr,  auf  ihr  Vorüber- 
gehen rechnete.  Ehe  sie  aber  aufatmen  tliii  fte,  war  ihr  noch  eine 
schwere  Demtltigung  beschieden.  Während  bei  der  aUgemeinen 
Kriep;6forcht  sogar  Ädd  und  Städte  gemeinflam  Schutswälle  auf- 
warfen,  fand  PhtUpp  die  Thore  des  tuaftvoU  rüstenden  Stralsund, 
hinter  denen  er  Sicherheit  suchte,  für  sich  TerBchlosaen;  der  Hafs 
Bogislavs  X.  gegen  die  mächtige  Stadt  trag  zum  ersten  Male 
bittere  Fnidite. 

Bald  darauf  trat  die  Aufgabe  an  cli*"  l^egierung  heran,  auf 
dem  Sc] »tomberlandtage  154^  ihr  Volk  für  die  1  ntcrwerfungs- 
bedi?ii]^uniren  Karls  V.  zu  gewinnen.  L>ie  I  jutlihrung  des  In- 
terims wurde  allerdings  kaum  bekümpft;  vielmehr  wünschte  jede 
Tariei  die  Verantwortung  auf  die  anderen  abzuwälzen  uni  in 
kluger  Berechnung  gegenüber  den  Reden  der  heifsblUtigen  Prä- 
dikanten  sich  taubie  Ohren  zu  bewahren.  Aber  ernstliches  Kopt^ 
zerbrechen  bereitete  allen  die  auferlegte  Bufse  von  200000  Gulden. 
Ihre  Aufbringung  durchzusetzen  waren  tlie  Herzöge  entschloaseD, 
gleichviel  ob  tde  dieselbe  wirklich  an  die  kaiserliche  Kammer  ab- 
führen mufsten,  oder  sich  selbst  dadurch  in  den  Besitz  reicher 
C  eidmitte]  setzten'.  Eine  ilhnlleh  hohe  Steuer  Forderung  war  noch 
niemals  an  das  I^iind  herangetreten,  und  es  war  nicht  abzusehen, 
wie  sie  nach  dem  üblichen,  ungelenken  und  ungerechten  Verfahren 
aufgebracht  werden  sollte. 

Dal's  es  im  vollen  Ciutang  zu  geschehen  hätte,  selbst  wenn 
der  Kaiser  sich  zu  einer  ansehnlichen  Linderung  bewegen  liefse. 
darüber  wurde  man  sich  schon  in  den  Vorverhandlungen  einig, 
weil  Stände  wie  Regierung  damals  die  Bildung  eines  grofsen 
Steuervorrats  lebhaft  ins  Auge  gefafst  hatten.  Bereits  eine  im 
Herbste  1546  bewilligte  Steuer  zur  Abwendung  der  Krieirgnot 
war  ein  Versuch  dazu  im  kleinen  gewesen.  Es  ww  die  Hott'nnng 
der  Herzöge,  dafe  die  Landschaft  sich  fortan,  wenn  das  nötige 
Geld  bereits  vorhanden,  leicht-r  zu  Sehuldentilgungen  entschlielscn 
möchte;  die  Stände  dagegen  überlegten,  da's  sie  mit  Hilfe  dea 
Vorrats  die  Errichtung  eines  dauernden  stiindisihen  Steu  erver - 
waltungsauisschusöes  erzwingen  könnten ,  weil  das  Amt  der  von 
ihnen  zur  Einnahme  der  Steuer  beauftragten  Obereinnehmer  erst 
mit  der  A'erausgabung  des  Vorrates  erloschen  sollte. 

Wie  sehr  man  aber  auch  darin  übereinstimmte ,  dafs  die 
200000  Gulden  zu  rei*  Im n  seien,  so  gingen  doch  die  Ansichten 
über  das  \\  ie  des  Autbringens  auseinander.  Herzöge  und  Städte 

f)lanten  eine  Umwälzung  des  alten  Landschofssysteras.  Sie  ent- 
ehnten  von  dem  geraeinen  Ptennig  die  Verbindung  von  Hufen- 
und  Haus-  mit  der  das  Kinkonimen  aus  der  gegenwartigen  Arbeit 
wie  dem  Kapital  treffenden  Vermögenssteuer  und  aulserdem  eine 
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tief  eiDschneldende,  wenngleicli  noch  etwas  mechanische  Autliebung 
des  adligen  Steuerpiivilegs.  8ie  sollte  den  Anteil  des  platten 
Lan'lea  an  der  GesamtsuDUne  zur  Hälfte  auf  die  Schultern  der 
Gutaherrn  legen*.  Dieser  \  orschlag  stiels  aber  auf  den  er- 
bitterten Widerspnich  der  Prälaten  nnd  Ritter,  welche  ihn  zwar 
„aü  im  selbst  nicht  ungleich" ,  aber  dem  Brauche  des  eigenen 
and  der  Nachbarlftnder  durduuu  stawider  fiinden.  '  Sie  DMunea 
Anatofs  daran,  dafs  sie  gleich  ihren  Bauern  tragen  sollten ,  und 
die  Bestimmung  ihres  Anteils  nicht  dem  guten  Herzen  des  ein- 
seinen  überlassen  wurde.  Ebensowenig  gefiel  ihnen  die  Zumutung 
einer  wahrheitsgetreuen  Selbsteinschätzung,  weil  ohne  Zweifei 
niemand  von  den  immer  klagenden  GutslK^rren  sich  seines  Ver- 
mögens gern  entblöl'sen  würde;  doch  wollten  sie  auch  von  einer 
amuichen  Einschätzung  mciits  wissen,  weil  das  ganze  Erhebungs- 
^^enchäft  infoltre  des  Widerspruelis  der  ungerecht  Taxierten  rasch 
ini  .Siuckeii  geraten  müfste.  Unbedmgt  hielten  sie  an  dem  Ilut'en- 
und  Häuserschosse  fest.  Dag^en  nun  wehrten  sich  die  6tädte 
auft  h«ftigstey  wenn  nicht  die  Grundtaxe^  des  Schosses  für  sie  so- 
weit heraogemindert  würde»  dafs  sie^  wie  sie  nur  einer  der  drei 
Stande  seien,  auch  nur  ein  Drittel  des  Steuerbetroges  au&ulHringen 
hatten. 

Es  kam  zu  derart  ernstlichen  Auseinandersetzungen,  dafs  an 
f'in  Einverneljmen  so  bald  nicht  mehr  zu  denken  war,  und  die 
Herzöge  anfingen,  mit  jeder  Partei  einzeln  zu  verhandeln  und 
ihre  Hoffnung  auf  ein  gut  durchgeführtes  Doppelspiel  zu  bauen. 

Obwohl  die  Forderung  des  Bürgertums,  dafs  ihm  nur  ein 
Drittel  der  ( Jesamtsumme  zugewiesen  werde,  unbilHg  war,  und 
die  Hegierung  mit  der  Einwilligung  in  die  Zahlung  eines  Fixums 
durch  die  Städte  auf  nahezu  jede  Möglichkeit  emes  Einblickes 
in  die  Gemeindeverwaltungen  Terzichten  muTste,  ^igten  sich 
Barnim  und  Philipp  bereit,  auf  den  Vorschlag  einzugehen;  nur 
stellten  sie  eine  l^ingung,  welche  den  Stildten  den  durch  die 
Herabsetzung  ihres  Anteils  auf  ein  Drittel  erzielten  Gewinn  auf 
ein  gerechtes  Mafs  zu  beschränken  geeignet  war.  Sie  verlangten, 
dafs  der  Ijandsehols  der  Dörfer  und  Hauern,  welche  den  vSt<ädten 
auf  irgend  einen  Titel  hin  zugeh>uten,  nicht  in  das  Drittel  ein- 
geschlossen, vielmehr  gesondt  rt  von  dem  Schofs  der  Bürger  in  die 
Amter  gereicht  werden  sollte.  l)ie  bürgerHchen  Abgeordneten 
bezeichneten  das  mit  liecht  als  eine  Neuerung  -  deiui  sowohl 
1541  wie  1545  hatte  Bamhn  zugekssen,  dals  nität  nur  die  Haus- 
stenern, sondern  audi  von  «den  DOrfem  ihres  Eigentums"  die 
Httfensteuem  unmittelbar  in  die  fürstliche  Kammer  entrichtet 
wurden^.    Jahrelanger  Streit  entspann  sich  darüber. 

Indem  die  Herzö^  aber  den  Stiidten  soweit  en^egenkamen, 
sahen  sie  ein,  dafs  sie  auch  dem  platten  Lande  gegenüber  ihre 

•  2.  und      Antwort,  St.  T.  94  Nr.  l:'.:  Abschied  Dähnert  TV.  444. 
ä  Herz%.'  I.'.4S  IX.  13.,  St.  T.     Nr.  2,  1641  T.  94  Nr.  2,  164Ö  Nr.  U. 
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Forderungen  erraHfsigen  mufsten.  und  setzten  deshalb  den  Anteil 
der  beiden  Vordfrstande  an  der  iSteiior  soweit  herunter,  dals  er 
zu  der  mit  den  (Teincindon  verabredeten  Quote  wieder  im  alt- 
gewoimten,  unbilligen  Verhältni.sse  stand,  Sie  wollten  sich  mit 
der  Einsammlung  einer  achtfachen  Steuer  in  zwei  Zielen,  von 
denen  das  eine  Dreikönigstag  1549  gereicht,  das  andere  möglichst 
lange  hiiiatis^ez()gart  werden  BoUte,  begnügen  und  Torhielaen  auch 
die  Hmnstenung  des  fUrstltchen  Besiteee,  worauf  man  den  Adel 
nodi  weit  sicherer  gewonnen  glaubte  als  das  Bürgertum  ^  Als 
aber  der  Landtagsabschied  am  16.  September  den  Stünden  sor 
Unterzeichnung  vorgelegt  wurde,  waren,  durch  des  Hofmarscballs 
Massow  Versprechungen  sorglos  gemacht,  alle  Adligen  mit  Aus- 
Dahme von  vieren,  welche  iLn  nicht  allein  anzunehmen  wagten, 
verritten. 

Nichtsdestoweniger  wurde  der  Abf^rhied  publiziert,  und  das 
♦SteuerHUööchreiben  mit  Beruf  auf  ihn  erlassen.  Die  Neigung  zur 
Nachgiebigkeit  mochte  im  Lande  zunächst  überwiegen;  e»t  ob 
die  Schlolr^gesesBenen  durch  die  Mitreranlagung  ihrer  bis  dahin 
unbcfitritten  steuerfireien  Stftdllein  und  Flecken  sich  ungerecht  bch 
handelt  glaubten,  begann  sich  ein  Widerspruch  zu  regen.  £r 
scheint  auf  dem  zur  endgültigen  Annahme  des  Interims  zusammen- 
berufenen Februarlandtage  1549  so  stark  geworden  zu  sein,  dafs 
die  ganze  Ritterschaft  am  5.  April  von  Borkenhagen  aus  be- 


nichts  zu  wissen.  Lfin^cT  als  anderthalb  Jahre  und  selbst  in 
der  Pestzeit  des  Winters  iö  U*  5'\  wo  „alle  der  sterblichen  leufte 
halben  sorglich '  waren,  wagLun  die  Herzöge  in  keine  neuen  Ver- 
handlungen mit  den  Adligen  einzutreten,  welche  unterdessen  in 
eifriger  Verbindung  blieben  und  gar  nicht  oder  nur  mtthevoU  zum 
Beeahlen  ihrer  Steuern  zu  bewegen  waren  ^. 

Eindlich  jedoch  wurde  die  Notwendigkeit,  den  mächtigen 
Kaiser  zu  befriedigen,  gar  zu  drängend.  Wie  sich  Stralsund 
1550  zum  Ausschreiben  der  hohen  Steuer  entschlofs,  mochte  das 
Schreien  und  Flnrlicn  c^leich  noch  so  ^^ro\'s  sein,  so  fÜfrto  sich 
auch  der  Adel.  Kaum  aber  war  die  Uciiierung  im  Besitze  der 
Bewilligun^^en  vom  Jahre  1548,  als  sie  auf"  den  Dezember  1550 
einen  neuen  Landtig  berief,  um  neben  mehreren  anderen  Steuern 
die  Aufbringung  des  an  den  200000  Gulden  gebliebenen  Restes 
von  den  Ständen  insgesamt  zu  erbitten. 


'  Die  Rcchminp  war  vermutlich  folgende.    Ein  Landscliatz  trug  im 

Ort  Stettin  1047  nach  St.  T.  9.>  Nr.  1  v.  I   10  228  Guhieu 

davon  die  Städte  4  156  „ 

>1.  f^.  H.  Enipter  tmd  L'ei^fi.  gueter,  dcf  gemeine  Adel  ock  5  016  „ 

Herren  und  SehlofsgiHesf-fne  1  »)d4  „ 

Die  Steuern  der  Städte  x  ^  -  ^^3248  x  2  [W  olf^ast]  —  66496  Ouldeo,  also 
etwa  der  2Ü0OU0  (iuldcn.    Doch  ist  dieser  Bericht  im  Verffleich  zu 

einem  anderen  St.  T.  '.H  Nr.  U4  v.  I  erhaltenen  den  Btädten  ttogänstig. 

*  Die  Schriften  meist  St.  T.  95  Nr.  1  v.  I. 


haupten  konnte 


Digitized  by  Google 


XIV  1, 


115 


Davon  wollten  oun  die  Städte  gn,nz  und  gar  nichts 
wisaeii  und  drängten  nur  um  so  entschiedener  auf  die  Lösung 
der  von  ihnen  au&eworfenen  Prinzipienfragen.    Die  Begriffe 

ordentlicher  und  auiserordentlicher  Landschatz  waren  trotz  des 
häutigen  Gebrauchs  noch  völlig  unklar.  Die  ^'^crtreter  des  liürger- 
tums,  welches  sehr  wohl  fühlte,  daia  der  Unterschied  nur  zu  seiner 
8chädigiin<i  erfunden  worden  war,  haben  bis  1571  häufig  gebeten, 
die  Bezeichnung  fallen  zu  lassen;  sie  gaben  nicht  zw,  dal's  die 
Gruudiaxc  der  auliierordenthchen  Steuern  eine  andere  sein  dürfe 
als  die  der  ordentlichen,  und  beharrten  darauf,  dafs  der  dritte 
Stand  Ton  allen  Steuern  gleichmftfeig  nur  ein  Drittel  su  tragen 
habe.  Auf  eine  Ordnung  dieser  Frage  vermochten  sie  1550  um 
so  eher  zu  drängen ,  als  der  Landtag  auch  über  dne  Fräulein- 
steuer ftir  Philipps  Schwester  bu  beschliefsen  hatte.  Sie  schieden 
aus  Stettin  mit  dem  Gedanken,  einen  vollen  Sieg  davongetragen 
zu  hal)en  :  doch  war  es  niclit  daran,  obwohl  ihr  Krfolg  sehr  an- 
sohnlicii  genannt  werden  konnte. 

Lange  Jahrzehnte  hatte  die  Höhe  der  Fr.iulein>teiier  ge- 
schwankt, bis  .sie  in  den  vierziger  Jahren,  wie  es  seheint,  zu  Un- 
gunsten der  Städte  geregelt  wurde.  Das  Land  entschied  sich, 
da  es  von  nun  ab  die  Töchter  aweler  Herzöge  auszustatten  hatte, 
gemäÜs  d^  Vorschrift  des  Landesteilungsvertrages  dahin,  da(s  es 
Bwar  der  Gleichheit  halber  zu  jeder  Hochzeit  insgesamt,  aber  nur 
mehr  einen  Teil  der  biaherinen  Summe  beisteuern  wollte.  Weil 
indessen  dieser  Beschlufs  allein  der  Ritterschaft  zugute  gekotumen 
sein  dürfte,  welche  ihren  Anteil  an  jeder  Steuer  um  die  Hälfte 
herabsetzte,  während  den  Städten  die  alte  Last  bH('h ,  ward  er 
1550  ein  iWv  alletnfd  geändert.  Die  Landschaft  erkl.irLe,  dafs 
sie  nicht  mehr  insgesamt  zu  jeder  Fräuleinsteuer  beitragen, 
sondern  dem  einzelnen  Orte  die  Sorge  für  die  weibliehen  V'er- 
"'^andten  seines  Fürsten  überlassen  werde.  Es  solle  aber  von  nun 
ab  das  platte  Land  von  der  H^erhufe  je  zwei  Jahre  lang  einen 
Golden  auf  und  ab,  die  stftdtische  Bevölkerung  dagegen  nur  je 
einmal  einen  Gulden  vom  Giebelhause  bezahlen.  Damit  die 
StSdte  jedoch  nicht  gar  su  sehr  bevorzugt  würden,  hätten  sie 
nicht  einen  gewöhnlichen,  sondern  einen  (jioldgulden  oder  aufser 
dem  g^wölinlieh<'Ti  ein  entsprechendes  Aufgeld  zu  erlegen 

Wenn  der  dritte  Stand  aber  im  Verlaufe  eines  sich  au  den 


>  F6r  die  Ittrsflichen  und  geistlichen  BaDeni  trat  zu  der  FräiUeiii- 

Btütter  die  nicht  geringe  Küchen-  oder  Ileimtahrt^^ßteuer,  welche  in  Natu- 
mlien  geleistet  wurde.  Erst  fj:ogeii  Kndo  des  Jahrhundorts  wurde  auch 
(leld  genommuu^  uur  Hafer  ward  nicht  abgelöst  (löss  IX.  7.«  St.  T.  76 
Kr.  1).   Sie  wurde  nicht  als  Staatssteaer  betrachtet,  weil  auch  Adlige  sie 

mit  Erlaubnis  des  Ilor/.o^a  erheben  durften,  und  sie?  nicht  von  der  lto- 
oieincu  Ivundschaft  bewilligt  und  ^etrapcin  wurde  (liurninis  Instruktion 
V}bfi  III.  17.,  \V.  T.  '.V)  Nr.  :3  4).  Sie  war  wohl  mich  Äuitcru  verschieden 
(liügenvvalde  und  Satzig  irw7  Vlll.  ;U.,  St.  T.  76  Nr.  3»  Alten-Stettin 
1Ö57  VilL       Nr.  2»  Jaaenits  lbS6  Nr.  7). 
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Landtag  auschliefsenden  „spitzigen  und  ungebührlichen"  Brief- 
wcclisels  h^-liauptete,  dafa  ihm  die  gleiche  Be^^ünstigunf^  von  den 
Fürston  tiir  alle  Steuern  zugestanden  worden  »ei,  so  konnte  die 
Regierung  da«  mit  einem  i^ewissen  Rechte  als  eine  frevelhaf  te  und 
ungereimte  Deutung  ihrer  Erklärung  bezeichnen,  weil  es  mit  ihrer 
auf  dem  Landtage  vollzogenen  völligen  Rückschwenkung  iu»  Lager 
der  Vondentände  unyereiDbar  war.  Die  Untersch^ung  zwischen 
ordentlichen  und  aufserordentlicben  Schössen  wurde  erst  jetzt 
eine  klare  und  dauernde  und  jeder  Ausgleich  mit  den  städtischen 
Ansprüchen  zurUekgewiesen. 

Wie  es  nicht  ausbleiben  konnte,  überspannten  dieStttdte  im 
Ar^er  ihre  Forderungen  in  den  nnehsten  .lahren  immer  mehr,  in- 
dem sie  I'evorzugung  in  jedem  Falle  verlangten.  Bald  wollten 
sie  nieht  einmal  mehr  ein  Drittel,  sondern  nur  noeh  ein  starkes 
Viertel  der  ^Steuern  aufbringen;  denn  darauf  zielte  es  hinaus, 
wenn  sie  ihre  Urundtaxe  blois  halb  so  hoch  als  die  ritterschatt 
liehe  angesetzt  zu  sehen  wünschten.  Auch  dachten  sie  damals 
daran,  die  Verwaltung  ihres  Steueranteils  nach  märkischem  Vor^ 
bilde  in  die  dgene  Haod  su  nehmen  und  yon  der  der  librigen 
völlig  zu  trennen. 

Das  Jahr  1551  hindurch  schien  es,  als  sollten  sie  ihren 
\A'illen  erreichen.  \'on  der  Einrichtung  eines  besonderen  Städte- 
kastens war  freilieh  keine  Rede;  wohl  aber  setzten  die  Gemeinden 
zweimal  die  Beschränkung  der  Grnndtaxe  durch.  Die  Regierungen 
hatten  auf  der  V<  röammlun^  im  Dezember  1550  von  iimen  eine 
Nachzahlung  von  9(>00  Gulden  zur  Tilgung  des  Restes  der 
„Kaiserlichen  Verehrung"  begehrt*  sie  haben  es  sieh  nie  beifallen 
lassen,  dem  Fol^e  zu  leisten.  Man  wechselte  darüber  noch  heftige 
Briefe,  als  Barnim  am  14.  September  und  Philipp  am  11.  Oktober 
1551  ihren  Ständen  eine  neue,  nicht  unerhebliche  Reichsforderung 
fUr  die  Exekution  gegen  Magdeburg  unterbreiten  mulr^tim.  Die 
Ritterschaft  war  wie  gewöhnlich  zur  Zahlung  nach  dem  alten 
Verfahren  bis  Andreas  bereit;  die  Städte  hingegen,  welche  aus 
Furcht  vor  ihren  lutherischen  Nachbaren  zunJiehst  überhaupt  ab- 
lehnten,  bt'harrten  auf  dem  niedrigen  Angebote  eine^  halben 
Guldens  vom  Hause  so  trotzig,  dafs  die  Herzöge  nachgeben 
mufsten. 

Im  Verlaufe  der  \  erhandlungen  bewahrten  die  Städte  einen 
ruhig  kräftigen  Ton.  Sie  wttnschten  die  Einsicht  in  deo  Reichs- 
abschied,  um  ihre  Quote  mitbestimmen  su  können,  hüteten  sich 
jedoch  Tor  au  weit  gehenden  Behauptungen,  so  dafs  sie  z.  R 
die  Steuerfreiheit  der  Vorderstände  nur  ftir  die  Reic^hssteuem  be- 
stritten,  während  die  Her/^^ge  noch  1550  sie  ülK  rhaupt  ango- 
grifien  hatten,  weil  wie  die  Wohlthaten,  so  aueh  die  Lasten  der 
»Schösse  allen  Unterthanen  in  gleicher  Weise  zAierteilt  werden 
müfsten.  Sehr  wirkungsvoll  steiften  sieh  die  stiidtischen  Vertreter 
darauf,  dafs  das,  was  die  Lande  zugleich  anginge,  auch  zuorleich 
auf  Gesamtland  lagen   zur  Beratung  zu  stellen  sei.    Von  den 
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Fürsten  bewies  sich  darin  der  sonst  so  Torsichtige Philipp  indem 
Grade  entgegenkommend ,  dafii  er^  der  153&  das  freie  Versamm- 

lungsrecht  der  Stände  nur  gezwungen  zugegeben  hatte,  jetzt 
selbst  eine  gemeinsaine  Vorberatung  der  Städte  beider  Orte  an* 
regte.  Barnim,  welclit  r  sich  davon  keinen  Erfolg  versprach  und 
stets  das  Gefühl  der  Zusammengehön^keit  der  Laude  zu  unter- 
drücken suchte,  schlug  die  Zusaminenkunft  ab,  obwohl  er  1549 
und  1550  gegen  die  alle  Augenblicke  stattfindenden  \'eraamm 
iiuigen  seiner  Ritterschaft  keinen  Widerspruch  erhoben  liatie. 
Seine  Erbitterung  wuchs  schliefslich  so  sehr,  dafs  er  auch  hä&Uche 
Mittel  nicht  scheute,  van  die  Gesandten  eincnschttchtem;  dennoch 
beharrten  die  Städte  auf  ihrem  Vorsatz.  Indem  sie  mit  ihm 
duTchdrangen,  brachten  sie  die  Kumpfe,  welche  1548  ihren  An- 
fang genommen  hatten,  sam  Abschlufs  ^ 

Im  grofsen  und  ganzen  bietet  diese  Periode  der  pommerschen 
Steucr^.'^f  Hrlnclite  von  1546  bis  1551  einen  unerquicklichen  Anblick, 
(legenüber  der  unverkennbaren  Entwicklung,  welche  sich  unter 
dein  Einfiurs  der  Reiehs^esctz^icbung  in  den  Jahren  1542 — 1546 
vollzogen  hatte,  .^ind  starke  Rückschritte  nicht  zu  verkennen. 
Deibehalten  und  ausgedehnt  wurde  die  stUudische  Steuerverwal- 
tung; aber  der  Versuch,  durch  Bildung  eines  Steuervorrates  den 
der  Regierung  zugefugten  Schaden  in  etwa  auszugleichen,  kam 
nicht  zur  Verwirklichung.  Die  angestrengten  Anläufe,  die  un- 
biUtge  Verteilung  der  Lasten  im  Interrsse  des  HUrgertums  zu 
ändern ,  thaten  doch  nur ,  indem  sie  einseitig  dessen  Vorteil  be- 
dachten, die  Ohnmacht  der  Herzöge,  den  allgemeinen  Nutzen 
wahrzunehmen,  kund.  Und  <fH>st  die  geringen,  aber  iM'deut- 
samen  Absichten,  welche  den  allzu  mechanischen  und  plumpen 
Hüten-  und  Häuäjerschol's  durch  Mitveranlagung  neuer ,  nicht 
grimd besitzender  Klassen  der  Landbevölkerung  hatten  weiter]>ilden 
wollen,  gerieten  in  so  völlige  Vergessenheit,  dafs  1550  in  den 
„alten'*  Registern  keine  Nachricht  tlber  sie  zu  finden  war. 

Von  1552  ab  gelang  es  dem  platten  Lande  wieder,  seine 
Rechte  zu  einer  stiirkeren  Geltung  zu  bringen  und  das  Steuer- 
yerfiihren  auf  den  Stand  der  letzten  Kegierungsjahre  Bogislavs  X. 
zurUckzufithren,  womit  das  Scheitern  der  städtischen  F^orderungen 
entschieden  war.  Die  Jahre  1552 — 1555  leiteten  bereits  zu  aen 
Bestrebungen  der  folgenden  Jahrzehnte  über,  welche  die  Nieder- 
lage des  bürgerlichen  und  das  Emporkommen  des  adligen  Ele 
mentes  zum  Gegenstände  hatten.  Für  die  Entwicklung  des 
Steuerwesenö  besafsen  sie  keinen  Wert,  bo  dald  die  anderthalb 
Jahrzehnte  seit  1540  in  dieser  Hinsicht,  trotzdem  sie  von  Steuer- 
verhandluDgen  erfÜUt  waren,  bis  zum  Schlüsse  fruchtlos  ver- 
liefen. 

Sehr  starke  Schofsforderungen  brachte  die  zweite  Hälfte  des 


^  Belege  St  T.  94  Nr.  15  und  17  u.  Dähnert  IV,  446  E      ä.  106. 


Digitized  by  Google 


118 


XIV  L 


Jabres  1552.  Der  dem  Kaij^er  1548  bewiHirrtc ,  alH-r  Lls  Endo 
1551  noch  nicht  erlegte  gemeine  Pt'enni::-  ^\  urde  nunnielir  vcr- 
häUuiismälki.^  rascli  und  vull>*t;in(lig  emgcöammelt,  so  dalk  Claus 
Puttkamer  selion  am  It).  isovember  dem  pomuiertjchen  Ver- 
treter bei  der  Kreiskriegskasse  zu  Leipzig,  Author  Schwalenberg, 
die  Absendung  des  StettinischeD  Anteils  im  Betrage  von  3452 
Thdem  in  Aussicht  Btellen  konntet 

Um  BO  weniger  Bei&U  fand  Barnim,  als  er  die  wenigen  er- 
Bchienenen  Stände  am  12.  Dezember  um  eine  in  zwei  kuis  auf* 
einanderfolgcnden  Terminen  zahlbare,  vierfache  Steuer  anging, 
Sie  würdigten  seine  stark  betonten  Verdienste  um  die  Herstellung 
dos  Landfriedens  sehr  wenig,  machten  ihm  statt  dessen  klar,  dafs 
er  mit  den  1541  bowillif^en  drei  Landschössen  die  Regieruni; 
hätte  in  Stind  setzen  können,  und  verweigerten  im  übri*j:on  jede 
Beratung,  weil  nur  durch  Bcschluls  des  gesamten  l^andes  zustande 
gekommene  „Neuerungen"  rechtsverbindlich  seien^  ihre  einseitige 
Zustimmung  also  gar  keinen  Zweck  habe.  Indem  Barnim  sidi 
fügen  mufste^  hatte  der  stets  stärker  gewordene  Einheitsgedanke 
etn«i  noch  Jahrzehnte  nachwirkenden  Sieg  erfochten. 

Der  Landtair  ist  nach  einer  anderen  Richtung  hin  nicht 
minder  bedeutsam,  da  der  geldbedürftige  Herzog  sich  im  Ver- 
laufe der  Verhandlungen  erbot,  etlichen  vornehmen  Penwnen 
über  die  Führung  seiner  Hof-  und  Haushaltung  Rechenschaft 
abzule^^cn  Miitmafslich  verfing  die  IjOckung  deshalb  nicht,  weil 
unter  den  vornehmen  Per.sonen  die  T^andräte,  kaum  aber  die 
städtischen  Gesandten  gemeint  gewesen  sein  dürften. 

Wiihrend  ]>aruim  nach  dem  Auseinandergehen  des  „frucht- 
losen^ Landtages  ttbesr  die  AhsteUunff  sdner  Geldnot  weiter  nach- 
sann, ftihrten  die  ObereinDdimer  des  gemeinen  Pfennigs  ihren 
Auftrag  mit  der  Überweisung  des  Ertrages  nach  Leipzig  in  den 
ersten  Afonaten  des  Jahres  1558  zu  Ende;  sie  mufsten  bei  der 
Gelegenheit  ihre  Fürbten  mit  der  Nachricht  überraschen^  dafs  der 
neue  Bischof  von  Kammin ,  welcher  den  Pommern  so  manciie 
8on:c  liereitcte,  den  Anteil  des  Stiftes  unmittelbar  nach  Nürnberg 
abgeti;lirt  habe 

Als  die  .Stettiner  Stände  am  28.  Mai  1553  abermals  zu- 
sammentraten, landen  sie  zum  ersten  Male  nach  sechs  Jahren 
wieder  Zeit,  auch  mit  anderen  als  Steuerfragen  sich  emstlich  zu 
beachäftigen.  Leider  verstand  es  ihr  Herzog  nicht,  die  angeregten 
wirtschamiehen  Erörterungen  zu  einem  praktischen  Ziele  zu 
fördern;  weit  geschickter  wufste  er  die  liindschaft  zu  bereden, 
dafs  sie  auch  ohne  die  Zustimmung  des  anderen  Ortes  zwei 
zwischen  Galli  imd  Martini  ftiUige  Landscbösse  bewilligte.  Für 
den  Ausfall  »^enrenUber  seinen  früheren  Forderunpen  entschndiL'-te 
er  sich  in  etwa  dadurch,  dafs  er  die  vollen  vordem  verlangten 


»  Die  Akten  St  T.  3  Nr.  17/18  u.  W.  T.  Ö9  Nr.  14. 
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▼ier  Steuern  tod  semea  eigenen  und  der  Jongtraaenklöster 
Banem  eintrieb. 

Die  Erregung  des  Landes  konnte  sicli  nunmehr  langsam 
legen  und  einer  Stimmitnii:  Platz  machen,  welche  zur  Lösun;;  der 
drängenden  Verfassuiigs-  und  wirtschafüiclien  Autgaben  betahigter 
war.  Nur  einmal  in  einem  Zeitraum  von  drei  Jahren  —  im 
September  1554  —  begehrte  Barnim  eine  Keichs-  und  eine 
FVilnleiiieteaer,  Währena  die  F^äuleinsteaer  angenommen  wurde» 
lehnten  die  VerBammeLten  die  BeflchlufsfasBung  Uber  die  andere 
Forderung  auf  einem  Sonderlandtage  wiederum  ab.  Die  Proto- 
kr)ll  '  t  rwecken  zwar  den  Anschein,  als  htttte  der  Herzog  seinen 
Willen  schliel'slich  durchgesetzt;  aber  es  ist  weder  ein  Abschied 
noch  irgend  ein  Hinweis  auf  die  Einbringung  des  KeichascboflMS 
vorhanden  K 


1  Laodtagsakten  1552-54  St  T.  94  Nr.  18-20. 
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Adelsherrschaft  in  Wolgast  und  Stettin. 

1556-1570. 


Die  Ordnungen  der  Jatire  1660 — 1668. 

Wiire  es  nach  Barnims  Wunach  gegangen,  so  hütte  die  seit 
1553  (in^a  tretene  Ruhepause  nur  das  Atemholen  des  Sturmes 
vor  seinem  ärgsten  Toben  bedeutet;  durch  Philipps  Verdienst 
verzog  sich  aber  die  sohwere  Krisis,  welche  das  Land  im  Jalire 
1557  (lurcliinaclien  nmlste^  rasch  und  ohne  P'olgen.  Sciion 
15ÖÜ  eröffnete  der  \\  ol^iaster  Herzog  eine  Periode  der  eitrigsten 
innerpolitischen  Thätigkeit,  welche  den  Abschlufs  seines  stillen, 
wackeren  Wirkens  bildete.  Bs  war  ihm  beeckleden.  Erfolg 
seiner  Arbeit  yerbttrgt  zvl  sehen,  obwohl  er  starb,  ehe  seine  Ge- 
danken zum  Gesetas  erhoben  worden  waren. 

Philipp  hat  zwar  bei  der  Durchdrang  der  Reformation 
da8  Staatsinteresse  mehr  als  billig  wahrgenommen,  aber  es  darum 
nicht  an  sich  fehlen  lassen,  wo  er  die  Entwicklung  rier  neuen 
Kirche  zu  fördern  vermochte.  Kaum  neigten  die  widrigen  Zeit- 
verhultnisse  ihrem  Ende  '/u,  so  bcmiihte  er  sich  ernstlich  um 
eine  Durchsicht  der  Kirchenordnuni:;  von  1535  und  die  Errichtung 
der  versprocheneu  Superintendeutur-  und  Konsistorialveri'assung 
durch  gAna  Pommern  niu,  in  welche  auch  Kammin  einaugUedem 
war.  Gleich  au  Besinn  der  Reform  Terzichtete  er  auf  die  Alleui' 
herrschaft  im  kirchlichen  Gebiete  und  billigte  die  Bildung  eines 
geistlichen  Gerichtes,  welches  aus  dem  ältesten  Landessuperinten- 
denten  und  sechs  oder  sieben  anderen  Prediireni  zusammen- 
gesetzt werden  und  die  höchste,  auch  Uber  den  Herzögen  stehende 
Inatanz  in  Personen-  wie  läachfiragen  darstellen  sollte^. 


'  Tber  sie  unten  8.  140  tt. 

«  Greif:>walder  Vergleich  l  ^*:Ull.  16.»  Dähnertll,  256  E;  Gteistliche 
absetzbar  wegen  falscher  Lehren. 
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Doch  war  der  Herzog  nicht  gemeint,  sieh  dadurch  seine 
Rechte  wesentlich  Hchinrdcrn  zu  lassen.  Sobald  der  Augsburger 
Reichstag  die  Zukuntt  d  s  Protestaiitisüiiis  und  der  Tod  des 
Bischofs  Weiher  die  Zn^ehürigkeit  Kammins  zu  Pommern  ge- 
sichert hatte,  holte  FhiHpp  auf  einer  Greifswalder  Synod(^  inj 
Februar  1556  den  Rat  seiner  Geistlichen  ein.  Aui  ihn  wie  auf 
die  Erfahrungen  der  neuen,  nur  langsam  sieh  vollziehenden 
KirdienvisitatioD  gestfttst,  bereitete  er  mr  deo  Landtag  des  Jahres 
1560  eine  um&ssende  Kirchenordnung  vor.  Aber  der  am 
1.  Fehroar  1560  gewählte  Ausschurs  erachtete  sie  fUr  allzusehr 
unter  dem  Einflufe  der  Theologen  verfafst,  weshalb  er  sie  durch 
Valentin  von  Eickstedt  umarbeiten  und  durch  einige  Mitglieder  noch- 
mal.s  durchsehen  Hefs  Der  Landtag  im  März  151)3  mufste  sich  fast 
nur  mit  ihr  beschUfdgen,  da  Stralsund  die  gröfsten  Schwierig- 
keiten erhob,  und  Greifswald  Miene  machte,  sich  ihm  an- 
zuschliefsen. 

Die  Stadträte  erkhärteo,  dafs  die  Plaftbn  durch  die  Kirchen- 
ordnung mehr  Gewalt  über  sie  erhielten ,  als  je  im  Papsttum, 
was  die  Bürgerschaften  nun  und  nimmer  dulden  würden.  Auch 
mafsten  sie  darauf  besteben,  dafs  sie  ihre  Prediger  selbst  zu  be- 
rufen hatten  und  Streitigkeiten  innerhalb  Geistlichkeit  nicht 
durch  den  nüchsten  itlrstlichen  Hauptmann  und  den  Superinten- 
denten entschieden  würden.  Infolgedessen  wurde  die  allgemeine 
P  iblikatioii  der  fortigen,  von  allen  anderen  St«*lnden  gutgeheifsenen 
Kirchenordnung  noch  jahrelang  verhindert.  ])is  die  Magistrate  all- 
mählich nachgaben,  ODschon  es  zu  einer  formellen  Anerkennung 
des  neugeschatfenen  Zustandes  durch  sie  nicht  gekoniuien  zu 
sein  scheint-.  Schon  1566  wurden  die  Konsistorien  eingerichtet, 
zwei  Jahre  später  der  Neudruck  der  Ordnung  beschlossen  und 
schleunigste  Vollendung  der  Agende  zugesagt.  Das  1534  be- 
gründete Kircfaenregiment  der  Fürsten  wurde  durch  die  neue 
Ordnune  in  keiner  Weise  erschüttert'*. 

Nicht  minder  als  der  Kirche  hat  Philipp  der  Greifswalder 
Universitüt  gedacht,  deren  VViedererstehung  im  Jahre  1539  nach 
stürmischer  Zeit  seinem  guten  Willen  und  seiner  treuen  Sorg- 
falt zu  danken  war^.  152»)  hatten  die  Vorlesungen  aufL:eh(1rt, 
weil  die  im  Katholizismus  ausharrenden  Profea  <  r  n  keine  Schüler 
üielir  fanden.  1'^  galt  nun  in  den  folgenden  Jaiuzehnten,  nicht 
nur  neue  Lehrer  zu  berufen,  sondern  die  Universität  auch  auf 
eine  neue  finansielle  Grundlage  zu  stellen,  weil  ein^^ts  die  an 

«  Abschied,  Stettin  1560  IX.  15..  St.  T.  94  Nr.  29. 

«  Gf>nl/.kow  n.  St.  XIX »•  und  XX»,  Cramor  III,  m.  Schon  Ah- 
•chicd  1561  III.  2>!.,  St.  T.  94  Nr.  33.  „Weil  den  Deputirtcn  von  Stedten 
in  aneeregte  Ordnung  zu  willigen  bedenklich  gefallen." 

*  Dazu  luunontiicli  Dähnert  IV,  454  f 

*  Vgl.  Ko»egarteu,  Gesch.  der  Universität  Greifs wald,  und  Bart- 
bold lY«,  :m  ff.  Das  VoliLsscbolwesen  blieb  deo  Städten  Itberlaasen, 
welche  keine  allzu  grofsen  Kosten  auf  es  verwandt  zu  haben  scbeinen, 
im  Dihnert  1,  m. 
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die  Stelle  der  Mönche  berufenen  Lohrer  bis  dahin  unbckaiinto 
Gehaltsansprürlie  muchtr-n ,  andrerseits  die  alte  Kirche  mit  ihren 
reichen  bereitwillig  ^gespendeten  Geldmitteln  und  die  Gebetreudig- 
keit  des  täglich  mehr  mit  Nahrun^esorgen  rin«;er.den  Biirgertums 
erstorben  waren.  Die  Giltor  der  Kirche  waren  zum  gn  »löten 
Teile  auf  den  Staat  übergegangen ;  der  aber  Bah  sich  damak  tot 
die  LSsuDg  so  vieler  notwendiger  Autgaben  gestellt,  dafs  er  mit 
seinen  Mitteln  haushälterisch  umgehen  mufete.  Philipp,  welcher 
hier  wie  in  allen  Dingen  bei  Barnim  geringe  UnterstUtaung  &nd, 
hat  das  Seinige  im  grofsen  und  ganzen  getfaan,  wenn  er  es  auch 
rascher  ins  Werk  hätte  setzen  können,  so  dafs  das  Verdienst 
der  Ausführung  nicht  erst  Ernst  Ludwig  zuklime  ^  Er  wies  der 
Universitilt  die  Einküutte  des  Nünucnklostera  Crummin  und  einige 
Abgaben  Rügianischer  Kirchen  zu  und  zog  mit  einem  gewissen 
Freimute  tüchtige  Professoren  herbei.  In  die  Oberaufsicht  mulste 
er  sich  mit  der  Landschaft  teilen. 

Mehr  Kopfzerbrechen  bereitete  den  Hercögen  der  Erlafs  der 
dringend  notwendigen  Polizeiordnung.  Die  StKnde  hatten  seit 
der  Beilegung  der  kirchlichen  Angelegen licit  im  Jahre  1539  auf 
jedem  Landtage  heftiger  auf  eine  gute  Polizeiordnung  gedrungen, 
deren  Bedürfiiis  Philipp  sich  schon  1534  nicht  yerhehlt  hatte. 
Wenn  die  Herzöge  zu  Anfang  der  vierziger  Jahre,  als  sie  auch 
tVir  die  Regelung  anderer  als  religiöser  Streitigkeiten  Zeit  er- 
hielten, der  Landschaft  nur  ungern  die  ]Mitberatung  der  schwie- 
rigen Frage  gestattet  hatten,  so  war  das  nicht  blof»  in  Verfolgung 
eines  unberechtigten  Anspruches,  sondern  auch  in  dem  richtigen 
Gefühle  geschehen,  dals  die  Stünde  bereits  in  einen  viel  zu 
starken  wirtschaftlichen  Interessengegensats  geraten  waren,  um 
sich  noch  anders  als  gezwungen  Uber  die  Ghtmdftagen  ihrer 
wirtschaftlichen  Entwicklung  verständigen  zu  können.  Mit 
gradesu  fanatischem  flasse  erklärte  die  Ritterschaft  154G:  es 
liege  am  Tage  und  sei  unvermeidlich,  weil  in  den  Städten  kein 
Regiment  o'^er  Ordnung  gehalten  werd^,  dafs  alles  zu  ihrer  Er- 
haltung UnteriiDniTiK  nti  nicht  verfange  und  fruchtlos  bleibe,  dafs 
auch  die  (lötter  seibat  denjenigen  nicht  zu  heilen  vermöchten, 
welche  durch  ihren  besonderen  Ei;4ennutz  das  allgemeine  Beste 
verhinderten;  wo  kein  Rat,  keine  Fürsurge  und  Ordnung  sei,  da 
sei  auch  aller  Diugc  Fülle  unerspriefslich*. 

Dennoch  war  ein  Ausschufii  von  14  Adligen  und  5  städtisdien 
Abgeordneten  auf  dem  Märzlandtage  1544  Busammeneetreten. 
Zum  Teil  lag  es  an  der  Schuld  der  kri^rischen  Verwidüungen 


*  Emet  L.  erhöhte  gleichzeitig  da.«  <  Itiriukommen  der  Universität 
von  1000  auf  IdüO  Gulden.  Dafs  die  EmkuuUe  Dicht  rcgelmärsig  aus- 
gezahlt wurden,  ist  mcht  bloft  auf  den  bösen  Willen  dqr  HersSge,  son- 
dern auch  auf  die  Unordnung  der  damaHgen  Finsoswirtsslisft  mrück- 
zufuhren. 

«  W.  T.  39  N.  7  mit  Bezug  auf  den  „Fürgang  guter  Polizei." 
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lind  dos  pomiiicrschcn  Xatioiifdcharakters,  der  die  Pommern 
immer  noch  backen  und  brauen  litlii,  wenn  enbchlossene  Men- 
schen Iftngst  fertig  waren,  mehr  noch  an  dor  Schuld  der  Regie- 
rung und  der  Stände,  dal's  cö  tlicöem  Ausschüsse  nicht  bescbieden 
war,  ein  Ende  seiner  /Yrbeiten  zu  erzielen. 

So  hAtte  denn  die  Landschaft  im  Jahre  1550  mit  der 
Prüfung  des  yon  der  Regierang  vorzulegenden  Entwurfs  einen 
neuen  Auaschafs  betraut ,  welcher  sich  aber  gleich  dem  vorige 
bei  seinem  Zus{\mmentritt  am  5.  Mlirz  1551  sofort  auf  unbe- 
stimmte Zeit  vertagen  mufste,  weil  du-  Vorarbeiten  noch  niclit 
zur  Vollendung  gediehen  waren.  Im  Herliste  darauf  hatten  die 
Städte  noch  nicht  einmal  mit  dem  Einschicken  der  von  ihnen 
erbetenen  Verzeiehni.sse  ilirn-  Malse  und  Gewichte  l)egonnen. 

Audi  1556  verhefen  PhiMpi^s  I^«'niiihungen  um  den  endlichen 
Abschluls  der  Folizeiordnung  ergebnislos,  da  sein  Vorhaben,  dem 
Landtage  durch  Jakob  Zttaevitz  einen  fertigen  Entwurf  unter- 
breiten zu  lassen,  nicht  gelan;^;  denn  Zitsevitii  der  treue  und 
eifrige  Berater  seines  Herzogs,  besals  mehr  noch  als  die  anderen 
einheimischen  Rtfte  den  saudernden,  aus  ttbergrol'ser  Gewissen- 
haftigkeit und  gemütlicher  Nachlässigkeit  gemischten  Charakter 
seines  Stammes  Der  Abschied  vom  25.  März  ging  allerdings 
darauf  ein,  dafs  die  Ordnung  nach  der  Feststellung  ihres  Wort- 
lautes in  dem  län^^t  ernannten  klemcn  Ausschusse  noch  vor  dem 
nächsten  Landuige  durch  einen  grofsen  AusschuCs,  dessen  Ein- 
berufung den  Herzögen  Uberlassen  blieb,  erledigt  werden  sollte; 
aber  die  V^erordneten  brachten  bei  dem  Umtauge  ihres  Aut- 
trages ^  ebenso  wenig  jetzt  wie  vordem  etwas  m  stände,  ao  dafs 
Barnims  1558  suerst  gemachter  Vorschlag  aufgenommen  wurde, 
die  dringendsten  Ftinkte  durch  Einzelerlafs  zu  ordnen.  Die  Land- 
schaft selbst  sah  1569  ein,  dafs  die  Vollendung  des  Ganzen  ihre 
Kräfte  Uber4teifl;e. 

Von  all  dem,  was  Barnim  aufgezUhlt  liatte,  war,  mit  so 
grolsf-m  Rechte  er  auch  den  überhandnehmenden  Lrixus  in  der 
Kleidun^^  bei  Gastereien^  und  der  Aussteuer  der  Tlichter  sowie 
die  betrügerischen  Übersetzungen  der  Fremden  flurch  die  Her- 
bergswirte  getadelt  hatte,  die  Unsicherheit  im  Laude  unbezweifelt 
die  schrecklichste  Plage. 

Um  daa  Obeihaiänehmen  dieser  Gefahr  gegen  die  Mitte  des 
sechsdmten  Jahrhunderts ,  weiche  von  der  Piaige  der  früheren 
Jahrhanderte,   den  Fehden  und   OberflillQn  de«  Raubritter- 


«  Naefa  dem  Abrehiede  1560  IX.  15.,  St  T.  94  Nr.  29,  standen  in 

dem  Angeablidt  noch  a&r  nicht  reife  Fraisen  wie  die  Berechti^ng  zum 
Brauen  oder  /um  Hancfwerksbetrieb  zur  Dt  batte.  Die  N'ertlächtigung,  als 
ob  die  Herzöge  allein  schuld  an  dem  Feiilschlag  gewesen  wären,  die 
Wedel  ^  f.  MiMpricht,  trifft  niebt  sa. 

-  Dagegen  die  Herzöge  sclion  l.>34,  Medem  174  f..  fr-nier  die  Nhm- 
date  Bnrnimj»  l."i40  III.  Diihnort  II,  577,  und  1541  IX.  26.  sowie  der 
Special«; riald  Piiilipps  für  die  liügiaDischcn  Bauern,  Berckmanu  89. 
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tums,  griindvorschioden  war,  zu  verstehen,  bedai'f  es  eines  Ein- 
blickes in  die  revolutionäre  Omwandluug  der  Lage  des  Bauem- 
atandes,  die  sich  damals  vollzog. 

Wenngleich  der  Bauernataiid  im  Mittelalter  nicht  so  bevor- 
rechtigt gewesen  ist,  wie  man  oft  gesagt  hat,  so  wareu  öcme 
Fesseln  und  Lasten  doch  wenig  drückend  und  hinderten  vor  allem 
nicht  daa  Aufblähen  eines  behaglichen  Wohlstandes.  Als 
der 'Adel  sich  aber  von  der  Wegelagerei  ab-  und  Landwirt- 
schaft zuwandle,  trat  naturgemäls  ( iue  völll^^e  Qrawälzung  ein, 
weil  die  wenigen  Hufen,  die  der  Rittergutsbesitzer  bis  dahin  im 
eigenen  Betrieb  gehabt  hatte,  ihm  sehr  bald  nicht  mehr  genügten. 
Er  suchte  einmal  ihre  Zahl  zu  vergi-öfsern  und  dann  ihren  Er- 
trag zu  steigern.  Jenes  Ziel  konnte  er  nur  dadurch  erreichen, 
dal's  er  llinlurisassen  abmeierte,  dieses,  indem  er  einerseits  die 
sociale  Lage  und  die  R(chte  seiner  Bauern  immer  tiefer  herab- 
drücktc,  andererseits  selbst  Kaufmann  wurde.  Heftige  Streitig- 
keiten mit  Bürger-  und  Bauerntum  waren  die  Folge,  in  deren 
Verlauf  die  politisch  reditlose,  niedere  I^dbevölkerang  dem 
Qrofsgrund besitz  schneller  erlag  als  das  standisch  gegliederte^ 
hochentwickelte  Städtewesen.  Es  kam  hinzu,  dafs  nach  dem 
Siege  der  Reformation  die  jllngeren  Söhne  des  Adels  nicht  mehr 
durch  Verleihung  von  Pfründen  versorgt  werden  konnten,  infolge- 
dessen neue  Rittergüter  für  sie  in  grofscr  Zahl  auf  Kosten  der 
Bauern  gebildet  worden  mufsten.  Dafs  das  Junkertum  bei  dieser 
raschen  w  ü  Ucliaftlichen  Entwicklung  sich  mannigfache  Übergriffe 
erlaubt  hat,  wäre  als  da*»  notwendige  Kennzeiclien  jedes  lebens- 
liräftigen  und  selbstbewufsten  Emporblühens  zu  rechtfertigen, 
wenn  nicht  das  Ausgeartete  das  Gesunde  weit  überwogen  hätte. 
Die  furchtbare  Folge  war  eine  ttbenrasche  Proletarisierune  der 
Bauern,  welche  notwendig  zur  Verwilderung  führte,  und  das 
Entstehen  einer  Masse  von  arbeits-  und  brotlosen  Leuten,  welche 
Hunger  und  Hafs  /u  Riiubern  machten.  Doch  darf  man  nicht 
die  ganze  Schuld  dem  Adel  zuschieben ' ;  denn  einmal  verur- 
sachten die  Bauern  selbst  einen  guten  Teil  ihres  Niederganges 
durch  (in  ihrem  Stande  nicht  entsprechendes  lieben,  sodann 
wnkteii  Jie  zahlreichen  sthlecliten  Ernten  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts  um  so  schädlicher,  als  die  Löhne  stiegen. 

Die  HerabdrUckung  der  socialen  Lage  ues  Bauemstandes 
beschäftigte  den  Adel  auf  den  Landtagen  bis  zum  Jahre  1616 
hin,  wo  das  zögernde  Fürstentum  den  ritterschafUichen  Bestre- 
bungen zum  f^'u-j.i-  verhalf.  Es  nahm  sich  solange  der  bäuer- 
lichen Rechte  nicht  sowohl  aus  landesväterlichen,  als  finanziellen 
Rücksichten  an.  Trotz  einiger  hier  und  da  zerstreuter,  wider- 
sprechender Äulserungen  bleibt  der  Eindruck  vorwiegend,  dafs, 


'  Weitverbreitet  mufs  noch  lo69  VII.  27.  das  von  da  ab  au^ehobeoe 
Igelit  (i(  r  Hauern  gewesen  8cio,  ilire  Äcker  ganss  oder  teilwdse  aDdem 

zu  verhuuem,  Dähuert  I,  322. 


Digitized  by  Google 


XIV  1. 


125 


wenn  die  Stünde  von  den  durch  sie  in  Eigenbetrieb  genommenen 
ßauernhuten  Laridschüfs  s:»'r.i('!it  liaben  würden,  die  Herzöge 
kaum  etwas  gegen  das  Abmeiern  di  r  Hauern  zu  erinnern  gehabt 
bättcn.  l>onn  wenn  auch  nicht  das  Fortjagen,  so  doeli  die  Aus- 
jsaugunfi:  des  Landvolkes  wurde  vielleiclit  nirgendwo  rücksichtsloser 
aU  Hui  den  iiirstlicbcD  Domiinen  geiördert. 

Weil  aber  mit  dem  Einziehen  der  kleinen  Qttter  an  em- 
pfindlicher Steaeraos&Q- verbunden  war,  darum  kam  es  den  Fttreten 
gelegentlich  zum  Bewafetsein,  dafs  sie  „den  geringsten  Stand 
ihrer  Landschaft**  Tor  dem  ^eigennützigen,  ungebührlichen  Aus- 
kaufen'' bewahren  mUfsten.  Der  Adel  belinrrte  demgegenüber 
1556  darauf,  dafs  jeder  Bauer  seinen  B«'.sitz  unweigerlich  zu 
rüumen  habe,  wenn  ihm  der  Herr,  dem  er  zuständig,  einen 
billigen  Preis  zaide'.  Schon  154<)  hniic.  er  das  Gesindezwangs- 
reeht  gefordert.  Zumeist  iirgerte  ihn,  dafs  die  herzogUolien  Ge- 
richte Beschwerden  allzu  geplagter  Bauern  entgegen nalimen 
und  einen  der  seinen  sogar  einmal  straften,  wenn  er  aus  grober 
UrBache  einen  HintersaBBen  an  d^  Kopf  oder  auch  gar  m  Tode 
geechlagen  hatta  Es  stimmt  mit  solcher  Rohheit  die  Klage  der 
Stftdte  ttberein,  dais  die  Outoherren  ihnen  die  jungen,  starken 
Uftonex  ab  Knechte  entaOgen,  um  ihre  alten,  kranken,  schwachen 
Bauern  aus  den  Dörfern  vertreiben  und  ihnen  auf  den  Hals 
schicken  zu  können. 

Eine  Bauernordnung,  welche  unter  den  Ilmstinden  sehr 
nötig  war,  kam  nicht  zustiinde,  obwohl  schon  im  März  1546  von 
ihr  gesprochen  wurde ^.  Die  Versuche  des  Jahres  1569  und 
1582  berührten  das  Verhältnis  des  (iuisiierrn  zum  Bauern  nicht'; 
denn  die  Fürsten  wichen  einer  gesetzmäfeigen  Regelung  der 
bäueriicben  Rechte  vor  allem  des&alb  aus,  wdl  sie  freie  Hand 
behalten  wollten,  um  den  Adel  durch  Drohungen  im  Schach  zu 
halten,  und  eine  endgültige  Entwsheidung  nur  noch  im  Sinne  der 
ntterscbaldichen  Bestrebungen  möglich  war. 

Zuweilen  haben  sie  sich  eingestanden,  dafs  ein  kräftiger 
I' ttiernschutz  ihrem  Lande  die  Ilulie.  deren  seine  wirtschaftliche 
Entwicklung  Ijrdnrrte,  gewähren  konnte.  Als  der  Adel  1589 
um  eine  Mordbrenneroranuog  bat,  ver{>dichteten  sie  ilm,  seine 


»  St.  T,  94  Nr.  24  v.  III  f.  120  f 

*  JBeB^chueud  zugleich  für  die  Art  der  Baucmknechtung  ist  folgende 
Beschwenle  der  RittenMliaft  1585  X.  S.,  St.  T.  94.  Nr.  59  v.  I:  ^Obwohl 

die  vom  Adel  ihren  ßaneru  die  Dieustgelde,  welche  Ihnen  zu  unterschied- 
lichen .Malen  erhöhet,  criasson.  dnent^'p^en  die  Dienste  wie  billig  fordern» 
des  ungeachtet  werdeu  die  vom  Adel  mit  ihren  ünterthanen  zur  bej^chwor- 
liehc»  urngweUigeD  Rechtfettigung  verwiesen,  daidurcb  allein  die  Bauern 
von  den  procuratoren  BWBgttogfin.  und  denen  vom  Adel  die  Dienst  ent- 
zogen werden." 

a  Gadebusch  II,  8:i. 

*  Waren  eie  doch  nur  „vomemblieh  der  Armnth.  m  sieh  seihst  nicht 
zu  rathen  wufste,  znm  besten  verfoseetl'*  Abschied  Treptow  15iS5X.  9., 
St.  T.  94  Nr.  59  v.  I. 
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Bauern  nicht  zu  bedrängen  und  ihnen  ihr  Recht  zukomme  zu 
lassen  Auf  dem  Landtag  im  September  1541,  der  sich 
wiederum  mit  der  «ntTtr.iglieheii  Unsicherheit  hefafste,  entwickelte 
Barnim  entsprechende  Ansichten,  welche  die  glinstigsten  IlotV- 
nungen  erweckten.  Schon  1540  hatte  er  die  raseli  zunelituende 
Plage  durch  ein  Mandat  zu  beseitigen  gesucht;  jetzt  ermahnte 
er  mit  treffendem  Einblick  in  die  Ursache  des  Übels  seine 
Stände,  dals  ein  jeder,  um  die  Mordbrennergefahr  zu  vermeiden, 
wohlbekannte  Diener  annehmen  und  sich  gegen  sie  so  betragen 
mOge,  dafs  sie  keinen  Grund  zur  Fehde  hätten'.  1548  yersprach 
die  Landschaft,  den  Mordbrennern,  über  welche  sie  auch  im  Vor- 
jahre hatte  klagen  müssen,  keinerlei  Fürachub  zu  thun,  worauf 
am  6.  Dezember  1540  ein  neues  Mandat  erging.  Besonders 
harte  Mafsregeln  wurden  1551  gegen  die  herumziehenden  Ziireuner 
getroffen .  welche  man  unter  allen  Umstunden  verjai^Tn  o  lfr  1t»- 
strafen  wollte.  Der  Landtag  von  1550  beschäftigte  sich  ticilsiger 
als  einer  seiner  Vorgiinger,  aber  wie<leruui  ohne  praktischen 
Erfolg  mit  der  schwierigen  Fra^e.  Die  Regierung  hatte  es  im 
Anschlufs  an  die  Reichsordnungen  bereits  in  den  Vorberatungen 
als  hochnotwendig  empfunden,  alle  Pielkrttge  und  Winkelwirtockaften 
in  den  Stfldten  und  auf  dem  Lande  aufzuheben,  weil  die  gardenden 
Knechte  darin  Unterschlupf  fHnden,  und  zu  ▼erbieten,  dafs  irgend 
jemand  in  Wohnung  oder  Dienst  genommen  werde,  welcher  nicht 
einen  obrigkeitlichen  Pafs  vorzeigen  oder  sich  als  Hausboüitzer 
und  elirliclien  Handwerker  ausweisen  könnte.  I^ie  Landschaft 
Bchlofs  sich  diesen  Vorschlägen  an,  merkte  aber  bald,  dai's  mit 
sokvh  iiulseriiclien  Mitteln  nichts  gethan  sei;  denn  sie  beklagte 
am  L  F'ebruar  1500  als  vornehmsten  Grund  des  Übels  das 
Ubei  liaiidnehmen  des  Austretens  der  J5auLiii,  Schäfer,  Hirten  und 
Kätner,  die  im  Besitze  von  Büchsen  ihrmi  Herrschaften  und 
Kacbbam  absagten  und  ne  mit  Brand  und  auf  anderen  Wegen 
S5U  unbilligen  Verträgen  zwängen.  Da  sie  aber  nicht  die  allein 
zur  Besserung  führenden  Konsequenzen  aus  ihrer  E<rkenntnis 
zog,  vielmehr  die  unglücklichen  „armen  Leute''  immer  mehr 
unterdrückte,  so  konnte  auch  der  neugewählte  Ausschufs  und 
das  ganz  und  gar  im  gutsherrlichen  Sinne  abgefafste  Mandat  vom 
15.  Juli  15<)0  keine  Hilfe  bringen^.  Man  niufste  es  erleben, 
dafs  von  einem  im  Grunde  wahren,  aber  verdunkelten  Gerech- 
tigkeits-rfuhl  ereleitete  Dorfplarrer  deü  iSchrcibens  unkundigen 
Bauern  die  Absagebriefe  schrieben'*. 

Mit  den  Landfriedensmandaten  hatte  nach  Philipps  Plan 


'  Medem  206. 

^  St.  T.  Ol  Nr.  2  f.  ."»s. 

»  Däimert  III.  4l;i  Ö".  Der  Ab^^chied  löGO  II.  1.  uud  die  ersten  Aus- 
nehursverhandliingeT),  8t.  T.  94  Nr.  28  f.  ^6,  hatten  nicht  bauemnnfireaiid« 
lieh  geklungen. 

'*  BeschweruDg  löiS  Iii.  19.  bt  T.  b4  Nr.  24  v.  lU.  f.  133. 


Digitized  by  Google 


XIV  1. 


127 


eine  um^äHscndc  Gerichtsordnung  Hand  in  Hand  gehen  fioUen. 
Die  Beichwerdeächriftcn  des  Adels  waren  in  den  Tagen  des 
Kampfes  um  die  1  iei'ormation  nicht  zum  wenigsten  mit  Klagen  über 

den  Geriehta<i^ang  angefüllt  gewesen.    Den  Herzo^^:  .^<-bmpr74o  ihre 
Berechtigung  um  so  mehr,  als  er  das  Oericht  als  sein  turstliches, 
nur  ihm  gehöriges  Tiei^al  betrachtet  wissen  wollte ;  dennoch  sollten, 
als  Barnim  1551  zum  ersten  Male  offen tlicli  von  einer  allgemeinen 
Ordnung  zur  Abwendung  der  Gerichtsmirsbrauche  sprach,  bis  zu 
ihrer  JSinfilhrung  noch  achtsehn  Jahre  vergehen.  Pnilipp  schemt 
Bwar  schon  1556  darauf  gerechnet  su  haben,  dafs  sein  Entwurf 
Gesetzeskraft  erlangen  würde';  aber  der  Aussehufs,  welchem  die 
Vorkge  ttbergeben  wurde,  yerstand  es  ebenso  wenig  als  die 
anderen   Ausschüsse,  mit  seinem   Auftrage  fertig  zu  werden. 
Selbst  dann,  als  der  Landta;j:sabschied  vom  28.  September  1  hCyQ 
rühmen  durfte,  dafs  die  (Jerichtsordnun^.^  zu  dem  begehrten  Ab- 
schlüsse ;.^edichen  sei,  veririn^.^en  noeli  drei  Jalire,  bis  sie  nach  er- 
folgter kaiserlicher  Kontiruiation  Kechtsgültigkeit  erlangte. 

Die  AufjLraben,  welche  auf  dem  Gebiete  der  Kechtaprechung 
gelöst  \\  erden  sollten ,  waren  zweiiacher  Natur.  Es  kam  einmal 
daraui  an,  den  iiechtsgang  zu  regeln  und  die  Hofgerioiite  von 
der  mafslosen  ÜberbUrdung  zu  befreien,  weiche  sie  zu  ersticken 
drohte;  sodann  lag  den  Herzögen  daran,  ihre  Unterthanen,  ins- 
besondere die  StMote,  der  fürstlichen  Gerichtsgewalt  zu  unter- 
werfen. 

Klug  und  vorsichtig  haben  sich  die  Regierungen  bei  ihrem 
Vorgehen  gegen  die  ständischen  Gerichte  bewieseiij  so  dafs  der 
Umschwunp;  dem  Volke  kaum  zum  Hewurstsein  kam.  Es  unter- 
stützte sie  dabei  die  iuri^dietio  concurreiis  ilirer  Hotf^eriehte. 
w<»lche  wegen  ihrer  Kntteruuug  vom  Orte  «len  Thai  bestand 
sehwerer  als  das  ziiständifi^e  Untergericht  feststellen  konnten  und 
deshalb  vorgezogen  wurden,  sowie  die  Appellationsöucht  des 
Zeitalters,  welche  die  Urteile  der  niederen  Instanzen  immer  sel- 
tener rechtskräftig  werden  liefs.  Die  stftndischen  Gerichte  mu&ten 
sich  daher  mehr  und  mehr  damit  b^ügen,  die  Fülle  blofs  su 
untersuchen  und  für  eine  gütliche  Beüegun^  zu  wirken,  um  den 
eigentlichen  Prozels  dem  Obergerichte  zu  Uberlassen. 

Die  Regierung  nahm  trotz  der  anfan<;s  heftigen  Gegenbe- 
schwerden des  Adels  keinen  Anstand,  selbst  wiehtiLre  Handel, 
daran  Erb  und  Lehen  belehren ,  ohne  Hinzuziehung  von  Edel- 
leuten  allein  durch  bürgerliche  Hilte  entscheiden  zu  lassen 
Allmählich  Hels  die  Freude  darüber,  dals  das  verliaTste  .Städtetuni 
unter  den  neueu  ZusUiudcu  nicht  mehr  bciue  erbarmungslose 
Jnstis  an  jedem  Fehdelustigen  vollstrecken  durfte,  die  Ritterschaft 
.  den  Wandel  und  die  Schmäleiung  ihrer  eigenen  Rechte  ver- 


'  Sf.  T.  94  Nr.  17  und  ei.    Vj^i.  s.  N")  f. 

"  Grav.  10^4»       T.  94  v.  Iii  i,  28;  ebcn«o  l'j^. 


Digitized  by  Google 


128 


XIV  1 


geseen*.  Sic  ertrug  es  sogar,  dafe  die  Herzöge  sich  nicht  auf 
die  negative  Bekämpfung  des  ständischen  Gerichtes  ]x?schränkten, 
sondern  zugleich  versuchten,  die  Untergerichte  in  die  eigene 
Verwaltung  zu  übernehmen.  Johann  Friedrich  sagte  es  späterhin 
deutlich  heraus,  dafs  sein  Amtsbauptmann  der  oberste  iÜchter, 
die  adligen  Scböffsa  nur  Beisitzer  sden^.  Bei  solchen  Anecfaau- 
UDgen  wurde  natürlich  eine  Bevormundung  der  herzoglichen 
Verwaltung,  wie  ne  die  Landschaft  wohl  dadurch  versuc  hte,  dafs 
sie  jede  Exekution,  zumal  in  Steuersachen,  an  den  Kichterepmcfa 
ihrer  Schöffen  zu  binden  forderte,  schroff  und  energisch  zuräck- 
gewiesen  Aufser  in  den  sieben  Higianischen  Gardgerichtcn  war 
die  fürstliche  Gerichtsgewalt  um  die  Mitte  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts überall  in  entschiedenem  Aufschwung;  denn  auch  irj 
den  Städten  war  sie  liereits  um  ein  wesentliches  vorgedrungen. 

Sie  traf  dort  allerdings  auf  eine  hartnäckige  Gegenwehr; 
selbst  ein  Städtchen  wie  Anklam  wagte  noch  1544  seinen  Bürgern 
durch  Geeets  und  Strafandrohung  zu  yerbieten^  ihre  Proseeee  an 
ungebührliche  Orte,  wo  kein  lübisches  Recht  gesprochen  werde, 
sni  bringen.  Stettin  stritt  über  die  Zustfindigkeit  des  Ho%eriditB 
;dl  diese  Jahrzehnte  hindur  Ii  Die  Herzöge  tadelten  vor  allen 
Dingen ,  dals  die  Katskollegien ,  von  denen  die  Regierung  das 
Richteramt  mit  vieler  Älühe  auf  die  SchöfTenstühle  Übertrag«! 
hatte,  sich  wieder  in  den  Kechtsgang  einmischten^.  Wie  allezeit 
W(dlte  sich  Stralsund  am  schwersten  lügen.  Als  der  Kampf  um 
seine  Selbständigkeit  gegen  den  Schluls  der  Regierung  Philipps 
wieder  sehr  lebhaft  auftlauiuite,  drehte  er  sich  iu  erster  Linie  um 
die  Gerichtsgewalt,  indem  die  Jjürgerschaft  sich  darauf  steitte, 
dafs  Bogiskv  X.  zugleich  mit  dem  Verzichte  auf  die  Recht- 
s[»echung  in  Stralsund  auch  den  Vereicht  auf  das  in  sie  ein- 
geschlossene Recht  des  freien  Eintritts  in  die  Stadt  vollzogen 
hätte,  was  die  Regierung  schlechterdings  nicht  zugeben  durfte^. 
Der  Streit  kam  zwar  zu  keiner  grundsätzlichen  Entscheidung; 
aber  pr.iktiseh  gestaltete  sich  die  Lage  hier  wie  anderwärts  so, 
dafs  die  herzoglichen  Mauptleute  nicht  selten  ivM  resoluter  Ge- 
walt in  das  Stadtgebiet  eingriffen,  weshalb  der  sundische  (In  oniat 
nicht  ohne  Grund  über  sie  als  arge  Tyrannen  zu  klagen  wulbie*. 
Alles,  was  die  Fürsten  den  Städten  sehliefslich  versprachen,  war, 
dafs  ihre  Hofgerichte  die  Stadtrechte  „in  Acht  nehmen"  würden. 

'  nlrlir    ul  Ii-r  K   f.  n.  hooh  und  Oberkclt  ist.'*  bittet  der 

Adel  die  städti.sche  <ienchtäharkeit  über  ihn  abzustellen  j  Urav.  1546.  W. 
T.  39.  Nr.  7.    Vgl.  unten  Privilp^ien.  S.  135. 

2  Gramer  I,  198.  Vtrl.  Kev.  rs  1.7^  VIII.  30  ,  Dähnert  I,  786  und 
R^lution  l*<>n  XII.  17..  HaitliHsar.  Landesgerichte  30  f. 

»  Barnim  lo41  IX.,  St  T.  94  Nr.  2  f.  G7. 

*  IXjnksEettel  fUr  Wollin  1558  III.  20.,  St  T.  M  Xr.  24  II. 
ßerckmann  158.    Dem  widerspenstigen  Hat  von  Stralsund  gab  der 
Amtmann  von  liart  „eine  strax  antwortt:   De  forste  woUe  flick  dannn 
BchlauD.   Do  ktli  he  uLa,  '  117. 
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So  sanken  die  städtischen  Gerichte  allmählich  in  die  Stellang  von 
UnteriDStanzen  gegenüber  Ober^^erichten  herab,  die  nach  ihren 
Rechtsgewohnheiten  und  UrteilsgrUnden  wenig  fragten. 

Krst  als  dif  ftirstliche  AutoritlU  genü<rHnd  gestärkt  war, 
daeliteii  die  Herzöge  ernstlich  daran ,  den  um  ihrer  Autorität 
vvilieii  arg  zerrütteten  Kechtsgang  vvieder  zu  regeln  und  ins- 
besondere den  Um  lang  der  Zuständigkeit  der  üntergerichte  weiter 
und  klarer  zu  zi»'hcn. 

Schon  dadurch,  dafs  sie  seit  Bogislav  X.  die  Ho&erichte 
als  Appetlationsgerichte  auch  für  die  Städte  mehr  und  mehr 
dnrchsetBten  und  die  Bestrafung  des  Laodfriedensbruches 
den  Ständen  entzogen^  war  die  Zahl  der  Prozesse  auCser- 
ordentlidi  vermehrt  worden  Dabei  liels  das  Oerichtsverfahren 
mit  seinen  unaufhörlichen  Versuchen  einer  ;:;iitlichen  Beilegung, 
worin  es  den  'Nichtigsten  und  sicherHch  zeitraubendsten  Teil 
seiner  Autgaljt;  8(;hen  mulste,  seinem  schrilihchen  Prozefs,  seiner 
regellosen  Citation,  seiner  Ohnmaclit  gegenüber  Ausbleibenden 
und  seiner  mangelhaften  Exekutivgewalt  auch  bei  den  einfachsten 
Streitigkeiten  kaum  ein  Ende  absehen,  selbst  wenn  das  Gericht 
ordnungsmäfäig  besetzt  war  und  die  Räte  nicht  zu  anderen 
Dingen  nötiger  gebraucht  wurden.  Während  noch  1541  ein 
Uerichtstag  in  jeder  zweiten  Woche  für  die  laufenden  Geschäfte 
und  zwei  gemeine  Rechtstage  jalirlich  fUr  die  der  Mitwirkung 
der  Landnite  vorbehaltenen  Rechtssachen  genügt  hatten,  reser- 
vierte sclion  die  Hofordnung  1560  dem  Gerichte  zwei  bis  drei 
Ta;^^e  in  j'^dor  Woo'Ihv  und  fühi'to  siobon  gröl'sere  Sitzungsperioden 
im  Jahre  ein,  von  deuen  drei  unter  i'eilnahme  der  Landräte  je 
drei  Tage  umfassen  sollten.  Und  doch  dehnte  sie  die  Oerichts- 
gewait  der  Amtshauptleute  und  der  Landvögte  auf  alle  liechtssacheu 
aus,  welche  mcht  Landfriedensbruch,  peinliche  und  Kriminalsachen 
und  ganae  Lehngttter  betrafen,  yerbot  die  AppeUation  bei  Hän- 
deln unter  awanzig  Gulden  Wert  und  beschränkte  das  schrift- 
liche Verfahren*.  Aber  keineswegs  wies  die  Hofordnung  nun 
uU  diese  Prozesse  grundsätzlich  vom  Hofgerichte  ab,  vielmehr 
liefs  sie  seine  jurisdictio  concurrcns  in  ihrem  vollem  Umfange 
Kp  tolien.  Diese  stellte  dem  klagenden  Teile  allerdings  frei,  wo 
er  den  B^chuldigten  belangen  wollte,  erkannt«*  rlagegen  der  be- 
klagten Partei,  wenn  das  Hot'gericht  die  Sache  euimal  angenom- 
men und  anhängig  gemacht  hatte,  don  Anspriieh  auf  Verweisung 
an  das  zuständige  Bezirksgericht  nicht  mehr  zu.  Die  weitere 
Bestimmung  der  Gerichtsordnung  von  1569,  dafs  das  £ndurteil 
spätestens  ein  Jahr  nach  Eköfinung  des  Prozelsverfahrens  ver- 
kündet werden  mttfste,  wurde  schon  dadurch  unerfüllbar,  dafs 


»  Hoforduunaeu  IHl  und  loGO  St.  T.  7U  Nr.  2  uiul  4,  Balihaaar, 
Landesgericbtc.  Auf  Entlastung  des  Hofgerichtes  drängr  Bamim  Ab- 
Mhied  15r>8  VF.  1    St  T.9iNr.  19;  es  verspricht  sie  Joh.Fr.  1590  IV.  29. 

Xr.  71.    Vgl.  Thiede  490. 

fortchuiifen  (tiu)  XIV  1.  —  bp»hn.  U 
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man  dio  Ilechtsbefraginiix  rler  Universitäten  bestehen  liols,  und 
nur  aus  landcshoheitHclini  Gesichtspunkten  dio  Bcriitung  an  das 
kaiserliche  Kammeruerii  ht  zu  verhindern  suc  hte.  Immerhin 
nahmen  die  Klagen  Uber  die  Mängel  des  UerichtsvertahreDs  ab. 

Der  Tod  Philipps  I.  und  die  Privilegieiihaudiung. 

Die  wesentlichsteD  Scblursergebniase  seiDes  WirkeuB  ftlr  die 
grolson  Ordnungen  waren  eben  gesichert ,  als  Philipp  I.  am 
14.  Februar  1560  seine  Arbeit  fttr  immerdar  niederlegen  mufate: 
ein  sorgen  und  nitihevoUee^  aber  nicht  frucbtloeee  Leben  war  an 
aelnem  Ziele  angelanat 

Der  Sohn  (ieorus  I,  war  nicht  zur  vertrauten  Zusammen- 
url)eit  mit  lUirnim  heruten  gewesen;  denn  die  Charakter/üge  des 
bedeutenden  (irolsvaters  und  tüchtigen  Vaters  hatU'n  sie!i  auf 
ihn  tortgcptianzt.  V\  eil  sie  sich  aber  in  ihm  weit  weniger  macht- 
voll und  raub  bewiesen,  so  brachte  er  es  Uber  sich,  mit  dem 
▼erschwenderischen  Oheim  ohne  härtere  Kämpfe  aussukommen. 
Es  ist  nicht  zui^llig  an  ihm^  dafs  er  das  LSrmen  der  Eesseltromm^ 
und  der  Trompeten  hafste  und  gerne  dem  Spiele  polnischer 
Geiger  lauschte.  Nachdenkliches  Sinnen  und  ungeduldiges 
Griioeln  über  die  Zukunft  liebte  er  tiberhaupt.  Von  der  Astro- 
logie flihlte  er  sich  so  lebhaft  angezogen .  dafs  er  ihr  einen 
eigenen  Lehrstulil  an  seiner  kleinen  Universität  einräumte;  wohl 
mochten  die  Sterne,  wele'he  dem  ^^'aidmann  den  Weg  zeigen«» 
die  Schuld  daran  tragen,  dafs  er  wie  die  leidensehattliehen  Jäger 
unter  den  deutschen  Fürsten  derzeit  zumeist  dem  Aberglauben 
zum  Opfer  fiel. 

Philipps  ehrliche,  emiache  Natnr  wnfste  nicht  anders,  alt 
dais  er  zur  Arbeit  für  sein  Land  und  zur  Erhöhung  der  fttrst- 
liehen  Macht,  zu  welcher  Bogislav  den  Grund  gelegt,  geboren 
sd.    Er  sprach  nicht  so  viel  wie  sein  Oheim  in  fast  übermüti^;em 

Tone  von  dem,  was  er  wollte;  seine  (Jnterthanen  kla<iten  weniger 
häufig  über  harte  Mafsregeln  und  sehwere  KiniTifte  in  ihre  ver- 
brieften Keehte  als  die  Barnims;  als  er  jedoch  am  Ende  seiner 
Tage  staud ,  mit  wieviel  herzlicherer  Befriedigung  durfte  er  da 
zurückschauen !  (lewils  war  auch  Barnim  nicht  ohne  Bewufst- 
sein  von  den  Ansprüchen,  die  seine  Krone  zu  erlieben  hatte; 
aber  wie  ein  trotziger  Knabe  machte  er  sie  nur  dann  geltend, 
wenn  er  sie  sich  von  kraftvolleren  Händen  entwinden  sah.  Philipp 
sachte  andere  Wege.  Er  gewann  sich  die  Hersen,  wenn  er  in 
teurer  Zeit  den  Amtleuten  schrieb,  dafs  sie  den  Armen  Korn 
ohne  Entgelt  reichen  möchten,  weil  Gott  zu  dem  Zwecke  es  habe 
wachsen  lassen.  Nach  Jahrzehnten  eiinnerten  sich  seine  Unter- 
thanen  noch,  wie  fleifsig  er  des  Gerichtes  gepflegt  hatte.  Die 
freundlichen  Worte,  wt  lohe  er  hiiufig  f^lr  die  Wünsche  der 
Stünde  hatte  und  noch  auf  dem  8terbel)ette  seinen  Söhnen 
>vied erholte ,  linderten  den  Unmut  über  gar  manchen  X'erlust, 
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den  er  den  Rechten  seiner  Unterthanen  beigebracht;  denn  er 
acbeute  auch  keine  Gewalt,  wo  er  sie  für  nötig  hidt.  Die  Pom- 
mern wären  keine  Deutsehen  Gewesen,  wenn  sie  sich  nicht  noch 
nach  dreifisig  Jahren  daran  ern*eut  hätten,  dafs  er  ohne  das  Zu- 

thun  seiner  Stänflo  tÜe  Schulden  seiner  Eltern  abgjetragen,  die 
Domfiuen  wieder  autgebesscrt .  sogar  einen  ansehnhchen  Sehatz 
luiiterlaHiien  und  gleichwohl  einen  iuraüichen  Hofhalt  zu  führen 
verstiinden  hatte. 

Wie  Philipp  aus  Überzeugung  Protestant  geworden  war,  so 
blieb  er  es,  b^eelt  von  jener  ernsten,  arbeitsamen,  etwas  be- 
schrankten Frömmigkeit,  weiche  nicht  wenigen  norddeutschen 
Fürsten  des  sechaehnten  bis  achtzehnten  Jahrhunderts  mr  Zierde 
gereicht.  Er  meinte  es  aufrichtig,  so  oft  er  seiner  Pflichten  gegen 
Gott  und  sein  Land  erwähnte.  Er  besal's  nicht  eben  einen  be- 
deutenden Geist,  wie  er  denn  auch  von  l^arnim  an  praktischem 
Geschick  ilb'TtioflTen  wurde;  aber  Fleifs,  <^ntQv  Wille  und  Er- 
fahrini«.'-  ersetzten  ihm  vieles.  Selbst  niclit  gelehrt,  war  er  doch 
den  V\  issen^ehatten  und  der  Kunst  nicht  abhold  und  empfand 
es  freudig,  wenn  er  Gelehrte  unterstützen  konnte,  i  >er  1554 
gefertigte  kunstvolle  Teppieh,  welcher  die  Grcifswakler  Akademie 
achmfickt,  ist  ihm  ein  bleibendes  Denkmal.  Dennodi  ist  sein 
Bild  entstellt,  weil  er  in  den  tetaten  Jahren  seines  Lebens,  unter 
dem  Elnflufs  ihn  quälender  Krankheiten  und  Sorgen,  sich  der 
Trunksucht  und  dem  Jähzorn  ergab,  welche  ihn  töteten,  als  er 
erst  44  Jahre  zählte,  und,  auf  seine  Nachkommen  sich  vererbend, 
in  wenigen  Jahrzehnten  sein  ganaes,  blühendes  Geschlecht  dahin* 
rafilen. 

Philipp  wird  es  nicht  bep^riffen  li.iben,  warum  er,  der  tüch- 
tige, starke  Mann  sterben  mulste,  während  sein  bettlligeri^er.  un- 
fiihiger  Oheim  in  seiner  das  Land  verderbenden  Thätigkeit  be- 
lassen wurde.  Die  allgemeine  Entwicklun«^  des  öffentlichen  Zu- 
standes  war  für  die  Regierung  nicht  aussichtslos.  Auf  dem  Ver- 
waltung»- und  Verordnungswege  Hefs  sich  den  Bestrebungen  der 
Landschaft  mancher  Abbruch  thun.  Die  Herzöge  hatten  eine 
ansehnUche  Reihe  bedeutungsvoller  innerpolitischer  Autgaben  in 
die  Hand  genommen,  deren  Regelung  im  Mittelalter  den  Ständen 
zugefallen  war,  und  damit  die  Möglichkeit  einer  schwerwiegenden 
Einwirkung  auf  das  wirtschaftliche  Leben  erlangt,  von  welcher 
sie  mehr  und  mehr  einen  ausuit  higen  Gebrauch  machten.  Ein 
weiterer,  von  ihnen  freilich  unterschätzter  (iewinn  war  der  Fort- 
schritt des  Einheit^gedankeus ,  welcher  ksugutcrletzt  nur  das  die 
Spitze  des  ganzen  Landes  bildende  Fürstentum  fordern  konnte. 

Höher  als  diese  Erscheinungen  durfte  Philii)p  ein  anderes 
veranschlagen.  Die  Siege,  welche  die  ständische  Macht  in  den 
zwei  Jahrzehnten  nach  Abachluls  der  Reformationshandlung  er- 
rungen batt^  waren  zwar  nur  der  Energie  der  Städte  zu  danken, 
aber  im  wesentlichen  dem  Junkertum  zugute  gekommen.  Solange 
Steuerüragen  im  Vordergrunde  standen,  hatte  das  Bürgertum  die 
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Leitung  auf  den  Landtagen  gehabt;  es  war  aber  von  der 
Ritterschaft  iialiezii  völHg  verdninprt  worden,  sobald  die  IiCgelunj^ 
der  grofsen,  vorzugsweise  das  wirt.scIi.H"? liehe  Leben  berülirenden 
Interessen  b<'gann.  1  )<'r  Adel  vernioelite  es  freiiieh  noeh  nicht, 
rolizei-  und  liam  rnordnung  nach  seinem  iSinne  durelizust'tz'-n ; 
aber  iiidcm  er  es  zu  verhindern  wufste,  dafe  sie  im  st^idtefreund- 
licben  Gklate  sustande  kamen,  war  für  ihn  bereita  aliee  ge- 
wonnen; denn  es  galt  ftir  ihn  ja  nur,  die  Alleinherrschaft  des 
ßttrgertums  auf  dem  wirtschaftlichen  Qebiete  sn  brechen.  Die 
günstigen  Aussichten,  mit  denen  die  Städte  1541  in  die  neue 
Periode  eingetreten  waren,  hatten  sich  demnach  nicht  erfiillt; 
ihr  steter  wirtschaftlicher  Niedergang  machte  sie  ebenso  kraftlos 
wie  der  rasche  wirtschaftliche  Aufseliwung  des  Adels  die  Vorder- 
stlinde  mächtig.  Stand  aber  diese  Thfitsache  fest,  so  war  die 
Gefahr  fttr  die  Regierung  nicht  Ubergrofs;  mit  einer  Adelsherr- 
schafl  ist  noch  jedes  lebensfrische,  vorwartsstrebende  Fürstentum 
fertig  geworden. 

Aber  eben  das  yerdttsterte  die  letzten  Tage  des  Herzogs, 
dafs  er  kdnen  krttftigen,  in  seinem  Sinne  weiter  schaffenden 
Nachfolger  an  seinem  Sterbebette  knieen  sah,  dafs  ein  Barnim 
am  Leben  blieb,  und  die  eigenen  Söhne  noch  Knaben  waren. 
Sobald  er  die  Augen  schlofs,  hatte  der  Stettiner  Regent  nieman- 
den mehr,  welcher  ihn  von  maneh  unseligem  Schritte  zurtick- 
hielt  und  die  Folgen  seiner  Sehwüchc  in  etwa  milderte;  und  in 
\\  olgast  mulste  dann  der  in  der  Zusammenarbeit  mit  Phihpp 
grau  gewordene  Zitzevitz  dem  biederen,  aber  adelsstolzen  Ulrich 
von  Schwerin  den  mul'sgebenden  Euiliuiö  ubeilassen.  Unter  den 
Umständen  gewann  der  Erfolg,  welchen  die  Ritterschaft  dem 
Sterbenden  noch  in  letzter  Stunde  abzuringen  wufste,  eine  schwer- 
wiegende Bedeutung;  der  letzte  Regimngsakt  Philipps,  das  Ver- 
sprechen, die  Privilegien  der  Landschaft  ZU  bestätigen,  muf^^te 
ohne  Frage  den  Grundstein  zur  Aufrichtung  einer  Adebberrschaft 
in  Stettin  so  gut  wie  in  Wolgast  legen. 

Auf  die  Regelung  der  Vcrf^issungsfragen ,  von  welcher  die 
seit  nahezu  vier  Jahrzehnten  verhinderte  staatsrechtliche  Sicherung 
der  ständischen  Privilegien  abhing,  war  seit  1556  viel  mehr  Kraft 
und  Ausdauer  als  auf  die  Kirchen-,  Polizei-  und  <  H  nchtsordnung 
verwandt  worden.  Ks  handelte  sich  von  Antang  au  fa.st  nur  um 
die  Ansprüche  di  r  PriUaten  und  der  Ritterschaft,  welche  leichten 
Herzens  die  des  kaum  hinzugezogenen  dritten  Standes  preisgaben, 
so  oft  sie  selbst  etwas  dafür  gewannen Zu  spät  wurden  die 

'  Vielldcht  bestehen  sich  die  3  gcheimnisToH  klingenden  Briefe  des 

Ulrich  von  Schwerin  XII,  Ii?,  auf  ein  Zusammengehen  der  Bitter* 

«chttfi  mit  den  Städten;  Öt.  T.      Nr.  24  v.  III  f.  311  ff. 
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Stfiflto  mißtrauisch;  sie  Ivonnten  1560  nicht  einmal  mehr  die 
Auiiiandiguiig  einer  Abschrift  de*  Privilegienentwurfus  erzwingen. 

Bereits  auf  dem  Ausschufstage  von  1539  war  es  zu  einer 
grOndUchen,  wenngleich  ergebniuosen  AuwpiAche  gekommen, 
w&brend  wdcher  die  Herzoge  ihren  1584  eingenommenen  Stand- 
punkt, dafs  die  VoiTechte  des  Adels  längst  durch  den  Lauf  der 
Zeit  und  Gewohnheit  erloschen  seien     nicht  mehr  /.u  vertreten 
wagten.     Als  der  Ausgang  des  Schmalkaldisclien  Kriege  s  die 
Herzöge  in  die  l)itterste  Bedrängnis  irebracht  hatte .  meinte  der 
Adel  wieder  an  die  unterbrochene  Handlung  erinnern  und  die 
Berufung  lines  Ausschusses  durchsetzen  zu  sollen-:   aber  erst 
15r>t3   kaui  die  Angelegenheit  in  Fluls.    Namentlicli  auf  dem 
Landtage,  im  Dezember  1558  wurde  sehr  emstlich  verhandelt, 
so  dafs  sich  die  Ritterschaft  bereits  am  Ziele  glaubte.    Da  in- 
dessen PhiÜpp,  der  nicht  zugegen  gewesen  war,  seine  Unterschrift 
▼erzö«^erte,  kam  es  erst  am  17.  Januar  1560  zu  den  abschlielsen- 
den  Beratungen Vet  Lcbens  wollte  der  Adel  die  Notul  vom 
Dezember  1558  als  unabiinderlich  angesehen  wissen;  die  Vorlage 
wäre  beinahe  abermals  gescheitt  rt.  wenn  die  Herzöge  nicht  end- 
lich die  Ausscheidung  einer  Anzahl  von  Punkten  zur  .«pntcren 
Erledigimg  zugegeben   hUtten.     Immerhin  verzögerte  dei-  Tod 
Philip] ts  die  Publikation  um  drei  Jalin-,  so  dals  die  pommersche 
Lin(Ue!uit"t  erst  am  9.  Juli  \'aVA  ilir  dnreli  viiTziir  Jahre  elx-nso 
hartnäckig y   wie  vergeblich  begehrte«  Privilegium  in  der  llaiid 
hielt.   Schon  vier  Wochen  zuTor  hatte  die  hocherfreute  Ritter- 
schaft SU  Ankkm  beschlossen,  das  Schriftstück  in  drei  Exem- 
plaren  recht   sicheren  und  wohlverwahrten  Truhen  anzuver- 
trauen *. 

Den  besonderen  Widerwillen  der  Pegierung  hatte  das  schon 
1530  geüufserte  Verlangen  der  Stände  nach  einem  einzigen 
Privileix  flir  das  ganze  Tiand  erregt,  wt;!  Ii -Tn  die  Sondervorrechte 
der  cin/.elncn  Landschatten  und  ( Jescidechter  angehfingt  wridcn 
sollten;  denn  sie  begriff,  w^leli  eine  Stütze  die  1  ie^trebungeu  der 
Landschaft,  i\\T  ein  Corpus  zu  gelten,  durch  seine  Bewilligung 
erhalten  mülisten'''.  Unterlag  sie  nun  auch  in  diesem  Punkte, 
so  bekftmpfte  sie  um  so  erbitterter  die  viel  weitergehende  For- 
derung, oafs  keine  iSerstdckelung  des  Landes  unter  die  f&nf 
Söhne  Philipps  eintrete,  vielmehr  die  beiden  Orte  wieder  ver- 
einigt würden,  falls  Barnim,  wie  zu  erwarten  stand,  ohne  Söhne 
sterbe.  Auf  den  Wunsch  Philipps,  dafs  in  dem  Falle  anderweite 
Fürsorge  für  seine  jüngeren  Kinder  getroften  werde,  tindet  sich 
keine  Antwort,  dagegen  der  Beschlufa,  dafs  der  bestehende 


>  Ht  T.  94  Nr.  24  v.  Iii.  £  82;  ebenso  1535  Medem  222  f. 

*-  St.  T.  94  Nr.  18  f.  17,  wieder  .Abschied  1553  VI.  1. 
3  ^t.  T.  04  Nr.       V.  III.  f.  177    224  uod  230. 
*  Dähnert  l.  4ad— 44;i  und  IV,  436  fil 

^  Medem  296;  St  T.  94  Nr.  24     III  f.  23,  126^.  152»  auch  y.  1. 
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ii'rchtszustuiid  nur  mit  guttiii .  vorgehendem  K.ite  und  mit  Bc- 
liebung  gemeiner  Landstande  .ils  Prftlaten,  Mannen  und  Stndtc 
abgeändert  werden  dürfe  ^  trat  zwar  an  die  Stelle  der 

Beliebung  eine  blolee  \\  oblmeinung  der  iStände;  aber  auch  sie 
bewies  tidi  wenige  Jahre  spüter  zur  AufrechterhaltaDg  der 
Zweiteilung  stark  genug.  Die  FaaeuDg  der  betreffenden  Punkte 
des  PriTiIegs  beweist  einen  nahezu  völligen  Sieg  des  Eiiiheits- 
gedankens  und  damit  der  Stände,  insofern  sie  ihn  im  Gegensatse 
zur  Regierung  vertraten. 

Die  Erinnerung  an  den  Grimnitzer  Vertrag  bestimmte  die 
Stünde,  sich  auszubedingen.  dals  sie  keinmi  Fürsten  weiter  als 
dem  Brandenburger  /u  hiddiGren  geiijilteii  w.iren. 

Die  Verpflichtung  der  Iler7fi2:n  sich  in  kein«-  Kriege  oder 
Bündnisse  ohne  den  gemeinen  Kai  uir  i^andbtiinde  einzulassen-, 
hatte  für  die  Landschaft  neue  Bedeutung  gewonnen,  seil  ihre 
Herren  den  Schmalkatdenern  heimlich  beigetreten  waren  und  ihr 
Lrfind  dadurch  ins  Unglück  gestürzt  hatten.  Sehr  weitschweifige 
Verhandlungen  knüpften  sich  an  die  Frage,  wen  der  Krieg  mit 
seinen  Kosten  treffen  solle.  Das  freilich  wurde  anstandslos  fe?>tge- 
stellt,  dals  die  Landsüinde  ohne  Ausnahme  auch  die  Städte  einge- 
schlossen,  inner-  wie  au!">erl!  ilb  des  Landes  Kriogsiblge  leisten 
mUfsten";  aber  überaus  zweitelhatl  war  es.  ob  ihnen  insgesamt 
und  in  welchem  Umfange  und  durch  w»  ii  Entschädigung  fiir  (be 
Unkosten  zu  gewjdiren  S(  i.  Man  einigte  sich  vorerst  dar- 
über, dafs  die  Herzuj^c  nur  den  obersten  Prälaten  und  der  Ritter- 
schaft zu  geldcn,  zu  geben  und  vor  Schaden  zu  stehen  hatten; 
von  den  verschiedenen  Erklärungen  und  ßeschrsnkungen  dieser 
Worte,  welche  die  Parteien  vorschlugen,  fknd  jedoch  erst  spät 
eine  allseitigen  Beifall^.  Nach  langen  Bedenkliclikeiten  gab  der 
Adel  auch'  zu,  dals  seine  Bauern  gleich  den  tlUrstlichen  Unter- 
sassen und  den  Städten  zu  der  Aufbringung  der  Schadensersatz- 
Summen  mitsteuern  sollten;  er  thnt  es  allerdings  nicht  mit  so 
klaren  W  orten,  als  die  Regierun,:;  e.s  ilini  znnäelist  vorf:eseh lagen, 
stellte  alK'r  auf  das  Drängen  der  Unterhiindler  den  Landraten 
und ,  wenn  irgend  die  Zeit  es  gestaltete,  einen  Landt'ig  zu  be- 
rufen, diesem  anheim,  über  den  Modus  der  notwendig  werdenden 
Kontributionen  zu  beschliefsen.  Entsprechend  wurde  die  Ent- 
schädigung für  die  den  Herzögen  gebülurenden  Ehrmdienste  des 
Adels  geregelt,  ohne  dafs  neue  Mifshelligkeiten  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  dadurch  vermieden  worden  wären. 

äteigendcn  Einflufs  erlangten  die  Stttnde  auf  die  Besetzung 


^  .St.  T.  Jl  Nr.  24  v.  III  f.         Iso,  244.    Dazu  7>ähnert  I,  327. 

2  Zur  l  orinulierunp  St.  T.  94  Nr.  24  v.  III  f.  119,  lö2.  190  und  213. 
Vgl.  1474  Dähnert  I,  4',i4. 

*  8  Vgl.  H.  St.  Vlli  '  *  l.-i,  Dähnert  II,  31.  l?arthold  IV«,  874  ff.  — 
Die  Herzöge  bevorzugten  S('»l(iner,  St.  T.  94  Nr.  34  v,  II. 

*  Vgl.  St.  T.  94  Nr.  24  v.  lU  f.  179,  194,  243,  260. 
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der  llaiiptmanüs-  und  Landvogteistelien ;  es  war  i\lr  sie  fast  mehr 
wert,  dals  Fremde  nur  auf  den  Rat  der  vornehmsten  Mit^^lieder 
der  Land j^ehaft  angestellt  werden  durften,  ab  wenn  die  Fremden, 
wie  eö  der  ursprtinj^lieiie  \\  unseh  der  Ritterschai't  war,  über- 
haupt ausiresclilosM'n  worden  würen'.  P  itVir  v»  rzichteten  sie 
endf^idtig  auf  ihr  Fehdereeht  und  unterwiirien  aich  der  richter- 
licheu  Gewalt  des  Fürstentums^. 

Ohne  Widerspruch  wurde  besetchnenderwdse  von  den  Her- 
zögen anerkannt,  dals  bei  ihren  Streitiglceiten  untereinander  oder 
mit  ihren  Unterthanen  ein  Ausschufs  aller  Stande  das  Entschei- 
dungsrecht und  gegebenen  falls  die  Landschaft  insgesamt  das 
Recht  der  Gehorsamsverweigerung  haben  sollte. 

Vielleicht  den  gröfsten  Teil  der  Verband ItmL'^en  nalmi  die 
Ordnung  des  Lehnrechtes  in  Ansprueh,  welches  durch  Roirislav  X. 
in  seinem  Bestand •  von  Grund  aus  erschüttert  worden  war.  Es 
ist  nicht  cheii  viel ,  \\  as  die  Landschaft  erreiclite.  Sie  hatte  in 
den  Gravauiinibuö  des  Jahres  1584  betont,  dals  tlie  sannuende 
Uand  Verwandten  gleichen  Namens,  Herkommens  und  Schilden 
ifilhstverstlindlich  zukomme,  dafs  jeder  Adlige  das  Recht  habe, 
sem  Lehen  mit  Schulden  2U  belasten,  und  dafs  weibliche  Ver- 
wandte, sofern  sie  die  einzigen  unmittelbaren  Elrben  wären,  die 
Lehen  des  Erblassers  für  Lebenszeit  erliielten.  Sie  gab  aber 
schliefslich  nach,  dafs  die  sammende  Hand  stets  aufs  neue  be- 
stätigt werden  müsse,  dafs  die  Erlaubnis  zur  Anfnahnie  von 
Sel)uldl)etr;igen  ui  jcdeni  Falle  von  den  Herzitgen  einzadiolen  sei, 
und  diesen  allein ,  wenn  es  sich  um  kleine  Suirimen  handele, 
wenn  um  grofse,  ihnen  mit  Rat  der  nächsten  Agnaten  zustehe, 
und  dais  weibliche  Erben  nur  Jahr  und  Tag  im  Besitze  des 
Erbes  bleiben  dürften,  darüber  hinaus  nur  solange,  bis  sie  eine 
Btandesgemttrse  Aussteuer  erlangten  ^ 

Das  Fürstentum  war  doch  bereits  so  stark,  dafs  es  sich  für 
un verbunden  zu  der  geforderten  Weitervergabung  der  heimge- 
fallenen Lehen  erklären  konnte;  hinwiederum  stimmten  die 
Stände  nicht  zu,  als  die  Herzöge  die  Freiheit,  verkäufliche  Lelm- 
eüter  um  ein  gebührliches  Kaufgeld  an  sich  zu  bringen,  ver- 
langten *. 


»  8r.  T.  9i  \r.  21  V.  III  f.  rvt.  F.  loa  f.  fra-^en  die  Herz.icr.  wio 
das  ..im  landt  j^fsessen'^  zu  verstelu  n  sei .  vh  das  guiize  Land  darunter 
begriflen,  oder  ob  in  Stettin  nur  ein  Stettiucr.  in  Pommem  nur  ein 
Pommer  und  in  Rügen  nur  ein  Hügianer  ernannt  werden  dürfe.  Der 
Landschaft  lag  eine  80  enge  Deutung  ferne.  Endliche  Kegelung  1558 
XIL  17.,  f.  181. 

*  Klar  in  d.  Erbeinigung  1569,  Dähnert  I,  264.   Vgl.  &  127  f. 

»  St.  T.  94  Xr.  24  v.  HI  f.  27,  122  ,  248,  295;  Dahnert  I,  4:i9  f, 
447  f.,  IV,  4G8  f.  Der  Adel  auf  Rügen  verkaufte  seine  Lohen  den  iJauoi-n, 
St,  T.  94  Nr.  24  v.  III  f.  15Ö,  196  f.,  Nr.  2^  f.  360;  es  soll  „die  Erbe  einer 
jderen  Huven  nit  fiber  200  marck  «indesch  vorkaufiTt  werden.'' 

«  St.  T.  94  Xr  V.  III  f.  e^.  120,  248.  Dsstt  Gesterdings  Ma- 
gazin II,  105-108  für  die  Jahre  1609— lt>26. 
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Von  flon  Punkten  der  Privilogienhandlun^-,  die  man  loCiö  aus- 
schied, war  der  wichtigste  der  die  Verwendung  der  Klöster  uuu 
die  Besetzung  der  Kamminer  Dompräbenden  belangende.  Die 
Unerschütterlichkeit  Philipps,  welche  von  den  Ständen  nichts 
BU  fordern,  ihnen  also  auch  nichts  zu  geben  brauchte,  vollendete 
im  MürB  1556  die  Keihe  der  in  dieser  Ängeleg^heit  seit  1534 
errungenen  Erfolge.  Koch  1547  hatten  er  und  Barnim  die  Er- 
haltung der  Männer-  und  Frauenklöster  zum  Besten  ihrer  Unter^ 
thanen  zuL^os-M^t :  nunmehr  hennspruchten  sie  Männer-  wie  Non- 
nenklöster tur  sieli,  weil  es  j^^tuzlieh  bei  ihnen  als  den  Patronen 
und  Lnndestürston  stände,  die  Klöster  zu  ihrem  eigenen  Nutzen 
und  eigener  Not  zu  gebrauchen.  Zugleich  brachten  sie  der 
liitterschaft  eine  weitere  empündliclje  Niederlage  bei,  indem  sie 
ihr  1539  gemachtes  Zugeständnis,  die  Kamminer  Kanonikate 
nur  an  taugliche  Personen  vom  Adel  zu  verleihen,  zu  Gunsten 
ihrer  Beamten  surUcknahmen.  Indessen  liefs  sich  diese  ver- 
letzende Stellung  nicht  auf  die  Dauer  behaupten.  Mochten  die 
Versammelten  auch  in  jenem  Augenblicke  aus  Städtehal's  oder 
aus  Rücksicht  auf  den  eben  erst  gesicherten  Beginn  der  Privi- 
legienberatung sich  für  die  feierlieTie  Annahme  des  ihnen  vor- 
gele;4t<'n  KVcesses '  ^'•ewinnen  lassen,  so  begannen  sie  doch  sehr 
bald  gegen  seine  liechtniäfsigkeit  an/ustiirnien. 

Vor  allem  empörte  sie,  dal's  der  unwürdige  Author  Hchwalen- 
berg  Dekan  des  Kuuiuiiiier  Kapitels  wurde  ^  sie  liefsen  nicht 
nac£,  bis  sie  1500  wenigstens  m  Vorzugsrecht  filr  die  Dom- 
hermpfrttndcn  erwarben^.  Ebenso  erhielten  sie  das  Versprechen, 
dai's  ^nf  Jungfrauenklöster  für  je  20  Jungfrauen  eingerichtet 
werden  würden,  welche  aber  durchaus  unter  herzoglicher  Ver- 
waltung bleiben  sollten '^  Die  Herzöge  hatten  darin  nachgeben 
müssen,  weil  das  Reelit  offen  für  den  Adel  sprach;  wie  nämlich 
der  Passauer  Vertrag  sie  IvTrehtigt  liatte,  jeden  Anspriieli  der 
1» itterschaff*  auf  die  15r)2  schon  eingezogen  gewesenen  Manncr- 
kiöster  zurückzuweisen,  so  bildete  er  die  Unterlage  für  die  For- 
derung auf  Herausgabe  der  1552  noch  nicht  eingezogen  ge- 
wesenen Nonnenklöster,  wie  häufig  auch  Philipp  und  Barnim  er- 
klärten^ dafs  sie  nicht  aus  geforaerter  oder  schuldiger  Pflicht, 
sondern  aus  fürstlicher  Güte  und  Müdigkeit  und  auf  fleifsiges, 
demütiges  Bitten  ihrer  Landschaft  dem  Adel  entgegenkämen'^. 

Übrigens  war  der  Adel  nicht  gewillt,  sich  mit  dem  Angebote 


'  Als  Absi  hied  mangolhaft  fredruckt  Diihnert  1,  460  f. 

•■'  Abkunft  wehren  Käinmin  löüü  FI.  10.,  Krevgip;  III,  824. 
J  in  WoIgflBt.  1*  in  Steltin,  1  in  KamTuin,  l)iilinert  I,  4>6l  ft'.  VM 
XU.  forderte  die  iiitterschaft  6  (wahrscbeiulicb  iu  Stettin  3,  Däbnert  I, 
532). 

^  Sie  wollte  lööö  III.  U).  Erstattung  der  von  Adligen  gestitteten 
Anteile  de.<i  Kioaterbesitzes  an  die  zuständigen  Fainilient  8t.  T.  94  Nr.  24 
V.  III  f.  I2ö. 

A.  a.  0.  f.  199  und  Nr.  28  f.  343. 
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zu  be^niigeu.  unrl  setzte  den  Streit  noch  jahrelang,  nielit  ohne 
wicht Krgebnisöe  zu  erzielen,  Ibrt.  Zur  Verzögerung  der  An- 
gelegijuheit  trug  nicht  wenig  bei,  dals  die  Städte  sich  ihrer  be- 
mächtigten und  gegen  den  Charakter  der  geplanten  Klöster  als 
rein  adliger  Stifte  protestierten.  Im  Jahre  1509  kam  es  endlich 
SU  der  ersten  fürstlichen  Jungfirauenklosterordnung;  weiche  den 
Herzögen  zwar  die  Verwaltung  sicherte,  aber  der  Bitterachaft 
die  Tälnabme  an  der  Visitation  gestattete*. 

Zu  den  ausgeschiedenen  Punkten  gehörten  deo  weiteren 
einige  FVagen  des  Steuerwesens,  welche  eine  Ausdehnung  der 
Zahl  der  Steuerpflichtigen  und  eine  möglichst  vollständige  Heran- 
ziehung des  besteuerbaren  Grundbesitzes  im  Auge  hatten,  aber 
meist  so  unbedeutend  erscheinen,  dafs  das  Aufsehen,  welches  sie 
erregten,  nnbecrreiflich  bleibt.  Charaktiristisch  ist  für  sie  alle, 
dafs  -sie  die  wicht i^^ste  Aut'^^'^hp  des  pommerschen  Steuerwesens, 
den  beweglichen  lieüitz  lu  ran/uzielien.  i^ar  nie  beridirten,  obwohl 
X'ersuche  dazu  in  den  30  er  und  4Ucr  Jahren  mehrfach  gemacht 
worden  wai-en. 

Eüne  der  frühesten  und  am  hartnäckigsten  verfolgten  Ab- 
•ichten  der  Regierung  wandte  sich  gegen  die  bis  dahin  unbe- 
strittene Steuerfreiheit  der  sehn  Schlofsgesessenen  sugehörenden 
StädtietD  und  Flecken,  von  der  ihre  Ansprüche  von  Jahr  zu  Jahr 

weniger  übrig  Helsen.  Zunächst  schrieben  sie  den  Eigenttiraem, 
dafs  sie  sich  für  den  1548  vorliegend (  U  Ausnahmelall  zu  der 
Heranziehung  der  Flecken  hätten  entschlit  rsen  miissen ,  jedoch 
keineswep?  ihre  Freiheit  von  Reichs-  und  Landsteuern  anzAitasten 
gedächten-.  Vier  Jahre  später  wurde  die  Gültigkeit  de«  feier- 
lich gewährleisteten  Rechts  bereits  für  alle  Türkenschös.se  be- 
zweifelt und  uacii  abermals  zwei  Jahren  hatte  der  soeben  er- 
gangene Reiehsabscbied  es  &ir  nichtig  erklärt^,  weil  das  Privileg 
den  Hersögen  um  so  bedenklicher  erschien,  als  die  Schlofsgeses- 
senen angeblich  steuerbare  Hufen  ihrer  Bauern,  um  sie  der  Be- 
steuerung zu  entziehen,  zum  Eigentume  der  Stlidtlein  legten. 
Der  Streit  kam  auf  den  nächsten  Landtagen  zu  keinem  Austrage, 
bis  man  sich  im  Dezember  1503  dahin  verglich,  dafs  die  Acker 
Besitzenden  nach  Hufen,  die  anderen,  sofern  ihnen  j^röfsere 
Häuser  gehörten,  gleichwie  für  eine  Hude,  sonst  wie  für  einen 
Keller  steuern  sollten'^.    Dem  nachzukommen,  beabsichtigten  die 


«  Dähnert  V,  190;  I  570;  Hülow,  Ii.  St.  XXL\.  Die  l.^()9  atipre- 
strebte  Fürsortre  fiir  dienstunfaliige  OcistHtlio  war»!  nicht  Im- wirkt 

-  1548  XI.  S>..  Kreysig  III.  oOrl  Die  Jiürger  der  Stiititleiu  wurden 
KHDZ  wie  Bauern  beliandelt,  VAS  X.  1«..  St.  T.  95  Nr.  1  v.  T;  erst  1550 
Xn.  2<'.  wurden  die  Handwerker  berücksic  htigt,  St.  T.  94  Nr.  15.  S.  S.  114. 

s  1554  X.  7.,  St.  T.  94  Nr.  20;  ]55ü  Nr.  24  v.  III  f.  154,  251. 

*  Dahnen  I,  ibö;  vgl,  1,  529  f.  und  IV,  4ü6,  46ü. 
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SchiorsgcsPBsenen  nun  wolil  freilich  nicht  ;  da  die  HerzOge  aber 
kräfti^'^  riuftraten,  fügten  sie  ^ich  mit  der  Zeit. 

Damit  war  auch  der  1558  begonnen(?  Vorstolö  ;:cgen  die 
iSteuertVeiheit  je  zwn'cr  Katen  bei  jedem  adh'gen  Hofe  auf  Rii«;en. 
welche  nach  Normaniis  Landgebrauch  rechtlich  begründet  war, 
zu  Gunsten  der  Regierung  entschieden,  weil  die  RUgianische 
Rittenichafl  Tenproehen  hatte,  sich  an  die  Schlofsgesessenea  zu 
haltend 

Weniger  Aufeelien  erref;te  es,  als  die  Herzöge  1550  sowie 
1560  und  forfcin  wohl  häufig  die  Steuerfreiheit  einer  gewissen 
Anzahl  von  Schulzen,  die  zwar  in  die  fürstliche,  ritterschaftUcbe 
oder  stlldtisclie  Hintersassenschaft  eingegliedert  worden  nviren, 
aber  ihre  alte  ScholstVciheit  sich  noch  be  wahrt  hatten,  ftir  auf- 
gehoben erkl.irt*-  l'^itsprechend  wurden  seit  1548  auch  die  ver- 
pachteten Pfarr   und  i\n\henhnfon  strenger  besteuert-. 

Durch  die  Einbeziehung  dieser  wenigen  Landstücke  in  die 
Steueranlage  wurden  die  Ertmgc  naturgemäfs  nur  um  ein  ge- 
ringes erhöht;  von  weittragender  Bedeutung  mufste  es  dagegen 
sein,  wenn  die  Regierung  den  zahlreichen  Steuerunterschlagungen, 
weiche  von  den  Ständen  mit  jedem  Jalire  stärker  gleichsam  als 
ihr  gutes  Recht  geübt  wurden,  ein  Ende  zu  bereiten  vcrmoclit  . 

Insbesondere  waren  es  die  Rittergutsbesitzer,  aber  auch  die 
Städte'^,  welche  unahl.lssij^  Bauern  oder  Pfarrhnfon  ^  zu  ihrem 
Eigcnbesitzo  schlugen,  sei  e>  um  sie  selbst  zu  liebauen  oder  um 
neue  Schäfereien  oder  Vorwerke  anzurichten.  Weil  dieses  V^er- 
fahren  das  Einkommen  der  adligen  Herren  betrüchtlich  ver- 
mehrte, bestritten,  15(30  zuerst,  die  Herzöge  im  Verein  mit  dem 
Bürgertum,  welches  seinen  Steuerantd)  immer  höher  hinauf- 
geschraubt sah,  dafs  die  ehemaligen  Bauemhufen  Steuerfirethat 
beanspruchen  dürften.  Der  Adel  berief  sich  demgegenüber  in 
der  ersten  Verlegenheit  darauf,  dafis  die  Städte  zuweilen  auch 
zwei  Häu.ser  in  eines  stiefsen.  Dann  \vied<;r  schwatzte  er  dem 
gutmütigen  Jakob  Zitzevitz  auf,  dafs  er  für  seine  jüngeren 
S5hne  dureli  Anlegen  neuer  Vorwerke  Unterkunft  schaffen  müsse; 
ihren  notdürftigen  Besitz  zu  besteuern  liabe  die  Regierung  kein 
Recht.  Keineswegs  war  er  zur  Kacligiebigkeii  bereit,  so  dal's  er 
schliefölich  sein»  n  V\  illen  durchsetzte^. 

Dagegen  liefs  er  es  geschehen,  dals  die  Herzöge  um  dieser 
Sache  und  des  1548  entstandenen  Streites  mit  den  Städten  halber, 
und  weil  auch  mehr&ch  Heger-  als  Land-,  Land-  als  Haken- 
hnfen  betrügerischer  Weise  versteuert  wurden*^,  die  Ausarbeitung 


>  St  T.  94  Nr.  24  v.  III  f.  196  und  27Ö,  Xormann  '2^2. 

«  8t.  T.  94  Nr.  15  und  Nr.  28  f.  f?9  uud  91.  Dähuert  IV,  445. 

•  PrivUepienÄUgüchnfs  1563  III.  22.,  St.  T.  94  Xr.  34  v.  I. 

♦  1560  Diihnert  I.  479. 

Dähnert  IV,  449.  I,  557.  St.  T,  94  Nr.  28  f.  230  und  Nr.  57. 
»  St  T.  94  Nr.  24  v.  III  f.  27G. 
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eines  neuen  Katasters  in  ÄTissiclit  nahmen.  Er  durfte  lioften, 
dafs  es  zaim  Abschlüsse  eines  so  umiasseuden  Werkes  so  bald 
nicht  kommen  werde. 

Bereits  154-^  wurde  besehlossen,  dafs  der  Ansst  hüls  für  die 
Privilegien  mit  den  Laudrentmeistern  die  alten  und  neuen  Re- 
gister der  ordentlichen  und  aufserordentlichen  Schösse  durchsehen 
und  die  Steueni  eines  jeden  Standes  Terzeichnea  sollte.  Der 
Abschied  vom  22.  Dezonber  1550  deutet  aD,  dafs  der  Ausschufs 
mit  der  ihm  zugewiesenen  Frage  sich  anstlich  beschäftigt 
hat,  welclie  er  als  durchaus  zu  seinem  Ressort  geliörig  betrachtete 5 
hat  man  doch  so  sehr  all  diese  stiindisehen  Rechte  und  Über- 
griffe zu  den  Privilegien  gereehnct,  da  Ts  deren  BestHtiirnnf?  durch 
nichts  so  sehr  verzögert  wurde  als  dureh  die  IJnmÖLrliehkeit,  sich 
Uber  die  StenertVagen  zu  einigen ,  und  erst  zu  Ptandc  kam,  als 
man  auf  ihre  Krledigung  verzichtete. 

Auts  neue  und  eingehender  trat  der  zweite  gemeine  Landtag 
des  Jahres  1560  dem  Plane  näher,  indem  er  aus  jedem  Orte 
sechs  Mitglieder  der  Stände  und  drei  Hofräte  nebst,  einem 
Schreiber  zu  verordnen  vorschlug,  die  binnen  Jahresfrist  einen 
bilUgen  und  gleichmaisigen  Anschlag  der  Ritter*  oder  Roisdienste 
entwerfen  und  aller  Unordnung  abhelfen  sollten.  Drei  Jahre 
darauf  war  die  Kommission  noch  nicht  ernannt,  sechs  Jahre 
später  noch  nicht  einberufen,  1569  noch  nicht  zur  wirkli<  lien 
Traktatinn  gekommen,  so  dals  auf  die  ^'olI('Ild^n<^^  des  neuen 
Katasters  im  sechzehnten  Jaiirhundcrte  wohl  sehon  damals  nie- 
mand ni»  hr  rechnete,  wie  sie  denn  auch  nicht  zur  Thatsache 
geworden  ist ' . 

So  liatte  die  Regierung  nieht  eben  erhebliche  Ursachen,  mit 
dem  Ausgange  der  Privilegienliandlung  zufrieden  zu  sein.  Ihre 
Erfolge  auf  dem  Gebiete  des  Gerichts-  und  Finanzwesens  waren 
Bwar  beachtenswert,  aber  nicht  mehr  als  die  ersten  Ansätze  zu 
einer  Umgestaltung  des  pommerschen  Staatsrechtes  in  ihrem 
^inne.  Sie  verschwanden  nahezu  angesichts  der  Thatsache,  dafs 
der  umfassende  Eintlufs  der  Stünde  wieder  für  Jahrzehnte  ver- 
faasungsmäfsig  hatte  besie^^elt  werden  rotlssen.  Die  dadurch  ge- 
riebene Krliftigung  der  Land.ichaft  liel  um  so  schwerer  ins  Gewicht, 
al-j  die  nach  Philipps  Tode  in  Wolgast  nn«rp,  jp}|tpte  nnd  in  Stettin 
sieit  1.'58  thatsSchlich  zugegebene  Adelshorrsehaft  kernen  Anlal's 
zu  einer  dauernden  Befestigung  der  stilndisclicn  Macht  versäumen 
zu  wollen  scliieu. 

Adelsregiment  1668  (1660)— 1670. 

Als  Philipp  starb,  war  I'  n-iiii!'  seit  langem  ein  siecher  Mann. 
Schon  1551  hatte  er  über  seme  alte  Schwachheit,  das  Rucken- 


>  St.  T.  94  Nr.  13  f.  22.   Dähuert  IV,  447,  1,  479,  444,  497,  528. 
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weh,  geklagt,  \n  eicht  s  ihn  in  den  warmen  Gemächern  zu  bleiben 
zwinge.  Dennoch  h.itto  er  um  dieselbe  Zeit,  da  sein  ]S'effe  seine 
Ketoriiithätiirkeit  bcpiim,  sich  nocli  <iimial  mit  Gedanken  ge- 
tragen, deren  Verwirklicimng  der  siuodisciien  Macht  und  seinen 
fort iva inenden  Geldsorgen  auf  einen  Schlag  ein  Endi-  bereiten 
sollte.  Um  seine  Schulden  bezahlen  zu  können,  hatte  er  im  Laule 
der  Jalire  so  manchea  Mittel  enonnen;  er  hatte  da«  Steuerbe- 
willigungsrecht auf  das  Kollegium  der  Laudräte  ttbertragen  und 
einen  Steuervorrat  bilden  wollen,  den  Ständen  die  Teilnahme  an 
der  Steuersammlung  und  Steuerverwaltung  verschafft  und  die  Auf- 
sicht Uber  seinen  Haushalt  angeboten.  Dafs  er  auf  diese  Weiae 
nieht  fortwirtschaften  konnte,  blieb  ihm  um  so  weniger  verborgen, 
alti  der  1  Ti 4S  ausgeliroeheno  Streit  Uber  den  Anteil,  welelier  jedoni 
Stande  au  den  Schüssen  zukäme,  alle  grölseren  Bewillii;ungen 
verhindert  hatte  und  noch  recht  lange  zu  veriiindern  drolite.  So 
wollte  er  denselben  vernichtenden  Vorstofs  gegen  das  Steuer- 
bewilligungsrecht der  Landschaft,  weichen  sein  Nachbar  in  der 
Mark  .1488  mit  Glttck  eethan  hatte  und  sein  Wolgaster  Neffe 
nicht  zurückwies,  untemenmen. 

Den  Ausschlag  gab  der  Landtag  1550  ^,  an  welchen  die  Her- 
zöge mit  bedeutenden  Forderungen  des  Reiches  hatten  herantreten 
mUssen.  Ein  gemeiner  l^fennig  zur  Türkensteuer  wurde  ihnen, 
weil  nicht  besonders  dringlich,  nur  in  Aussicht  gestellt.  Ein  zur 
Landtriedensexekution  }>estinnnter  Landschois,  aus  welchem  ein 
A'orrat  unter  der  Verwaltung  von  vier  Obereinnehmern  gel)ildet 
werden  sollte,  und  dess»  n  Erhebung  die  Herzöirc  schon  zum 
28.  Juni  wünschten,  um  bei  dem  von  der  Laiulsi  liali  gebilligten 
Antritt  des  obersftchslschen  Zugeordnetenamtes  ein  gutes  Beispiel 
SU  geben»  wurde  blo6  von  der  Ritterschaft  genehmigt;  die  Stildte 
lehnten  wiederum  aUe  Verhandlungen  ab,  bis  ihr  AnteU  herab- 
gesetzt sei. 

Dadurch  erschöpften  sie  die  Geduld  l^hilipps  so  gut  wie  die 
Barnims,  weiche  schon  1550  bestritten  hatten,  dafs  der  Hufenschois 
„die  «zrwisse,  notwendige  Form  aller  })ommer8cheu  Steuern"  sei, 
und  nunmehr  mit  geheimnisvollen  Worten  ihren  Willn  kuiid- 
that4»TK  ..auf  löbliche  und  heilsame  W  ege  zu  traeliten,  damit 
die  .Anschläge  oder  Kontribution  der  ordinari  und  extraordinari 
Landsteuern  zu  gleichmäfsiger  und  im  beschwerlicher  Gleichheit 
swisoben  den  Ständen,  auch  etzlichen  vermögenden  und  unver- 
mögenden Personen  zu  bringen/  Noch  warteten  die  Fürsten 
den  ergebnislosen  Verlauf  emiger  Beratungen  mit  den  Stadträten 
ab;  dann  instruierten  sie  ihre  Gesandten,  die  „bewufsten"  Wege 
mit  Fleifs  zu  betordern.  Zwei  Monate  später.  Ende  J  uli,  war 
Antonius  Zitzevitz  „etlicher  dachen  und  Geschäfte  halben''  nach 


>  Dähuert  1,  470  fi.,  wo  häufig  1  statt  V2  Gulden. 
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dem  Kaiäerhofe  unterwegs;  abermals  einen  Monat  darauf  hatte 
Kari  V.  das  ihm  vorgelegte  Privileg  unterzeichnet^, 

berrcliti'jtf  die  Herzöge  zur  Einführung  einer  Accise^ 
auf  in-  und  ausiändi^clioä  Ootränk,  Malz,  Tjersto,  Bier,  irloichviel 
ob  die  Ware  zum  Verbrauch  im  Inlande  oder  zur  Audluhr  be- 
stimmt war.  Das  Einkomnuii  luis  der  Auflage  wai'  nach  dem 
W  ortlaut  der  überlieferten  Konzession  sowohl  zur  Ausrichtung  der 
ReichsdieDBte  als  zur  Abstellung  gemeiuer  Landesnöte  verfügbar  ^ 
Da  «ie  fort  und  fort  erhoben  werden  sollte,  obwohl  sie  zunllchst 
nur  för  einige  Jahre  erbeten  werden  konnt^  machte  sie  den  her- 
zoglichen Haushalt  in  hohem  Grade  von  den  Ständen  unabhängig. 
Wurde  dennoch  zuweilen  ein  aufserordentlicher  Zuschufs  derUuter- 
tlianen  nötig,  so  war  der  ertragsreiche  gemeine  Hennig  als  der 
einzig  erlaubte  Modus  vorgesehen. 

80  grofs  die  Vorteile  der  Accise  nun  auch  dpu  Herzögen 
erscheinen  raoeliten ,  .>ü  entspraelien  sie  kaum  d(-n  Naeiiteilen ; 
denn  die  Regierung  wollte  allem  EinHufa  aut"  ihre  Erhebung,  Ver- 
waltung und  Auügabe  ein  tür  alle  Mal  ent»agen.  Ein  ständischer 
AusBchuIs  sollte  unbehindert  von  den  Fürsten  wie  der  Landschaft 
Bowohl  die  hohen  und  niederen  Beamten  der  beiden  Landkasten 
als  die  Untereinnehmer  in  den  Städten  und  Ämtern  ernennen, 
bezahlen  und  g^ebenenfalls  entlassen,  auch  allein  ihnen  Zahlungs- 
befehle übermitteln  und  von  ihnen  Rechenschaft  begehren  dürfen. 
Ge^vifs  war  dieser  Verzicht  nichts  Neues  und  mochte  deshalb  den 
Herzögen  minder  schwer  vorkommen,  als  er  war;  sie  fafsten  den 
Aeeisenertrag  al>  ein* n  \  orrat,  welcher  ihnen  stets  unter  den 
gleichen  drüelvendeii  Bedingungen  b(iwilligt  worden  war.  Aber 
bisher  hatte  es  .sieh  allein  um  einzelne  Fälle  und  kurze  Fristen 
gehandelt^  hier  dagegen  galt  g6  einen  dauernden  Zustand  zu 
schaffen,  welcher  es  den  Ständen  ermöglichte,  eine  gesetzmäfsige 
Nebenn^ierang  zu  schafien,  die  den  Fürsten  durch  ihre  finanzieDe 
Stärke  unendlich  überlegen  war.  Wäre  diese  Accise^  welche  ein- 
zebe  Stildte  mit  ausdrücklicher  Erlaubnis  der  Regierung^  bereits 
bin  und  wieder  je  auf  einige  Jahre  eingeführt  hatten,  nicht  so 
furchtbar  beim  Bi'irf^^ertume  verhafst  gewesen,  dafs  die  Stralsunder 
lieber  Leben  und  Gut  verlieren  als  sie  aufkommen  lassen  woll- 
teD  \  hätten  die  Stadträte  diese  wichtige  Eiuuahmequelie  nicht 


>  St  T.  94  Nr.  21  and  T.  124  Nr.  12;  Dekret  VIII.  19.  DMh- 
Bcit  I,  25. 

-  „so  bisher  iti  ihren  Landen  nit  gpvvesen,  auch  noch  iiit  wore.'* 

^  Über  die  Aualegung  gerieten  die  Stände  15öb  mit  Juhann  Fr.  in 
Str^t;  sie  wollten  Johann  Fr .s.  besondere  Nöte  nicht  darunter  verstHnden 
haben;  ein  Schreiben  Hallers  ncheint  ihnen  Recht  zu  geben:  „Die  Ord- 
nung. ?Q  die  ITrr^öge  zu  einpringung  und  erstadung  der  gemeinen  Ueichs« 
hilfcn  unnd  aut  lagen  fUrgenommen.^ 

*  St.  T.  94  Nr.  13  l  26;  1588  X.  25.,  B.  Rot  30  Nr.  239. 

^'  Berckinann  147  f.  und  l')2  f.  Thatsächlich  erhob  Stralsund  seit 
ldo6  Jahre  hindorch  die  Accise,  B.  St  XUI»,  161.  Als  Anstifter  war 
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fllr  den  städtischen  Bedarf  zu  resei-vieren  im  Sinne  gehabt*, 
und  hätte  sich  die  mit  dem  alten  Modus  sehr  zufriedene  IHtter- 
schaft  nicht  ebenfalls  anleimend  verhalten  —  so  würde  Pommern 
denselben  entscheidenden  ^Schritt  zum  Venlf.'rb  der  ftirstliehen 
Maclit  gethan  haben,  zu  welchem  sich  Brandenburg  wenige  Jahre 
zuvor  entschlossen  hatte. 

Der  Gang  der  Verhandlungen  ist  nicht  völlig  klar.  Kaum 
hatten  die  Hensöge  ihr  Privileg  in  der  Hand,  ab  sie  es  infolge 
der  Abdankung  Karls  neu  bestätigen  lassen  mufsten.  Am  8.  Ja- 
nuar 1557  baten  sie  Ferdinand  1..  dafs  er  im  nächsten  Reiclis- 
abschied  den  alten  Hufen-  und  Häuserschofs  untersagen  und  die 
Accise  fUr  Reichs-  und  Landessteuern  vorschreiben  möchte  -.  Als 
wenn  sie  ob  der  den  Stünden  in  der  ersten  Konzession  eingeräumten 
Kechte  bereits  Ijedenklich  gewesen  wHren,  fügten  sie  den  Wun.sch 
hinzu,  dals  den  Unterthanen  (Gehorsam  auferlegt  und  cler()l)n*o:- 
keit  die  Macht,  Steuern  zu  verordnen  und  zu  verteilen,  gegeben 
werde. 

in  denselben  Tagen  nun,  da  Ferdinand  nach  ihrem  Gefallen 
entschied',  setate  Philipp  bei  seinem  Oheime  nach  hartem  Drän- 
gen durch,  dafs  die  Accise  einer  gemeinen  Landesrersammlung, 
nicht  den  Sonderlandtagen  unterbi*eitet  werde.  Aber  noch  ehe 
die  Gesamtstände  am  4.  April  zu  Stettin  susammentraten,  durfte 
die  Vorlage  in  den  Vorverhandlungen,  welche  mit  achtzehn,  wohl- 
weislieh  nur  aus  dem  Adel  berufenen  Landrftten  gepflegt  wurden, 
gescheitert  sein.  Der  Litndtagsabschied  vom  10.  bemerkt  nur. 
dafs  die  Herziiue  die  angere»j^te  Tftrkensteuer  lieber  nacli  der 
I^andsissen  Vermögen  als  naeh  der  Anzahl  der  (Jiebel  gerichtet 

fesehen  hätten  *,  Die  Stande  bewilligten  darauf  anstandslos  einen 
'räuleinschofs  Rir  die  dritte  Tochter  Barnims'^  und  eine  auf 
Pfingsten  fällige  Reichssteuer,  deren  Grundtaxe  5  Ort  betrug  und 
nach  dem  gewöhnlichen  Verfahren  gereicht  werden  sollte. 

Wie  entschieden  nach  den  tiberlieferten  Andentungen  auch 
die  Abweisung  des  Regierungspia iies  gewesen  sein  mag,  so  hatten 
die  Hci'zöge  docli  keinen  Zweifel  darüber  gelassen,  dafs  sie  ihn 
nur  zurückstellen  liefsen.  um  Verzug  zu  vermeiden.  Ein  unda- 
tiertes, zur  Vorbereitung  eines  Ausschufstages  bestimmtes  (rut- 
achteUy  welches  offenbar  von  einem  hohen  Beamten  herriüirt,  macht 

Gentzkow  vei-sclineen ,  der  sie  als  Märker  ein^'rführt  liabe.  Stettin  Ix*- 
ßchlofs  l.^^G,  1564,  15Ce,  1578.  15U0  und  1592  Ac  i«cn,  St.  T.  94  Nr.  45, 

B.  St.  XXXV.  aoo. 

'  Z\vi>clu'ii  Stadt-  und  I.andfirri?n  ^var  freilich  von  ilirciii  berechtigten 
Standpunkt  aus  ein  grofser  Uutei*schied :  „Durch  die  Tranksteuer  würden 
die  BUrdm ,  so  bishero  die  Bauern  mit  den  Bürgern  noch  getragen ,  den 
J^UrL^ern  allein  aufnrachecn,"  d.  Städte  ati  d.  Kotier  1597  XL  S^.,  W.  T. 
Nr.  37. 

*  St.  T.  95  Nr.  19;  2.  III.  an  Mainz  zur  Vorlage  ans  Ueicb. 
«  Regensburpr  1557  III  16 ,  St.  T.  124  Nr.  12. 

*  D\    V.'ili  inrlliin-OM  St.  T.  94  Nr.  2:^. 

^  Aulgcld  für  iiauö,  Bude,  Keller  je  e'ui  Uroscbeu. 


Digitized  by  Google 


XIV  1. 


143 


wahracheinlich,  dafs  sie  ihr  Vrrl  mgen  schon  zwei  Wochen  später 
einer  auf  den  28  April  nach  Treptow  a.  K.  einberufenen  Ver- 
sammlung von  Vertretern  aller  Stände  vorgelegt  haben  *.  Das 
(ni rächten  verhehh  nicht,  dafs  die  Einführung  aer  Accisc  nicht 
jiliein  rt'it'er  Kr«i«<:^Hn^  und  Beratung,  sondern  auch  hoher  Vnr- 
bicht  und  Behutdainkeit  bei  ihrer  X'crwirkHclmng  bedürfe,  daOs  hie 
aber  zur  »haltung  fUrstlicher  Auioritat  imbcdingt  notwendig  sei. 
Es  rat  jedoch;  die  zur  Zeit  Miige  Türkensteuer  ohne  Rücksicht 
auf  die  Aceise  dtmsh  einen  gemeinen  Pfennig  anfenbringen,  wenn 
das  Airsdiche  Eammergut  ihn  nicht  mit  8U  erlegen  brauche.  Als  der 
AuBschufstag  der  Vorlage  keine  andere  Aamahme  bereitete  als 
der  Landtag,  zog  sich  Philipp  xurttck,  weil  andere  Dinge  ihm 
nither  am  Herzen  lagen.  Barnim  dagegen  dachte  daran,  vielleicht 
aus  Kiick sieht  auf  die  Städte,  von  don  Stünden  im  Dezember  1558 
nicht  nur  eine  Auflage  auf  Bier,  sondern  auch  auf  Getreide  au 
fordern  - 

Von  i>chulden  nierlorgedruckt,  l)at  er  diesmal  seinen  Neffen 
um  einen  gemeinen  Landtag^;  Phihpp  aber  hielt  sich  kluger- 
weise von  dem  Tage  fern.  Infolgedessen  wurde  Barnim  um  so 
leichter  gezwungen,  statt  data  er  lor  mxh  die  Acdse  erreichte,  die 
Aufaicht  und  Leitiui^  seines  Hofhaltes  un<^  s^ner  Regierung  in 
einem  ihn  yollständig  fesselnden  Umfange  in  die  Hände  seiner 
Landschaft  su  geben.  £r  verzichtete  deshalb  noch  nicht  auf 
seinen  Plan,  drang  vielmehr  1563  wie  1566  recht  lebhaft  in  die 
Stunde,  den  modus  contribuendi  zu  ändern^;  aber  es  scheint  doch, 
als  liatte  er  dabei  niclit  mehr  so  sehr  die  Aceise  als  eine  Ver- 
mögen.ssteuer  im  Auge  gehabt,  für  welche"  die  Städte  leichte  r  zu 
gewinnen  waren.  Da  die  Ritterschaft  jedoch,  ohne  die  damals 
nichts  durchgesetzt  werden  konnte,  alle  Steuern  nach  der  Art 
des  gemeinen  Pfennigs  verwarf,  blieben  auch  Barnims  wiederholte 
Anstrengungen  ohne  Erfolg;  me  sind  um  so  bedeutungsloser,  als 
eerade  die  ihnen  entgegenwirkenden  Bestrebungen  derXandschaft 
den  folgenschweren  Sieg*  den  sie  1558  errungen  hatt^,  sich  au 
«ichem  wufstmi. 

Durch  die  Auslieferung  der  Stettiner  Regierung  an  die  Stände 
erlangton  dieselben  in  dem  östlichen  Orte  die  gleiche  iMacht- 
btellung  wie  in  Wolgast  durch  den  Tod  Philipps,  so  dals  seit 
1558  dort  und  seit  l^AK)  hier  eine  nahezu  ungestörte  Adclsherr- 
scbaft  sich  breit  machen  durfte.    Im  Verlaufe  der  Stettiner  Ent- 


1  Konzept  W.  T.  89  Nr.  14.  Qretfswatds  Entaehnldigung  St  T.  94 

Nr.  20». 

-  hiätruktlon  au  d.  Städte  lööS  X  :{0.,  St.  J".  Ü4  St.  24  v.  l. 

»  W.  T,  89  Nr.  11 :  vorbereitet  durch  Belbucker  Ausscbufstag  IX.  28., 
8t  T  94  Nr.  24  v.  II:  Drthi.ort  IV.  l'l. 

*  St  T.  94  Nr.  141.  üentzkow  bemerkt  löö6,  B.  St  XXi>,  llO-llb, 
den  Bflr^^em  sei  du  gemefner  Pfennig  das  genehmste,  nächstdem  em 
Hiiosrr^chofB ,  dessen  Ertrag  durch  Heranziehen  der  MKgde  and  Knechte 
erhöht  werden  könnte,  erst  dann  die  Aceise. 
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Wicklung  war  noch  weit  schärfer  als  in  der  Wolgasts  der  Nieder- 
gang des  politischen  Ansehens  der  Städte  hervorgetreten;  denn 
sie  verdankte  ihre  der  Landschaft  günstige  IJichtang  einzig  und 
allein  der  Umsicht  und  dem  Mut  des  Bürgertums.  Auch  schien 
sie  in  dem  entseheidendrn  Augenblicke  sich  nicht  minder  gegen 
die  Vorderötände  aU  ge^^eu  da*  Fürötenhaub  zu  wenden.  Barnim 
und  Philipp  hatten  es  stets  als  eine  der  wichtigsten  Aii%aben 
ihrer  Politik  begriffen,  den  yon  Bogielav  wiedei^eschafienen  Aus- 
schufs  der  Räte  von  Haus  aus,  das  rein  adlige  Kollegium  der 
Landrttte,  auszubilden,  mit  immer  ansehnlicheren  ^lachtbefugnissen 
auszustatten  und  endlich  überhaupt  an  die  Stelle  des  demokra- 
tisch beeinlluföten  Landfciges  zu  setzen.  Jetzt  entstand  phitzlich 
eine  ständische  BehördCj  welche  den  Obereinnohmerausschuis  von 
1563  vorbereitete,  die  Landräte  binnen  wenigen  Jahren  ihrer 
Bedeutimg  bernnbte  und  selbst  den  gemeinen  Rat  des  fünfzehnten 
Jahrlmnder Lb  an  Kraft  und  Hechten  zu  übertreffen  drohte. 

Es  war  kaum  eine;  Frage,  dal'b  die  Städte,  indem  sie  au  ilir 
vollberechtigten  Anteil  nahmen,  ihre  dndmckffiroUe  Macbtatelluiig 
aurflckerobert  hatten,  wie  sie  denn  schon  bald  wieder,  wennglach 
nur  mit  beratender  Stimme,  in  die  Sitzungen  auch  der  Landrftte 
eingedrungen  zu  se|p  seheinen  ^  Nur  fehlte  ihnen  die  innere 
Leben sirische.  um  von  ihr  Gebrauch  zu  machen;  so  vtfUig 
hatte  die  Zeit  sieli  umgestaltet,  dals  sie  dem  Adel  nahesu  willen- 
los die  Fulirung  überliefsen. 

Dt'T-  Abschied  vom  IT».  Dezember  I^.'mS-  berief  einen  starken 
Ausöclmfs  aller  Stände  zur  Wii^deraufriehtung  der  gesamten  Re- 
gierung, welcher  den  Hofhält  (uduen  und  bestimmten  Vorschriften 
unterwerfen,  aber  auch  alle  Ämter  und  flirsdichen  Güter  besich- 
tigen und  in  den  Stand  setzen  sollte.  Indem  man  ihm  die  Ge- 
walt Buerkannte,  mit  den  Beamten  unmittelbar  zu  verhandeln  und 
ihre  Amtsverträge  richtig  zu  stellen,  rils  man  dem  Henog 
die  Herrschaft  nahezu  aus  den  Händen. 

Da  die  Landschaft  so  von  den  Rechten  des  Fürsten  Besits 
erLMiflf,  wollte  sie  nicht  einmal  den  ihr  gebührenden  Teil  der 
Priiehfen  übernehmen;  nur  zögernd  stellte  sie  die  Tilgung  aller 
Schulden  Barnims  in  Aussicht^.  Vorerst  bewilligte  sie  drei 
innerhalb  eines  einzigen  Jahres  fällige  Steuern,  zu  denen  auch 
das  fürstliche  Eigentum  beitragen  sollte.  Im  Jalire  1560  ftigte 
sie,  nachdem  sie  von  dem  Bericht  der  trotz  fleil'siger  und  erfolg- 
reicher Arbeit  nicht  fertig  gewordenen  Kommission  Kenntnis  ge- 
nommen, zwei  weitere  in  die  Kammer  aahlbare  Steuern  in  drei 
Zielen  hinzu  ^;  es  war  in  denselben  Tagen,  in  welchen  die  Wol- 


1  üentzkow  1565  IX.  24.,  B.  St.  XX^,  86. 

s  Dfthnert  IV,  450  ff.  (452  fehlerhaftX 

«  St.  T.  VJ4  Nr.  24  v.  III  f.  220. 

«  Sonderbarer  Abschied  1560  11.  6.,  St.  T.  94  Nr.  2Ö. 
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^iTaster  Stände  zum  ersten  Male  dariibt  r  berieten,  wie  auch  aic  die 
I^gicruQ^  an  sieh  zu  bringen  vermöchten  ^ 

Die  Eiiinalune  der  Steuern  lag,  wie  es  sich  naeh  und  nach 
von  aelböt  versiandj  bei  (Jbereinnehmern,  welche  der  Ausschufs, 
soweit  sie  nicht  fürstliche  Hofriite  waren,  aus  seiner  Mttc  wählte, 
ohne  dleStödte  zu  berttckaichtigen'.  Durch  sie  erfolgte  die  Aub- 
sahloDg  der  von  Seiten  des  Ausschusses  genehmigt^  Schulden. 

Wäll!  II  1  ilic  pM  willigung  einer  einfachen  Reiehssteuer  1560 
und  einer  Wolgaster  Fräiueinsteuer  15Ö3  von  der  Änderung  der 
innerpolitischen  MachtUge  unbeeinfluist  blieb,  wirkte  dieselbe  auf 
die  die  Bildung  ein*'^  ir^'^rsen  Steuervorrates  begleitenden  Be- 
ratungen 1503— 150*  >  :iuis  schärfste  ein  DcrnMist,  welcherdie.se 
Boratungen  durchwehte,  konnte  keinen  tretienderen  Auödruek 
als  in  der  Erklärung  der  X'orderstände  vom  4.  Juni  1505' 
linden,  dafs  sie  nun  und  nimmer  ein  Auspfänden  der  beim  Zahlen 
Säumigen  durch  die  fürstlichen  Amdeute  zu  dulden  vermöchten; 
denn  Sie  Landschaft  habe  aus  eigenem  Willen  den  Vorrat  be- 
schloesen,  ihn  zu  ihrem  eigenen  Besten  bestimmt  und  allein  in 
ihre  Gewalt  genommen,  so  dafs  sie  Eingriffe  der  fürstlichen  Be- 
amten als  unstatthaft  zurttck weisen  müsse.  So  war  es  in  der  That 
die  Meinung  der  Stände  beim  Fassen  des  Beschlusses  gewesen, 
dafs  sie  gleich  den  märkischen  Nachljan  n  das  Steuerwesen  ganz 
Foraiiierns  in  ihre  Hand  bringen  wollten.  Durchaus  hatten  sie, 
ohne  bei  dem  kiu^sichtigen  ßarnim  Widerstreben  zu  finden 
den  Vorrat  als  eine  dauernde  Einrichtung  begründen  wollen ;  und 
nur  der  Umstand,  dafs  es  auch  ohne  iim,  der  den  Hi^rziigen  das 
Schuldenmachcn  immerhin  erleichterte,  möglich  wurde,  ein  stän-  , 
digea  Obereinnehmerkolleg  zur  Überwachung  der  Regierung  zu 
erhalten,  liefs  sie  später  davon  Abstand  nehmen,  den  Vorrat 
immer  aufs  neue  zu  ei^;änzen,  so  dringend  auch  Ihre  Fürsten 
danach  verlangten 

Barnim  hatte  die  günstige  Gelegenheit,  welche  er  dem  alles 
in  Schrecken  setze  nden  I  )ure}!7iiL^f^  I'richs  von  Kraunschweig  durch 
Pommern  im  August  löOii  verdankte,  nicht  vorübergehen  lassen 
wollen,  ohne  den  Ständen  den  im  März  vergebens  erbetenen 
Beschluis  •'^  einer  sechsfachen  Steuer  abziidriugen.  In  der  That 
entsprach  die  Landschaft  auf  dem  Dezemberlandtage  dem  Wunsche 
ihrer  zusammenhaltenden  Herzöge** ;  aus  den  sechs  Steuern,  welche 


1  Lbdemaim  1560  II.  22.,  B.  St.  VlUb,  5. 

*  Abschied  Dahnert  IV.  45:^;  ebenso  die  aiulfi«'  Nnimu  ^^ebciide 
TJ.-te  St.  T.  94  Nr.  24  v.  III  f.  219.  Der  Ausscliufs  w.n  ..nit  principfiliter 
zur  Innhame,  s^mder  erwegung  der  Keforinatiou  berechtigt  und  etzUche 
aus  seinem  mittel  I  alleine  zur  Innhame.'* 

^  St.  T.  115  Nr.  1:^. 

*  Auch  er  dachte  den  Vorrat  al?  dauernde  Einrichtung,  Mandat  wider 
den  Wucher  1567  V.  1.,  Dähnei-t  fll,  2^A,  Die  Strafgelder  sollen  halb 
mn  Von'at  kommeu 

Dähnert  IV,  4-56;  öentzkow  1563  Iii.,  B.  St.  XIX  b,  195,  233. 

«  DUhuert  I,  4S7  f. 
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in  vier  jährlichen  Terminen  zu  reichen  waren,  sollte  ein  ansehn- 
licher Vorrat  geschaffen  werden,  desBen  Verwaltung  zwei  nach 
den  Orten  geschiedenen  Obereinnehm^koUegien  nnter  Heran- 
ziehung je  zweier  Städte  übertragen  wurde  ^  So  sehr  fiüilte  sich 
die  Lwadschaft  eins,  dal's  sie  die  Hälfte  der  Schlttasel  zu  jedem 
Landkarten  den  Obereinnehmern  des  Nachbarortes  anvertraute. 
Die  eine  Truhe  ward  nach  Anklam,  d'w  andere  nach  Stettin  be- 
stimmt. Kach  wenigen  Wochen  tibcrmittf  lton  auch  die  Städte, 
welche  nur  auf  TTintersichbringen  an^enomui*  :>  iiatten.  ihroZusaoje. 

Bemerkeus\s  1 1  ler  Weise  verpflichteten  sicii  die  Vorderste nde. 
den  ihnen  zAikoni inenden  Anteil  von  Tiwei  der  Steuern  ohne  Zu 
thun  ihrer  üaueru  selbst  zu  erlegen,  wogegen  auch  die  Städte  einen 
Modus  zu  wählen  rersprachen,  welcher  die  armen  Leute  nicht 
bedrückte;  wenigstens  der  eine  von  beiden  SchOssen  dürfte  ein- 
gekommen  sein'.  Damit  aber  aus  dieser  Leistung  keine  ihrem 
Privilej^  ungünstigen  Folgerungen  jabgeleitet  werden  könnten,  gab 
der  Adel  iSüC  l)ei  den  Beratungen,  ob  der  bereits  eingesammelte 
Vorrat  zu  einer  Türkensteuer  verwendet  werden  sollte,  nicht  zu, 
dal's  auch  über  seine  Beiträge  iUr  einen  solchen  Zweck  verfügt 
werde. 

Wielitiger  eracheint  die  Thatsache,  dafs  die  Landschaft  15(53 
dort  einsetzte,  wo  man  in  den  vierziger  .lahren  aulgehiirt  hatte, 
indem  sie  auf  die  Bierkrüger,  die  Schäfer,  die  eigene  Schafe  hatten, 
die  Kostknechte  auf  den  Mühlen  und  diejenigen  Bauernknechte, 
denen  neben  ihrem  Lohn  ein  Stück  Land  angewiesen  war,  mit 
je  einem  Orte  zu  belegen  vorschrieb.  Doch  wurde  der  Beschluis 
vorderhand  nicht  wieder!  lolt. 

Die  vorgesehenen  Termine  liefsen  sich  nicht  einhalten,  da 
ein  Teil  des  Adels  mit  dem  Einsammeln  der  Steuer  keinen  Emst 
machte,  und  darauf  der  andere  erklärte,  dafs  was  zu<r]«*i<*h  be- 
schlossen, auch  zugleieh  gereieht  werden  müsse,  weshalb  er  sich 
aufser  Stande  wisse,  seine  Verptiiehtungen  zu.  erfüllen.  Inmier- 
hin  kam  soviel  ein,  dafs  der  LandUig"  am  2^^.  September  1 ')()() 
beschliefsen  konnte,  die  nicht  geringe  neue  Türkensteuer  aus  dem 
Vorrate  zu  decken. 

Dieser  Landtag  war  zugleich  berufen,  den  letzten  durch- 
schlagenden Erfolg,  der  noch  errungen  werden  konnte,  der  Adels- 
herrsehaft  zu  sichern.  Die  Herzöge  durften  ihr  Land  nicht  mehr 
nach  Willkür  teilen,  ohne  Genehmigung  der  Stünde  sich  in  keinen 
Krieg  und  kein  Bündnis  einlassen ,  sie  hatten  den  Ständen  die 
Aufsieht  über  ihre  Regierung  und  eine  nicht  zu  untersehiit/onde 
Gewalt  über  ihre  Beamten  zu-cstelien  müssen  un<l  iln-en  Einllufs 
auf  das  Steuerwesen  preisgegeben;  nun  wurde  ihnen  zuguteiletzt 


'  Bei  der  liildun«;  der  Kollegien  wünschten  die  einzelnen  Land- 
vogtci-VerhiiTulr'  der  niftciM  haft  bcrücksichtii^t  zu  werden,  so  Stoip« 
Scnlawc  und  Kügenwalde,  löb-j»  V.  14.,  Jit  T.  95  Nr.  13. 

s  Das  nähere  Dähnert  I,  4^8-501. 
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die  Verpflichtung  diktiert,  dafa  sie  ohne  gemeinen  Rat  auch  keine 
Schulden  aufzunehmen  und  keine  licstallunLren  zu  vollziehen 
iuitten.  Geheimnisvoll  stt^Ute  dei-  Absehied  weitere  An'j^rifte, 
wahrscheinlich  auf  das  in  seiner  \'ereinzelun[^  nicht  mehr  gewieh- 
ti^e  iiecht  der  Herzoge^  olnie  Befragung  der  Stände  Ueichssteuem 
SU  bevriUigen,  in  Ausncht^  Es  hing  nun  yides  davon  ub,  ob 
der  Add  ea  ventehen  würde,  aeane  ihm  auf  Landtagen  eingeräumten 
Rechte  in  die  Verfiissung  su  bringen,  su  deren  Neubearbeitung 
er  wenige  Monate  darauf  Tersammelt  wurde. 

Barnim  war  mit  zunehmendem  Alter  nicht  verträglicher  ge- 
worden, 80  dafs  er  selbst  der  Regierung  zu  entsagen  wünschte, 
um  dem  Thitei  dränge  seiner  Grofsneffen  freie  Bahn  zu  schaffen. 
Schon  seit  i5üÖ  hatten  Johann  Friedrich  nn<1  l)ogislav,  die  iiliesten 
Söhne  Philipps,  die  Regierung  Wolgast«  iibernomraen,  aber  die 
Aufsicht  des  Vorniundschaftarates  vvar  eine  so  strenge  geblie])en  ^, 
dafs  ihnen  eine  Änderung  selir  wünschenswert  erschien.  Iiu  .Uai 
1569  kamen  die  Stände  beider  Orte  zu  den  abflchltefsenden  Ver- 
handlungen, für  welche  ein  sehr  sorgfkhiger  Entwurf  von  den 
Landrftten  vorbereitet  worden  war,  zusammen;  schon  nach  dner 
Woche  waren  sie  mit  den  Herzögen  des  Handels  einig. 

Ulricli  von  Schwerin,  welcher  damals  zugleich  an  der  Spitze 
der  Kitterscliaft  und  der  Wolgaster  Regierung  stand,  hatte  die 
d*-m  Adel  in  diesen  Beratungen  :^nir<4allene  Auf;^abe  mit  ausire- 
zeichnetem  Geschick  und  grofser  Klarheit  zu  lösen  gewufst.  Voll 
treuen  tleilses  hatte  er  in  den  .laiiren  meiner  Amtsführung  seit 
dem  12.  Juni  15(30  nicht  hlofs  das  Interesse  seiner  i'artei,  sondern 
das  Wohl  des  ganzen  Landes  im  Auge  gehabt  und  Fürsorge  ge- 
tragen, dafs  die  von  allen  Seiten  gefkhrdeten  Ordnungen,  sowie 
die  Bestätigung  der  Privilegien  zustande  kamen.  Die  Adelsherr- 
Bchaflt  in  Wolgast  t'iber  Gebühr  auszudehnen,  daran  hat  er  wohl 
nie  einen  Augenblick  gedacht,  aber  das  Seinige  gethan,  um  der 
b' itterschaft  die  in  neunjährigem  Wirken  erworbene  Stelhmg  gegen- 
über dem  kühnen  Sinne  eines  Johann  Friedrich  und  der  beharr- 
liehen, tjiuschenden  Art  Ernst  Ludwigs  y\\  sicliern.  Als  er  das 
erreicht  hatte,  trat  er  von  seinem  Platze  ziiriiek,  der  erste  und 
der  kemhafteste  der  ieitend(Mi  Miiiuier,  welclu!  dt:r  Zeit  von  15G0 
bis  1600  in  der  an  Individualitäten  iiun>A  arnicn  Geschichte  Pom- 
merns ihr  besonderes  Gepräge  verleihen  :  die  Ligensucht  war  es 
nicht,  welche  die  Schritte  Ulrichs  von  Schwerin  bestimmte. 

Die  Erbeinigung  vom  15.,  der  Abschied  vom  23.  Mai,  die 
Erbvereinigung  imd  der  Schluls  zu  Jasenitz  vom  25.  und  27.  Juli 
1569^  verzichteten  auf  keine  Errungenschaft  der  Privilegien  von 
1563.  Mit  scharfer  Betonung  wurde  festgestellt,  dals  die  Einheit  des 


>  Dähnert  1.  521. 

-  Diesem  Umstände  verdankt  es  vermutlich  der  Abschied  1568  IL  14.« 
dafs  die  Stände  „ihn  nicht  zu  verbessern  wufsteii,"  Dähnert  J,  506, 
3  Dähnert  I,  259-267,  515— >M  und  267-;525. 

10* 


Digitized  by  Google 


148 


XIV  1 


LädcIcs  und  .Staates  Pommern  durch  die  Zweit*  ili  mg  der  Utgierung 
in  keiner  ^Wise  berührt  werde.  Die  alten  \'orrechte  wurden 
wiederholt,  Krieire  und  Bündnisse  deutlicher  an  die  Zustnmnun^ 
der  Stände  gebunden;  darüber  hinaus  hob  man  die  Schulden- 
freiheit der  Füraten  aii£  beseitigte,  wenn  ftiich  nicht  mit  i^ldch 
klaren  Worten,  ihr  Recht,  die  Bestallungen  der  Beamten  eigen- 
mächtig auflsufertigen,  und  machte  ihre  Entschlieiaang  von  dem 
Willen  der  genieinen  Landschaft  oder  der  vomehmaten  Räte,  in 
täglich  f  ttr&Uenden  Händeln  von  dem  Rate  der  gntenteik  aus  dem 
Adel  hervorgegangenen  Hofräte  abhängi;::. 

Dio  Maclit  des  Adels  stand  auf  ihrem  Höhepunkte:  o<  war 
ausgeghchen,  was  immer  I^o^islavX.  und  (ieorg  ihr  ab^^  i  r  -heu 
hatten.  Doch  die  Herzöge,  die  ilir  in  dem  Augonblicko  mtgigen- 
traten,  waren  nicht  geneigt,  si**  wie  dereinst  schalten  und  walten  zu 
lassen;  voll  irischer,  wachsender  Lebenskraft,  seiner  ehedem  ge- 
&hrlichsten  Qegner,  der  Städte,  schon  nahesu  Herr  geworden, 
mufste  das  Fürstentum  die  Adelshemchaft  nicht  minder  bedrohen, 
als  Ton  ihr  bedroht  werden.  Die  Verhältnisse  sogut  wie  die 
^länner,  welche  die  Führung  der  Parteien  nunmehr  Übernahmen, 
trieben  die  Entwicklung  zur  gewaltsamen  Lösung.  Wer  will  es 
sagen,  ob  mehr  die  Personen,  ob  meiir  die  Dinge  die  Ursache 
geworden  sind,  dafs  der  iStreit  entstand  und  den  ihm  eigentüm- 
lichen Gang  einschlug?  Die  einen  liaben  die  anderen  nielit  ge- 
schaffen, alle  aber,  wie  es  zu  geschehen  pflegt,  so  sehr  ineiuander- 
ewirkt.  dai's  sich  die  Grenzen  des  Eintlusses  der  einzelnen  Faktoren 
em  menschlichen  Auge  entziehen. 

Darum  bedarf  es  nicht  minder  der  Kointnis  all»  Einiel- 
faktoren,  um  die  innere  Entwicklung  Pommerns  während  des 
bev^orstehenden  Kampfes  zu  verstehe;  und  so  ist  es  nötig,  vor- 
erst eine  Einsidit  darein  zu  gewinnen,  wie  das  Fürstentum  die 
Städte  seinem  Willen  unterworfen  hat 
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Das  Besrr  Ijtn  der  Ke^^ierunj^,  in  alle  Lebensgebicte  einzu- 
j^eiten,  um  (üe  stiindisclic  Macht  von  allen  Seiten  zu  bedrohen 
und  einzuschnüren,  war  dort  von  beftonders  «tarkt;m  Krt«<lge  be- 
gleitet, WO  die  Stände  infolge  von  Mifswirtschatt,  inneren  Spal- 
tungen oder  Übet^riffen  des  Auslands  nicht  selbst  Ordnung  und 
Gedeihen  zu  schafen  vermochten.  Damit  war  es  gegeben^  daft 
sich  die  fl&ntliche  Gewalt  durch  nichts  so  sehr  zu  Versuchen  der 
Etnmisehung  gereizt  sah  als  durch  die  Entwicklung,  welche 
das  wirtschaftliclie  Leben  genommen  hatte. 

Schon  die  Art,  wi'f  die  St;?dte  ihre  Ansichten  vertraten,  mufste 
das  ScU)st;;etulil  der  Ii  erzöge  und  die  Anschauungen,  unter  d<n-en 
Tünfiiils  sie  standen,  aufs  ünlserste  erregen.  Die  Vürnehnistc  Vv 
s;iche  des  Streites  blieben  aber  doch  die  Ansprüelje  der  Gemeinden 
selbst.  Eigentümlich  ist  dem  eben  sich  vorbereitenden  aulge- 
kUlrtcn  Despotismus  die  Fürsorge  ftir  das  leibliche  Wohl  der 
Unterthanen;  es  waren  die  wirtschaftlichen  Interessen  des  ge- 
samten  Landes,  welche  den  Fürsten  unwillkürlich  am  Herzen 
lagen.  UnTereinbar  war  damit  die  absolute  Herrschaft,  welche 
die  Batsaristokratieen  der  wenigen  Städte  des  Herzogtums  auf  dem 
^virtBcha^\lichen  Gebiete  ausüben  wollten,  und  die  unter  einseitiger 
AA'ahmehnitinp:  des  Nutzen^  der  eigenen  Gemeinde  ;;radezu  darauf 
ausging,  alle  anderen  St.idte  und  das  platte  Land  in  Armut  und 
fMinmacht  zu  bringen.  Der  In  nlVe  ( Jetrensatz,  in  welchen  HiirL;er- 
tuui  und  Fürstenliaus  darüber  gerieten,  wirkte  um  so  erbitternder, 
je  weniger  klar  man  ihn  durchschaute,  je  mehr  er  nur  gefühlt 
und  geahnt  wurde.  Er  erwuchs  schnell  zu  solcher  HefSgkeit, 
dafs  der  Kampf  swischen  Stadt-  und  Territorialwirtschaft  zum 
Entscheidnngskampfe  zwischen  ständischer  und  fUrstlicher  Gewalt 
überhaupt  geworden  ist.   Scharf  wie  nirgendwo  sonst  treten  in 
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ihm  die  Punkte,  auf  welche  es  ankam,  und  der  Verlauf  der  ge- 
samten Entwicklung  hervor. 

Das  Übergewicht  der  Regierung  entschied  sich,  wo  es  die 
Vertretung  der  heimischen  Interessen  gegenüber  dem  An-^lande 
galt,  rasch  und  kräftig,  jedoch  nicht  unbepinflufst  von  den  bcliwan- 
kun^en  der  innerpolitischen  La;^^-,  langsamer  und  zaghafter  dort, 
wo  es  sich  um  die  Auöeinantkrst  tzuiij^'^  der  Stände  und  um  Kin- 
griffe in  die  innere  Gesetzgebung  der  tStadie  huudeitc. 

Der  Zollkrieg  mit  Brandenburg. 

Nur  auf  2wei  der  grof^en  Wasserstrafsen  Deutschlands,  auf  dem 

Khein  und  der  Oder,  hat  sieh  während  des  Mittelalters  ein  be- 
deutender Handelsverkehr  entfaltet  lui  Westen  trug  der  Rhein 
seine  .Schiffe  zu  nahe  aneinander  liegenden,  aber  retchen  und  ];t  i  -* 
Ansprfiche  stellfTiden  Städten;  dir  nneruiefslielien,  jedoch  .iriii- 
lieiien  und  kulturell  tii  t>U'l;t'iHleu  Oblreiche  Kuropas  mit  iler 
tibrigen  Welt  zu  verbinden,  war  die  Oder  mit  ihren  Nebenflüssen 
berufen.  Ks  liegt  auf  der  II  and,  welch  ein  durchgehenden-  Unter- 
schied sich  daraas  fUr  den  Betrieb  des  Handels,  fllr  seine  Aus- 
dehnung, seinen  wagenden  Geist,  seinen  Glans  wie  ittr  seme  (>  egen- 
stände ergeben  mul'ste,  doch  auch  das  vorbehalten,  hat  der  Oaer- 
handel  nicht  die  Höhe  des  rheinischen  erreicht 

Er  war  naturgemäfs  in  die  Hand  jener  ^'ölker  gekommen, 
■welche  sich  dem  Einilufs  deutscher  Kultur  hingegeben  hatten, 
und  darunter  wieder  in  erster  Linie  fin  dns  Volk,  welches  seine 
Lage  an  der  Odermimdunfi:  zur  1  teherr.sele  rin  der  alten  Hanse- 
.strafse  erhol)  Aber  Pümmeru  hat  inen  Handel  niemals  zu 
selbständiger  Fi»  deuturf]^  entwickelt.  Als  das  I )urrh^an,ir>land 
von  Holland,  Ilaaiburg  und  Lübeck  her  naeli  Polen,  ßranden- 
burg  und  Schlesien  im  Zwischenhandel  nach  Möglichkeit  sa  Ter* 
dienen,  war  im  wesentlichen  die  Aufgabe,  welche  es  sich  gestellt 
hatte,  und  welche  es  erfiiUte,  solange  es  den  Fremden  so  gefiel. 
Es  hat  bich  auch  dann  keine  andere  gesetzt,  als  Polen  und  ins- 
besondere Prandenbur-  vom  sechiehnten  Jahrhundert  ab  den  Ver- 
kehr unmittelbar  in  die  eigenen  Gebiete  zu  h;iten  versuchten, 
sondern  ist,  im  urofsen  und  ganzen  naeh  waek(  rem  Kampfe,  aus 
der  Zahl  drr  ( irolVhnndd  treibenden  Äläclite  aus*:esc)ned«-n. 

l'as  lltrzo^'tum  war  zu  Beginn  der  Neuzeil  wirtschaftlich 
nicht  ungiuihtig  ge*tellt.  Es  wnr  für  seine  nördlielu-  Lage  frueht- 
bar  und  sein  Gctrcideübertlufs  zuweilen  so  bedeutend,  dals  em- 
selne  Bürger  in  Stettin  bis  m  400  Lasten  im  Jahre  aussuilihren 
vermochten.  Dem  unermefsUchen  Hinterhände  entsprach  die  Fülle 

Siter  Hfifen  an  der  Ostseeküste.  Ebenso  unerschtfpBich  als  der 
eringsfang  auf  dem  M(?ere,  welcher  zum  grofsen  Teile  pommer- 
schen  Kaufherren  zufiel,  schien  der  Fisehreichtum  in  den  Seeen 
und  Flüssen  des  Landes.  Die  Wollausfuhr  war  in  raschem 
Steigen  begriffen. 
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Bogielav  X.  hatte^  indem  er  mit  Bnmdenbui^  ¥Vteden  machte, 
seinem  Volke  die  Möglichkeit  zur  Ausnutzung  seiner  Schätze 

wiedergegeben ;  allenthalben  blühten  Gewerbe  und  Ackerbau  era])or. 
Das  altberühmte  aristokratische  Stralsund  durfte  den  VN'ctteifer 

mit  Lübeck  unter  den  Hansestädten  wagen;  noch  wurde  Greifs- 
wald mit  ihm  in  einem  Atenizu^je  genannt,  während  Stettins  um- 
fassender Hanfiel  sie  beide  zu  überÜügehi  sich  anschickte.  Die 
Lebenden  selbst  priesen  ihre  Zeit  als  Pommerns  goldenes  Jahr- 
hundert. 

Dennoch  bahnte  sich  in  eben  jenen  glücklichen  Jahren  der 
Niedergang  an.  Für  die  Entfaltung  des  pommersclien  Wirtscfaafts- 
lebens  kam  alles  darauf  an,  da(8  die  Mark  den  kaum  geschlos- 
senen Frieden  dauernd  hielt;  aber  sie  hatte  ihn  in  der  That  nur 

gewithrt.  um  den  Kampf  auf  ein  anderes  Feld  zu  verlegen,  wo 
sie  itin  hartnäckiger  tUhren  und  wirkungsvollere  £rfolge  sich  ver- 
sprechen konnte  \ 

Seit  den  Zeiten  desselben  Jauello,  welcher  den  dentselK-n 
Orden  truUich  traf,  war  es  den  Polen  gelungen,  sich  lanirs  im  der 
wirtschaitliehen  Lberumcht  Frankfurts  und  Breslaus  zu  cni/siehcn 
und  einerseits  unmittcdbare  Handelsverbindungen  mit  Leipzig- 
»Sachsen  anzukniipfcn ,  andererseits  zum  unberechenbaren  Vorteil 
ftkr  Stettin  und  Pommern  die  Warthe  schiffbar  tu  machen.  Die 
MjUrker  sahen  lange  Jahrzehnte  hindurch  dem  Treiben  ohne  Gegen- 
wehr zu ;  erst  Joachim  I.  von  Brandenburg  ward  sicli  der  Gefahr 
bewufst  welche  dem  Wohlstand  seines  Landes  durch  die  Warthe- 
schiffahrt drohte.  Darum  be^rann  er  1511  den  Kampf  gegen  sie, 
indem  er  Frankfurts  Nieilerlagsrecht  auf  den  W  arthehandel  aus- 
dehnte, und  auch  sonst  einige  Mafsregeln  besehlofs.  welche  den 
treraden  Kaudeuten  sein-  eniptindliche  \ Crhistr  zutiiiitrn. 

Es  zeigte  sich  ijald ,  dais  nicht  bvwohl  Foleu  als  roiunu  rn 
von  den  Verfügungen  Joachims  getroffen  wurde.  Nun  war  liugis- 
lav  X .  keineswegs  der  Mann,  welcher  sich  viel  von  seinen  Nach- 
barn gefollen  liefs.  Mit  raschem  Entschlüsse  griff  er  zu  dem 
Mittel,  welches  damals  iür  das  stärkste  galt,  schon  des  öfteren 
von  seinen  Vorfahren  angewandt  worden  war  und  auch  von  ihm 
sdbet  einmal  gegen  die  eigene  widerspenstige  Haupstadt:  er 
sperrte  1512  den  Frankfurtern  die  Oder-,  Für  den  Augenblick 
maelitc  Joachim  darauf  einige  Zugestfindnisse :  er  verzichtete  auf  die 
Salzzolierliölumg.  welche  er  151  i  vorgenoninii'U  hatte,  imd  wagte 
es  nicht,  die  Warthe  völlig  zu  stopfen.  Aber  im  Grunde  lag  ihm 
Nachgiebigkeit  sehr  ferne. 


>  Ich  verweise  für  den  Zollkampf  ein  für  allemal  auf  ScbmollerB 

Aufsatz  in  d.  Zdtacfarift  f.  Preufs.  Gesch.  u.  Landeskunde  .\IX,  21>^,  auf 
Klödens  Heiträjrc  zur  Gesch.  d.  OclerhaiHl-'I^  ]*^  j7  4U,  Ifiedels  Cod.  di|»l. 
brand.,  Märkische  Forschungen  Xlil  und  Falke,  (JuscbLc)Ue  d.  deutscheu 
ZoUweeaiB. 

•  St  T.  28  Nr,  29  f.  $1. 
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Um  das  Jahr  1513  versuchte  er  pltftslich,  der  grofeen  Handels- 

strafse,  welche  von  Danzig  i  irch  g-anz  Pommern  hindurcli  ins 
Herz  Deutschlands  tiilirtc  und  für  das  Herzogtum  von  tiefgrei- 
fender Bedeutung  war,  eine  neue  Richtung  von  Danzi^c  unmittel- 
bar durch  die  Neuiuark  zu  ^eben*.  Der  Plan  milslang,  iat  aber 
späterhin  mit  Kacli(huek  wieder  aufgeuoiuDien  worden. 

Joacliini  IjHcb  beharrlich;  er  liefs  sich  1518  das  umfassende 
märkiriche  Zollprivile^  von  145G  durch  Maximilian  erneuem  und 
brachte  es  su  so  entschiedener  Anwendung,  dafs  Bagislav  und 
Stettin  abermals  beschlossen,  ihn  durch  ein  Oderschifiahrisverbot 
„zu  anderen  Gedanken  zu  bringen."  Das  war  im  August  1519. 
Der  Rurfürst  that  erstaunt  und  versprach  das  herzlichste  Ent» 
gegen  kommen ;  sobald  aber  die  Pommern  im  Oktober  die  Sperre 
nutgehoben  hatten,  erkl.-Irtc  er.  dals  er  Frankfurts  Interessen 
schützen  müsse  und  den  unmittelbaren  Handel  Stettin^  mit 
Schlesien  über  Landsberg^,  dessen  Wiederherstellung  der  Herzog 
dringend  forderte.  unuKi-^lich  gewähren  könne-. 

Unterdessen  vcrschaHtc  er  sich  insonderheit  durch  einen  neuen 
WeinzüU  die  Mittel,  sein  »Stralsenwcscn  genügend  zu  bessenij 
worauf  er  ohne  weiteres  1524  dan  alten  Handelsweg  Neubranden- 
burg Stettin  auf  Straffiburg-Löcknitz-Stettiui  also  auf  mttrkisches 
Gebiet  verlegte.  Gleichzeitiir  that  er  auch  dem  pommersch- pol- 
nischen Verkeliro  denselben  Abbruch  wie  vorher  dem  pommersch- 
schlesiscben,  indem  er  die  Hochzeiter  und  liodentinsche  Brücke 
ZVL  zerstören  befahl^. 

Das  mochte  die  8tettiner  wohl  stutzir  machen:  denn  die 
Handlungen  Joachims  bereiteten  deutlich  (  ine  neue  Zeit  der  \  \  nt- 
sehaftspolitik  vor.  Hei  oberfläeli!ieh(  r  I ieti  achtung  drehte  sich 
freilich  der  Kamjjt"  noch  immer  um  den  ^chon  Jahrhunderte  alten 
Gegensatz  der  beiden  grofsen  Mittelpunkte  des  Oderhandels ;  that- 
säcnlich  aber  wurden  auf  der  einen  Seite  bereits  die  Kräfte  eines 
ganzen  Territoriums  f^r  den  Streit  in  Bewegung  gesetzt,  und 
auch  auf  der  anderen,  der  pommerschen,  war  es  der  Herzog  schon, 
welcher  neben  seiner  Hauptstadt  gebietend  in  den  Vordergrund 
trat.  Diese  Entwicklung  nun  nahm  ihren  steten  Fortgang  —  in 
Brandenburg  rjtseh  und  glatt^  in  Pommern,  dessen  Städte  von 
einer  ganz  an  i(  reo  Kraft  als  die  märkischen  waren,  nicht  ohne 
heftige  Kriiuple. 

Die  nachbarlichen  Verfialmisse  schickten  sieh  in  den  ersten 
Monaten  nach  Joachims  Tode,  solange  seine  Nachielger  den  pom- 
merschen Stünden  um  der  Huldigung  willen  entgegen  kommen 
roufsten,  zu  freundlicher  Gestaltung.  Bald  jedoch  enthttUte  der 
Mann,  welcher  sugleich  der  arbeitsamste  unci  fähigste,  aber  auch 


>  Harthold  IV-,  91. 

*  Joach.  15!9  IX.  16.  u.  XI.  1.,  St.  T.  28  Xr.  28  v.  IV;  T.  10  Nr.  ! 
V.  III. 

»  Joach.  1.524  II.  24.  und  Klagschrift  .Stettins  W.  T.  ^  Nr.  12  v.  L 
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der  rücksichtsloseste  der  HohenzoUern  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts war,  gans  andere  Pläne. 

Markgraf  Hans  yon  Kttstrin  hätte  an  sich  einem  unmittel- 
baren Verkehre  Pommpms  mit  Schlesien  und  Polen- Ungarn  ge- 
ne^  sein  sollen,  weil  derselbe  den  Handel  durch  »eine  Neumark 
lenkte;  aber  ein  Gewinnanteil  an  den  Frankfurter  Zöllen  mag 
ihn  bewogen  haben,  in  dorn  Toilnngsvertrn^e  vom  0.  Augiist  1539 
die  Landsherp-er  Niederlage  und  dr>n  Fortbestand  der  Zantocher 
Fähre  zu  untersagen.  Kosts|:i('lij^^  Ik'ratungen  der  beiden  Fürsten- 
h.'iijser  wurden  von  du  ab  ilurcli  Jahre  ergebnislos  ge])fiegt.  V^er- 
gebeüs  erbot  sich  l^ommern,  um  den  VVarthehandel  nicht  völlig 
preiszugeben,  alle  Waren,  die  für  Frankfurt  Bedeutung  hätten, 
d.  h.  alle  aufser  Weidasche,  Teer.  Bretter,  Klapholz  und  Korn, 
anf  die  dortige  Niederlage  zn  schaAen.  Brandenburg  blieb  dabei, 
die  von  den  Herzögen  als  Voraussetanng  jeder  gewinnbringenden 
Wartheschifiabrt  geforderte  Sicherstellung  gegen  Ubermärsige  Zoll- 
heschwerungen,  auf  welche  Stettin  schon  1539  gedrängt  hatte, 
SU  vervveii^-ern 

Um  einen  Druck  auszuüben,  verbot  Pommern  zunächst  die 
(lotreidenusfuhr  nach  der  Neumark,  was  M.irkgrnf  Tlans  aui 
IH.  Dezoüiber  ir>44  mit  einem  groben  Abbrucli  der  \'t'rlinn(lliüM;-en 
beantwortete.  Da  bchloiö  Pommern,  als  die  nächste  ^?ümaJer^3^■l^i^t'- 
fabrt  kaum  eröffinet  war,  kurzerhand  die  Oder,  Vielen  Erfolg 
▼ersprach  die  Sperre  nicht,  weil  der  Herzog  sie  wider  den  Willen 
des  den  Oderhandel  beherrschenden  Stettin  aufrecht  erhielt.  Die 
Kaufherren  klagten  bitter,  dafs  ihnen  das  ganze  Herbstg(  scliäft 
in  Heringen  unmöglich  gemacht  werde,  welches  ohnehin  diuroh 
den  Wettbewerb  bt^droht  sei  und  seit  dem  Eingehen  der  Klöster 
und  dem  Aufhören  der  katli  Hsrhcn  Fasten  abgenommen  hai)e. 
Als  sich  Barnim  aber  unzug;in<;li<  li  zeigte,  erklärte  sicli  Branden- 
burg schon  im  Novem])Lr  i)ereit,  die  vermutlichen  Ursachen  der 
Sperre,  den  Landsberger  8alz-  und  den  Küstriner  Kupfcrzoll, 
aufs  neue  zu  beraten  ^. 

Statt  KU  euier  Einigung  kam  es  jedoch  zu  versttürkten  Streitig- 
keiten, weil  der  Markgraf  1547  eine  Belastung  des  Viekhandä 
in  seinem  Territorium  durchsetzte.  Schon  dachte  er  daran,  nun 
auch  eine  allgemeine  Erhöhung  der  Küstriner  SchiBahrtszöUe  in 
Angriff  zu  nehmen.  Aber  die  bekannten  politischen  Mifshelligkeiten, 
in  die  er  mit  dem  Kaiser  geriet,  entzogen  ihm  die  Unterstützung 
Kurls  nötigten  ihn  zu  einem  entgegenkommenden  Abschlüsse 
der  srit  l.")!.")  mit  B.irniiii  ir'Tiilirton  Verhandlimgen ^  und  machten 
so^ar  seinen  Protest  gegen  die  Wiederaufnahme  der  Landsberger 
J^trafse  uud  die  Urageluing  Kiistrins  von  Oderberg  aus  durch  die 
pommerschen  Kaufleute  kraftlos     Doch  von  einer  Aussöhnung 


'  St.  T.  94  Nr.  2;  W.  T.  10  Xr.  4. 

*  W.  T.  y  Nr.  12  V.  I  u.  Abschied  1540  XI.  27.,  W.  T.  39  Nr.  9. 
"  H«DB  1549  VI.  19.  W.  T.  9  Nr.  12  v.  I. 
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war  auch  in  diesen  Jahren  so  wenig  die  Rede,  dafe  die  Herzöge 
schon  im  Janoar  1551  wieder  das  Schreckgespenst  einer  Oder« 
sperre  heraufbeschworen.  Es  war  ein  gewagter  Zug.  der  auf 
Brandenburgs  sofortige  Einschüchterung  sjtekulieren  mufste;  blieb 
doch  der  Regierung  seit  der  Sperre  von  1545  kein  Zweifel,  dals, 
wenn  die  Mark  zaudere,  Stottin  seihst  den  glücklichen  Aus^i-ang 
in  Fraise  .str-llcn  wordp,  ohwolil  rs  tut-  den  Aiigenbliek  seine  Zu- 
stimmung: zu  erkennen  gi-^eben  hatte.  I  )as  Fiir.stentiiin  war  frei- 
lich benits  so  mfiehtic".  dalB  es  selbständig  den  Oderhandel  ver- 
bieten oder  eijuubeu  tlurtte;  auch  war  die  Anschauung,  dafs  es 
sich  bei  diesen  ZoUstreitigkeiten  um  die  Interessen  des  ganzen 
Landes  handele^  so  sehr  erstarkt,  dafs  die  Gesamtstände  die  An- 
gelegenheit auf  den  Landtagen  als  eine  sie  alle  angehende  auf- 
fafsten,  -  aber  von  da  war  noch  ein  weiter  Schritt  bis  Bur 
A\  irklichen  Geltendmachung  der  Gesamtinteressen  gecenttber  dem 
Sondervorteil  einer  noch  unlängst  nahezu  selbstherrlichen  Stadt. 

Diese  Erkenntnis  mag  Joachim  II.  Hektnr  und  Hans  zu  dem 
Entschlüsse  bewogen  halten,  in  keine  Verliandlunjren  einzuwilÜL^'  n. 
solange  die  Scliiffahrt  gehindert  wurde.  Eben  hier  trat»Ioaclnni  IL, 
dessen  Bieraccise  schon  seit  154*.)  auf  dem  J  Ücrvertriebe  drr  jj  .ni- 
meracheu  (irenzötadte  schwer  lastete,  neben  seinem  b(  -al)itren 
Bruder  zum  ersten  Male  hervor.  Angeblich  durch  man i  i- lachen 
Unterschleif  der  Stettiner  Im  Tuchhandel  dasu  gezwungen,  hatte 
er  zu  Zollerböhungen  in  Oderberg  gegri£Pen.  Leidenschaftlich 

Srotesii(Tt(^  er  bei  der  Gelegenheit  dagegen,  dafs  „die  Stettiner 
en  (Huldigong8-)reTers  dahin  verständen,  als  mUfsten  wir  alles 
thun,  was  sie  wollten,  sie  wärens  befugt  oder  nicht;  da  werden 
sie  uns  nicht  hinbewegen.  .  .  Wir  könnten  ilinen  leielitlieh  zei^ren, 
dafs  ihnen  an  Ab-  und  Zugang  die  Handlunge  in  unserm  Lande 
auch  ktinnti'  ^M\st()})t't  werden. ^ 

Und  wic(h  rinn  ward,  indem  hieb  die  Foniuicrnherzoge,  ohne 
jedes  greifbare  ZiigeöLandnis  erzielt  zu  haben,  mit  der  Zusage 
erneuten  Hin-  nnd  Herredens  begnügten,  am  2.  Mai  1551  der 
Stettiner  Baum  geöffnet'.  £s  war  in  der  That  ftir  den  Augen- 
blick sehr  wenig  zu  hoffen;  man  durfte  sich  höchstens  von  emer 
Anrufung  des  Keiehes  und  befreundeter  P'ürstenhAuscr  etwas  ver- 
sprechen, aber  auch  dazu  wufste  man  sich  nicht  zu  entschlielsen  ^. 
Dazu  kam  nun,  dafs  Barnini  sich  zu  Philipps  groi'sem  Arger  in 
einen  sehr  geh^issi«-en  Zank  mit  Stettin  verwickelte'*. 

Der  Rit  machte  nündich  nn't  IJiicksicht  anf  seine  Hrf\eken  und 
Dammbauten  lv^m mi Ix  r allemaus dcrNeumark  herbeigeseltw»  mniten 
Holze  ein  V'orkautsrtcht  geltend;  der  märkische  Adel  bestritt  nun 
nicht  nur  dieses  aufs  lebhafteste,  weil  ihm  niemand  verbieten  könne, 

'  Alle  betr.  Sohriftei-  ^^'  T.  9  Xr.  12  v.  I  und  II  und  die  Handlung 
zu  rrenilau  ir,r,l  Vi.  22.,  W .  T.  10  Nr.  4. 

«  Philij»!)  im  X.  1.,  W.  T.  25  Nr.  3  f.  lol. 
»  Die  Akten      T.  2d  Nr.  28  v.  II. 
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die  Früchte  beiiitr  Arbeit  aui>.schlieiölicli  zum  eigenen  Vorteil  zu 
▼erkan&iv  aondera  verlangte  auch,  adne  Didoi  an  St^itin  ▼orllber 
anmittelbar  ins  Meer  ▼embren  zu  dürfen.   Barnim  zog  darauf 

Ende  1 554  den  Streit  vor  sein  Hofgericht  und  entschied,  obwohl 
der  Rat  seine  Zuständigkeit  energisch  verneinte,  zugunsten  der 
Adligen;  er  drohte  der  Stadt  endlich  sogar,  als  sie  ans  Kammer' 

gericnt  appellierte^  die  Odersperre  anzuwenden.  Gesteigerte  Sorj;e 
brachte  freilich  HerzojL,'^  und  Geni«iTulf^  bald  wieder  zusammen, 
es  scheint  aber  eine  daucnule  Verstimmung  zurückizcV^licbcn  zai  sein. 

15ÖÜ  üthreckle  die  Fomniern  plötzlich  die  Nachriclit  auf, 
dafe  Ferdinand  von  Österreich  und  Joaehini  durch  die  Schiff bar- 
machung  der  Oder  von  Breslau  bis  Fraiildurt  und  durch  den 
Baa  eines  Oder-Spree-Eanals  einen  Wasserweg  von  Breslau  nach 
Hamburg  hersustellen  beabsichtigten.    Es  galt  den  Fortbestand 
des  Handels.  Die  herzoglichen  Rfite  hielten  allerdings  das  Gelingen 
des  Kanall)auä  ftir  ausgeschlossen,  weil  der  Boden,  auf  dem  die 
Schleuse  errichtet  werden  sollte,  nicht  hart  und  fest  genug  war; 
da  jcdocli  der  kurze  Landtransport  der  Waren  von  Fürsten walde 
bis   Frankfurt  i^iTinge  Scliwierigkeiten  bot,  so  befihclitt  tcn  sio 
trot/.dcm,  dals  die  neue  1  iandelsstralse  zasüinde  kouiuien  werde, 
weiui  nur  Krankfurl  in  die  (_>ftniin^^  der  Oiler  bis  Breslau  wil- 
ligte*.   Diesmal  wurde  Markgnit  Uans  der  Retter  Foinuicrni,  als 
er  sich  von  dem  Plane  nicht  weniger  als  die  Nachbaren  be- 
droht sah. 

£<r  verwundete  es  dafür  um  so  empfindlicher,  als  er  trotz 
der  persönlichen  Gegenbemühungen  Küssows  am  Hoflager  eu 
Tra^  am  2.  Dezember  1557  und  endgültig  am  20.  ^lai  l  '  rjS  von 
Feroimind  die  Bestätigung  und  abermalige  Ausdehnung  der  Kustriner 

Niederlande  und  scinrr  Küslriner  Zölle  erhielt,  welche  den  l'rcis  der 
Ware  ul  t  errcicliten.  In  denselben  Jahren  verdopp»*lte  der  Kuri  urst, 
obwohl  s<!iae  Zollpolitik  stets  eine  mildere  war  und  er  selbst  das  Un- 
recht Johanns  ziiirab,  unter  Beruf  auf  eine  Münzregulieruna  die 
Od erberger  Zölle ;  auch  verzichtete  seine  Regierung  gr.idc  damals 
auf  den  vierzigjährigen  Widerspruch  gegen  die  Schwedter  Zölle 
des  Grafen  von  Hohenstein*.  Wie  so  anders  war  es  doch  seit 
den  Tagen  des  ersten  Joachim  geworden!  Jetzt  galt  es  Terri- 
torium gegen  Territorium ;  keine  Ader  des  gesamten  pommerschen 
Handels  gab  es,  weiche  nicht  getroffen  werden  sollte  und  welche 
nicht  getroffen  ward. 

Da  wurde  sich  die  Repening  Pommerns  der  ^ranzen  Gefahr, 
welche  dem  wirtschaftliehen  Leben  ilirer  Unterrljanen  drolite.  he- 
wufst.  Wo  sie  nur  irgend  konnte,  warb  .<ie  Bundesgenossen, 
unter  denen  insbesondere  Leipzii;  auf  dem  Augsbnrger  Reichs 
tage  1559  warme  Unterstützunjj,  gewahrte.  Nach  Polen,  „bei 
dem  das  Fürstliche  Haus  allwege  in  Zeit  der  Anfechtung  und 


»  A.  a.  0-,  auch  W.  T.  aU  Nr.  14. 

»  W.  T.  9  Nr.  12  v.  I;  St  T.  94  Nr.  24  v.  I  u,  Hj  B.  St  IVb,  152. 
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Not  Trost  gefunden,*^  ging  BartholomäuB  Suave,  der  idte  Kanzler 

und  ßischot',  selbst  Der  Ausscbufs,  wolchen  der  Februarland ta^ 
1560  zur  Beratung  der  Zollangelegenheit  ernannte,  begab  sich 
mit  ungewohnter  Kile  an  die  Arbeit;  er  be<;rift',  dal's  Herzöge 
und  Land  von  nieinandem  viol  zu  hoffen  hatten,  und  driln;^te 
defihalb  aul  erneute  ., KrlcguriL'^  der  Kahntalirt"  auf  der  Oder*. 

Aber  Hamini,  von  dem  Gedanken  an  die  Milsertblge  seiner 
Kegierung  gequfilt,  ward  schon  seit  Jahren  von  einer  derart  ver 
zweifelten  Stinuiiung  bchcn'bclit,  dals  er  von  Ueureysalien  niclitö 
mehr  wissen  wollte;  sogar  eine  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  wies 
er  damals  zurttck,  um  ntcbt  den  letzten  Rest  der  Handeltreibenden 
zu  Terscheuchen Er  liefs  es  ruhig  geschehen,  dafs  der  Kaiser 
das  eintrügliche  Salzgeschftft  nach  seinen  Erblanden  einem  l>aa« 
ziger  Bürger  übertrug,  dafs  Joachim  die  Silz.  In  fuhr  in  sein 
eigenes  Land  verbot  und  den  ganzen  märkisch-schlesisi-hen  äalz- 
handel  in  die  H;lnde  einer  Monopolgcsellsehnft  spielte. 

Mit  f^tei-endera  Unnuit  sahen  die  Bürger  seiiier  Ilaupidtadt 
den  blidiendsten  Zweig  ihres  Handels  dureh  des  Fürbteu  Ohn- 
macht welken.  Ah  es  die  Frankturter  nun  gar  wagten,  ihre 
Kautmanuäehre  anzugreitVn.  indem  sie  das  Stetiiner  Tonnenband 
nicht  mehr  anerkanntaa  und  nach  ihm  gewrakte  Tonnen  zer- 
schlugen ,  da  kehrte  noch  einmal  das  nahezu  gebrochene  Selbst- 
gefüm  in  die  alte  Hansestadt  zurück.  Am  17.  Mai  1562  sperrte 
sie,  ohne  ihren  Herzog  zu  fragen,  die  Oder  aufs  neue. 

Erst  zwei  Monate  später,  und  auch  da  noch  angstvoll  be- 
schlossen Küstrin  und  Brandenburg  die  Wiedervergeltung;  denn 
hatte  Stettin  sieh  inf  dio  Sperre  vorliereitet.  so  dals  es  ein  Jahr 
lang  sicli  halveii  konnte,  flnnn  niulste  Hans  im  Interesse  seines 
Landes  auf  eine  Sperre  verziehten,  weleh.-  den  gesiimten  Oder- 
Imndcl  auf  Elbe  und  Spree  hinüberzukiteii  clrohtc;.  Eine  solche 
Demütigung  aber  eines  ganzen  Territoriums  vor  einer  einzelnen 
Stadt  konnte  alle  Errungenschaften  der  HohenzoUem  im  eigenen 
Lande  in  Frage  steilen.  Doch  schon  am  27.  Juli  durfte  Joachim 
einen  nahen  Sieg  erhoffen,  über  dessen  Gründe  nur  Vermutungen 
bleiben. 

In  denselben  Tagen  hatte  sich  Albrecht  von  Mecklenburg 
entschlossen,  seine  von  dem  Speirer  Tag<*  von  iritif»  zurück- 
j^ewiesenen  Zollwiinsche  gelegentlich  des  Frankturtei-  Kröniings- 
t'esles  beim  Kuriürstenkolles,'  }>ei*sönlieh  zu  betreiben  '.  1  )urch 
sie  war  das  gesamte  iierze-tinn  und  vorziiglieli  Wolgasl  fast 
mehr  bedroht  als  durch  die  br mdenburgischen  iliindel,  weil  der 
weitaus  ^^^röl'ste  Teil  des  pomnierschen  Wollhandels  durch  Mecklen- 
burg ging.  Es  kam  deshalb  filr  Wolgast  alles  und  für  Barnim 
nicht  wenig  darauf  an,  Joachim,  dessen  Vorteil  sich  in  diesem 

«  SL  T.  94  Nr.  21  v.  I  u.  II.  Nr.  2s,  T.  10  Nr.  1  v.  1. 
•-'  Barnim  loVj  XII    is.,  VV.  T.  3.  Nr.  24. 
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Falle  glücklicherweise  mit  dem  ihren  deckte,  nicht  mdir  als 
nötig  zu  reizen.  Barnim  liatte  die  Helbsthilte  seiner  Hauptstadt 
zunäcli.^t  stillsehweigcnd  zugegeben;  in  je  gefuhiliehere  Nälie  aber 
die  Verwirk Iklmng  der  Pläne  Allireciits  rückte,  desto  mehr  nahm 
ihn  der  Oedanke  an  die  ^Liiisiielituii^j;,  die  Stettin  wider  seine 
fUrstlicheD  Ansprüche  an  den  Tag  gelegt  hatte,  gegen  die  stolze 
Bürgerschaft  ein.   Und  als  der  zu  FriedeDsverhandiungen  ttber- 

fem  bereite  KurfUrst  sogar  die  Aufhebung  des  Salzmonopols, 
ie  Zureeiit  vei.sium  Frankrurts  und  eine  Kegclung  der  Schwedter 
und  märkischen  Zölle  in  Aussiebt  stellte^  gab  der  Herzog  dem 
vermutlich  vereinten  DrHngen  I^randenburgs  und  Wolgasts  nach. 
rrewaltthiUig  schlofs  er  die  St  ult  von  den  V^ergleichsboratuniren 
völli^^  aus  und  zwang  ihren  Rat  am  5.  November  zu  d-  r  unter- 
würtigen  Erklärung,  dafs  die  ..mit  gemeinem  Kauhnaiin  *  ins 
Werk  gesetzte  Sperre  „aiit'  radt.  erinnerung  und  bevelch  seines 
^uauigen  Landesiüraten  und  Herrn"  aufgehoben  sei.  Wenige 
Wochen  später  ward  in  Frankfurt  zu  Pommerns  Gunsten  er- 
kannt, und  im  Juni  1503  entschied  die  Prenzlauer  Zusammen* 
kunft  auch  den  Rtickzug  Joachims  ^  Gleichzeitig  erbot  sich  der 
Kaiser,  vielleicht  darüber  erbittert,  dafs  die  Hohen/ollem  ihm  jede 
Zollermärsigung  in  ihrem  Lande  absclilugen,  Stettin  gegen  eine 
erhebliche  Minderung  des  Zollsatzes  zum  Ausgangspunkt  des 
schlesisclien  Salzhandels  zu  machen  und  gegen  Johann  von 
Ktlsirin  zu  unterstützen^ 

Trotzdem  bezeichnete  der  i'ren/.iauer  Tag  in  dem  Gedäclif 
nissc  der  Siduncr  liisrgerschaft  den  w.diren  Anfang  des  niörcie- 
rischen  Handelskrieges  der  folgenden  Juiiizehute.  Auf  ihm  sollen 
die  Frankfurter  zuerst  völlig  freie  Durchfahrt  durch  den  Stettiner 
Baum,  sofern  sie  nur  drei  Tage  lang  Niederlage  gehalten,  ge- 
fordert haben.  Die  Stetttner  mngegen  haben  seitdem  die  Jahr- 
hunderte hindurch  aufs  ireundschaftlicliste  behandelte  Nachbar- 
Btadt  in  ihren  alten  Freiheiten  und  Vorrechten  zu  beschränken 

fesucht.  Ein  erhalten  gebliebenes  richterliches  Urteil  jener  Jahre 
tirfte  das  Reclite  getroffen  haben,  wenn  es  den  Frankfurtern  die 
Durchfahrt  mit  den  Waren,  auf  denen  der  Stettiner  Hm del  beruhte, 
unter3a,:^'te ,  sie  ihnen  jedoch  fiii-  alle  anderen  einräumte.  Da 
keine  der  beiden  Stadt«-  feich  d.miit  zulrieden  gab,  bereitete  sich 
die  kampfesvolle  Zukunft  von  1563  ab  langsam  vor^.  Inzwischen 
aber  trat  Markgraf  Hans  noch  einmal  aurch  die  kräftige  Ver- 
folgung einer  der  wichtigsten  Absichten  Joachims  I.  in  den 
Vordergrund. 

Wenn  Hans  an  dem  Zollkriege  festgehalten  hatte,  obwohl 
derselbe  .seinem  Lande  die  schwereren  Wunden  schlug,  so  war 
es  in  der  Hoffiiung  geschehen,  die  grofse  Handelsstraße,  welche 


»  Aufser  Schmoller  St.  T.      Xr.  29  u.  W.  T.  9  Nr.  12  v.  II. 
2  St.  T.  94  Nr.  'M  v.  II;  W.  T.  :\  Nr.  24. 
öt.  T.  28  Nr.       Kreysig  HI,  329  f. 
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von  Danzig  auf  L:iuenburg,  8tolp,  Schlawe,  Zanow,  Cöslin,  Neu- 
garlen,  Stargard.  Vintz  und  dann  über  Frei^nwalde  durch  das 
Kurfürstentum  nach  Wittenberg  tVihrte,  über  Thorn  und  Posen 
durch  die  Neumark  nach  Frankfurt  zu  ziehen.  Er  hatte  an- 
fangs vermutlich  blofs  daran  gedacht,  die  Strafse  von  Freien- 
wftlde  aus  über  Küstrin  va  legen  ;  1563  aber  plaate  er  schon, 
ihre  Richtung  so  stark  va  ändern^  dafs  sie  nur  noch  das  pom- 
mersche  Amt  Neustettin  durchschnitt.  Es  untersttttste  ihn  dabei, 
dafs  Pommern  seine  Strafsen  seit  Jahrzehnten  in  einem  ab- 
Bch rockenden  Zustande  verkommen  lieb,  und  gute  und  billige 
Herbergen  nicht  einmal  in  allon  Städten  anzutreffen  waren. 

15(35  gab  der  Markgrat  seinen  Beziehungen  zu  dem  Herzo;^- 
tume  plötzHch  eine  entschi<Mleu  tt-indseHge  W  endung.  Die  auf 
den  24.  September  nich  Polchow  zusammen  berufenen  Vertreter 
aller  ponmierschen  Stande  baten  eiöch reckt ,  mit  dem  getllhr- 
lichen  Manne  „aufs  allerfreundlichsto*'  zu  reden,  und  ehe  man 
handele  y  sie  nochmals  zu  befragen ,  wenn  Zeit  dasu  bleibe. 
Schon  glaubten  Barnim  und  Johann  Friedrich  sehr  emstlidi  an 
den  Ausbruch  eines  Krieges,  und  als  sie  sich  deshalb  an 
Polen  um  Hilfe  wandten,  fand  auch  Sigismund  August  ihre 
Furcht  so  begreiflich^  dafs  er  auf  der  Stelle  in  den  Qrenzbezirken 
Truppen  zusnramenzop:'. 

Das  war  nun  des  Herzogtums  Glück,  dafs  Polens  König  seit 
1561  auf  seine  Oeldunterstutzung  angewiesen  war,  und  die  Ver 
handlungcn  über  sie  noch  schwebten.  Die  llohenzollcrn  boteii 
ihm  damals  ak  anöchnlichen  Preis  für  seine  Mitwirkung  bei  der 
Stralsenverlegung  die  Freigabe  des  Warthehandcls.  Aber  mehr 
als  ihre  Anerbietungen  looEten  die  100 000  Tlialer,  welche  ihm 
Barnim  in  einem  Ziele  zu  liefern  versprochen  hatte,  weil  „Polen 
wollen  verehret  sein.** 

Um  Pommern  nicht  allzu  früh  aufmerksam  zu  machen, 
wünschte  Hans  bei  der  Verhandlung  im  November  1565,  welche 
er  mit  dem  König  verabredet  hatte,  die  Frage  des  Warthe- 
handeU  nicht  in  den  Vordergrund  zu  stellen  und  die  Herzöge 
nicht  hinzuzuziehen.  Aber  seine  Absicht  seheiterte  an  dem  be- 
harrlichen Widerstande  des  Gesandten  StanL-^laus  von  Czarnekow, 
welcher  die  Gegenwart  pommerseher  lläte  zur  Vorbedingung 
aller  abschlielsenden  Beratungen  erklarte,  worauf  Hans  nun  und 
nimmer  eingehen  wollte  und  konnte*.  Bei  der  Meinung  ist 
Polen  auch  fernerhin  geblieben. 

Darüber  verschlechterten  sich  natürlich  abermals  die  Bezie- 
hungen zur  Kur*.   Mochte  ein  Gerücht  von  neuen  OdersöUw 

»  W.  T.  9  Nr.  12  V,  1;  i^t  T.  10  Nr,  1  v.  IH,  T.  47  Nr.  19^;  B. 

Die  Handlung;  Ihandenburps  mit  Polen  W.  P.  l¥J  Nr.  2:1 
«       T.  39  Nr.  22.  bt.  T.  SH  Kr.  40.   Joach.  1569  X.  4.,  W.  T.  9 
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Joacliinis  1.5^»)  immerhin  übertrieben  sein,  so  wurde  die  Eintrei- 
bung der  alten  doch  sicher  wi(xler  eiue  schürfere,  so  dals  man 
sogar  von  der  Verzollung  her/oglicher  Einkaulc  hörte,  und  die 
brandenburgische  Huldigung  der  pommerschen  Stände  erst  1567 
«istande  kam.  Schon  der  Keichstag  desselben  Jahres  beschäftigte 
sich  auft  neue  mit  Klagen  über  märkische  Zölle,  imd  Polen  sah 
1568  sogar  Herzog  Emst  Ludwig  selbst  an  seinem  königlichen 
Hofe,  wo  II  im  endlich  die  polnische  Anleihe  vereinbart  wurde. 
JCs  war  alles  vergeblich.  Joachim  hatte  sich  kaum  der  Treue 
Poramerns  versichert,  als  er  15(59  die  Ausdehnung  des  Getreide- 
zolls zu  Lenzen  über  das  ganze  1-and  durchzusetzen  wufste.  Und 
doch  i»t  er  mit  der  Behauptung  auf  den  Lippen  gestorben,  dals 
er  den  Handel  beider  Völker  vielmehr  zu  befördern,  denn  zu 
behindern  geneigt  gewesen. 

Wie  ein  Atemzug  der  Erlösung  ging  es  durch  Pommern, 
als  Hans,  Joachim  and  der  Graf  von  Vierradeni  der  Herr  von 
Schwedt,  zu  gleicher  Zeit  der  Pest  erUgen.  Dafs  die  kaiserlichen 
Privilegien  dem  Markgrafen  und  dem  Grafen,  vielleicht  auch  dem 
Kurftirsten  nur  für  ihre  Person  erteilt  wurden,  rt  i Ute  die  Stände 
und  selbst  die  Regierung  mit  neuer  Hoffnung.  Aber  Johann  Georg, 
der  nun  I^randenhurg  und  die  Neumark  in  einer  Hand  vereinigte, 
war  nicht  der  Mann  äazu,  um  auf  die  Handelspolitik  se  iner  \  or- 
gUnger  zu  verziehten.  Entschieden  verlangte  er,  Kaiser  und  Kur- 
lursten  sollten  es  dahin  ricliten,  dal's  er  umifeliührlieher  Anfragen 
erübrigt  bleibe.  Und  im  Dezember  1571  konnten  die  Pasewalker 
berdts  berichten,  dafs  die  märkischen  Zöllner  und  Landreiter  jetzt 
nicht  einmal  mehr  die  Landesgrenzen  achteten. 

Regierung  und  Stände  Pommerns  hatten  vor  allen  Dingen 
darauf  gebaut,  dafs  der  neue  Herrscher  ihnen  entg^enkommen 
werde,  um  ihre  Huldigung  zu  erhalten;  aber  Johann  Georg  stellte 
sich  einfach  auf  den  Standpunkt  seines  guten  Hechtes,  ganz  so 
wie  e8  auch  die  Herzöge  selV^^r  ihren  Unterthanen  gegenüber  regel- 
mäisig  thaten,  indem  er  Huldigung  und  Abschaffung  derBeschwerden 
fl\r  zwei  von  einander  ven5chiedene  Dinge  erklarte.  Ho  konnte 
durch  die  vorläufige  Verweigerung  des  Treusehwurs  zum  luichsten 
emige  Jahre  hindurch  ein  gewisser  Druck  ausgeübt  werden,  bis 
die  Stände  1576  ihn  endlich  leisteten. 

Stettin  und  Frankfurt'  hatten  1566  zu  Frdenwalde  und  1568 
SU  EOnigsbei^  L  K.  verhandelt,  waren  aber  beide  Male,  wie  es 
scheint,  infolge  des  hochmütigen  Gebahrens  der  Stettiner,  im  Un- 
frieden geschieden.  Da  geschah  es,  dafs  der  Stettiner  Rat  1571 
mehrere  Frankfurter  Kaufleute,  welche  die  Durchfahrt  ins  Haff 
zu  erzwingen  suchten,  verhaften  licfs  Johann  Friedrieh,  seit  1.570 
Barnimö  Xi.  Nachfolger,  schritt  g^en  seine  Hauptstadt  ein,  weil 


1  n\o  Scliilderunir  nach  St  T.  28  Nr.  28  v.  fl— IV  u,  Nr.  Ü7,  T.  94 
Nr.  dÖ,  auch  den  Landtagsabschieiien  Dähnert  l  u.  IV, 
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ilini  der  ^unze  Zank  selir  widerwärtig  war.  .stimmte  jedoeh  den 
Kurfürsten  dadurcli  nicht  uiildcr.  Jolianu  Georg  zeigte  «»ich  viel  - 
mehr  schon  damals  dem  Drängen  der  Frankfurter  auf  eine  Sperre 
gegen  Stettin  zugänglich  und  gab  Frankfurt  im  MMrs  1572  giadezu 
die  Vollmacht,  den  Streit  durch  Gefangennahme  von  40  Stettiner 
Kaufleuten  unvermeidlich  zu  machen.  Am  5.  Oktober  folgte  sein 
Bcharfer  Befehl,  welcher  von  Ursula  ab  allen  Märkam  den  Handel 
nach  und  von  Stettin  verbot. 

Johann  Friedrich  trat  sofort  fiir  die  ]5ür:;erschaft  ein  und 
stellte  auts  naelidriickhchste  fest,  dafs  es  sich  nicht  um  ^i^^']^fa^s- 
rege!  ;4«  ^:('n  St'  ttin.  >sondern  ge^en  ihn  und  sein  I^nd  handcl»  . 
Die  Errichtung  eines  Zollbaumes  au  einem  Flusse  sei  Jaude^iursit- 
liches  Kegal.  Kein  Fürst  könne  sich  je  seiner  Regalien  begeben, 
wenn  er  gleich  zuweilen  einzelnen  Unterthanen  einen  Anteil  an 
ihrer  Ausübung  einräume.  Deshalb  stehe  es  einzig  und  allein  bei  ihm, 
und  bei  seiner  Hauptstadt  nur  mit  seinem  WiOen,  ob  dem  Kur- 
fürsten oder  Frankfurt  der  Stettiner  Baum  geöffnet  oder  geschlossen 
werda  In  den  ersten  Novcnibertagen  begab  er  sich  mit  seinem 
jüngeren  Bruder  Barnim  persönlich  nach  Berlin,  um  einen  letzten 
Versuch  zur  Beilegung  aes  Streites  zu  machen.  Als  derselbe 
mifslang,  nahm  er  ruhig,  aber  entschieden  den  Kampf  auf. 

Johann  Friedrich  hat  im  Kinveriiehmeü  mit  seinen  Land - 
ständen  niemals,  obwohl  Stettin  bereits  am  5.  Januar  1573  dariini 
bat,  die  Gcgenhperre  auch  nur  der  Uder  gegen  Frankfurt  ins 
Auge  gcfafst,  sondern  seiner  Hauptstadt  blofs  erlaubt,  beim  Speirer 
EUimmergericbt  zu  klagen,  und  unterdessen  den  Frankfurtem  alle 
und  jede  Durchfahrt  nach  und  von  dem  oiSenen  l^Ieere  untersagt. 
Im  Ghegensatze  zu  ihm  hat  Johann  Georg  dem  Streite  eine  immer 
weitet  Ausdehnung  gegeben.  Auf  der  einen  Seite  wagte  er  dia 
Aufforderung  sum  Abbruch  aller  Handelsbeziehungen  mit  Stettin 
sogar  an  pommersche  Stitdte  zu  senden,  bei  denen  er  freilich 
geringen  Beifall  fand.  Auf  der  andcrou  bereclitigte  er  seine 
Grenzbeamten  zu  derartig*  ?!  I  bcrgritien,  dal's  der  Her/OL;  nm 
18.  März  1573  drohen  mulste,  er  werde  im  WiedcrholungsiaUe 
mit  solchen  Landreitern  „kurzen  Frozels  halten,'  auch  Gegen- 
mittel wissen,  wenn  die  Mark  nicht  blofs  Stettin,  sondern  seinem 
ganzen  Lande  den  Fehdehandschuh  hinwerfe.  1574  gab  der 
Kurftirst  seine  Zustimmung  zur  ErOffbung  der  Oder-ElbeKhiffahrt 
durch  die  Spree  und  Havely  gegen  welche  sich  die  Stimme  eine« 
Hans  von  Küstrin  nicht  mehr  zu  erheben  vermochte.  1578  folgte 
die  E«meuerung  des  für  die  Nachbaren  so  überaus  unangenehmen 
Kornzolls',  welchen  Johann  Georg  sechs  Jahre  zuvor  infolge  des 
Drflnfrens  snines  Adels  aufgehoben  Imtte  und  aus  dem  er  nun  ciiio 
denu'l  scharfe  \\  äffe  sehmiedet«',  dafs  er  ^»  itdem  den  höclisteu 
Einnahmeposten  in  den  brandenburgischen  Staatshaushalt  stellte. 


•  VV.  T.  0  Nr.  12  v.  II.   Vgl.  S.  159. 
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Ein  Vertrag,  nach  welchem  die  Pasewalker  von  der  Bieraccue 

gegen  Erlegung  einei*  jährlichen  Summe  frei  sein  sollten,  wurde 
1582  iUr  ungültig  erklärt;  in  dem  selben  Juhre  mulaten  <Ue 
Stargarder  dariil>er  klagen,  rlafa  die  Schiffahrt  auf  der  Ihna  so 
gilt  wie  auf  der  Oder  geiiindert  werde.  Auch  vf^r wehrte  der 
KurtUrat  den  Pommern  den  lJurchzug  nach  den  inner-  und  süd- 
deutschen Markten  und  beöchhigiiahmte  Zuwiderhandelnden  ihre 
W  are.  All  diese  Schritte  waren  ebenso  seiir  in  dem  durch 
Brandenburg  von  jeher  beliebten  Syatem  begründet,  wie  es  die 
Fortwirkong  der  ttlierliefertcn  pommerachen  Politik  war,  dafs  Johann 
Fiiedrich  bis  zuletzt  den  Kampf  nur  gegen  Frankfurt  und  auch 
gegen  es  nur  in  beschränktem  Umfange  f\lhrte. 

Es  zeigte  sich  sehr  bald,  dafs  sein  Weg,  den  obendrein 
die  Hunst  des  Kaisers  ihm  noch  ebnete,  der  rechte  war.  Wenn 
der  Kurfürst  sieh  auch  zu  immer  heftigeren  Mafsre^oln  fortreifsen 
liefs.  80  fehlte  ihm  doch  das  Vertrauen  in  das  Otlingen.  Schon 
zu  Anfang  1573  war  er  daran,  die  ganze  Angelegenheit  nur  noch 
alü  einen  einfachen  Warenunterschleif  einiger  Kaufleute  zu  behan- 
deln. Im  Sommer  1574  ordnete  er  eine  Milderung,  vielleicht  so- 
«ur  eine  vorabergehende  Aufbebung  der  Sperre  an  nnd  Hefa  den 
Pkozefs  der  beiden  Städte  seinem  nofgerichte,  für  das  er  ihn  so- 
lange beansprucht  hattc^  entziehen.  Die  Grenabewachung  erwiea 
sich  in  dem  geplanten  Malsstabe  undurchführbar,  so  dafs  Johann 
GvoT'^  1580  sehr  eindringlich  zu  besserer  Au&icht  mahnen  mufste. 
lüb^;j  ging  er  dann  auf  Verhandlungen  ein,  die  eine  umfassende 
Untersuchung  üh^r  die  gegenseitigen  Zollbeaehwerungen  veran- 
iaföten.  Sie  veriieten  ohne  Ei^ebnis.  Als  aber  noch  einmal 
zehn  Jahre  ins  Land  gegangen  waren,  konnte  er  dem  Flehen  aemer 
verödeteu  Stiidte  nicht  mehr  widerstehen. 

Ohne  dafs  Pommern  auch  nur  ein  einziges  Zugeständnis  ge- 
macht hatte,  öffnete  sich  die  Oder  wieder  ftlr  alfe  Waren  mit 
Ausnahme  des  Salzes,  d^sen  NichtBreigabe  Stettin  wegen  des 
blühenden  Schmuggelhandels  leicht  yerschmerzte.    Und  mochte 

gleich  die  alte  Spannung,  mochto  die  Stopfung  der  Warthe  und 
er  Prozefs  Stettins  und  Frankfurts  auch  bleiben,  um  so  enger 
sclilangen  sich  die  Handelsbeziehungen  Ponimorns  zu  Bf  rlin,  welche 
seihst  den  Plan  des  Finowkanals  der  Verwiri^lichuriL':  nafie  brachten ; 
Brandenburg  hatte  eine  volle  und  ganze  Niederlage  erlitten.  In 
ihm  selbst  erwachte  die  Einsicht,  dafs  all  sein  Handel  und  Ver- 
kehr zurückgehe,  und  dafs  es,  als  e^  den  Kieüenkampf  begann, 
die  innere  Elraflt  seiner  Verwaltungsorganisation  noch  weit  über- 
schAtzt  hatte. 

Wenige  Jahre  später  hätte  der  EurfUrst  gern  den  letzten 
Irmngen  ihr  richtiges  Mafs  gegeben,  wenn  die  Kachbarn  ihm 
nur  „mit  100000  oder  50  000  Thalern  oder  auch  weniger"  von 
seinen  Geldsoi^cn  geholfen  hätten.  Aber  die  pommerschen  Stände 
haben  dies  Anirfbot  zurückgewiesen;  und  in  der  That,  selbst  ein 
Johann  ^^iigibuiund  mufste  im  Verti'age  zu  Trebiskow,  welchen 
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er  in  Rücksicht  auf  den  Anfall  P^ealsens  mit  Polen  schloia,  die 
Öffnung  der  Warthe  auch  für  Pommern  in  Aussicht  stellen,  weon 
Stettin  die  Frankfurter  nur  wieder  durch  SPinen  l^anm  hindurch 
lassen  wollte.  Dennoch  kam  es  zu  keiner  Einigung,  vermutlich 
weil  Joliaun  k^igismund  das  Salzeinfiihrverbot  kräftig  zur  An- 
wendung brachte,  das  Salz  unmittelbar  von  Lüneburg  bezog  und 
mit  Hilfe  von  Hamburgern  selbst  Siedereien  anlegtet  Die  Gemüter 
erhitzten  sich  gegen  Ende  des  zweiten  JahrzehntB  des  uebenzehn- 
ten  JahrhuodertB  wieder  so,  dafs  die  Märker  aii&  neue  zur  Glewalt 
griffen.  Durch  die  wachsende  AbktkhlaDg  der  polnisch- pommer- 
schen  Freundschaft  infolge  des  schwedischen  Kri^es  ennattgt, 
trieben  sie  es  derart,  dafs  die  Pommern  allen  Versicheningen  zum 
Trotz  bald  überall  ihrer  Gegner  zerstörende  Hand  vermuteten^, 
AberStettin  blieb  ungebeiip:t :  das  1  G23endliclf  vorktinrlotf  Urtci!  Hr»s 
Kammergerichts  zugunsten  Frankfurts  liefs  es  unvollstri  L  kt.  Trotziger 
Zuversicht  voll,  sah  es  di<'  Warthe  noch  immer  gesperrt,  obwohl 
die  Meinung  ging,  dafs,  wurde  die  AA'arthe  geräumt,  Stettin  „in 
zehn  Jahi'en  uoch  eines  so  reich,  viel  mächtiger  und  viel  fester** 
werden  müfete^. 

In  den  leisten  Jahrzehnten  war  die  Stadt  in  dem  Kampfe 
wieder  mehr  hervorgetreten;  so  entsprach  es  dem  Laufe  der 
Dinge.  Die  fürstliche  Gewalt  hatte  im  sechaehnten  Jahrhundert 
die  Bürgerschaft  allmählich  beiseite  geschoben  und  selbst  die 
Führung  des  Zollkrieges  in  die  Hand  genommen,  bei  der  sie  sich 
nicht  von  den  Interessen  der  einzelnen  Stadt,  sondern  denen  d<'8 
ganzen  Landes  bestimmen  liefs.  Dann  war  Johann  Friedrieh 
Herzog  geworden,  dem  gegenüber  di(^  Stadt  völlig  auf  iliren 
eigenen  Willen  hatte  verzichten  müssen.  Nach  seinem  Tode  im 
Jahre  1(300  kam  sie  nun  grade  auf  dem  Gebiete  der  auswärtigen 
Politik  wieder  kräftiger  zur  Geltung,  um  auf  dem  der  inneren 
eine  um  so  schwächlichere  Rolle  zu  spielen.  Den  tlbrigen  Städten 
des  Herzogtums,  sogar  Stralsund  ergmg  es  damals  nicht  anders; 
die  innere  wirtschaäiche  Entwicklung  hatte  sich  langsamer,  aber 
um  so  beharrlicher  zugunsten  der  Regierung  vollzogen.  Auch  aus 
ihr  geht  hervor,  was  die  Geschichte  des  Zollkampfes  mit  Branden- 
burg deutlich  lehrt,  dafs  das  Übergewicht  des  Fürstentum?  und 
der  Territorial  Wirtschaft  1570,  d.  h.  in  dem  J;dire,  da  der  Aus- 
einand(  rsetzungsprozefs  zwischen  Stände-  und  Herzogtum  mit 
dem  Regierungsantritt  Johann  Friedrichs  und  Emst  Ludwigs  in 
die  entscheidende  Entwicklungsstute  eintrat,  bereits  unabwend- 
bar war. 


«  Aufser  Mylius  St.  T.  128  Nr.  61«  uud  63. 

«  Ein  bezeichnender  V.)rfall  W.  T.      Nr.  63. 

•  Gottbergerß  Bedenken  1623  W.  T.  3Ü  üv,  77  v.  I. 
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Die  wirtMhafOiohe  EntwioJdtmg  im  Innern  ^ 

Drei  Momente  vor  allem  sv  iikten  auf  den  Fortgang  des  in- 
neren wirtschaftlichen  Lebens  im  Herzogtume  ein :  das  Bestreben 
des  Adels  und  der  Bauern,  die  allmfthli<£  gewordene  Wirtschafts- 
Ordnung  su  durchbrechen,  darwider  der  Versuch  der  Städte, 
flie  althergebrachten  Grundsätze  immer  starrer  und  ei^^^ensttchtiger 
auszubilden,  und  über  beiden  der  Anspruch  der  Regierung,  dafs 
die  Gesetzgebung  auch  auf  diesem  Gebiete  ihre  Aufgabe  sei,  und 
den  St?inden  zum  höchsten  das  Recht  der  Mitwirkt mi^  zukomme. 

Es  ;^^üit  um  1500  1111  al]i,^L'ineinen  die  Anschauung,  dafs  nur 
die  in  der  Stadt  wohnendeu  Bürger  zur  Kaufmannschaft  berech- 
tigt seien,  und  darum  aller  Handel  durch  ihre  Vermittlung  bewerk- 
stelligt werden  mÜÄSc.  Jede  Stadt  schuf  sich  aus  dem  ihr  nächst- 
liegenden platten  Lande  eine  Art  Interessensphäre,  deren  land- 
wuiicfaaftliGhe  Eraeognisse  ausschliefsltch  ihrem  Markte  sugeftkhrt 
und  ihren  Böigem  angeboten  werden  durfiten.  Besiehungen  der 
£jinwohner  einer  solchen  Interessensphäre  zu  anderen  Städten , 
wenn  auch  Städten  desselben  Landes,  oder  zu  Ausländern  wurden 
nicht  geduldet.  Der  Adel  hatte  sich  lange  darein  gefügt;  von 
nun  ab  h'lmte  er  sich  aber  in  wachsendt^r  Erregung  cfagc-rt^n  anf, 
je  weiter  er  seinen  Eigenbesitz  aurfdi  Imte ,  und  je  angeatrcnizier 
er  den  Anbau  und  die  Verwertung  heiiier  liegenden  Ci runde  be- 
trieb. Es  wurde  sein  natuihches  Ilestreben,  seine  Ware  auf  den 
ihm  gtinstigsten  Markt  zu  werfen  und  den  Zwischenhandel  des 
Bürgertums,  der  aeinett  Gewinn  verminderte,  einsEuaehränken. 

Die  Stttdte  verajf»ttrten  den  Wandel  zunächst  am  ärgsten  im 
Braugewerbe,  der  wichtigsten  Einnahmequelle  der  Mehrzahl  unter 
ihnen.  Der  Adel  fing  nttmlich  an,  sich  zu  weigern,  seine  Qerste 
in  die  Stadt  abzuführen,  um  sich  das  ]>ier  für  seine  Bauern, 
welches  er  ebenso  gut,  aber  billiger  herstellen  konnte,  von  den 
]^tiri!:ern  brauen  zu  lassen.  Da  er  selbst  zum  Brauen  tür  den 
Ligen befl-irf  berechtigt  war,  lag  jede  gesetzliche  Überwachung 
seines  liraubetriebes  aurs«'rhalb  des  Bereiches  der  Möglichkeit; 
aber  auch  die  Überwachung  seines  \  erkaufes  an  Bauern  und 
Krüger  war  bei  der  losen  Verwaltungsorganisation  nahezu  undurcli- 


*  Ich  hahe  iiuf  alle  n<  lci,'o  für  diesen  Teil  dos  AbschiiittcH  verzichtet, 
weil  sie  einen  unverliiiltnisinüfsiff  t;rof»eii  Ixauin  beanj^pruclil  liiiltcn.  Si« 
wurden  entnommen  l)  den  Ijandtagaverhaiulluiiy^en,  den  tbitvvuhrend  eiii- 
gercicbten  Oravaminibus  der  .Städte  und  des  Adels  und  den  darauf  be- 
züglichen Akten,  2)  einzelnen  Saininelbänden,  unter  deiMni  i<  h  lierv  i.r1ieht3 
den  die  Landwege  betreffenden  St.  T.  99  Nr.  10  und  den  die  NN  irtscbafts- 
eilaase  bis  1569  enthaltenden  St  T.  94  Nr.  49  II  [1.  VorkSnfereiTerbot 
1509t  !•  Brauverbot  1515,  1.  gegen  das  AussehiflFen  des  Fvome;«  1530, 
1,  gegen  des  Adels  Kauftnanuscliaft  1556J,  ;'>)  einiL'cn  Naudesclien  Ver- 
öffeDuicbuugen  und  mehreren  mir  vou  H.  Prof,  8chmoller  zur  Verfügung 

festellten  Abeebriflen  am  dem  Stettiner  Stadtarchiv,  4)  zum  geringsten 
'eile  Dfthaert,  Thiede,  Gadebnsch  u.  s.  w. 
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fllbrbar.  Die  Bemtser  konnten  also  ihre  Leute  ruhig  und  sogar 
bei  Strafe  der  Auflassung  swingen,  ihr  Bier  von  ihnen  und  nicht 
aus  der  Stadt  zu  kaufen,  oder  sie  zu  eigenem  Brauen  anhalten. 

Die  Vorteile  fielen  derart  ins  Auge,  dafs  man  es  alsbald  unter- 
nahm, auch  einen  unmittelbaren  Bezug  nicht  selbst  zu  ziofiender  und 
herstellbarer  bensnnttel  wie  etwa  des  Kolbergtr  S  ilzis  einzu- 
richten. Ebenso  kam  man  dem  Hausiergewerbe  treundlieii  ent- 
gegen, welches  daraufhin  rasch  eraporblühte,  so  dafs  der  Staat 
schon  ge^eu  Ende  des  JulirlmudcLis  bich  eine  neue  Eiuualime- 

Suelle  durch  die  Einführung  von  Qewerbescheinen  eröffiien  zu, 
Onnen  glaubte.  Dieses  wieder  beförderte  es,  dafs  sich  mehr  und 
mehr  Scbn^dery  Schuster  und  Barbiere,  Maurer,  Uschler,  GIa«er 
und  Schmiede,  sogar  Goldarbeiter  und  Leineweber  in  die  Dörfer 
setsten  Es  waren  zum  guten  Teile  selbst  Söhne  von  Bauern. 
Sie  crmögUchteo  ihren  Abnehmern  nicht  blol's  eine  crliebliche  Er- 
sparung an  Zeit,  sondern  auch  an  dem  auf  dem  Lande  nocli 
seltenen  Gelde,  indem  sie  sich  mit  der  Hiilfte  der  stiidtischcQ 
Löhne  be^^iügten,  sofern  sie  nur  daneben  freie  Kost  erhielten. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Städte  sieh  durch  Preisüber- 
setzung und  Lieferung  schlechter  W  aren  zu  entschädigen  suchten, 
konnte  die  Entwickmng  nicht  anders  als  begünstigen,  so  daia 
sich  ein  wahrer  Hang  m  Kauf  und  Handel  der  Bauern  bemfich- 
tigte,  und  „auch  nicht  ein  Gans  oder  Enten,  geschweige  denn 
Ochsen  su  Markt  kommen  woUten,  es  wäre  vorerst  durch  der 
Bauernknechte  Hände  und  Vorteil  gegangen. Doch  lag  die 
schwerste  Gefahr  für  da.s  Bür^rertum  nicht  sowolil  in  der  „Vor- 
käuferei,"  welche  der  einzehien  Stadt  die  ihr  gebührende  Zufuiir 
nicht  abschnitt,  sondern  nur  verteuerte,  als  darin,  dali  auch  der 
Adel,  er  aber  mit  ganz  anderen  Mitteln  und  unter  dem  den 
Bauern  versagt  bleibenden  Schutze  des  Fürstentums  Kaufmann- 
schaft zu  treiben  anhob.  Philipp  I.  wollte  seinen  AdUsen  schon 
1584  alle  städtischen  Märkte  aes  Herzoeturos  freigeben;  sein 
Plan  wurde,  obwohl  nicht  Gesete,  so  dennoch  Wirklichkeit 
Bald  aber  wandte  sich  der  Adel  Überhaupt  nicht  mehr  an  seine 
Landsleute.  Es  hat  der  am  Ende  des  Jahrhunderts  versuchten 
Ringbildungen  der  Gemeinden,  die  bei  dem  Eigennutz  und  der 
Hngunst  der  Zeit  von  kurzer  Dauer  und  n^erirtrrem  Erfolge  waren, 
gar  niclit  b^nlurft,  um  die  ^rofsen  Lnn  hvirte  zur  Übernahme  der 
Auafuhr  in  die  eigene  Hand  zu  ermutigen  Teils  verkauften  die 
Junker,  von  den  fürstlichen  Bauernordnungeu  und  iler  aber- 
gläubischen Furcht  des  Volkes  unberührt,  den  ausländ idchen 
Händlern  unmittelbar  ihr  Getreide,  ehe  es  noch  geschnitten  war, 
teils  zogen  sie  selbst  mit  ihrem  Getreide  und  Vieh  auf  eigene 
Rechnung  in  die  Fremde  ^  meist  au  Wagm  bis  Könitz,  Danzig 
und  Meifsen  hin;  aber  sie  erbauten  sich  auch  Schiffe  und  legten 
sogar,  wenn  sich  keines  der  kleinen,  sonst  aur  Schifibhrt  nicht 
berechtigten  KUstenstädtchen  in  der  J^ähe  fand,  eigene  Anker- 
plätze an. 
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Doch  blieb  der  seibstiindige  IJandel  der  Kitterschaft,  weil  er 
unnatürlich  war,  allezeit  die  Ausnahme:  die  Vermittlung  des 
Verkehrs  geschah  nach  wie  vor  im  wesentlichen  durch  die  Städte, 
^eren  Klagon  in  dieser  Hinsicht  Qbertrieben  sind;  ein  anderes  ist 
in  einem  Lande,  von  denen  Oetreideerseugniaaen  oft  der  20.  Teil 
fbr  den  heimischen  Bedarf  genügte,  schledithin  undenkbar. 

Die  Erregung  des  Bürgertums  war  trotzdem  wohl  begründet; 
denn  obwohl  der  Adel  nicht  daran  dachte,  die  Städte  ent- 
belirlicli  zu  machen,  so  war  er  doch  dabei,  gleiches  Recht  für 
sich  wie  für  sie  auf  dem  Markte  durchzusetzen,  und  bereita  daa 
b^eutete  eine  völligo  Umwälzung  des  alten  Zubtandes. 

Die  Herzöge  haben  ihr  durch  unzähli^^e  Erlasse  zu  wider- 
streben gesucht,  weil  der  Buchstabe  des  Gesttzts  zuguiidten  der 
Gemeinden  sprach,  in  der  That  aber,  wenn  sie  ihre  Schuldennot 
nicht  daran  hinderte,  auf  der  Seite  des  Adels  gekämpft  und  ihn 
^adeau  aar  Kaufmannadiaft  herangezogen.   Sie  aelbat,  deren 
vorzüglichstea  Einkommen  ans  der  Domänenwirtschaft  ilois,  imd 
alle  ihre  Beamten,  deren  gröfster  Teil  Uberdi^  der  Ritterachaft 
zugehörte,  waren  Landwirte«    Dazu  kam,  dafa  ihr  inneres  Ge- 
fühl den  adligen  Bestrebungen,  die  durch  das  ganze  Land  die 
gleichen  waren  und  für  das  ganze  Land  das  gleiche  wollten, 
■ebenso  sehr  geneigt  sein  als  sich  gegen  die  städtische  lx)kal- 
wirtschaflt  sträuben  nmlste.    Auch  durften  sie  einer  malsvollen 
Schwächung  der  Geldkraft  des  Bürgertums  kein  allzu  ernstes 
Halt  gebieten    Die  Städte  baten  deshalb  aus  guten  Gründen, 
^e  sie  an  immer  neuen  Beispielen  bewiesen,  dafa  man  die  Ana- 
Dihrung  der  wirtschaftliche  Dinge  betreffenden  Verordnungen 
ihnen  anvertrauen  oder  wenigstens  die  Beamten  verpflichten 
möge,  auf  ilire  Anaeige  hin  gegen  die  Übertreter  einzuschreiten. 
Aber  die  HerzC;.'^  baben  adion  in  der  ersten  Hälfte  des  sech- 
zehnten Jahrhunderts  hier  wie  in  der  gesamten  Verwaltung,  dem 
Steuer- ,   (Berichts-  und  Kirchenwesen  daran   festgehalten ,  dafs 
der  Vollzug  jeder  Strafe,   auch  wenn  sie  von  einem  unter  stiin- 
discher  Mitwirkung  zu  stände  gekoninienen  (iesetze  vorgesehen 
sei,  einzig  und  allein  ihnen  und  ihren  Angestellten  im  Lande 
zustehe. 

Dm  Qeaehichte  der  Komausftihrverbote  bietet  dnen  merk- 
würdigen Beweis  daftlr,  wie  achnell  sich  die  neuen  Anschauungen 

durchsetzten,  und  wie  trefflich  sich  die  Städte  mit  ihnen  bis- 
weilen abzufinden  wulHen.  Wenn  der  Adel  sein  Getreide  auf 
die  Märkte  schafile,  so  mufste  ihm  an  einer  lebhaften  Nachfrage 
und  daher  einem  blühenden  Auslandhandel  liegen  um  hohe 
Preise  zu  erzielen.  Die  Gemeinden  aber  hielten  dafiir,  (hil's  der 
liebe  (Jott  mit  dem  Korn,  das  er  wachsen  lasse,  zunäclisi  die 
ihren  aufs  billigste  versorgen  wolle  Sie  behinderten  d(*8halb  die 
Au8fuhr  nach  Möglichkeit  und  verboten  sie  sehr  häutig  ganz, 
bis  die  Regierung  ihnen  1534  daa  Recht  dazu  entzog  und  es 
aelbat  fortan  im  Sinne  einer  territorialen  Wirtschaft  oder  nach 
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politischen  Bedürftiissen  übten.  Die  Stadträte  haben  den  Nutzen 
der  fürstlichen  Mafsregel  .scimell  begriffen.  Den  ITnnmt  des  ge- 
meinen iVfjmnf.s  stillten  sie  seit  den  60er  Jahren  (l;uiiit,  dals  sio 
durch  Linlorclerung  eines  Scheffels  von  jeder  hnnt  ausgeführten 
Getreides  Vorritte  für  die  Notzeit  schufen  5  sie  selbst  blickten 
BcboD  1551  BO  kkur,  dafii  aie  die  Herzöge  ersuchten,  ftür  den  Fall 
dnee  KornansfabirerboteB  nicht  ancb  den  Dttrchgangshandel  von 
Polen  und  Preufsen  aus  brach  zu  legen.  1580  Helsen  sie  sich 
dann  durch  den  Treptower  Landtag  beauftragen,  cum  Nutzen 
des  Vaterlandes  über  die  Ausfuhr  Au6iebt  sn  halten. 

Die  Städte  haben  zu  ihrem  und  des  Landes  Schadrn  sieli 
selten  zu  der  gleichen  freien  Einsicht,  dals  sie  nur  mehr  die 
Sammelpunkte  des  territorialen  Handels  zu  sein  beanspruehea 
dürften ,  erheben  können.  Die  Theorie  vom  Lehr-,  Wehr-  und 
Nährstande,  in  der  die  Bürger  aufgewachsen  waren,  erschien« 
wie  die  mittelaltertichen  Lebren  sumeist,  von  so  handgreiflicher 
Einfachheit  und  Klarheit,  dafs  die  Möglichkeit  Terwickelterer 
Lösungen  für  ausgeschlossen  galt.  Auch  fand  das  Bttrgertum, 
nachdem  der  Kampf  einmal  ausgehrochen,  und  bittere  Not  ins- 
besondere von  15ü0  ab  es  allerwärts  bedrängte,  nicht  die  Zeit 
des  Überlegens. 

Im  Süden  arbeitet<n  die  HohenzoUein  und  Frankfurt  am 
Untergang  Stettins.  Im  Westen  verwirklichten  die  Mecklen- 
burger ihre  gegen  den  Wol^raster  Wollhandel  gerichteten  ZoU- 
plänc  auch  wider  den  Willen  des  Reiches.  An  den  Küsten  der 
Ostsee  hatte  der  nordische  Krieg  Stralsunds  Macht  gebrochen 
und  den  anderen  Städten  kaum  mindere  Wunden  geschlagen. 
Der  niederländische  Aufstand  und  der  hannsch- englische  Zolls&eit 
thaten  das  ihre,  um  die  pommerachen  Kaufleute  von  den  fremden 
Küsten  nicht  nur,  sondern  bald  auch  von  den  Märkten  der 
eigenen  Heimat  zu  verdrängen.  Trotzdem  wuchsen  die  Lasten, 
Steuern  wie  Zölle,  rasch  und  stetig.  Hopslav  X.  Iiatt«*  mit  ihrer 
Steigerung  begonnen,  Philipp  und  Barnim  hatten  das  Werk 
fortgesetzt,  1539  das  üunstgeld  von  jedem  nach  auswllrts  ver- 
kauften Pferde  eingeführt  und  die  Zollfreiheit  der  Bürirer  für 
ihren  Hausbedarf  allmäiilich  aufgehobeu.  Johann  Friedrich  trieb 
das  System  auf  den  Höhepunkt  Doch  wufste  er  die  dadurch 
entstehenden  Nachteile  auszugleichen,  indem  er  die  störenden 
Zollgerechtigkeiten  einzelner  setner  Unterthanen  unterdrückte  und 
die  Zollfreiheit  des  Adels  empfindlich  beschränkte  Die  aber 
nach  ihm  kamen,  verstanden  es  nur  noch,  die  Zölle,  das  Gunst- 
<reld  und  die  Abgaben,  nicht  mehr  den  Wohlstand  und  die  Ver- 
kebrsleiehti^'keit  ihres  Gebietes  zu  erhöhen. 

Dazu  trat  im  Innern  vorzii^^ich  die  entsetzliche  Münzver- 
wirrung, ge^en  die  sich  das  Herzogtum  als  ein  reines  I^nd  des 
Zwischenhandels  nicht  einmal  wehreu  durfte,  so  dals  die  Fürsten, 
die  ihr  alleiniges  Recht  zu  münzen  wieder  hergestellt  hatten,  auf 
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Versuche,  eigenes  Gold  zu  prägen,  schnell  verzichteten.  Die 
PreisumwJllzung ,  welche  gleichzeitig  Mittel-  und  Westeuropa  er- 
griff, rils  von  1570  ab  auch  Pommern  in  ihre  Strudel  luid  führte 
am  Schlüsse  des  Zeitalters  sogar  zum  Erlasse  einer  freilich  nie- 
mals durchgeführten  Tax-  und  Viktualienordnung. 

Der  1572  erfolgende  Zusammenbruch  des  Stettiner  liank- 
hanses  der  Loitae,  die  das  MUsgeschick  ihrer  königlichen  und 
ftaiatliohen  Schuldner  und  den  augenblicklichen  Niedergang  der 
kalhoÜBchen  Gegenreformation  in  Europa  bufsen  mufsten,  er« 
BchUtterte  die  Geldverhältnisse  des  Landes  für  die  ersten  Jahre 
aufs  äußerste.  1570  nahm  der  Landtag  staatliche  Hilfe  gegen 
die  Verschuldung  des  Adels  in  Aussicht;  schon  zwei  Jalire  zuvor 
hatte  der  Stettiner  Rat  verboten,  liegende  Gründe  höher  als  mit 
der  Hälfte  ilires  Wertes  liypotliekarisch  zu  belasten.  Klagen 
über  nngilnstigc  Ernten  und  i'borscliwemmun^^cn ,  später  über 
die  Versandung  weiter  Strecken  wurden  immer  häufiger. 

Doch  waren  die  Städte  an  dem  wirtschaftlichen  Niedergange 
nidit  ohne  eigene  Schuld.  Das  Volk,  welches  sie  bewohnte, 
hätte  in  harter  Arbeit  herangesogen  werden  müssen,  um  seines 
natürlichen  Reichtums  würdig  za  werden;  denn  obwohl  es  an 
nichts  als  ans  Erwerben  dachte,  war  es  dennoch  kein  Kaufmanns- 
▼olky  so  wenig  als  ein  Volk  der  Ideale.  Es  fand  sein  Begnügen 
an  gemütlich  einfachem  Lebensgenüsse,  der  von  feineren  An- 
sprüchen wenig  wufste.  Zur  Hochzeit  Bogislavs  X.  konnte  1490 
in  Stettin  nicht  einmal  das  nötijre  Gewürz  aufgetrieben  werden, 
und  sogar  die  Nachbarstadt  Stargard  nmfste  ihre  Spezereiwaren 
von  Lübeck  oder  Frank turt  beziehen.  Es  war  daher  etwaa 
Selbstverständliches  und  nicht  so  ohne  weiteres  ein  rühmlicher 
Vorsng,  wenn  Pommern  noch  in  den  50er  Jahren  des  sech- 
sehnten  Jahrhunderts  ein  wohlfeiles  Land  war. 

Danach  insbesondere  haben  seine  Einwohner  nie  getrachtet, 
sich  ihre  Stellung  im  Weltverkehre  durch  weiter  ausschauende 
Unternehmungen  und  durch  SStreben  nach  wirtschaftlicher  und 
industrieller  Un  ihhungigkeit  von  den  anderen  Ländern  zu  sichern. 
Wenn  Brandenburgs  Pläne,  d'Mii  Thmdp!  iif^ue,  dem  Herzogtume 
ungünstige  Richtungen  zu  geben ,  so  groi'se  Gefaliren  in  sich 
bargen,  ho  ];i<^  das  nicht  zum  mindesten  an  der  Ohichgültigkeit 
der  Pomiuciü  ^egen  den  Zuatand  ihreä  Stral^enwesens.  Die 
Städte  sorgten  den  seit  1546  wiedorkehrenden  Beschwerden  des 
Adels  zufolge  nicht  einmal  innerhalb  der  eigenen  flauem  ftbr 
brauchbare  und  billiee  Herbergen.  Auf  den  Wegen  mangelte  es 
an  sicherem  Geleit,  obwohl  die  HersOge  bereits  in  den  30er  Jahren 
den  Gemeinden  das  Geleitsrecht  entzogen  und  das  ihre  tiber  das 
ganze  Land  ausgedehnt  hatten.  Die  Strafsen  selbst  waren  kaum 
befahrbar  und  vor  allem  zu  enge.  Der  Berieht  Normanns,  dnfs 
die  drei  gemeinen  Landwege  Rügens  eine  Breite  von  je  21  Fuls 
besessen  liätten,  darf  nicht  verallgemeinert  werden.  Kin  Nebeu- 
einanderlaufen  zweier  Pferde  vor  einem  Wagen  war  unmöglich^ 
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so  dafs  die  aus  Süddeutschland  heimfahrenden  Kaufleute  ihre 
8 — 12  Pferde  voreinander  spannen  muisten.  Nachdem  Barnim 
und  Philipp  rieh  1534,  1539  und  1543  ▼ergcbllch  um  ein  BreHer- 
l^en  der  Wege  and  den  Umbau  der  Wagen  bemtlhi  hatten, 
griff  Johann  Friedrich  1569  auf  Grund  einer  Vereinbarung  mit 
dar  Mark  und  Mecklenburg  und  eines  Landtagsabschieds  durch, 
so  verzweifelt  ihm  auch  die  Oreifenbcrger  und  LniH^nbnrg'or  bo~ 
teuerten,  dafs  sie  all  ihre  Brücken  und  l>fiTiirae  umbauen  und  all 
ihre  Thore  und  Häuser  niederreifsen  miUeten.  Ein  erhalten  «re- 
bliebenea  Mafs  giebt  die  vorgescliriebene  iJinge  der  Mittelachse 
eines  Wagens  auf  58*/2  cm  vor  1569,  seitdem  auf  70,  von  1594 
ab  aber  auf  91  ^^s  cm  an.  Als  ein  Erlals  der  henoglichen 
Brüder  die  erneute  Verbreiterung  anbefiibl,  erboten  sich  die  Wd- 
gaster  erschreckt  zur  Bewilligung  einiger  aufserordentlicher 
Steuern,  eigneten  sich  Stettin  und  Staigard  die  einstigen  Klagen 
der  hinterpommerschen  Landstädtchen  an,  und  in  diesen  selbst 
kam  e^  90£[n.v  zum  Aufstand,  bis  Johann  Fnedrich  einige  Jabre 
später  stillschweigend  nachgab. 

Beschränkt  nun  waren  die  Verhältnisse  überhaupt ^  auch 
die  „allein  auf  KomiiRizien  bewidmelen"  Städte  Stettin  und 
StraUund  hatten  das  Gepräge  kleiner  Landorte  niemals  völlig 
verloren.  Des  Ackerbaus  und  der  Viehzucht  pflegten  in  ifaHen 
nicht  etwa  blofs  die  Gewerbetreibenden,  welche  wie  die  Brauer 
die  Abfälle  ilu  cs  Geschäftes  dabei  verwerten  konnten.  1574  liefen 
die  Schweine  in  den  Strafsen  Stettins  umher,  und  1612  machte 
der  Kot  das  Fahren  darauf  zur  lieben sgefahr :  eine  eigene  Gilde 
der  Ackerbürger  bildet»-  sich  noch  1618.  In  StarL^nrd  wurde  es 
nur  den  Mitgliedern  der  vornehmen  Gewnndschncidergilde  vcr- 
l)o1i  ?i,  innerhalb  der  Süidt  einen  Mistwagen  zu  ixlatlen  und  mif 
ihm  zu  lahren.  IStrohdäelicr  überwogen  noch  bis  tief  in  das 
sechzehnte  Jahrhundert  hinein,  und  Barnims  Vorschlag  auf  dem 
Septemberlandtage  .1541,  besondere  Steuern  umzulegen,  um  von 
Stadt  wegen  dem  Übel  abzuhelfen,  verhallte  ungehört. 

Vollends  wehrten  sit  h  die  Geraeinden  gegen  die  industiidlen 
Pläne  ihrer  Herzöge.  Johann  Friedrich  hat  insbesondere  zur 
Anlage  von  Salzwerken  angeeifert,  wobei  ihm  weni;:^t'  ns  die  eine 
oder  andere  dauernde  Gründung  wie  die  der  Gesellacliaft  Flem- 
mings  uTifl  des  Kanzlers  Otto  gelang;  wie  ablehnend  sich  aber 
das  Bürgertum  gegen  .solche  Bestrebungen  verhielt,  lehrt  nebst 
anderem  die  traurige  Geschichte  der  Kolbercer  Salzsiederei. 
Eirnst  Ludwig  versprach  sich  vieles  von  der  &richtung  einiger 
Teerbrennereien  una  Eisenhütten.  Zu  gleicher  Zeit  schuf  Bogis- 
lav  XIII.  mit  dem  tüchtigen  Gützhn  m  m  Itottermund  FVanzburg 
und  seine  lebensfähige  Traperie.  Wie  schon  er,  so  empfanden 
auch  Philipp  II.  und  Philipp  Julius  den  Mangel  einer  eigenen 
WollinduBtrie  am  schmerzlichsten.  Der  Wolgaster  Herzog  dachte 
daran,  ein  Arbeitshans  zu  Las^^an  als  Musterspinnwerk  zu  er- 
bauen.   Philipp  entwickelte  1610  auf  dem  Stettiner  Landtage 
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«ogar  ein  ganzes  wirtochafUiches  Programm;   Auf  die  Hebung 

fies  Hnrtdels  wäre  zu  denken.  Die  St*idte  sollten  sich  nicht 
allein  auf  den  Ack<TbHu  legen,  sondern  Kaufmannschaft  treilten, 
ihre  Hafen  fertif^  hallen,  die  ComnierciR  frei  lassen  und  die  Hand- 
lung mit  fremd''ni  Gelde.  ohne  welches  man  wenic  schaffen 
könnte,  niclit  öu  präcise  verbieten.  Und  dalüii  äoilte  maa  trachten, 
dalk  die  RobwoiW  nieht  nach  den  Niederlanden  yerfUhrt  würde, 
um  ale  fertige  Ware  teuer  zurückgekaoft  zu  werden,  ▼ielmehr 
Leute  im  Land  rufen,  welche  des  Tnchmachens,  Strumpfwirkena 
iirid  solcher  Dinge  kundig  wären.  Von  all  dem  hat  er  nur  eme 
Änderung  in  der  Behandlung  der  Fremden  erzwingen  können. 
L)ie  kurzsichtige  Politik  der  Menge  glaubte  ihr  Handelsverdienat 
durch  die  Pflege  einer  inländischen  Industrie  auis  höchste  be- 
droht. 

Eigensüchtig  und  auf  den  Vorteil  des  Augenblicks  bedacht, 
bekämpften  die  Städte  ebenso  die  Aufhebung  der  Ausfuhr-  und 
die  Annahme  von  EinfuhrsOlien,  welche  nidit  nur  die  Vorbe- 
dingung dee  Auf  bitibens  der  Industrie,  sondern  seit  Beginn  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  auch  die  berechtigte  Forderung  der 
heimischen  X^dwirtschaft,  namentlich  Polen  und  Rufsland  gegen- 
ftber,  waren. 

Ihre  ThMtigkoit  war  aber  weder  ohne  Schwankungen  noch 
voll  Entschiedi'iihcii,  Vjs  gebrach  ihnen  an  der  Sicherheit  der 
Überzeugung,  dals  sie  die  rechten  Wege  gingen.  Auch  machten 
öich,  seit  sie  ihre  alten  Theorieen  in  starrer  Strenge  verwirklichten, 
Diegeahnte  UnvoUkommenheiten  an  ihnen  geltend,  so  dafs 
aich  die  Büi|;erschaften  zuweilen  gegen  sich  sdbst  nicht  mehr 
au  sohütsen  wufsten.  Wieder  und  wieder  riefen  sie  dann  gqgen 
sich  so  gut  wie  gegen  Adel  und  Ausland  in  der  Regierung  ihre 
Ärgste  Feindin  zu  Hilfe,  gleichsam  absichtlich  blind ;  denn  es  ge- 
schah in  denselben  Jahren,  da  die  Herzöge  ber  Iis  in  allen 
Fragen  des  wirtschaftlichen  Lebens  offen  oder  im  stillen  gegen 
sie  Partei  ergriffen.  Der  Stettiner  Rat  stand  viele  Jahre  lang  in 
Sorgen  und  Arbeit  um  eine  Kornordnung,  die  zugleich  dem 
Kaufmann  billigerweise  seine  Hantierung  und  den  Armen  not- 
dürftigen Vorrat  gönnen  sollte.  Schon  aber  nannte  die  Kauf- 
mannsverhadung  es  1577  ean  Unrecht,  dafs  man  es  als  ihre  Auf- 
gabe betrachte,  die  Gewerke  mit  Brot  zu  versehen  So  mit  den 
ttberkommenen  Anschauungen  zerfallen,  den  neuen  gegenüber 
noch  im  Zweifel,  wandten  sie  und  die  Städte  insgesamt  sich  15<i9 
an  die  Herröge.  (]}\}mt  sie  dem  Pöbel  die  Hinderung  der  Korn- 
ausfuhr unmöglich  machten.  Bereits  im  Jahre  155G  hatte  der 
Stettiner  B^t  von  Barnim  das  (ileicho  erl)eten. 

Wer  der  eigenen  Einsicht  und  Macht  zu  zweifeln  beginnt, 
ist  in  jedem  Kampfe  verloren;  die  Leidenschaft  gewinnt  am 
raseheston  und  am  nachdrücklichsten  ein  fester  Wille.  So  ge- 
rieten auch  hier  die  Stadträte  vorerst  unter  den  Einflnfs  einzelner 
Partden  im  Innern  der  Mauern  und  schliefslich  unter  die  Herr- 
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Bchaft  der  Fürsten,  der  sie  ihor  schon  l  '7f\  da  die  entscheideiide 
Entwicklung-  anhob,  unabwencibar  vertailen  scheinen. 

Von  iDonopoliuindelssüchtigen  Kautieuten  bestimmt,  strengten 
sich  vorzüglich  Stettin  und  ^Stralsund  in  jenen  Jahrzehnten  noch 
einmal  an,  ihr  Meilenrecht  auf  Kosten  Ihrer  Mitstädte  immer 
weiter  aunadehneD.  Der  wohlfeile  Bat,  welchen  Fnedebom  den 
Staigardem  gab,  im  Interesse  seiner  Vaterstadt  Bauern  su  werden, 
war  seinen  Mitbtii^n  aus  dem  Herzen  gesprochen;  da«  aber 
bieTs,  die  kleineren  Gemeuden  der  Regierung  in  die  A  rme  treiben« 
Sic  wandten  sicli  denn  auch  schon  früh  einmal  an  den  Herzog, 
damit  er  seiner  Hauptstadt  einschärfte,  dafs  für  das  ganze  Land 
gegebene  Ausfuhrverbote  selbst  für  sie  erlassen  wären.  Die  Bürger- 
schaft des  schon  seit  1550  in  die  Stellung  eines  Fleckens  herab- 
gesunkenen üart^i  verlieh  1604  einem  allgemeinen  Gefulile  Ausdruck, 
wenn  sie  es  als  eine  greise,  beschwerliche  EinfOlirung  empfand,  dai's 
sie  ihr  Korn,  so  sie  gebanet,  und  ihre  Waren,  so  sie  gekauft, 
nicht  allein  zu  Gartz,  sondern  auch  zu  Stettin  ansagen  und  ver- 
aoUen  mufste;  eindringlicher  konnte  man  die  Territorialwirtschaft 
nicht  wohl  verteidigen.  Die  Stargarder  begannen  damals  als 
gleichberechtigte  Untorthanen  ein  und  desselben  Lande^^  den  Kampf 
mit  der  grorscn  Nachbarstadt  aufs  neue,  als  sie  ilmen  auch  den 
geringen  Anteil  am  üaudel  bestritt,  welchen  die  Natur  ihnen 
gönnte;  wie  sie,  trugen  auch  die  Stettiner  während  Streites 
ihre  Klagen  vor  den  Herzog. 

Mit  Vorliebe  uutersttttaten  die  Fürsten  bisher  noch  nicht 
nam  Handel  berechtigte  StSdtchen  gegen  schiffahrtsbegabte.  Emst 
Ludwig  spendete  den  Pasewalkern  Qeld,  um  ihnen  die  Anlage 
von  Kornböden  der  Ausfuhr  halben  2U  ermöglichen,  ßogislav 
schrieb  an  die  Anklamer,  dafs  seine  Einwohner  zu  Loitz  nicht 
weniger  seine  ünterthanen  wären  als  sie,  weshalb  ihnen  der  gleiche 
Anteil  an  den  lürstlichen  liegalien  zukäme;  und  Philipp  JuHus 
wiederliolte  es.  dals  er  ohne  Unterschied  all  seiner  Städte  Auf- 
biuiieu  zu  befördern  sich  schuldig  erachte. 

^Mrksamer  waren  Eingriffe  der  Regierung  in  die  Leitung 
der  inneren  Gescbüfie  der  Städte.  In  politischer  Hinsicht  hat  sie 
sich  bald  der  Stadtrttte,  bald  der  Gemeinden  angenommen,  immer 
aber  ihren  eigenen  Vorteil  bedacht.  Ihre  Einmischung  in  die 
Verwaltungsftihrung  war  nicht  von  ebenso  sichtbarem  Erfolg  be- 
gleitet, jedoch  nicht  weniger  fUr  die  Entwicklung  ihrer  Macht 
bezeichnend. 

Die  Katskollegien  haben  seit  der  Mitte  des  sechzehnten  Jahr- 
hunderts bei  der  Ordnung  der  inneren  Angelej;enheiten  ihrer 
Gemeinden  einen  Eifer  entfeitet,  der  der  Nachwelt  ms  Bewulst- 
sein  ruft,  welch  einen  tragischen  Kampf  die  nordischen  Städte 
damals  so  gut  wie  die  im  Süd  und  Westen  bis  xur  Todesermattung 
durchgefochten  haben,  zwar  nicht  mit  der  HeldengrOlse  dnes 
Florens,  aber  doch  für  die  gleichen  idealen  Güter:  in  Stralsund 
trotiiger  um  politische  Freiheit^  erbitterter  um  wirtschaftUche  Herr- 
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Schaft  in  Stettin.  Die  Bestimmungen  selbst  jedoch,  welche  sie 
erlassen  haben,  hat  nie  ein  grol'^er  Zug  durchweht:  die  klein- 
liche Eigensucht  ihren  Besitz  ?tusnutzender  und  in  ihrer  politischen 
Gewalt  bedrohter  Klassen  hat  ihnen  ihre  Form  gegeben. 

Uewii's  lieisen  sicii  in  den  Ratskollegien  bei  der  Beratung 
der  neuen  Gesetze  die  edleren  Regungen  nicht  immer  ersticken, 
wie  d^n  der  Stettiner  Rat  es  einmal  aiissnsprechen  wagte,  dals 
er  nicht  blofs  Rlr  des  Kaafmanos  Gewinst  su  sorgen  habe,  und 
ein  ander  Mal  den  Arbeitern  ein  Recht  anf  dauernde  und  ans- 
kOminliche  Beaohäfiigang  suerkannte;  aber  sie  drangen  su  ver- 
einzelt durch ,  um  auf  den  allgemeinen  Fortschritt  einzuwirken. 

Weil  eö  dem  armen  Mann  zugute  kam,  hatte  man  es  bisher 
mit  der  Scheidung  der  „Amter"  nicht  gar  ßo  |/i  iiau  jienommen 
und  es  geduldet,  wenn  die  Handwerker  brauten,  die  Krauier  ein- 
mal Kaufmannschaft  trieben  und  die  kleinen  Tuchmacher  einen 
Tdi  ihrer  flelfastgearbeiteten  Tücher,  statt  Ihn  sum  Gewandsdmeider 
lu  tragen,  unmittelbar  yerkauften.  Jetzt  ftihrte  man  die  Abgren- 
sung  der  Innungen  und  Gilden  gegeneinander  und  gegen  die 
anUserhalb  Stehenden  mit  emp5renaer  Schärfe  durch.  Die  Laod- 
vögte  Rügens  hatten  vordem,  weil  der  liebe  Gott  den  Hering 
nicht  /illein  ffir  den  Kaufmann,  sondern  auch  für  die  Armut  und 
den  Ackersmann  geschaffen  habe,  zwei  Tage  in  jeder  Herbstwoche 
die  kleinen  Leute  ihren  Bedarf  von  den  Heringstangem  selbst 
zu  dem  den  Kaufleuten  gewahrten  niedrigeren  Preise  einkaufen 
lassen;  die  schöne  Sitte  lebte  schon  1550  nur  noch  in  der  Erin- 
nerung. Es  kam  soweit,  dafs  die  „Träger",  welche  kerne  festen 
Dienste  bei  einem  Kaufmann  zu  ndimen  pil^ten,  sondern  auf 
den  Anlageplätzen  jederzeit  zur  Aushilfe  bereit  standen,  Terlang- 
ten.  dafs  die  Kauflente  steh  zum  Ab-  und  Zutragen  d^  Kornes 
und  der  Waren  nur  ihrer,  nicht  des  eigenen  Gesindes  bedienen 
dürften.  Obwohl  der  unsinnige  Anspruch  Norinaim  ziitblge  den 
SHTidischen  sowohl  als  den  stettinischen  (TLbräucheii  zuwider  war, 
wurde  er  in  vieler  Hinsicht  erfüllt.  Und  nicht  wenig(T  als  in  die 
Gesamtiicit  wurde  der  Geist  ausschliefsender  Selbstsucht  in  daj> 
Innere  auch  der  einzelnen  Zunft  getragen,  so  dafe  sie,  die  ge- 
gründet war,  um  das  Recht  auf  Arbeit  su  schützen,  fortan  vor 
allem  zu  setner  Unterdrückung  beitrug. 

Was  nun  aber  den  gemeinen  Mann  am  tiefsten  erbitterte, 
war  die  Art  und  Weise,  wie  die  Bevölkerungsklasseo ,  tmter 
deren  Einflufs  alle  die  sie  ausbeutenden  Ordnungen  zustande 
kamen,  und  selbst  !:Jürgcrn]eister  ihre  eigenen  Gesetze  übertraten. 
Die  Ratserlassf.  ilir  Oravamina  der  Städte  in  den  Landtagsakten, 
Gentzkows  und  Lindenianns  Tagebücher  und  Berckmanns  Clnoniiv 
geben  reichlichen  Aufschlufs  dartiber,  wie  der  Monopolhandel 
blühte^  Wu(^er  und  Betrug  um  sich  griffen  und  ,,itzlich  seinen 
Nutzen  suchte'^.  Maise  und  Gewichte  wurden  gefidwht,  schlechte 
Waren  geliefert,  In  die  Butter-  und  Honigftsser  Erde,  Kleie,  Sei 
und  Pluderiioaen  miteingesteckt.  Der  alte  pommersche  Glaube 
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und  die  adlige  Treue  erlosch,  sodafs  in  benachbarten  Kur  und 
Fürstentümern,  wie  derAbsciiied  von  1(308  klagte,  üblcrweise  und 
schimpllich  davon  geredet  ward  und  niemand  mehr  ])ommerscher 
Bürgochaft  traute,  im  Innern  aber  das  Murren  der  Massen  immer 
drohender  virurde.  „Lieber  wollen  wir*',  so  schrieen  die  Kolbemr 
Handwerker  su  ihrem  Rate  auf^  „lieber  wollen  wir  das  LeSen 
verlieren,  als  die  Freiheit  sum  Eau&chlagen  und  den  Handel  Sur 
See  uns  erstre<  keri  lassen,  denn  frei  ist  die  See,  £pei  wie  Atem 
und  Licht,  wie  Wind  und  Gewitter." 

Tülfe  und  Zuflucht  war  allein  bei  den  Fürsten.  Noch  vor 
der  kii*chliclien  Umwälzung  baten  die  S{?idte  die  Regierung,  dafs 
sie  ein  einträchtig  IVIals  und  Gewicht  (iurch  das  ganze  Land  ge- 
bieten möge;  und  wenn  sie  späterhin  auch  selbst  die  Erfülluug 
ihres  Wunsclieö  verhinderten,  so  änderte  das  nichts  an  der  Be- 
deutung der  ThatBaehe^  dafs  sie  eich  an  die  Herzöge  aas  eigenen 
Stocken  hatten  wenden  mtlnen.  Bernte  um  1550  erliefe  Barnim 
eine  allgemein  verbindliche  Goldschmiedeordnung  „aus  furstlichor 
Macht**;  im  Jahr  darauf  zwang  er  den  Stettiner  Hat,  eine  Knochen- 
hauerordnung,  „vorbehaltJich  der  Verfügungen  des  Lindes"  zu 
veröffentlichen.  Den  Streit  zwischen  Tuchmachern  und  Gewand- 
schneidern über  das  Verkaufsrecht  jener  zog  Ernst  Ludwig  1589 
vor  sein  Hofgericht.  Wurde  der  Zunftzwang  gar  zu  hart,  so  ver- 
pflichteten die  Herzöge  die  Gemeinden  einlach  zur  Zulassung  von 
Freimeistern,  welche  sie  wohl  zu  schützen  wuisten  Darüber 
wurden  sie  schliefslich  stark  genug,  um  den  Städten  die  empfind- 
lidiste  Niederlage  beisnbringen,  die  Niederlage  auf  dem  Gebiete 
des  SV^denredites. 

Fremde  waren  nach  der  ursprünglichen  Auffassung  der  Städte 
alle  die,  welclie  einer  Stadt  nicht  mit  bürgerlichen  Pflichten  ver- 
wandt wnren  oder  nicht  h;iushch  in  ihr  wohnten,  gleichviel  ob 
sie  Pommern  oder  Angel  nripo  anderer  Staaten  waren.  Die  Terri- 
torialwirtschaft hat  aber  mit  dieser  Anschauung  schnell  aufge- 
lauiüt;  wo  sie  von  Fremden  spracli,  meinte  sie  immer  und  ohne 
Ausnahme  Ausländer  und  gewöhnte  auch  die  Städte  an  ent- 
sprechende Begrifie.  Die  Entwicklung  des  Fremdenrechtes^  wie  sie 
sich  seit  dem  Ende  des  sechaehnt^  Jahrhunderts  voWzogy  berührte 
nur  mehr  die  Ausländer. 

Seit  1550  etwa  ging  der  Heringsfang  an  der  dünischen  und 
schonisclien  Küste  zurück.  Je  weiter  sieh  aber  der  so  vir!  be- 
ireln-te  Fi.scli.  welclier  sidi  ein.st  alljiihrlicli  an  die  pommerschen 
Küsten  gewagt  hatte,  nach  der  Nordsee  und  der  norwegischen 
Küste  zurückzog,  und  je  völliger  gleichzeitig  das  Boysalz  das 
Lüneburger  verdrängte,  desto  stärker  wurde  die  Beteiligung  aus- 
ländischer Kaufleute  an  dem  Handel  Pommerns,  llmen  nicht 
blofs  nach  Möglichkeit  zu  wehren,  sondern  die  Fremden  vielleicht 
sogar  ganz  von  dem  heimischen  Markte  ausznschliefsen ,  wurde 
den  städtischen  Verwaltungen  von  fler  Demokratie  gebieterisch 
nahegelegt   Strenge  war  jeder  Hand^  zwischen  Gast  und  Gast 
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TorboteD,  strenge  auch,  dafs  ein  Börger  sich  tnit  einem  Fremden 
zu  gemeinsamem  Geschäft  zusammenthat  oder  die  Vertretnng  eines 

aosländischeu  Kaufhauses  übernahm. 

Von  den  Herzö^^en  erklärte  sieh  Phiüpp  I.  1533  zwar  in 
seiner  Verordnung  für  die  Stralsunder  (  lewandschneidercompaf^iiie 
gegen  die  Fremden,  liielt  aber  mit  Barnim  1534  dnrrhaud  daran 
feät,  dafs  sie  aus  fürstlicher  Obrigkeit,  um  Geld  in  daa  Land  zu 
Iningen,  Ausländern  den  Handel  in  Pommern  zu  gestatten  die  Madit 
Batten.  Darin  war  es  begründet,  dafs  trots  der  Klage  der  Stftdte 
von  1541 :  es  kümen  der  Schotten  und  Knepeäoke  viel  ins  Land, 
anch  andere  lose  Leute,  die  mit  Krämerei  und  sonstiger  Ware 
umhergehen,  1 555  von  Abwehrmaisregeln  noch  keine  Rede  gewesen 
war.  Ein  bis  zwei  Jahrzehnte  später  mufste  auch  Pommern  wegen 
seioai  blühenden  Wollhandels  die  Übersehwenimung  des  deutschen 
Marktes  mit  englischen  Tueh-  und  \\  olhvaren  voll  erubten  Anteils 
verfolgen.  Daneben  bUcb  der  vereinzelte  Bericht  der  liuiter- 
pommern  Uber  pobiische  Hausierer  ohne  Bedeutung  \  die  Vorschrii  t 
des  polnischen  Reichstags,  weder  grofse  noch  Berne  Waren  in 
das  Ausland  zu  fahren,  auch  nicht  mit  Bewilligung  des  Königs, 
verhinderte  ein  auffiüliges  Zuwiderhandeln  sell»t  in  den  Grenz- 
bezirken. 

Daftir  war  es  um  so  gewichtiger,  dafs  Johann  Friedrich  so- 
fort 1571  den  nnerhörten  Versuch  maciite  und  aufrecht  erhielt^ 
von  seinen  Pomniern  gleich  hohe  Zölle  wie  von  den  Fremden 
zu  begehren.  So  gefördert,  blieben  viele  Auslander  schon  um 
1590  faat  das  ganze  Jahr  über  in  Stettin  und  gebrauchten  sich 
dort  des  Handels  &st  mehr  als  die  Bürger,  so  dafs  die  Alter- 
leutei  wofern  man  den  Hollündem  länger  durch  die  Finger  sfthe, 
eine  neue  fVankfurtische,  wenn  nicht  äigere  Handlang  besoigten. 
Trotzdem  wich  der  Rat  in  seinen  durch  die  Zünfte  bestimmten, 
fremdenfeindlichen  Anschauungen  noch  keinen  Schritt. 

De^^to  tiefer  mochte  ihn  1613  die  Entscheidung  der  T^fiiul- 
räte  treil*  [ij  dafs  den  Schotten  oder  Franzosen,  welche  ilir  Brot 
im  Lande  mit  Ehren  Buchen  wollten,  das  Recht  dazu  nicht  be- 
stritten werden  köuatc.  Ganz  bescheiden  baten  darauf  die 
VV^olgaster  Gemeinden,  man  möge  den  Fremden  wenigstens  nicht 
mehr  zulassen,  als  die  Pommern  in  den  Städten  benachbarter 
Fürsten  erhidten.  Und  abermals  sieben  Jahre  s])äter  standen 
auch  die  Städte  des  anderen  Ortes  unter  Stettins  Führung  vor 
ihrm  Herzog  und  „bekannten,  dafs  jetzige  Handlung  in  Sttldten 
von  vorigen  alten  Jahren  zu  unterscheiden,  und  dafs  die  commercia 
nicht  gar  zu  genau  eingeschränkt  werden  könnten ,  dafs  a?ich 
ndt  fremden  Leuten  am  Orte  zu  handeln  sicherer,  als  seewllrts 
zu  abenteuern** • 

Diesen  bedeutungsvollen  Sieg  hat  das  Fürstentum  in  einer 
Zeit  errangen,  da  die  Städte  politisch  wieder  eine  hervorragendere 
Rolle  spielten,  nnd  obwohl  sie  finanziell  noch  kdneswegs  an  dem 
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Abgrunde  standen,  in  den  der  dreifsigjährigo  Krieg  sie  bald 
darauf  gestürzt  hat.  Die  behagliche  Wohlhabenheit  fi-üliprer 
Zeiten  war  allfnlinüs  ^'eschwünden  •,  in  dem  groisen  Stettin  fand 
nur  noch  ein  einzigtr  iioldschuned  sein  Brot,  die  Bettelei  ward 
eine  lästige  Plage  und  die  Stimmung  im  Lande  bang.  Aber 
noch  waren  gar  manche  Städte  gleich  Stargard  m  ziemlich  ge- 
segnetem Wohlstande;  noch  wollte  Stettin,  wenngleich Ton  Schulden 
lumesu  erdrückt»  nicht»  davon  wissen,  dafa  die  alte  Blateseit  za 
Ghrabe  genoKen;  und  noch  vereiDigten  sich  Herzog  und  Stünde 
auf  dem  Wolgaster  Landtage  1614  SBum  Danke  gegen  Oott^  dafs 
er  den  Frieden  und  billige  Wohlfiüirt|  Gericht  und  Gerechtigkeit, 
auch  Handel  und  Nahrung  dem  Lande  erhalten  habe.  ÜDattguchea 
Klend  kam  üVkt  Poinraern  erat  im  ]viiri:e. 

An  die  »Steile  der  Lokalwirtschalt  war  cndgtiltig  die  terri- 
toriale getreten.  Gleich  zu  Beginn  des  Zeitalters  hatten  die  Her- 
zöge den  wichtigsten  I  alles  andere  nach  sich  ziehenden  Schritt 
gethan ,  indem  sie  das  Recht  der  StBdte  auf  die  alleinige  Kauf* 
mannschaft  beseitigen  halben.  Schon  su  Barnims  Zeiten  geschah 
es^  dafs  die  Gt  im«  Inden,  um  innere  Streitigkeiten  untereinander 
2U  sdilichten^  die  K^erun^'  riefen.  Der  letzte  Versuch  einer 
Bürgerscliaft,  gegen  diis  Ausland  sich  selbst  zu  schtitzen,  wurde 
1562  gemacht.  Als  Johann  Fnedru]i  und  Krnst  Ludwig  1570 
zur  Herrschaft  gelaugten,  trat  das  Ankämplen  der  Sütdte  gegen 
die  Ter ritorial Wirtschaft  in  sein  letztes  Stadmm  ein;  es  ward  zum 
aussichtslosen  Ringen  der  VerzweiHung.  Was  die  Regierung  von 
da  ab  that,  hatte  das  Aussehen,  als  ob  sie  hier  und  da  auf- 
glimmende Funken  zerint  Zuweilen  flackerte  der  Brand  noch 
einmal  empor.  Er  wtfre  es  gewöhnt,  schrieb  Philipp  Julius,  dals 
alles  was  von  ihm  verordnet  wende,  von  den  Städten  reformiert 
werden  mUfsle;  doch  gab  er  nichts  darauf,  eondem  erachtete  es, 
wie  bereits  Barnim  1563  getlian,  als  die  noch  immer  machtvollen 
Stralsunder  der  Kirchmordnnng  widersprachen,  für  „unerhebh'ch" 
und  sah  um  so  strenger  -mf  Gehorsam.  Die  Zeiten  waren  vor- 
tiber,  da  der  hansische  \  oi  rirt  Bof^islav  X.  Schiffe  hatte  fortnehmen 
lassen,  weil  einem  Fürsten  ivaut  liandel  nicht  gezieme. 

Konnte  aber  die  Regierung  mit  den  Städten  derart  in  Wirt- 
schaftsangelegenheiten yerfahren,  so  stand  ihr  politisches  Über- 
gewicht  aulser  Frage.  Handelte  es  sich  doch  dort  nach  dem 
Glauben  der  Bfbger  um  der  Städte  Fortbestand,  hier  nur  um  Dinge, 
deren  erhabenen  Wert  zu  schützen  sie  in  der  Not  des  Lebens 
lange  verlernt  hatten !  Sie  verzicliteten  dar  uif.  ..vornehme  Glieder 
der  Hanse  und  treie  Schweitzer  zu  sein*^  und  sahen  mit  Grund 
und  nicht  aus  Feigheit  ein,  was  der  Stettiner  llat  1584  im  Hin- 
blick aui  Johann  BViedrich  bekannte:  „Schwer  ist  es,  mit  dem 
Teufel  zu  fechten  und  mit  grofsen  Herren  zu  rechten''. 
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Stettin  und  Wolgast  1570 — 1587. 

Die  Erbcinigunp:  von  1569  hatte  die  Zweiteilung  der  Re- 

S'erung  in  politischer  wie  gericlitliclior,  aber  nicht  in  tinanziellor 
insicht  aufrecht  gehalten.  Von  Stettin  wurden  riie  nnträi^liclistea 
Amter  für  Barnim  XI.  und  ansehnliche  für  Barnim  XII.  nicht 
blofs  mit  ihren  piivairechtlichen  Abgaben,  sondern  auch  mit 
aUen  in  ihnen  erhobenen  Steuern  abgezweigt  In  Wolgast  wurden 
Bogifilay  XIIL  und  die  Witwe  Philippe  L  entsprechend  ausge- 
stattet Diese  Aufteilung  des  ftbrstfichen  Einkommens  konnte  in 
ihren  das  Staatsvermögen  zerrüttenden  Wirkungen  nur  die  stän- 
dische Machtentwicklung  begünstigen. 

Dazu  kf^m.  dala  von  den  fünf  Brüdern  die  zwei  praelit- 
liebcndöten  zur  Herrschaft  ausersehen  waren.  Unter  ihnen  war 
Johann  Friedrich,  der  Erbe  Barnims,  unzweifelhaft  der  j:n'ofs- 
artigste  Charakter  unter  den  TTerzögen  de«  pomnu  rschen  Volkes. 
Au  Energie  und  Streben  uaeii  i:»iöhung  seiner  Gewalt  war  er 
der  Urenkel  BooslaysX.,  an  erschreeken&r,  Unterwerfung  erzwin- 
gender Rttcksiätslosigkeit  ein  Georg  aber  den  beiden  bei 
weitem  voraus  durch  den  Glanz  seiner  Erscheinung.  Er  zeigte 
es  gerne,  dafs  er  nicht  in  der  Hütte  eines  Bauern  herangewachsen 
war  wie  sein  grofser  Ahn;  nichts  Haushälterisches  und  Einfaches 
war  an  ihm  wiihrzunehmen.  Nur  konnte  er  um  dessentwillen 
nie  TAI  seiner  Umgebung  stimmen.  Man  hat  ihn  treffend  den 
königlichen  Herzog  genannt,  wenn  man  es  so  verstand,  dafs  hier 
eine  königliche  bcele  in  einem  iVIanne  wohnte,  der  nur  zum  Herzog 
von  Pommern  berufen  war.  Der  grofse  \\'iderspruch  seines  un- 
geduldigen Lebens  liegt  darin  offenbar,  welcher  ihn  selbst  daran 
hindertet  eingeborene  Kraft  sur  Ent^tnng  zu  bringen 

nnd  seinem  Lande  viel  Angst  und  Leiden  eintrug. 
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Auch  Ernst  Ludwig,  den  dritten  8ohn  Philipps,  bestimmten 
seine  natürlichen  Gaben  nicht  für  eine  pommersche  Fürstenkrone. 
Wie  ihm  die  Tiirontolge  von  CJeburt  aus  nicht  zukam,  so  eehmückten 
ilai  nicht  die  Talente  eineb  regierenden  Herzogs,  aoudern  surg- 
fUltige  Bildung  und  VerständniB  für  Wiasenichafit  und  Kunst  in 
vielem  war  er  seinem  Vater  tthnlidi;  weil  aber  Fl^la  und  Spar- 
samkeit, durch  welche  die  anderen  Eigenschaften  Philipps  erst 
nutzbar  geworden  waren,  ihm  fremd  blieben,  vergröfserte  die 
Fortsetzung  der  väterlichen  Politik  nur  seinen  Schaden.  In 
seine  Bücher  vt^rtieft,  erzog  er  seine  Beamten  wie  Melchior  von 
Normann,  den  v<  i  haföten  Kaiiimerrat,  nicht  zu  seinen  Mitfirbeitern, 
sondern  zu  Herren  des  Landes.  Und  was  konnte  das  ängstliche 
Versteckthalten  des  ererbten  Widerwillens  gegen  die  ständische 
Gewalt  einem  Mann,  der  auf  die  Hilfe  seiner  Landschaft  immer 
wieder  angewiesen  war,  anderes  bringen  als  Demütigungen  und 
Niederlagen?  Wulste  er  sich  doch  nicht  so  zu  beherrschen,  dafa 
er  nicht  in  Augenblicken  des  Zornes  seinem  Hasse  freie  Bahn 

Belassen  hätte!  Das  liefe  ihn  dann  die  Landschaft  durch  tadelnde 
Vorte  büfsen  und  zwang  ihm  obendrein  zweimal,  was  seinem 
stolzen  Bruder  niemals  widerfuhr,  einen  Ausschufs  zur  Ordnung 
seines  Hofhaltrs  auf,  Ernst  Ludwig  ist  darum  in  seinem  Amte 
niemals  glücklich  gewesen;  der  Zwiespalt  zwischen  Wünschen 
und  W  irklichkeit  lieis  ihn  verzweifeln.  Er  hat  in  Trübsinn 
geendet. 

Durch  den  Prunk  der  Höfe  und  unter  dem  Druck  der  un- 
günstigen FinanzUge  schwoll  die  Sdiuldenlast  der  beiden  Re- 
gierungen in  unerhörtem  Mafae  an. 

Zu  ihrer  Linderung  erhielt  Johann  Friedrich  schon  1571  au 
Rügen walde  und  wieder  1575  zu  Wollin  je  vier  an  ebenso  viel 
MiurtinizieleQ  fällige  Steuern  bewilligt.  Trotzdem  1580  nach  zwei- 
jähriger Ruhepause  der  Treptower  Landtag  aufs  neue  drei  Steuern 
zustimmte,  fanden  die  Stände  1585  wieder  136  6Ö6  Gulden  Schulden 
vor,  welche  sie  insp;esamt  in  iliro  Verwaltiinp:  übernahmen :  infolge- 
dessen stieg  die  Summe,  für  welche  sie  »ich  innerhalb  einer  Zeit 
von  15  Jahren  einschlielslich  der  nicht  zur  Tilgung  von  Karanirr- 
öchulden  nötigen  Steuern  verpflichtet  hatten,  auf  472  426  Gulden 

Wolgast  hatte,  naclidem  von  seiner  Adelsherrsciiaft  mehrere 
Jahre  hindurcii  gut  gewirtschaftet  worden  war,  schon  15G8  zwei 
Steuern  aufgebracht,  denen  von  1571  ab  aufser  4000  Gulden 
aus  dem  Vorrat  anderthalb  Steuern  folgten.  1574  wurden  2Vt, 
1576        1585  5  jähriiche  und  1589  sogar  10  in  7  Jahren  ein- 


»  1585  und  1581),  DUhnert  I,  567  und  iV,  5:30. 

2  Dühnert  IV,  {(;2,  470,  407;  der  Abächifd  1 '-^5  X.  9.,  St.  T.  9t 
Nr.  59  V.  I,  ein  Stcue»  beiit  ht  bei  der  Stände  Antwort  158ö  XI.  1.,  Nr.  6ö 
v.  I.  Der  Friedenekongrefs  kostete  26000,  die  Hochceit  Job.  Fr.a  40000, 
der  Seblo&bau  100000  Thaler. 
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zusammelnde  Steuern  beschlossen^,  •sie  alle,  ..damit  man  einmal 
dem  yielfältigen  Anlaufen  der  JBUndwerkw  und  ilire^leiGlieQ  ein 
Ende  mache 

Unter  solchen  Verhältnissen  traf  die  Weigerung  Stephan 
Bathorys  von  Polen,  die  seinem  Vorganger  geliehenen  lOOOfX )  Tlialer 
zurückzuzalilen ,  das  Land  aufs  schwerste.  Biirnim  XL  Latte 
15Ü8  ge^^laubt,  sich  um  den  Preis  dieser  Anleihe  die  Freund- 
schaft Polens  bewahren  zu  müssen,  obwohl  Emst  Lndwig  wider- 
sprach, und  auch  die  Landschaft  ihre  Bedenken  hatte.  Wolgast 
gab  endlich  nach,  so  wenig  es  auch  bei  dem  Warthehandel  be- 
teiligt war.  Bereits  1571,  als  Sigismund  August  erkrankte, 
maentc  dif  Zin>^zahlung  Sclnvierip^keiten ,  so  dafs  die  Wol^^aster 
Stitnde  bi  i  Stettin  auf  Kündigung  drängten.  ir>7.^  baten  die 
Herzöge,  deren  Kasse  ftlr  den  Ausfall  aufzukommen  hatte,  um 
Übernahme  der  gesamten  Summe  auf  die  Landschaft;  doch  diö 
Stiindo  gm^^eu  erst  löbl,  als  der  Verlust  nach  ihrer  Recluiung 
sich  bereits  auf  300000  Thaler  belief,  darauf  ein,  nachdem  sie 
der  Regierung  1578  schon  mit  SV'g  Steuern  be^gesprunfien  waren. 
Acht  Steuern  brachten  sie  zu  dem  Zwecke  in  vier  Jahren  su- 
sammen  ^. 

Eine  Weiterbildung  des  Steuersystemes  konnte  bei  einer  so 
starken  Inansprui-hnalim^  dps  Tjaudes  nicht  wohl  ausbleiben. 

Die  Landschatt  bestand  natürÜcli  auf  der  Fortdauer  der  ( )])erein- 
nclnnerau6öc]iÜ8.se  und  verwies  an  sie  regelmUfsig  die  beide  Orte 
belastenden,  auf  lange  Jahre  verteilten  Steuern,  doch  auch  geringere 
Schuldentilgungs-  und  FrUuleinschösse,  so  dafs  die  ständische 
Steuerverwaltung  mit  gutem  Recht  als  im  Herzogtum  gewöhnlich 
bezeichnet  wurde.  Kur  wollte  Johann  Friedrich  das  nicht  dulden. 
So  oft  es  sich  um  Kammerschulden  handelte,  mul'ste  er  sich  frei- 
hch  fügen ;  aber  die  unablehnbaren  lieichssteuern  forderte  er,  ob- 
wohl die  Landkasten  um  ihretwillen  zuerst  begründet  worden  waren, 
des  ölurn  in  seine  Kammer.  Im  Grunde  <i;n]t  der  Angrifif  dem 
dauernden  Bestehen  der  Kasten,  welche  eine;  Einrichtung  für  den 
einzelnen  Fall  blieben,  wenn  nur  die  zur  Abtra^rung  der  ein- 
heimischen »"-ichuiden  bestimmten  bchösse  und  auch  diese  blols 
mit  der  jedesmal  zu  wiederholenden  Genehmigung  des  Herzogs 
in  sie  gereicht  wurden.  Johann  Friedrichs  Nachfolger  fragte  ganz 
ofifon,  wo  denn  das  fürstliche  ins  coUectandi  bleibe,  wenn  er  nur 


>  DUhncrt  I.  511  f..  Ml,  568.  IV,  483,  529  f.  Der  Abschied  1571 
L  24.,  W.  T.  39  Nr.  26. 

•  Aus  den  i^chulden  .loh.  Fr.s  ir»s.j  notiere  ich  ^000  fl  in  der  Küche, 
4000  für  jährlichen  Weinbechirt",  4'>00  für  Kleidung,  2000  bei  gemeinen 
Handwerkern,  4000  bei  2  Krümcrn,  100  beim  Kurscliner,  80«i  Immui  .\pf)- 
theker,  IlOu  bei  2  Goldschmieden,  ^OüO  für  Besoldungen,  die  seit  Ii  Juli rea 
rÜclwtÄndig:  St.  T.  94  Nr.  59  v.  I.   Vgl.  unten  S.  196  Anm.  1. 

Ausführliche  Darstellung  Dähnert  I,  äM  II".:  im  allgemeinen  Dah- 
nert  IV,  470,  47^  4^x.  D?o  Sclmflrnsliprcoliniaig  löSl  III.  St.  T.  94 
Nr.  57.  Für  Wolgasl«  iialtnug  VV  .  1.  .Si>  Nr.  2G.  Üogislav  und  ßarnin» 
steuerten  nicht  mit.  S.  die  TabeUc  S.  10081. 

Fonchnngen  (tiO)  XIV  1.  -  .Spahn.  12 
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aeiiien  Namen  für  die  AuBBcbreiben  herzugeben  habe.  Um  1000 
dnmg  die  Stettiner  Regierung  mit  ihrem  ^^'^1!cn  einige  Male  durch; 
aber  einmal  konnte  sieh  die  Landschait  auf  Zugestlindnisse  be- 
rufen, zu  denen  der  Herzog;  sieh  1577  entschlossen  hatte,  um 
die  LaiiilriUe  zum  in.>  \A'erk  setzen  einer  Reichsstcu  r  ohne  die 
Zustiiunuuig  der  Geisauitstiinde  zu  bewe^^jen,  and  dann  traten 
neue  Momente  zugunsten  der  Erhaltung  der  Kasten  ein 

Sciion  jedoch  machte  äich  der  X'ertall  der  ganzen  Einriclitung 
bemerklidi.  Die  Steuern  kamen  oft  so  langsam  und  unvoUstHndig 
ein.  dafs  die  Obereinnehmer  Anleihen  aufiiehmen  mufisten,  um  sie 
recotzeitig  en  erlegen.  Damit  begann  no^edrungen  eine  Schulden- 
-Wirtschaft,  welche  um  so  mehr  zu  Unordnungen  und  allmählich 
zur  Zahlungsunfähigkeit  führte,  als  zur  Bürgschaft  ftir  die  ge- 
liehenen Summen  das  Hausvcrmö^^'^en  der  Obercinnehmer  in  erster 
T.inie  herangezogen  wurde.  IhW  lasteten  allein  auf  dem  Stettiner 
Kasten  Uber  lOUOOU  Gulden.  In  eben  dem  Jahre  that  man  den 
verhUngnisvollen  Schritt,  die  sehr  hohen  Kammerschuldeu  Joliann 
Friedrichs  auf  die  Landscliaft  zu  übernehmen,  ohne,  wie  es  bis- 
her noch  stets  geschehen  war,  eine  ganz  bestimmte  Anzahl  von 
Steuern  au  ihrer  Deckung  au  beschlielsen.  Auch  war  es  bedenk- 
lich, dafs  die  Obereinnehmer  fast  unbesdiränkt  schalten  durften; 
als  verantwortlich  für  die  Geschäftsführung  wurde  von  ihnen  der 
herzogliche  Landrentmeister  ausgegeben,  obwohl  er  auf  dieselbe 
den  geringsten  Fiiif^nl's  liatte  Johann  Friedrich  drantr  vergebens 
auf  p;enaue  riechuungsle;»;ung:  160t>  entsehlofs  sich  wenigstens  der 
\\  olgaster  Ort,  seinen  Landkasten  einmal  visitieren  zu  lassen. 

Die  Steuertechnik  wurde  nicht  sowohl  in  Hinsielit  auf  das 
raacliere als  das  voUstUndigere  Eingehen  der  Seliö-sHc  ver- 
vollkommnet^ denn  dem  früheren  Durchschnittsertruge  von  stark 
lOOOO  Gulden  im  Ortg  Stettin  standen  jetzt,  obwohl  die  Bar- 
nim XIL  zugeteilten  Amter  befreit  waren,  11 — 12000  Gulden 

S^enüber^.  Trotzdem  nahm  der  wirkliche  Ertrag  infolge  der 
ttnzverschlechterung  eher  ab  als  zu 

ünterschlaguntren  begann  man  1589  und  nicht  erst  25  Jahre 
später  dureli  Festsetzung  der  Hegerhufe  anf  60,  der  Land-  auf 
30  und  der  Uakenhufe  auf  15  Morgen  vorzubeugen'*.  JStitsiich 


»  St  T.  97  Nr.  67  f.  42  ff.   DShnert  IV.  562. 

2  Versuohe,  ehie  Steuer  sogar  zu  „anticipieren",  waren  gauz  erfolglos. 

^  11 Gulden  taxiert  der  Steuerbericht  15s?^  XI.  1.,  eino  andere 
Notiz  St.  T.  97  Nr.  f.  SO  nimmt  für  l")8r)  lOöOO  Gulden  nn.  (}enaueren 
Einblick  gewährt  die  Abrechnimg  Israel  Kaykows  über  I-änniihme  und 
Ausgabe  der  je  2  Lami'JtfTiorn  /lir  ]>oIiii,«t  hen  Anleihe  im  btettinor  Ort} 
St.  T.  97  Nr.  o.   (Siehe  die  Tabelle  aut  8.  Ibü  u.  181.) 

*  Anschlaff  1.589  St  T.  97  Nr.  4  f.  209.  „Etliche  Pauren  achten  eine 
T.andthuffe  auch  weil  ulF  '.\2  Morgen  ratione  locorum,  das  viell  Landes 
unterwegens  wirf  znirrT'dct  und  nlpo  die  luiffen  fxrofser  gemacht. 
Eine  Ljue  hatt  in  »ich  lö  Ruthen,  ita  luquuiitur  in  ulteriore  Pouierania  et 
computant,  den  w&n  sie  Ein  Velttmarelc  ubenoessenf  haben  sie  ein  Tow 
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erwies  sich  insbeeoodere  die  Heranziehang  von  nicht  gnindbe- 
sitsenden  Berufen,  welche  der  Wolgaster  Landtag  1576  zuent' 
in  gröfserem  Mafastabe  und  in  gerechterer  Weise  der  Pasewalker 
1578  in  Angriff  nahm.  Die  Belastung  der  Schäfer  schwankte 
noch  längere  Zeit  in  ihrer  Höhe*.  Gleich  den  Kätnern  st<>uerten 
die  Quarner,  Weber  und  dif  7mv  Miete  ^Volmondcn ,  von  denen 
die  alten  Bauern,  die  ihim  KinJprn  den  Hof  abgetreten  hatten, 
ausgenommen  wurden.  Die  Bauernknechte  mit  eigenem  Acker 
und  die  Kuhhirten  erfreuten  sich  der  ihnen  1578  zugestandenen 
Freiheit  nicht  lan^e  mehr,  widerstrebten  der  Besteuerung  aber 
noch  bis  tief  in  das  siebenaehnte  Jahrhundert  und  hflulg  mit 
Erfolgt.  Der  WoUtner  Landti^  1581  erwähnte  zuerst  die  Ver« 
Bchatzong  auch  der  Dorfschneider,  welche  ein  ^Tandat  Johann 
Friedrichs  1590  selion  sehr  hart  mit  1^  2  Gulden  nebst  einem 
Ort  von  jedem  Gesellen  belegte.  1590  wurden  weitere  „gesessene 
l^auerschnciflcr die  bisher  ihre  Katen  vcrsehofst  hatten,  den 
Gesellen  gleich  ,L;esetzt.  Später  fand  eine  Gleichstellung  und  Er- 
leichterung statt,  indem  1007  IX.  12.  von  jedem  Schneider,  gleich- 
viel ob  wohnhaft  oder  nicht,  acht  Groschen  eingezogen  wurden; 
dafür  dehnte  man  die  Steuer  auch  auf  andere  Dorfhandwerker 
ans*.  Endlich  traten  in  dem  Anschlage  1589  zu  den  MOhlen, 
Schmieden  und  KrOgen  auch  die  Backöfen,  so  verpachtet. 

Hingegen  hielt  die  Abgabenfireiheit  der  Ritterschaft  aach  in 
diesem  Zeiträume  die  Angriffe  des  dritten  Standes  aus,  und  die 
der  fürstlichen  Bauern  machte  im  letzten  Jahrzehnte  vorzüglich 
bei  Reichssteuern  sogar  Fortschritte,  so  dafs  das  Bürgertum  sich 
mehr  ils  je  darauf  berufen  könnt«',  wie  es  seine  Anhänglichkeit 
den  Fürsten  niclit  blofs  durch  Worte,  sondern  durch  ^^'erke  be- 
weise. VViÜirend  ganze  Diirfer  von  dem  Adel  wüst  uele^^t  wurden, 
erreichte  selbst  das  kräftige  Auftreteu  Johann  Friedrichs  aufser 
Einzelerfolgen  nichts,  was  die  Behauptung  der  Wolgaster  Städte 
rechtfertigte,  dafs  in  einem  Teile  Stettins  die  binnen  30  Jahren 
stenerbar  gewesenen  Hufen  auch  fernerhin  Schofs  trugen.  Jedoch 
erbot  sich,  wie  schon  1563,  die  Ritterschaft  in  den  90  er  Jahren 
dftersy  einen  Teil  der  bewilligten  Steuern  auf  sich  aliein  zu  über- 
ndimen,  wenn  die  Städte  die  entsprechenden  Summen  durch 


von  Bast  oder  Uauif,  welches  lö  iiuthen,  sunsteo  miuder  uder  mehr  laug 
ist;  mit  demselben  iner«eii  sie  das  T^dt  aus.** 

I  Ob  schon  die  Frättleinsteuer  1575  es  that,  war  1594  streitig;  W. 

T.  35  Nr.  H'4  f.  15  u.  19. 

«  Dähnert  IV,  483,  489  (dazu  Bogi^lav  I08I  XII.  12.,  St.  T.  94  Nr.  57), 
Anschlag  1589  St  T.  97  Nr.  4  f  209. 

9  Veranschlagt  1590,  v'^t.  T.  97  Nr.  4  f.  213  u.  1689  f.  209.  Propo- 
•itioa  1614  W.  T.  39  Nr.  57  v.  I. 

*  Dälinert  I,  550;  St.  T.  97  Nr.  4  f.  213,  Nr.  7  f.  225,  Nr.  8  f.  808. 
Daneben  zahlte  jeder  in  Dörteni  wohnende  Kadmacher,  Leineweber, 
Bötticher,  Schneiuer  und  Schuster  5  Ortethaler  Pacht,  jeder  Krüger  eine 
Tonne  liier  j  1624  VII.,  St.  T.  94  Nr.  99  f.  93  f. 
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Vermögenssteuer  von  den  liathäusern  erlegten'.  Übrigens  woq 
der  Ausfall  von  den  eingezogenen  Hufen  nicht  mehr  so  sehwer, 
seit  von  den  sehr  zahlreichen  in  W'eidewirtachait  genommenen 
infolge  der  Veranlagung  der  Schäferknechte  Schofs  erhoben  wurde. 

Inbetreff  der  Fräuleinstcuern  hatte  die  Erbeinigung  bestimmt, 
dab  die  TOchter  Philipps  I.,  welche  nach  Bamima  Tode  heira- 
teten, durch  eme  Frflaleinateuer  dea  Gesamthuiidea  anagCBtattet 
werden  sollten;  1575  gewährte  aber  Stettin ,  ob  auf  Betreiben 
Johann  Friedrichs,  ist  unklar,  nur  einen  aufserordentlichen  SchoiS) 
worüber  man  1594  noch  stritt'^,  \^'egen  des  rasch  steigenden 
Aufgelds  wurde  1580  verhandelt,  als  Ernst  T.udwiir  vom  Hause 
1*  2  Gulden  verlangte;  scliliefslieh  mufstc  er  sich  mit  einem  Gulden 
und  3  Schillingen  begütigen Da  die  Verteilung  der  Knelienstt  iier 
zu  den  1 569  offen  gelassenen  Fragen  gehörte,  zankten  sich  Stettin 
und  Wolgast  bis.,  1602  Uber  sie.  Mit  Bogislav  ward  ^^'olga8t  un* 
eins»  weil  seine  Äoater,  obwohl  zum  Ort  gehörig,  nichts  sor  Aus- 
stattung ider  Tochter  Emst  Ludwigs  beitrugen  ^ 

Die  Erledigung  der  Reiebssteuem  wurde  höchstens  durch 
das  yergebliche  Begehren  der  Städte  nach  gemeinen  Landtagen 
veraOgert  1576  wollte  die  Wolgaster  Landschaft  den  Kaiser  um 
Überweisungen  aus  der  Reich skriegskasse  ersuchen,  weil  Pommem 
so  gut  wie  Österreich  Tom  Osten  bedroht  sei^. 

Der  Kampf  um  die  AoeSse  1688. 

Ubersahen  die  Herzöge  die  Entwicklung,  so  durfte  iusUesouderö 
Johaim  Friedrich  mit  sdneii  Erfolgen  zunrieden  sein.  Die  Land- 
schaft hatte  ihm  und  semem  Bruder  Summen  zugeschosseDy  mit 
denen  sich  die  Bewüligungeo  cur  Zeit  I^arnims  nieht  vergleichen 
lidsen ;  und  sie  hatte  es  gethan,  obwohl  er  ihr  ohne  Wohiwolleo 
entgegengetreten  war. 

\Vie  hiirt  und  unbeugsam  wies  er  nicht  ihren  bereo}iti|;:ten 
Anspruch  aut  Gesamtlandtage  zurück,  deren  Notwendigkeit 
er  nur  begriff,  wenn  es  Forderungen  Wolga>ts  hinzuhalten  galt! 
Uncrliörterweist;  wagte  er  die  1-rivilegien  der  Ritterschaft  nicht 
blofs  in  Worten  inhaltslos  au  machen,  indem  er  sich  das  Recht 
suschrieby  sie  auszulegen  und  swar  allein  nach  seiner  fiiralliehen 
Gerechtigkeit  und  Hmieit. 


'  Vornehmlich  der  Protest  der  Wolg.  Städte  1598  VIL  21.,  W.  T. 
39  Nr.  37;  ßogislav  ]rm  VH.  8.,  Nr.  3G;  Beschwerdca  loJä6  Xli.  2.  and 
1599  I.  15.,  St.  T.  94  Nr.  79  v.  I;  Dähnert  I,  587  f. 

«  Diibnert  IV,  474;  Eberatdn  1580  XIL  17.,  W.  T,  6/7  Nr.  24  be- 
schuldigt Job.  Fr. 

»  Uahnert  IV,  523  f.  und  529. 

*  W.  T.  :J5  Nr.  34  f.  7,  24,  39;  St.  T.  51. 

*  Dubliert  IV,  481.  Kanunia  wollte  wieder  unmittelbar  ans  Reieh 
sableo. 
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Er  wollte  sich  nicht  versehen,  dai's  die  Landachalt  ihn,  ihren 

Landesfürsten,  mit  Konditionen  und  Satzung^en  zu  arretieren  ge- 
meinet sei.  Wo  blieb  der  alte  Süiat,  wenn  es  wahr  war,  was 
der  Herzog  1599  behauptete,  dais  es  dem  P^'iirsten  zustünde,  jed- 
wede, aneri  Steuer^treitigkeiten  der  Stünde  untereinander  durch 
sein  Machtwort  beizulegen,  und  dai's  alle  Landtigsabbchiede  so- 
koge  gültig  bliebeDi  bis  er  und  nicfat  die  Untertluuien  ein  anderes 
statmerten? 

Kie  haben  seine  Stände  ilim  einen  Auascbufs  zur  Ordnimff 
seines  Hofes  aufzudrängen  versucht;  sie  beugten  sich  still,  .so  on 
er  Schulden  tiber  Scliulden  auf  ihre  Schultern  wälzte.  Sein  Trotz 
und  -^ein  horber  Spott  über  die  unbehilfliche  lU'd.ichtigkcit  seiner 
Land)  unker  und  Spie(8hiiro:;f'r  wnlbte  sie  zu  schrecken,  wenn  der 
Zauber  seines  gewandten  und  lieljenswürdigeu  W'eseüö  versagte. 
Aber  schon  der  Gedanke,  dafs  sie  überhaupt  existierten,  war  oera 
stolzen  Manne  eine  Qual  ;  er  wollte  nichts  davon  hören,  dafs  es 
neben  ihm  noch  eine  Macht  im  Lande  gab,  welche  im  Grunde 
genommen  gegen  ihn  ebenso  wenige  als  er  gegen  sie  yiele  Ver* 
pflicbtungen  hatte.    So  nahm  er  denn  immer  heftiger  darauf 
bedacht,  die  Aocise  endlich  durchzusetaen«  Der  gutmütige  Barnim 
hatte  mit  einer  Anderunf^  des  Steuersystemes  ernstlich  nur  eine 
von   der  Landschaft  unabhünp^ige  Gestaltung  seines  Ausji^aben- 
budgt'ts   bezweckt,   wie  ihm  denn  ein  gemeiner   l'tenni^-  nicht 
minder  augenehm  als  eine  Traiiksteuer  gewesen  wäre,  (iewifs 
fefste  Johann  Friedrich  auch  diesen  Vorteil  ins  Au^^e;  aber  tät- 
lich näher  trat  ihm  doch  die  Absicht,  durch  die  Accise  die  Grttnde 
fortsorttmnen,  welche  die  Einberufung  der  Stände  immer  wieder 
erzwangen.   Je  mehr  die  absolute  Herrschaft  das  eigentliche  Zid 
seines  Lebens  wurde,  desto  weniger  mochte  er  an  die  Schranken 
erinnert  werden,  die  ihm  gezogen  waren.    So  schickte  er  sich 
Z!im  Kampf'^.  wi*«  er  selbst  es  sagte,  nicht  weil  ihn  die  Not  dazu 
drängte,  sondern  weil  er  des  ganzen  fürstlichen  üauses  Wohlstand 
zuvorderst  bedachte. 

Er  hatte  gleich  1571  2  Schillinge  von  der  Tonne  I»ier  auf 
2  Jahre  erbeten;  mit  besonderem  Eifer  war  er  für  die  Accise 
eingetreten,  solange  es  sich  um  die  Dediung  der  polnischen  An- 
leine handelte,  weil  sie  die  Stände  insgemein  und  den  Ausländer 
vor  allem  träfe,  was  die  Landschaft  nicht  einzusehen  vermochte. 
Aber  in  all  diesen  Jahren  hb  1585  hin  schien  ihm  ein  gemeiner 
Pfennig  doch  ebenso  geeignet,  um  den  Segen  Gottes  auf  sein 
Land  zuriick'/urufen ,  als  die  Accise  ^  Kr'^t  als  er  den  vieler- 
fahrenen Füiirer  der  Stände,  Graf  Ludwig  von  Eberstein,  auf 
seine  Seite  j2;ezogen  hatte  und  die  Gedanken  dieses  staatsmiinnischen 
Geistes  in  sich  einsog,  rangen  sich  seine  Absicliten  zu  klaren 
Plänen  durch. 


»  D&hnert  i,  f-  IV,  464,  496:  lööl  St.  T.  94  Nr.  öl,  1577  und 
1585  Nr.  141  ond  59  t 
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Jost  voTi  Dewitz,  der  Berater  Philipps  L,  hatte  dcn  inst  im 
Geiste  den  juugen  Grafen,  an  dessen  Studiertisch  die  Gedanken 
des  alternden  fiftnnes  am  Hebsten  wellteD|  Beine  eigene  Lebens- 
aufgabe wdter  und  yielleicht  suende  iübren  sehen.  Aber  Eberstein 
batte  die  Zügel  des  Staates,  als  sie  der  Hand  des  Sterbenden 
entsanken,  nicht  aufgegriffen,  viclmebr  die  Kraft  seiner  Mannesjahre 
der  Niederwerfung  all  der  Ideen  gewidmet,  in  deren  Dienste  Jost 
gestorben  war.  '^^'«'h^1üti^c  Eriimprunti-  erwachte  in  den  St.Mnden. 
wenn  sie  später  seines  Eiirrs  erwähnten.  Da  trieb  es  ihn  plötz- 
lich, als  seine  Haare  schon  grau  geworden,  zu  der  Fahne  zurück, 
welche  sein  väterlicher  Freund  in  Jahren  hochgehalten  hatte,  die 
das  Flirstentura  wie  niemals  andere  bedrohten.  Ob  es  so  war, 
wie  seine  Neider  und  die  im  Stich  Gelassenen  sagten,  dafs  er  die 
That  aus  Ehrgeiz  und  unremer  Habsucht  beging,  wer  will  es 
tragen '  V  Mögen  nicht  aucli,  wie  Eindrücke  der  Jugend  am  Ende 
des  Lebens  erwachen,  Gedanken  und  Stimmungen,  welche  Freund- 
schaft in  ein  junges  IT( rz  gesenkt  hat,  so  Wind  und  Wetter 
günstig  werden,  nach  Jahrzehnten  keimen  und  reifen?  Gleich  dem 
Grafen  libcrnigte  im  Lande  nur  der  Herzog  die  Menge  völlig 
an  Eriahriiug  und  Bildung.  Das  .Schicksal  liebt  es,  solche  ein- 
samen Menschen  zusammenzufuhren. 

Jobann  Friedrich  und  Biberstein  verabredeten  in  Anknüpfung 
an  Absichten  Barnims  und  an  Einrichtungen  deutscher  Staaten  eine 
immerwährende,  beliebig  verfügbare  Verbrauchsabgabe  von  jeder 
Tonne  Bier  sowie  von  jedem  Scheffel  Getreide,  der  verkauft  oder 
ausgeführt  wurde.  Ihrer  Annahme  durch  die  Landschaft  mufste 
der  Bruch  mit  Anschauungen  vorausgehen,  welche  die  st  indische 
Politik  solange  Vorherrscht  und  ilire  Macht  beschirmt  hatten.  Das 
Steuerbewilligunj^sreeht  der  Landtage  sollte  nahezu  erl(5schen ;  die 
Acciae  sollte  nur  toruiell  durch  ( )lieroinnehmer  eingesamiiielt  werden, 
thatsächlich  in  die  türötliehe  Kammer  und  zu  den  Händen  des  Her- 
zig gehen';  die  Stande  sollten  vor  allem,  wo  sie  sich  doch  kaum 
zur  Tilgung  der  fUratlichen  Sdiulden  verbunden  fühlten ,  fortan 
zu  den  laufenden  Kosten  der  Regierung  bettragen,  obwohl  ihnen 
das  „zu  ewiger  Knechtschaft"  gereichen  mufste^.  Darauf  zielte 
alles  ab:  die  Finanzen  des  Staates  von  dem  schwankenden  Do- 
mänen- und  P;i('lit«  nikommen  unabhängig  auf  den  festen  Boden 
einer  regelmiHsi^-  'n  und  stetigen  Steuer  zu  stellen. 

Sehr  erwünscht  war  es  Johann  Friedrich,  dafs  der  Erzherzog: 
Matthias  die  bei  seinem  Besuche  auf  Satzig  1587  vertraulich 
beredete  Angelegenheit  alsbald  nach  seiner  Rückkehr  beim  Kaiser 


>  Dähnert  IV,  508,  509,  ölö;  Kreysig  III,  287  f. 
J.  Ii   Fr.  an  I^udolf  im  IV.  a,  Bt.  T.  124  Nr.  12«;  bestätigt 
durch  Dähnert  IV,  o07. 

•  Job.  Fr.  an  Rndolf  1588  X.  11.  St.  T.  124  Nr.  12«:  Job.  Pr.  1588 
XI.  Tit.  94  Nr.  0(5  v.  II;  Boritlitt^  an  Ürandenburg  1".SS  VItl.  81.  ond 
(nach  Nr.  66  v.  II  wahrscheinlich)  X.  2ö.,  13.  liot.  ao  Nr.  2^9. 
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SU  fbrdern  begann.    Im  April  1588  ermunterte  den  Hab6bui*ger 

dns  Fintreffen  dreier  Rosse  aus  Stettin,  für  die  er  sieh  im  Au^st 
dun  Ii  zwei  Leit-  und  vier  englische  Hunde  bedankii-,  zu  erneuter 
Fi  rs[  räche;  denn  inzwisclieu  hatte  Eberöteiu  die  Sache  in  Prag 
personlich  zu  betreiben  angetnnp:en.  ohne  sie  nach  Wunsch  zu- 
ende  führen  zu  können.  Da  iiudoit  11.  die  iScJieffelsteuer  ver- 
weigerte, xnalate  der  Graf,  der  vor  der  Hdm&hrt  ooob  nach 
Eambad  wollte,  sich  am  31.  Mai  mit  derEmeaerung  deaErlaafees 
Eails  V.  vom  19.  August  1556  begnügen  ^  Schon  am  7.  Jmii 
erging  Johann  Friedrichs  Einberufungsschreiben  zu  dem  ent- 
scheidenden Landtage,  welches  den  heraafisiehenden  Sturm  nicht 
ahner  liefs. 

Aber  ehe  die  Stände  noch  zusammentraten,  waren  btettin 
und  Emst  Ludwig,  wolclie  Johann  Friedrichs  Maclitentwicklung 
am  gefährlichsten  bedroiite .  durch  den  geschickten  Peter  Schlief 
im  Besitze  der  eu  Prag  gewechselten  Schriften.  Der  Herzog 
batte  esy  wie  es  ttherhauüt  sein  Fehler  war,  an  der  nOtken  Elock- 
^icht  dem  Bruder  und  der  Hauptstadt  gegenüber  fehlen  lassen. 
Er  Tersteifte  sich  mehr  als  je  auf  das  unannehmbare,  die  Stadt 
in  seine  Gewalt  gebende  Verlangen,  dafs  man  ihn  ein  eigenes 
Tlior  durch  Stettins  Mauer  bree]i(;n  lassen  möj:^e.  Die  sonst  nach- 
giebigen Stadträte  antworteten  ihm ,  indem  sie  sich  am  28.  ^um 
ihre  l*rivilegieu  gegen  alles  Recht  durch  den  Kaiser  bestätigen 
lieisen-.  Auch  mit  Wolgast  lag  er  in  offener  Feindschalt.  Un- 
zähligemale  halte  er  die  Regelung  der  1  oGÜ  nicht  erledigten  Steuer- 
und  R!ostcrfr;igen  verhindert.  Als  er  nun  gar  seit  1587  in 
Verfolgung  seiner  Plttne  eigenmächtig  Zölle  erhöhte  und  die  Schiff- 
&Iirt  durch  Anrichtung  eines  Woümer  Hafens  vom  Neuen  Tief 
und  der  Swine  abzulenken  suchte,  belegte  der  empörte  Emst 
Ludwig  einige  Stettiner  Schiffe  mit  Beschlag,  klagte  über  den 
^L^nfug"  des  Bruders  beim  Kaiser  und  reizte  seine  und  die  Nach-  , 
barlandschaft  zum  Widerstande  gegen  die  Acciso.  welche  er  nelbst 
80  oft  erbeten  hatte  ^.  Johann  Friedrieh  mulste  den  Angriff  auf 
die  standischen  iiechte,  zu  dem  er  des  Ikuders  Hilfe  dringend 
gebrauchte;  im  Gegensatze  zu  ihm  wagen. 

Auch  der  Adel  und  die  llbrigen  SlAdte  waren  gereizt,  weil 
der  Hersog  wenige  Monate  savor  die  Zölle  beträchtlich  erhöht 
und  mit  treffendem  Einblick  in  den  wirtschaftlichen  Wandel 
dieZoUfreiheit  der  Ritterschaft  flir  alle  nicht  rai  ihrem  Hausbedarf 


'  Ke  bemitzte  Konrespondenz  in  St  T.  124  Nr.  12;  die  Verweige- 
rong  der  Scheftelsteuer  durch  der  Stände  Antwort  1588  XI.  L,  T.  94  Nr.  66 
V.  r,  in  dem  auch  dns  Au8schr(  ihen  VI.  7.,  bcBtätigt. 

•  Thiede  544  tf.  Der  Bericht  iö66  X.  25.  verwechselt  den  Vor- 
nunen  Schliefe  mit  dem  des  "W  olgaster  Gesandten  Nikolaus  von  Krakevits. 

'  7.ur  Atcise:  mhnert  I,  "ns",  IV.  Is2;  K.74  forderte  or  6  /? 

von  der  Tonne,  weil  die  .Städte  doch  abhandelten:  St.  T.  04  Nr.  52.  Zum 
Htfewtreit  Thiede  544,  St.  T.  94  Nr.  6G  v.  II  (Emst  L.  1588  V.  13.  u. 
Jolu  Fr.  VI.  10.x  Zum  Yorstieit  Dähnert  I,  542,  570. 
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bebtiniiiiten  Waren  aufirehoben  hatte.  Sie  vermuteten  vvolil  nicht 
zu  Unrecht,  dais  er  damit  einen  Teil  der  Accise  vorweg  einiuliren 
und  einen  Druck  auf  sie  ausüben  wdlte,  d«ii  er  im  Fall  ihrer 
Nachgiebigkeit  zu.  besätigen  gesoimen  war^. 

Die  am  7.  Juli  zu  Treptow  yerleaene  Proposition  erregte  die 
höchste  Bestürzung  über  die  machiayeUlBtieehen  und  blutigen 
RatschlMge  Ebersteins^:  es  war  der  allgemeine  Eindruck,  dals, 
um  eine  Person  zu  retten,  alle  andern  zugrunde  gericlitet  werden 
sollten.  Aber  während  not  Ii  Inrrj  verhalten e  Klagen  den  Saal  er- 
ftillten,  ynos  man  schon  diu  Accise  zurück.  Nur  die  (iesanitheit 
der  Stänfle  krtnne  sie  bewilligen,  und  aueh  nur  die  Gei*amtheit 
der  Herzöge  sie  tordern^  Kudolt  aber  habe  die  Konzet^iou  im 
Widerspmoh  bu  Karl  V.  Johann  Friedrich  allein  gewfthrt.  Doch 
selbet  inre  Gültigkeit  vorausgesetzt^  darfe  der  Aociseertrag  ihr 
zufolge  nur  ftir  Keichs-  und  gemeine  Landesnöte,  nie  und  nimmer 
zur  Tilgung  von  Kammerschnlden  verausgabt  werden 

Johann  Friedrieh  blieb  unerschüttert;  er  fand  die  Deduktionen 
der  Stände  sehr  überflüssig  und  liefs  in  gebietendem,  jede  Bep^rtin- 
dung  verinf'idendem  Totip  den  kaiserlichen  Erlafs  als  Ab=:c!iied 
imd  Gesetz  publizieren.  1  >a8  hieis  den  Bogen  überspannen.  W  enn 
auch  bebend  an  allen  Oliedern,  rafften  die  Junker  sowolil  als  die 
Vertreter  der  Städte  sich  zu  der  Erklärung  auf,  dafs,  so  es  mit 
Mandaten  ausgerichtet,  keine  Rdchs-  und  I«odtage  nötig  seien; 
der  kaiserliche  Indult  gebe  dem  Herzog  kein  Recht,  die  Trank- 
Steuer  ohne  den  Willen  der  Stände  durchzuführen ,  weshalb  sie 
sofort  an  die  Majestät  und  die  Brüder  Johann  Friedrichs  Be- 
rufunp:  einzulegen  gesonnen  wilren.  Werde  die  Drohung  mit  der 
Oewalt  zur  Tiiat,  so  werde  Oewalt  die  Antwort,  auch  die  Herein - 
Ziehung  Polens  durch  Lauenburg  zu  ftirchten  sein^.  Damit  ging 
man  auseinander. 

Der  Herzog  hühnte  zwar  hinter  den  Abgereisten  her.  dafs 
der  Dichter  und  sein  Anhang  sich  Lauenbuigs  wegen  keine  grauen 
Haare  wachsen  lassen  möge,  und  auch  für  Aufwiegler  guter  Bat 
zu  schaffen  sei;  aber  der  Rückschlag  blieb  bei  dem  unruhigen 
Manne  nicht  aus,  so  da(s  die  neue  Zusammenkunft  zu  IVeiptow, 
die  am  18.  August  begann,  den  Frieden  anzubahnen  vermochte. 
Da  Johann  Friedrieh  an  seinem  unbedingten  Anspruch  auf  die 
Aecise  zu  zweileln  begann,  mögen  die  iSüinde  für  den  Kall,  dafs 
der  Kaiser  zu  ihren  Gunsten  entscheide,  die  Entrichtung  von  seehs 
Steuern  in  Aussicht  genommen  haben.  Noch  freilieh  falsten  sie 
die  Lage  so  ern&t,   dal's  sie  einen  AusM^ltuls  zur  Betreibung  der 


'  Däbnert  IV,  509,  512;  Job.  FV.  an  d.  Stände  1588  DL  19..  St  T. 

94  Nr.  fif»  V.  F 

>  Wedel  310;  die  Daräteilung  uach  dem  guteu  Auszag  Dähnert  IV, 
501  ff. 

*  Entsprechende  notarielle  ErUäning  d.  dortigen  Adels  1588  VIO.  & 
8t  T.  94  Nr.  66  v.  L 
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Appellation  beriefen,  in  den  sich  wtthlen  zu  lassen,  ein  anderer 
Eoerstcin  kein  Bedenken  trug;  aiuli  der  Herzog  versprach  sich 
noch  immer  den  ihm  genehmen  Bi  s<  In  id  ' 

Er  warb  um  das  Fürwort  des  liraiidf  iiburgers  und  Sachsens 


bracht  hatte,  zur  mtindUchen  Rücksprache  mm  Kaiser.  Ins  Bad 
snrttckgekelurt',  verBOchte  er  „in  seiner  CÜnfalt"  noch  «nmai, 
die  Tranksteaer  durch  die  sammarische  Verordnung  vom  19.  Sep- 
tember ins  Werk  zu  Betaen'.  Von  Martini  ab  fittten  in  jedem 
Orte  ^wei  Einnehmer  und  die  Ortacbrigkeit  an  zwei  bestimmten 
Wochentagen  die  ]\Ieldung  aller  Braueremer*  <  liti_!ten  zu  erwarten, 
um  mit  ihnen  die  Anzahl  dei  Tonnen  und  lireilmge  Bier  zu  ver- 
einbaren, weiche  sie  im  lauienden  Vierteljahre  zu  brauen  das 
Recht  haben  sollten  Nach  f^enaner  Feststelhmg  des  jedem  zu- 
kommenden Brauquantums  erliiulien  die  Prälaten,  Adh^eu  und 
Geistlichen  ftr  ihren  Hausbedarf  einen  Freischein;  filr  das  znm 
Verkauf  bestimmte  Bier  muTsten  sie  gleich  den  andern  Standen 
Ton  der  Tonne  8,  yom  Dreiimg  12  SchüHnge  geben.  Im  Aus- 
land gebrautes  Bier  steuerte  doppelt ,  zur  Ausfuhr  vorgesehenes 
Malz  einen  pommerschen  Groschen  ftlr  den  Scheffel  und  der 
Wein  entsprechf^ntl  seiner  Güte.  War  ein  Vierteljahr  zuende,  so 
wurden  die  Truhen  nebst  den  Rechniingsbneh(Tn  in  die  t"iii*stliche 
Kammer  gebracht;  von  eint  r,  auch  nur  in  etwa  einHufsreiclien 
Teilnahme  der  Stände  an  der  Verwaltung  oder  an  dem  Verbrauche 
war  keine  Kede. 

Es  war  der  letate  kraftvolle  Schlag,  den  Jobann  Friedrich 
in  dieser  Sache  führte.  Am  anderen  Tage  schrieb  er  Tielleicbt 
in  Hofihung,  vidldcht  in  beginnender  Entsagung  dem  Bruder 
freundliche  Worte.  Beim  Kaiser  weilte  er  wieder  um  die  Mitte 
des  Oktobers;  doch  schon  hatte  da»  kluge  Stettin  die  entschei- 
dende Wendung  verursacht,  ind«  !n  es  Rudolf  für  ein  Sehiedsgericht 
gewann"*.  Als  der  Her/oo;  empört  bemerkte,  dals  <-r  mit  Unter- 
tlianen  nicht  disputiere,  befahl  der  Kaiser  auf  der  Stelle  die  Ver- 
tagung des  Accisewerkes  bis  zum  Urteil  des  Kummergerichts  ^. 


'  Die  Nachrichten  sind  verstreut  D.  Bericht  Ib^S  \U\.  31.,  ohne 
Eitizelheitfn,  wird  klarer  durch  d.  Briefe  Joh.  Fr.s  an  Emst  L.  1588  IX.  20. 
und  die  Staude  IX.  19..  St.  T.  94  Nr.  66  v.  I.,  wo  auch  die  Ausachufs- 
beniAm^  VIII.  22. 

*  Am  'A.  IX.  verlafst  rr  II'  rlin,  am  7.  Ubergiebt  «t  Sachsen  ?einc  Po- 
schwerden,  dann  reist  er  nach  Karlsbad  und  „in  2  Tagereisen*^  ans  Hof- 
lager; am  20.  datiert  er  wieder  Karlsbad.  I^e  Schreiben  oder  ihre  Kon- 
aepte  in  B.  Rot.  30  Nr.  6:3  u.  289  u.  St.  T.  94  Nr.  66  v.  II. 

^  r.  94  Nr.  66  V.  I.  Vom  Schaffen  eines  alleiogiUtigen  fiinheits- 
maläes  wurde  vorderhand  Abstand  genommen. 

*  Pra^  X.  12.,  St  T.  124  Nr.  12  nennt  Brandenburg  und  Braun- 
schweig, Thiede  546  aueh  Lflbeck.  —  Job.  Ftm  Anweteabeit  erwähnt  Be* 
rieht  1588  X.  25. 

»  X.  18,  St  T.  94  Nr.  66  v.  I.  1598  verweigerte  er  wieder  die  Er- 
laabtiii  rar  AoaMenwingiiiig;  W.  T.  89  Nr.  87. 


und  be^^ab  siel 
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Gleicli  liraüdenbui'g  griff  nun  auch  Harnini  XII.  zugunsten  der 
Stiinde  ein.  weil  dem  Bruder  so  unerträgliclie  Bescliwerung  des 
Laudeä  nicht  zieme.  Die  Touart  der  8tädtc,  dalö  der  arme  Mann, 
80  nach  saurer  Arbeit,  Mtthe  und  SchweUs  sich  mit  einem  Tranke 
erlaben  wolle,  die  Biersteuer  werde  eilegen  mClssen,  wnfste  er 
trefflich  anzuschlagen fibersteins  Pläne  waren  gescheitert. 

Eügenmttchtig  traten  die  Stünde  am  30.  Oktober  zu  Treptow 
zusammen.  Hier  wies  Johann  Friedrich  ein  Angebot  von  acht 
Steuern  um  der  Accise  willen  -/urück.  bat  aber  voll  guten  \^'illens. 
einem  grofsen  Ausschimse,  den  <  r  auf  den  27.  November  einbe- 
rief. N'^ollmaeht  zu  ge))en  ^.  In  der  Zwischenzeit  streckte  er  die 
Ilaud  der  Wröuhnung  dem  sie  warm  ergreifenden  Ernst  Ludwig 
entgegen.  Es  war  des  Bruders  herzgründliche  Meinung,  dafs  der 
Forsten  Uneinigkeit  nur  den  Unterthanen  Nutaen  trage :  sie  müisten 
sich  dichter  und  nfther  aneinandersetsen,  dann  wurden  die  Sclianzeu 
vielleicht  gebroch^  und  in  beiden  Orten  manch  r&ttdiges  Schaf 
und  mancher  meuteriselie  Gesell  aufgehoben  werden  k(5nnen. 
Da  verhofFte  denn  auch  Johann  Friedrich  wieder,  dafs  die  Karre 
einmal  brechen  sollte.  In  tiefer  Stille  sprachen  •^ioli  die  beiden 
MMnner.  so  völlig*"  eins  in  der  Absiclit  ihres  Lebens,  in  den  Kleinig- 
keiten des  Dabeins  so  un vertraglich,  am  24.  November  zu  Wol- 
gast gründlich  aus°. 

Schon  die  am  28.  vorgctiagene  Proposition  machte  k«n  Hehl 
aus  dem  Verzichte  auf  die  Accise,  worauf  die  Stftnde  befreiten 
Beraens  100000  Gulden  in  10  Jahren  dem  Stsrgarder  Land- 
kasten einzureichen  yerspraelien ,  \  »n  denen  sie  20000  Thaler 
zu  des  Herzogs  selbsteigener  Notdurft,  zur  Erhaltung  der  Regierung 
erstatt(  ?i  wollten  ^.  Man  zei^^te  sich  gegenseitip:  voll  liebenswür- 
di^^cn  Kntge«?enkommens.  Staunend  blickten  die  Unterthanen  auf 
den  stolzen,  niuti{i;en  Ib  rzog,  der  ihre  politischen  Rechte  bis  ins 
Innerste  erschüttert  iiatte,  und  wurden  öich  des  Sieges  nicht  be- 
wufst,  den  liire  Verzweiflung  ihnen  errungen  hatte.  Ihre  wie 
Johann  Friedrichs  Stärke  war  ersdiOpft;  kraft-  und  bedeutungs- 
los schleppte  sich  der  Kampf,  ohne  den  der  Fürst  nicht  leMO 
konnte,  von  Jahr  zu  Jahr. 

Von  1689  bis  1600. 

Nur  einmal  erwachte  die  Lust  zum  Streiten,  als  der  erste 
Eifer  Bogislavs  Xill.,  welcher  lür  den  minderjährigen  Philipp 

'  Branden buTfr  X.  2H.  13.  Kot.  80  Nr.  .S2.  Barnim  X.  3,  XI.  20., 
Städte  XL  1.,  .St.  T.  94  Nr.  m  v.  T.  Städt*-  nn  Rudolf  1602  XI.  ÄJ: 
kein  bequemer  Mittel  zur  aussaugung  des  Ärmuts;  W.  T.  39  Nr.  37. 

«  Antwort  d  .Stände  XI.  1.,  Job.  Fr.  XI.  8.,  St  T.  94  Nr.  66  v.  1. 

«  Emst  L  XI.  7.,  20.,  26..  St.  T.  Oi  Nr.  m  v.  II;  dort  .I..h.  Fr.  :in 
Ernst  L.  u.  15.  Rot.  Nr.  280  an  llrandonhurg  XII.  8  (wo  das  Datum 
d.  Besnchs).  Im  tlg.  Oktober  berieieu  bie  Gravauiina  d.  Wolg.  Stüdie 
gemeinsam;  St.  T.  1*4  Nr.  71. 

*  Däbnert  IV,  öld  ff.;  die  fUrstUcbeo  Ämter  stenen  mit 
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Julius  1 592  die  R<  frierung  Wolgasts  übernahm,  den  Bruder  fort- 
rili.  Wollen  und  Können  widersprachen  einander  in  dem  neuen 
Herzog^  seltsam.  In  stetem  Zanke  mit  Stralsund  war  «  s  ihm  bei- 
get'allen,  durch  die  (iründung  des  Landstädtchens  Franzburg  ein 
nordische^  Wnedig  neben  den  ihm  zu  Liebe  verhungernden  Vor- 
ort iler  OaUeeatädte  zu  setzen.  Die  Entwürfe,  die  er  dafUr  aus- 
eann,  beweisen»  welch  verständige  Anschauungen  ihn  leiteten; 
aber  er  entbehrte  der  Gabe,  m  stets  In  gleich  yerständiger  Webe 
in  die  Wirklichkeit  zu  übertragen.  Solange  er  überlegte,  Hels  er 
die  begründete  Eif«  sucht  auf  die  Rechte  der  Vorderstünde  nicht 
weniger  als  den  Hals  g^^en  die  Städte  auf  sich  einwirken;  so- 
bald er  zu  handeln  begann,  vermochte  er  die  Lage  und  sich  selbst 
nicht  mehr  zu  beherrschen.  Weil  Bo^'sl  iv  jederzeit  mit  allen 
Mift*'ln  des  Augenblicks  kämpfte,  hat  er  sein  Leben  lang  kflmpfen 
mtiösen.  Es  hat  ihm  immer  etwas  ?5cheue.<,  Unentwickeltes  an- 
gehattet,  wie  einem  Menschen,  den  unv«rst;lDdige  Erzielier  über 
»eine  Gaben  sich  nicht  klar  werden  licfsen;  vielleicht  wäre  er 
iMMDst  za  Pommerns  gi  ö&ten  Herrschern  zu  sKhlen.  Aber  aach 
ohnedies  war  er  eine  wohlwollende^  Fleils  und  Begabang  in  sich 
▼ereinigende  Persönlichkeit. 

Emst  Ludwig,  dessen  letzte  Lebensjahre  Mifshelligkeiten  mit 
Greitswald  trübten,  Iiatte  in  einem  unklaren  Testamente  die  \le- 
gierung  tliatiwiehlieh  in  die  Hände  der  Stände  und  nur  formell 
in  die  seines  Bruders  gelegt  ^  so  dafs  die  Räte  gar  nicht  so  un- 
recht hatt<  n,  als  sie,  ohne  den  Vornumd  viel  zu  betragen,  auf 
den  4.  November  1592  eine  erbte  Landeü Versammlung  beriefen. 
Bogislav  aber  liels  sie  keinen  Augenblick  im  Zweifel  darüber, 
wie  geringe  Neigung  er  in  sich  verspürte,  die  Landtage  von  der 
Landschaft  ausschreiben  zu  lassen.  Noch  viel  weniger  wollte  er 
didden,  dafs  in  dem  V'ormundschaftsrate  drei  Vertreter  der  Städte 
neben  ihm  saTsen.  Bald  fand  er  ttbwhaupt,  dafs  I.<ehnleute  und 
l^nterthanen  ihren  Lehnsherren  nie  zu  vertreten,  kaum  zu  be- 
raten vermöehfcn  - .  daher  er^'chien  ihm  nieht  blofs  der  Vnrinimd- 
sehaitsrat,  sondern  auch  jeder  Landtag  als  eine  sehr  uiinoligc  und 
kostspielige  Einrii  htung,  welche  er  durch  einen  Au.sschuls  für 
wichtige  Sachen,  das  Landratskollegium,  zu  cräetzen  gedachte. 
Doch  beabsichtigte  er,  obwohl  es  in  den  letzten  Jahren  BaniimsXI. 
wieder  aufgekommen  und  unter  Emst  Ludwig  sehr  nachhahig 
verlangt  worden  war,  keine  Bürger  hinein  zu  verordnen^. 

So  ohne  weiteres  wollte  sich  der  Novembcrlandtag  das  alles 
nicht  gefallen  lassen;  aber  im  Juni  159;i  wurde  der  ihm  vorge- 
legte Abschied,  soweit  er  nicht  den  Ausschufs  verlangte,  von  den 


»  Bog  ^iebt  C9  zu  Memorial  92  XL  W.  T.  39  Nr.  35,  wo  ein  Gut- 
sehten  über  die  Rechtskraft  des  Tei^tJunontB. 

-  THe  botr.  Korre^pomlpn/  W,  T.  o*J  Nr.       tiucli  da«  Memoriul. 

'  iiähuert  i,  070,  milder  Ifi^jO,  als  er  ohne  Landtag  eiue  Fräulein- 
tteoer  erheben  wollte  (Kanzler  I.  24.,  W.  T.  35  Nr.  3  4),  Dähnert  I,  58^. 
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Ständen  zu  Loitz  genehmig*.  1595  hatte  Bogislav  sogar  die 
r4eniigthuung,  seine  Landschaft  whov  rino  Änderung  des  Steuer- 
systems in  Zwipsp;\lt  geraten  zu  selicn.  1 '.iliin  brachte  er  sie 
freilich  nicht,  dals  sie  sicii  zur  Accise  bereit  1 1  klitrte;  aber  einen 
gemeinen  Pfennig  hätten  die  Städte  doch  gai  zu  gerne  aner- 
kannt^. 

Ihre  Stettiner  Nachbaren  dagegen  hielten  ^mlltig  an  dem 
alten  Modus  fert,  auch  als  sie  Johann  Friedrich  an  letztes  Mal 

sur  Übernahme  setner  Schulden  drängte.  Im  Mai  1598  kamen 
sie  ihm  gar  nicht  entgegen,  im  Oktober  boten  sie  ihm  aulser  der 
Befriedigung  der  ausländischen  Gläubiger  nur  vier,  keinesfalls 
mehr  als  sechs  Schösse  an ;  auch  im  Dezember  beliarrten  sie 
darauf.  Erst  die  Zusammenkunft  im  Januar  1599  bp.::ann  unter 
den  günstigsten  Vorzeichen.  Die  Landschaft  hatte,  was  sie  noch 
nie  gethan,  dem  Herzog  versprochen,  für  ihren  ünterlialt  selbst 
zu  sorgi  ii ;  um  SO  schneller  beschlofs  sie  nun,  die  Zinsen  bis  IGOl 
durch  drei  Steuern  zu  decken,  von  da  ab  die  sesamte  Schuld  in 
der  Höhe  von  77040  Thalem  auf  den  Landkasten  su  über- 
nehmen'^. 

Nach  der  erfolglosen  Tagung  im  Oktober  hatte  sich  Johann 
Friednchs  rTe\valtthäti;^keit  in  ihrer  ganzen  Schroffheit  bewiesen, 
als  er  sein  Volk  durch  die  Schlirfsimg  aller  Landesgerichto  einem 
Zustande  völliger  Rechtlosigkeit  u beigab.  Sie  war  in  di m  letzten 
Jahrzehnte  dem  Lande  noch  manchmal  zum  Schrecken  und  ihm 
zuweilen  zu  einer  Quelle  der  Zuiriedenheit  geworden,  l^onder« 
hei%  hatte  er  seit  1593|  als  die  Aufettasigkeit  des  Wolgaster 
Ortes  in  dem  seinen  sich  fühlbar  machte,  auch  von  Hogislay 
veraeinte  Recht  der  Stände  auf  freie  Versammlungen  angegn£fen. 
Schon  im  August  1 592  hatte  sich  das  Gerücht  verbreitet,  er  werde 
Bogislav  bei  der  Verhinderung  des  von  den  Wolgaster  Räten 
aMs<j;esehriebenon  Landtags  unterstützen*.  Einige  ^[onat**  j^pfU^^r 
nahm  er  die  Streittrage  in  unmittelbarer  Anknuptung  an  den 
Kampf  des  Jalires  ir>8S  in  sein(ni  eigenen  Orte  aul,  als  die 
Stände  eine  Zusammenkunft  beschlossen ,  um  die  endliche  Ab- 
stellung der  noch  immer  aufirecht  erhalieuen  Zölle  jenes  Jahres 
zu  betreiben.  Was  kümmerte  es  einen  Johann  Friedrich,  dals 
Barnim  und  Phili])p  in  der  Reformationszeit  das  Recht  der  Land- 
schaft anerkannt  und  1557  auf  ihren  schwächlichen  Vorstofs  gegen 
unordentliciie  Versammlungen  sofort  yerzichtet  hatten ,  daSa  der 
Adel  und  die  Städte,  sei  es  allein,  sei  es  gemeinschaftlich  später- 


'  Dähnert  I.  ASl;  Verhandlungen  W.  T.  39  üt,  35.  Die  ADDahme 
von  d.  Städten         VII.  11.,  Nr.  30«  erwähnt, 

'  Stftdte  an  Rudolf  1597  XL  28. ,  ibr  Ptatest  1598  VII.  21.,  W.  T. 

39  Nr.  37. 

^  Veihandlun^-cn  St.  T.  Nr.  93",  Nr.  70  und  51«»;  der  Abschied 
L  3L,  Dähnert  IV,  532  ff.    y^d.  S.  17c?. 

*  D.  Käte  VIIl.  25.  W.  T.  89  Nr.  34;  vgl.  Bog.  1593  L      Nr.  35. 
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hm  und  noch  in  den  80er  Jahi'en  gar  oft  zusammengetroffeii 

waren '? 

Einberufen  hatte  den  Konvent  der  Stände  der  Stettiner  Erb- 
landmarschall  Ewald  von  FlemminK Durch  die  trockene  Alit- 
teiiuug  an  den  Herzog  vom  21,  Oktober  1588,  dals  die  Land- 
adiaft  zu  Treptow  susammen  kommen  werde,  weil  Bie  nene  Be- 
ratungen wegen  des  Acciaeetreites  fur  ndtig  halte,  war  er  Euertt 
henrofgetreten.  Von  Geburt  aus  nicht  zum  ErbraarschaU  berufen, 
hatte  er  eine  ihm  so  angemessene  Stellung  durch  den  Verzicht 
des  altersschwaehen  Fannlienlnuiptea  erhalten.  Bald  nach  1575 
war  er  Obereiiiii«  hmer  des  Stargarder  Landkast^ns  geworden. 
Gar  manche  \N  oclie  zweimal  ir^t  er  seitdem^  voa  der  Bedeutung 
seiucji  Amtes  durchdrungen,  tUe  zwanzig  Meilen  sciilechten  Weges 
▼on  seinem  Gute  nach  Stargard  gefahren.  Ohne  Genügen  daran, 
.flöckerte**  er  auf  den  Addantsen  umher,  um  in  unermüdlicher 
Wachsamkeit  mit  der  Lethargie  und  Unfähigkeit  seiner  Standes- 
genossen zu  ringen.  Rauh,  fast  roh,  „soldi  ein  Unflat,  der  wohl 
etwas  aushält, hatte  er  das  Zeug  zu  einem  echten  Agitator; 
nur  war  er  ein  pommerscher  Edelmann.  T)\e  „goldene  Fürsten- 
treue"  des  pommerschen  Adels,  wclelu-  Friedrich  Wilhelm  I.  von 
Prcufsen  späterhin  so  herzlich  seinem  ►Sohne  rühmte,  wurde  am 
Scheidewe^j^e  immer  wieder  Flemniings  Herr;  um  ihretwillen  dachte 
er  seine  Ideeo,  ftihrte  er  seine  Plane  nie  zuendc,  gefährdete  er 
wohl  sein  eigenes  Werk.  Alles  an  ihm  war  eckig,  ehrlich,  un- 
vorsichtig und  unklug;  niemand  hatte  ihn  auf  seinem  Adelssitee 
die  Berechnung  der  Rede  und  die  Kunst,  die  Letdenschaften  auf- 
zuwühlen, gelehrt.  Dennoch  war  er  der  Mann,  wie  ihn  die 
Stände  brauchten*,  kam  es  doch  nicht  darauf  an,  der  Ritterschaft 
neue  Rechte  zu  erobern,  sondern  die  alten  lebendig  und  krJiftig 
zu  erhalten;  und  das  ist  Ewalds  Eiter  und  Begeisterung  vollauf 
gelungen. 

Als  Johann  Friedrich  Anfang  Januar  1593  die  Obereinnehmer 
wegen  dcü  geplanten  ansehnlichen  Konventes  verwarnte^,  wurde 
ihm  in  letzter  Stunde  die  kühle  Antwort,  dafs  sie  die  Versamm- 
lung, die  auf  jeden  FaU  am  5.  Fehruar  besinnen  werde,  mit 
gutem  Rechte  uneräucht  der  Obrigkeit  ausgescnneben  hätten,  da 
sie  in  Sachen,  welche  wie  die  Zölle  die  Gemeinschaft  beträfen, 
dem  ganzen  Haufen  nicht  vorgreifen  dürften.  Rasch  entschlossen 
liefs  der  Hcrzoo^  dem  Marschall  sofort  bei  seinem  Eintreff-^n  in 
Treptow  einen  1 'rötest  übeireiehen.  Flenuning  fügte  sich,  ver- 
mutlich weil  er  nur  13  liitter  und  4  städtische  Abgeordnete  um 


»  Resolution  1557  'J'.  U  Nr.  24  v.  Iii  f.  155;  Obereinnehmcr 
1593  I.  29.,  Nr.  73. 

»  Notizen  Uber  Flemminj,':  er  an  Joh.  Fr.  1597  XFI.  12.,  Job.  Fr.  an 
ilm  vn.!  »in  Chinow  1.'94  III.  24.,  St.  T.  94  Nr.  73;  einzelnes  Kr.  6t)  v.  I. 
I  liMiker  gleich  Landreiter 

•  Ke  1593^94  betr.  Schriftstücke  St.  T.  94  Nr.  78;  ferner  Kr.  79  v. 
I  0.  a,  W.  T.  39  Nr.  87  und  Wedel  364. 
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sich  ^nh,  fing  aber  dann  zu  Mgitieren  an,  um  im  MHrx  15^U  die 
Liindrtcliaft  abermals  zu  bcruten.    Der  gereizte  JohaDD  Friedrich 
erteilte  ilan  zunächst  einen  „guten,  etwas  gepfefferten  Auswischer, 
der  seine  Wirkung  bei  Ewald,  aber  nicht  im  Lande  verfehlt 
haben  dürfte,  sog  es  jedoch  sehr  bald  vor,  dem  Marschall  su 
Bchmdchebi  und  seinen  Stftdtehafs  geschickt  su  schüren.   In  der 
That  rief  Fiemming  die  Ritterschaft  im  Juni  1597  plütaüch  nach 
Belgard  zusammen,  damit  den  AnschlJIgen  des  Bürgertums  ge^en 
den  Adel  einmal  von  Grund  aus  begegnet  werde;  erst  das  Ent- 
gegenkommen der  Stftdte,  welche  die  Qröfse  der  Gefahr  bpirrlffen, 
brachte  ihn  zur  Besinnung.    Der  Streit  um  das  Versa  niniiungs- 
recht  spielte  bis  ins  nächste  Jahrhundert  weiter  und  wurde  auch 
1598  aurch  das  Verbot  der  freien  Zusammenkäutte  selbst  der 
Städte  durch  Bogislav  nicht  wesentlich  verschärft  DerErbmar- 
sdiall  aber^  dem  man  sein  unüberlegtes  Vorgehen^  nachgetragen 
au  haben  scheint,  erbat  noch  im  November  1597  seinen  Abschied. 
Obwohl  er  ihn  nicht  erhielt,  ward  es  still  in  seinem  Leben;  nur 
die  goldene  Kette^  zu  der  ihm  die  Liandschaft  hundert  ungersche 
Gulden   verehrte,   mochte   ihm  manchmal   arbeitsreiche,  nicht 
fruchtlose  .Jahre  ins  Gedächtnis  rufen,  bis  er  ein  Decenuium 
später  starb. 

Johann  Friedrich  hatte  die  Genus^thuung,  dafs  die  Stande 
auf  jeder  eigenwilligen  Zu^ammenkunit  seinem  Trotze  gewichen 
waren;  ein  mehreres  sollte  ihm  nicht  beschiedra  sdn.  Als  er 
1600  zur  frohliehen  Fastnacht  in  Wolgast  weilte,  raffte  ilm  eine 
plötzliche  Krankheit  am  9.  Februar  in  demselben  Zimmer  dahin, 
m  welchem  die  Wiege  des  Kindes  gestanden  hatte.  So  war  es 
das  Schicksal  seines  Lebens  gewesen:  unter  den  ungünstigsten 
Vorhältnis5?en  zur  Rej::;ierung  gekommen ,  hatte  der  einsam  wan- 
dernde Alann  den  Kain]if  mit  seiner  ül)ermäclitiuen  Landschaft 
aufgenommen.  Aber  nur  für  seine  Pr-rson  hatte  er  sich  der 
Fesseln,  die  sie  jedem  ihrer  Fürsten  auiza/>wingen  suchte,  zu  er- 
wehren gewuiat,  keine  einzige  dauernd  und  verfassungsmälsig 
au  beseitigen  vermocht  Daher  mufsten,  als  er.  die  letzte  glän- 
zende Erschdnune  des  Greifengeschlechtes,  zu  Grabe  ging,  seme 
unbegabteren  Kadifolger  dort  wieder  Ansetzen,  wo  auch  er  be- 
gonnen hatte. 
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Achter  Abschnitt 
Die  Jahre  1600—1625. 


Der  durch  den  Tod  Johann  Friedrichs  bedingte  Wandel  trat 
nur  wenig  hervor,  solange  Bogislav  XITI.  noch  lelite.  Der  that- 
krJtftige,  seinem  ält^stfii  Rruder  freilich  nicht  ebenbürtige  Herzog 
übernahm,  nachdem  <li<  beiden  jüngsten  Hcihne  rhili])ps.  Barnim 
und  Kasimir,  nur  kurze  Zeit  regiert  hatten,  1603  die  Ileri-schaft 
Stettiuö,  ohne  auf  den  maisgebenden  Eintlufs  in  Wolgast  zu  ver- 
richten.  Er  wafate  den  Hofhält  m  eine  bessere  Ordnuiu^  su 
briD^,  begann  ein  mnameres  Regnnent,  ging  aber  nichtscbsto- 
weniger  in  den  abeolatiBtischen  Gedanken  Johann  FViedriohi 
auf. 

Der  Sti*eit,  ob  die  Reichssteuem  in  die  Landkasten  zu  ent- 
richten seien,  wnrde  sief^reich  fortgesetzt,  der  tllrstliche  Ansprach, 
die  ständischen  Obereinuehmer  zu  ernennen ,  wirkungsvoll  ver- 
teidigt, damit  keine  der  Regierung  widerwärtigen  städtischen 
Syndici  in  die  Kollegien  eingeschoben  werden  konnten.  So  recht 
hatte  den  gern  Uber  das  Zid  hinausschielsenden  Bogiskv  die  ihm 
▼on  feinem  grofsen  Vorgänger  mitgeteilte  Anschanung  ergrifiPen, 
(lafs  der  Ilenog  der  8chiedaricht^  Über  seine  St^ode  wäre. 
Einige  Wolgaster  Stftdte  hatten  Schöne  einbehaltcn,  weil  sie 
nicht  in  der  Form  einer  Vermögenssteuer  ausgeschrieben  worden 
waren.  Sie  wandten  sich  schliefslich  sogar  an  den  Kaiser.  Dar- 
auf schrieb  der  Herzog  dem  schwächliehen  Rudolf  II  kurzerhand, 
dal's  er  ein  ihm  gtlnstiges  Urteil  anerkennen  werde,  jedes  andere 
sich  aber  verbitte.  Der  alte  Modus  sei,  abgesehen  tlavon,  duis 
Stettin  an  ihm  festhalte,  durch  Landtagsabschied  eingefl'üirt,  und 
jeder  Landtagaabechied  gelte,  bis  der  Fürst  ihn  ai^ebe.  Die 
widerspenstu^en  Qemeinden  mufsten  sich  1606  mit  Ausnahme 
Stralsunds  ragen.  Bogislav  li.'Ute  schwanken  können,  ob  er  nicht 
zugunsten  einer  auch  der  Re^erung  so  willkommenen  AbHnde- 
riing  des  Hufenschosses  den  Emsprueh  der  Städte  fördern  sollte. 
£r  hat  mit  richtigem  Blicke      vorgezogen,  das  Bürgertum  zum 
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erstoll  Male  zur  Unterwerluni:  uiucr  einen  ^lelirlieiisbmliiulö 
des  Landta^^es  zu  zwingen,  uiul  damit  die  enUichciileiide  ßieöc-he 
in  die  sUldtctreundlicheGeöchaftsordnuug  der  Stünde versauimlungen 
gelegt». 

Immerhin  wurden  Steuerfragen  bereite  unmutiger  aU  sa 
Joliiinn  Friedrichfl  Zeiten  von  der  Landschaft  erledigt,  obwohl 
sie  weit  begrlindctcr  waren  als  vordem.  Auch  liel»  sich  die 
Wiedererrichtung  der  Landratskollegien  nicht  mehr  verhindern, 
welclic  die  Hf'rzöi:f  L'-Mnzlich  hattrn  vortallen  lassen,  seit  sie  sich 
zum  I  j's  itz  der  Landlai^e  untau;4lich  bewiesen  hatttn. 

Durch  den  Tod  liogislavs  XIII.  im  Jahre  lÖiUi  erlangten 
Philipp  11.  in  Stettin  und  Philipp  .Julius  in  Wolgast  die  Ivi'ODe. 
Beide  Männer  waren  ab  Herrscher  unbedeutend  und  insbeson- 
dere die  Kegierung  des  anspruchsvollen  Philipp  Julius  för  die 
fürstliche  Gewalt  voll  drohender  Gefahren.  Lm  so  Ix  aohtens- 
w.itn  bleibt  CS.  dafs  das  Ständetum  trot«  der  Gunst  der  \'er- 
hidtnisse.  und  obwohl  es  es  an  Anstrengtmgen  nicht  fehlen  Hefs, 
blofa  iiufserliche  Krfolge  erzielte,  thatsHchlich  überall  zurückge- 
drüTigt  wurde.  Nur  den»  ersten  Blicke  erscheint  es  als  seinem 
Höhepunkte  ziistre])f'nd  ,  weil  die  Städte  wit^der  in  den  Vorder- 
grund trati'u  und  da^  FursU  nlum  sich  zu  lange  abgelehnten  \'er- 
zichten  entschlofs:  in  ihrem  innersten  Kerne  war  die  ständische 
Macht  brticiiig  geworden.  Gestalteten  sicli  die  Zeiten  firiedlich, 
80  überdauerte  sie  vielleicht  noch  ein  paar  Jahrhunderte  allge« 
meiner  poliiisci  i*  i  N'  i  sumpfung;  kam  jedoch  unversehens  ein  Sturm, 
so  mufste  sie  in  sich  zusammenbrechen  und  der  Stunti  kam  in 
dem  dreifsigjiihrigen  Kriege.  Wenn  es  wahr  ist.  dais  das  Ge- 
deihen jedf^s  Standf  <;  in  erster  Linie  auf  d(*r  Vertrotuni^'  seiner 
Sonderinteressen  heiuht,  und  die  st^indischf  Eniwieklung  rtick- 
läutig  zu  werden  beginnt ,  sobald  diese  Sonderinteressrn  nicht 
mehr  kiaiu^  zur  Geltung  gebracht  werden  können,  so  ist  der 
Abschnitt  der  inneren  Geschichte  Pommerns  von  1600  bis  1625 
fraglos  ein  Zeitraum  des  Niedergangs  und  Verfalles  der  stän- 
dischen Macht  ungeachtet  aller  scheinbaren  Fortschritte.  "Er 
kntipft  unmittelbar  an  das  Jahr  1570  an,  nachdem  die  Kpisode 
der  Regierung  Johann  Friedrichs  zuende  gegangen  war,  und 
läfst  durch  nie  starker  werdende  Wahrnehmung  allg'^raeiner 
Interessen  erkennen,  dafs  die  iurstliclie  Gewalt  fast  unnierklich 
die  rberwindung  der  s(  hon  1570  auf  ihrem  Gipfelpunkt  an- 
gelangten ständischen  (iewall  vorbereitete. 

Der  8tettiner  Ort  beausurucht  in  diesen  Jahren  die  Auf- 
merksamkeit nur  insofern,  als  seine  Geschichte  das  Gegenstück 
zu  der  Wolgasts  ist  Philipp  II.  war  ein  stiller,  arbeitsamer  Her- 
sog,  welcher  es  gewils  herzlicher  mit  seinem  Ä^olke  meinte,  als 
der  Wolgaster  Vetter;  aber  abgesehen  davon,  dafs  er  von  der 
Dichtkunst   und   edlen   Steinen   mehr    verstand   denn  vom 


»  \V.  T.  lyj  Nr.  ;i7;k5,  einzelnes  Nr.  44  v.  1  u.  11,  i>ahiiert  I,  Glö 
Q.  620. 
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Herrschen.  —  die  gesamte  Entwicklung  jener  Zeit  bedurfte  nun 

einmal  keiner  trägen,  noch  so  frommer  Absicht  entspringenden 
Rulle,  sotuhn-ii  des  frischen,  riicksielitslosen  Kaiiiptes.  i'hilipp 
.lulius  liut  stets  au>  den  tigeiisüchtigsten  Beweggrimden  irchan- 
delt  und  seine  Mittel  zu  wühlen  sicn  niemals  viel  l»edatlit;  das 
kann  aber  der  Thatbache  keinen  Eintrag  thun,  dals  er,  wenn 
tauch,  ohne  alles  eigene  Verdiensti  aemem  Lande  unendlich  melur 
genütsst  hat  als  Philipp  II ,  indem  er  infolge  seines  steten  Streites 
mit  den  Stunden  gezwungen  war,  Fragen  von  hoher  Bedeutung 
fUr  die  Gesundung  des  politischen  Lebens  Pommerns  aufsuw^en 
und  im  Sinne  des  Gemeinwohls  zu  fordern. 

Dalv'i  war  die  Stellung  Philipps  eine  ungleich  vorteilhatt«*re 
als  die  s  infs  Vetters.  Die  Hauptteindin  seiner  Voriränger, 
Stettin,  erstickte  unter  einer  aurserordentliehen  Schuldenhist,  wah- 
rend die  anderen  Gemeinden  des  Ortes  von  l>arniin  XI.  und 
Johann  Friedrich  fUr  allezeit  mundtot  gemacht  worden  waren. 
Er  Kels  aber  dieses  Dünstige  Moment  nicht  der  fümtiichen  Macht, 
sondern  der  Ritterschaft  zugute  kommen.  Wenn  er  die  Städte 
Ton  einflufsreicherer  Anteilnanme  an  den  ständischen  Verband- 
langen  fernhielt,  was  seinem  Vetter  nicht  gelang,  so  war  ihm 
daa  nicht  als  Verdienst  zuzurechnen.  GradeT^u  zum  VorwuHe 
gereicht  es  ihm,  dals  er  die  von  sfinen  \'orgiingern  verbotenen 
freien  Zusammenktinfte  der  Landseliatt  niciit  ebenso  kräftig  wie 
jene  zu  unterdrücken  verbuchte.  Ei-  hat  vor  allen  Dingen  kaum 
gewagt,  den  gewaltthätigen  Übergriffen  des  Adels  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete  entgegenzulareten. 

Durchaus  das  Widerspiel  zu  ihm  war  Philipp  Julius  ,  der 
sich  von  fme  wie  ein  Zerrbild  Johann  Friedrichs  ausnimmt. 
Er  war  vmogen^  ungeduldig  und  heftig,  beseelt  von  glühendem 
Städtehasse,  raschen  Kückschliigen  und  Launen  ausgesetzt,  ohne 
diplomatische  Gewandtheit  und  Ausdauer.  Sein  prunkvoller, 
leichtlebiger  Hofhalt  bedurfte  idliiilirlieli  der  ausp-delmten  Hilfe 
meiner  LInterthanen.  An  ihre  .'•spitze  hatten  sich  wiederum  seine 
Städte  nicht  sowohl  auf  Grund  einer  wirklichen  Besserung  iiuer 
Wirtschaftlichen  Lage  als  dank  der  Thätigkeit  g(  schickter  Burger- 
meister und  Syndid  emporgeschwungen.  Sofort  im  Jahre  1606 
wufste  der  Herzog  der  Landschaft  13  Steuern  abzupressen ;  trots- 
dem  fing  er  bereits  zwei  Jahre  später  aufs  neue  an,  nicht  sowohl 
um  eine  feste  Kontribution,  als  um  treuherzige  Gaben  zu  betteln, 
deren  Hohe  und  Hjtufigkeit  zu  bestimmen,  der  Liebe  und  den 
Mitteln  des  einzelnen  anheimg^tellt  werden  sollte.  Natiirlich 
wurde  über  einen  derartigen  unauäführbaren  Plan  nicht  ernstlich 
verhandelt,  aber  auch  keine  Steuer  bewilligt.  So  unbarniiiurzig 
machten  die  Städte  die  Einschränkung  des  Hofhaltes  zur  Vor- 
bedingimg  jedes  Entgegenkommens,  dafe  die  leichter  zu  rührende 
Ritterschaft  1609  bttchlols,  dem  nedränj^  Herzog  auch  ohne 
Zuthun  der  Bürgerlichen  wenigstens  emen  auCierordentliehen 
Sdiols  zu  reichen.   1612  erteilte  endlich  die  gesamte  Landschaft 
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die  Erlaubnis,  innerhalb  acht  Jahren  24  Steuern,  abzüglicli  der 
seit  1606  eingelieferten,  auszuschreiben;  1614  wurde  die  Zaiil 
der  Steuern  sogar  auf  33  erhöht,  so  dafs  die  Lasten  des  Landes 
anlBerordeDtlich  stiegen'. 

Die  Städte,  welche  sich  gegen  die  BewiUigoDgen  so  hart- 
näckig gesträubt  hatten,  dnrmi  hoffen,  da£  das  FOrsteii- 
tum  ihre  schfiefaliche  Nachgiebigkeit  teaer  genug  besahlt  habe. 

Die  Wiedererrichtung  der  Landratskollegien  unter  Bogislav  XIIL 
ohne  Bertlckflicht^ng  der  Gemeinden  hatte  das  selbstbeNTufst  ge- 
wordene Bürgertum  NN'olgasts  tief  empört,  wflhreiul  das  Stetti- 
iiische  OS  ruhig  hingenommen  zu  liaben  f^clipint.  Sch'm  tmt^r 
Emst  Ludwig  und  Bogislav  hatte  es  sein  Anreeht  <li  >  tt  i  «  n 
betont  und  wenn  nicht  grade  vollberechtigte  Vertretung  in  dem 
Kollegium,  so  doch  Hinzuziehung  zu  den  Sitzungen  wie  in  den 
60er  Jahren  des  sechsehnten  Jahrhunderts  gefordert*.  1606  ward 
den  Wolgastischen  Städten  zunächst  aufser  dem  Mitberatungs- 
recht die  Mitwirkung  bei  der  Aufteilung  und  Ausschreibung  der 
Reichssteucm  zugesichert,  welche  damals  nach  lieft  igen  Kämpfen 
das  Keeht  der  LandrUte  wurde^.  1610  stand  bereits  die  der 
ritterscliat'tlichen  elienmitlsigr  Anteilnabin«*  Stralsunds,  Greifswalds 
und  Anklams  an  dem  Kolleg,  die  Stettin  und  Stai^gard  erst  1634 


»  IfiO«)  Duhnen  I,  (>22  f.  160.S-1(;12  W.  T.  SU  Nr.  46  (Guosterweis 
an  Stralsund  im  Memorial  1(312  IV.  8.  Nr.  ryS  v.  I).  1012  Nr.  5?^  V.  I,  II 
u.  \y.  U511  I »iihiirrt  I.  *i.'!<.  —  Die  Ko8trii  <lcr  Flof lialtunp  veranschau- 
lichen einige  Zablon  aue  dem  Stettiucr  Landrenterciregister  lü2u  Ukt  bis 
1624  Okt.,  St.  T.  94  Nr.  94: 
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61ti.    Daneben  Archivalien.    S.  S,  144. 
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erlangten,  für  die  Lebensseit  Philipp  Julius  aufser  Frage.  Es 
istj  wenn  auch  nicht  ^anz  ohne  Anstand,  bei  ihr  geblieben  ^ 

Das  Zugeständnis  des  Herzogs  liefs  die  Gründe,  wdche  in 
den  Tatzen  ßaroims  XI.  die  Ausdehnung  der  Machtbet'ugniaae 
des  landrätlichen  Ausschusses,  vorzii^licli  die  tJbertragun*^  des 
Öteuerbewilliguug^jrechtes  auf  ihn  der  Laudschaft  verboten  hatten, 
minder  gewiätig  encbeiDfln;  um  so  mehr  kamen  wirtschaftliche 
KQckmchten  sur  Geltunff,  da  die  grofaen  lAndtage  gar  sa  kost- 
spielig waren.  So  wiUigton  die  Stände  denn  ein,  dafs' fUr 
gewöhnlich  ihre  Vertreter,  nor  in  seltenen  Fällen  die  gemeinen 
Tage  zusammenberufen  werden  sollten;  doch  machten  sie  eine 
sehr  durchgreifende  TTiiigestaltung  der  dganiaation  des  Landrats- 
kollegiums  zur  Redinf^Ming. 

Kral't  seines  Keclites»  jeden  T^ehnsmann  zum  Kate  zu  befelilen, 
iuitte  der  Herzog  bisher  beanöpruclit ,  ihm  genehme  Kitter  zum 
Landratsamte  sich  aussuchen  zu  dürfen;  nur  der  Vorrang  der 
Schlofvgesessenen  that  seiner  freien  Bestimmung  Abbruch.  Seit  1614 
übte  dagegen  die  Landschaft  den  roafsgebenden  EänBufs  auf  die 
Auswahl  der  Männer,  die  ihre  bedeutungsvollsten  Bechte  ein 
ganzes  Leben  hindurch  wahrnahmen;  sie  verpfliclitete  damals 
den  Herzog  bei  jeder  Neubt^setzung  einer  rittorsfliaftlichen  oder 
städtischen  Landratsstelle  einen  aus  zwei  ilmi  vorgescii lagen en 
Kewerbem  anzunelimen.  Auch  erreieiite  Wolgast,  wie  schon 
1 H03  Stettin,  dals  der  Ausschufs  der  Landnöte  eine  Vertretung 
des  gesamten  Landes  wurde;  jeder  Verwaltungsbezirk  erhielt 
das  Recht  y  zum  mindesten  einen  der  Seinen  in  ihn  abzuordnen. 
Wenn  dadurch  mit  dem  für  die  Deputationslandtage  bevorzugten 
Systeme  der  Vertretung  der  Kitterschaft  nach  Geschlechtem 
gebrochen,  und  der  Staatsgedanke  durch  die  Zusammenfassung 
des  Adels  nach  örtUchen  und  nicht  mehr  nach  Familienrück- 
sichten p:et(irdert  wurde,  so  war  daei  der  Not  zu  danken,  weil 
uuv\)  die  1  »eputationstage  noch  immer  die  Beauftragten  von  drei- 
liundert  ( Tescldeciitem  zusammenführten^. 

Es  bildete  sich  von  da  ab  in  Kürze  eine  standische  Distrikts- 
verfitösung  aus,  welche  die  Grundlage  der  späteren  Kreidverfassung 
geworden  ist  Die  Absichten  des  Herzogs  scheinen  dahin  ge- 
gangen «2  sein,  die  Städte  in  sie  einzugliedern;  er  teilte  den 
Distrikten  1612  Landfriedensau&aben  zu",  deren  Durchführung 
und  Kostendeckung  nur  dem  Zusammenwirken  von  Stadt  und 
Land  gelinget'  konnte.  Der  Oerlanke  ist  nicht  durcligrdrunc:cn. 
Die  Gemeinden  beharrten  darauf,  daüs  ihnen  ihre  eigenen  V  er- 


»  Philipp  J.  an  Maitzahn  1610  X.  27..  W.  T.  ;W  Nr.  46,  wu  ihm  nur 
noch  das  Notninationsrec'ht  der  Städte  bedenklicli.  Nr.  53  V.  I.  Versuchte 

Üdcninp:  Kesülution  der  4  StiMt.-  ine2  IV.      Nr.  6,1 

^  Fi\i  die  Landtage  blieb  die  Berufung  der  Geschlechter,  Däbnert 
IV,  598. 

»  2.  Besohltion  der  Stftdte  1612  VII.  6.,  W.  T.  39  Nr.  53  v.  I. 
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«ammlimfron  oin^eräumt  worden  inüfsten';  nnrl  die  ritterschaft- 
liclien  Verbände  hatten  sich  «elböt  auibcrhalb  Hägens  nir  so  völlig 
aufgelöst  und  waren  sogar  seit  der  grol'sen  Privilegien bt^^atätigung 
wieder  derart  ^eteatigt.  dai'tj  sie  sich  zur  Aufnahme  bürgerlicher 
Bestandt^  m  sprOde  erwieaen.  156S  hatten  sich  die  drei 
Krdae:  das  tunfloesene  Rügen,  das  Übrige  Wolgast  als  Pommem 
und  Stettin  eine  Organisation  gegeben,  welche  sie  für  stark  genti^ 
erachteten,  um  die  Erhebung  von  Ueidbeitrilgen  zu  ermöglichen. 
Das  gelang  freilich  weder  in  den  60  er  und  90  er  Jahren  des 
sechzehnten  Jahrhunderts  noch  162??,  aU  man  eine  dMUt-rnde 
Ritt»  1  srhaftskaase  errichten  wollte,  ohne  die  Hüte  de»  herzogUchen 
Landreiters  -.  In  den  zwanziger  Jahren  des  siebenzehnten  Jahr- 
hunderts versuchte  der  Wolgaster  Adel,  auf  die  ursprüngliche 
LAndeseinteiluDfi;  in  vier  bis  sechs  Zirkel  znrttckzugrdfen,  während 
der  Stettiner  zehn  der  Amtseinteilung  angepalste  Bezirke  für  die 
gemeine  Ritterschaft  und  einen  in  alter  Gewohnheit  begründeten 
für  die  Schlolsgesessenen  erhielt  Aus  ihnen  gingen  die  adligen 
Landräte  liervor. 

Wichtige  \''orInpfen .  die  d(*m  Ausschuts  unterbreitft  werden 
sollten,  wurden  vorerst  d<>n  St-lnden  mitgeteilt.  iiiese  be- 
rieten sie  auf  den  Bexirkstageji  und  der  StJtdteversauinihni^, 
und  gaben  ilne  bclirifüichc  Meinungs  oder  Willensaulserung  ihren 
Vertretern  ah  Instruktion  mit  Es  ward  in  solchen  Füllen  auch 
fiblichy  da&  nicht  blofs  die  testemannten  Landrttte,  sondern  auch 
dnzelne  andere  Mitglieder  der  Landschaft  zu  sog.  Konvokations- 
tagen  einberufen  wurden. 

Die  Macht  des  I^andratskollegiums  beruhte  auf  seiner  Ver- 
mittlerrolle, wpIcIh»  den  \'erlcehr  zwischen  TTerzop:  und  Unter- 
thancn  in  >eme  Hiinde  leute;  nicht  minder  kam  ihm  zii^-nte,  dafa 
die  () herein nuhmer  des  LÄndk.isfcns  aus  seiner  Mitte  gewählt 
wurden,  welche  die  Befugnis  hallen,  die  Auszahlung  der  vor- 
handenen und  die  Einziehung  der  etwa  noch  bewilligten  Steuern 
KU  ▼erweigern,  so  oft  der  Herzog  Wünsche  auf  Beseitigung  der 
ständisch^  Beschwerden  nicht  in  Acht  nahm*.  VorKnglich  ver- 
körperte sich  seine  Gewalt  in  der  Person  des  Erblandmarschalls, 
der  sein  Vorsitzender  war;  nur  fand  sich  kein  Ewald  von  Dem- 
ming, um  dem  Amte  Leben  und  Bedeutung  einzuhauchen.  Der 
Landmars'  hall  und  nicht  mehr  der  Herzog  schrieb  die  stftndischen 
Vei'sammlungeu,  sofern  sie  keine  gemeinen  Landtage  waren,  aus 
und  liberwies  die  Rrj^'erungsvorlagen  den  Bezirken  zur  \  or- 
beratung.  Eileröucht  und  »Streit  bemächiigten  bicli  daher  der  hohen 
Stellung  mit  gutem  Rechte,  aber  nicht  zu  der  Landschaft,  sondern 


«  Kesoluüon  1G27  Vlll.  Ib.,  W.  T.  39  Nr.  86. 
«  Convent  1563  VI.  8.,  Dfthnert  IV,  456.   St  T.  97  Nr.  91  f.  2ts 
T,  94  Xr.  9S 

»  Dähnert  I,  629. 
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zu  <les  Fürstenliauses  Vorteil.  Sie  koniitt  n  u8  in  Wolgast  um 
t>o  leichter,  als  die  Marschallswiirde  dort  ;:eieilt  war  \ 

Und  wie  Zwietracht  die  Macht  des  LandinfusrhalL-i  iiiclit 
wirksam  werden  liefe,  so  trafen  andere  Orimde  zu^amiiien ,  um 
die  Entwicklang  des  landrttdichen  Rollegiums  überhaupt  anfsu- 
halten.  Das  msebt,  auf  Geldbewilligungen  ohne  vorherige  Be- 
fragung der  Zirkel  iiii  lit  einzugehen,  war  so  ziemlich  da^i  einzige, 
ireUich  gut«-  imd  kluge  Recht,  welchem  die  schwachen  Seniores, 
wie  es  die  Landrftte  meist  waren,  den  siebzigern  nahe,  zur  Gel- 
tung hrachten,  Sie  wnfsten  sieh  nicht  die  gewichtii^e  Krlaubnis, 
ohne  W  issen  des  Fiir&teii ,  wann  und  wo  immer,  zusammen- 
ziiTreteii,  /ai  erzwingen:  nureiumal  im  .lalire  am  I»art[ioloniäitage 
kuaiitcn  sie  die  P^inberuiung  Ibrdern.  6m  hielten  an  der  ver- 
aheien  Ansicht  fest,  dafs  sie  y«in5ge  der  Privilegien  nur 
die  Imingen,  so  zwischen  HeiTn  und  Unterthanen  Airfielen , 
in  der  Güte  oder  zu  Rechte  hinzulegen  hätten;  alles  andere 
däuchtc  ihnen  gefkhrlich.  Damit  haben  sie  «h  n  KinHufs  der 
Stünde  ebenso  wie  durch  ihre  Unlust,  die  beschwerliche  Heise  zu 
tlen  Sitzungen  oft  zu  machen,  gelähmt;  denn  die  Berufung  eines 
gemeinen  T^andtages  gab  der  Herzop:  gar  zu  selten  nach,  er  handelte 
lieber  auf  ci<;ene  Fau9t.  wenngleich  ohne  Befugnis. 

Die  8tiidiiöcheu  Landräte  sind  nicht  bestimmend  hervorge- 
treten. Denn  ihre  Auftraggeber  konnten  nie  mehr  so  recht  unter- 
einander  eins  werden,  seit  sie  Über  das  Steuererhebungsverfahren 
in  Unfrieden  geraten  waren.  Sie  entbehrten  des  wahren  Mutes 
smm  Widerstande.  Stralsund  wehrte  sich  gegen  den  modus  &cul- 
tatum  fast  nur  aus  oppositionellem  Trotze,  welchem  es  ^ar  zu 
sehr  an  lebendiger  Kraft  und  innerer  Rerechtiprung  gebrach,  als 
dafs  er  den  fj;  nizen  Stand  aut  die  Dauer  zum  Kampfe  mit  sich 
hätte  fortreiisen  können,  l^s  selbst  zog  schliefslich  den  Ansehhifs 
an  Schweden  der  Unterwerfung  unter  den  Willen  seines  Herzogs 
vor.  Philipp  Julius  hatte  es  Ireilich  gradezu  zu  einem  solchen 
Schritte  aufgereizt,  als  er  die  gebietende  Stadt  1620  trotz  aller 


'  Im  Woiga-ster  Orte  gab  es  zwei  Marschallsfamilien:  die  liii<;en« 
hagen  .  dit;  ihre  Wünl«*  im  f.ntule  Harth,  in  dem  Bezirk  flos  ('h«'nialii;en 
Fürsteutunis  Kügen,  imd  die  Maitzahn.  die  sie  in  (imi  ultpummerscheil 
Anteil  de.^^  ilerzogtums  aiutthten.  Schon  in  den  70er  Jahren  des  sech« 
zehnten  .lahrlii.n  icrte  verlanjy:ten  ilio  M:ilT/;ilin  das  Marschallsamt  in  ganz 
Wolgast  ohne  Uiiterscliied  der  Herzog-  und  FUr5tentüin«r;  doch  ein  Ur- 
teil Emst  Ludwigs  etwa  von  l.^bO  fiel  zugunsten  der  Bugenhagen  aus. 
1608  hiac  h  der  Streit  durch  die  St  huld  der  Bugenhilgen  wieder  aus. 
Philii)])  J.  stellte  teils  den  alten  Zustand  wieder  hör.  teü«  ordtte*»»  pr  Pinrn 
Wechsel  der  Cieschäftstührung  vxn  Jahr  zu  Jahr  an.  (.ewalithati^  hatte 
er  sehon  1607  den  Greifewaliler  Marschall  Heinrich  Maltzahn  wegen  an- 
geblicher Übercrirt't  einfach  für  nhi:.  ?tn/:  crklürt  und  Emst  Ludwig 
Mattzaliii  au  »eine  Steiic  berufen,  ü einrieh  mulste  sich  darauf  beschränken, 
seinen  Ärger  an  seiner  armen  fJausfrau  ansasnlassfu.  Später  wiederholten 
sich  solche  Mafsregelangeii  der  Marschälle.  Fast  alle  Aktenstucke  W. 
T.  39  ür.  140. 
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Warnungen  aub  dem  LaiidratskoUeg  verdrängte.  Die  audereii 
Städte  lernton  es  sich  zu  beugen. 

Wie  die  Erfolge  Johann  Friedrichs  mit  seiner  Persönlichkeit 
SU  Grabe  gingen,  verschwand  auch  die  Bedeutung  der  Wolgaster 
Gemeinden  mit  der  doreh  die  Pürsten  sewaltlhätig  erfolgten 
Beseitigung  ihrer  Ftthrer,  unter  denen  sich  namentliä  der  ehr- 
geizige sundische  Syndikus  Domaan  hervorgethan  hatte. 

Allerdinprs  erreichten  sie  von  dem  bedrängten  Philipp  Julius 
das  Versprechen  eines  öffentlichen  Verzichtes  auf  die  kaiserliche 
Trankbteuererlaubnis,  aber  der  Herzog  hat  nie  mit  der  Einlösung 
seines  Wortes  Ernst  gemacht  Sucliten  die  Kegierungen  damal>  die 
Accise  nicht  zu  erzwingen,  so  gebot  ihnen  das  weit  mehr  die  Rücksicht 
auf  die  wirtschaftlich  erstarkte  Ritterschaft  als  auf  die  von  ihr 
hedrohten^  verarmenden  Stftdte.  Ak  die  Hauptstadt  des  Stettiner 
Ortes  damals  ihre  zumeist  durch  kostspielige  Prozesse  entstandenen 
Schulden  in  der  Höhe  von  884857  Gulden  mit  EUlfe  einer  Bier* 
aufläge  decken  wollte,  hätte  der  Herzog  trotz  seines  mehrmaligen 
Vetos  endlich  nacligegp^Hn  :  aber  der  Adel  duldete  es  mcht  iTim 
galt  1618  schon  die  Erlaubnis,  die  zur  Ausfuhr  bestimmten 
Waren,  —  nicht  die  zur  iStadt  gebrachten,  welche  den  Bürgern 
oder  Lehnsleuten  verkauft  wurden,  —  mit  einer  Abgabe  zu  be- 
lasten, fUr  ein  derart  weitherziges  Entgegenkommen,  daJs  er  vor- 
sichtshalber die  Regulierung  der  Aoeiseerhebung  in  die  Hand  und 
den  freien  Willen  des  Hensogs  legte,  damit  der  gememe  Nutsen 
des  Vaterlandes  gewahrt  werde*. 

Die  Kitterschaft  mochte  um  so  mehr  auf  die  Vertretung  des 
gemeinen  Nutzens  durch  die  Regierung  rechnen,  als  seine  For- 
derungen inVf/ni,^  auf  das  JSteuerwesen  Ifil'^  auch  ihr  geg^über 
mit  durchgr  iitMidem  Erfole^e  geltend  gemacht  worden  waren. 

Nur  äulb*  i  lich  bHeb  das  Steuerwesen  wahrend  der  Jahre 
1612 — 1G25  in  der  Gewalt  der  Stände:  Obereinnehmer  tuiirten 
wie  vordem  seine  Verwaltung,  die  Landkasten  standen  in  Greift- 
wald  und  Stargard,  das  Lan£atskoU€^um  heeinflnlste  die  Schoft- 
erhcbuug  durchaus.  Aber  sein  Geist  wurde  im  Wolgaster  Orte 
allmählich  von  Grund  aus  ein  anderer.  Im  Juli  1612  hatte  der 
Adel  zunächst  die  Steuerbarkeit  der  innerhalb  30  Jahren  einge- 
zogenen Ländereien  zugestanden;  schon  im  Dezember  folgte  der 
entscheidende  Beschlufs,  der  in  den  nächsten  Jahren  öftei-s  wieder- 
holt ward:  dafs  alle  Hufen  im  Lande,  gleichviel  ob  sie  ritter- 
schat'tliclies  oder  liäuerliches  Eigentum  oder  Pachtbesitz  wären, 
und  auf  welchen  Titel  hin  sie  auch  abgabenfrei  gewesen  sein 
machten,  schatspflichtig  sein  sollten^. 

'  Asil.cr  Thiede  die  Verhatidlun-eii  St.  T.  94  Nr.  90  u.  95  v.  I  u.  II. 

«  Kesoiutiou  1612  Vll.  6.  und  Mandat  1012  XIL  5.,  W.  T.39  Nr.Cia 
V.  I  n.  IV.  Weitet«  Notizen  in  Nr.  55,  56,  74,  dOi  DKhnert  IV,  613,  643. 
Nur  di<>  rfarrhufen  blieben  oximiert,  soweit  die  Pfairherren  816  anter  dem 
eigeneu  Plluge  battea.   Vgl.  6.        140  und  17U. 


Digitized  by  Google 


XIV  1. 


201 


Oewifs  war  die  Ausführung  nur  mangelhaft,  die  durch  sie 
gebotene  Neuvermessung  des  Grundbesitzes  ein  Werk  von  Jahr- 
sehnten  mid  die  Berechnung  der  Hnferaahl  nach  der  Maaae  des 
ziir  Amnaat  bestimmten  Getraidee  eio  Kolbehelf  ^ ;  aber  aolche  Nach- 

teiie  verschwanden  vor  der  Bedeutung  des  ritterwihaftlichenVenBichtes 
auf  die  Steuerfreiheit  und  dem  Siege,  welchen  damit  das  die  all- 
^'emeinen  Interesaen  vertretende  Fürstentum  über  die  Sonderrechte 
eines  Standes  davon  getrap^cn  hatte.  Es  dauerte  darauf  nur  kurze 
Zeit,  so  ling  der  Ad»  1  an,  auf  den  Ersatz  des  so  fest  gehaltenen 
Hüten-  und  HäuserKcliosse^  ditrcli  den  viel  verabscheuten  gemeinen 
Pfennig  oder  gar  die  iranksteuer  zu  drängen.  £r  setzte  sie 
um  80  schneller  dureh,  ab  er  die  StKdte  lu  ttberstimmen  vermochtey 
seitdem  die  Stimmeneinheit  der  Enriea  aom  Giiitigwerden  einea 
Beechlusses  nicht  mehr  Ton  nöten  war.  Leider  gelang  ee  ihm 
bei  der  Gckgenheii,  noch  einmal  aich  BegüDStigimgen  au 
▼erschaffen  ^. 

Auch  auf  wirtschaftlichem  und  socialem  Oeltiete  wufste  die 
liirstiiche  Gewalt  allau  weite  Überghü'e  der  Stände  zurückzu- 
weisen. 

Schon  1581  war  man  damit  umgegangen,  die  ücäctzgebung 
der  50  er  und  60  er  Jahre  aufzunelmien.  Obwohl  un^hig  zu 
nraktischer  Arbttt,  widmete  nch  die  Landachaft  mit  Ausdauer  und 
Verliebe  der  Bekämpfung  der  „heUloeen,  verflachten  Hoflto": 

aber  ihre  unsinnige  Strenge  wie  der  geachlosaene  Widerstand  iler 
betroffenen  Klassen  machte  alle  Bemtlhungen  zuschanden.  Hin- 
gegen verzeichnete  die  Regierung  tüchtige  Fortscliritte  in  der 
Beseitigung  der  ständisclien  (Berichte.  Ihre  EinschräDkung  gelang 
Johann  Friedrich  und  Bogislav  selbst  in  Stettin^.  Vor  allem 
ftlllt  die  tiberlegenheit  des  Fürstentums  bei  der  Behandlung  der 
Bauernfrage  ins  Auge.  Nicht  einmal  im  östlichen  Orte  vermochte 
der  Adel  völlig  zu  siegen ;  die  Banemordnung  von  1616  verhütete 
trota  Ihrer  grolsen  Zugeständnisse  an  die  Kitterschaft  die  Um- 
wandlung d^  f  lintei^assen  in  einen  reinen  Ackersklaven  und  ver- 
stand es,  ihm  dartiber  hinaus  noch  einige  Rechte  zu  sichern.  In 
Wolgast  aber  erklärte  der  Herzog  1618,  dals  die  ülteren  Ord- 
nungen fiir  sein  Liind  genügten,  sobald  die  1  Beamten  sie  mit 
starkem  Ernste  ausftlhrten;  und  die  Landschaft  wagte  darauf 
nicht  mehr,  ihren  Wunsch  auf  Übernahme  der  Stettmer  Ordnung 
zu  wiederholen*. 


'  Vgl.  die  Ausführungen  über  diesen  Notbehelf,  die  sich  in  der 
(.Te:<ch.  der  brandenburgiscoeD  Fioauzeo  lt>40  — 16Ü7  Ii.  I  von  Breisig 
(Leipzig  1895)  S.  202  finden. 

-  IGJT  wurde  der  Ritterschaft  erlaubt,  bei  der  V'ermögenseinschätzmig 
zur  Steuer  für  jeden  Koladienst  1000  Thaler  in  Abzucr  zu  bringen,  was 
sie  nach  W.  T.  39  Nr.  77  v.  III  schon  1(>2:^  beantnii^'t  hatte. 

Nachrichten  über  das  Stettiner  Schul/.engericht  St.  T.  124  Nr.  12 ; 
betr.  der  Hädt.  Jurisdiction  nber  Adlige  VV.  T.  39  Nr.  41. 

*  W.  1'.  39  Nr.  62  und  {j'6. 
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Es  ist  demnach  ein  nicht  uuti-cuudliches  Bild,  welches  der 
Zustand  des  staatUcbeD  Lebois  in  Pommern  am  Ende  des  Zeit- 
alters erweckt  Sicherlicli  war  die  Entwicklung  zugunsten  der 
flirstlichcD  Gewalt  nicht  in  der  raschen  Welse  der  Tage  Bogislavs  X. 
und  der  Reformation  vorangeschritten ;  aber  »ie  war  doch  auch 
mit  Ausnahme  des  einzigen  Jahrzehntes  von  15(30  bis  1570.  wo 
unglückliclic  Momentr  zusammentrafen,  nie  wieder  wirklich  rück- 
läufig geworden.  Blendete  nicht  der  Glanz  der  Re;j^'eriing  eine« 
Johann  Frierlrich  dem  1  Utraehtenden  die  Augen,  so  wurde  ihm 
vielleicht  selbst  der  äulsere  Eriblg  der  Landschaft  von  1600  ab 
nicht  mehr  grofs  erscheiDen;  wie  grofs  er  aber  audi  immer  ge- 
wesen sein  mag,  so  konnte  er  dennoch  nichts  daran  ändern,  da(s 
die  innere  Kraft  des  Ständetums  dahinsiechte,  und  die  der  Re- 
eienmg  täglich  an  Tiefe  zunalim.  Der  Niedergang  und  Zusammen* 
brach  der  Städte,  der  geßlhrUchsten  Gegner  des  Fürstenturas,  voll- 
zog sich  ebenso  stetig  wie  das  Wachstum  des  herzoglichen  Ein- 
flusses auf  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Fragen  und  die 
Ausbildung  des  Öteuerwesens  in  Hinsicht  auf  die  allgemeine 
Gerechtigkeit. 

Die  Frucht  eines  Kampfes  von  anderthalb  Jahrhunderten 
war  gereift;  sollte  sie  nicht  am  Baum  verdorren  und  in  der  alten 
Httlse  verfaulen  y  so  mulste  sie  geschüttelt  und  die  Schale  besei* 
tigt  werden.  Der  dreifsigjäbrige  Krieg  hat  1020  diese  Aufgabe 
übernommen,  kmne  Zeit  nachdem  der  Tod  des  Wolgaster  Her- 
zogs ganz  Pommern  wieder  in  einer  Hand,  in  der  Hand  Bogis- 
lavs XIV.  vereinigt  hatte.  Er  ist  der  Retter  der  fürstHchen 
Macht  in  Pommern  geworden,  insofern  als  er  sie  mit  Gewalt 
von  Fesseln  losrifs,  welche  sie  nur  noch  lose  hielten. 


I'icrei'jjchu  lIotbucluirucköiKi  Slwplian  Guib&l  k  Co.  iu  Altvuburg. 
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Vorwort 


j\[anchorlei  Ereignisse  der  jüngsten  Zeit,  vor  allem  der 
im  Februar  dieses  Jahres  durchgefochtene  grofse  Konfektions- 
strike,  haben  die  Augen  nicht  nur  der  socialpoIitiHch  Gebildeten, 
sondern  aller  Denkenden  im  Volke  auf  jene  Industrien  ge- 
lenkt welche  unter  dem  Sammelnamen  der  „Konfektion"  be-, 
griffen  werden.  Es  war  vor  allem  das  Lo8  der  Arbeiterinnen 
dieser  Industrien,  welches,  nachdem  einzelne  Mitteilungen 
darüber  in  die  weitere  Öffentüchkeit  gedrungen  waren,  nicht 
nur  das  allgemeine  Mitleid  erregte,  sondern  zur  Unterstützung 
i\fr  Konfektionöarbeiterbewo;4ung  auch  von  Seiten  solcher 
Kreise  flihrte,  die  sonst  wenig  geneigt  sind,  den  Klagen  der 
arbeitenden  Klassen  Gehör  zu  schenken. 

Der  Wissenschaft  war  die  eigentumliche  Gestaltung  jener 
specifisch  grofsstädtischen  Industrien  schon  lange  bekannt. 
Hatten  doch  yor  allem  die  Erhebungen  der  englischen  ,,Swea- 
ting  Commission"  ein  grelles  Licht  auf  eine  der  traurigsten 
Erscheinungen  des  socialen  Lebens  der  Gegenwart  geworfen: 
das  Sweiiting  System. 

Kingehende  Besehrei})ungen  nach  ^?eiten  ihrer  Entsteh- 
ung, Kntwickehing  und  Betriebsform  haben  die  Konfektionfs- 
induKtrien  jedoch  nur  in  geringerem  Mafse  getuiiden;  nn  ist 
wunli-n  sie  im  Vergleich  zu  anderen  Hausindustrien  imr  kurz 
beliandelt.^ 

Zu  einer  näheren  Untersuchung  in  der  angedeuteten 
Richtung  mufste  besonders  eine  Industrie  reizen,  welche,  wie 
die  Wttscheindustrie  Berlins,  den  rein  hausindustriellen  Cha- 
rakter abgeworfen  hat  und  in  ihren  verschiedenen  Zweigen 
die  Formen  des  Fabrikbetriebs  und  der  Hausindustrie  neben 
einander  aufweist. 

Die  Anregung  zu  der  v<irlit'grnden  Uutersiu  liung  verdanke 
ich  Herrn  Professor  Sering,  Avcklier  mich  auch  wahrend  der 
Arbeit  durch  Kat  und  Empfehlungen   in  liebenswürdigster 


'  Terfrl.  Bein,  die  Industrie  des  Voii^^lfindes,  und  die  Ver6ffentlicbut)gen 

dea  Verein»  für  Soeialpolitik  über  die  linusiiidustrien  in  I^cutschland.  Die 
neuc'^teii  Erscheinungen  nnf  diesem  Gebiete  sind  Schwiedland,  Kleinjfewerbe 
und  ii  aus  Industrie  in  Österreich,  Leipzig  lö94,  Benoitit,  Les  ouvricres  de 
l'aiguille  k  Paris,  Paria  1895  and  Oda  Olber)^,  Das  Elend  in  der  Haus- 
induatrie  der  Konfektien,  Leipzig  1896. 
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Weise  unterstützt  hat.  Es  drängt  mich,  ihm  auch  an  dieser 
Stelle  meinen  Dank  auszusprechen. 

Ich  kann  es  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  unterlassen, 
meiner  Dankbarkeit  auch  gegenüber  Herrn  Professor  Brentano 
Ausdruck  zu  geben,  welcher  mich  in  das  Studium  der  NatiO' 
nalökonomin  oinp^of^ihrt  und  darin  gefördert  hat. 

Aller  derer  namentlich  zu  irfdcnken,  welche  mich  bei 
meiner  Arbeit  in  ziiy«»i  konimcndsier  Weise  unterstützt  haben, 
ist  mir  nicht  iiiö;;lich;  vor  allem  sind  es  die  Herren  Philipp- 
sohn, Hanff  und  Hergt  und  die  Vorstände  der  beiden  Fach- 
vereine  der  Wftschearbeiter  und  Plätterinnen^  denen  ich  zu 
grd&tem  Danke  yerpilichtet  bin. 

Endlich  bin  ich  Herrn  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Boeckh 
und  Herrn  Regierungsrat  Dr.  Sprenger  für  die  gütige  Erlaub- 
nis der  Benutzung  amdichen  Materials  Dank  schuldig. 

Von  dem  Aufsätze:  ..Die  Eiitstehunfr  der  Berliner  Wilsche- 
Industrie  im  ll'teii  JahrhuiKh-rt"  von  11.  (Jrandke'  sind  mir 
durch  die  l'rcundliclikeit  dcö  Herrn  Verfassers  die  Druck- 
bogen zugegangen,  so  dafs  ich  die  Ergebnisse  seiner  Arbeit, 
mit  denen  ich  im  allgemeinen  übereinstimme,  noch  ver- 
werten konnte. 

Meine  Arbeit  war  bereits  abgeschlossen,  als  der  £nt- 
-  Iilufs  der  Reichsn  l;'«  !  ung  bekannt  wurde,  die  Lage  der 
Arbeiterinnen  in  den  Konfektions-  und  Wäsche-Industrien 
durch  die  Kommis.sion  für  ArljeitersUitistik  einer  Untersuch- 
ung unterziehen  zu  lassen.  Dies  lej2;te  die  Fra^^^e  nahe,  ob 
mit  der  Verortentlichung  der  vorliem  nden  Untersuchung  bis  zum 
Abschlufs  jener  Erhebung  gezogen  werden  sollte. 

Wenn  ich  mich  dafür  entschied,  die  Arbeit  bereits  jetzt 
in  die  Öffentlichkeit  treten  zu  lassen,  so  leiteten  mich  dabei 
zwei  Gesichtspunkte.  Erstens:  das  Hauptgewicht  dieser  Unter- 
suchung sollte  weniger  auf  die  statistische  Erfassung  der  Lage 
der  Arbeiter  gelegt  werden,  als  auf  die  Klarstellung  ihrer 
Bedingtheit  durch  die  wirtschaftliche  und  technische  Entwicke- 
lung  ihn-  Industrie.  Zweitens:  die  Veröft'entlichung  möchte 
vielleicht  Anregungen  geben,  welche  gerade  für  die  bevor- 
stehende Erliehuni,^  von  einigem  Kutzen  sein  könnten. 

Niemand  kann  dringender  wünschen  als  ich,  dafs  die 
Lücken,  welche  die  nachfolgende  Untersuchung  aufweist,  durch 
die  Erhebungen  der  Kommission  ausgefüllt,  und  dafs  die 
Fehler,  die  ihr  inne  wohnen  sollten,  richtig  gestellt  werden 
mögen. 

Berlin,  im  März  1896. 

Der  Verfasser. 


*  SchmoUers  Jalirbudi  Bd.  XX  Heft  2.  1896. 
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Von  den  BekletdungsinduBtrien  die  jttngste  und  Überhaupt 
einer  der  modernsten  Qewerbszweige  ist  die  Wäscheindustne. 

Die  Herstellung  von  Wäsche  erfolgte  bis  in  dies  Jahrhundert 
hinein  fast  ausschliefslich  hauswirtschaftlich.  Werden  doch 
bis  auf  ilen  heutigen  Ta^  in  vielen  Famih'en,  insbesondere  in 
kleinen  Städten,  die  Aussteuern  der  Töeliter  im  Hause  genrtht 
von  den  Frauen  des  Hauses  mit  Hiilte  des  CTCsindes.  War 
früher  das  Nähen  der  Wäschestücke  nichts  als  der  Schlufs- 
prozefs  des  Spinnens  und  des  Webens  der  Leinwand, 
welches  ^>en&lls  im  Hause  erfolgte,  so  brachte  die  Entwicke- 
lung  der  Textilindustrie  es  mit  sich,  dafs  diese  den  Personen, 
welche  das  Nähen  besorgten,  den  Rohstoff  fertig  als  selbständiges 
Produkt  lieferte,  welches  von  ihnen  dann  weiter  bearbeitet 
wurde. 

Der  erste  Sehritt,  der  das  W;tsehenähen  ans  dorn  Stadium 
des  Hausfleifse?*  löste,  war  das  Aufkommen  von  Lolinniilici  inuen, 
welche  ähnlich  wie  die  Sehneiderinnen  ins  Haus  kamen  und 
hier  bei  der  Arbeit  halfen  oder  dieselbe  leiteten. 

Eine  besondere  auf  Erzeugung  fertiger  Wäschestücke  ge- 
richtete Industrie  bildete  sich  zuerst  da  aus,  wo  seitens  einer 
gröfseren  Nachfrage  höhere  Ansprüche  an  die  Qualität  gestellt 
wurden,  in  En;i;Iand  und  vor  allem  im  Mutterlande  der  Mode, 
in  Frankreich.  Von  hier  aus  wurde  die  ganze  Kulturwelt 
mit  Wäscheartikeln  der  feinsten  Art  versorgt,  deren  Herstellung 
ein  gröfseres  Verständnis  erforderte,  als  die  Hausfrau  oder 
Weifsnälierin  besitzen  konnte  Aus  ähnlichen  Gründen  liet't  rte 
England  die  besonders  peinliche  Arbeit  beanspruchenden 
Kragen  und  Manschetten. 

Auch  in  Berlin  begannen  bereits  zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts grOlsere  Leinengeschäf^e,  welche  bisher  nur  das  Koh* 
material  mr  die  Wäsche  in  Stücken  yerkauften,  einzelne  fer- 
tige Wäsdieattlcke  anzubieten,  und  vornehme  Familien  liefscn 
bereits  ganze  Ausstattungen  von  ihnen  fertigen.  Daneben  sind 
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es  die  „Nähscluil'  n"  ,  welche  ursprünglich  zu  Lehrzwecken, 
spftter  mehr  und  mehr  zu  Erwerbszweckon  oineii  Teil  der 
häuslichen  Produktion  an  sich  reilsen  ^.  Doch  scheinen  die 
Leinengeschäfte  schon  &tth  eigene  Nähstuben  begründet  zu 
haben,  in  denen  sie  bis  zu  50  und  mehr  Nftherinnen  unter 
Anwendung  einer  he>  der  hauswirtschaftlichen  Herstellung 
nicht  anwendbaren  Arbeitsteilung  beschäftigten. 

£inen  neuen  Anstofs  erhielt  die  Industrie  durch  die  £r- 
findung  der  Nähmaschine  im  Anfang-  der  vierziger  Jahre  dieses 
Jahrhund ert?=:.  welche  sich  zuniti'list  in  ihrem  \'aterlande  Amerika 
rasch  verbreitet"  ,  aher  schon  seit  1855  in  Deutschland  fabriziert 
AMir  l      liereits  arbeitet  in  Berlin  die  erste,  amerikanische 

ISahiiuucliine.  Seitdem  begann  die  schnelle  Verbreitung^  und 
die  durch  die  Konkurr^s  der  Fabrikanten  bewirkte  Ver- 
billigung  der  Maschinen  in  Deutschland.  Die  Wheeler-Wilson- 
Maschine  kostete  nach  ihrer  Einführung  65  bis  72  Thaler, 
1870:  40  bis  45  Thaler,  1885:  110—120  Mark,  jetzt  80-90 
Mark. 

Die  Nähmaschine,  welclie  in  der  Minute  400  Ijis  800  Stiche 
zu  machen  im  stände  ist^,  beileutete  eine  urof.se  Beschleu- 
nigung der  Arbeit  und  damit  Verniehrharkeit  der  Produktion. 
Zunäclist  aber  herrschte  in  dem  Publikum,  welches  bisher 
allein  Abnehmer  der  fertigen  Wäacheartikel  war,  ein  lebhaftes 
Vorurteil  ^i^^an  die  Maschinenarbeit,  und  so  behielten  die 
guten  Geschäfte  die  Handarbeit  in  ihren  Nähstuben  bei  und 
ttberliefsen  es  den  Lohnnfiherinnen,  an  der  Maschine  zuarbeiten; 
diese  aber  gingen  nun  nicht  mehr  in  die  Familien,  sondern 
arbeiteten  in  ihrer  eigenen  Wohnung,  allein  oder  mit  Httlfe 
von  Mädchen,  welche  sie  anlernten. 

Mit  dem  sehwindendeu  Mifstrauen  jregen  die  Älaschinen- 
arbeit  begannen  aber  <lie  Leinengeschäfte  jene  Maschinen^ 
nähcrinnen  auch  ihrerseits  zu  beschäftigen  und  aus  den  Lohu- 
uäherinnen  wurden  so  zum  grofsen  Teile  Hausindustrielle. 
Hierin  liegt  die  Ursache  der  merkwürdigen  Erscheinung,  dafs 
mit  dem  Aufkommen  der  Nähmaschinen  zunächst  nicht  der 
geschlossene  Betrieb  gestärkt  wird,  sondern  die  zersj)litterte 
Heimarbeit  entsteht.  Die  Nähstuben  der  Geschäfte  bleiben 
in  ihrer  Produktion  auf  den  nicht  nur  relativ  sondern  absolut 
immer  gerinfrer  werdendrn  Teil  des  Publikums  beschrflnkt, 
der  nach   Handarbeit  verlangt.     Nur   wenige^   führen  die 


'  Diu  Batstebuiiff  und  Bedeutung  der  XabBchulen  hut  Grandke  a.  a* 

O.  klargelegt. 

*  Nach  Graudke  verzvrolfrachte  sie  die  Leistung  der  Handalherin, 
8.  230. 

*  Dio  von  Orandk«*  «-itiiTte  StolK-  l»ei  Viehaliu  (Statistik  des  Zollvereins 
im  nördlithen  l)eut,>cLlau(l  ill.  liiüö):  „In  deu  grufseu  üstiidtcn  liaUiu  sich 
.  .  .  .  grofite  Kähaustalten  für  WeiTsseug  gebildet,  welclii»  mitunter  Htuiderte 
von  fleir»igen  Händen  bt'schäfügen  und  besonders  seit  Einführong  der  NXli- 
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Mascliincnarljint  ein,  zeigen  sicli  aber  der  Konkurrenz  der 
haiisindustriellen  Maschinennfiherinneii  nicht  gewachsen,  da 
(liti  Vorteile  der  Arbeitsteilung  nodi  verhältnismafsiji:  gering 
riind,  so  lange  es  sich  nicht  um  Gegeuätande  haii'lt'ltj  die 
ina:*senweiöe  hergestellt  werden ,  der  Kapitalaufwand  für  Ma- 
schinenarbeit jedoch  erheblich  gröfser  ist,  als  ein  solcher  fUr 
Handarbeit.  Die  meisten  dieser  Nähstaben  gehen  allmählich 
ein,  und  erst  später  erstehen  neue  auf  anderer  Grundlage  ^ 

Aufserhalb  Berlins  wurde  in  Deutschland  nur  in  Bielefeld 
und  in  Sachsen  fertige  Wäsche  hergestellt:  liier  waren  es 
Kragen  und  ^ran*;ehetten  gewr)hnlichster  Art,  dort  Hemden- 
einsätze, welche  den  llauptiregenstaud  der  l'^abrikation  bildeten. 
Kt'in  Wunder,  dafs»  darum  Berlin  mit  seinem  starken  Fremden- 
verkelir  bald  ein  gesuchter  Absatzmarkt  fiir  Wäsche  wurde. 

Zunächst  errang  das  Berliner  Fabrikat  in  der  Provinz 
einoi  vorzüglichen  Ruf,  bald  gin^  ein,  wenn  auch  geringer, 
Teil  der  Erzeugnisse  ins  Ausland.  Nicht  nur  waren  es  russische 
VergnUgungsreisende,  die,  bevor  sie  in  die  Bäder  fuhren,  sich 
in  Berlin  versorgten,  sondern  bereits  in  den  fünfziger  Jahren 
melden  die  Berliner  Altesten-Berichte,  dafa  die  Wäscheartikel 
im  Auslande  sehr  beliebt  geworden  seien  und  auf  den  holländi- 
schen und  Ubersei  iselien  Märkten  mit  frauzöfiiücher  und  eng- 
lischer Ware  konkurrieren-. 

üie  Hauptsache  aber  war,  dafs  der  Bedarf  nach  den  Er- 
zeugnissen dieser  Industrie  ein  stetig  wachsender  war,  indem 
mit  dem  fortschreitenden  Wohlstände  und  mit  der  zunehmenden 
Verbilligung  der  von  den  Geschäften  gelieferten  Wäsche  mehr 
und  mehr  die  hauswirtschaftliche  Herstellungsweise  zurückge* 
drängt  wurde.  Die  Möglichkeit,  den  Verbraueh  noch  in  un- 
gemessener Weise  zu  steigern,  bildete  die  Grundlage  für  eine 
Entwickelung,  welche  Mitte  der  sechziger  Jahrr"  einsetzt. 

Die  W^äsche,  insbe8ond«'re  die  Leibwiix  lie,  um  welche  es 
sich  in  der  Hauptsache  handi'lr.  wurde  bislicr  fast  ausfeeliliefs- 
lich  iiueli  Mafs  gearbeitet-  tdieui  die  meisten  Wäschesiiicke 
bedürfen  entfernt  nicht  einer  solchen  Anpassung  an  die  indi- 


ma«chinen  den  Chsmkter  von  Mainitakturen  anprenommpii  haben, ^  ist  otton- 
\i:\r  eine  Verallgemeiownng  cinzt^Iner  Hfispiele  {\\\e  dvn  aus  Mühlliaust'n 
bericlif'  ten  Falls).  Wenn  er  für  Berli4f  öO  üescliäfte,  <iie  HcMiidf  n  zum  Hamk-l 
uiachcQ  las^KiU,  darunter  5  grüfsere  und  einen  mit  GOO  l'ersouen  anführt, 
das  mehrere  NXhstttben  crriebtet  hahe^  in  denen  unter  einer  Dtrectrice  und 
mehreren  Lehrerinnen  Junf^e  Mndrhni  für  die  Näherei  aiisfrehihlet  würden, 
so  beruht  die  h'tztc  Zahh>nangabe  siehorlicli  auf  i.'berschätzuiiLr.  da  ich  «lurch 
lic&2igea  älterer  Geschäftsieute  keine  Bestätigung  dieser  Angahe  erlialteu  konnte. 

'  Diene   Entwicklung  QberRieht  Orandkc,  wenn  er  f*figt:  r,D\e  Not> 

wendigkftit,  Nähniasehiueu  t'inzii<telhMi .  hesclih'unigt  den  l  lu'r^:in;jr  in  die 
Abti;m;jiirkeit  von  dem,  der  die  nötige  Kapitalknifi  liesitzt,  um  die  Maschinen 
in  der  nötiffcn  Anzahl  zu  heschalVen,  vom  L'nternehnier."    (A.  a.  (),  S.  203). 

^  Berichte  der  Ältesten  der  Kaufmana»cliaft  von  Berlin,  Jahrg.  It<ö5 
&  90,  Jalttg.  1859  8.  35. 
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vidueile  Figur,  wie  die  aus  schwereren  8toffcn  bestehend«Mi 
KleidnngsHtüeke.  Es  erwies  sich  daher  als  möglich.  Wftsclie- 
stücke  in  bestimmten  Normalgröfsen  uul  \  orrat  zu  arbeiten. 

Nach  1864  begannen  einzelne  unternehmende  Kaufleute 
mit  Hülfe  der  bereits  ausgebildeten  Hausindustrie^  Wäsche  in 
gröfseren  Quantitäten  nur  fllr  TN'iederverkäufer  herzustellen. 
Und  dies  erwies  sich  als  ein  so  glückliches  Unt  rin  hmen,  dafs 
das  Berliner  Engrosgeschifft  sich  in  merkwürdig  kurzer  Zeit 
nicht  nur  den  «^csamton  deutschen  Markt  eroberte,  sondern 
auch  im  Auslände,  insbesondere  ILdland,  seine  IVanziisischen 
und  englischen  Konkurrenten  schlug. 

Der  Rut".  den  sich  das  Berliner  Detailcreschftft  erNvoi  bm 
hatte,  kam  dem  autstrebendcn  Engrosgeschäl't  zu  Gute.  Die 
Detaillisten  der  Provinz  konnten  nun  die  Berliner  Ware  auch 
ihrerseits  anbieten.  Trotzdem  hatte  das  Engrosgesebäft  mit 
dem  immer  noch  regen  Vorurteil  zu  kämpfen,  welches  gegen 
den  Bezug  fertiger  Wäsche  überhaupt  bestand.  Ein  lebhamr 
Aufschwung  datiert  seit  dem  deutsch- französischen  Kriege,  nach 
dessen  Beendigung  die  Entwickelung  Berlins  f\berhaupt,  und 
seiner  Industrie  insbcMondere,  aufserordentlich  fortschritt.  Im 
Auslande  wurden  Kufsland  und  Holland  die  Hauptabnehmer. 
Der  Absatzmarkt  in  Inland  und  Au.sland  erweiterte  sich  fast 
ununterbrochen  bis  etwa  zum  Jahre  1880;  diese  Ausbreitung 
bietet  wirtschaftlich  wenig  interessante  Momente. 

Das  Engrosgeschäft  hatte  zunächst  seine  Arbeitskräfte  in 
Näherinnen  gefunden,  welche  bis  dahin  oder  auch  noch  weiter 
nebenher  für  das  Detailgeschäft,  oder  welche  als  selbständige 
Lolinnäherinncn  gearbeitet  hatten.  Es  hatte  aber  eine  starke 
Verniehrunjj^  der  Arbeit-^kräfte  bewirkt.  In  einer  Sf;idt  wie 
Berlin  t'anrl  sieh  mit  Leichtigkeit  eine  grofse  Zahl  alterer 
^ladchen  oder  \\  itwen,  welche  mit  Freuden  die  Gelegenheit 
ergriffen,  sich  durch  eine  ihnen  bereits  geläutige  Arbeit  einen 
kleinen  Verdienst  zu  schaffen.  Auch  wurden  in  der  ersten 
Zeit,  um  Arbeitskräfte  heranzulocken,  verhältnismäfstg  hohe 
Löhne  gezahlt,  so  dafs  sogar  im  Jahre  1867  die  Löhne  den 
steigenden  Lebensmittelpreisen  folgten^. 

Angeregt  durch  den  Erfolg,  welchen  die  Begründung  des 
Engrost^'esehäfts  gehabt  hatte,  schuf  der  Unternehmungsgeist 
Ende  der  OOer  Jahre  einen  neuen  Zweig  der  U'.iseheindustrie 
in  Berlin,  die  Herstellung  von  Kragen  und  Manscie  tten.  Diese 
hatten  sich  schon  lange  als  teeeigneten  Gegenstand  der  Massen- 
erzeugung erwiesen  und  wurden  als  solcher  vorwiegend  in 
England  fiabriziert  und  in  Deutschland  mit  Ausnahme  der  ge- 
ringsten Qualitäten  fast  ausschliefslich  von  dort  bezogen. 

Zur  Herstellung  dieser  Artikel  gehört  im  Gegensatz  zu 
der  von  anderen  Wäschestücken  ein  gröfseres  technisches  Ver- 


1  Ältesten-Bericht  von  1867.  6.  Ö6. 
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st.inclnis  und  eine  strengere  Beaufsichtigung  der  echwierigeren 
Arbeit,  und  es  war  eine  gewisse  Arbeitsteilung  von  vornherein 
gegeben.  Daher  wandten  sich  die  ersten  Unternehmer  in 
dieseTn  Z\vel<j:e  der  Industrie  nicht  an  die  hausindustriellen 
Ivaheriuuca ,  bonderu  begründeten  Niihstuben,  in  welche  sie 
zum  kleineren  Teil  aus  der  Hausindustrie  Arbeitskräfte  iierun- 
zogen,  in  der  Hauptsache  aber  neue  Blräfte  anlernte.  Das 
Zuschneiden  der  Kragen  und  Manschetten  Uefa  man  nicht 
durch  die  Näherinnen,  sondern  durch  männliche  Arbeiter  vor- 
nehmen. Ks  lohnte  sich,  hierfür  besondere  Arbeitskräfte  an- 
zustellen, da  Kragen  und  Manschetten  massenweise  in  gleicher 
Gröfse  gefertigt  werden ,  sodafs  eine  grofse  Zahl  von  Lagen 
des  Stoffs  nach  einem  Muster  zugeschnitten  werden  kann. 

Im  Jahre  181)5  richtete  ein  Wäschegeschäft  die,  soweit 
mir  bekannt  gewunlen,  erste  Nähstube  dieser  Art  in  eigenem 
Hause  ein.  Schon  im  nächsten  Jahre  folgte  eine  zweite,  und 
nun  schofs  rasch  eine  nach  der  anderen  empor.  Der  Anfang 
all  dieser  späteren  Fabriken**  war  ein  bescheidener.  So  hat 
die  heute  gröfste  Fabrik  mit  20 — 30  Näherinnen  angefangen. 

Aber  den  Hauptaufschwung  nahm  auch  dieser  Industrie* 
zweier  erst  nach  dem  deutsch-französischen  Kriege.  Das  Fabrikat 
verdrängte  durch  seine  Billigkeit  und  elegante  AustVdirung 
das  bis  dahin  herrschende  englische  in  kurzer  Zeit  fast  voll- 
standig  vom  deutselien  IVIarkt.  Anfangs  wurden  noch  die 
Krageneinlagen  fertig  aus  England  bezogen,  bald  aber  eman- 
cipierte  sich  die  Berliner  Industrie  auch  hiervon.  Noch  weit 
mehr,  als  von  den  ttbrigen  Wäschegegenständen,  galt  von 
Kragen  und  Manschetten,  dafs  ihr  Absatz,  der  bisher  fast  nur 
auf  die  oberen  Klassen  der  Städter  lieschränkt  war,  einer 
starken  Vermehrung  fähig  war,  indem  sieli  immer  weiter  auch 
in  den  unteren  Klassen  und  bei  der  Landbevidkernng  die  Sitte, 
weifsleinene  und  gestärkte  Kra«j^en  zu  tragen,  verbreitete,  wo- 
zu nicht  am  wenigsten  der  zunehmende  Volkswohlstand  der 
7Uer  Jahre  beitrug. 

Endlich  aber  wurden  von  der  Fabrikation  noch  andere 
Gegenstände  ergriffen,  welche  bisher  von  den  Detailgeschäften 
hattsindustriell  hergestellt  wurden,  wie  Hemdeneinsätze,  Ober- 
hemden, Cli<nnisettes  und  Serviteurs,  oder  solche,  welche  erst 
von  der  Mode  geschaffen  wurden,  wie  Damenkragen  und 
-Manschetten. 

Während  in  der  ersten  Zeit,  wie  schon  erwidmt.  der  Pro- 
duktionsprozefs  in  der  Fal)rik  sieh  auf  das  Kühen  und  Zu- 
schneiden beschränkte,  und  die  Halbfabrikate  zu  iliier  V'ulien- 
dung  in  Wasch-  und  Plättanstalten  gegeben  wurden,  welche 
eigens  für  neue  Wäsche  entstanden  waren,  begannen  die 
Fabrikanten  nach  einigen  Versuchen,  die  Wäscherei  und 
Flätterei  in  der  Fabrik  selbst  vorzunehmen,  die  aufserord ent- 
liehe Wichtigkeit  gerade  dieser  Prozesse  für  das  Aussehen 
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und  damit  die  Vf-rkäuflichkeit  ihrer  Wnr*'  zu  erkenne?!.  So 
wurde  in  einer  i  abrik  nach  der  anderen  auch  V\  äscherei  und 
Plätterei  eingeführt. 

Zunächst  wurde  in  all  diesen  Fabriken  ohne  Anwendung 
von  irgend  welcher  mechanischen  Kraft  oder  von  komplizterten 
Maschinen  gearbeitet.  Die  Zuschneider  hantieren  nur  mit 
einem  Messer,  in  der  Näherei  steht  eine  Nähmaschine  neben 
der  anderen ,  und  der  einzige  Unterschied  von  der  haus- 
industriellen Arbeit  ist  der,  dafs  zwischen  den  verschiedenen 
Mascliinen-  und  Handnälierinnen  eine  ausgebildete  Arbeits- 
teilung besteht.  In  der  ri  UT-  rei  wurde  mit  denselben  l^üti:«  1- 
eisen  gearbeitet  wie  in  jeil»  ni  Haush.-dt,  und  nur  der  ilerd, 
auf  dem  die  Bolzen  erwilrmt  wurden,  war  von  besonderer 
Konstruktion.  Allein  in  der  Wäscherei  wurde  mit  gröfsereu 
Maschinen  gearbeitet ,  welche  zunächst  durch  Handbetrieb  in 
Bewegung  gesetzt  wurden,  aber  sputer  die  erste  Einführung 
der  Damptlvraft  in  die  WKschefabrikation  veranlaüsten. 

Der  Jahresbericht  der  Fabrikinspektoren  für  das  Jahr 
1874*  zählt  für  Berlin  bereits  32  Wäschefabriken  mit  zu- 
sammen 1355  Arbeitern.  1876^  werden  50 — 00  Fabriken 
angeireben,  deren  kleinste  30  — B5  Arbeiter  und  6 — 8  Näli- 
masdiinen  beschäftigt,  während  die  gröisre  (iOO  Arbeiter,  150 
Nähmaschinen  und  eine  Dampfmaschine  von  16  Pferdekräften 
besitzt;  die  Zahl  der  Arbeiter  überhaupt  beträgt  etwa  4000. 
1877'  werden  70  Fabriken  gezählt ,  darunter  5 — 6  gröfsere, 
welche  200—800  Arbeiter  beschäftigen;  der  Jahresumsatz  dieser 
Fabriken  wird  auf  12-13  Millionen  Mark,  1879*  auf  15-16 
Millionen  Mark  geschätzt. 

Zu  verstehen  ist  dieser  aufserordentliche  Aufschwung  nur 
dadurch,  dafs  sieh  die  junge  Fabrikation  in  kürzester  Zeit  zu 
ein«  r  lebhaften  Kxportindustrie  entwickelt  hatte.  Uber  die 
Hälfte  der  Bi  rÜnf  r  Produktion  ging  ins  Ausland.  Trotzdem 
sie  hier  nicht  nur  die  englische  und  französische  Export- 
industrie, sondern  auch  einheimische  Industrien,  wie  in  War* 
schau,  Stockholm,  Wien  und  Mailand,  antraf,  wufste  die  Ber- 
liner Industrie  selbst  diese  in  ihrem  Heimatlande  wirksam  zu 
bekämpfen^.  Sie  versorgte  Dänemark  aussehliefslich  und  fand 
starken  Absatz  in  der  Schweiz,  in  Italien,  Österreich-Ungarn, 
Belgien,  Holland,  Norwegen,  Rufsland  und  den  Donaufürsten- 
tümern, drauL;'  in  SpaTii<'n  und  Portupil  ein,  strcekte  ihre 
Fühler  bereits  nach  Amerika  und  Australien,  und  selbst  Frank- 


'  S.  12. 

*  Ältesteubericht  8.  58. 

*  ÄltesteDbeiicht  6.  67. 

*  Iltestenbericht  S,  107. 

*  ÄltMtenbericht  1876  8.  58. 
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reicli  iirtfl  En^^laiid  mnfston  sich  auf  eigenem  Boden  ihre 
Konkurrenz  gelallou  lassend 

Di<"  li<'rliiier  Wüsche  zeicliiieto  sich  aus  tlurt-li  Krichhaltig- 
kfit  der  Mnöter,  geschmackvolle  und  saubere  Aubtulu'uiig  der 
Naiiarbeit,  der  Wäscherei  und  Flättcrei.  Nicht  wenig  trug  zu 
ihrer  Verbreitung  die  Berliner  Gewerbeaussteilung  von  1879 
bei;  desgleichen  die  Weltausstellung  in  Sidney^. 

Die  Zollverhältnisse  waren  in  den  70er  Jahren  für  die 
Industrie  nicht  ungünstig;:  der  Zoll  auf  das  flir  die  Kragen 
und  Manschetten  unentbelirliche  Koiiniaterial,  die  irische  Lein- 
wand,  war  1865  von  ÜO  auf  30  Mark  herab^resetat  worden, 
auf  welcher  Höhe  er  bis  zum  Jahre  1879  verblieb. 

Leichter  als  der  Kampf  auf  dem  auswürti^en  ^farkte  war 
fllr  die  Industrie  die  Eroberung  des  iuliindisehen  Marktes.  Die 
tranzüsische  und  englische  Ware  war  bald  selbst  aus  den 
besten  Detailgeschäftan  yerdrängt,  die  Ausbreitang  der  weifsen 
Wüsche  auf  dem  Lande  wurde  lebhaft  gefördert  durch  die  in 
jenen  Jahren  aufkommende  Papierwäschefabrikation,  deren 
Erzeugnisse  vielfach  bahnbrechena  für  die  solidere  Leinonwäsche 
wirkten  ^  Doch  war  der  Absatz  griifseren  Schwankungen 
unterworfen.  Insbesoudere  die  EinfiUirun«?  der  Damenwäsche 
hat  ein  liüssiges  Element  in  die  Produktion  gebraeht,  denn 
der  Bedarf  nach  dieser  ist  der  Mode  unterworfen.  Die^e 
heischt  z.  B.  1877  statt  der  gestärkte  n  Kragen  leichte  ruschen- 
und  spitzenartige  Artikel,  und  damit  erwächst  plötzlich  der 
Berliner  Fabrikation  eine  starke  Konkurrenz  durch  die  säch- 
sische. Solche  kleine  Einbufsen  konnten  aber  die  aufblühende 
Industrie  im  ganzen  nicht  erschüttern,  und  es  ist  bezeichnend, 
dafs  gerade  für  die  Jahre  1875 — 1877  die  voigtländische  In- 
dustrie die  überlegene  Konkurrenz  der  Berliner  Fabrikation 
in  llerrenwnselieartikeln  beklagt^.  W<  bemerkenswert  sei 
noi  l»  liervorgehoben,  dafs  die  grolsc  Krise  der  70er  Jahre  an 
der  jungen  Industrie  fast  spurlos  vorüberire::angen  ist. 

Die  Preisbewegung  der  Fabrikate  war  für  die  Anfan^^s- 
periode  der  Industrie  eine  stetig  fallende;  hauptsächlich  trug 
nierzn  bei  das  Sinken  der  Preise  des  Rohmaterials,  insbesondere 
der  Baumwolle,  welche  1877  einen  beis])iello8en  Tiefstand  er- 
reichte und  auch  in  den  nächsten  Jahren  Ijeiln  hielt  Diese 
internationale  Ursache  kann  aber  nicht  die  einzige;  gewesen 
sein,  denn  während  bis  dahin  die  deutsche  Ware  der  englischen 
und  französi.schen  an  J^illigkeit  nachstand,  sinken  1876  die 
Preise  der  guten  Artikel  auf  das  Niveau  der  englischen  und 
französischen  Konkurrenzware,  trotzdem  wenigstens  der  ersteren 


'  ÄltLstin-IJericht  1876  S.  58;  1877  8.  67. 

*  Älteskn-Hericht  1879  S.  107. 
»  Ältesteu-liericht  1877  S.  68. 

*  Bein,  Indiistri«  des  Voigtlandes,  Bd.  2.  S.  415. 


Digitized  by  Google 


8 


XIV  2. 


die  hilligeren  Holiblolipreiae  wegen  der  Zollfreilieit  noch  in 
erhöhtem  Grade  zu  Gute  kamen,  Ks  Avaren  vielmelir  die  mit 
der  Vermehruu^  der  Fabriken  ziiiiehmende  Konkurrenz,  der 
technische  Fortschritt,  insbesondere  durch  Einführung  der  Dampf- 
wttscherev  sinkenden  Löhne  der  Arbeiterinnen,  welcne 

den  Preisrückgang  bewirkten.  Hatte  in  den  ersten  Jahren  der 
Fabrikation  ein  fühlbarer  Mangel  an  Arbeitskräften  geherrscht, 
so  war  dieser  Ende  der  70er  Jahre  durch  fortwährendes  Heran- 
bilden neuer  Arbeiterinnen  und  durcli  Einfiihrun^^  der  arbeit- 
sparenden  Dampfwäseherf  i  ziemlich  geho])en.  Intol^edessen 
brauchten  die  in  den  GUer  Jahren  notwendiiien  Auanahmslöhne 
nicht  mehr  gezahlt  zu  werden,  und  es  kuinite  eine  gröfsere 
Arbeitsgeschicklichkeit  mit  einem  geringeren  Aufwände  er- 
kauft werden. 

Wir  kommen  nunmehr  zu  tmserer  eigentlichen  Aufgabe, 
der  Beschreibung  des  gegenwärtigen  Zustandes  der  Industrie, 
wie  er  sich  auf  Grund  der  geschilderten  Entwickelung  etwa 
seit  1880  gestaltet  hat,  und  unterscheiden  hierbei  die  Wäsche- 
konfektion, wie  die  Herstellung'  von  Wäschegegen standen  durch 
die  Detail-  und  Eii^rosgeschäfte  genannt  wird,  und  die  Wäsche- 
iabrikation,  d.  h.  die  Herstellung  von  Kragen  und  Manschetten. 
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L  Teil. 

Produktion  und  Absatz. 


A.  Die  Waschekonrektlon. 

Kap.  1.  Das  EugrosgesehHft. 

Im  Berliner  Adrefsbuche  von  1895  finden  sich  64  Wnscli.»- 
Knf^rosgeschafte  anfgefi^hrt.  Unter  Abzn«]^  von  36  unter  dieser 
jiul>rik  mitgezählten  Fabriken  ergiebt  sicli  eine  Zahl  von  28 
Eagroägeöchäiten  in  dem  hier  gebrauchieti  kSiuiie.  Diese  Zahl 
ist  natürlich  keine  genaue,  dUme  aber  annähernd  das  Richtige 

Diese  Geschäfte  sind  nach  Umfang  und  Art  recht  ver- 
schieden. Man  kann  zwei  sich  kreuzende  Scheidelinien  be- 
obachten. Die  Geschäfte  teilen  sich,  je  nachdem  sie  feine, 
mittlere  oder  gewöhnb'che  (sogen.  Arl)eiter-)Witsclie ,  anderer- 
seits je  nachdem  sie  ^länner- ,  Frauen-  oder  Kindervviisehe 
herstellen.  Es  ergeben  sieli  hierbei  manni^^faehe  Kombinationen, 
doch  kann  man  als  Extreme,  die  sieh  kaum  vereinigt  iinden, 
den  Vertrieb  von  feiner  Danienwuhche  und  den  von  bunter 
Arbelterwasclie  bezeichnen. 

Nahe  bei  einander,  im  Centrum  Berlins  befinden  sich  die 
GeBchfiftsrttume,  und  leicht  hat  es  der  Käufer,  sofern  er  über- 
haopt  persönlich  auftritt,  eir.e  ganjse  Reihe  derselben  zu  be- 
Bucnen  und  dort  erst  abzuschliefsen,  wo  ihm  die  billigsten  Be- 
dingungen gestellt  werden.  Denn  besteht  aiieh  eine  Arbeits- 
teilung zwiselien  den  Gesehiiften,  .so  ist  doch  für  jeden  Artikel 
die  Zahl  der  Konkurrenten  grofs  ^enug.  Ist  aber  der  Kaum, 
auf  welchem  sich  der  Unternehnuuigsgeiftt  der  Industrie  kon- 
centriert,  klein,  so  ist  das  Gebiet,  einerseits  des  Absatzes, 
andererseits  der  Produktion  tmi  so  grOfser. 

In  Deutschland  wird  auslandisches  Produkt  nur  noch  in 
Tenchwindend  geringen  Quantitäten  abgesetzt.  Es  sind  in 
der  Hauptsache  nur  einige  Pariser  Modelle,  die  hier  nachge- 
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ahmt  werden  oder  in  den  Schaufenstrrn  ein  oder  dos  anderen 
Liixusj^escliäftcs  prangen.  Folgende  Tabello  mn^  die  sinkenden 
üinlulirzahleu  des  letzten  Jahrzehnts  veransc  iiauiiclieii : 

In  das  deutsche  Zollgebiet  wurden  eingeführt  an  leinener 
und  baumwollener  Leibwäsche 

Tonnen         im  Werte  von  Mill.  Mark 

1885  •      39  0,4 

1886  93  0,9 

1887  84  0,8 

1888  69  0,6 

1889  31  0,3 
1800  44  0,4 

1891  37  0,3 

1892  25  0,2 

1893  22  0.2 
1804  19  0,2 

1889  enttieieii  von  der  Einfuhr  von  30800  kg.  auf 

Frankreich  16  300  kg. 
Glrofsbritannien  6600  „ 

Österreich-Ungarn  2400  „ 

Ktederlande  1700  , 

Schweiz  1 500  ^ 

Belgien  1000  „ 

1890  betrug  die  Gesamteinfuhr  43800  kg.,  diejenige  aus 

Frankreich  18600  kg. 

Grofsbritiinnien  17000  ^ 

r^sterreich-Unp^nrn  2  300  „ 

1893  und  1894  steht  England  an  erater  Stelle  mit  nur  8000 
und  6400  kg. 

Auf  dem  deutschen  Markte  aber  nimmt  in  den  meisten 
Artikeln  Berlin  unbedingt  die  erste  Stelle  ein,  seine  Iliiuut- 
konkurrenten  sind  Breslau,  Stettin  und  neuerdings  auch  Köln, 
in  welchen  Städten  eine  lebhafte  Produktion  der  geringsten 
Ware  sich  entwickelt  hat.  Aufserdem  besteht  m  fast  allen 
grüfseren  und  vielen  kleineren  Städten  eine  gröfsere  oder  ge- 
ringere einheimische  Wäscheerzeugung,  die  aber  Uberali  nur 
einen  beschränkton  Teil  des  einheimischen  IMarkts  versorgt, 
da  in  den  billigsten  Artikeln  einerseits,  dvu  feinsten  anrlerer- 
seits  Berlin  durch  die  niedrigen  Preise  jener,  die  gute  Aus- 
führung dieser  uuubertroÜ'en  ist^     Ein  Hauptabnehmer  ist 


*  Vgl.  Lienibcr  die  Ergebnisse  der  Ennifteliinwn  über  die  Lohnvor- 
hältnisse der  Arbciteriauen  in  der  Wäschefabrikation  und  der  Konfektious- 
branche,  Sammhing  der  Draeksachen  dea  Bmchstags,  7te  L^8]atarp«riodfl^  ^ 
1.  SeBsion  1887  II  \  83.  wo  .ihm  fast  allen  Teilen  de«  Reichs,  z.  15. 
Dusaeldorf  ä.  2ü  ü.,  Kühi  IS.  36,  Koburg-Gotha  S.  78,  Hessen  H.  77  über  die 
Berliner  Konknrreiis  geklagt  wird.  So  wird  ans  Köln  berichtet:  ,,I>ie  86lb8t> 
kosten  eines  bedeutenden  FabrikantNi  Ar  ein  Dtttxend  Kinderkosen  betrinjen 
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Berlin  selbst  darch  seine  DetailgesehÄfte,  welche  es  vorgezogen 
haben,  den  grOCsten  Teil  ihren  Bedarfs  nicht  mehr  selbst  arbeiten 
zu  lassen,  sondern  von  den  EniiToageschäfteu  zu  beziehen. 
T>i^'^c  sind  im  stände,  billi;:;or  zu  liefern,  als  die  Herstellungs- 
kosten fi\r  den  l)etailli.sten  Ijetragcn  wiird^Ti  l)ars  es  von 
dieser  Kegel  auch  einige  groi'ae  Ausnahmen  giebt,  sei  schon 
hier  bemerkt. 

Im  Laude  ^eochieht  der  Vertrieb  hauptsächlich  durch 
Reisende.  Die  WäaeheinduBtrie  ist  zwar  nicht  derart  Ton  der 
Mode  abhängig,  wie  die  übrigen  Konfektionsindustrien,  aber 

auch  sie  mufs  diireh  alljährlich  veränderte  Faxens  den  Ge- 
schmack des  Publikums  anregen  und  insbesondere  im  Material 
auch  gewissen  wechselnden  Modeströmungen  folgen.  80  ist 
der  MusterkofTer  des  Reisenden  das  wichtigste  Mittel  des  Ab» 
Satzes  ireworden. 

Uius<T(;  Industrie  hat  trotz  alhjr  Z<»lUeli\vieri^dveittni,  welche 
sich  namentlicli  seit  1880  schwer  fühlbar  gemacht  haben,  doch 
an  Bedeutung  nicht  abgenommen  und  sich  für  manche  Ver- 
luste bisher  immer  noch  auf  neuen  Märkten  schadlos  gehalten. 
Der  Hauptabnehmer  ist  bisher  noch  Holland.  Die  Einfuhr 
leinener  und  baumwolb  nt  r  Leibwäsche  aus  Deutschland  dort- 
hin betrug  1894  538800  k^^,  fiber  ein  Drittel  der  deutschen 
Gesanitansfuhr.  Es  fol^^en  die  Sehwefz  mit  186  300  kg.,  Brasi- 
lien mit  172100  k^'.,  Üiinemark  mit  72\^Oü  kg.  Diese  Zahlen 
sind  weniger  darnni  unzuvorlnssipc,  \v«m1  sie  sich  auf  pranz 
Deutschland  bezielien  —  denn  Jit-rlin  hat  an  der  Ausfuhr  ilen 
JLöweuauteil  —  als  deshalb,  weil  in  ihnen  der  ganz  bedeutende 
Export  Ton  Kragen  und  Manschetten  mitenthalten  Ist.  Sie 
geben  daher  nur  einen  Anhalt  für  die  relative  Beteiligung 
der  Länder  an  der  deutschen  Ausfuhr. 

Gerade  in  den  Niederlanden  ist  die  Entwickelung  eine 
recht  lehrreiche.  Hier  hatten  einst  die  englisciie  und  fran- 
zösische Wfischcindnstrie  nm  die  Herrschaft  gestritten,  beide 
sind  heute  völlig  vom  Markte  verdriinL»"! :  die  franzr)sisehe,  weil 
sie  für  den  Massenkonsum  des  Landos  viel  zu  teuer  produzierte, 
die  englische,  weil  sie  sich  nicht  wie  die  deutsche  den  Be- 
dürfnissen des  Publikums  anbequemte,  nicht,  wie  diese,  Ver- 
änderungen Tomahm  oder  gar  sich  auf  Bestellungen  nach 
Mafs  einliefs.  Neuerdings  aber  hat  Holland  angefangen,  die 
Waschet  r/j  ugnisse  selbst  nerzustellen  und  wird  hierin  begünstigt 
dur(di  den  billigen  Bezug  englischer  Baumwollgewebe,  deren 
Preis  weit  geringer  ist  als  der  zollgeschlitzter  Elsasser  Ware. 
Schon  haben  die  Berliner  Exportgeschäfte  ilire  Preise  für 
Holland  bedeutend  herabsetzen  müssen,  und  nur  der  dort  noch 


0,40  .H.  Die^flbc  Qualität  wird  in  In  -trr  ATis^tattiin;:r  \<-n  l't  ilin  nai/Ii  Kolu 
für  5  »4  geliefert/  Bei  einer  andcreu  Horte  seien  die  ditlcriereudeu  Kosten 
4,80  Jl  nnd  3,60  Jt. 
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fühlliare  Mangel  an  goschultni  Arbeitskräften  utkI  die  grölsere 
Billi^^keit  derselben  liier  luibeü  einer  Vermmderung  des  Ab- 
satzes bisher  entgegengewirkt. 

Die  gröfsere  Billigkeit  der  Rohmaterialien  und  zum  Teil 
auch  der  Löhne  ist  es,  welche  die  englische  Induatrie  vor  ge- 
fllhrlichsten  Konkurrentin  der  hiesigen  macht.  In  den  billigen 
Sorten  versorgt  England  sich  und  seine  Kolonien  voUstnndig 
selbst.  In  ganz  feinen  Sorten  dagegen  verlangt  der  englische 
Geschmack  Handarbeit  und  bezieht  sie  darum  aus  Frankreich, 
wo  die  Handnalierei  noch  gepflegt  wird.  Xnr  für  einige  Sorten 
ist  England  ein  wenig  bedeutf^ndes  Absatz^ 'biet. 

Aufser  den  genannten  und  einigen  kleineren  europäischen 
Oel)iet('n,  wie  Portugal  und  Spanien,  sind  jetzt  die  Hauptab- 
hatziiiarkte  die  südamerikauibchen  liepubliken,  insbesondere 
Brasilien.  Hier  hat  aber  eine  starke  Konkurrens  seitens  der 
Vereinigten  Staaten  eingesetzt ,  begünstigt  durch  die  unter- 
schiedliche Behandlung  bei  der  Einfahr,  die  bis  vor  kuraem 
bestand.  Während  die  deutschen  Artikel  40**/o  vom  ^A'erte 
an  Zoll  tragen  mufsten,  beaihlten  die  nordamerikanischen 
nur  25  »  0. 

So  ist  e.s  iil)erhau))t  die  Sehutzzollpolitik  des  Ausland»»», 
welche  der  Industrie  «  inen  Markt  naeh  dem  anderen  mehr 
oder  weniger  Verschlüssen  hat.  Jlulsland,  welches  der  erste 
fremde  Abnehmer  der  Berliner  Wäscheartikel  war,  und  als 
solcher  am  meisten  stsur  Ausbildung  des  Ehigrosgeschäfts  bei' 
getragen  hatte ,  hat  sich  alloDählich  durch  immer  höhere  Zoll- 
schranken dem  deutschen  Export  fast  vollständig  verschlossen. 
1803  wurden  an  leinener  nn  I  baumwollener  Wäsche  nur 
4900  kg.  aus  Deutschland  nach  Rufsland  eingeführt,  und  die 
Zahl  ist  seitdem  wahrscheinlieh  noch  mehr  gesunken,  während 
die  entsprechende  Zahl  für  das  Jahr  1880  noch  71  300  kg.  betrug. 

Nicht  in  gleichem  Mafse,  aber  doch  auch  beträelitlieh, 
hat  sich  der  einst  bedeutende  Absatz  nach  den  Vereinigten 
Staaten  gemindert.  Die  Zahlen  für  ganz  Deutschland  lassen 
allerdings  seit  1893  wieder  einen  grOfseren  Aufschwung  er- 
kennen,  doch  ist  wahrscheinlich,  dafs  dieser  zum  gröCseren 
Teile  derKraf((  n   und  Manschettenindustrie  ssussuschreiben  ist, 

Österreich- Ungarn  war  zwar  nie  ein  bedeutender  Abnehmer, 
hat  aber  e})onfnlIs  in  Folge  des  Schutzzolls  seinen  Bedarf 
äufserst  ein^ie-ichränkt. 

Dafs  auch  in  Südamerika  die  Zolljwlitik  eine  gruise  iioiie 
spielt,  war  schon  erwiihnt. 

Wenn  trotz  all  der  geschilderten  Erschwerungen  unsere 
Industrie  im  grofsen  und  ganzen  wesentliche  EinbuTsen  noch 
nicht  erlitten  hat,  so  liegt  das  in  gewissen  Ökonomischen  Vor- 
zügen, weche  sie  vor  ihren  Hauptkonkurrenten  auf  dem  Welt- 
märkte, den  franzüsisclien  und  den  englischen,  auszeichnen  und 
die  im  folgenden  sich  ergeben  werden. 
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In  groben  Zügen  kann  man  die  Arbeitsteilung  zwischen 
den  drei  Rivalen  so  veranschaulichen,  dafs  der  Weltmarkt  in 
feinen  Artikeln  durch  die  französische,  in  gewöhnlichen  durch 
die  englische,  in  mittleren  durch  die  deutsche  Industrie  be- 
herrscht wird. 

Mit  Absicht  sind  die  ßotrachtiingeu  über  den  Absatzmarkt 
in  der  Schilderung  vorangestellt  worden,  obgleich  der  Vertrieb 
der  Waren  im  Produktiousprozefs  chronologisch  die  letzte 
Stelle  einnixnmt.  AUein  die  Absatzverhältnisse  sind  entscheidend 
für  die  Bedingungen,  unter  denen  eine  Ware  produziert  wird. 

Wie  gestaltet  sich  die  Herstellung  jener  Wftscheerzeug- 
nisse,  welche  von  Berlin  aus  in  grofsen  Mengen  Inland  und 
Ausland  überfluten? 

Die  Leituii^  der  Prrxliiktion  i^t  eine  rein  kant'iniinnlsehc. 
Die  erforderliche  Ii  technischen  Keiintiu^se  sind  aufserordentlich 
crerin^  und  bescliränkoii  sicli  luuipt.sächlich  aid"  die  notweudij^e 
Bekanatüchat't  mit  dem  Kolimaterial.  Die  Muster,  üoicru  es 
nicht  solche  gewöhnlicher  Art  sind,  werden  von  der  Directrice 
entworfen,  deren  Geschmack  desto  höher  bezahlt  wird,  je  an- 
spruchsvoller der  Kundenkreis  des  betreffenden  Geschäftes  ist 
Wes'  iitliclier  Bestandteil  des  Geschäfts  ist  die  Zuschneidestube. 
Zuschneiderinnen,  die  mit  der  Schere,  in  den  gröfseren  Ge- 
schäften auch  Zii8chneider,  die  mit  dem  Messer  arbeiten,  durch- 
schneiden hier  n.ieh  der  .•iutjL:;elegteii  Zeichnun.«^  mehr  oder 
minder  starke  Lagen  des  Leinen-  oder  Baumwollstotres.  Ihre 
Zahl  beträjxt  in  den  Knerros^resehäften  etwa  10—20  im  Durch- 
schnitt. Wir  durcliachreiten  schnell  Comptoir  und  Lagerraum 
und  gelangen  zum  räumlich  kleinsten,  aber  wichtigsten  Teil 
des  Geschäfts,  der  Ablieferungsstelle.  Eine  Directrice  teilt 
hier  die  vorliegenden  Zuschnitte  in  Portionen  für  die  einzelnen 
Heimarbeiterinnen  bezw.  Arbeitsstuben  aus  und  hat  die  fertig 
gearbeiteten  Sachen  zu  prüfen  und  anzunehmen. 

Wer  sind  nun  diejenigen,  welche  Tag  nm  Tair  den  kleinen 
Abliefenin^sraum  erfüllen,  um  das  Weik  ihrer  Hand«'  ahzu- 
liefern  und  die  nach  langem,  oft  meiirere  Stunden  währemlem 
Harren  einen  Pack  neuer  Arbeitsstoffe  nach  Hause  tragen? 
Die«»e  Frage  ist  nicht  etwa  gleichbedeutend  mit  der,  von  wem 
ttberbaupt  die  Näharbeit  gefertigt  wird.  Es  ist  nur  ein  Teil 
der  Arbeitskräfte^  der  sein  Produkt  persönlich  oder  durch 
Boten  abliefern  kann,  nämlich  der  in  Berlin  und  seinen  Vor- 
orten koneentrierte.  Unter  den  hier  wohnenden  müssen  wir 
vier  Gruppen  unterscheiden : 

1.  Die  alliMn  arbeitenden  Heimarbeiterinnen,  meist  Frauen 
und  ältere  Miidclien, 

2.  Heimarl)eiterinnen  mit  i'iu  ''<1<m*  zwei  Hrdfsarbritcrinnen 
(»der  Lehrmädchen  und  Inhaberinnen  uder  Inliaber  von  Arbeits- 
stuben, 

3.  in  den  Arbeitsatuben  beschäftigte  Arbeiterinnen, 
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4.  von  den  Arbeitsatuben  abliän^jigo  lieimarbeiteriniicn. 

Auf  die  wirtschattliclie  und  aociabi  Lage  dieser  Gruppen 
büU  lu  diesem  Kapitel,  wo  es  sich  nur  um  die  Betriebsform 
handelt,  nicht  eingegangen  werden.  Hier  interessiert  nur  ihre 
zahlenmäl'sige  Bedeutung,  das  Verhältnis,  in  welchem  und  die 
Qrundsätse^  nach  welchen  die  Arbeit  unter  sie  verteilt  wird« 

Es  ist  ungemein  schwer,  die  Zahl  der  Heimarbeiterinnen 
in  der  Wäschekonfektion  auch  nur  annähernd  festzustellen. 

Gar  keinen  Anhalt  giebt  die  Berufsstatistik*.  Naeli  der 
Schätzung  «*ines  Saelikun(b'ir«'n  würde  <lie  Zahl  der  tiir  die 
WäscliL'koni'ektion  (also  Engros-  und  DetailgeschMft)  thätigen 
Arbeilskriilte  in  l^*rlin  und  N'ororten  300U  betragen.  Mir  er- 
scheint dieöe  Zalil  zu  niedrig  gegriffen.  Giebt  doch  z.  B. 
allein  ein  hiesiges  Engrosgeschäft  Arhdt  an  220  Personen  ans^ 
wobei  die  Arbeitsstuben  nur  als  Eine  Kummer  gerechnet,  also 
die  in  und  von  diesen  beschäftigten  Arbeiter  nicht  mitgezählt 
sind.  Mit  der  Sciültzung  von  4000 — 5000  Köpfen  wird  man 
der  Wahrheit  vielleiclit  näher  kommen. 

Noch  weniger  t'estzustell(.*n  sind  die  Zahlen  der  einzelnen 
von  uns  unterseliiedenen  Kategorien. 

Die  Zahl  der  Arbeitsstuben  in  Berlin  dürfte  sieb  naeh 
allerdings  \villkiirlichcr  Schätzung  auf  etwa  lÜO  belaufen. 
Rechnet  man  alle  die  Hausindustriellen,  welche  zeitweilig  ein 
oder  zwei  Arbeiterinnen  beschäftigen,  hinzu,  so  würde  allere 
dings  eine  weit  höhere  Zahl  sich  ergeben.  Die  Zahl  der  in 
den  Arbeifsstuben  beschäftigten  Arbeiterinnen  ist  eine  äufserst 
schwankende  und  aucli  nicht  annähernd  feststellbare.  Die 
gröfsten  Arbeitsstuben  beschäftigen  etwa  20,  die  gewöhnlichen 
im  Durchschnitt  etwa  6 — 10  Arbeit»'riTin<'n  in  der  Werkstatt 
aufserhalb  derselben  pflegen  es  weni^ci  zu  sein.  Es  m<>fi:«  u 
etwa  die  Hälfte  der  Knnfektionsarbeiterinnen  von  den  Arbeits- 
stuben abhängig  sein,  die  andere  Hälfte  bleibt  lur  die  direkt 
an  die  Geschäfte  liefernden  Heimarbeiterinnen.  Auch  diese 
arbeiten  häutig  nicht  allein.  Oft  sind  es  in  einer  Familie  die 
Mutter  und  eine  Tochter  oder  mehrere  Schwestern,  die  zu- 
sammen arbeiten,  zuweilen  thun  sich  auch  Freundinnen  zu- 


^  So  unterseheidei  die  vom  Jalire  1882  in  der  Grappe  Rekleidnng  und 

Reinigung  u.  a.  folgende  Untcr  nfrii ;  Näherei,  Schneiderei  und  Herstellonr 
fertiger  Kleider  und  Wjische.  Zur  Näherei  sind  dabei  gerechnrt:  „Näherinnen  , 
„.Stepperinnen",  „Weifsnäheriunen",  „Weifswarenstepperinacu"  u.  s.  w.  Für 
die  .Stadt  Herlin  beseliränkt  »ich  die  Unterscheidung  auf  „Näherei"  und  „Kon* 
fektion".  l'iit.  i'  li-  ide  Gruppen  f^iinl  di.-  Ailir-iffT  d<  r  Wnsrlioindii'-f  t  if  ver- 
teilt, es  lassen  .sicli  alnu  uidit  einmal  die  Zahlen  derselben  für  die  gesamte 
Indn^tric,  ^esehweifir«  denn  für  einen  Zweig  derselben  allein  (eatstellen.  Unter 
den  g<'naiuiten  Hubrilu  n  sind  nicht  einnwl  BÄnitliche  Arbeiter  der  Industrie 
aiitg»/,älilt.  .So  sind  die  Faluil: |il"t^tcrinnen  nnil  Wä^rlu  rinuen  walirschoin- 
lieh  dir  Untergruppe:  ,Wast.]»anstaltcu ,  Wäsclieriunen,  l'ialterinneu"  zuffc 
re(  hnet.  Vgl.  Statistik  des  deutschen  Keichs.  N.  F.  Bd.  2.  I^i^  8.  226 
nnd  lid.  3  S.  16. 
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sammen.  Nicht  immer  bedeutet  solche  Vereinigung  ein  wirk- 
lichcä  Zusammenarbeiten,  eine  Arbeit  „ITand  in  Hand",  s^hr 
oft  ist  es  nur  ein  Nebenein  niflor ,  und  nur  Ablieferung  und 
Annahme  der  Arbeit  erfolgt  ^emeinschattlich. 

Fragen  wir,  ^velche^lei  Arbeit  an  die  lieiumrbeiterinueu 
und  vv  eiche  an  die  Werkstätten  vergeben  wird ,  so  läfat  sich 
daa  kaum  allgemein  beantworten.  Ks  ^iebt  aber  bestimmte 
Artikel,  welche  Yorwi^end  in  Arbeitsstuben  gefertigt  werden, 
and  für  welche  sich  solche  specialisiert  haben.  Hierzu  ge- 
hören z«  B,  weif^ie  Unterröcke,  gewöhnliche  Hemden,  Unter- 
hosen u.  a.  Es  sind  mei^t  solche  Artikel,  bei  denen  eine, 
wenü  auch  geringe  Arbeitsteilung  als  vorteilhaft  erscheint. 
Jedoch  eignen  sich  Arbeitsstuben  nur  für  solche  iSacheu,  bei 


feineren  Artikel ,  z.  B.  Nacbtjack»ni  und  andere  Negligee- 
sachen,  welche  genauere  und  üurglultigere  Arbeit  erfordern, 
Sie  werden  fast  ausschliefslich  durch  Einzelnäherinnen  her- 
gestellt 

Femer  giebt  es  Arbeitsstuben,  die  gewisse  Specialarbeiten 
leisten,  e.  B.  solche  für  Festonnieren  und  Languettieren  (Aus- 
bogen und  Besticken  der  Ränder  von  Frauenwäschestücken). 

Die  hierher  fallenden  Knopflochnähstuben  sind  erst  bei  der 
Kragen-  und  jM*n^«  hettenfanrikatiün  zu  bespreelien. 

Endlieh  linden  «ich  Nähtstuben ,  die  alle  mdgliehc  Arl»eit 
vereinen.  So  fand  ich  eine,  in  der  nicht  nur  Daraenhemden 
und  Nachthemden,  sondern  auch  Oberhemden,  Chemisettes, 
Kragen  und  Manschetten  und  die  dazu  gehörigen  EnopfKksher 
durch  5  Arbeiterinnen  in  der  Werkstatt  und  6  Heim- 
arbeiterinnen  hergestellt  werden.  Eh  wird  gearbeitet  nicht 
nur  für  mehrere  Fabriken  und  Geschäfte,  sondern  auch  für 
Privatkunden  und  den  Detailverkauf,  der  in  einem  anstofsen- 
den  Raum  verbunden  mit  dem  von  Posamentierwaren  vor  sirh 
geht.  1)!<^'  energische  und  unternehmende  Frau,  welche  dem 
allen  vorsteht,  nur  unterstützt  durch  ihren  Mann,  der  an 
der  Knopf luchmaschine  thätig  ist,  beaufsichtigt  bald  hier  die 
Arbeit,  bald  bedient  sie  dort  die  Kunden.  Aber  eine  solche 
Vielseitigkeit  ist  doch  nur  eine  Ausnahme.  In  den  meisten 
Kähstuben  ist  der  Arbeitsprozefs  ein  durchaus  einfacher,  meist 
noch  dadurch  entlastet,  dafs  eine  bestimmte  Teilarbeit  an  die 
Heimarbeiterinnen  vergeben  wird.  I^ic  Vorteile  der  Arbeit 
in  geschlossener  Werkstiitt  sind  nämlich  nicht  so  grofs,  dafs 
sie  nic-ht  bei  st.Hrkorer  Veri^rrifsorurm-  dersel))en  durch  die 
Kosten,  insbesondere  die  liohere  VV  ohnungsmieie  überflügelt 
würden.  Auch  wird,  je  mehr  Maschinen  angesehafft  werden, 
das  Risiko  um  so  grofser,  da  die  Ari)eit  unregelmäfsig  ist. 
Jede  Schwankung  iu  der  Arbeitsgeh^gcnheit  hat  also  die 
Tendenz,  die  Zahl  jener  von  den  Arbeitsstuben  abhängigen 
Heimarbeiterinnen  zu  vermehren,    eine  Entwickelung,  die 


ankommt,    weniger  für  die 
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begünstigt  wird  einmal  durch  die  Xei;4"im-r  der  Untemelimer, 
müglichst  wenig  direkt  mit  den  Arbeiitriniien  zu  tliun  zu 
haben  und  sich  der  Kähötubeninhaber  als  Arbeitsvermittler  zu 
bedienen,  dann  durch  die  entsprechende  Neigung  der  Arbeiter- 
innen, die  68  ▼iellach  vorzieheiiy  sich  su  der  nahegelegenen  Arbeits- 
stabe  zu  begeben,  wo  sie  schnell  abgefertigt  werden,  statt  für 
den  weit(;n  Weg  nach  dem  Geschäft  erst  Toilette  ztt  machen 
und  dort  kostbare  Stunden  durch  Warten  zu  verlieren.  Und 
doch  harrt  ihrer  hier  ein  höherer  Verdienst  als  dort. 

Kehren  wir  zurück  in  das  Comptoiv  unseres  Unternehmers. 
Wir  liaben  die  KanJtle  kennen  iL,^eienit,  in  die  sich  der  von 
ihm  ausgegebene  Arbeitf^stoff  verzweigt,  bis  er  wieder  zu  dem 
Centrum  zurückkehrt,  liier  wird  die  Ware  verpackt  und 
versandt.  Nur  wenige  Artikel  der  Konfektion  bedürfen  vor- 
her des  Bttgelns,  das  eventaell  durch  eine  oder  mehrere  im 
Oeschäft  angestellte  Plätterinnen  oder  in  Plättanstalten  erfolgt. 

Doch  die  beschriebene  Art  der  Herstellung  genügt  dem 
Unternehmer  schon  lauere  nicht  mehr.  Einmal  kommt  es  häutig 
▼or,  dafs  grofse  Bestellungen  sehr  eilig  gewünscht  werden, 
oder  sich,  besonders  vor  den  Festen,  häufen.  Für  solche  Fälle 
half  man  sich  zuerst  dadurch,  dafs  man  selbst  eine  Nähstube 
oinrichtete.  Es  wurden  da  5—6  Näherinnen  unter  einer 
Directrice  hingesetzt,  welche  alle  eiligen  Bestellungen  aus- 
zuführen hatten.  Allein  es  zeigte  sich  bald,  dafs  die  einseitig 
kaufmännische  Ausbildung  der  Unternehmer  nicht  einmal  aus- 
reichte, um  einen  so  kleinen,  technisch  geringfügigen  Betrieb 
zu  leiten.  Einmal  trat  die  Schwierigkeit  hervor,  dafs  die 
Nähstubc  auch  in  Zeiten  gemächlicherer  oder  stillstehender 
Arbeit  beschäftigt  werden  mufste,  dann  waren  die  Ausgaben 
tur  Miete  im  Oentrum  Berlins  natnrpremäfs  weit  teurer  als  für 
die  mehr  an  der  Peripherie  ^el<'^enen  Arbeitsstuben,  endlich 
nuilste  hier  die  Aufsicht  durch  eine  bezalilte  Kraft  au.si,^eiibt 
werden,  wälnend  sie  dort  durch  die  mitarbeitenden  Inhaber 
besorgt  wird.  Die  Folge  war,  dafs  die  meisten  Engrosgeschäfte 
ihre  Arbeitsstuben  wieder  abschafften.  Den  Ersatz  fanden  sie 
im  Versand  der  Arbeit  nach  auswärts.  Ursprünglich  ein 
Notbehelf,  spielt  er  heute  eine  aufserordentliche  Rolle  und  er- 
scheint aus  vielen  Gründen  fast  unentbehrlich.  Die  Tendenz 
der  Arbeit,  sich  zu  deeentrnlisieren,  macht  sich  selion  inner- 
halb Bf'rliiis  bemerkbar.  Die  Wohnun,L'"en  der  Heini;irheitennTi<  n 
und  <lit'  Arbeitsstuben  befinden  «icli  last  ansnalim^lus  nahe  der 
^^  eichbilflgrenz(?  we«^en  der  dort  zn  zalilendcn  billigeren  Miets- 
preise, und  ein  grofser  Teil  hat  »ieh  nach  den  Vororten,  be- 
sonders Qesundbrunnen  und  Kixdort  ^^ezogen.  Aber  Uber  die 
Vororte  hinaus  geht  jetzt  nach  den  meisten  Städten  der  Mark, 
wie  Spandau,  Potsdam,  Brandenburg,  das  Halbfabrikat,  um 
dort  fertig  gestellt  zu  «  rden.  Wird  überhaupt  Arbeit  ver- 
schickt, so  spielen  die  Frachtkosten  eine  ganz  geringe  Rolle, 
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11  ml  so  finden  wir  z.  B,  in  Posen  Arbeiter  für  das  Berliner 
V\  üschegescliäft.  Ferner  werden  Strafanstalten  für  weibliche 
Getan^rene,  selbst  eine  im  Elsafs  gelegene,  beschäftigt. 

\\  ichtig  ist  auch  die  aufserhalb  Berlins  erfolgende  Ver- 
•'(If'lmig  der  VVan'.  Zu  einem  iL;rof?jen  Teile  der  Frauen-  und 
Kui»i«  rwäsclie  wird  Stickerei  verwandt.  Dieselbe  hat  in  Berlin 
nie  eine  Heimstätte  gehabt,  und  es  giebt  nur  verhältnismäfsig 
wenige  Stickerinnen,  haaptsKclillch  solche  Ton  Monogrammen, 
die  aber  der  auswärtigen  Konkurrenz  nur  schwer  Stand  haltefti 
;  ' iiiien.  Es  ist  vor  allem  das  sächsische  Voigtland  und  das 
ii^rzgebirge^  woher  die  Stickereien  bezogen  werden.  Femer 
wird  ein  gröfserer  Bruchteil  derselben  in  den  ponimerschen 
»Städten  S toi p  und  Cöslin  gefertigt.  Specialität  für  diese  Orte  ist 
dns  Festonnicreu,  für  Plauen  das  Monn^^'^ramuistieken.  Feinere 
Artikel  gehen  zum  Besticken  nacli  dem  Elsafs  und  der  Sclivveiz, 
ganz  feine  nach  Madeira.  Nach  diesen  Orten  wertlen  »lie  be- 
sonders geschnittenen  Teile  geschickt,  welche  bestickt  werden 
BoQen;  die  Zusammensetzung  geschieht  dann  erst  in  Berlin. 
Die  Form  der  Vergebung  der  Arbeit  ist  naturgemäfs  überall  die- 
selbe: der  Versand  geschieht  an  ITaktore^  die  dann  die  Ver- 
teilung an  die  Hausindustriellen  übernehmen.  Eigentümlich 
ist  nur  die  Vermitteluujr  naeli  Potsdam  und  Brandenburg;  sie 
soll  bosonden;  e:t-seiiil(lert  werden. 

Es  ist  Ix-incrkenswert,  dafs  die  Weifsnäherei  iiiii^rnds  auf 
di-m  Lande  Eingang  gefunden  hat,  sondern  eine  rein  städtische 
Hausindustrie  ist. 

Der  wievielte  Teil  der  Arbeit  solchergestalt  nach  auswärts 
geht,  ist  wiederum  gar  nicht  zu  ermessen.  Manche  Geschäfte 
verschicken  fast  die  Hälfte  ihres  Materials,  andere  ^^'«'it  weniger. 
Jedenfalls  sind  es  ganz  (morme  Quantitäten,  die  jährlich  den 
Kreislauf  von  Berlin  nach  auswärts  und  zurück  machen. 

Zwei  Gründe,  die  zu  die^^er  Ausdehnung  des  Produktions- 
gebietes gcfiihr^  If'^lieii,  sind  uns  bekannt  geworden:  oinmal 
die  regelniiilsi«;  t  iiistehcnde  Notwendigkeit,  bei  sich  häufender 
Aibcit  und  eiligen,  grofsen  Bestellungen  plötzlich  eine  grofae 
Zahl  neuer  Arbeitskräfte  zu  beschäftigen,  sodann  die  anderwärts 
durch  Übung  und  anererbte  Gewohnheit  höher  ausgebildete 
technische  Geschicklichkeit  ftlr  Specialarbeiten;  wie  Sticken. 
Als  Drittes  und  Wichtigstes  kommt  aber  hinzu  die  bei  jeder 
Hausindustrie  zu  findende  Neigung,  sich  dorthin  zu  ziehen, 
wo  die  billigsten  Arbeitslöhne  gezahlt  werden.  Der  Ti«  iVtaiid 
in  der  Leben^^li  ihuUjU:"  einer  Stickerfamili«'  des  Erzgebirges 
oder  in  dem  Lolme  einer  Str;ift'''*f;ni,u«'Ut'ii  7.n  ITaj^enau  sind 
durch  keinen  noch  so  starken  Druck  auf  die  Luhne  in  Berlin 
zu  erreichen. 

Der  Grund  daftir,  dafs  trotz  dieser  anderwärts  vorhandenen, 
fUr  den  Unternehmer  günstigen  Lohnbedingungon  die  Industrie 
ihren  Schwerpunkt  doch  in  Berlin  behalten  hat,  liegt  in  der 
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hier  nun  einmal  ausgebilfleten  gi'öfscreii  Krfaliruii^^  und  ;;iiten 
Geachmacksriclitiing,  vor  allem  aber  in  tk-r  Eigenscliatt  l^crlins 
als  SanimcljHinktes  der  fremden  und  eiuhfinii»chen  Käufer, 
als  gröfsten  Absatzmarktes.  Eine  vülli^'c  Zersplitteruui^  der 
Industrie  auf  Tiele  kleine  Orte  i$t  deswegen  nicht  möglich, 
und  Torerst  ist  eine  Verlegung  des  Sitzes  der  Industrie  nicht 
EU  besorgen. 

Wir  haben  das  Absatz-  und  das  Produktionsgebiet  unserer 
Industrie  kennen  gelernt.    Es  erübrigt  noch  die  Frage  nach 

dem  Kohmatt^rial  und  j^einon  Bezugsquellen. 

Noch  vor  r>0  Jahren  kaiiutr  man  fast  nur  leinene  Wäsche 
in  den  bessoron  wie  in  den  einfai  hen  Hauisbüinden.  Seitdem 
ist  allnifihlicli  ein  völliger  UmschNsuug  eingetreten:  heule  ist 
das  leinene  Ikmd  eine  Ausnahme  und  die  Baumwolle  hat  auf 
allen  Linien  gesiegt.  Sie  verbindet  gröfsere  Billigkeit  mit 
Geflilligkeit  des  Aussehens,  besonders  infolge  der  neuerlich  in 
Übung  gekommenen  Linonappretur,  und  mit  gleicher  oder  doch 
annähernd  gleicher  Dauerhattigkeit  —  Wäschestücke,  die  das 
Leben  ihres  Trägers  (iberdauern  sollen,  entsjjrechen  auch  gar 
nicht  mehr  dem  heutigen  wechselnden  Tagosgnschmack  — 
und  die  BaumwoUwMsehe  ist.  besonders  in  tianeüartigen  Ge- 
weben, vielfach  Nachf"l^erin  <1er  einige  Jahre  sehr  verbreiteten 
^^  üIl  wandle  geworden.  LincMabsenproduktion  „bunter  Wäsche" 
aus  baumwollenem  Flanell  hat  die  frttfaer  zu  Arbeiterhemden 
in  grofsen  Mengen  verarbeiteten  Hausmacherhalbleinen  ^t 
vom  Markte  verdrängt.  An  Stelle  des  weifsleinenen  Creas 
sind  die  Shirtin  g-  und  Dowlasgewebe  getreten.  Selbst  &ar 
Bettwäsche  werden  BaumwollstojBTe  verwendet  und  nur  Tisch- 
wäsche wird  noch  so  gut  wie  ausschliefslich  aus  Leinen  gewebt. 

Die  Haumwollgewolie  werden  fast  ausschliel'slich  aus  dem 
Inlande  bezö^^en ,  hau)»t-«ächlich  werden  süddeutsche  und 
elsässische  Sturt'e  verarbeitet.  Die  Unternehmer  beklagen  dies, 
da  die  englischen  Gewebe,  denen  durch  den  hohen  Zoll  der 
Eingang  verschlossen  ist,  weit  billiger  seien. 

Der  Bezug  erfolgt  direkt  aus  den '  Fabriken,  höchstens 
auch  durch  Agentenvermittelung. 

Blicken  wir  zurück,  so  können  wir  nun  den  gesamten 
Produktionsprozefs  in  il  ei-  Wäschekonfektion  verfolgen.  Wir 
erkennen,  dnfs  7Air  IiibetrirOtsotzuu!?  oinos  Enprros^-esfhäfts 
keineswe<rs  ein  uTofsps  Anla^ekaj)ital  ertMrderlich  ist.  Keinerlei 
mascliiiietlf  Aiila<;'e  ist  notliwciuli^j:,  es  bedarf  nur  der  ^eini^cu- 
den  Kamnlichkeilen  IVir  (Jomj)toir,  Lager  und  Zuschneiderei, 
welche  in  manchen  Geschäften  aufserordentlich  beschränkt 
sind.  Mit  wie  wenig  Kapital  hier  ein  Anfang  möglich  ist, 
dafilr  diene  das  Beispiel  eines  Grossisten,  de5.sen  ireimUtiger 
Auskunft  ich  noch  verscliiedene  andei-o  Angaben  verdanke. 
Derselbe  hat  sein  Geschäft  mit  einem  Kapital  von  1000  M. 
begründet»  selbstverständlich  im  denkbar  kleinsten  Mafsstabe. 
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Das  Geschilftslokal  bildete  seine  kleine  Wohnung.  Seine 
iSchwpstcr.  füp  in  einem  WäschegescliUfte  gelernt  hatte,  fun- 
gierte als  i)irectrice  und  Zuschneiderin.  Arbeiten  liefs  er 
natürlich  zunächst  nur  ganz  wenige  Suehen.  Nachdem  er  sieh 
einen  kh'incn  Kuiulcnkrcis  gewonnen,  erhielt  er  noch  1000  M. 
von  eiaeni  Bruder  gebui^^L  und  fand  auch  anderweit  Kredit, 
mit  dessen  Hülfe  er  sich  rasch  emporarbeitete^  Wer  gleich 
in  gröfserem  Matsstabe  ein  Geschltn  begründen  will,  bedarf 
eines  Kapitals  toh  etwa  20000  M. 

Das  geringe  Kapitalerforderais  hat  eine  ungemein  heftige 
Konkurrenz  im  Engrosgeschäft  hervorgerufen,  eine  Konkurrenz, 
die  in  mehr  als  einer  Ilinsicht  äuf'^erst  schudlich  gewirkt  hat. 
Denn  da  die  Produktionskosten  \\\v  alle  Unternehmer  für 
dieselbe  Ware  fast  die  gleichen  sind,  so  liegt  es  nahe,  dafs 
an  der  Qualität  des  Materials  wie  der  Arbeit  gespart  wird. 
Hier  wird  ein  schlechterer  Stoff,  ein  schlechteres  Oaru  ge- 
nommen, dort  wird  ein  schlechterer  Lohn  gezahlt,  um  einen 
kleinen  Vorsprung  vor  dem  Konkurrenten  zu  gewinnen.  Das 
gefilhrlichstf  und  das  häufigst  angewandte  Mittel  is^t  das  Drücken 
auf  den  Lohn,  welches  ja  bei  keiner  Betriebsform  bequemer 
und  lockender  für  den  Unternehmer  i.st  als  bei  dorn  A'erlag- 
systera.  Denn  kein  Arbeiter  hat  eine  ir'^ringere  Kenntnis  des 
Arbeitsmarktes  und  einen  ringeren  Zusammenhang  mit  seinen 
Mitarbeitern,  ab  der  Heimarbeiter.  Und  darin  sind  die 
Zwischenmeister  nicht  etwa  viel  liesser  gestellt,  denn  kein 
Warenverkttufer  kann  dem  einen  Konsumenten  weniger  ver- 
hehlen, für  welchen  Preis  er  anderen  verkauft,  als  der 
Zwischenmeister. 

Der  Heimarbeiterin  diktiert  der  Unterneluner  den  Arbeits- 
lohn, und  sie  ist  gegen  seine  Festsetzungen  fast  wehrlos,  denn 
es  ist  für  sie  ein  grofses  Wagnis,  von  dem  einen  T^nternehnier, 
der  sie  wenigsten?!  sicher  mit  Arl)oit  versorgt,  abzugehen  und 
eine  neue  Beschäftigung  zu  suchen. 

Dem  Zwischenmeister  forden  der  Uuiernchmer  sein  Buch 
ab  und  findet  darin,  wieviel  ihm  *lie  Konkurrenten  bezahlen. 
Ist  es  weniger,  als  er  selbst  bezahlt,  so  ist  en  ihm  ein  leichtes, 
für  sich  denselben  Preis  durchzusetzen;  ist  es  der  gleiche 
BatE,  80  sucht  er  ihn  durch  Versprechung  grofser  Aufträge  zu 
einer  Herabsetzung  zu  überreden  und  bittet  ihn,  den  Kon- 
kurrenten davon  nichts  mitzuteilen,  was  aber  über  kurz  oder 
lang  doch  geschieht.  Haf  !iierbei  nielit  immer  mit  den 
lautersten  Mitteln  vorgegangen  winl.  liegt  zu  vermuten  nahe. 
So  wurde  mir  ein  Fall  erzählt,  wo  der  Grossist  einen  Zwischen- 
iueister  zn  einem  billigeren  Dutzendsatze  zu  bereden  suchte 
aiit  dem  Hinweise,  bei  der  X,  einer  anderen  Nähstuben- 
inhaberin, bezahle  er  diesen.  ZufHUig  erfuhr  die  letztere 
davon  und  ging  empört  zu  ihrem  Kollegen,  um  ihm  mit- 
zuteilen, die  Angabe  des  Grossisten  sei  unwahr,  und  um  ihn 
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zu  b('\vo;^^on,  tlafs  er  sieh  l>oscli\vere  und  die  Arheit  nicht  zu 
jenem  ItilliLreren  Preise  übernehme.  Der  Zwibchennu  ister  ging 
denn  auch  ebenso  erbittert  zum  Grossisten,  um  sicli  mit  diesem 
ansein anderzusetzen;  das  Ergebnis  war,  dafs  er  die  Arbeit 
doch  zu  dem  billigeren  Preise  lieferte!  Der  Fall  ist  gleich- 
zeitig bezeichnend  für  die  Abhängigkeit  des  Zwischenmeisters 
vom  Unternehmer,  welche*  ersterem  hst  voUstttndig  die  Rolle 
eines  Arbeiters  giebt. 

Eine  andere  I^r.nktik  besteht  darin,  dafs  der  (Jrossist  in 
der  flauen  r4es(*!ifit"tszoit  .iiinoneiert,  dafs  er  Arlw  it  zu  vergeben 
habe.  Densit  h  lucldonilcn  besL'haftiguiigslosen  Heimarbeiterinnen 
und  Zwischenmciateni  bietet  or  wenige  Dutzend  zu  einem 
auröcrordcntlich  geringen  Luiiuc  an,  worauf  sie,  um  nur  über- 
haupt Arbeit  zu  finden,  eingehen.  Kommt  dann  wieder  die 
Saison  heran,  so  versteift  er  sich  nun  auf  den  einmal  be> 
willigten  Lohnsatz. 

Die  dem  Zwischenmeister  gezahlten  schlechteren  Preise 
bewirken  naturgemäfs,  dafs  er  wiederum  den  Lohn  seiner 
Arbeiterinnen  zu  drücken  sucht.  Dies  prelingt  ihm  weniger 
bei  den  in  seiner  Nuhstube  zu  ohnehin  iiufscrst  niedrigen 
Wociienhihnen  Beschäftigten,  als  bei  seinen  Heimarbeiterinnen. 
Er  suelit  aber  auch  an  allem  anderen  zu  sparen,  z.  B.  am 
Garn  auf  Kosten  der  Qualität  der  Ware,  an  Wohuungsmieie, 
Licht,  Heizung  auf  Kosten  der  Gesundheit  seiner  Arbeitefinnen. 

Aus  diesem  Geschäftsgebahren  erklären  sich  die  hier  und 
da  laut  werdcinden  harten  Urteile  über  die  Berliner  Ware, 
wie  das  von  Lehr  aus  Leipzig  berichtete  ^ :  Sie  sei  aufser- 
ordentlich  billig,  vielfach  schlecht.  Bei  den  niedrigen  Löhnen 
und  unhaltbarem  i^toff  sei  in  Berlin  solide  Arbeit  der  Ware 
unmöglich.  Kiiie  Leipziger  Firma,  die  L^ite  Löhne  zalde,  j»alte 
in  ihrem  Gescliäft  nerÜnor  Ware,  um  ihren  Käufern  den 
Unterschied  klar  zu  machen! 

Es  wäre  übrigens  fehlgegriffen,  dies  Urteil  zu  sehr  zu 
verallgemeinem.  Es  sind  nicht  alle  Berliner  Geschäfte,  welche 
den  geschilderten  Gcschäftsprincipien  huldigen.  Leider  aber 
sind  es  zumeist  diejenigen,  welche  die  allerbilligsten  Sorten, 
die  sogen.  Arbeiterwäsche  herstellen.  Von  diesen  wird  die 
\Var<^  zu  Preisen  abgesetzt,  die  jeder  Beschreibunj:^  spotten. 
In  der  anliei;«  ndon  Tabelle  (siehe  Tab.  I)  gebe  ich  die  Zahlen 
wieder,  Avelche  mir  von  einem  Grossisten  zur  Verfüpmir  cre- 
stellt  sind,  die  al)er,  wie  er  versichert,  doji  v«^n  der  Konkurrenz 
erreichten  niedrigsten  Sätzen  noch  nicht  nahe  kommen.  Wie- 
viel bei  solchen  Preisen  für  den  Nähiohn  librig  bleiben  kann, 
ist  aus  dieser  Tabelle  ersichtlich  und  wird  noch  ausführlicher 
erörtert  werden.  Kein  Preis  aber  ist  so  niedrig,  als  dafs  nicht 
der  Konkurrent  sich  sagte:  ich  mufs  noch  billiger  verkaufen; 


^  Schriften  den  Vereine  für  Socialpolitik  Bd.  48,  S.  86. 
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und  demgemilfs  alles  daran  setzt,  den  Stttcklohnsatz  seiner 
Arbeiterinnen  und  Arbeitsstuben  noch  um  1  oder  2  Pfg.  zu 
kürzen.  Die  Folge  ist,  dafs  jetzt  keiner  etwas  verdient,  denn 
auch  der  Unternehmergewinn  wird  vielfach  aufs  äufserste  ein- 
p  schränkt.  Der  Kuin  solcher  Geschäfte  ist  denn  auch  krine 
i!<  Itene  Eracheiniiug  und  nicht  nur  bedingt  durch  die  niederen 
Preise. 

Mit  wie  wenig  Kapital  der  Grossist  anfangen  kann,  war 
schon  bemerkt,  wie  weit  er  es  aber  damit  bringt,  steht  auf  einem 
anderen  Blatte.  Denn  er  Ist  durchaus  auf  einen  ausgedehnten 
Kredit  angewiesen,  während  er  selbst  gezwungen  ist,  einen 

noch  ausgedehnteren  zu  erteilen.  Ein  Engrosgeschäft  arbeitet 
z.  B.  in  Berlin  allein  mit  400 — 500  Kunden,  welche  alle,  wie 
dies  üblich,  einen  dreimonatlichen  Kredit  geniefsen.  Unter 
dieser  Mengo  kleiner  Dctaillisten  und  Pos.imentiere  ist  ph 
aber  hast  alltiii^lich,  dal's  irgend  einer  zahlungsunf)ihig  wird. 
Hauten  sich  durch  einen  Zufall  oder  durch  unvorsichtige 
Kreditgewährung  derartige  Zaidungsstockungen,  so  kann  ein 
▼erhältnismäfsig  kleiner  Verlust  auch  die  Zahlungsunfähigkeit 
des  Grossisten  bewirken.  Selten  allerdings  kommt  es  dann 
zum  Konkurse.  Kr  einigt  sich  entweder  privatim  mit  seinen 
Gliiubigern  oder  auch  durch  gerichtlichen  Zwangsvergleich. 
Oft  macht  er  den  Gläubigern  den  Vorschlag,  seinen  Waren- 
1i'  >tand  auf  ihre  Rechnung  zu  verkaufen,  und  so  entstt  lien 
j'iK*  Scliwiiidt'lansverkäufe  odfr  Anktinnon,  denen  man  so 
liiiuhg  an  irucnd  einem  Eckhaiise  l)<',i:"(';,'"ii('t,  in  dessen  Schau- 
fenstern cin/yelne  8tUekc  in  niarktschreierischer  Art  zu  iSt  hl« ■  uder- 
preisen angepriesen  werden.  Hierdurch  wie  durch  die  l'artie- 
warengeschftne,  welche  fehlerhafte  Stücke,  sogen.  Ramschware, 
dem  Grossisten  billig  abkaufen,  den  Fehler  vertuschen  und 
dann  die  Ware  zu  Spottpreisen  ankündigen  und  verkaufen, 
erwächst  dem  reellen  Lngrosgeschäft  ein  grofser  Schade,  indem 
die  Abnehmer,  hinweisend  auf  jene  Schaufensterpreise,  unter 
denen  sie  als  DetailUsten  am  unmittelharston  leiden,  nun  auch 
die  Einkau tsprei.^e  iür  ihre  Ware  hcialj/udrüfkcTi  suchen. 
Geschädigt  piiufl  al)t'r  alle  :  die  reellen  Grossisten  und  Detaillisten, 
die  Arbeiter  und  das  Publikum,  denn  letzteres  erliah  »-ine 
Ware,  die  mit  dem  geringsten  Preis  immer  noch  zu  teuer  be- 
zahlt ist,  und  den  Vorteil  hat  einzig  und  allein  iener  Grossist, 
der  nach  Einigung  mit  seinen  Gläubigern  sich  von  neuem 
Kredit  verschafft  und  sein  Geschäft  nun  gewifs  nicht  mit 
solideren  Grundsätzen  fortführt. 

Wird  aber  auch  die  Ware  im  normalen  Wege  abgesetzt, 
die  Löhne  und  der  Unternehmorgowinn  sind  die  gleich  niedri^nrn. 
das  Publikum  erhalt  docli  i  in«'  >tlil»  ( htf  Ware,  und  wenn 
einer  etwas  gewinnt,  so  ist  (\s  höclisten»  der  Detaillist. 

Kicht  für  sämtliche  Kngrosgeschüfte  ist  das  entworfene 
Bild  zutreffend.  Bei  den  griifsten  derselben,  welche  ein  starkes 
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Exportgeschnft  pflegen,  ist  der  Unternehmergewiiin.  trotzdem 
sie  <rror?<e  Spesen  hal)en,  nicht  nur  hcfriediircnd.  sondern  sogar 
ein  beträchtlich  hoher.  Bessere  Löhne  »Utgegen  werden  nur 
Von  den  wenigen  GeschMt'ten  gezahlt,  weiche  bessere  Qualitäten 
herstellen.  Denn  für  feine  Arbeit  bleibt  ständig  das  Angebot 
hinter  der  Nachfrage  zurück,  und  der  Preis  der  besseren  VVare 
▼erträgt  auch  eine  höhere  Belastung  durch  Lohn. 

Die  Lohnfrage  als  solche  soll  aber  an  dieser  Stelle  nur 
gestreift  werden  um  des  Einfluss<  s  willen,  welchen  die  Höhe 
des  Lohnes  auf  die  Solidität  des  Fabrikates  hat  Dieser  ist 
selbst  tur  den  Laien  unverkennbar.  Erblickt  man  jene  Kinder- 
unterhöselicn,  welche  das  Dutzend  zu  3,30  "Sl.  verkauft  werden, 
so  erkennt  man  am  Zuschnitt,  an  den  ISähten,  an  der  rohen 
Art.  in  der  die  Languetten  gestickt  sind,  deutlich,  in  weicher 
hebernden  [last  alles  gefertigt  ist.  Das  Geheimnis  jener 
Lohnsätze  liegt  in  der  unterwertfgen  Ausfährung  der  Arbeit 
Traurig  ist  aber,  dafs  ein  gut  Teil  der  Konkurrenzülhigkeit 
des  Berliner  EngroBWäschegeschäfts  in  der  Niedrigkeit  der 
Löhne  und  damit  in  der  geringen  Gttte  des  Fabrikats  be- 
grtlndet  liegt 


Kap.       Das  Detaügeseii&ft 

In  der  Beschreibung  eines  wirtschaftlichen  Produktions- 
zweiges pflegt  eine  solche  des  Detailvertriebs  der  Produkte 
nicht  inbegriffen  zu  sein,  weil  er  für  die  eigentliche  Produktion 

meist  von  untergeordneter  Bedeutung  ist.  In  der  Hausindustrie 
hat  der  Unternehmer  oder  Verleger  zwar  stets  auch  die  Rolle 
des  Verkitufers,  aber  er  ist  meist  Verkaufer  im  grofsen.  Eine 
Ausnahme  maefien  ti.  a.  die  Bekleidungsgewerbe,  in  denen  ein 
Grofsverkauf  nbei  haupt  erst  neueren  Datums  ist  Hier  ist  in 
vielen  Fällen  der  Detaillist  Verleger  geblieben. 

Nicht  sämtliche  der  über  350  Wäschedetailgeschiifte,  welche 
der  Adrefskalender  von  1895  aufzählt,  lassen  ihre  Ware  selbst 
arbeiten,  es  sind  vielmehr  verschiedene  Gruppen  derselben  zu 
sondern.    Es  giebt: 

1.  solche,  die  fast  ausschliefslich  eigenes  Produkt  ver- 
kaufen, vor  allem  die  besseren  Leinen-  und  Ausstattungsge- 
schnfte, 

2.  solche,  die  teils  selbst  produzieren,  teils  wiederverkaufen, 
wie  die  Hodebazare  und  viele  der  mittleren  und  kleineu  Ge- 
schäfte, 

3.  solche,  die  in  der  Hauptsache  Wieder  Verkäufer  sind, 
meist  kleine  Geschäfte,  die  nebenbei  Posamentier-  oder  Mode- 
waren verkaufen.  Hierher  gehört  u.  a.  eine  Anzahl  kleiner 
sogen.  PosamentiergescIiUfte,  die  der  Adrefskalender  gar  niclit 
als  Wäschegeschäfte  anführt 


Digitized  by  Google 


XIV  2. 


23 


Wieviele  Geschäfte  der  einen  oder  anderen  Gruppe  zuzu- 
rechnen sind,  läfst  sich  nicht  angeben,  sicher  ist,  dafs  die 
Mehrzafd  der  letzten  und  nur  eine  sehr  goringe  Zahl  der  ci-ston 
Gruppe  angehören.  Für  uns  kann  die  letzte  Gruppe  ganz 
aulser  Betracht  bleiben,  da  ihre  Geschäfte  jiieht  Produzenten, 
sondern  nur  Konsumenten  der  Engrosgcschäfte  und  Fabriken 
darstellen.  Allerdings  pflegen  manche  von  ihnen  eine  oder 
zwei  Näherinnen  zu  beschäftigen,  teils  für  Ausbesserungen, 
teils  ftr  eilige  Aufträge,  allein  diese  stellen  einen  verschwindend 
kleinen  Teil  ihrer  Waren  her« 

Wir  haben  dagegen  festzustellen,  welches  die  wirtschaft- 
lichen Eigentümlichkeiten  der  beiden  ersten  Gruppen  sind, 
die  sie  einerseits  vom  Engrosgeschäft,  andererseits  von  ein- 
ander scheiden. 

Wir  wenden  uns  zunilelist  den  grofsen  Aüs.stattiin<i,-s.i;-e- 
«chuften  zu.  8ie  sind  die  Naelitolgcr  jener  illtereu  Hausindustrie, 
welche  vor  Entstehung  des  Engr(»sgeschäft8  die  allein  herrschende 
war.  Es  sind  zum  Teil  alte  Firmen  mit  gefesteten  Traditionen, 
seit  langer  Zeit  in  Händen  einer  Familie;  schon  in  diesem 
Punkte  verschieden  von  den  Engrosgeschäften,  deren  Inhaber, 
im  Gegensatz  zu  ihnen,  Emporkömmlinge  sind. 

Der  Ausgangspunkt  diosier  G%chäfte  war  der  Leirif  n- 
stnekhnndel.  Noch  Anfang  der  60er  Jahre  war  der  Verkaut 
fcrtig'  r  W  äsche  verschwindend  gegen  den  von  Stih  kt  n  Leinen 
«•der  ii.iinuwüUstoflcn.  Aber  je  mehr  sich  die  Konsumf^nten 
daran  gewöhnten,  fertige  Wilsche  zu  bestellen  oder  zu  kaufen, 
desto  mehr  schrumpfte  der  StQckhandel  zusammen. 

Heute  sind  drei  Arten  des  Verkaufs  im  Detailgeschäft  zu 
unterscheiden.  Erstetis:  der  Verkauf  einzelner  Wäschestttcke 
an  feste  oder  an  Laufkundschaft  nur  vorn  Laden  aus.  Zweitens; 
der  Verkauf  ganzer  Ausstattungen  auf  Bestellung  im  Laden- 
geschäft. Drittens:  der  Versand  an  Kunden  in  der  Provinz, 
welche  durch  Reisende  l)eliuts  Entgegennahme  von  Aufträgen 
auf  einzelne  Stücke  oder  Aus8iattunj!:en  aufgesucht  werden. 
Letztere  Art  haben  sich  nur  einige  (  Jesehufte  zur  Specialität 


der  2  oder  3  Reisenden  6000—  10000  Mk.  jährlich  aufgewandt 
werden.   Nur  der  gute  Ruf,  den  die  Berliner  feine  Wäsche 

in  der  Provinz  ;;enl(  Ist,  macht  es  daher  möglich,  dafs  jene 
Geschäfte  auf  ihre  Kosten  kommen. 

Die  übrigen  Geschäfte  sind  verschieden,  je  nachdem  mehr 
Gewicht  auf  den  Stückverkauf  oder  den  jjnnzer  Ausstattungen 
jrelegt  wird.  Meist  ist  das  letztere  der  Fall,  und  man  kann 
<larum  diese  Geschäfte  mit  dem  gemeinsamen  Namen  Ans- 
slattungsgeschäfte  bezeichnen.  Wie  sich  das  schon  aus  dem 
eben  Gesagten  von  selbst  ergiebt,  arbeiten  sie  sämtlich  nur 
für  die  Bedttrfnisse  der  höheren  und  mittleren  Stände,  aber 
innerhalb  derselben  bildet  sich  jedes  Geschäft  seinen  eigenen 


eniacht.    Sie  erfordert  grofse  S 


doch  für  jeden 
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Kundenkreis,  auf  desseu  Bedüriniböe,  Geschmack  und  Zaiiluugs- 
Miigkeit  es  sich  einrichtet. 

Jede  Ausstattung  int  etwas  liiilividuelles  und  wird  auf 
Bestellung  und,  soweit  nötig,  nach  Mafs  gearbeitet,  und  der 
Unterschied  vom  Engrosgeschäft  ist  darum  ein  fthnlicher,  wie 
der  der  Schneiderei  des  Mafsgeschäft«  vom  Konfektionsgeschilft 
Allerdings  ist  die  Mafsarbeit  für  die  Wuseheindustrie  nicht 
von  dersellien  Bedeutung  wie  für  die  Schneiderei. 

Betrachten  wir  nun  den  Betrieb  eines  solelien  Geschäftes 
näher.  Der  Detailverkauf  bringt  es  natiirlieh  mit  sich,  dals 
ein  (  iVcncr  Laden  vorhanden  ist.  Die  jungen  MMdehen.  die 
liier  verkautcii,  öind  aber  meist  nicht  nur  Verkäuf»  riiiuen, 
sondern  schneiden  in  der  freien  Zeit  zu  oder  neluuen  Maü. 
Da  der  Apparat  zum  Zuschneiden  ein  ttufserst  einfacher  ist, 
nämlich  eine  grofse  Schere»  so  kann  auch  bequem  auf  den 
breiten  Verkaufstischen  geschnitten  werden.  Meist  wird  aller- 
dings ein  besonderer  Raum  für  die  Zuschneiderinnen  vurhanden 
sein;  milnnliche  Zuschneider  fehlen  ganz,  und  auch  die  weib- 
lielieu  liaben  viel  weniger  starke  Lagen  zu  durclischneiden  als 
in  den  Kiigrosgeschiiften.  Eine  AusnnlniK-  muk  Iii  hiervon  ein 
grofses  I)rtail.ir''se}iSft,  in  weichten  die  Masjje  der  Erzeugnisse 
so  grofs  iöt,  ilai.->  die  technische  Herstellung  ganz  der  in  den 
Engrosgi'schäftcn  entspricht,  wo  demgeniafs  auch  männliche 
Zuschneider  arbeiten.  Der  Entwurf  der  Facons  erfolgt  durch 
die  Directricen  Er  bedeutet  eine  eigene  Kunst,  die  schwer 
zu  erlern'  II  ist,  wenn  nicht  Geschmack  und  Geschick  von 
Natur  vorhanden  sind.  Theoretische  Ausbildung  wird  darum 
von  den  Fachleuten  niclit  sehr  geschätzt.  Trotzdem  aber 
Berlin  in  der  \\'äs<-heiii(l iistrie  eine  der  ersten  Stellen  einnimmt, 
ist  es  in  dt  r  Kiliuduim-  der  Must-  r  .(hliängig  vom  Auslände. 
Die  alloTristcn  llcrliner  Geschälte  bczielien  nämlieh  alljährlieh 
ihre  MudelK;  aus  Paris  oder  auch  aus  Wien  und  Brüssel  und 
lassen  diese  hier  nacharbeiten.  Fragt  man,  was  der  Gnind 
sei,  80  ist  die  Antwort:  den  Pariser  und  Wiener  Geschmack 
können  wir  nicht  erreichen.  In  der  That  ist  dies  allein  der 
Grund,  denn  um  eine  nach  Perioden  wechselnde  Mode,  für 
die  aus  einem  vielleicht  zui^Uigen  Grunde  Paris  oder  AVien 
den  Ton  angUlien,  handelt  es  sieh  bei  feiner  Leibw;i>elie  viel 
woiiio-oi-,  ,„n  das  Finden  neuer  Formen  nach  Eingebung 
des  {»ersrniliclion  Geselini.-icks. 

Die  J'iuusaelie  nii>(  r(.r  Al)hängigkeit  von  Irenidcra  Ge- 
schmack ist  ab«  r  zu  Ijcjdauci  ii.  aueh  vuni  n;in  materiellen  Stand- 
punkt; denn  das  Erfindungsgcuie  der  Pariser  oder  Wiener 
„ Künstlerin mufs  teuer  erkauft  werden;  und  werden  auch 
nur  wenige  Modelle  gekauft,  so  erhöhen  sie  doch  den  Preis 
aller  ihnen  nae]i;;('raachten  Erzeugnisse.  Die  hohen  Verdienste 
aber  jener  Erfinderinnen  könnten  un8ei*en  Directricen  zu  Gute 
kommen,  wenn  sie  eben  —  Erlinderinnen  wftrenl  Immerhin 
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sind  es  nur  wenige  Geschäfte,  welche  sich  den  Luxus  £remder 
Modelle  erlauben,  die  anderen  alunen  wieder  deren  Nach- 
ahmungen nach. 

Einen  weiteren  wieliti^eii  Unterschied  vom  Kn^n-osgesehäft 
Ifiklet  die  Malsarbeit.  Sic  ist  auch  im  Detailgeschfttt  nicht 
durchgängig  üblich,  da  ja  viel  vom  Lager  verkauft  wird,  wo- 
bei ein  paar  Kormalgröfsen  wie  im  Engrosgeschäit  maisgc  bend 
aind. 

Bei  Bestellung  von  Ausstattungen  wird  jedoch  stets  Mals 
genommen.   Es  :^     hieht  das  durch  eine  oder  mehrere  Direc- 

tricen,  welche  den  Bestellern  ins  Haus  geschickt  werden,  und 
die  hiernach  das  Zuschnittmuster  entwerfen.  Nach  diesen 
Clustern,  die  aus  Papier  oder  Pa]>}>e  ans^^-eschnitten  werden, 
arlteitct  dann  die  Zuschiioidedircctriee  mit  ilireii  Arlx'iteriiHien. 
Die  eigentündiclie  Verbindung  von  Zuschueidcü  und  Verkaufen 
■war  schon  erwilhnt.  Sie  wird  erreicht  dadurch,  dafs  die  jungen 
Mädchen  in  ihrer  halbjährigen  Lehrzeit  beides  erlernen,  und, 
je  nachdem  sie  sich  besser  eignen,  später  vorwiegend  zum  einen 
oder  anderen  verwendet  werden.  Das  hat  u.  a.  den  Vorteil 
für  den  Unternehmer,  dafs  die  Zuschneiderinnen  als  Handlungs- 
personal  gelten,  also  unter  keinen  Umständen  der  Gewerbe- 
ordnung unterstehen. 

Die  Nrtherei  erfolget  fast  ausschliefsHcli  aufser  dem  Hanse. 
Einzahle  Gcc^t  hafte  unterhalten  eine  Kähbtube  für  eili^^c  Be- 
stellungen und  feiii'  iM'  Arhoit.  Gröfsere  Nähstubeii,  d.  h.  solciie 
von  etwa  10—20  Arbeiterinnen,  hatten  1894  nur  6  Detailge- 
schäfte, die  gröfste  hatte  einen  Zuschneider  und  25  Arbeite- 
rinnen, worunter  auch  Zuschneiderinnen.  In  einer  solchen 
von  50  Arbeiterinnen  werden  hauptsächlich  Schtlrzen  herge- 
stellt, eine  eigene  Arb(  it,  die  sich  zu  einem  besonderen  Zweig 
der  Konfektionsindustrie  ausgebildet  hat.  Andere  Detaüge- 
«ch^tfte  halten  nur  2 — 5  Näherinnen  dir  Ans])e.ssenin^'-en. 

Im  ii])rigen  riehtot  sie!)  die  Art  der  V('r;4<  ])un;j;'  der  Arbeit 
wieder  naeli  <h^r  (iüte  der  Krzcu^iiiisx'.  de(b's  Ausstattungs- 
geschäft  hat  als  8taiuni  eine  ziimHeh  feöte  Kundseliaft.  deren 
Bedürfnissen  es  sich  anpal'st.  Je  wohlhabender  und  vornehmer 
der  Kundenkreis,  desto  geringer  ist  die  Quantität,  desto  hdher 
die  Qualität  der  ErsBeugnisse  und  umgekehrt.  Die  ganz  feine 
Wäsche  nun  wird,  soweit  sie  in  Berlin  genäht  wird,  nur  an 
eineolne  Heimarbeiterinnen  vergeben,  und  es  herrscht  an  hier- 
filr  geeigneten  Arbeitskräften  von  jeher  ein  grofser  Mangel. 
Die  Ai  liciferinnen  stammen  meist  aus  besseren  Kreisen.  Denn 
es  ^«diört  zu  dieser  Arbeit  eine  feine  und  leichte  Hand,  ver- 
)>un<lt  II  mit  gröioter  Keinlichkeit  und  Sauberkeit.  Die  reit  ii- 
lieh  verwendeten  Spitzen  und  Stickereien  müssen  zart  be- 
handelt werden,  tlaniit,  wie  es  der  Geschäftsmann  ausdrtickt, 
„ein  Hauch  Uber  dem  Ganzen  liegt'*.  Die  Löhne  sind  infolge- 
dessen auch  verhältnismäfstg  hohe. 
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Ftir  geringere  (.Qualitäten  werden,  ^vie  im  Engrosgesch.Hft, 
Arbeitsatuben  beschäftigt,  und  es  sind  zum  Teil  dieselben, 
welche  für  beiderlei  Geät  liäfte  arbeiten.  In  der  Hauptsache 
aber  handelt  es  sich  im  Detailgeschäft  um  besonders  tüchtige 
Heimarbeiterinnen,  oft  frühere  Directricen,  die  sich  einige 
wenige  Hülfskräfte  angelernt  haben^  welche  sie  bequem  beauf- 
sichtigen und  denen  sie  die  leichtere  Arbeit  iilx  r^eben  können, 
während  sie  die  schwierigere  sich  selbst  vorbehalten. 

Dif'jenigrn  Arbeitastuben,  welche  vorwiegend  für  Detail- 
gcsclililte  arlioiten,  leidrMi  vor  allem  unter  der  Unregelmäfsig- 
kcit  der  P)cschaftigunp:,  und  zwar  mehr  als  die  einzelnen  Heim- 
arbeilerinnen.  Denn  die  letzteren,  welehe,  wie  erwähnt,  meist 
feinere  Arbeit  liefern,  mufa  der  Unternehmer  sich  zu  halten 
suchen  und  er  giebt  darum,  wenn  weniger  zu  thun  ist,  zu- 
nächst den  Arbeitsstuben  weniger  Arbeit  Diese  müssen  in- 
folgedessen, da  sie  fast  ohne  jegliches  Kapital  arbeiten,  sofort 
einen  Teil  ihrer  Arbeitskräfte  entlassen  oder  die  Beschäftigung 
der  ihnen  pflichti^^^ni  Heimarbeiterinnen  — ,  welche  nicht  die 
Eigenßcliaften  von  C^ualitiü.sarl>eitorinnen  haben  — ,  einstellen. 
Diese  Arbeiterinnen  sind  daher  in  übler  Lage  und  regelmäfsig 
längere  Zeit  im  Jalire  arbeitslos. 

An  der  Unregelmäfsigkeit  der  Rcseliäftigung  ist  haupt- 
sächlich schuld  ein  Umstand,  der  üich  mit  der  fortschreitenden 
Entwickeiung  der  Industrie  immer  mehr  geltend  gemacht  hat: 
die  kurzen  Fristen  der  Bestellungen.  Es  gilt  das  besonders 
von  den  Ausstattungen.  Solche,  für  die  man  vor  20  Jahren 
vielleicht  noch  eine  Frist  von  3  Monaten  setzte^  werden  jetzt 
in  S  Wochen  fertig  verlangt  und  geliefert. 

Der  Tnliabcr  eines  Geschäftes,  welches  für  die  vornehmste 
Kundsehat't  arbeitet,  schol)  die  Schuld  hieran  mir  g-e;^-enüber 
auf  diü  „.schU'chter  ^^a^wordenen  iSitten^.  Früher  habe  die  \vr- 
lobungszeit  im  allgemeinen  viel  länger  gedauert,  und,  obgleich 
ein  grofser  Teil  der  Aussteuer  für  die  Tochter  bereits  vor  der 
Verlobung  im  Hause  fertig  gestellt  gewesen  sei,  wäre  sofort 
die  Ergänzung  vom  Geschäft  bestellt  und  durch  dies  in  aller 
Gemächlichkeit  gefertigt  worden.  Jetzt  pflege  die  Hochzeit 
so  sehr  wie  möglich  beschleunigt  zu  werden  und  nicht  einmal 
immer  werde  die  Ausstattung,  obgleich  sie  vollständig  vom 
Oeschäfr  iM^zop^en  würde,  gleich  bestellt,  aus  Furcht,  die  Ver- 
lobung könne  zurückgehen.  —  Gewifs  ist  es  richtig,  dais  in 
dieser  Weise  das  Publikum  einen  grofsen  Teil  der  Schuld 
trägt,  aber  die  ganz  kurzen  Lieferungsfristen  sind  doch  nur 
möglich  geworden,  indem  sich  die  Konkurrenzgeschäfte  unter- 
boten. Auch  bei  Submissionen  gröfserer  Aufträge  durch  In- 
stitute, z.  B.  Krankenhäuser,  Hotels,  wird  zu  sehr  auf  kurze 
Lieferungsfristen  gesehen. 

Ein  Gegengewicht  gegen  die  so  hervors^erufene  üni*egel- 
mäfsigkeit  der  Beschäftigung  könnte  das  Arbeiten  auf  Vorrat 
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sein.  In  der  That  ist  dies  auch  notwendig  fUr  den  Stflckyer- 
kaiif,  <l<'r  bei  einzelnen  Geschäften  imraerliin  eine  ziemlich 
grol'iie  Kolle  spielt.  Allein  die  Laufkundsciiaft  stellt  sich  auch 
gerade  zu  bestimmten  Zeiten  nm  meisten  ein,  zu  den  F' sten : 
Weihnachten,  Pfingsten  und  n<tern.  Und  der  immer  mehr 
•latz;j:;reifende  Wechsel  der  ^lode  bewirkt,  dals  tVir  die.se  Ge- 
cgenheitcii  nicht  gleichmilfsig  das  ganze  Jahr  liindurcii,  sondern 
erst  kurz  vorher  gearbeitet  wird.  Ferner  ist  die  lieisezeit,  in 
welcher  sich  Tiele  zahlnngsfilhige  Fremde  in  Berlin  aof  halten, 
eine  Hauptverkaufsgelegenheit,  während  auf  sie,  etwa  im  No- 
vember, die  schlechteste  Zeit  des  Jahres  folgt.  Dementsprechend 
sind  die  voraufgehenden  Monate:  Juli,  August,  September,  fllr 
die  Arbeiter  die  stillste  Zeit.  Allerdings  ist  die  Wäschekon- 
fektion nicht  entfernt  in  dem  Orade  Saisoninrlustrie,  wie  die 
übrigen  Berliner  Konfektionsindustrien.  Einmal  liegen  fast  in 
jedem  Geöcliäft  die  stillen  und  lei)hat"teii  Perioden  anders,  und 
damit  ist  wenigstens  für  die  Arbeitbötubeu,  die  t'iir  mehrere 
Geschäfte  arbeiten,  ein  gewisser  Ausgleich  gegeben.  Dann 
aber  kann  doch  eine  ganze  Menge  auf  Vorrat  gearbeitet  werden, 
and  diese  Arbeit  vergiebt  das  Geschäft  in  der  stillen  Zeit,  um 
damit  seine  guten  Arbeiter  zu  halten. 

Zu  den  im  Detailgeschäft  Ii  eingestellten  Wäschestücken 
werden  verhnltnismafsig  noch  mehr  Stickereien  gebraucht,  als 
zu  denen  der  EngrosgeschHfte,  denn  je  feiner  die  Qualität,  desto 
mehr  finden  sie  Verwendung.  Der  gröfbte  Teil  dieser  Arbeiten  \ 
wird  nicht  in  B(M*liii,  sondern  auswMrts  gemacht,  und  es  kommen 
hier  dieselben  Herstellungsorte  in  Betracht.  8ehr  viel  geht 
neuerdings  nach  Madeira,  wo  deutsche  Kurgäste  die  ersten 
Faktore  waren  und  die  ganze  Bevölkerung,  Männer,  Frauen 
und  Kinder,  stickt,  deren  Löhne  auf  ein  solches  Niveau  ge^ 
drückt  sind,  dals  während  die  Madeirastickerei  früher  nur  für 
die  feinsten  Luxusstüeke  verwandt  werden  konnte,  sie  jetzt 
fast  billiger  ist  als  die  inländische  und  darum  der  in  Stolp 
gepflegten  Hausindustrie  grofsen  Al)brueh  gethan  hat.  Das 
einzige  Hindernis,  welches  den  Versand  nach  Madeira  etwas 
beüehränkt,  ist,  dafs  der  Hin-  und  Hertransport  und  die  Ar- 
beitszeit zusammen  fast  die  Zeit  eines  Jahres  beanspruchen, 
da  immer  nur  wenige  Schiffe  Madeira  anlaufen.  D«r  doppelte 
Zoll  schreckt  infolge  der  niedrigeo  Preise  nicht  zurück. 

Aber  auch  das  Nähen  geschieht  vielfach  aufserhalb.  So 
Iftfst  eine  Reihe  von  Geschäften  grofse  Mengen  in  Potsdam 
arbeiten.  Als  Eigentümlichkeit  des  Detailgeschäfts  mufs  da- 
gegen erwähnt  werden,  dafs  die  allerersten  Geschäfte  in  elsafs- 
lothringisehen  Kl-wtorn  die  Erbschaft  der  Pariser  angetreten 
hallen.  In  Paris  wurde  nämlich  und  wird  noch  heute  für  die 
dort  hauptsächlich  hergestellten  Artikel  der  allerfeinsten  Art 
Handarbeit  verlangt,  welche  sich  namentlich  in  den  armen 
G^nden  der  Vogesen  und  femer  in  Anstalten  und  Klöstern 
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sehr  billig  findet.  Bei  uns  verwendet  man  nun  schon  seit 
langem  die  Nähmaschine  auch  für  i;ute  Arbeit,  immerhin  wird 
für  wenige  Luxusartikel  <\\v  ITaiularbeit  noch  bovnrzu^j^t.  und 
sie  stellt  sich,  da  J<  no  Kloster  eine  bescheidene  Bezahlung  er- 
halten, kaum  tcurtT  als  ^laschinenarbeit. 

Ganz  kurz  nur  brauciien  wir  die  zweite  der  von  uns  be- 
zeichneten Gruppen  der  Detailgeschäfte  zu  betrachten.  Aulser- 
lich  bieten  sie  ein  weit  weniger  einheiüicbes  Bild,  als  die  im 
vorigen  Absätze  behandelten  AasstattungsgeschUfte.  Da  sind 
zunächst  die  grofsen  Konfektions-  und  Modebazare,  welche  in 
den  letzten  Jahren  auch  die  Wäschekonfektion  in  ihren  Be- 
reich gezogen  haben,  einer  ähnlichen  Entwickelung  folgend, 
wie  auch  einige  Wäseliepreseh.lfte.  welche  einen  oder  pmze 
Zweige  der  Damenkonfektion  an  sieh  gerissen  haben.  D'T 
Umfang  dieser  grofsen  Unternelnnun<:en,  aber  auch  ihre  Ge- 
schäftsprinzipien, gestatten  nicht,  Jaii»  sie  sich  mit  der  Her- 
stellung ihrer  sämtlichen  ^^'äscheerzeugni8ee  selbst  abgeben; 
die  Geschäftsprincipien  darum  nicht,  weil  oberster  Lettsatz  die 
Billigkeit  der  Ware  ist  und  schon  darum  der  Bezug  von  den 
Engrosgescbäften  nicht  entbehrt  werden  kann.  Es  hängt  femer 
damit  zusammen,  dafs  der  Zuschnitt  hier  nicht  immer  im  Ge- 
sehäfto  erfolgt.  Tni  übrigen  genügt  aber  eine  so  geringe  Fach- 
und  Sachkenntnis  dazn,  um  Arbeitgeber  für  \^'äscheartikel  zu 
sein,  dafö  ein  ansclinlieher  Teil  durch  eigene  Arbeitskräfte 
hergestellt  wird.  Insoweit  dies  der  Fall,  ist  der  Betrieh  ein 
ganz  iiliidicher  wie  bei  den  eigentlichen  Wäschegeschäften, 
nur  dafs  mehr  Arbeitsstuben  als  Heimarbeiterinnen  beschäftigt 
werden,  und  vom  Inhaber  der  Arbeitsstube  verlangt  wird,  dats 
er  auch  zuschneidet.  Einesteils  ist  das  für  die  Geschäfte  eine 
Ersparnis,  denn  fiir  das  Zuschneiden  als  solches  Ix  ansprucht 
der  Zwischenmeister  nichts,  er  sucht  höchstens  für  die  Arbeit 
im  ganzen  etwas  inelir  iierauszuschlagen,  andererseits  aber  ist 
es  unvoitoilhaft,  weil  bei  der  man.irelnden  Aufsicht  eine  Ver- 
geudung^ des  Materials  unvernieidlicli  ist,  und  auch  Unehrlii  li- 
keitcn  nicht  ausgeschlossen  erscheinen.  Doch  ist  mir  von  dem 
Vorkommen  solclier  nichts  berichtet  worden. 

Aus  ganz  anderen  Gründen  hatten  sich  die  meisten  der 
mittleren  und  kleineren  Wäschedetailgeschäfte  mehr  und  mehr 
von  der  Eigenproduktion  abgewandt.  Sie  haben  vorwiegend 
die  Bedürfnisse  der  grofsen  ]\lasse  der  Konsumenten  zu  be- 
friedigen. Dicsf^  aber  ist  darauf  angewiesen,  einen  möglichst 
geringen  Teil  ilires  jeweiligen  Eiidvonnnens  auf  Kleidung  zu 
verwendi'n  und  hirrdurtdi  L'^ezwungen,  verhältnismäfsig  weit 
mehr  dalür  auszugeben,  als  es  di(f  hülicrcn  Stände  tlmn.  1  >(jnn 
es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  z.  B.  ein  Hemd  für 
2  ^  —  aus  einem  reellen  Geschäfte  —  mehr  als  doppelt  »o 
lange  hält,  als  ein  solches  für  l  «4f,  und  doch  ist  es  den 
wenigsten  Arbeitern  möglich,  die  gröfsere  gut  verzinsliche  der 
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kloinaren  schlecht  verzinslichen  Kapitalsati  läge  Torsuztehen, 

da  sie  eben  nicht  gleichzeitig  über  gröfsere  Summen  verfügen 
können.  Nicht  nur  in  der  Produktion^  auch  im  Konsum  giebt 
der  Kapitalbesitz  einen  Vorsprung. 

Mit  den  Erzen ^^nissen  der  EngrosgeschMfte  kciimen  ulx  r 
die  der  kleinen  Detailgesciiilfte  an  Biliigkeil  niulit  konkurrieren. 
Denn  jene  können  nur  dadurch  so  billige  Preise  erreichen, 
dafo  eie  auch  die  Arbeit  in  Masse  vergeben.  Die  Arbeits* 
Stuben,  wdche  für  sie  arbeiten,  würden  unregelmäfsige  Einzel- 
bestellungen  zum  selben  Preise  nicht  herstellen.  Urosoweniger, 
als  der  Zwischenmeister  vom  kleinei]  1  )otailli8ten  weit  unab- 
hängiger ist  als  vom  Grossisten.  »So  decken  die  kleineren 
O'-^rliäfte  den  gröfsten  Teil  ihres  Bedarfs  vom  Ejigrosge.schäft 
1  daneben  allerdings  bleibt  dann  noch  eigene  Arbeit  bestehen, 
meist  ausgehend  von  der  Faniilienthätigkeit.  Die  Frau  ist  oft 
eine  frühere  Näherin  und  verwertet  nun  weiter  ihre  Arbeitskraft 
und  Kenntnis  mit  Hülfe  von  einem  oder  mehreren  Nähmädchen. 
Einige  gute  Bekannte,  die  för  grOlsere  Qeschäile  arbeiten,  be- 
schäftigen sich  in  stilleren  Zeiten  auch  mit  Arbeit  fiir  die 
kleinen.  Einzelne  von  diesen  Geschäften  lassen  auch  wohl  in 
Arbeitsstuben  einiges  nähen.  Das  Zuschneiden  eignot  sich  der 
Inhaber  des  Geschäfts  bei  einipror  Geachicklichkcit  schnell 
an;  wt-nn  nicht,  so  bleilit  er  darin  aiit  die  ArbeTt.«;stuben  selbst, 
auch  auf  einz**liio  geschickte  Näherinnen  angewiosen.  Auch 
dic<p  Goschäfte  sind  sehr  unregeluiäisi;::«'  Arljeitgober.  Sie 
vcrkaulcu  am  meisten  nach  Pfingsten  bis  zum  Juni,  dann 
¥äeder  vom  Oktober  ab  bis  Weihnachten.  In  den  übrigen 
Monaten  ist  das  Geschäft  mäfsig,  am  geringsten  im  März  bis  • 
etwa  Pfingsten.  In  Arbeit  gegeben  wird  am  meisten  in  der 
Zeit  vor  den  guten  Monaten. 

Die  vorhandenen  Arbeitskräfte  werden  bis  aufs  äufserste 
ausgenützt,  um  ein  billiges  Erzeugnis  zu  orzielon.  Das  Ganze 
nennt  sich  auf  dem  Kirnienschild  über  dem  kleinen  Laden  oder 
gar  Keller  volltönend  Waschefabrik". 

Die  verschiedeuen  Gröfspuabstnfungen  dieser  Geschäfte 
näher  zu  betrachten,  bietet  kein  Interesse,  da  das  Bild  bei 
allen  ziemlich  das  gleiche  ist,  und  nur  hier  etwas  mehr,  dort 
etwas  weniger  „fabHziert<*  wird. 


Kaj».  III.   [Me  LohnnAheriiiiieii. 

Es  ist  «'in  verlorener  Pos-ton .  den  wir  in  dii'soni  Kapitel 
i{ov  Vollständigkeit  halUer  erwähnen  müssen,  d'T  Überrest 
tiU'M-  abgestorbenen  Betriebsform.  Denn  die  ganz  wenigen 
selbständigen  VVeifsnäherinnen ,  welche  es  auch  heute  noch 
giebt,  sind  ihrer  Zahl  und  Bedeutung  nach  ziemlich  belanglos. 
Sie  arbeiten  noch  für  Familien,  in  denen  ein  konservativer 
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Zug  herrsclit.  und  weklie  sich  es  nicht  nehmen  lassen,  ihre 
Wflsche  und  die  Ausstattungen  der  Töchter  selbst  herzustellen, 
hierbei  aber  schon  wegen  des  Zuschnitts  fremder  Hülfe  be- 
dürfen. Aber  die  Lohnnäherin  jjflegt  jetzt  nicht  mehr  wie 
früher  ins  Haus  zu  kommen,  sondern  bei  sich  zu.  arbeiten. 
Obgleich  es  meist  besonders  tüchtige,  auch  des  Zaschneidens 
und  MaOsnehmens  kundigo  Näherinnen  sind,  die  so  für  Privat- 
kunden arbeiten,  und  obgleich  diese  die  Arbeit  natürlich  besser 
bezahlen  müssen  als  die  Geschäfte,  ist  der  Verdienst  vor  allem 
wegen  der  Unrop^elmäfsigkoit  der  Beschäftigung  ein  kärglicher. 

Manche  dieser  Kälu  rinnen  arbeiten  gleichzeitig  für  ein 
kleine.s  Geschält  ;  es  sind  meist  schon  ältere  Frauen  und  Mäd- 
clien,  die  der  Gewohnheit  ihre^  iruiieren  ßerules  mit  seiner 
Selbständigkeit  treu  geblieben  sind. 

Um  die  Lage  dieser  Frauen  zu  schildern,  mögen  wenige 
Beispiele  genügen. 

Frau  R.  ist  Frau  eines  Stuccaturarbeiters,  der.  wenn  er 
beschäftigt  ist,  18 — 21  J6  verdient;  sie  hat  4  Kinder.  Die 
älteste  vierzehnjährige  Tochter  und  der  Mann,  wenn  er  arbeits- 
los ist,  helfen  ihr  beim  Nähen  mit  einer  zweiten  Nähniasehine. 
Sie  fertigt  alle  Arten  Damenwäsche,  Uberhcniden  und  ßett- 
■wäsche.  Drei  Monate  im  Jaiire,  Januar,  Februar  und  Oktober, 
hat  sie  gar  keine  oder  fast  keine  Arbeit,  im  Juni,  Juli  und 
August  dagegen  häuft  sich  dieselbe.  In  dieser  Zeit  arbeitet 
sie  von  morgens  4  Uhr  bis  abends  '/tO,  nur  mit  VIz  Stunden 
Mittagspause,  und  kann  dann  50  in  der  Woche  yerdienen. 
In  den  stillen  Monaten  beträgt  der  Wochenverdienst  etwa 
•  15  der  Verdienst  des  ganzen  Jahres  etwa  900  Ji.  Die 
Betreffende  ist  eine  sehr  tilclitige  Näherin ,  da  sie  an  einem 
Tage  mit  ihren  Hülfskräflen  z.  B.  1  Dutzetul  Oberlienid^n 
fertigstellen  kann.  Daher  ist  der  erreiehte  N  erdicüst  al»  ein 
holicr  zu  bezeichnen.  Mit  welchen  Opt'erii  er  in  der  Saison 
erkauft  wird,  das  sprechen  die  angegebenen  Zahlen  am  deut- 
lichsten aus. 

Bei  2  anderen  Näherinnen  betrug  der  durchschnittliche 

Wochenverdienst  9-10  «Ä,  bei  einer  Ausbesserin  4 — 5 

Im  übrigen  gilt  von  den  Lohnnäherinnen  ähnliches  wie 
von  den  Heimarbeiterinnen. 


B.  Die  Wäschefabrikation. 

Kap.  IV.    1.  Sitz  und  Umt'aug  der  Pioduktiou. 

„Wäschefabrikation"  sei  im  Gegensatz  zur  „Wäschekon- 
fektion" die  Herstellung  von  Kragen,  Manschetten  und  ahn- 
lichen Gegenständen  genannt,  obgleich  dieselbe  nicht  nur 
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fabrikmäfaig ,  sondern  zum  Teil  auch  mit  Hülfe  der  Haus- 
iiidustrie  erfolgt.  In  jedem  Falle  aber  ist  die  Fabrik  ein 
l>iirch;^Mng8stadium  im  Produktionsprozefö  dieser  Artikel  und 
darum  sein  unterscheidendem  Merkmal.  Wo  daher  im  folgenden 
schlechtweg  von  ^Fabrikation"  die  Rede  ist,  da  i^;t  die  Her- 
stellung von  steifleinener  Wäsche,  wo  von  „Konfektion'',  da 
ist  die  aller  tibrigen  Wischeartikel  f^cmeint. 

Die  Fabriken  befinden  sich  nicht,  wie  die  Engrosge- 
BchAfite,  im  Centimm,  sondern  ans  begreiflichen  Gründen  in  den 
aufseren  Stadtteilen  Berlins,  nanientüch  im  Norden  und  Osten, 
Zur  Veranschaulichung  der  Zahl  der  Fabriken  und  ihrer  Ar- 
beiter diene  folgende  Tabelle,  welcher  für  die  Jahre  1887 — 1894 
unveröffentlichtes  Zahlenmaterial  der  drei  Berliner  Gewerbe- 
inspektioneii  zu  Grund  liegt*. 


Jahr 


Zahl  der 
Fabriken 


Zahl  der  Arbeiter 
mAimlich  iweiblich  zusamnten 


Davon  .lugendliche 
(14-16  Jaliio) 
männlich  weiblich ,  zusammen 


1874 
lö87 
1888 

1S^<9 
1S90 
1891 
1892 
1893 
1Ö94 


32 

4a 

43 

43 
41 
42 
45 
43 
41 


278 
279 

811 
324 
350 
359 
370 


8911 
4123 

4222 
4495 
4349 
4642 
4871 
5097 


1355 
41S9 
4402 

4525 
4806 
4673 
4992 
5230 
5467 


8 
10 


263 
21b 


271 
228 


Die  mitgeteilten  Zahlen  lassen  ein  aufserordentliches  An- 
wachsen der  Zahl  der  Fabriken  und  noch  mehr  der  Arbeiter 
von  1874—1887  erkennen.  Wfllirend  der  Jahre  1887  -1894 
bleibt  die  Zahl  der  Fal)rik<'n  zieniiieii  konstant,  wärcud  daa 
weitere  Wachstum  der  Arbeiterzuhl  die  zunehmende  Ver- 
^rOfaerung  der  Betriebe  anzeigt.  Ks  kommen  von  Arbeitern 
auf  eine  Fabrik: 

1874  :  42,3  1889:  105,2  1892:  111,0 
1887:  97,4  1890:  122,1  1893:  121,6 
1888:  102,4       1891:  111,3       1894:  133,3 

Die  durchschnittliche  Gröfse  der  Fabriken  hat  also  nicht 
nur  seit  1874  sondern  auch  seit  1887  stark  zugenommen.  Die 
Zunahm*'  i^t  am  gröfsten  von  1S89  zu  1890,  wo  die  Industrie 
eine  kurze  Zeit  grofsen  Aufschwungs  erlebte,  und  von  1892 


'  V.  Stnipna^'-fl ,  dir  II;iii>intliistrir  in  nrrliii.  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialpol. 
Bd.  42,  giebt  die  Zahl  der  Fabriken  (liir  188ÜVj  auf  53  mit  4^i06  Arbeitern 
an.  Offenbar  sind  hier  die  grSfRoren  Arbeitsstnben  und  die  »Stuben  der 
"Wiachekonfektionsgoschafte  miti^ezählt,  \vt>|i;he  ich  Iji'i  der  lU'reclmnng  aus- 
gescliicdon  habe.  —  Die  Listen  der  G«  <  rUfinspektion  können  nul'  a'  sohlte 
Geuauigkeit  natürlich  keinen  Anspruch  uinelieu.  Eiuzehic  Fabriken  teilen  ganz 
fichabloneninlifsig  ftbr  mehrere  Jahre  hintereinander  die  gleiche  Zahlen  mit. 
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zu  1893  und  1894,  einer  Zeit  des  Niedergangs.  Beiden  Kon- 
junlcturen  hat  sich  der  grölisere  Betrieb  gewachsener  gezeigt 
aU  der  kleine. 

Auf  eine  starke  und  steti^jo  Zunahme  der  Produktion 
weist  da«  ständige  Anwachsen  der  iuaüiilichen  Arbeiter,  welche 
fast  ausschliefslich  aus  den  Zaachnetdem  bestehen.  Ihre  Zahl 
ist  weit  mafsgebender  ftlr  die  Produktionsmenge  als  die  der 
weiblichen  Fabrikarbeiter.  Denn  das  Zuschneiden  erfolgt  fast 
allein  in  den  Fabriken,  während  ein  grofscr  Teil  der  weib- 
lichen Arbeit,  vor  allem  dos  NiUiens,  hausindustriell  erfolgt. 

Naeli  der  Gröfisc  gliedern  sich  die  Fabriken  folgender- 
malseu.    £s  hatten  1894 

5  Fabriken  zwischen  10  und  20  Arbeiter 


3  , 

n 

21 

1» 

30  , 

3  , 

II 

31 

n 

4*) 

t> 

41 

» 

50 

ö  , 

51 

» 

60  , 

4  . 

n 

61 

*> 

70  . 

2  , 

i> 

81 

n 

90  . 

1  , 

1) 

91 

n 

100 

t  , 

» 

101 

n 

150  , 

1 

1» 

151 

II 

200  , 

2  , 

ff 

201 

» 

250  , 

o 

-'  J» 

1» 

351 

400  . 

3  „ 

1» 

451 

n 

500  , 

1  „ 

974 

100  Arbeiter 

hatten 

also 

13 

Fabriken , 

weitaus  grulsten  Teil  der  Arbeiter  beschäftigten.  En  ist  inter- 
essant, das  Wachstum  dieser  13  gröfseren  Fabriken  mit 
den  allgemeinen  Zahlen  2u  vergleichen.  Sie  beschäftigten 
zusammen 

1887:  3103  1S91:  3328 
18^8:  :^2S7  isr)2:  ^7C)7 
1889:  3420  1893:  3!>r)<) 
1890:  3075       1894;  42U0  Arbeiter. 

Danach  ist  die  Zahl  der  in  diesen  Fabriken  beschäftigten 
Arbeiter  von  1887  bis  1894  um  1097  oder  um  3n,3*»  ü  gr>- 
sticgcn,  wähnMul  die  Zahl  der  in  silmtliehfMi  librij^en  Fabriken 
Beschäftigten  nur  von  1080  auf  1207  odt^r  um  K>,(i o  gewach- 
sen ist.    Die  Gesamlzald  ist  um  30,5^  0  gestiegen. 

Den  gröfsten  Anteil  am  Wachstum  der  13  gröfseren  Fa- 
briken haben  nicht  die  allergröfsteu  ^  sondern  diejenigen  mit 
100 — 400  Arbeitern.  So  hat  die  Arbeiterzahl  in  der  gröfsten 
Fabrik  seit  1800  sogar  etwas  abgenommen. 

Deutlich  zeigt  sich  in  diesen  Zahlen  dir  Tendenz  zu 
immer  wachsender  Oröfse  des  Betriebs,  nur  dafs  sich  diese 
Tendenz  bei  den  gröisten  Fabriken  abschwächt. 
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Das  Aufsteigen  der  kleinen  Fabriken  in  die  Reihe  der 

gröfseren  er  heilt  noch  mehr,  wenn  man  erfährt,  dafs  von  jenen 
13  Fabriken,  die  1894  Uber  100  Arbeiter  hatten,  1887  nocb 

4  weniger  als  100  Arbeiter  beschäftigten. 

Tn  all  dies(»Ti  Zalilon  sind  die  von  den  Fabriken  be- 
scliiiüi<^ti'U  Heimarbeiter  nicht  eiiibegritfen.  Ihre  Zahl  g-enaii 
anzugeben,  iai  leider  unnuiglieh.  Nach  den  Schätzun^x'u  eines 
»Sachkundigen  mag  sie  ungefähr  (JaUO  betragen,  doch  scheint 
mir  das  etwas  zu  hoch  gegriflfeu.  Ob  ihre  Zahl  im  Laufe  der 
Jahre  gewachsen  und  in  welchem  Verhältnis  dies  geschehen, 
Ift&t  sich  noch  weniger  angeben,  da,  wie  schon  erwähnt,  die 
Berufsstatistik  für  diese  Kategorien  versagt.  Doch  ist  es  im 
höchsten  Grade  wahrscheinlich,  dal's  die  Zahl  der  von  den 
Fabriken  beschäftigten  Heimarbeiterinnen  mindestens  im  selben, 
wenn  nicht  in  noch  höherem  MaTse  gewachsen  ist,  als  die  der 
Fabrikarbeiter. 

Man  darf  die  Gröfse  des  Betriebs  nicht  allein  nach  (h.r 
Zahl  der  Fabrikarbeiter  messen.  Es  giebt  Fabriken,  die  den 
gröfseren  Teil,  andere,  die  nur  einen  geringen  Bruchteil  ihrer 
Näharbeit  an  die  Heimarbeiterinnen  geben. 

Die  Gröfse  der  Fabrik  zeigt  sich  am  deutlichsten  an  den 
Räumlichkeiten,  die  sie  einnimmt.  Vom  fUnfstöckigen  enormen 
Gebäude  bis  herab  auf  kleine  und  enge  Mietswohnungen, 
die  den  Xamen  Fabrikraum  kaum  verdienen,  (Inden  sich  alle 
Sehattieru7i;:r^'n  vertreten.  Das  Vorwiegen  von  Mietsräumen 
erklärt  sieh  daraus,  dals  selbst  gröfsore  Fabriken  in  Folge 
der  noch  zu  besprechenden  technischen  Eigenj>eliaften  der 
Fabrik«atiou  nur  einer  geringen  Dampfkrat't  beilurfen  und  (hu  um 
sich  ohne  Dampfanlage  mit  dem  Abmieten  von  Damplkraft, 
wie  es  in  Berliner  Mietsfabriken  ttblich  ist,  begnügen  kOnnen. 
Es  besafsen  1894  18  Fabriken  eine  eigene  Dampfanlage^ 
ebensoriele  hatt  -n  die  Dampf kiaft  gemicict,  J  arbeiteten  mit 
(iasmotoren  und  4  wandten  keinerlei  mechanische  Kraft  an. 

Die  Wäseliefabrikation  nimmt  an  Bedeutung  eine  der 
ersten  »Stellen  in  der  Berhner  Industrie  ein,  trotzdem  sie  so 
junj^:  ist,  dafs  vielen  Fabriken  noch  ihre  l^cgründer  vorstcln-n  ; 
und  das  rührt  vielleicht  dalier,  dafs,  wenigstens  die  gröi'sorcn, 
fast  alle  auf  durchaus  solider  Grundlage  ruhen. 

Gegenstand  der  Fabrikation  sind  ursprünglich  nur  Herren* 
kragen  und  -Manschetten,  wozu  sich  allmählich  auch  gestärkte 
Wäüche,  also  Oberlieniden  und  Einsätze,  Chemisettes,  Serviteurs 
und  die  entsprechende  Damenwäsche  gesellt  haben.  Nicht 
sämtliche  dieser  Artikel  werden  in  allen  Fabriken,  wohl  aber 
werden  sie  jetzt  ausschliefslich  durch  die  ..l^abrikation"  her- 
gestellt —  mit  Ausnahme  der  Oberheindt  n.  Diese  w^-rden  in 
ihren  besseren  Sorten,  namentlich ,  soweit  sie  nach  Mal's  ge- 
arbeitet werden,  durch  die  Detnilgeschäfte  gefertigt,  zum  Teil 
unter  Benutzung  fabrikmursig  hergestellter  Einsätze. 

Fmhiuvea  (Sl)  XIY  2.  -  Fttig.  3 
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Verbinflen  wir  die  trru  litung  des  Prnfluktionsprozesses 
iinrl  der  technischen  Einrichtung  der  Pauriken  mit  einem 
Rnndfranii^  durch  eine  derselben,  welche  etwa  als  typisch  gelten 
kann.  Wir  betreten  zunächst  die  Zuschneidcrei.  Auf  breiten 
Tischen  ist  der  Leinen-  und  Baumwollstoflf  in  Schichten  von 
bestimmter  Dichtigkeit  —  k.  B.  96  Lagen  übereinander  — 
ausgelegt.  Davor  steht  der  Zuschneider.  Er  legt  die  kupferne 
Schablone  auf  den  8to£P,  hftlt  diese  mit  der  linken  Hand  fest 
und  schneidet  mit  der  rechten,  ein  eigentümlich  geformtes 
Messer  vertikal  zur  Schablone  haltend,  die  Lngon  seitwärts 
durch.  Am  schwierigsten  sind  die  Eck<ni  und  domgemiifs 
solche  Artikel,  die  viele  scharfen  Ecken  haben,  wie  gewisse 
Kragensorten.  Grofser  Ubunp:  bcilarf  es  auch,  um  das  Messer 
stets  rechtwinklig  zur  »StoiHage  zu  halten,  damit  die  unterste 
Schicht  in  derselben  Gröfse  wie  die  oberste  geschnitten  wird. 
Vor  allem  aber  ist  eine  grofse  ijhysische  Kraft  erforderlich, 
da  fortwährend  ein  starker  Druck  ausgeübt  werden  mufs,  und 
die  Armmuskeln  datu  r  s  !ii  ingestrengt  werden.  Es  sind  auch 
meist  kräftig  erscheinende  Männer,  die  man  bei  dieser  Arbeit 
erblickt.  Die  Fabrik,  in  der  wir  uns  befinden,  hat  vor  ein 
paar  J.Mincn  eine  Neurnin;;  eiiif^etVilirt  durch  Aufstellung  von 
ZnschneulL'ina.sLhiuen,  wclclie  dt  r  Beisitzer  der  Fabrik  selbst 
konstruiert  hat.  Am  Ende  eines  langen  beweglichen  Hebels 
betindet  sich  ein  kreisförmiges  Messer,  welches  durch  die 
Dampfanlage  mittelst  einer  Transmission  in  rotierende  Be- 
wegung versetzt  wird.  Der  bedienende  Arbeiter  führt  mit  der 
Hand  das  Hebelende  mit  dem  Messer  auf  der  Zeuglage  längs 
des  nach  der  Schablone  aufi^ezeichneten  Strichs. 

Zwei  Arbeiter  an  der  Maschine  sollen  die  Arbeit  von 
vier  Handzuschneidern  ersparen.  Die  Ilauptschwiori^rkeit  lag 
bisher  <bu'in,  rlafs  rlas  rundf  Messf^r  (\'n\  Ecken  iiiclit  gerade 
schneiden  kann,  sodals  hier  stets  mit  der  Hand  nacligeholfen 
werden  mufste.  Ihr  soll  durch  eine  neue  Errindung  jenes 
Herrn  abgeholfen  werden,  welche  zur  Zeit  beim  Tatentamt 
angemeldet  ist. 

In  anderen  Fabriken  hat  die  Zuschneidemaschine  noch 
wenig  Eingang  gefunden,  da  man  die  Handarbeit  fUr  glatter 
und  besser  hält.  Die  Arb 'it  des  Maschinenzuschneiders  ist 
kaum  weniger  anstrengend  als  die  des  Handzuschneiders,  denn 
er  nuifs  zienüiche  Kraft  anwenden,  um  den  Hebel  zu  dirigieren, 
unfl  die  zuckenden  Bewegungen  desselben  in  Folge  des  Um- 
Schwingens  des  Messers  teilen  sieh  seinem  K«»rper  mit. 

Von  der  Zuschneidcrei  gelangen  wir  in  den  Nali.^aal,  von 
dem  uns  das  Gerassel  der  Nähimischinen  entgegentöut.  Es  sei 
hier  eingeschaltet,  dafs  der  ffröfsere  Teil  der  Näharbeiten  nicht 
in  den  Fabriken,  sondern  hausindustriell  erfolgt,  dafs  daher 
der  Umfang  rlor  Näherei  nirgends  dem  der  übrigen  Fabrikations- 
räume entspricht. 
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Die  meisten  der  aufgestellten  Nähmaschinen  sind  solche 
nach  dem  System  Wheeler  &  Wilson,  eine  fjcrintrt're  Anzahl 
solclie  nach  dem  System  Singer.  Sie  dienen  iür  verschiedene 
Arbeiten. 

Der  rohe  „Zuschnitt  "  kommt  zuniichst  in  die  llaiid  der 
Vorrichteriu.  Diese  legt  die  Ränder  um,  und  nun  kann  die 
Näherin  an  der  Wheeler  &  Wilson- Maschine  die  Voraähte 
machen,  mit  denen  die  Einlagen  von  innen  an  einander  be- 
festigt werden.  Dann  gehen  die  Kragen  oder  anderen  Gegen- 
stände zur  Stepperin  an  der  Singermaschine,  weiche  die  den 
ganzen  Kragen  zusammenhaltende  und  nach  aufsen  sichtbare 
Steppnaht  fertigt.  Die  Singermisrlilne  ist  hier  danmi  am 
Platze,  weil  die  sämtlichen  Lagen  des  WäscliestiKks  zu 
durchstechen  sind .  wobei  die  gebogenen  Nad«  ln  der 
Wheeler  &  Wilson-Maschine  leicht  breclien  würden,  uml  dann, 
weil  die  Singer-Naht  ein  weit  eleganteres  Aussehen  giebt. 

Das  Vorrichten  geschieht  nicht  immer  durch  eigens  daftlr 
bestellte  Arbeiterinnen^  es  sind  vielmehr  oft  Lehrmädchen,  die 
später  das  Nähen  erlernen,  oder  aber  —  und  das  ist  sehr 
häufig  —  die  Maschinennäherin  richtet  selbst  vor,  wodurch 
bei  ihr  eine  wohlthfttige  Abwechslung  zwischen  Maschinen- 
arbeit und  Handarbeit  bewirkt  wird.  Dieses  Vorteils  gehen 
die  Stepperinnen  verlustig,  da  sie  l>ereits  die  vor«:;*  nähten 
Stucke  erhalten.  An  Stelle  des  Vorrichten^  init  bei  rund- 
geränderten Sachen  wie  Manschetten  u.  s.  w.  das  Kleben. 
Da  nämlich  bei  Rundungen  ein  Umbiegen  des  Randes  mit  der 
Hand  allein  nichts  nützen  würde,  so  wird  hier  der  umgebogene 
Rand  mit  Klebstoff  bestrichen  und  mit  einem  Bügeleisen  an- 
geplättet. Von  den  Kleberinnen  gilt  dasselbe,  wie  von  den 
Vorrichterinnen,  es  sind  meist  jugendliche  Arbeiterinnen. 

Unsere  Fabrik  zeichnet  sieh  vor  don  meisten  anderen 
auch  in  der  Näherei  durch  (  inen  teciniischen  Vorzug  aus. 
Sie  hat  niinilieli  i\iv  die  Nähmaschinen  den  Dainpibrtrieb  ein- 
getuhrt.  Es  sind  aulöcr  ihr  nur  1  oder  2  Fabriken,  die  das 
gleiche  gethan  haben,  in  den  übrigen  wird  die  Maschine  durch 
den  Fufs  der  Näherin  in  Bewegung  gesetzt.  Der  Grund  der 
NichteinfUhrung  des  Dampfbetriebes,  obwohl  die  Anwendung 
technische  Schwierigkeiten  nicht  bietet,  ist,  dafs  dieser  nur 
sehr  geringe  technische  Vorzi^ge  aufweist.  Es  handelt  sich  bei 
Wäschestücken  um  keine  sehr  langen  Nähte,  vor  jeder  Ecke 
mufs  die  Maschine  rasch  zum  Stdion  uehraeht  wer<fen.  Das 
bedeutet  r^ine.  gerinire  Ausnutzull.^^snlo,lrliehkeit  der  durch  den 
Dampl  i)etrieb  au  und  für  sich  erreichbaren  gröfseren  Schnellig- 
keit. Immerhin  wird  eine  kleine  Mehrleistung  durch  die 
Dampfmaschine  erreicht.  Ein  fernerer  Vorzug  ist  ein  regel- 
mäfisiger  Stich  und  endlich  der,  dafs  die  Arbeiterin  ihre  ganze 
Aafmerksamkeit  ungeteilt  auf  die  Hand  verwenden  kann  und 
das  schwierige  Zusammenarbeiten  von  Hand  und  Fufs  nicht 
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erst  zu  tiilcruen  braucht.  Dicäc  Vorteile  erscheinen  aber  den 
meisten  Fabrikanten  nicht  grofs  genug,  um  die  kojstspieligen 
Aufwendungen  fUr  die  notwendigen  Änderungen  an  den 
Maschinen  und  den  übrigens  geringen  Mehrverbrauch  an 
Dampf  zu  machen.  Wo  es  dennoch  gescheit  n  i^i.  da  hat 
wohl  auch  die  Rücksicht  auf  ilie  segensi-eichcn  Folgen  der 
Einführung  für  die  Gesundheit  a}<er  auch  die  Leistungaföhig^ 
jteit  der  Arbeiterin  eine  Rolle  gespielt. 

Fast  in  allen  Fabriken  wird  dagegen  die  Dampf  kraft 
Air  eine  spoeielle  Gattung  der  Niihiiia.seliinen  verwandt,  näm- 
lich <He  Knopf lochmaschinen.  Au  die^e  sinnreichen  Maschinen 
gelangen  die  in  der  Näherei  bis  auf  die  Knopflöcher  fertig 
gestellten  Stücke.  Hier  wird  das  ganze  Knopfloch  automatisch 

fenäht  und  eingeschnitten.  Bei  ihnen  ist  die  durch  den 
^ampf  verursachte  Mehrleistung  eine  erheblichere.  Sie  ist 
etwa  auf  das  Doppelte  der  Leistung  einer  Tretmaschine  asn 
schätzen. 

In  anderer  Beziehung  hat  allerdi: u/s  fIt'Mftschinentechnik 
hier  noch  einen  geringeren  Siejr  »  rfo  hii n,  a]-  in  der  gewöhn- 
lichen Näherei.  Denn  die  ^laseiiinenkunj)!  locher  sind  weder 
ebenso  haltbar  noch  so  elegant  wie  die  Handknopflöcher,  und 
darum  ist  fUr  alle  solidere  Ware  die  Handarbeit  noch  unent- 
behrlich. 

Sind  die  Knopflöch^  „eingestenmu",  so  wird  wieder  von 
anderen  Arbeiterinnen  den  Kragen  und  Manschetten  ein  Stempel 
aufgedrückt,  enthaltend  die  Bezeichnung  der  Marke  und  die 
Firma  der  Fabrik  oder  auch  die  des  bestellentlen  Geschäfts. 
Der  JSteni])el  inuls  mit  einer  sorgfältig  ausgewählten  cliemlschen 
Flüssigkeit  und  vorsiehtig  angebracht  werden,  da  sonst  leicht 
der  8toff  ganz  verdorben  werden  kann. 

Nun  ist  das  Fabrikat  im  Rohzustande  fertig,  es  beginnt 
aber  noch  ein  sehr  wichtiger,  wenn  nicht  der  wichtigste  Prosefs 
der  Fabrikation,  das  Waschen  und  Plätten. 

Wir  begeben  uns  zunächst  in  die  Wiiselierei,  die  ihre 
eigenen  Räumlielikciten  besitzt.  Hatte  bisher  der  Dampf  nur 
eine  untergeordnete  Rolle  gespielt,  so  kommt  er  hier  erst  zu 
seinem  Rechte.  Die  p:rorsen  Wasch-  uTid  ^^'riML'■masehinen 
werden  in  fast  alloTj  Fabriken  durch  Danij»t  betrieben,  etwa 
seit  Mitte  der  70  er  Jahre.  Nur  in  den  kleinsten  Fabriken 
werden  die  Maschinen  noch  mit  der  Hajul  bewegt.  Die 
Alteren  Maschinen  sind  deutscher  Konstruktion,  in  Form 
grofser  Kübel,  in  welchen  die  WäBche  durch  im  Wasser 
rotierende  Quirle  hiu'  und  hergeworfen  wird;  die  neueren, 
nach  amerikanischem  System,  haben  die  Form  einer  durch- 
löcherten Trommel,  in  welcher  sich  die  Wäsche  befindet,  und 
die  in  wechselnder  Rotationsbewegung  gehalten  wird. 

Mit  der  Wäscherei  vibunden  ist  die  StärkereL  Auch 
hier  linden  wir  Stärkemasehinen  mit  Dampfbetrieb. 
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Zur  Bedienung  der  Wasch-  und  Stnrkemaschinen  Bind  in 

gröfseren  Fabriken  7 — 8  Personen  erforderlich.  Daneben  wird 
aber  auch  mit  der  IT-iinl  gestltrkt.  Die  j^estnrkti-  W.Hselie 
geht  nun  wieder  durch  Wringinaschinon  und  wird  öotlniiii  mit 
Ausnahme  der  zu  j)liittenden  Teile  in  heiTiier  Luft  afftrockiiet. 

Wir  wandern  in  ein  anderes  Stockwerk,  um  in  die  Plätt- 
aäle  zu  gelangen.  Die  Technik,  die  hier  herrscht,  ist  wieder 
eine  ganz  andere.  Bewegende  Kraft  ist  die  Hand,  Werkzeug 
das  Bugeleisen.  Aber  in  unserer  Fabrik,  wie  jetzt  in  allen 
gröfseren  ist  damit  ciiu'  technische  Neuerung  TerbumliTi,  die 
Erhitzung  durch  Gas.  Über  den  Plätttischen,  an  welchen  die 
Plätterinnen  stehen,  ist  ein  Gasrohr  angebracht,  von  welchem 
ein  Guiniiiisclilauch  nach  jedem  Plätteisen  geführt  ist.  Er 
nuindct  hier  zusammen  mit  einem  zweiten  Schlauch,  welcher 
(liircii  einen  Kxli.iiibtor  auf^esfinjrte  Luft  einführt,  von  der 
2  Teile  mit  1  Teile  Gas  gemeii^L  werden,  um  iin  Innern  des 
Bügeleisens  die  Stichflamme  zu  entzünden.  Die  Gasplätterei 
wurde  probeweise  schon  1889,  allgemein  seit  1890  eingeftlhrt. 
Das  ältere  System  der  Bolzenplätterei  herrscht  noch  in  den 
meisten  kleineren  Fabriken.  Hier  stehen  in  ein< m  Nebenraume 
ein  oder  mehrere  grofse  Herde,  auf  welchen  die  Holzen  erhitzt 
werden.  Jcdo  Arbeiterin  hat  2  P>()lzen;  ist  dnr  eine  kalt  p:e- 
wnrdon,  s  »  hrin^'^t  sie  ihn  dem  am  Herde  befindlichen  Hoben- 
niacher  odfr  <lei-  liolzenfrau,  und  dieser  bezw.  diese  reielion 
ihr  den  andeitn.  Nicht  nur  dies  Hin-  und  Herlaufen  wird 
durch  die  Gasplätterei  erspart,  sondern  auch  die  bei  dem  Bolzen- 
system oft  vorkommende  Beschmutzung  der  Eisen  wird  ver^ 
mieden,  und  die  Arbeitskraft  des  Bolzenmachers  erspart.  Die 
Oasheizung  ist  in  Folge  der  billigen  Berliner  Gaspreise  kaum 
teurer  als  die  Kohlenheizung  beim  Bolzensystem.  In  einer 
^rof«en  Fabrik  wird  pro  Stunde  für  etwa  einen  Pfennig  Gas 
verbraucht.  Die  Nachteile  der  Gasplätterei  liegen  nicht  auf 
technischem,  sondern  auf  sanitärem  (iebieto.  F>s  ist  vor  allem 
die  Gefahr  der  Luftverseld(Hliterung  durcli  unvollständige 
Verbrennung  oder  durch  Ausstromen  von  unverbranntem  Gas. 
Um  sie  zu  mindern,  sind  Ventilationsvorrichtungen  notwendig, 
die  zwar  in  den  meisten  Fabriken  angebracht,  aber  nicht 
fiberall  ausreichend  sind.  Aus  diesem  Grunde  hat  eine  sehr 
gmfse  Fabrik  ein  etwas  vr rändertes  System  eingeführt:  an 
den  Wänden  der  Plättsäle  befinden  sieli  hier  schmale  Gas- 
herde, je  einer  gejrenfiber  von  jedem  IMatttisch.  Wie  bei  dem 
Bolzen^sy^tom  liat  jede  Plätterin  „zn  ei  leisen  im  Feuer",  d.  h. 
ein  Eisen  ruht  auf  dem  Herde,  mit  dem  antleren  arbeitet  sie, 
.S(.  lange  es  warm  is>t,  um  es  dann  mit  dem  auf  dem  Herde 
zu  vertauschen.  Direkt  über  dem  Gasherde  befinden  sich 
Ventilatoren,  welche  die  vom  Herde  aufströmende  Luft  auf- 
saugen nnd  ins  Ffeie  fUhren.  So  sehr  dies  System  auch 
vom  hygienischen  Standpunkte  anzuerkennen  ist,  so  wenig 
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wird  es  doch  auf  Nachaliimin^-  rechnen  können,  denn  as  hat 
die  technischen  Nachteile  der  BolzenplUtterei  ohne  die  Er- 
6parni«  des  zweiten  Eisens  bei  dem  Schlauchsystem. 

Die  Arbeit  des  BUgelns  nun  ist  durchaus  keine  einfache. 
Ks  wurde  schon  mehrfach  betont,  dafs  für  das  Aussehen^  die 
Eleganz  des  Fabrikats  alles  abh;tngt  von  einem  guten  Bügeln, 
Selbst  fehlerhafte  Arbeit  mufs  die  Plittterin  unsichtbar  machen 
können.  Sie  mul's  vor  allem  darauf  Acht  geben,  dafs  der 
Kragen,  die  Manschette  u.  s.  w.  die  vorschriftsm.Hfsicro  Lange 
erhält,  und  zu  diisem  Zwecke  hier  etwas  ausdehnen,  dort 
etwas  verkürzen.  Sie  nmfs  jedes  Ffiltchen  und  jede.s  Släub- 
chen  auf  dem  Stoffe  sorgfältig  vermeiden^  sie  mufs  vor  allem 
einen  Starken  Druck  anwenden,  um  dem  Fabrikat  den  nötigen 
Glanz  zu  yerleihen.  Es  gehört  darum  eine  grofse  Muskelkraft, 
und,  da  die  Plätterin  nur  im  Stehen  arbeiten  kann,  Ausdauer 
und  Gesundheit  zur  Ausübung  dieser  Arbeit 

Hat  die  Plätterin  den  letzten  Schliff  gegeben,  so  ist  das 
Fabrikat  vollendet.  Es  bleibt  nur  nneli  die  Verpackung  übrig. 
Die  hierfür  nötip^cn  Kartons  wfjfien  in  manchen  Fabriken 
dureh  eigene  Kart<»iiiiiereniin<'ii  iier;;estellt ;  die  Kra;^en  und 
MaiKschetten  werden  dutzendweise  durch  Gunmiibchnurchen 
verbunden  eingepackt.  Auf  die  übrigen  Einzelheiten  ein- 
zugehen, verlohnt  nicht  der  Mühe.  Die  Kartons  gehen  in 
die  Pack-  oder  Lagerräume.  In  den  ersteren  werden  die 
grofsen  Kisten  für  den  Versand  gepackt,  in  letzteren  harrt 
die  Ware  eines  noch  ungewissen  Schicksals.  Naturgemnfs  u  ird 
in  stillen  Zeiten  stets  mehr  auf  Vorrat  gearbeitet,  als  in  leb- 
haften, in  welchen  sich  die  Lagernlnme  fast  vollst.'indi^*  leeren. 

\V  erfen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  Erzeugung  der  b»^- 
wegenden  Kraft,  so  finden  wir  in  unserer  Fabrik  keine  eigiaie 
Dampfmaschine.  Der  Daujpf  ist  vielmehr  vom  Besitzer  des 
FabrikgrundstUcks  gemietet.  Trotzdem  auch  die  Näherei  mit 
Dampf  betrieben  wird,  bedarf  die  Fabrik  doch  nur  einer 
Kraft  von  etwa  15  Pferdekräften. 

Wir  haben  mit  diesem  Bilde  etwa  den  Typus  der  gröfsercn 
und  mittleren  Betriebe  fixiert  und  daneben  schon  auf  einzelne 
Abweichungen  technischer  Art  hingewiesen,  welche  aber  in 
ökonomischer  Hinsieht  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung  sind. 
Wir  habeji  aber  einen  wesentliehen  Unterschied  noch  aufser 
Acht  gebissen,  welcher  eine  kleine  ( Jruppe  von  5 — 6  Fabriken 
von  den  geschilderten  trennt:  bei  diesen  f^Ut  die  xsalieiei  ia 
der  Fabrik  fast  vollständig  fort,  sie  haben  eine  oder  zwei 
Näherinnen,  die  zur  Aushülfe  mit  eiligen  Sachen  oder  Repara- 
turen beschäftigt  werden.  Die  gesamte  nbrige  Nttharbeit  wird 
an  PTeimarbeiterinnen  vergeben.  Die  hierher  gehörigen 
Fabriken  sind  natürlicli  kleineren  Umfange  als  die  anderen, 
in  dem  Quantum  der  hergestellten  Waren  dagegen  ihnen 
oft  gleich. 
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Wir  kommen  damit  zur  Bctnichtiing  der  Hausindustrie. 
Im  ganzen  gerechnet  ist  es  wohl  weit  mehr  als  die  Ilalfte  der 
in  der  Ki  u'^en-  und  Manscliettentabrikation  üblichen  Näharbeit, 
welche  auiserhalb  der  Fabrik  hergestellt  wird.  Die  Zahl  der 
für  die  „Wäschetabrikation"  thätigen  hausindustriellen  Arbeita- 
krttfite  wurde  auf  ca.  6000  geschätzt  Auch  hier  giebt  es  Ar- 
beitsstnben,  deren  Verfassung  eine  ganz  ähnliche  ist,  wie  in 
der  Wäschekonfektion,  aber  sie  sind  nicht  so  zahlreich  wie 
dort.  Der  Grund  ist,  dals  die  Fabrikanten  gerne  an  solche 
Nuherinnen  die  Arbeit  vergeben,  welche  früher  in  ihren  Fabriken 
gearbeitet  haben,  weil  diese  vertraut  sind  mit  der  Eigenart 
der  betreffenden  Fabrik. 

\'erleger  sind  aussc  lilierslich  die  Fabrikanten  mit  Aus- 
nahme der  Arbeitöstubeuinhaber,  welche  auch  als  Zwischen- 
meister  auftreten.  Die  äufseren  Formen  der  Vergebung  und 
Ablieferung  der  Arbeit  entsprechen  ganz  denen  in  den  Engros- 
geschäften, der  Ablieferungsraum  befindet  sich  meist  in  un- 
mittelbarer Nähe  der  Züsch  neiderei,  um  den  Verkehr  möglichst 
zu  erleichtern.  Täglich  wird  neue  Arbeit  gegeben,  wöchent- 
lich abgerechnet  und  geloluit.  Auch  das  Garn  müssen  die 
Näherinnen  meist  von  der  I'abrik  bezichen,  welche  den  Ver- 
kauf oft  einer  Directrice  übertragen  hat. 

Aulserhalb  der  Falirik  wird  im  all,i;i  ineinen  geringere 
Ware  genäht  als  in  derselben,  dumi  es  fällt  die  Beaufsichtigung 
Während  der  Arbeit,  wenn  auch  nicht  die  Eontrolle  bei  Ab- 
nahme der  Arbeit  fort 

Ein  sehr  wichtiger  Zweig  der  häuslichen  Näherei  ist  da- 
gegen die  Knopflocharbeit  mit  der  Hand,  wie  mit  der  Maschine. 
Hier  ist  es  die  bessere  Arbeit,  welche  aufserhalb  der  Fabrik 
vorgenommen  wird,  denn,  wie  schon  erwähnt,  müssen  die  guten 
Knopflöcher  mit  der  Hand  genäht  werden. 

In  den  ArbeitsstuVjen  werden  entweder  die  allerschlechtesten 
Sorten  Kragen  und  Manschetten  genäht  oder  solche  Artikel, 
welche  erst  neuerdings  der  Fabrikation  zugeführt  wurden,  und 
für  welche  die  Fabriken  zum  Teil  noch  .  nicht  den  nötigen 
Raum  haben,  z.  B.  Hemdeneinsätze  und  Chemisettes.  Von 
den  Knopflocnnähstuben  mag  zunächst  abgesehen  werden.  Die 
Stoffe  werden  an.  die  Arbeitsstuben  zuweilen  roh  geliefert.  Es 
tritt  dann  an  den  Inhaber  die  Notwendigkeit  df  >  Zuschneidens 
heran.  Darum  sind  die  Inlialx-r  meistens  Älänner.  Die  Näh- 
stuijen  freben  wiederum  Arbeit  an  Heimarbeiterinnen  aus, 
einmal  die  Knojjflocharbeit  und  dann  gewisse  andere  Teil- 
arbeiten. In  einer  Arbeitsstubc  z.  B.,  in  welcher  Chemisettes, 
Scrviteurs  und  Hemdeneinsätze  genäht  werden,  schneidet  der 
Inhaber  z%  er  und  seine  Frau,  welche  mitnäht,  beaufsichtigen 
die  Arbeit,  welche  in  der  Werkstatt  durch  23  Arbeiterinnen 
ausgeführt  wird.  Hier  werden  die  Mittelstücke  der  Chemi- 
settes etc.  genäht,  d.  h.  die  später  zu  stärkenden  Teile,  auf 
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welche  es  bei  der  Bearbeitung  am  meisten  ankommt  Daneben 
werden  BD  Heimarbeiterinnen  mit  dem  Nahen  der  Knopflöcher 
und  dem  sogenannten  Zusamniensetzen  Iksc  häftigt,  d.  h.  dem 
Annälieu  der  Uufseren  Teile  I  Prise,  Sattel,  Einfassung)  an  die 
fertigen  Rümpfe.  Die  letztbeschriel>ene  Arbeitsstube  ist,  wie 
der  Inhaber,  wololmr  sieh  „Fabrikant"  nennt,  angielit,  die 
gröfste  ihrer  Art  in  I^m  lin  und  arbeitet  für  die  ersten  Firmen. 
Die  Art  der  Arlieitsteilung  zwischen  Nähstuben-  und  Haus- 
arbeit ist  aber  typisch. 

Auf  der  Herstellung  einer  Specialarbeit  beruhen  die  Kuopf- 
lochntthstuben.  In  ihnen  werden  nicht  ,  etwa  jene  feinen  Hand- 
knopflöcher gefertigt;  dies  geschieht  vielmehr  ausschliefslich 
durch  Heiraarbeiterinn(;n ;  sondern  sie  verdanken  ihre  Ent- 
stehung der  Eriindung  der  KnopHochmaschine.  Diese  Maschinen 
sind  ziemlich  teuer,  die  früher  allein  gebräuchliche  zweinadligc 
Maschine  knstete  etwa  800.^,  die  neuerdinirs  erfundene  noch 
leistungötähigere  Automatenni.isehine  ea.  -100  Ji.  Eine  solche 
Äla.schine  anzuschaffen,  daran  konnteu  nur  die  allerwenigsten 
Heimarbeiterinnen  denken.  Und  die  es  thaten,  uiufsten  suchen, 
ihr  Kapital  möglichst  zu  verzinsen,  also  mittels  des  Abzahlungs- 
geschttfts  gleich  mehrere  Maschinen  anzuschaffen  und  Arbeite- 
rinnen daranzusetzen. 

Der  Fabrikant  sah  es  natürlich  gern,  wenn  ihm  die  Mög- 
lichkeit blieb,  weiter  die  Knopflocharbeit  zu  vergeben,  und 
sieli  sell)st  die  Anschaffung  der  Masehinon  zu  ersparen.  Die 
.irriHste  Kno|»Hoclm;ihstnl)e  hat  fast  pmz  deii  Charakter  einer 
solchen  verloren  und  gilt  vollkommen  als  Fabrik.  Es  siud 
dort  ca.  40  Arbeiterinnen  beschäftigt  und  die  Maschinen  gehen 
mit  Dampfbcti'ieb.  öie  ist  auch  von  einem  Kaufmann  mit 
einigem  Kapital  begründet  worden.  Dagegen  siud  alle  anderen, 
welche  mir  bekannt  geworden  sind,  auf  die  oben  geschilderte 
Art  und  Weise  entstanden,  also  dui'ch  frühere  Näherinnen  ins 
Leben  gerufen,  zum  Teil  mitHttlf  '  ihrer  Mihmer.  Dies  nicht 
nur,  weil  Unternehmungsgeist  und  Ausdauer  dazu  gehören, 
sich  vom  einfachen  llnnsindtistriellen  zum  I^Tcister  aufzu- 
schwingen, und  (Iii  sc  Ki;4('iischalteii  dem  Manne  nun  einmal 
eigentihnlicher  sind,  sondern  auch,  weil  die  Arbeit  an  der 
Knopflochmaschine  eine  körperlich  sehr  anstrengende  ist»  uml 
daher  die  Mitarbeit  des  Ehemannes  sich  oft  als  von  grofsem 
Nutzen  für  den  £rtrag  der  Arbeit  erweist.  Doch  giebt  es 
auch  energische  und  fleifsige  Heimarbeiterinnen,  welche  allein 
eine  oder  zwei  Maschinen  erworben  haben  und  dlesc^  mit  Hfllfe 
aus  der  Familie  oder  der  einer  Arbeiterin  in  Betrieb  setzen. 
Die  Arheit  mit  Maschinen  nach  dem  Ulteren  System  macht 
noeli  ilas  Einstemmen  nnd  Verriegeln  der  Knopflöelier  not- 
wendig, d.  h.  das  Einsehneiil'  n  df^s  Eoclis  und  Vernähen  d»'- 
Stoffs  hinter  den  beiden  Enden  des  KiiMjjjlorhH  zur  ^röfseren 
Haltbarkeil.    Beide  Arbeiten  niiissen  mit  der  Hand  gemacht 
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werden  und  werden  dalier  von  denjenigen  Fabriken.  Arl)oits- 
«tuben  oder  Heimarbeiterinnen,  welche  mit  zwcinadli^eu  Ma- 
schinen arbeiten,  an  liausindudtrielle  Verrieglerinnen  vergeben. 
Diese  Arbeiten  werden  überflüssig  bei  der  neuen  Automaten- 
mascbine,  welche  auch  das  EinstemmeD  und  Verriegeln  der 
Knopflöcher  selbstUifttig  bewirkt. 

Erwähnt  war  endh'ch  schon  die  Notwendigkeit,  bessere 
Knoptiöclit  r  gauE  mit  der  Hand  nähen  zu  lassen.  Diese  Thätig- 
k -it  fällt  fast  nur  einzelnen  Heiinar1)eiterinnen  zu,  und  ist 
iiniürlich  p^egen  die  frülierp  Zeit,  wo  die  Maschinen  noch  un- 
bekannt waren,  sehr  eingescliränkt  worden. 

Die  Sonderstellung  der  Knopflochnflherei  bringrt  es  mit 
sich,  dafs  daj»  Fabrikat  3 — 4  Stufen  im  Produktionsbrozeis 
durchlaufen  mufs.  Z.  B.  kommt  es  häutig  vor,  dafs  Kragen, 
welche  der  Fabrikant  bei  einer  Nähstube  in  Arbeit  gegeben 
haty  von  dieser  zur  Knopflochnäherin  wandern,  welche  wieder 
ihre  Arbeiterin  damit  beschäftigt.  Oder  der  Kragen  geht  von 
der  Fabrik  in  die  Knopflochnähstube,  wird  hier  von  der  zwei- 
narlligen  ]\I aschine  bearbeitet  und  dann  von  der  Heimarbeiterin 
verriegelt. 

Es  mufs  also  an  derselben  Ware  eine  grofise  Zald,  wenn 
auch  noch  .so  kleiner  Unteriu  limorgcwinne  gemacht  werden,  und 
der  lur  die  eigentlichen  Arheitslöhne  bleibende  liest  schrumpft 

Bosammen. 

Stickereien  und  ähnlicher  Arbeiten  bedarf  die  Fabrikation 
nicht,  da  solche  Oberhemden  etc.,  welche  mit  Stickerei  ver- 
liert werden,  durch  die  Detailgeschäfte  bearbeitet  werden. 

Wie  die  Konfektion,  so  verwendet  auch  die  Fabrikation 

in  ansp:cdehntem  Mafse  auswärtige  Arbeitskräfte.  E'^  sind  ein- 
mal Strafanstalten  mit  weiblichen  Insas.^cn,  und  sodann  die 
Hau&inil  iislriellon  des  sächsischen  Voigtlandes.  Die  ^^•ran- 
lassung  /.ur  Kmfiihrung  der  biielisischen  Arbeit  ist  in  der  Ein- 
leitung besprochen  worden.  Es  war,  abgesehen  von  den  Vor- 
teilen, welche  der  Hausindustrie  als  solcher  durch  die  Ver- 
Sicherung«'  und  Arbeiterschutzgesetzgebune  zufielen,  die  Wir- 
kung der  Konkurrenz,  welche  billigere  L^hne  und  schlechtere 
Arbeit  bevorzugte;  denn  es  wird  sich  herausstellen,  dafs  auch 
hier  die  gröfsere  Bllll^'-keit  der  Lr)]in(^  keine  relative,  sondern 
nur  eine  absolute  ist,  welche  mehr  als  ausgeglichen  wird  durch 
die  geringere  (Qualität  der  Arbeit.  Aber  unter  den  schwierigen 
Verhältnissen,  mit  denen  die  Wäschetabrikation  besonders  als 
Kxportindustrie  zu  kämpfen  hatte-,  war  ein  teilweises  Herunter- 
gehen in  der  Qualität  fast  unvfimieidlich.  So  ist  es  dabei  ge- 
blieben, dafs  die  geringsten  Sorten  Kragen  und  Manschetten 
i^r  die  Beritner  Fabriken  in  Aue,  Auerbach,  Plauen  und 
anderen  voigtländi sehen  Orten  gearbeitet  werden,  Das  Mate- 
rial geht  an  Faktore,  welche  die  Arbeit  verteilen  und  fertig 
zurücksenden.    In  Strafanstalten  pflegt  das  Arbeiten  derart 
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gehandhabt  zu  worden,  dals  eine  Directrice  hingeachic  kt  wird, 
welche  df^n  Arboit-spruzelt?  l(Mtet  und  die  neu  eintivtendcn 
Kräfte  auicrnt.  Die  Vor-  und  Nachteile  der  Gefungnioarbcit 
sind  noch  zu  besprechen. 

Ein  wie  grober  Teil  des  Fabrikats  auswärts  genäht  wird, 
konnte  nicht  festgestellt  werden.  In  manchen  Fabriken,  die 
schlechtere  Qualitäten  herstellen,  geht  ein  ganz  bedeutender 
Teil  der  Arbeit  aus  Berlin,  in  anderen  verschwindend  wenig. 

Der  l'roduktionsprozefs.  dpu  wir  geschildert,  zeigte  mannig- 
fjiehe  \\-r.siliiedeiiheiten,  die  ihren  (irund  haben  einmal  in  den 
Grölsenunteröchiedeii  der  Fabrikbetriebe,  dann  in  der  ver- 
schiedenen Qualität  ihrer  Erzeugnisse.  Beide  Merkmale  decken 
sich  nicht  völlig.  Allerdings  werden  meist  in  den  kleinsten 
Fabriken  die  schlechtesten  Qualitäten  hergestellt,  nicht  aber 
gilt  durchweg  das  Gegenteil.  Vielmehr  wird  in  den  grofsen 
Fabriken  hau}>t.sä(  lilieh  die  Exportware  produziert,  deren 
Qualität  zum  Teil  gering  ist. 

Der  Grofsbctrieb  hat  in  der  Wiischet;il)rikation  weniger 
technische  als  organisatorische  Vorrviun  Trotzdem  liaben  sie 
genügt,  eine  Kntuiekelung  herbeizutiihren,  wie  sie  die  Zahlen 
am  Anfange  des  Kapitels  dargetluin  haben.  Das  Mittel  uln-v, 
mit  dem  viele  kleine  Fabriken  den  Vorsprung  der  grofseu  ein- 
zuholen suchen,  ist  ein  immer  stärkeres  Herabsetzen  der 
Qualität  ihrer  Erzeugnisse  durch  Anwendung  schlechten  Stoffs, 
schlechten  Garns  und  schlechter  Arbeit  Allerdings  sind  es 
auch  gröfsere  Fabriken,  die  nur  eine  schlechte  Ware  herstellen, 
die  fUr  den  Export  insbesondere  nach  Südamerika  bestimmt 
ist.  Die  dortip  ii  A])neluner  beanspruchen  nämlieli  m?5glichst 
billige  Kragen,  die  nur  einmal  getragen  und  dann  weggeworfen 
weiden,  weil  nitlit  die  Möglichkeit  besteht,  sie  ordentlich 
waschen  und  bügeln  zu  las.sen. 

Die  Mehrzahl  der  Fabriken  beschränkt  sich  ausschliefslich 
auf  die  Herstellung  von  Kragen  und  Manschetten,  die  grOfseren 
stellen  aufserdem  Oberhemden,  Chemisettes  etc.  her,  einige 
widmen  sich  auch  der  Kravattenfabrikation. 

Um  eine  Anschauung  von  der  Menge  der  Produktion  zu 
geben,  diene  die  Angabe,  dafs  in  der  gröfsten  Wäschefabrik 
täglicli  an  Kragen  allein  etwa  1000  Dutzend  fertiggestellt 
werden,  Manschetten  etwa  ebensoviele.  Dazu  kommt  oinp  aus- 
gedehnte Oberhemden-  und  Chemisettcfalti  ikatinn.  »o  dals  der 
Wert  des  täglichen  Produkts  etwa  8000—10  ÜUO  J6  betragt. 
Auf  eine  Fabrik  von  mittlerem  Umfange  kann  man  eine  täg- 
liche Produktion  von  500  Dutzend  Kragen  und  Manschetten 
rechnen.  Der  Wert  des  jährlichen  Produkts  sämtlicher  Fabriken 
wird  auf  mindestens  15  Mill.  Mark  geschätzt. 

Man  sieht,  die  Quantitäten  sind  enorm  und  legen  uns  die 
Frage  nahe:  Wo  tinden  sie  ihren  Absatzmarkt?  Sie  soll  im 
folgenden  Kapitel  beantwortet  werden. 
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Kap.  V.  2.  Absatzmarkt  and  Konkarreuc. 

Die  2^hlen  über  die  Einfuhr  von  Wäscheerzeugnissen  in 
das  deutsche  Zollgebiet  haben  wir  schon  oben  S.  10  mitgeteilt. 
Zwar  sondern  sie  nicht  Kragen,  Manschetten  etc.  von  den 
ttbrigen  WäBcheerzeiignissen,  sind  aber  an  sich  so  geringfügig, 

dafs  selbst,  wenn  sio  ausschliefslich  Kragen  und  Manschetten 
beträten,  dereii  Einfuhr  doch  gar  nicht  in  Betracht  käme. 

Betreffs  der  Ansfuhrzahlen ,  die  im  t'olf^enden  p:of2^ebea 
werden,  i.st  es  unzweifelhaft,  dals  an  ihnen  die  „Fabrikation" 
den  gröfsten  Anteil  hat.  Demi  ilne  Fabrikate  werden  in  weit 
bedeutenderen  Massen  hergestellt,  iiaben  im  Auslande  einen 
weit  gröfseren  Raf  und  sind  in  der  HersteUung  weit  mehr  auf 
eine  kleine  Zahl  von  Fabrikationscentren  beschränkt  als  andere 
Wäscheerzeugnisse.  Der  Hauptsitz  aber  Air  die  Fabrikation, 
nicht  nur  in  Deutschland,  ist  wohl  unstreitig  Berlin.  Jeden- 
falls stellen  die  Zahlen  der  deutschen  Ausfuhr  gröfiatenteils 
soleli«;  von  Berliner  Fabrikaten  dar.  Sie  geben  daher  ein  reelit 
UDgenaues  aber  doch  der  wirklichen  Berliner  Ausfuhr  annähernd 
proportionales  Bild. 

Es  betrug  die  Ausfuhr  an  leinener  und  baumwollener  Leib* 
Wäsche  aus  dem  deutschen  Zollgebiet: 

(siehe  Tabelle  II  am  Schiasse  dieses  Baches.) 
Die  Anteile  der  einzelnen  Länder  am  Export  etgeben  sich  aus 
der  gleichen  Tabelle. 

Im  grofsen  und  ganzen  stehen  denn  auch  die  Angaben 
über  den  Absatz  der  Berliner  Fabrikate  mit  den  angegebenen 
21ahlen  im  Einklan^'c. 

Die  Ent\vickelun«j:  der  80er  und  90er  Jahre  ist  im  grul'sen 
und  ganzen  die,  dals  die  europäischen  Märkte  mehr  und  mehr 
dem  deutschen  Fabrikat  verschlossen  werden,  wahrend  neue 
Uberseeische  Märkte  sich  aufthun.'  Zu  den  sich  abschliefsen- 
den  Ländern  gehören  auch  die  Vereinigten  Staaten.  Nach 
ihnen  hatte  sich  seit  Mitte  der  80er  Jahre  eine  recht  lebhafte 
Ausfuhr  entwickelt,  welche  1890  durch  die  Annahme  der  Mc 
Kinley-Bill  einen  jähen  Schlag  erliieli.  Denn,  war  die  Aus- 
fuhr schon  vorher  dadurch  ersehwert,  dafs  Nordamerika  eigene 
grofsc  Fabriken,  besonders  in  der  durch  ihre  Wäseherei  be- 
kannten 6tadt  Troy,  besitzt,  welchen  die  unseren  nur  dadurch 
überlegen  sind,  dafs  jene  mit  Plättmaschinen  arbeiten,  das 
Handbügelu  aber  noch  ein  eleganteres  Aussehen  giebt,  so 
kommen  nun  exorbitant  hohe  Zölle  hinzu,  um  sie  zunächst 
fiut  unmöglich  zu  machen.  Nur  wenige  Fabriken  behielten 
noch  eine  geringe  Kundschaft  bei^  und  es  trat  erst  ein  kleiner 
Umschwung  ein,  nachdem  durch  den  Wilson-Gorroan-Tarif  vom 

1  Vgl.  f&r  das  folgende  die  Ältesteaberichte  von  1886—1894. 
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28.  Auguät  1894  eiue  allcrdingd  nur  geringe  Zollermärsigiwg 
ßtattgefunden  hat. 

Vollständig  den  deutschen  Fabrikaten  verschlossen  hat 
sich  RafsUmd.  Schon  1882  führte  es  einen  Zoll  ein,  der  ge- 
eignet war,  die  Ausiiihr  dorthin  erheblich  ma  beschränken; 
1887  folgte  eine  weitere  Erhöhung,  die  bereits  so  gut  wie 
prohibitiv  wirkte,  so  dafs  die  späteren  Erhölmngen  das  Übel 
kaum  noch  gröfser  machen  konnton.  Die  Hoffnungen,  welche 
die  Fabrikantf^Ti  nii  die  Beilegung?  des  Zollkriegs  und  den 
Handelsvertrag  .setzten,  scheinen  sich  nicht  zu  verwirklichen, 
denn  einmal  sind  die  Zollsätze  noih  innner  hoch,  dann  aber 
hat  inzwibclien  in  liurtsland  die  einhcimibclie  Industrie  sich  leb- 
haft entwickelt  und  ist  aus  ihrer  Stellung  nicht  mehr  zu  ver- 
drängen. 

Ähnlich  ist  es  mit  Osterreich-Üngam  gegangen.  Seit  1880 
klagen  die  Ältestenberichte  ttber  die  zunehmende  Erschwerung 
der  Ausfuhr  nach  Österreich,  und  sie  ist  jetzt  fast  auägo» 
schlössen,  ohne  dafs  durch  den  Handelsvertrag  von  1894  eine 

Besserung  eingetreten  wäre. 

Italien  war  zwar  nie  ein  so  bedeutender  Abnehmer  wie 
die  vorerwähnten  Länder,  i!*t  aber  durch  sein  Seliutzzollsystem 
aus  der  Reihe  der  Ahm  Inner  fast  gSnzlich  ausgeschieden. 

Frankreich  und  England  können  schon  als  selbsterzeugendc 
Länder  hier  nicht  in  Betracht  kommen. 

So  sind  heute  in  Europa  als  bedeutende  Absatzmärkte 
geblieben  nur  Holland  und  die  Schweiz,  Länder,  deren  Bedarf 
allerdings  bisher  immer  noch  gestiegen  ist. 

Als  freilich  unvollkommener  Ersatz  für  die  grofsen  A'er- 
luste  an  enropäischen  .\bnehmern  sind  die  mittel-  und  süd- 
amerik;n!;se!ien  Staaten  eing»'tr*'ten ;  floch  sind  die  unruhigen 
politisciien  Verhältnisse  einem  regehnäfsigen  Handel  mit  diesen 
Staaten  nicht  günstig.  Von  ihnen  nimmt  den  ersten  Platz 
Brasilien  ein,  es  folgen  Argentinien,  die  Laplatastaaten,  Chile 
und  die  centralamerikanischen  Staaten.  ' 

Wenn  wir  an  letzter  Stelle  erst  den  inländischen  Markt 
erwähnen,  so  geschieht  das  nicht  etwa,  weil  die  Wäsehe- 
fabrikation  nur  P^xportindustrie  wäre,  vielmehr  ist  und  bleibt 
der  inländische  Markt  die  Wurzel  ihrer  Kraft,  sondern  weil 
es  sieh  im  letzten  .Tahrzelnit  nicht  mehr  um  Eroberung, 
sondern  nur  nocli  um  Px-hauptuni;  dieses  Marktes  handelte. 

Die  einzige  Konkurrenz,  welche  für  Deutschland  in  He- 
truclit  konnnt,  i»t  für  Kragen  und  Manschetten  die  sächsische, 
für  Oberhemden  und  Einsätze  die  Bielefelder  Industrie. 

Die  voigtländische  Industrie  war  in  Deutschland  die  erste, 
welche  Kragen  und  Manschetten  fertigte,  aber  ihr  Fabrikat 
zeichnete  sich  von  jeher  durch  geringe  Güte  aus.  Sie  hat 
aus  diesem  Grunde,  obwohl  besonders  in  der  Hausindustrie 
die  Löhne  enorm  billige  sind,  der  Berliner  nie  viel  geschadet 
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£8  ist  das  als  Beweis  dafür  anzusehen,  dafs  die  dortigen 
scheinbar  so  billigen  Löhne  thatsächlich  teurer  sind,  da  i)incti 
eine  schlechtere  Arbeit  entspricht,  und  dafs  rann  von  Berlin 
aus  nicht  etwa  darum  die  sächsische  Hausindustrie  in  Anspruch 
nahm,  weil  man  in  Sachsen  ^^üristif^ere  Produktin!i^;bedingunf;en 
fand,  sondern  weil  man  an  der  Güte  don  Fabrikats  Erspar- 
nisse machen  wollte. 

£iner  der  HaaptvorzUge  der  Berliner  Fabrikation  liegt  in 
der  Tüchtigkeit  des  dortigen  Arbeiterstammes.  Man  hat  daher 
wiederholt  Versuche  gemacht,  Berliner  Arbeiter  nach  anderen 
Städten,  z.  B.  Köln,  Bielefeld« u.  s.  w.  zu  verpflanzen,  aber 
mit  geringem  Erfolge,  da  sie  meist  wieder  zurückgekehrt 
sind.  Tn  einem  Stücke  iM  die  Bielefelder  Fabrikation  der 
H  rlinf'r  weit  überlegen,  nämlich  in  der  Herstellung  vpn 
iiemdeneinsflt/.en. 

So  bezieilt  das  Berliner  Detnilgeschäft  für  seine  Ober- 
hemden alle  feineren  Einsätze  aus  Bielefeld  und  nur  die  glatten 
aas  den  Berliner  Fabriken. 

Von  der  auswärtigen  Konkurrenz,  welche  sich  auf  dem 
Weltmarkt  fühlbar  macht,  sei  zunächst  erwähnt  die  französische. 
Sie  bezieht  sich  namentlich  auf  Oberhemden,  ist  aber  im 
letzten  Jahrzehnt  vielfach  wirksam  bekämpft  worden. 

Gefilhrlicher  ist  England .  das  durch  nein  billiges  Roh- 
material in  bcdeut<;ndem  Vorspiiiuge  gegen  Berlin  ist,  und 
ut't  wird  V(in  den  Pu  rliner  Fabrikanten  geklagt,  dafs,  wo  die 
engliöche  Ware  Eingang  fände,  eine  Konkurrenz  für  die 
deutsche  schwer  möglich  sei. 

Der  jüngste  Nebenbuhler  schliefsHch  ist  Österreich.  Zwar 
hat  Wien,  ein  Hauptplatz  für  die  Wfischekonfektion,  in  der 
dort  erst  seit  kurzem  entstandenen  Kragen-  und  Manschetten- 
fabrikation nicht  entfernt  die  Bedeutung  von  Berlin,  aber  dieser 
Industriezweig  hat,  begünstigt  durch  den  Sclmtzzoll,  amh  in 
Böhmen  und  M.'thren  Kingang  gefiinden  und  liefert,  dank  den 
enorm  billigen  Arbeitslöhnen,  ein  zwar  geringes,  aber  export- 
talii^cs  Fabrikat,  welches  der  deutschen  Anstiihr  schon  sehr 
viel  Boden  abgegraben  hat  und  die  gröfste  Gefahr  für  ihre 
Zukunft  bildet. 

Endlich  sei  noch  erwähnt,  dafs  nicht  nur  in  den  Ländern, 
welche  steh  durch  Zollschranken  völlig  abgesperrt  haben, 
sondern  auch  in  solchen^  wo  die  Berliner  Ware  trotz  hoher 
Zolle  noch  einen  guten  Markt  findet,  sich  eine  einheimische 
Fabrikation  zu  regen  beginnt.  So  ist  es  bezeichnend  daftir, 
wie  der  Wind  welit.  <lars  ein  Berliner  Ix'dentendfr  Fa})rikant 
erst  in  Wien  und  dann  in  Biienos-Ajres  eine  Fabrik  mit 
Berliner  Arl)eitern  begründet  hat. 

Im  vorstehenden  ist  ein  Teil  der  Schwierigkeiten  an- 
gedeutet, mit  welchen  die  Berliner  Wäschefabrikation  seit 
dem  Jahre  1880,  welches  den  Gipfelpunkt  ihres  Aufblühens 
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bedeutot.  zu  kaiiii  t  ii  jz-elialjt  liat.  Der  fortwährende  Kampf 
ura  den  Absatzmarkt  hat  -eine  ^uteii  und  seine  schlechten 
Folgen  gehabt.  Die  Fabriken  suchten  sich  auf  zweierlei 
Weise  konkurrenzftlhiger  zu  machen :  einmal  durch  Einführung 
jedes  möglichen  technischen  Fortschritts  ^  sodann  durch 
Herunterdrücken  der  Warenqoalität.  Dem  ersteren  Princip 
sind  mehr  die  gröfseren,  dem  letzteren  mehr  die  kleinereu 
Fabriken  gefolgt.  Diese  suchten  zu  sparen  an  Material,  Arbeits- 
löhnen und  Kapital.  In  den  Jahren  1881  bis  1887  veraeichnen 
die  Altestenberichte  ein  st-Muliges  Sinken  der  Lfihne  ^unJlchst 
in  der  Hausindustrie,  dann  auch  in  den  Fabriken,  in  den- 
selben Jahren  suchen  die  Fabrikanten  niö^diehst  viel  Arbeit 
auf  die  Hausindustrie  in  Berlin  und  uiiderorts  al»zuw;Üzen. 
Etwa  seit  1883  beginnt  man  in  Sachsen  arbeiten  zu  lassen, 
und  es  erfüllt  sich  die  Beffirchtung  des  Berliner  Gewerberats 
V.  Sttllpnc^l:  „Wenn  der  von  einem  Fabrikanten  gemachte 
Anfang  y  die  haufeindustriellen  Arbeiten  zur  Darstellung  von 
Wäscheartikeln  auch  durch  Männer  im  sttchsisclien  Erz<^ebirge 
ausfuhren  zu  lassen  Nachahmer  findet,  so  wird  die  Zahl  der 
hausindustriellen  Arbeiter  in  Berlin  allmählich  kleiner  werden." 
Nur  war,  als  diese  Zeilen  veröflentlicht  wnrdnn,  bereits  melir 
alä  ein  „Anfang"  jener  F^ntwickt-lung  vorhanden. 

Trotz  all  dieser  Notbehelfe  muföte  aber  eine  Finaichränkung 
der  Produktion  eintreten.  Deren  Bestehen  läfst  sich  erkennen 
aus  den  Exportzi£Pern  für  irisches  Leinen,  das  fUr  die  Fabri- 
kation ausschliefslich  verwandt  wird,  nach  Deutschland.  Die 
Ausfuhr  betrug  nach  der  Beifester  Statistik  >  1876:  6166000 
Yards  im  Werte  von  207  901  Lst.,  dagegen  1885  :  3868800 
Yards  im  Werte  von  15B093  Lst. 

Zwar  erfolgt  Ende  der  80  er  Jahre  eine  Besserung:,  sodafs 
1890  die  Fabrikarbeiter  eine  Lohnerhöhung;  durchset^t'-n,  aber 
im  seihen  Jahre  folg:te  auch  der  Ivüekschlag,  der  bis  zum  Be- 
ginn des  Jahres  1895  angelialten  hat. 

Seine  erste  Ursache  war  die  Mc  Kinley-liill  und  eine 
Reihe  anderer  Störungen  auf  dem  AbsatzmarKte,  welche  be- 
wirkten, dafs  im  letzten  Drittel  des  Jahres  grOfsere  Arheiter- 
entlassungon  stattfanden  ^  Die  erste  Konsequenz^  welche  die 
Fabrikanten  zogen,  war  wieder  das  zweischneidige  ^ritt(4  der 
Herabsetzung  der  Qualität.  „Einstweilen  suchen  sich  die  Im- 
porteure von  Massenartikeln,  besondci-s  der  Wäschebranche, 
vielfach  durch  l^ezug  schlechterer  t^Uialitäten  zu  helfen,  um  die 
alten  Preis"  MMt'recht  zu  »-rlialtHn.  Es  ist  das  «'in  bedenklicher 
Uber^^^ngs zu. stand,  d<'r  zur  Produktion  guter  Ware  im  Lande 
(Vereinigte  .^Staaten)  selbst  oder  zu  erneutem  Import  bei  höheren 
Verkaufspreisen  überleiten  wird^.** 

»  Vgl.  Ält.'stoiibcriflit  IxSo.  S.  33. 
»  Ältesteubericht  lJ>ÜO.  S.  130. 
•  Ältestenbericht  1891.  8.  69. 
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Thatsächlich  ist  im  grofsen  und  gansen  die  erste  Voniiu- 
8age  in  Erfüllung  gegangen,  aber  auch  die  zweite  insofern, 

als  diejenige  Fabrik,  welcLn  lieute  noch  einen  nennenswerten 
£3qport  nach  Nordamerika  besitzt,  bessere  Qualitäten  herstellt. 
Seit  Ende  des  Jahres  1895  macht  sich  d^r  allgemeine  ge- 
schäftliehe Aufschwung  auch  In  der  Wäschefabrikatioii  jj^eltend. 
Die  Fal>riken  arbeiten  mit  voller  Kraft  und  können  kaum  die 
Aufträge  bewälügüu. 


Kap.  VI.  B.  Die  Besngsqnellen  de«  Rohmaterials. 

Richten  wir  zum  Schlufs  des  Abschnitts  tiber  die  Wäsche- 
fobrikation  unser  Augenmerk  noch  auf  'b'o  Bezuf^^squ eilen  und 
den  Ankauf  des  Rohmaterials,  so  erliaiteu  wir  ein  von  der 
Wäöchekonfektion  versehioflones  l^ild. 

In  dieser  haben  die  ßauuiwullgewebe  fast  ^^auz  das  Leinen 
verdrängt,  in  der  Fabrikation  ist  das  nicht  geschehen.  Denn 
fär  die  Aufeenflächen  der  Kragen,  Mansclietten  und  besseren 
Einsätze  ist  das  weifsere  und  feinere  Gewebe  des  Leinens  un- 
entbehrlich. Allerdings,  wo  es  zu  ersetzen  ist,  hat  auch  hier 
die  Baumwolle  Eingang  gefunden.  So  werden  die  äufseren 
Lagen  des  Kragens,  der  Manschetten  und  Einsätze  aus  Leinen, 
die  Einlagen  aus  Baumwollstoff  gearbeitet.  Bei  Oberhemden 
ist  nur  der  Einsatz  leinen,  die  iibrigen  Bestandteile  sind  baum- 
wollene. 

Für  die  leinenen  Teile  ist  aber  nicht  jede  Leinwand  ver- 
wendbar, da  das  Fabrikat  sich  durch  blendende  Wcifse  aus- 
zeichnen soll.  Es  kann  aus  diesem  Grunde,  wenigstens  fUr 
Kragen  und  Manschetten,  deutsches  Leinen  fast  gar  nicht  ver- 
wendet werden,  sondern  nur  irisches.  Der  Vorzug  dieses 
Leinens  liegt  in  der  aufserordentlich  schönen  Bleiche,  weh  ho 
auf  natürlichen  Vorzügen  des  feuchten  irischen  Klimas  beruht 
und  daher  dureh  keine  künstlichen  Mittel  zu  ersetzen  ist. 
Man  hat  zwar  seiteTis  (Irr  deutsehen  Leinenfabrikanten  jahre- 
lang die  kostspieligsten  Versuche  gemacht,  die  in  Irland  an- 
gewandte künstliche  Bleiche  studiert  und  naclii^eahmt,  aber 
jenen  natürlichen  Vorzug  hat  man  nicht  erreichen  können. 
Erst  neuerdings  hat  man  in  Bielefeld  angefangen,  eine  Art 
Ersate  zu  schaffen,  indem  man  bestes  dortiges  Leinen  zur 
Bleiche  nach  Belfast  sendet.  Nur  diese  in  Irland  veredelte 
deutsche  Leinwand  wird  heute  aufaer  der  irischen  zu  Kragen 
und  Manschetten  verarbeitet,  sie  soll  etwa  10 'lo  des  verbrauchten 
Leinens  darstellen.  Mau  fürchtet  aber,  dafs  auch  dieser  Aus- 
weg bald  versperrt  werden  wird,  indem  die  irisclinn  B^Mchereien, 
\v»4<'he  cfanz  unter  dem  iMii(lnss(^  der  englischen  Sjiinner  und 
W  eber  stehen,  mit  der  Absiclit   umgehen  sollen,  deutsches 
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Leinen  nicht  mehr  2U  bleichen,  um  das  Monopol  des  englischen 
aufrecht  zu  erhalten. 

Um  so  härter  wird  die  Wä-srhctabrikation  von  dorn  auf 
engh'sclieoi  Leinen  ruhenden  hohen  Eingangszolle  )>etroti*en, 
welcher  jetzt  pro  100  kg  120  betrfigt  naehdein  er  1879 
von  60  .S  auf  100  .,S  erhöht  und  1885  auf"  die  jetzige  Höhe 
gebraciit  worden  i^t.  Die  alljährlich  im  Altcätenhericht  zu 
findenden  Klagen  und  häufige  Petitionen  der  Fabrikanten  am 
Ermäisigung  oder  Aufhebung  des  Zolles  haben  zu  keinem 
Erfolge  ge&hrt  Dafs  der  ^oU  eine  schwere  Last  fUr  die 
Wäschefabrikation  bedeutet,  ergiebt  sich  aus  folgenden  Zahlen, 
die  ich  der  Sehätzung  des  Vorsitzenden  der  Gesellschaft  Ber- 
liner WäschffahrTkanteu  verdanke.  Es  werden  in  Berlin jähr- 
lie^i  etwa  25000  8tück  irisches  Leinen  zu  80  also  im 
A\  erte  von  etwa  2  Mill.  eiii^a*führt.  Da«  Stiiek  zu  7  *  2  kg 
gerechnet,  kamen  9  J6  Zoll  darauf,  also  im  ganzen  wären  es 
ca.  225  000  ^S,  welche  die  Berliner  Fabrikanten  jährlich  an 
Zoll  zu  entrichten  hätten^  ohne  dafs  die  deutschen  Leinewebereien 
den  geringsten  Vorteil  dadurch  haben,  da  ihr  Fabrikat  für 
diesen  Industriezweig  unbrauchbar  ist 

Danach  dürfte  in  der  That  eine  Zollherabsetzung  auf  die- 
jenigen Leinengewebe,  welche  hauptsächlich  für  die  Kragen - 
und  Manschettenfabrikation  Verwendung  finden,  gerechtfertigt 
erscheinen . 

Für  Oberhemden,  Chemisettes  n.  dgl.  wird  aucii  deutsches 
Leinen  vorwendet.  Im  übrigen  werden  fast  ausöchliefslieh 
Baumwüll;;«  webe  gebraucht,  welche  aus  dem  Elsafs  und  hüd- 
deutschland  zur  Zufriedenheit  der  Fabrikanten  bezogen  werden. 
Als  Garn  wird  ebenfalls  süddeutsches,  für  feinere  Sachen  aber 
auch  englisches  genommen. 

An  inländischem  Material  wird  schäteungsweise  jährlich 
ftlr  etwa  4  Mill.  J6  gebraucht. 

Nicht  nur  über  die  Leinenzölle,  sondern  auch  Uber  die 
Weizenzölle  haben  sich  die  Fabrikanten  zu  beklagen  gehabt, 
da  diese  die  Stärkepreise  erlifMiten.  Als  V^ertreter  einer  Kxpnrt- 
indnstrie,  welche  selbst  eiies  Schutzzolles  nicht  liedürt'en 
\vmde,  üind  die  Wäsehetalirikanten  daher  durchau»  frei- 
händleribch  gesinnt.  In  der  ThuL  iiat  liie  Wäschefabrikation 
nur  die  Nachteile,  nicht  die  Vorteile  des  Schutzzollsystems 
genossen  und  würde  gern  den  Zoll  auf  ausländische  Wäsche* 
erzeugnisse  opfern,  wenn  sie  von  dem  Zoll  auf  irisches  Leinen 
befreit  würde. 
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II.  Teil 

Die  Arbeitsbedingungen  und  die  sociale  Lage 

der  Arbeiter. 


A.  Die  Hauslndnstrie. 

Kap.  VII.    1.  Arbeitsstnbeu  und  Zwisclieiimeister. 

A\'enn  wir  im  vorliegt-iiclen  Abschnitte  nicht  die  „Wäsche- 
konfektion"  und  die  „W.lschefabrilvution"  von  einander  sondern, 
so  geschieht  dieö  iuis  dem  Grunde,  weil,  soweit  in  beiden 
Zweigen  Hausindustrie  herrscht,  die  Arbeitsverhältnisse  die 
gleichen  oder  doch  ähnliche  sindy  soweit  aber  in  dem  letst- 
erwühnten  Fabrikbetrieb  besteht^  die  Scheidung  von  selbst  ge- 
boten ist. 

Nach  der  Überschrift  des  Abschnittes  soll  die  sociale 
Lage  der  Arbeiter  eine  Besprechung  finden.  Der  Begriff 
„Arbcitt-r"  ist  hier  im  weitesten  Sinne  zu  nehmen;  es  sollen 
einerseits  die  Werkführer  und  Directriceu  der  Fabriken,  anderer- 
:<tits  die  Inhaber  der  Arbeitsstuben  darunter  fallen.  Es  ge- 
!»ehieht  diese  Begrilfbunterordnung  bei  den  letzteren  nicht  ohne 
inneren  Grund.  Denn  nicht  nur  gehen  die  Zwischenmeister 
meist  aus  den  eigentlichen  Arbeitern  hervor«  sondern  sie  stehen 
auch  in  fast  demselben  Abhängigkeitsverhftltnis  zum  Arbeit- 
geber,  wie  die  Heimarbeiter,  obwohl  sie  fonnell  selbständige 
T'nternehmer  sind.  In  der  That  sind  es  aber  auch  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  die  gleichen  Personen ,  die  einmal  als 
Zwischenmeister ,  ein  anderma)  als  Hausindustrielle  auftroten. 
Es  g-iebt  eine  Menge  neimarlM-iterinnen ,  die,  wenn  viel  zu 
thun  ist  und  ihr  Verleger  ihnen  als  tüehti^t  n  Arbeiterinnen 
recht  viel  Arl^eit  geben  will,  sich  eine,  zwei  aber  auch  meiir 
Arbeiterinnen  nehmen  und  diese  in  schlechten  Zeiten  wieder 
entlassen.  Natürlicli  gehört  dazu,  dals  die  betreffende  Heim- 
arbeiterin im  Besitze  mehrerer  Nähmaschinen  ist.  Aber  dafs 
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sie  sich  durch  diesen  Besitz  veranlafst  sehen  sollte,  nun  fort- 
dauernd das  ganze  Jahr  Arbeiterinnen  zu  halten,  wäre  eine  ver- 
fehlte Annamne.  Darum  pafst  auf  ihren  Betrieb  kaum  da« 
Wort  «Arbeitestube* »  welches  auf  eine  ständige  Einrichtung 
hindeutet.  Allein  es  giebt  auch  HausindustrteUe,  die  in  der 
That  regelmäl'sig  fremde  Arbeitskräfte  halten,  wenn  auch  nicht 
stets  in  gleicher  Anzahl ;  das  sind  vorwi^end  die  Inhaber  von 
gröfseren  Arbeitsstuben. 

Die  verschiedenen  Arten  von  Nälistuben  haben  wir  bereits 
kennen  gelernt.  Es  sind  die  fdr  das  Engros-  und  Detailge- 
scliäft  arboitt'Tiden  Nähstubon ,  diejenigen  für  Oberhemden, 
Kragen  und  Maiibchetten  und  endlich  die  Knopflochnähstuben. 
Nehmen,  wir  die  unter  den  letzteren  erwähnte  „Dampf knöpf- 
lochfabrik"  aus,  so  begegnen  uns  bei  allen  ähnlicne  Ver- 
hältnisse. 

Zunächst,  wer  sind  die  Inhaber?  In  den  meisten  Fällen 
frühere  Näherinnen,  selbständige  Heimarbeiterinnen,  aber  auch 

Fabriknäherinnen;  manclimdl  frühere  Directricen  Es  sind 
entweder  besonders  tiiclitijz;o  und  floifsige  Arbeiterinnen  ge- 
wesen, die  sieli  einige  Grusclien  gespart  haben,  oder  auch 
solche  aus  den  besseren  Ständen  ^  z.  ß.  stand  einer  Arbeits- 
stube die  Frau  eines  Postsekretärs  vor. 

Das  zur  Begründung  erforderliche  Kapital  ist  nicht  grofs, 
denn  die  wenigsten  fangen  gleich  mit  einer  Werkstatt  an.  Es 
werden  vielmehr  zunächst  von  den  Ersparnissen  eine  oder 
zwei  ^laschincn  auf  Abzahlung  entnommen  und  in  dem  nach 
dem  Begriff  der  Bewohner  immer  noch  genügend  grofsen 
Wohnzimmer  oder  der  Küche  aufgestellt,  und  ein  paar  junge 
Mädclicn,  vielleicht  Bekannte  aus  der  Nachbarschaft,  angelernt. 
Die  Lelirzcit,  in  der  kein  Lohn  gezahlt,  selten  übrigens  ein 
Lelu'geld  verlangt  wird,  dauert  zwar  nur  4— G  Wochen,  aber 
einig:es  vermögen  <He  Lehrmädchca  sehr  rasch  zu  leisten,  und 
der  Wochenlohn,  mit  dem  sie  nach  der  Lehrzeit  angenommen 
werden,  ist  ein  äufserst  geringer.  Die  Inhaberin  arbeitet,  wie 
sie  es,  um  Ersparnisse  zu  machen,  ja  achon  frtther  thun  muTste^ 
Tag  und  Nacht  und  erhält  auch,  wenn  sie  tüchtig  ist,  genügend 
Arbeit,  sodafs  sie  die  Maschinen  bequem  abzahlen  kann  und 
daneben  noch  etwas  erfibrigt. 

Unterdessen,  vielleicht  durch  einen  Zufall,  Arbeitslosigkeit 
oder  Krankheit  dazu  getuhrt,  beginnt  der  Mann  —  meist  sind 
die  Inhaberinnen  verheirathet  -  sich  mit  der  Saehe  zu  be- 
fuijben.  Er  gelit  in  dati  Geschäft,  f^ir  welches  seine  Frau 
arbeitet,  und  sieht  der  Directrice  das  Zubchneiden  ab.  Oder 
er  setzt  sich  selbst  mit  an  eine  Maschine,  insbesondere  eine 
schwere  Knopf lochroaschine,  lernt  bei  seiner  Frau  und  wird 
bald  Meister,  der  die  Arbeiterinnen  beaufsichtigen  kann.  Es 
wild  nun  allmählich  eine  Maschine  nach  der  anderen  ange- 
schafft, nachdem  man  in  eine  grOfsere  Wohnung  gezogen,  in 
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welcher  ein  Zimmer  ganz  der  Näharbeit  gewidmet  wird  ;  die 
Kähstube  ist  fertig.  Die  Ausdehnung  wird  begrenzt  durch 
die  Rftumlichkeit,  darch  die  mit  der  Zahl  der  Maschinen 
wachBenden  Ausgaben  für  Reparaturen  und  Neuanschaffungen, 
durch  die  Schwierigkeit,  mit  sehr  vielen  Arbeitgebern  zu  ver- 
kehren, und  endlich  durch  die  Notwendigkeit  strenger  Beauf- 
sichtigung der  Arbeiterinnen,  des  berüchtigten  „Schweifstrei- 
bens". So  ist  es  wohl  eine  sehr  kleine  Anzahl  von  Niihstuben, 
welche  mehr,  und  die  «.^roise  Mehrzahl,  welche  weniger  als 
10  Arbeiterinnen  beschäftigen.  Die  weitere  Ausdehnung  er- 
folgt nicht  diircli  Einstellung  neuer  Arbeiterinnen,  sondern 
durch  Beschiii Liguug  von  Heimarbeiterinnen.  Kommt  eine 
stille  Zeit,  so  werden  zunitohst  diese  aufser  Brot  gesetzt,  aber 
bei  längerer  Dauer  auch  eigene  Arbeiterinnen  entlassen. 

Sehr  oft  sind  es  neben  dem  Manne  noch  andere  Familien- 
mitglieder, z.  1>.  erwachsene  oder  heranwachsende  Tdchter, 
welche  bei  der  Arbeit  helfen.  Die  übrigen  Kinder  werden 
dadurch  zu  Hülfe  gezogen,  dafs  sie  die  Arbeit  in  den  Geschäften 
oder  Fabriken  ahlolen  oder  abliefern.  In  Ermangelun«r  hierzu 
geeigneter  eigener  werden  aneli  fremde  Kinder,  aber  auch 
alte  erwcrb.sunfahige  Leute  zu  diestm  Laufdiensten  gegen  ein 
wöchentliches  Entgelt  von  1—2  Ji  angenommen. 

Der  Inhaber  oder  die  Inhaberin  der  Nahstube,  wir  wollen 
beide  der  Ktlrze  halber  Zwischenmeister  nennen,  wird  von  seinen 
Arbeitgebern  natürlich  nach  dem  Stück  bezahlt  Da  es  nicht 
die  beste  Arbeit  ist^  welche  er  erhält,  so  sind  die  Sätze  ge- 
wöhnlich gerinj^^cr,  als  die  vom  Verleger  den  besseren  Heim- 
arbeiterinnen bezahlten.  Er  erhält  den  Stoff  meist  zugeschnitten, 
oft  aber  auch  roh  und  liefert  ihn  ungeplättet,  Kragen  und 
Manschetten  manchmal  auch  ohne  Knopflöcher  zurück. 

Die  Preise,  welche  die  Zwischenmeister  erhalten,  sind  seit 
Jahren  in  fortwahrendem  Sinken  begriffen. '  Das  gilt  besonders 
von  den  für  die  Engrosgeschäfte  arbeitenden  Stuben.  Mehr- 
fach wurde  mir  versichert,  dafs  etwa  seit  1880  die  StUcklohn- 
sätze  um  die  Httlfte  gesunken  seien.  Selbst  solche,  die  auch 
für  Detailgeschäfte  arbeiten,  klagen  über  den  erheblichsten 
Kü(  kgang;  z.  B.  werden  einem  Zwischenmeister  für  ein  Dutzend 
Oberiiemden,  für  das  er  vor  15  Jahren  9  Ji  erhielt,  heute 
7,50  bezahlt.  Aber  es  werden  jetzt  noch  weit  billigere 
Sorten  gearbeitet,  die  man  damals  noch  gar  nicht  kannt bis 
zum  Preise  von  4,50      herunter.  Je  geringer  aber  die  »Sorte, 


'  Grandke  a.  a.  O.  S.  256  fiHirt  an  einem  Beispiele  aus,  drif^^  dir  L«>hue 
Ton  1844  bia  1893  um  mehr  als  da«  Füntfache  gcsticgcu  seien.  AlLiu  diese 
Ste^femngt  die  nicht  bmtritten  werden  floU,  WM  in  die  Zeit  der  Einführung 
der  Nähraftflchine  und  des  Aufschwung;*  r  Tndii'^tnc,  ctu-a  bis  IS^O.  Auch 
ist  die  Steigerunj?  nur  bei  den  Löhnen  der  Detailgeachäfte  so  grofs,  während 
sie  bei  den  ron  Grandke  selbst  mitgeteilten  lehnen  der  Eugros-^eschftfte 
bedeattad  geringer  ist 
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desto  guringer  auch  der  Verdienst.  Bei  groben  Nachtlienidou 
versicherte  mir  derselbe  Zwiscbenmeister ,  heute  gar  uiehts 
mehr  zu  verdienen,  sondern  sie  nur  darum  noch  zu  arbeiten, 
um  seine  Arbeiterinnen  festzuhalten  ftir  den  Fall  eines  grOfseren 

Auftrags  in  einem  lohnenderen  Artikel.  In  welcher  Weise 
im  Engrosgeschäft  die  Lohnhcrabsetzungen  vor  »ich  gehen, 
wurde  schon  geschildert  Es  herrscht  darum  unter  den  Zwischen- 
meistern nino  p^rofse  ErViitternng  gegen  ihro  Arbeitgeber,  d.r 
sie  sich  aber  hüten  Ausdruck  zu  geben  aus  Furcht,  die  Arbeit 
zu  verlieren ,  .so  dals  es  selten  zu  einem  energischen  Wider- 
stände gegen  Herabsetzungen  kommt. 

Auch  ftir  die  von  den  Fabrikanten  beschäftigten  Zwischen- 
meister sind  die  Löhne  sehr  herabgegangen.  Einer  Nähstube» 
welche  bessere  Ware  bearbeitet,  wurde  fttr  ein  Dutzend  Steh- 
kragen der  gleichen  Sorte  1883  1  1895  45  für  ein 
Dutzend  Manschetten  1883  1  Jiy  1895  40  ^  bezahlt!  Eine 
andere  Zwischenmeisterin  erhielt  1878  für  das  Dutzend  Chemi- 
settes 2,25  ^/^,  jetzt  gar  nur  0.75  ^\  Hier  ist  allerdings  7.n 
berücksichtigen,  dafs  IHl^  noch  raelir  mit  der  Hand  genäht 
wurde  wie  heute,  also  die  lierstelluugsktjrtlen  etwa^*  gröfser 
waren.  Trotzdem  ist  der  Preisfall  ein  uuverhultnismttfsig 
grofser  und  erklärt  sich  daraus,  dals  1878  Chemisettes  nur  iur 
Detailgeschäfte  gearbeitet  wurden,  seitdem  aber  die  „Fabrika- 
tion** sich  dieses  Artikels  bemAchtigt  hat,  und  ihn  besonders 
in  der  ersten  Zeit  vorwiegend  hausindustriell  herstellen  liefs. 
Es  war  nun  die  zwischen  den  Fabrikanten  entbrannte  Kon- 
kurrenz, welche  den  Lohn  mehr  und  mehr  herahd rückte. 

Weniger  fühlbar  ist  d<*r  Lohnrikkgang  bisher  in  den 
Knopflochnähsttiben.  Deiui  die  Einführunfr  der  Autoniaten- 
uiaschine  datiert  erst  s^eit  kurztT  Zeit,  sodals  die  Arbeit  auf 
diesen  Maschinen  noeh  ziemlich  gut  bi-zahlt  wird.  Um  so  tiefer 
allerdings  sind  die  Preise  für  die  Arbeit  auf  der  zwfiüadligeu 
Maschine  gesunken,  welche  noch  fUr  beasere  Qualitäten  in 
Betracht  kommt»  da  das  Vernähen,  Einstemmen  und  Verriegeln 
mit  der  Hand  geschehen  mnfs. 

Aus  den  angeführten  Zahlen  geht  bereits  zur  Genüge  hervor, 
dafs  die  Lage  der  Zwischenmeister  keine  glänzende  sein  kann. 
Das  Nächstliegende  für  den  Zwischenmeister  war  und  ist  natürlich, 
sich  fiir  den  ihm  envaehsenen  Ausfall  schadlos  zu  halten  durch 
Kürzung  der  von  ilim  zu  zahlenden  Arbeitshdin»'.  Allein  diese 
haben  in  den  meisten  ]''all«'n  Uereits  einen  .solchen  Tiefstand  i-i"- 
reicht,  dafs  ein  weitere  r  Druck  kaum  nocli  möglich  is>t,  und  so 
äind  die  meisten  Zwischennieister  in  der  That  nicht  sehr  weit 
davon  entfernt,  zwischen  zwei  Mühlsteinen  zerrieben  zu  werden. 

Fast  alle  erklärten  mir,  dafs  die  Lohne  ihrer  Arbeiterinnen 
nicht  g*  fallen  seien,  nur  eine  Meisterin  gestand  es  zu,  erklärte 
aber  das  Fallen  des  eigenen  Verdienstes  fUr  verhältnismäTsig 
weit  stärker. 
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Die  Arbeiterinnen  stehen  entweder  in  Wochenlofan  oder 

in  Stücklohn.  Aufser  für  Knopf lochnäherinnen ,  die  meist 
nach  dem  Stttck  bezahlt  werden ,  herrscht  die  erstcre  Lohn- 
form vor.  Die  Wochenlöhne  betragen  für  eine  Anfängerin 
5 — 7  Ji  wöchentlich  unrl  stoiuorn  sich  bei  don  rjfcübten 
Arbeiterinnen  bis  zu  13  ./^,  welciior  Satz,  von  Ausnahm  da  II  en 
aligo>r'lien ,  das  Maximum  zu  bcMleutcn  scheint.  Der  Durcli- 
öcLuittslühn  dieser  Arbeiterinnen  b(^trägt  9 — 10  Jd  Der  durch- 
schnittliche Verdienst  der  im  Stücklohn  arbeitenden  Näherinnen 
ist  ungefllhr  derselbe. 

Eine  Zwichenmeisterin  erhielt  ftbr  1  Grofs  Knopflöcher 
der  Antomatenmaschine  35—45  und  bezahlte  ihren  Arbeiter- 
innen pro  Grofs  24  Geringer  ist  der  Zwischengewinn  bei 
den  Knopflöchern  der  zweinadligen  Maschine.  Hier  erhält  die 
Mfischinenn?4horin  25  die  Handnäherin  für  Vernähen  und 
Einriegeln  3(5  ,  die  Zwisclrenmeisterin  75  a^.  Von  dem 
Gewinn  von  14  ^4  gehen  5  ab  für  Garn,  bleiben  9  4^  yvo 
Grofs.  Die  Zwischenmeisterin  liefert  täglich  46  Grol's  ab. 
Rechnet  man  pro  Grofs  duichsclinittlich  10  ^  Verdienst,  so 
ei^iebt  sich  ein  Wochenverdienst  TOn  27,60  Ji^  von  dem  die 
nicht  unerheblichen  Generalkosten  abzurechnen  und  dem  der 
Verdienst  ihrer  Tochter,  die  in  der  Arbeitsstube  als  Nflherin 
mitarbeitet,  hinzuzureelmen  ist. 

Der  Inhaber  einer  kleineren  Nähstube  erhttlt  fiir  das  Grofs 
35  und  bezahlt  seinen  2  ArhoiteHTmen ,  mit  denen  er  zu- 
sammen arbeitet,  während  seine  Frau  nur  aushülfsweisc  thätig 
ist,  20  pro  Grofs.  Er  selbst  stellt  täglich  etwa  10  r4rofs, 
jede  seiner  Arl)eiteriniioii  8 — 9  Grufs  lier.  Die^e  verdienen 
nach  ihrer  eigenen  Angabe  die  eine  9—10,  die  andere  10 — 11  Ji 
wöchentlich  und  bezahlen  etwa  20 — 30  4  Nadeln.  Des 
Zwischenmeisters  wöchentliche  Ausgabe  für  Garn  beträgt  etwa 
\\  Jt^  es  bleibt  ihm  ein  Verdienst  von  50  jM,  Dies  alles, 
wohlgemerkt,  in  flotten  Zeiten,  es  kommen  aber  auch  Wochen 
vor,  in  denen  fast  nichts  verdient  wird. 

Geringer  als  der  Verdienst  der  Meister  von  Knopfloch- 
stuhon  i^t  der  von  Meistern  gewöhnlicher  Arbeitsstuben.  Ein 
solcher  bcreclinete  z.  B.  seinen  Verdienst  auf  10  pro 
Dutzend  Chemisettes,  deren  er  30  täglicli  liefert,  was  einem 
Wochenverdienst  von  ca,  18  entspräche.  Hiervon  gehen 
aber  noch  seine  Ausgaben  für  Schnur,  Garn,  Nadeln  und  Öl 
mit  ca.  1,20  J$  ab,  sodafs  16,80  Jt  bleiben. 

Je  geringer  das  eigentliche  Arbeitseinkommen  des  Zwischen- 
meisters, desto  mehr  mufs  ( r  versuchen,  an  Kleinigkeiten  zu 
verdienen.  So  sagte  mir  ein  Meister  selbst,  dafs  er  am  Garn 
möglichst  zu  verdienen  trachte,  d.  h.  also,  dafs  er  dir  s(  Iiiechtesten 
Sorten  nehme.  Vielfach  sind  die  Kleister  prleiehzeiti;^;  Stuhen- 
Yermieter  und  endlich  ist  in  manchen  Fällen  der  Ertrag  der 
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Arbeitsstube  Nebenverdienst  der  Frau,  and  der  Mann  gebt 
seinem  besonderen  Berufe  nach. 

Es  kann  natürlich  nicht  daran  gedacht  werden,  einen 

Durchschnittsverdifinst  der  Zwi.schcnmeister  festzustellen.  Denn 
deren  Einkommen  ist,  wie  schon  aus  den  niitj^t  toilteii  Zahlen 
hervorgeht,  je  nach  Gröfse  der  Arbeitsstube,  Gegenstand  der 
Arbeit,  Hülfe  aus  der  Familie  u.  s.  w.  ganz  verschieden. 

Auch  war  es  schwierig,  von  den  Zwisciienmeistcrn  genauere 
Angaben  zu  erlangen,  weil  diese  den  Fragen  nach  ihren  Ver- 
hältnissen vielfach  mit  Mifstrauen  begegneten.  Der  Eindruck 
blieb,  dafs  die  Meister  oder  Meisterinnen  zu  dem,  was  sie  er^ 
werben,  es  hauptsäclilieli  in  früheren  und  Ix  sseren  Zeiten  ge- 
bracht haben  und  dafs  sie  heute  zum  Teil  ohne  Gewinn, 
zeitweise  sogar  mit  Verlust  arbeiten,  in  vielen  Fällen 
jndonfalls  einen  Ve  rdienst  haben ,  der  nicht  viel  höher  ist, 
als  der  ihrer  Arl)eiter  und  kaum  hinreicht,  das  aufgewandte 
Kapital  an  Maschinen  n.  s.  w.  zu  verzinsen,  geschweige  denn 
zu  amortisieren.  Dies  um  so  weniger,  als  die  Zwischennieistcr 
selbst  eine  so  aufserordentliche  Arbeitsleistung  verrichten,  daf» 
ein  groCBer  Teil  ihres  V^ienstes  als  Arbeitslohn  zu  be- 
trachten wäre. 

Sie  arbeiten  oft  bis  tief  in  die  Nacht  hinein  und  beginnen 
wieder  bei  Tagesgrauen.  Die  Frau  besorgt  nebenher  noch 
die  Wirtschaft  und  die  Kinder,  doch  kann  von  sorgföltiger 
Überwacliung  der  letzteren  oder  haush^ilterischer  Wirtschaft 
kaum  die  Rede  sein,  da  das  Interesse  der  ganzen  Familie  aut 
die  Arbeit  konzentriert  ist. 

Der  Zwischonmeister,  der  so  an  sich  selbst  die  härteste 
Arbeit  gewohnt  ist,  und  dessen  ganze  wirtschaftliche  Existenz 
auf  der  Differenz  des  Lohnes  seiner  Arbeiterinnen  und  des- 
jenigen, welchen  er  selbst  vom  Verleger  erhält,  beruht,  ist 
geneigt,  auf  seine  Arbeiterinnen  einen  sehr  harten  Druck  aus- 
zuti})en.  Den  gesetzlichen  Bescliränkungen  der  Arbeitszeit 
für  Frauen  ist  er  nicht,  oder  docli  nur  ausnahmsweise,  unt»r- 
worfen,  denn  sein  RetrieV»  gilt  nicht  als  Fabrik  im  Sinne  der  Ge- 
werbeordnung. Nur  gröfsere  Arbeitsstuben  werden  zuweilen  als 
^Fabriken"  behandelt.  In  ganz  Berlin  waren  es,  wie  ich 
durch  Einsicht  in  die  Listen  der  Königliehen  Gewerbeinspektion 
feststellen  konnte,  1894  14,  von  denen  einige  aber  für  das 
nächste  Jahr  bereits  ausgeschieden  waren,  weil  nicht  „Fabriken"*. 
Während  der  Jahre  1887^1894  standen  15  verschiedene  Näh- 
stuben unter  Aufsicht.  Ob  eine  Kähstube  als  Fabrik  im 
Sinne  der  Gewerbeordnung  anzusehen  sei,  ist  für  die  Beur- 
teilung sehr  schwierig.  So  klagte  mir  die  Inhaberin  einer 
gröfseren  Stube,  bisher  habe  ihr  Betrieb  stets  als  Werkstatt 
{jeiroltcTi,  ^unter  dem  jetzigen  Lieutenant^  —  d(.'m  Polizei- 
lieuten  iMt  d*'s  Ueviers  —  aber  werde  er  als  Fabrik  behnnr^elt. 
An  diesem  Milsstande  ist  nicht  etwa  die  Verwaltungsbehörde 
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schuld;  sondern  die  mangelnde  Bestimmung  des  Begrifis  ^Fabrik** 
im  Gesetze*. 

Die  allgemein  übliche  offizielle  Arbeitezeit  in  den  Ntth- 
stubcn  ist  von  7  bis  7  Uhr  im  Sommer,  von  8  bis  8  Uhr  im 
Winior  l)ei  2  »Stunden  Pause.  Frühstücks-  und  Vesperpaiisen 
sind  entweder  gar  nicht  bestimmt  oder  werden  nicht  ein- 
gehalten. In  einer  von  mir  besucliten  Kno})flüehnjihstube  wird 
von  7  biji  7  Uhr  ohne  Pausen  durchgearbeitet.  Die  Arbeiter- 
innen trinken  imt  am  12  Uhr  Kaffee  und  nehmen  erst  zu 
Hanse  die  Hauptmahlzeit  ein.  In  der  flotten  Zeit  kommen 
aber  noch  Überstunden  vor.  Es  war  eine  verheiratete 
Arbeiterin,  welche  mir  berichtete,  wie  sie  derart  ihrer  Häus- 
lichkeit —  Kinder  besitzt  sie  nicht  —  entzogen  wird.  Der 
Inhaber  ihrer  Nfthstube  arbeitet  persönlich  von  7  Uhr  morgens 
bis  9  oder  1'^  T^hr  al)ends,  zuweil<'n.  vor  den  Festen,  auch 
Sonntags.  Siinc  Frau,  die  nebenbei  die  W'irtsehat't  und 
4  kleine  Kind(?r  zu  besorgen  hat,  arbeitet  ebenfalls  oft  über 
die  Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  hinaus. 

Überstunden  werden  den  Arbeiterinneu  manchmal  gar 
m'cht  bezahlt,  oder  mit  20  ^  pro  Stunde.  In  manchen  Näh- 
stuben, namentlich  Knopf  lochnfthstuben,  wird  oft  bis  tief  in 
die  Nacht  hinein  gearbeitet.  Sonntags  werden  die  Arbeiterinnen 
nicht  beschäftigt)  dagegen  ruhen  die  Meister  auch  an  diesem 
Tage  nicht  ganz.  Eine  Meisterin,  welche  an  Wochentagen 
von  C  Uhr  früh  bis  12  Uhr  nachts  ZU  arbeiten  pflegt,  näht 
Sonntags  noch  gegen  4  Stunden. 

Dal's  Arbeit  von  den  Arbeiterinnen  noch  nach  Ilau»e  ge- 
noniineii  wird,  kommt  vor,  ist  aber  nicht  so  gang  und  gäbe 
wie  in  den  Fabriken,  einmal,  weil  die  Arbeitszeit  in  der  Werk- 
statt langer  ist,  und  dann,  weil  die  wenigsten  Werkstatt- 
arbeiterinnen noch  zu  Hause  eine  Maschine  haben.  Immerhin 
kommt  es  auch  vor,  dafs  der  Sonntag  noch  auf  diese  Weise 
ausgenutzt  wird. 

Betrachten  wir  die  Arbeitsräume  der  Zwischenmeister,  so 
ist  meist  ein  Zimmer,  bei  einer  gröfsercn  Arbeiteranzahl  sind 
auch  zwei  als  Arbeit4>raum  hergcrielitet.  Es  wird  nii-ht  vor- 
ausgesetzt werden,  dafs  diese  Räume  die  Gebote  der  Hygiene 
erfüllen.  Die  geringen  Erwartungen  in  dieser  Beziehung  er- 
weisen sich  oft  aber  noch  als  zu  hoch.  Vor  allem  fehlt  es 
meist  an  genügendem  Licht,  da  nicht  alle  Maschinen  am 
Fenster  stehen  können ;  die  Luft  kann  in  den  meist  sehr  engen, 
▼on  9 — 10  Personen  besetzten  Zimmern  eine  gute  nicht  sein. 
In  einem  einfenstrigen,  schmalen,  nach  einem  nicht  sehr  hellen 
Hofe  hinausgehenden  Zimmer  &nd  ich  6  Arbeiterinnen  zu- 


'  Über  die  GknndsAtse  der  BehSrde  darftber,  welelie  Betriebe  sls 

Fabriken  zu  boh.'uifleln  seien,  v^'l.  diu  Artikel  des  Reg.  K  it  ]>:■.  '^iri-ng'er 
in  Heft  1  der  Zeitschrift  der  Ceutralätelle  för  Arbeiterwobilahrtaeiur.  löU5. 
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baiiiDieiigepfercht.  Oft  befinden  sich  die  „Werkstätten"  in 
Kellerräumen ,  welche,  was  Luft  und  Licht  anbelangt,  noch 
ungünstiger  sind. 

Die  Arbeit  selbst  ist  Maschinen-  oder  Handn&hen. 
Mechanische  Kraft  wird  zum  Betriebe  der  ^laschinen,  auch 
der  Knopf lochmaschinen,  ausnahmslos  nicht  verwandt,  es 
ist  daher  die  Arbeit  besonders  an  letzteren  eine  sehr  an- 
Ftrengonde.  Trotz  all  dieser  Nachteile  ]i;<V)en  die  Nähstuben 
für  viele  Arl)eiterinnen  etwas  Anziehendes.  Es  mufs  vor 
allem  lieiiierkt  werden,  dafs  es  im  Durchschnitt  weniger 
tüclitige  Arbeiterinnen  .sind,  welche  die  Näiiütubcn  auiäuchen; 
aber  auch  andere  Gründe  bestimmen  wenigstens  die  in  der 
^Fabrikation"  tbätigen  Arbeiterinneu,  nicht  in  die  Fabriken 
zu  gehen.  £inmal  ist  es  nicht  immer  nur  UntUchtigkeit, 
sondern  auch  Bequemlichkeit  oder  Reizbarkeit,  welche  der 
Arbeiterin  die  in  der  Fabrik  bestehende  strenge  Kontrolle  bei 
Abnahme  der  Arbeit  als  höchst  lästig  erscheinen  läfst.  Denn 
achten  die  Zwischenmeister  auch  noch  so  sehr  anf  schnelles 
und  iinunt.erbrochent'8  Arbeiten,  so  nehmen  sie  es  doch  mit 
der  Gute  der  Arbeit  niclit  so  ^enau.  Audi  sonst  liandliabeu 
sie  die  Disciplin  niclit  so  streng,  so  lange  nur  durcli  die  Ver- 
fehlungen nach  ihrer  Aubicht  kein  Schade  für  die  Arbeit  ent- 
steht. Kommt  die  Arbeiterin  zu  spät,  so  lassen  sie  sich  kein 
Strafgeld  bezahlen,  sondern  die  Arbeiterin  bleibt  um  so  viel 
länger  und  holt  das  Versäumte  nach.  Sie  sind  auch  nach- 
sichtiger, wenn  während  der  Arbeit  gesprochen  wird.  Hörte 
ich  doch,  während  ich  mich  mit  einer  Meisterin  unterhielt, 
aus  dem  nebenbefindlichen  Arbeitszimmer  munteren  Gesang. 
^^'ie  schädlich  Singen  oder  Sprechen  für  die  an  der  Maschine 
tretende  Arbeiterin  ist,  })cdenken  natürlich  die  wcTiigsten 
Meister  und  Arbeiterinnen.  Endlich  fand  ich  docli  bei  vielen 
Meisterinnen  eine  durchaus  nicht  „Schwei fstreiberische"  Ge- 
sinnung gegenüber  ihren  Arbeiterinnen.  Sie  bekümmern  sich 
Tielmenr  oft  um  deren  private  Angelegenheiten  und  stehen 
ihnen,  deren  Freuden  und  Leiden  sie  kennen^  und  deren  nied- 
rige Löhne  sie  zwar  nicht  erhöhen ,  aber  doch  bedaueni, 
menschlich  näher  als  der  Chef  oder  die  Directrice  der  Fabrik. 
Manche  Zwischenmeister  halten  darauf,  unter  ihren  Arbeiter- 
innen mir  nnst;in(li;4e  ^lädclien  yai  haben  und  keinen  schlechten 
Ton  eiiireirsen  zu  lassen.  Zu  ilinen  kommen  mit  Vorliebe 
Töchter  von  kleinen  I^enniten  und  Ha!»dwerkern,  welche  sich 
#  niclit  in  daö  Kretin  un«l  Plethi  der  Fabrikarbeiterinnen  mengen 
wollen.  So  erzählte  mir  ein  Meister,  er  achte  stets  darauf, 
dafs  seine  Arbeiterinnen  ordentlich  angezogen  gingen^  und  dals 
sie  mit  einem  Hut  kämen.  Die  Wäschekonfektionsnäherinnen 
gehen  vielfach  in  die  Arbeitsstuben,  um  dort  zu  lernen  und 
sieb  für  ein  späteres  selbständiges  Arbeiten  zu  üben. 

Allein  vor  einem  zu  starken  Übergang  von  Werkstatt- 
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arbciteriniien  zur  selbständigen  Heimarbeit  bewahren  sich  die 
Zwischenmeister  endlich  durch  ein  Mittel,  mit  welchem  wir 
einen  der  dunkeUten  Punkte  der  Arbeitsstuben,  da»  Lehrlings- 
wesen, berühren. 

Iii  den  Arl)i'itsstuben,  besonders  den  grölseren,  herrselit 
eine  ausgebildete  Arbeitsteilung.  Die  meisten  beschränken 
sich  schon  an  sich  auf  die  Herstellung  eines  Artikels  oder 
doch  nur  weniger.  Die  Arbeit  an  diesen  wird  aber  wieder  in 
Teilfunktionen  zerlegt^  z.  B.  in  Nähstuben,  die  Chemisettes 
herstellen,  nähen  die  Arbeiterinnen  nur  den  Rumpf,  das 
übrige  machen  die  Heimarbeiterinnen.  Die  grundlegendste 
Teilung  ist  die  in  Handarbeit  und  Masdiinenarbeit.  Dem 
Lehrmädchen  nun  wird  nichts  als  die  Teilfunktion  beigebraebt, 
damit  es  sich  in  dieser  raseh  it))e  und  vervollkommne.  Da- 
durch profitiert  der  Zwisclieiinieistcr  sehr  viel,  da  das  Lehr- 
mädchen noeli  während  der  Lohrzeit  schon  etwas  beträcht* 
liches  leisten  kann. 

Die  Dauer  der  Lehrzeit  und  Höhe  des  Lehrgeldes  sind 
aafserordentlicb  verschieden  und  selbst  bei  dem  einzelnen 
Zwischenmeister  nicht  gleich.  Die  ungünstigsten  Bedingungen 
für  die  Lehrlinge  fand  ich  in  einer  kb  inen  Nähstube  fftr  feine 
Damenwäsche,  wo  ein  Lehrmädchen  ein  Vierteljahr  gegen  ein 
Lehrgeld  von  15  J6  und  ohne  jeden  Verdienst  lernt.  Das 
Lehrgeld  betrfipft  dort  sonst  10—12  .S.  Umgekehrt  zahlt 
eine  von  einem  Engrosgescbfift  beschäftigte  Näherin,  welelie 
nur  gelegentlich  Arbeiteriujien  hält  und  Lehrlin;^«  anninnnt, 
den  letzteren  wöchentlich  H  .S.  In  einer  Kno))t'h)i  hnahälube 
arbeiten  die  Lehrlinge  ohne  Lclirgeld  und  nur  8  Tage  unent- 
geltlich. Das  Normale  ist  eine  Lehrzeit  von  4 — 8  Wochen 
und  ein  Lehrgeld  von  6—10  Wird  kein  solches  verlangt, 
so  bezahlen  die  Lehrlinge  wenigbtcns  Nadeln  und  Garn.  Eine 
„I^iehrlingszucht"  scheint  nicht  überall  betrieben  zu  werden, 
denn  ich  habe  mehrere  Nähstuben  gefunden,  die  gar  keine 
'•der  nur  ein  Lehrmädchen  hielten.  Andererseits  giebt  es 
aber  aucli  solche  Zwiseln "nin'ister,  für  die  das  AnhMMien  aus 
den  geschilderten  Gründen  eine  Hauptquelie  des  Ver- 
dienstes ist. 

Nach  beendeter  Lehrzeit  versteht  der  Lehrling  nur  seine 
Teilarbeit  und  ist  darauf  angewiesen,  von  seinem  Meister  weiter 
beschftftigt  zu  werden,  da  er  anderwärts  von  neuem  eine 
Lehrzeit  durchmachen  müfste.  Von  jenem  aber  erhält  die 
Arbeiterin  auch  jetzt  nichts  anderes,  als  was  sie  in  der  Lehr- 
zeit sich  angeeignet  hat.  Daher  gelingt  es  nur  den  Tüch- 
tigeren, in  einer  Fabrik  unterzukommen,  und  nur  den  Tüch- 
tigsten, selbständige  Heimarbeiterin  zu  werd'^n,  was  sie  meist 
erst  nach  einer  anderweitigen  Lehrzeit  und  Beschäftigung  er- 
reichen. Auch  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Lehrzeit,  in 
denen  Löhne  von  5— 7  ^  ge/.ahlt  werden,  und  in  diesen  viel- 
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leicht  noch  mehr,  da  die  Arbeiterin  nach  einem  Jahre  oft 
schon  sehr  geübt  ist,  hat  der  Zwischenmeistcr  einen  beträcht- 
lichen Vorteil,  und  es  sind  daher  in  den  Nahstiiben  eine  «ri  ofse 
Menge  jugendh'cher  Arbeiter  zu  finden,  z.  B.  auch  viele,  die 
in  den  Falirikeu  gelernt  Imben.  (  >l>crleich  sie  in  den  {rrol'seren 
Niihstuben,  welche  aU  Fabriken  behandelt  werden,  weniger  öiark 
vertreten  sind,  zählt  doch  eine  solche  unter  23  Arbeiterinnen 
5  jugendliche  und  1  Lehrmädchen.  Die  Meisterin  einer 
anderen  erklärte,  nachdem  ihr  Betrieb  zur  Fabrik  gestempelt 
sei,  keine  jugendlichen  Arbeiterinnen  mehr  halten  zu  können, 
um  nicht  wöchentlich  einen  Schutzmann  bei  sich  sehen  zu 
müssen.  Hierdurch  würden  die  jugendlichen  Arbeiterinnen 
ganz  verdorben,  indem  sie  auf  ihre  besonderen  Pausen  pochten. 
Die  Folire  sei  nun,  dafs  die  JugendHehen  Arbeiterinnen  in  die 
nicht  kontroliierten  kleinen  Arbeitsstul)en  p^ingen ,  wo  sie  die 
Nacht  durcharbeiteten  und  in  schlechte  Geüellächaft  gerieten. 
In  der  That  ist  diese  Folge,  aber  auch  nur  diese,  beklagens- 
wert, und  es  wird  auf  den  Übelstand  noch  zurückzu- 
kommen sein. 

Auf  die  Lebenshaltung  der  Werkstattarbeiterinnen  eiu- 
zugehen,  bleibt  einem  besonderen  Abschnitte  vorbehalten.  Es 
ad  hier  nur  erwähnt,  dafs  ein  Wohnen  der  Arbeiterinnen  bei 

dem  Zwischenmeister  zwar  vorkommt,  aber  nur  oin»'  Aus- 
nahm serscheinung  ist,  nnd  mehr  ein  zutalH^es  Zusanimcntrctfen 
der  Terson  des  Arbeitgebers  und  des  Scldafstellenvermieters, 
als  eine  beabsiuhti^'^te  Einriclitung  darstellt.  Auch  die  Be- 
köstigung ist  regelmäfsig  Sache  der  Arbeiterin,  welche  selten, 
wie  das  in  den  Fabriken  häufig  geschieht,  zur  Mittagspause 
im  Arbeitaraum  bleibt 

Als  eine  schwere  Last  wird  von  den  Zwischenmeisteru 
die  Versicherungspfliclit  angesehen,  und  sie  geben  dieser  einen 
Teil  der  Schuld  an  dem  Zurückgehen  ihres  Verdienstes. 

Wie  segensreich  aber  insbesondere  die  Krankenversicherung 
wirkt,  leuchtet  ein,  wenn  man  sich  nicht  nur  die  gesundheit- 
lichen Nachteile  der  Nf*thmasehinenarbeit  überhaupt,  sondern 
die  besonders  ungünstigen  Bedingungen  der  Arbeitsstuben 
insbesondere  vergegenwärtigt.  Es  ist  leider  nicht  festzustellen, 
aber  es  wäre  nicht  die  schlechteste  Folge  des  Kraukeu- 
▼ersicherungsgesetzes,  wenn  nach  seiner  Einführung  die  2jahl 
der  Zwischenmeister  abgenommen  hätte. 


Kap.  VIIL  2.  Die  Heimarbelterinnra. 

Es  ist  immer  ein  mifsliches  Ding,  die  Arbeitsbedingungen 

von  Hausindnstriellen  zu  untersuchen.  Denn  es  liegt  im  VTesen 
der  Hausindustrie,  dafs  ihre  Arbeiter  in  violer  Hinsieht  die 
Arbeitsbedingungen  nach  eigenem  Ermessen  teslsetzen  können. 
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Dieüc  StilbäsUiudigkeit  ist  allerdings  nicht  so  zu  verstehen,  als 
ob  der  Hausindustrielle  bei  Abschlufs  des  Arbeitsvertrages 
dem  UDternehmer  gegenüber  freier  dastttnde,  als  der  Fabrik- 
oder  Werkstattarbeiter  —  das  gerade  Gegenteil  ist  der  £^all  — f 

sondern  sie  liegt  darin,  dafs  er  viel  oder  wenig,  rasch  oder 
langsam,  allein  oder  mit  Hülfe,  in  beliebigen  Räumen  und  zu 
beliebiger  Zeit  arbeiten  kann.  All  diese  Umstände  sind  denn 
in  der  That  stets  recht  verschieden,  wenn  auch  die  Verschieden- 
heit weniger  durch  den  freien  Willen  des  Hausindustriellen, 
ai;>  (iurcli  iiiilsere  Einwirkungen  bedingt  ist,  welche  beim  weib- 
lichen Hauöindustrielleu  wieder  noch  erheblich  grcifser  sind  als 
beim  männlichen.  Es  sei  nur  hingewiesen  auf  den  EinHufs, 
welchen  die  GrOfse  der  Familie,  Beruf  und  Einkommen  des 
Hannes,  die  Hülfe  durch  Familienmitglieder,  die  Gröfse  und 
Lage  der  Wohnung  etc.  haben.  Es  ist  sonach  viel  schwieriger, 
einen  Typus  der  Heimarbeiterin  als  einen  solchen  der  Fabrik- 
oder Wencstattarbeiterin  festsuatellen.  Zu  einem  wirklich  ge- 
nauen Gesamtbilde  würde  eine  Untersuchung  gehören,  die 
jeden  einzehien  oder  doch  die  grofse  Mehrheit  der  Fälle  in 
Reclmung  zitsht,  und  die  daher,  zumal  bei  einer  ausgedehnten 
grofsstäd tischen  Industrie,  nur  mit  Hülfe,  öffentlicher  Organe 
vorgenommen  werden  könnte.  Eine  private  Erhebung,  wie  ich 
sie  unternommen  habe,  kann  demnach  nur  einen  sehr  schwachen 
£rsatK  bieten.  Es  soll  versucht  werden,  auf  Grund  derselben, 
sowie  sahlreicher  persönlicher  Beobachtungen  und  Erkundig- 
ungen im  folgenden  ein  einigermafsen  zutreffendes  Bild  von 
der  Lage  der  Heimarbeiterinnen  in  der  Wäscheindustrie  zu 
geben. 

Schon  bei  Besprechung  der  industriellen  Entwickelung 
war  hervorgehoben,  wie  grofs  die  Verschiedenheit  der  Stück- 
löhne je  nach  der  Art  des  Verlagsgeschäftes  und  der  Qualität 
der  Ware  seien.  Zwar  gilt  das  sowohl  von  der  Wäschekon- 
fektion wie  von  der  Fabrikation,  es  wird  sich  aber  empfehlen, 
bei  Untersuchung  der  LohnverhAltnisse  wieder  diese  Industrie- 
zweige zu  sondern.  Ftir  ein  und  denselben  Artikel  werden 
die  denkbar  verschiedensten  Lohnsätze  gezahlt,  je  nachdem 
Arbeitgeber  ein  Detailgeschftft  bester  oder  schlechterer  Art, 
ein  Engrosgeschäft  besserer,  mittlerer  oder  gewöhnlichster  Art 
ist.  So  schwanken  die  S:it7e  für  ein  Dutzend  FrauenhemHon 
zwischen  1,25  und  13  ./t,  für  ein  Dutzend  Frauen hefn- 
kleider  (ohne  Languettieren)  zwischen  1  und  J6,  für  ein 
Dutzend  Männerhemden  zwischen  1,20  Ji  (aus  buntem  Flanell) 
und  8  Ji  (Nachthemden).  Konstanter  sind  die  Satze  für  einen 
Artikel  wie  Oberhemden,  der  nach  Mafs  vorwiegend  fOtr 
das  Detailgeschttf^  hergestellt  wird,  der  übliche  Lohn  ist  hier 
12      pro  Dutzend.^   Die  angefahrten  Zahlen,  welche  noch 


*  Die  für  die  Fsbriken  bergestellten  Oberbemden  sind  weit  billiger* 
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beliebig  venuehrt  werden  könnten,  haben  als  solche  sehr  ge- 
ringen Wert;  denn  es  entspricht  ihnen  eine  srhr  verschiedene 
Arbeitszeit.  Im  grofsen  und  ganzen  ist  zu  beobachten,  dafs 
für  bossern  Artikel  die  Arboitszeit  vcrhaltnisraäfsig  besser  be- 
zahlt wird,  als  für  schlechtere,  dafs  aber  die  von  einem  \'er- 
leger  gezahlten  Lohnsätze  so  eiii^j^erichtet  sind,  dafs  der  Tages»- 
verdienst  bei  Herstellung  veräcliicdeiier  Artikel  ziemlieii  der 
gleiche  ist.  Z.  B.  liefert  eine  Näherin  für  ein  Ausstattungs- 
geschäft Damenhemden  und  Oberhemden;  von  erster^oi  stellt 
sie  am  Tage  3^4  her,  was  einem  Verdienst  von  1,75'>2,33  J$ 
entspreclien  würde,  von  letzteren  2,  was  einem  solchen  von 
2  J$  gleichkommt.  Nicht  immer  ist  die  Übereinstimmung  so 
grofe,  dafür  aber  gleicht  sich  der  Verdienst  dadurch  aus,  dafs 
die  Arbeiterin  eininnl  mehr  von  den)  oin^n.  das  andcrenial 
mehr  von  dem  anderen  Artikel  zu  tiiuii  bekommt.  BctreÜ's 
des  Vcrh.iltiiisseÄ  der  Lohnsätze  zum  Preise  der  Waren  vgl. 
die  Tabell«'  I. 

Seit  dem  Kiapurkommen  der  VVäscheindustrie  in  Berlin 
sind  die  Lohnsätze  fast  andauernd  gesunken.  Die  Gründe 
hierfür  sind  schon  erörtert  worden,  es  seien  hier  nur  einige 
Beis|>iele  gegeben.  Ein  paar  Herrenunterhosen,  von  denen  das 
Dutzend  Mitte  der  70er  Jahre  mit  9  J$  bezahlt  wurde,  werden 
heute  für  5  J6  geliefert,  ein  Dutzend  Hemden  wurde  1866 
mit  7,80  .My  heute  mit  6  J6  bezahlt.  Noch  in  den  letzten 
Jahreii  liat  das  Sinken  der  Löhne  fortgedauert:  jene  Arlieiter- 
hemden,  die  lieute  für  1,20 — 1.30  .4  pro  Dutzend  geli«  fort 
werden,  wurden  noch  vor  5  Jahren  mit  1,()0  ^  bezahlt.  Nai  h 
den  Versicherungen  der  älteren  Heiniarbeiterinnen  wären  die 
Lohnsätze  allmählich  und  durch  kein  Aufsteigen  unterbrochen 

Sesunken.  An  dieser  Auffassung  mag  einen  Teil  der  Schuld 
ie  übliche  Verhimmelung  der  „guten  alten  Zeit*  tragen,  einen 
triftigen  Gegenbeweis  kann  die  Behauptung  des  Aitestenbe- 
richts  von  1891,'  die  Arbeitslöhne  seien  trotz  der  ungünstigen 
Geschuftsverhältnisse  ^fraglos"  gestiegen,  jedenfalls  nicht  bieten. 


für  die  let^tf^n  Jalire  von  den  Verlegern  rückhaltlos  anerkannt 
und  nur  für  dir  beste  Arbeit  eine  Ausnahme  ^^eniaelit.  »So 
sagt  der  Altestenbericht  für  1894:^  „Bei  einem  Küekbliek  bis 
zum  Jahre  1893  über  die  in  der  Wäscheindustrie  gezahlten 
Lohne  mufs  es  auffallen,  dafs  dieselben  zum  grdisten  Teil  sich 
abwärts  bewegt  haben.  Bei  nicht  vielen  besseren  Artikeln 
freilich,  zu  deren  Herstellung  eine  gewisse  Intelligenz  und  Oe- 
schicklichkcit  der  betreffenden  Arbeitskräfte  Vorbedinj-^ung  ist, 
haben  die  Löhne  sich  auf  der  alten  Höhe  gehalten.  Indessen 
sahen  sich  die  Fabrikanten  (d.  h.  die  Verleger!)  durch  den 


Das  Fallen  der  Lohnsätze  an 


«  Ö.  232. 
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Begehr  der  Verbraucher  dazu  ^^edriiuj^t,  Massenartikel  von 
einer  Billigkeit  herzustellen,  die  nur  dureh  Herabsetzung  der 
Nählöhne,  Bowie  durch  Verwendung  minder  guter  Stoffe  und 
Znthatcn  erreicht  werden  konnte.  Um  die  Preise  und  den 
geringen  Verdienst  der  Näherinnen  wieder  etwas  aufzubessern, 
wäre  es  sehr  wünschenswert,  dafs  bei  den  grofsen  Submissionen 
in  Wäscheartikehi  nicht  die  niedrigste  Offerte  beyorsugt 
würde  .  etc. 

Das  Herabgehen  der  einzelnen  Lohnsätze  hat  natürlich 
auch  ein  Horabgehen  des  Verdienstes  bewirkt.  Um  die  Höhe 
des  Woehen Verdienstes  zu  ermitteln,  ist  vor  allem  ein  Umstand 
in  Erwägung  zu  ziehen,  die  Unregelmäfsigkeit  der  Arbeit.  Am 
gröfsten  iöt  diese  für  die  Arbeiterinneu  der  Detailgeschäfte, 
aber  auch  für  die  Engrosgeschäfte  ist  die  Arbeitsgelegenheit 
eine  schwankende.  So  pflegen  die  Monate  Januar»  Februar 
und  Oktober  die  stillsten  zu  sein,  in  denen  manchmal  wochen- 
lang für  die  Arbeiterinnen  wenig  oder  gar  nichts  zu  thun  ist 
Dafür  häuft  sich  in  anderen  Monaten,  beson3ers  vor  PHngst^^ 
die  Arbeit  oft  so,  dafs  die  Arbeitszeit  aufserordentlich  ausge- 
dehnt werden  mufs. 

D<r  Wnehenverdienst  einer  allein  arbeitenden  Heim- 
arbeiterin im  Durehschnitte  des  Jahres  hängt  daher  von  den 
verschiedensten  Umötiiuden  ab:  von  der  Art  des  Geschäfts, 
für  welches  sie  arbeitet,  von  df^r  Qualiuii  der  von  ihr  zu 
nähenden  Artikel,  von  der  günstigen  oder  ungünstigen  Kon- 
junktur des  Jahres,  von  der  M5glichkeit|  die  flotte  Zeit  durch 
angestrengte  Arbeit  auszunutzen,  und  Yon  dem  Qrade  der  Kraft 
und  Geschicklichkeit  überhaupt. 

Es  aeien.  einige  konkrete  Beispiele  angegeben: 

Eine  junge  und  kräftige,  unverlieiratete  Arbeiterin,  welche 
für  ein  Detailgesehäft  bessere  Artikel  näht,  kommt  in  der 
stillen  Zeit  auf  höchstens  5  in  der  Saison  auf  12  im 
Durchschnitt  des  Jahres  etwa  auf  10  ^S.  Sie  arbeitet  auch 
in  der  Saison  iiiclit  länger  als  11  Stunden  tiiglich.  Ebenso 
erreicht  eine  ältere  Arbeiterin  in  derselben  Lage  mit  8  Stunden 
Arbeit  einen  Wochendurchschnitt  Ton  9  Eine  dritte  da- 
gegen, ledig  und  etwa  30  Jahre  alt,  welche  gleichfalls  für  ein 
Detailgeschäft  Artikel  zu  ähnlichen  Lohnsätzen  nttht,  in  der 
Saison  aber  14  Stunden  arbeitet,  erreicht  in  stillen  Zeiten  den 
Satz  von  9  J6y  in  der  Saison  den  von  18 

Andererseits  verdient  eine  tüchtige,  ffir  ein  Engrosgeschäft 
thatige,  verheiratete  aber  kinderlose  Näherin  in  2  Monaten 
des  Jahres  fast  nichts,  in  der  übrigen  Zeit  bei  llstüudiger 
Arbeit  10  .S,  und  eine  fiinfundvierzigjalirige  Frau,  Mutter 
von  4  unerwachsenen  Kindern,  die  6  Monate  des  Jahres  als 
Stille  Zeit  bezeichnet,  verdient  in  der  Saison,  in  welcher  sie 
„Tag  und  Nacht,  solange  die  Kräfte  reichen  arbeitet,  nur 
9  J$. 
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Reichlicher  ist  der  Verdienst  der  für  die  besten  Engros- 
geschäfte und  Ansstattungsgeachäfte  thätigen  Näherinnen.  Zwei 

Schwestern,  welche  sich  mit  besonders  feiner  und  schwieriger 
Arbeit  befassen,  verdienen  monatlich  180—200  in  der 
Saison  noch  mehr.  Allerdings  ist  die  Zahl  so  gut  bezahlter 
Arbeiterinnen  verseliwindend  gegen  die  der  Näherinnen  fUr 
gewühnlielic  und  .sclilechtere  Ware. 

Durch  Schnittssätze  anzugeben  ist  sehr  schwer,  die  ver- 
heirateten Arbeiterinnen  für  schlechtere  Arbeit  werden  7 — 9  Ji^ 
die  kinderlosen  10—12  J(»  und  die  besseren  Näherinnen  bis  zu 
20  M  im  Darchschnitt  verdienen. 

Die  anliegende  Tabelle  (siehe  Tabelle  III  am  Schlosse  des 
Buches)  giebt  ein  Momentbild  wieder,  die  Aufsti  Hu  ig  eines 
Engrosgeschäfts  über  die  am  Wochenschlufs  ausgezahlten  Li^hne« 
Die  Niedrigkeit  derselben  ist  verblüffend  in  Anbetracht  dessen, 
dafs  es  sich  um  eine  Woelie  mit  flotter  Arbeit  handelt 

Die  Verdienste  erliöhen  sich  iiaturlicli,  wenn  der  ^lütter 
eine  oder  mehrere  T("»eliter  lieltend  zur  Seite  ötehen,  wenn, 
wie  es  in  einem  Falle  zu  beobachten  war,  der  Mann  der  Frau 
hilft,  so  dals  beide  zusammen  bei  bodöcrer  Arbeit  1,50  bis  Ü 
täglich  verdienen,  und  endlich,  wenn  die  Heimarbeiterin  zeit- 
weise Hdlfsarbeiterinnen  annimmt,  also  Zwischenmeisterin  wird. 

Über  die  Lohne,  welche  in  früheren  Jahren  erreicht  worden 
sind,  habe  ich  nur  wonige  Angaben  erhalten. 

Eine  ältere  Näherin  ftlr  ein  Detailgeschftft  hat  Mitte  der 
70er  Jahre  noch  einen  Tagesverdienst  von  2,50—2,70  M  bei 
zwöltstiindiger  Arbeitszeit  gehabt.  Die  Löhne  für  die  wichtig- 
sten von  ihr  genähten  Artikel  sind  seitdem  durchsehuittlich 
um  ein  Drittel  gesunken,  sodafs  sie  heute  bei  gleicher  Arbeits- 
zeit und  Leistungsfähigkeit  etwa  1,75  JL  pro  Tag  oder  10,50»^ 
wöchentlich  verdienen  würde.  Thatsächlich  ist  ihre  Einnahme 
noch  kleiner,  da  sie  nicht  mehr  so  lange  arbeiten  kann,  als 
in  ihren  jungen  Jahren. 

Geringer  noch  als  der  Verdienst  der  bezeichneten  Nähe- 
rinnen ist  der  jener  Heimarbeiterinnen,  welche  erst  durch  Ver- 
mittel ung  des  Zwischenmeisters  Arbeit  erhalten.  Eine  solche 
Arbeiterin  z.  B.  erhält  Aibeit  von  einem  isehenmeister  für 
Kngrosgesehilfte.  Sie  näht  Kinderuuterlinsr  n  für  1,30  — 1  ,r>0  . 
das  Dutzend,  Naehtröcke  und  Nachthauben  und  verdient  7,5U 
bis  9  M  in  der  \\'oelie  bei  etwa  l3stiindiger  Arbeitszeit.  Es 
kommen  uaiürlich  auch  liier  Ausnahmefälle  vor,  iu  denen 
Frauen,  die  besonders  geschickt  und  fleifsig  sind,  mehr  ver- 
dienen.  So  wurde  mir  erzählt,  dafs  eine  solche  Fran,  die  mit 
Hülfe  ihrer  vierzehnjährigen  Tochter  filr  einen  Zwischen- 
meister  näht,  trotzdem  sie  eine  grofse  Wirtschaft  hat,  es  bis 
KU  28  M  Wochenverdienst  bringt.  Die  von  ihrem  Zwischen- 
meister beseliiifti^ten  Heimarbeiterinnen  erhalten  auf  2^  etwa 
15  ^  weniger  Lohn  aU  dieser. 
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Gehen  wir  nunmehr  zu  den  Löhnen  der  Heimarljoiterinnen 
tur  die  Fabrikation  über,  so  müssen  wir  unter  ihnen  3  Gruppen 
unterscheiden : 

1.  solche,  die  Kragen  und  Manöchetten  nähen,  fa^t  aus- 
bchliefölich  iruiierc  Fabrikarbeiterinnen, 

2.  solche,  die  Gegenstände  nähen,  welche  in  der  Fabrik, 
fUr  die  sie  liefern,  gar  nicht  oder  sehr  wenig  gearbeitet  wer- 
den, als  Chemisettes,  Senriteurs^  Einsätze.  Sie  brauchen  nicht 
in  der  Fabrik  gelernt  zu  haben,  und  wir  haben  es  hier  meist 
mit  kleinen  Zwischenmeisterimien  oder  von  diesen  abhängigen 
Heimarbeiterinnen  zu  thun; 

3.  Han^l-  und  Maschinenknopflochnäherinnen,  auch  diese 
vielfach  abhängig  von  Arbeitsstuben. 

Die  Arbeiterinnen  der  ersten  Gruppe  erhalten  von  einigen 
i  abrikanten  dieselben,  von  anderen  etwas  geringere  Lohnsätze, 
wie  die  Fabrikarbeiterinnen,  doch  wird  ihnen,  falls  es  nicht 
besonders  tüchtige  sind,  geringere  Arbeit  gegeben,  so  dals 
selbst  da,  wo.  die  Sätze  den  in  der  Fabrik  gezahlten  ent- 
sprechen, die  Heimarbeiterinnen  doch  einen  schlechteren  Ver- 
dienst haben.  Bevorzugt  werden  solche  Arbeiterinnen,  die 
irtlher  in  derselben  Fabrik  gearbeitet  haben  und  mit  der  Eigen- 
art von  deren  Arbeit  vertraut  sind.  Ihr  Verdienst  ist  daher, 
falls  ihre  Arbeitszeit  nicht  durch  Wirtschaft  und  Familiensorgen 
beschrilnkter  ist,  annähernd  der  gleiche,  wie  der  der  Fabrik- 
arl)eiterinnen.  Wie  dieser  ist  er  verschieden  nach  dem  Ge- 
schäftsprincip  der  Fabrik,  je  nachdem,  ob  gute  iirbeit  oder 
„Sühundarbeit**  verlangt  wird.  Eüne  Fabrik,  die  dem  letzteren 
Grundsatze  huldigt,  zahlt  z.  B.  für  Umlegekragen  geringster 
Sorte  20  4^  pro  Dutzend,  fOr  Hohlsäume,  die  neueraings  fUr 
Damenwäsche  aufgf  k  imen  sind  und  eine  komplizierte  Arbeit 
darstellen,  4  pro  Meter.  Es  ist  nicht  zu  verwundern,  wenn 
eine  hiermit  hesenäftigte  Arbeiterin  und  ihre  17  jährige  Tochter, 
die  vorrichtet  uriil  auch  beim  Nähen  hilft,  bei  17  stündiger  Ar- 
beitszeit zusammen  in  der  Saison  12 — 14  verdienen.  Die- 
selben Arbeiterinnen  sind  aber  10 — 12  Wochen  lang  so  gut 
wie  arbeitslos!  Eine  sehr  tüchtige  «ältere  Näherin  hingegen, 
welche  für  eine  solide  Fabrik  arbeitet,  erreicht  bei  nicht  ganz 
12  stündiger  Arbeitszeit  15  w()cbentlich  und  ist  das  ganze 
Jahr  hindurch  beschäftigt.  Diese  beiden  Fälle  stellen  etwa 
die  Extreme  dar.  Im  Durchschnitt  verdienen  Heimarbeite- 
rinnen, die  unverheiratet  oder  auch  sonst  in  ihrer  Zeit  wenig 
beschrilnkt  sind  und  für  bessere  Fabriken  arbeiten,  10—14  J$, 
Geringer  ist  der  Verdienst  natiiiiich  bei  Frau«^n,  die  durch 
kleine  Kinder  in  Anspi-ueli  genommen  werden,  oder,  wt'il  sie  bei 
gutem  Verdienst  des  Mannes  weni^iT  darauf  angewiesen  sind, 
nur  () — 8  Stunden  um  Tage  arbeiten.  Sie  verdienen  höchstens 
5  bis  0  wöchentlich. 

Die  Arbeiterinnen  der  zweiten  Qruppe,  soweit  sie  selbst- 
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ständig  sind,  habeu  etwa  denselben  Verdienst ^  z.  B.  eaie  Ober- 
hcmdennäherin,  die  für  eine  kleinere  Fabrik  arbeitet,  erhält 
für  datt  Dtttsend  2,75^5,75  und  stellt  je  nach  der  Sorte 
—  bei  68tttndiger  Arbeitszeit  —  tfiglich  3 — 6  Stück  fertig. 

Sie  berechnet  iiiren  durchschnittliehen  Wochenverdienst  auf 

5 —  6  J6j  den  in  der  Saison  auf  9  J6.  Eine  andere  erhält  für 
das  Dutzend  Hemdeneinsätze  30 — 50  und  kann  in  12  Stunden 
Arbeitszeit  6  Dutzend  herstellen.  In  den  meisten  Fällen  aber 
wird  diese  Arbeit  an  Zwischenmeister  und  durch  deren  Ver- 
mittel ung  zum  Teil  an  Heimarbeiterinnen  gegeben.  Diese 
liabeii  sieh  gewolmlieli  mit  dem  Zusammensetzen  der  Chemi- 
settes, Oberhemden  etc.  zu  befassen,  während  der  lvumi>t"  ia 
der  Nähstube  des  Zwischenmeisters  gefertigt  wird.  Der  Ver- 
dienst dieser  Heimarbeiterinnen  aus  zweiter  Hand  ist  ein  ge- 
ringerer als  der  der  anderen.  Jedoch  der  Unterschied  ist  nicht 
sehr  grofsy  Wfil  der  Fabrikant  dem  Zwischenmeister  für  Ar- 
tikel)  die  er  selbst  in  der  Fabrik  gar  nicht  herstellt,  Terhäit' 
nismäfsig  bessere  Lohnsätze  zahlt  als  für  Artikel,  die  er 
schlimmsten  falls  aueh  selbst  niaehen  lassen  kann. 

Von  Isäherinnen,  die  für  eine  grofse  Arbeitsstube  Chemi* 
setles  zusammensetzen,  das  Dutzend  für  55  stellt  die  eine, 
welche  als  Mädchen  in  der  Fabrik  Ib  ^/i  verdient  hat,  also 
eine  tüchtige  Arbeiterin  sein  mufs,  jetzt,  da  sie  verheiratet  ist 
und  fUr  ein  kleines  Rind  zu  sorgen  ha^  bei  etwa  9  ständiger 
Arbeit  1 — 3  Dutzend  her  und  verdient  durchschnittlich  in  der 
Woche  5  Ji.  Eine  andere  hingegen,  welche  mir  allerdings 
vom  Zwischenmeister  als  besonders  tüchtig  bezeichnet  war, 
eine  kinderlose  Frau,  stellt  von  derselben  Sorte  Chemisettes 
bei  nur  8\  ^  Stunden  Arbeitszeit  5  Dutzend  her  und  hat  einen 
WochenverdiiMist  von  12 — 15  ^M.  Im  Jahre  1893  hat  sie  ein 
Jahreseinkummeu  von  730  frehabt.  Dem  Normalfalle  ent- 
spricht aber  weit  mehr  da^  erste  Beispiel.  Z.  B.  kann  eine 
dritte  Frau,  welche  dieselbe  Arbeit  verrichtet,  aber  Chemisettes 
geringerer  Qualit&t  aus  Schirting  näht,  bei  zehnstdndiger  Ai^ 
beit  nur  4  Dutzend  k  35      fertigstellen,  ihr  Verdienst  beträgt 

6 —  7  -Ä,  im  Winter  aber,  wo  es  stille  Zeit  ist,  weniger.  Leider 
ist  ein  solcher  Verdienst  bei  diesen  Heimarbeiterinnen  wohl 
die  Regel.  Es  leuchtet  ein,  dals  er  für  eine  unverheiratete, 
auf  sich  selbst  angewiesene  Arbeiterin  vollkommen  unzuläng- 
lich ist. 

Etwas  besser,  aueh  wenn  sie  ihre  Arbeit  aus  zweiter  Hand 
empfangen,  stehen  die  Knopfloi  linidieriuneu  da,  wenigstens  so- 
weit sie  miL  l 'r  Maschine  arbeiten.  Für  das  Grofs  Knopf- 
löcher auf  der  Automatenmaschine  wird  bisher  noch  ein  guter 
Lohn  bezahlt,  da  noch  nicht  sehr  viele  diese  neuen  und  teuren 
Maschinen  angeschafft  haben.  So  erhalten  2  Knopflochnähe- 
rinnen, die  ftlr  eine  ArbeitsstulM-  nähen,  40  ^  pro  Grofs.  Die 
eine  verdient  bei  8  stündiger  Arbeitszeit  15      und  hatte,  be* 
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▼or  sie  ihr  jüngstes  Kind  bekam,  20 — ^23  verdient  Die 
andere  berechnet  ihren  Verdienst  auf  12—25  Einef  dritten 
hat  derselbe  Zwischenineister  für  dieselben  Knopflöcher  bereits 

2  pro  GroPs  abgehandelt.  Sie  alle  können  am  Tage  etwa 
8 — 10  Grofs  herstellen.  Für  die  Verliilltnisse  der  Näherinnen 
sind  diese  Löhne  so  hoch,  dala  sich  einzelne  in  der  Lage  sehen, 
sich  durch  Halten  einer  Arbeiterin  zu  entlasten.  Eine  solehe 
Hült'sarl>eiterin  erhält  z.  B.  von  einer  Heimarbeiterin  23 
i)ro  Grofs  und  verdient  mit  diesem  Lohnsatz  8  wöchentlich. 
Hier  geht  also  das  Material  vom  Fabrikanten  znr  Nähstube, 
der  Inhaber  dieser  giebt  die  bis  auf  die  Knopflöcher  fertig- 
genähten Kragen  der  Knopflochnäherin  und  niese  giebt  sie 
ihrer  Htüfsarbeiterin  zum  Nähen.  In  diesem  System  giebt  es 
aber  eine  Person,  die  einen  nur  sehr  geringen  Verdienst  an 
den  Knopflöchern  hat,  das  ist  der  Inhaber  der  Nähstube.  Er 
kann  nieht  viel  weni^^er  bezahlen,  als  es  der  Fabrikant  thut, 
dieser  ait  i  Ijezahlt  50,  47,  45  auch  40  pro  Grof??.  Die 
vom  Fabrikanten  unmittelbar  beschäftigten  lieimarbeitcrinneu 
haben  daher  kaum  einen  hölieren  Verdienst.  Eine  solche  ge- 
übte Automatenknopflochnäherin  erreicht  in  der  Saison  einen 
Verdienst  von  18—20  und  darttber,  mit  Einrechnung  der 
flauen  Zeiten  mindestens  15  *M,  Doch  werden  diese  Arbeite- 
rinnen meist  ziemlich  ro^^ehnäfsig  beschäftigt,  so  dafs  z.  B. 
eine  junge  und  kräftige  Niilierin,  die  andauernd  Arbeit  ha^ 
im  Jahresdurchschnitt  24  Ji  wöchentlich  verdient.  Zur  Ar- 
beit an  den  Automaten nu^schinen  gehört  aber  eine  c:ewis.se 
K«»r]jt'rkraft.  Es  begegnete  mir  daher  der  Fall,  dafs  eine 
Frau ,  der  das  andauernde  t  reten  der  Maschine  zu  schwer 
wurde,  ihren  Mann  anlernte,  und  dals  nun  die  beiden  Gatten 
schichtweise,  der  Mann  von  4  Uhr  frilh  bis  VsO  Uhr  abends 
mit  nur  kleinen  Unterbrechungen,  welche  die  Frau  ausfüllt^ 
die  Frau  im  Übrigen  Yon  ^/99  bis  Uhr  nachts  arbeiten. 
Sie  verdienen  dabei  in  der  flotten  Zeit  35 — 36  im  Jahres- 
durchschnitt, wie  sie  behaupten,  nicht  mehr  als  14 — 15 
wöchentlich.  Von  Knopflochnähstuben  aus  werden  Ileimar- 
b'  itorinnen  an  Automatenmaschinen,  soviel  mir  bekannt 
wordon,  nieht  bcsehäftigt.  Denn  deren  Inhaber  haben  s(;lbst 
die  für  ihren  Bedarf  genügende  Anzahl  solcher  Maschinen. 

Nun  ist  aber  durch  die  Automatenmaschine  die  ältere 
Konstruktion  der  Knopflochmaschine  durchaus  nicht  ganz  ver- 
drängt worden,  denn  die  von  der  ersteren  gearbeiteten  Knopf- 
löcher stehen  an  Haltbarkeit  und  gutem  Aussehen  weit  hinter 
denen  der  zweinadligen  Maschine  zurück.  Obgleich  daher  die 
Arbeit  der  letzteren  viel  teurc^r  ist,  weil  sie  noch  der  Er- 
gänzung durch  Handarbeit  bedarf,  ist  sie  doch  noeh  unent- 
behrlich. Die  Arbeit  roit  der  zweinadligen  Maschine  ist  immer- 
hin zurück^edriingt  und  scheint  sich  aufserhalb  der  Fal)rik 
mehr  und  mehr  auf  die  Arbeitsstuben  zu  beschränken.  Alle 
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Heimarbeiterinnen,  welche  sich  selbständig  machen,  schaffen 
.sich  jetzt  die  Automatenmaöchine  an  und  auch  die,  welche 
noch  eine  ältere  Maschine  besitzen ,  suchen  aufserdeni  eine 
neue  zu  erwerben.  Der  Grund  liegt  in  den  noch  zienilieh 
hohen  Löhnen  für  Automatenarbeit  eiuerbeits,  den  sinkenden 
fUr  zweinadlige  andererseits. 

Es  ist  mir  nur  gelangen,  die  Angaben  einer  einzigen 
Heimarbeiterin,  welche  an  einer  zweinadligen  Ma  i  hine  näbt, 
zu  erhalten.  Dieselbe  bekommt  für  das  Gruls  Knopflöcher 
60 — 80  kann  an  einem  Tage  bis  zu  5  Grofs  fertig  stellen 
und  verdi(  nt  in  stillen  Zeiten  9 — 12,  in  der  Sai.son  12—15  J(. 
Der  übliche  8atz  für  das  Grofs  ist  etwa  75  Hiervon  liat 

aber  die  Näherin  auch  die  nötij^^e  Handnaherei  entweder  selbst 
zu  leifcten,  oder,  wie  diea  ilblicli,  an  eine  Knopflochverriegrlerin 
weiter  zu  vergeben.  Dies  thun  vor  allem  die  Fabriken  und 
Knopflochnähstuben, 

In  den  Verrieglerinnen  begegnen  wir  den  ersten  Hand- 
näherinnen, und  es  sind  bei  ihnen  die  unseligen  Folgen  der 
Konkurrenz  der  Maschinen-  mit  der  Handarbeit  eingetreten, 
trotzdem  die  Arbeit  der  Automatenmaschine  eine  schlechtere 
ist  als  die  ihre  und  sie  nicht  ^^m?:  ersetzen  kann.  Aber  der 
Bedarf  nach  ihrer  Arbeit  ist  ge.sunkrn,  indem  alle  schlechteren 
Sorten  —  und  h  ider  haben  diese  (luaiUitativ  das  Übergewicht 
—  jetzt  der  Autonnitenarbeit  zufallen  Die  Masehinennfthe- 
rinnen  konnten  sich  dem  veränderten  liedari"  aupiissen  durch 
die  kostspielige,  aber  doch  lohnende  Anschaffung  der  Knopf- 
lochmascnine.  Die  Verrieglerin  aber,  wie  die  meisten  Heim- 
arbeiterinnen, schon  über  die  erste  Jugend  hinaus,  konnte  nicht 
noch  anfangen,  Maschinennähen  zu  lernen,  und  hatte  so  viel 
auch  früher  nicht  erworben,  um  von  ihren  Ersparnissen  eine 
MaBchinp  anschaffen  zu  krtnnen.  Sin  s;di  sich  nach  dem  Ein- 
dringen der  Autoniatenmaschine  mehr  nnd  mehr  der  Arbeits- 
gelegeniicit  beraubt  und  infolge  des  zu  {^^rulsien  Angebots  an 
ArbeiUskräitcn  ^^czwungen,  einen  immer  ^^cringeren  Lohnsatz 
zu  bewilligen.  Für  15 — 16  A  muls  sie  heute  1  Grofs  Kuuuf- 
löcher  verriegeln.  £ine  soläe  Verrieglerin  verdient  k.  0. 
3  M  bis  3,60  wöchentlich  in  der  Zeit,  in  der  sie  Arbeit 
hat!  Eine  andere,  schon  GOjtthrige  Frau  verri^elte  mit  ihrer 
Tochter  Knopflöcher.  An  zwei  Grofs  mufsten  Mutter  und 
Tochter  über  einr^n  lialben  Tag  anhaltend  nähen.  Infolge  der 
anstrengenden  Arbeit  wurde  die  Tochter  brusth  idend  und  starb. 
•Seitdem  liat  sieh  die  Mutter  auf  das  Näle-n  von  Sduirzen  ge- 
legt.  woljri  sie  bisher  kaum  mehr  verdient.  Es  sei  hier  die 
Bemerkung  angekmipit,  dafs  das  Verriegeln  eine  sehr  an- 
strengende Arbeit  ist.  Eine  Zwisehenmeisterin  versicherte 
mir,  es  sei  anstrengender,  für  50  zu  verriegeln,  als  für 
%  Jk  9Xi  der  Knopflochmascbine  zu  nähen. 

Wir  haben  endlich  noch  eine  vierte  Gruppe  anter  den 
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Knopflochnüherinnen  zu  betrachten,  die  Handnäherinnen.  Ihnen 
geht  es  fthnlich  wie  den  Venrieglerinnen,  sie  müssen  zu  wahren 
SpottiOhnen  ihre  Arbeitskraft  anbieten,  um  nur  Arbeit  zu  be- 
kommen. Für  3  Dutzend  Handknopflöcher  bezahlt  der  Fabri- 
kant 25 — 35  Etwas  besser  werden  solche  für  Damenwäsche 
bezahlt.  Für  diese  erhält  z.  B.  eine  Handniiherin  vom  Zwischen- 
meister 25  4  V^^  2  Dutzend.  Sie  stellt  3  -  5  Dutzend  am 
Tao^e  fertig  uinl  verdient  in  stillen  Zeiten  2—4  in  der 
8aison  5  wüclientlich.  Dieae  Falle  zeigen,  wie  weit  .sich 
der  Lohn  herabdrücken  läfst  bei  Arbeiterinnen,  welche  im 
Normalfalle,  d.  i.  hier,  wenn  der  Mann  miterwirbt,  auf  diesen 
Lohn  nicht  als  auf  die  einsige  Erwerbsquelle  angewiesen  sind. 

Auch  für  die  von  (b  n  Fabriken  unmittelbar  und  mittelbar 
beschäftigten  Heimarbeiterinnen  sind  die  Löhne  seit  etwa  1880 
beträchtlich  gefallen.  Die  Ältestenberichte  aus  dem  Anfang 
der  80er  Jahre  wissen  alle  von  Lohnrerlnktionen,  insbesondere 
in  dyr  Hausindustrie,  zu  berichten.^  Hude  der  80er  Jahi  f  trat 
ein  kurzer  Stillstand  ein,  seit  1891  aber,  mit  dem  indusu  ielieu 
Niedergang,  gingen  auch  die  Löhne  zurück.  Wie  grofs  der 
Rückgang  ist,  zeigt  folgendes  Beispiel: 

Ende  der  60er  Jahre  kurz  nach  Begründung  der  Fabriken 
wurde  für  ein  Dutzend  guter  Kragen  1)50  Ji,  für  die  geringste 
Sorte  75  gezahlt  Der  durchschnittliche  Verdienst  einer 
Heimarbeiterin  betrug  über  20  Jetzt  schwanken  die  Sätze 
für  Kragen  zwischen  70  und  20  Bei  dieser  enormen  Diffe- 
renz ist  allerdings  zu  berücksii  litii^^en.  dafs  bei  Begründung  der 
Industrie  die  Arbeitskräfte  erst  herangezogen  werden  mufsten, 
dafs  damals  auch  der  Anteil  der  Handarbeit  noch  ein  gröfserer 
war  als  heute.  Trotzdem  bleibt  aber  der  Uniersehied  noch 
||rofs  genug.  In  noch  stärkerem  Grade  sind  die  Löhne  für 
die  Kttopflocharbeit  gefallen >  Auch  die  hohen  Sätze  für  die 
Atttomatennftherei  sind  mit  der  wachsenden  Verbreitung  dieser 
Maschine  in  raschem  Sinken  begriffen.  Noch  Anfang  1S94 
war  der  üblielie  Satz  50  4  P^o  Grefe  und  fiel  in  einem  Jahre 
auf  40  4  und  38  /t^  1 

Wie  das  Sinken  des  Lohnes  im  einzelnen  vor  sich  ge- 
uaiiK''"'  darüber  sei  auf  di*'  Bespreehuncr  der  Fabriklöhne  ver- 
wiesen. Ist  auch  (\ov  Loliii  dvv  ileimarbciteriinien  stets  früher 
und  rascher  gesunken  als  der  der  Fabrikuiiherinnen,  so  ist 
die  Bewegung  iui  ganzen  doch  eine  parallele. 

Bei  Besprechung  der  Lohnverhältnisse  der  Heimarbeiter- 
innen mufste  bereits  wiederholt  auf  die  Arbeitszeit  Bezug  ge- 
nommen werden.  Denn  da  sie  nicht»  wie  in  den  Fabriken, 
eine  einheitliche  ist,  so  hängt  von  ilirer  Ausdehnung  der  Ver- 
dienst der  Arbeiterinnen  in  hohem  Grcade  ab.  Nicht,  dafs  die 
Hobe  des  Verdienstes  mit  der  Länge  der  Arbeitszeit  parallel 
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ginge.  Gerade  bei  den  tüclitigsten  Arbeiterinnen  mit  dem 
besten  Verdienst  habe  ich  nicht  die  Uingsteii  Arbeitszeiten 
gefinidfn,  sondern  diese  schienen  meist  nur  da  möglich  zu 
sein,  wo  (Ue  Qualität  der  Arbeit  eine  geringe  ist.  Allein, 
einen  bicheren  Seiiluli»  nach  di«*.scr  iuehtung  zu  ziehen,  ist  bei 
der  verhältnismärsig  geringen  Zahl  vuii  Fällen,  die  zu  belioachten 
möglich  war,  nicht  angängig.  Es  kommt  hinzu,  dafa  viele 
Arbeiterinnen  eine  präcise  Antwort  auf  die  Frage  nach  ihrer 
Arbeitszeit  gar  nicht  geben  können,  weil  diese  zu  verschieden 
an  den  einzelnen  Tagen  ist  und  zu  oft  unberechenbare  Unter- 
brechungen erleidet.  Auch  ist  nicht  zu  vergessen,  dafs  die 
physische  Anspannung  einer  Frau,  die  eine  grofse  Anzahl 
Kinder,  vielleicht  Sehlafstellenmioter,  Kost^o'iiiger  und  ilire 
Wirtschaft  zu  besorgen  hat,  auch  bei  kleiner  Arbeitszeit 
ebenso  ^ofs  sein  kann,  als  die  einer  von  solchen  Be- 
schäftigungen freieren  Arbeiterin  bei  längerer  Arbeitszeit,  so 
dafs  ein  unbedingter  Schlufs  von  der  Länge  der  Arbeitszeit 
auf  Intensität  und  Qualität  der  Arbeit  bei  Heimarbeiterinnen 
gar  nicht  zu  ziehen  ist  Für  die  vorkommenden  Arbeitszeiten 
mögen  die  schon  angeftihrten  Beispiele  genügen,  in  welchen 
dieselben  regclmäfsig  mit  Abzug  aer  Pausen  angegeben  sind. 
Eine  einheitliehe  Gewohnheit  in  der  Reinessung  der  Zeit,  in 
Anfang,  Ende  oder  Pausen,  ist,  wie  gesagt,  nicht  festzustellen. 
Die  Nacht  nur  insofern  eine  Grenze,  als  naeh  Möglichkeit 
das  Tae^eslii-ht  ausgenutzt,  im  Sommer  also  sehr  früh  bi'gonneu 
wird,  uml  als  luaeh  11  Uhr  die  Xaehbarn  und  Uberwohner 
gegen  das  Rassehl  der  Maschine  zu  protestieren  pflegen.  Dann 
aber  kann  das  Vorrichten  oder  Nähen  mit  der  Hand  noch 
ungestört  seinen  Fortgang  nehmen. 

Bei  Betrachtung  der  Arbeitszeit  ist  die  Zeit,  welche  das 
Abliefern  der  Ware  beansprucht,  nicht  aufser  Acht  zu  lassen.  Es 
ist  das  ein  alter  Besch werdepunkt  in  allen  Tlansindustrien, 
Besonders  gilt  er  für  die  vom  Engrosgesehäft  beschäftigten 
Fraiu*n.  Meist  haben  sie  an  und  ftir  sich  schon  einen  sehr 
weiten  ^^  e^-  und  bei  ilirer  kostbaren  Zeit  ist  ein  tägliches 
Warten  von  1—2  »Stunden,  wie  es  häufig  vorkommen  soll,  ein 
nicht  zu  ersetzender  Verlust.  Darum  schicken  viele  ihre 
Kinder  oder  Laufburschen  ins  Geschäft,  fUr  andere  ist  es  aber 
ein  Grund,  die  Arbeft  direkt  fUr  das  Geschäft  aufzugeben  und 
sich  an  einen  Zwischenmeister  zu  wenden.  Oft  könnte  bei 
einigem  guten  Willen  des  Verlegers  ein  längeres  Warten  ver- 
mieden werden;  oft  allerdings  wäre  dazu  die  Einstellung  von 
mehr  Arbeitskrilften  erforderlich.  Der  Weg  zum  Abliefern  ist 
für  keine  Heimarbeiterin  angenehm ,  denn  es  ist  damit  die 
Kontrolle  der  Arbeit  durch  die  abnehmende  Directrice  ver- 
bunden. Wieviel  hierbei  von  deren  Gunst  oder  Ungunst  ab- 
hängt, war  schon  hervorgehoben.  Werden  die  Nähte  schlecht 
befundet),  so  werden  sie  zertrennt  und  zu  nochmaligem  Nähen 
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vergeben.  Ist  durch  schlechte  Arbeit  oder  iigend  einen  Zufall 
der  Stoflf  verdorben,  80  wird  sein  Wert  der  Arbeiterin  vom 
Lohn  abg"ezf)^en. 

Endlich  ist  noch  l  in  Umstand  zu  biTiicksichtigen,  der  die 
Verdienste,  wie  me  ])i  r  ang<'geben  sind,  noch  verkiiizt. 
Die  Näherin  muf«>  von  ilnem  Lohne  nicht  nur  die  Kosten  iVu 
die  Instandhaltung  ihrer  Maschine,  Beleuchtung  und  Heizung 
ihres  Arbeitsranms  tragen,  sondern  auch  das  nötige  Kähgam 
selbst  beschaffen. 

Der  Grund  dafUr,  dafs  der  Verleger  den  Näherinnen  das 
Garn  nicht  ebenso  wie  den  Stoff  liefert,  ist  die  Unmöglichkeit, 
etwaige  Veruntreuungen  drssrlben  zu  kontn)lIieren.  Wo  die 
Näherin  das  Garn  kauft,  ist  ihr  nicht  vorgesehrieben ;  nur  die 
besseren  Fabriken  und  Detailgeschäfte  verlangen,  dals  es  die 
A»*beiterin  von  ihnen  entnimmt,  um  eine  Gewähr  datiir  zu 
haben,  daf»  ihre  Ware  mit  gutem  Garn  genaht  ist,  und  die 
Directrice  prüft  bei  Abnahme  der  Arbeit  genau  nach,  ob  auch 
die  vorgeschriebene^  Gamsorte  verwandt  ist.  Dafs  die 
Näherinnen  frtther  oft  überteuert  worden  sind,  wird  noch 
weiter  unten  seine  Erwähnung  finden. 

Die  wttehentliche  Ausgabe  der  Arbeiterinnen  ftir  Nadeln, 
Garn  und  Maschinenöl  beträgt  Ijei  gewöhnlichen  Nuh^rinncn 
1  ^  bis  1,50  ./^,  Ihm  Knopflochnäherinnen  mit  Automaten- 
masehine  etwa  2  ./'',   init  der  Hand  20  bis  25  Es  macht 

dies  einen  recht  beträchtlichen  Teil  ihres  Lohnes  «aus. 

Die  Anschaffung  der  Nähmaschine  ist  die  kostspieligste 
Ausgabe,  die  die  Näherin  im  Interesse  des  Verlegers  zu  macheu 
hat.  Bei  Barzahlung  kostet  die  Maschine  80—90,  bei  Ab- 
zahlung 90 — 100  Dazu  kommen  die  im  I/aufe  der  Jahre 
notwendigen  Ausgaben  für  Reparaturen.  Weit  teurer  sind, 
wie  schon  erwühnt,  die  Knopflochma^ichinen, 

Bisher  haben  wir  nichts  in  Betracht  gezogen,  als  die  ein- 
zelnen Arbeitsbedingunfz^en ;  sehen  wir  uns  nun  die  Menschen 
an,  die  unter  ihnen  nicht  nur  arbeiten,  sondern  auch  lebend 

Ein  Teil  der  Heimarbeiterinnen  geht  fast  ausnahmslos 
aus  den  Falaikniilierinnen  hervor,  die  von  den  Fabriken  ver- 
legten Arbeiterinnen.  Es  sind  dies  meist  solche,  die  durch 
ihre  Verheiratung  aus  der  Fabrik  geschieden  sind  und  in  der 
ersten  Zeit  vielleicht  gar  nicht  arbeiten,  weil  der  Verdienst 
des  Mannes  fUr  beide  Glatten  ausreieht.  Wird  aber  die  Ehe 
mit  Kindern  gesegnet,  sn  kann  der  Nebenverdienst  doch  nicht 
entbehrt  werden.  In  die  Fabrik  zu  gehen,  daran  kann  und 
will  die  Frau  in  den  meisten  Fnlh  n  nicht  denken.  Da  findet 
sie  willkommenen  Ersatz  in  der  Heimarbeit.  Zuerst  nur  in 
einigen  freien  Stunden  als  Nebenbeschäftigung  betrieben,  wird 


*  Einen  L'berblick  gewährt  die  Tabelle  IV,  welche  das  Ergebui«  der 
echou  mehrfach  erwfthnt«D  schriftlichen  Umfrage  dar»t«ltt. 
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diese,  je  mehr  Kinderzalil  und  Haushalt  wachsen,  ohne  dafs 
des  Mannes  Einkommen  zuninunt.  immer  mehr  zu  einer  der 
HaupteinkoHiinen.s(juelh'n  der  Faniih'e. 

Die  für  die  „Kont'ektioir'  arbeiteiideii  iieimarheiteriiinen 
^ehen  entweder  aus  den  Näbstnben  hervor,  oder  aber,  und  es 
18t  das  ein  ansehnlicher  Bruchteil,  sie  entstammen  anderen 
Berufen,  in  denen  sie  nicht  gut  fortkommen,  oder  die  sie  als 
Frauen  hausindustriell  nicht  ausüben  konnten. 

Einen  grofsen  Prozentsatz  stellen  hier  die  anderen  mit 
der  Nadel  und  Nähmaschine  arbeitenden  Geworhc,  wie 
Schneiderei,  Damen-  und  Mlintelkonfektion.  Insbesondere  von 
und  zu  dieser  Konfektion  findet  ein  ständiger  Zu-  und  Abflufs 
von  Arbeitskräften  statt.  Derselbe  würde  noch  gröfser  sein, 
wenn  nicht  iur  Wäschenäherei  die  \V  heeler  &  Wilson- Maschine 
bevorzugt  würde,  welche  f\Xr  andere  Näherinnen  weniger 
praktisch  ist  Natürlich  ist,  dafs  diese  Arbeiterinnen,  die 
nicht  schon  von  Jugend  auf  ihre  Arbeit  gelernt  und  sich 
darin  eingewohnt  haben,  selten  dasselbe  erreichen  können,  wie 
geübte  Wäschenäherinnen,  insbesondere  nicht  in  feinerer 
Arbeit.  So  strömen  sie  den  Engi'osgeschäften  als  Arbeiterinnen 
zu  und  übernehmen  nur  die  gröbste  Arbeit.  Die  gcriTiL'" 
Leistun<^^sf;iliink»jit  dieser  Arbeiterinnen  ist  zugleich  Ursache 
und  \\  irkun;^^  der  niederen  Löhne. 

Wo  die  Arbeit  alleinige  Erwerbsc^uelle  ist,  wie  bei  den 
unverheirateten  und  verwitweten  Arbeiterinnen,  da  pflegt  sie 
intensiver  botrieben  zu  werden,  also  auch  einen  etwas  höheren 
Verdienst  abzuwerfen  als  bei  der  Frau  eines  selbst  tbätigen 
Arbeiters,  Doch  ist  die  ledige  Arlu  iti  riii  wieder  im  Vorteil 
vor  der  kinderreichen  Witwe,  die  FraxL  mit  wenigen  Kindern 
vor  der  mit  vielen. 

Die  ledigen  Heimarbeiterinnen  sind  nur  selt-^i  allein- 
stehende Mftdchen,  denn  sie  müssen  ihre  Nähmasclnne  in  ihrer 
eierenen  Wohnung  aufstellen,  eine  Schlafstelle  genügt  ihuen 
nicht.  Sie  wohnen  daher  meist  bei  ihren  Eltern  oder  mit 
Schwestern  zusammen  und  nehmen  an  deren  Haushalt  g^en 
ein  bestimmtes  Kostgeld  und  einen  Beitrag  zur  Miete  l^il. 
Die  übliche  Höhe  des  Kostgelds  beträgt  5—6  J$  wöchentlich, 
die  des  Wohnungsbeitrages  5 — 6  monatlich. 

Im  Jahre  würde  eine  ledige  Arbeiterin  für  Kost  und 
Miete  320—380  ausgeben  und  bei  einem  Verdienst  von 
500  Ji  120—180  erübrigen,  womit  sie  ihre  Ausgaben  für 
Abzahluni^  und  Instandhaltung  der  Maschine,  für  Kleidung 
und  ihre  sonstigen  Bedürfnisse  bestreiten  müfste. 

Viel  ungünstiger  gestellt  sind  die  alleinstehenden  F rauen, 
die  eine  eigene  Wohnung  haben.  Obwohl  sie  meist  au  den 
Weichbildgrenzen  oder  in  den  Vororten  wohnen,  sind  die 
Mietspreise^  doch  ziemlich  hoch.  Unter  200  Jt  ist  ee  kaum 
möglich,  eine  Stube  mit  KOche  zu  erhalten;  den  Luxus  von 
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zwei  Stuben  können  sich  diesf^  Fraueii  nntnrUcli  nicht  gönnen, 
auch  nicht  bei  noch  so  p:rofscr  Kinticrzahl,  wenn  sie  nicht 
aus  (lein  Zimmer-  oder  Schhifaitcllen vermieten  üich  eine  Nebcn- 
einkanii  verschHllen.  Aber  auch  hierfür  genügen  ein  Zimmer 
und  Küche,  weil  die  Vermieterin  dann  mit  ihren  Kindern  in 
der  Kttche  schläft  Fehlt  solcher  Nebenverdienst  oder  fehlt 
es  an  Mietern,  so  sind  diese  Frauen  leicht  dem  bittersten 
Elend  ausgesetzt;  denn  mit  einem  Wochenverdii nst  von  8 
ist  es  kaum  möglich,  die  eigene  Person,  geschweige  denn  noch 
Kinder  zu  erhalten.  Sind  hier  nicht  erwachsene  Kinder  vor- 
handen, welche  die  Mutter  nnterstiitzon,  so  kann  diese  ohne 
t'remcle  Hülfe  nicht  bestehen,  sie  verfällt  der  Wohlthfltigkeit 
oder  Armenpflege,  wenn  bie  nicht  zn  dem  traurigsten  Mittel 
greift,  welches  der  Frau  mehr  zum  Leben  gewährt  als  ehr- 
liche Arbeit,  der  Prostitution. 

Die  Lebenshaltang  der  verheirateten  Arbeiterin  richtet 
•ich  natttrlich  weniger  nach  Ihrem  als  nach  dem  Einkommen 
ihres  Mannes  nnd  d'-r  Gröfse  ihrer  Familie.  Die  Männer  ge- 
hören in  der  Regel  dem  l)e,sseren  Arbeiter-  oder  Handwerker- 
stande an,  Ist  die  Familie  nicht  allzu  grofs,  und  hat  der 
Mann  sein  gutes  Einkommen  so  kann  hier  in  Fnlj^re  des  Zu- 
sclin^ses  dnreh  rlio  Arbeit  der  Frau  eine  gewisse  Behäbigkeit 
erreicht  werden.  Allein  dieser  guten  stehen  doch  sehr  grofse 
Sehiittenfieiten  p:ee:eniiber.  Die  Frau,  welche  den  ganzen  Tag 
an  der  Nahmascliiuc  arbeitet,  kann,  wenn  sie  nur  einen 
einigermafsen  erheblichen  Verdienst  machen  will»  sich  tun  die 
Erziehung  ihrer  Kinder,  um  haushälterische  Wirtschaft,  um 
das  Ausgestalten  ihres  Heims  zu  einer  behaglichen  Stätte  für 
den  Mann  kaum  bekümmern. 

£s  ist  das  eine  starke  Übertreibung  in  der  Beurteilung 
d^r  weiblichen  TTausindustrie ,  wenn  man  ihr  im  Oeprcnsatze 
zur  Fabrikarbeit  nachrühmt,  sie  erhalte  die  Frau  ihrer  Familie. 
Gewifs  kann  nicht  geleugnet  werden,  dafs,  solan^^e  die  Kinder 
panz  klt  iii  sind,  die  Heimarbeiterin  sich  ihnen  mehr  widmen 
kauu,  wie  die  Fabrikarbeiterin.  Sind  sie  aber  aus  dem  zartesten 
Alter  heraus,  so  werden  sie  der  Obhut  ihrer  wenig  älteren 
Gkscbwister  überlassen,  und  der  arbeitenden  Frau  ist  jede 
Störung  durch  ihre  Kinder  lästig.  Nimmt  sie  es  aber  ernst 
mit  ihren  Mutterj)flichten  und  widmet  am  Tage  möglichst 
viele  Zeit  ihren  Kindern,  so  untei^gräbt  sie  ihre  Gesundheit, 
indem  sie  tief  in  die  Nacht  hinein  arbeitet,  um  das  Versäumte 
nae}i7uhülcn.  Am  erträglichston  siml  rit»-  Verhältnisse  da,  wo 
eine  alte  Mutter  von  den  Eheleuten  autgenonimen  ist,  die  nun 
die  Kinder  und  die  Wirtsciiaft  besorgt.  Ihren  Mutter-  und 
Haubfruuenpdichten  wird  die  Arbeiterin  dadurch  allerdings 
gänzlich  entzogen. 

Ein  Teil  der  Näharbeit,  insbesondere  feinere  Arbeit  für 
die  Konfektion,  wird,  wie  bereis  erwähnt,  durch  Frauen  und 
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Mädchen  auö  den  oberen  Ständen  geliefert.  Es  sind  Frauen 
und  TOcIiter  kleinerer  Beamten,  aber  auch  unversorgte 
Töchter  aus  den  besten  Familien,  welche,  die  letztgenannten 
oft  heimlich  vor  der  Welt^  sich  auf  diese  Weise  einen  Neben- 
verdienst oder  ein  Taschengeld  erwerben.  'Man  hört  oft  die 
Klage,  dafs  durch  solche  Konkurrenz  der  Frauen  aus  den 
oberen  Zehntausend  die  Arl>eitsbedingungen  auch  ttlr  die  der 
unteren  Stände  verschlechtert  wfird(ni.  Dabei  winl  aber^  so- 
weit wenigstens  die  Wä.selitMndiistrir  in  Betracht  koiiniit,  der 
Anteil  jener  Frauen  an  der  Arbeit  doch  wohl  übor.schätzt. 
Endlich  versichern  die  Unternehmer,  dafü  in  den  Arbeiter- 
kreisen sich  nicht  oder  selten  die  genügende  Geschicklichkeit 
und  Leichtigkeit  der  Hand  finde,  welche  für  die  feinste  Arbeit 
notwendig  sei.  Wie  weit  diese  Behauptung  etwa  ein  Ausdruck 
für  die  Thatsache  ist,  dals  die  einfache  Arbeiterin  ftlr  feine 
Arbeit  einen  höheren  Lohn  als  Ersatz  für  Lern-  und  Übungs« 
zeit  beanspruchen  mufs,  als  die  „Salonarbeiterin*,  das  sei 
dahingpstollt. 

Das  Bild,  das  wir  von  dem  Le!)cn  der  Heini.n  in  itcriniR'ii 
und  seinen  Bedingungen  gewonnen  haben ,  ist  k»  in  überaus 
freundliches,  und  die  düsteren  Seiten  überwiegen  darin  bei 
weitem  die  hellen.  Wie  den  besprochenen  Mifsständen  ab- 
zuhelfen, das  wird  in  den  letzten  Abschnitten  eröilert  werden. 


B.  Die  Fabrikarbeit 

Kap.  IX.  1.  Die  Fabrikbeamten  und  Zuschneider. 

Die  Wäschefabriken  gehören  zu  den  wenigen  Fabriken, 
in  denen  die  Beaufsichtigung  der  Arbeit  in  der  Hauptsache 
durch  weibliche  Kräfte  erfolgt   Die  Arbeit  mit  der  Nähnadel 

ist  von  jeher  eine  Domäne  weiblicher  Arbeitskraft  ^^ewesen. 
Doch  finden  sie  Ii  in  den  meisten  Fabriken  auch  ein  oder 
mehrere  männliche  Werkführer,  welche  die  Oberaufsicht 
halK'n.  Moist  ist  es  dann  ein  solcher,  der  die  Arlirit  an  die 
einzelnen  Arbeiter  verteilt  und  die  fertig^^estellten  Stücke  ab- 
nimmt und  auf  ihre  ordnungsniärbige  Ausiührung  prült.  Die 
Directricen  haben  aul'serdem  oft  den  Beruf,  die  Lenrliuge  ein- 
zulernen. Durch  sie  verkehrt  der  Chef  mit  den  Arbeitern, 
sie  haben  die  Arbeitsordnung  zu  handhaben,  und  aH  dag  giebt 
ihnen  den  Arbeitern  gegenüber  eine  Macntstellung,  die  sie 
oft  mifsbi-a liehen. 

In  den  gröfserc  n  Fabriken  rechnet  man  auf  20  bis  25 
Nähorinnen  bezw.  Plätterinnen  eine  Directrice,  und  einen 
Werkiührer  auf  über  100  Arbeiter. 
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nie  Werkführer  erhalten  120—200  Monatsgehalt  oder 
30—40  M  VVoclicriloliti,  die  Gelullter  der  Directricen  öchwanken 
zwischen  75^200  Ji  monatlich  oder  20—50  M  wöchentlich, 
die  Ke^^el  wären  etwa  100  M  monatlich. 

Meiöt  sind  die  Directricen  frühere  Näheiumen  oder 
Plätterinnen,  die  sich  durch  besondere  Tüchtigkeit  herauf- 
gearbeitet miben.  Die  Kühdirectrlcen  sind  zuweilen  gleich- 
zeitig Zuschneiderinnen. 

Wenn  wir  die  Zuschneider  im  selben  Abschnitt  wie  die 
Fabrikbeamten  behandeln,  so  geschieht  das,  w«  il  sie  die  Elite 
der  Arbeiterschaft  in  den  Wäschefabriken  darstellen. 

Sie  sind  die  oinzi<^en  männlichen  Arbeiter  in  der  Fabri- 
kation mit  Au!<nahnie  der  Heizer,  W'asclmiei.ster  und  der  in 
(l'  ii  Fabriken  ohne  Gasplätterei  noch  vorhandenen  Bolzen- 
uiaclier. 

Der  Grund,  dafs  ihre  Arbeit  in  der  Fabrikation  im  Gegen- 
satse  sur  Konfektion  durch  mllnnUche  Krttfte  verrichtet  wird, 
ist,  dafs  es  sich  hier  um  ganz  andere  Quantitäten  handelt  als 

dort,  dafs  zum  Durchschneiden  von  90  Lagen  Stuft*  eine 
physische  Kraft  gehört,  welche  die  Arbeiterin  nicht  besitzt 
oder  doch  nicht  stundenlang  ausüben  kann. 

Jene  06  Laf!ren  entsprechen  2  Dutzend  Krairen ,  deren 
jeder  aus  zwei  La^en  Leinen  und  zwei  Lagen  Baumwollstoff 
heiteht.  So  viel  werden  in  den  Fabriken,  welche  Exportware 
herstellen,  geschnitten,  in  den  Fabriken,  die  feinere  Kragen 
herstellen,  nur  48  Lagen. 

Hemdenzuschneider  durchschneiden  10,  ja  bis  15  Dutzend  d. 
h.  240— 360 Lagen  von  allerdings  glatterem  und  leichterem  Stoffe. 

Die  Zuschneidemaschine  durchschneidet  ebensoviel,  nur 
geht  die  Arbeit  schneller  von  statten. 

Die  Zusclmeider  werden  in  Zeit-  oder  Stücklohn  bezahlt. 
In  der  ersten  Zeit  der  Lidustrie  war  alls?enielTi  nur  Zeitlohn 
und  zwar  in  Form  des  Monats^^ehalts  üblich;  nur  die  gröfste 
Fabrik  bezahlte  von  vornherein  nach  Stücksätzen.  Diese 
Form  liat  sich  alter  m(?hr  und  mehr  eingebürgert  und  erscheint 
den  meisten  Fabrikanten  vorteilhafter. 

Im  allgemeinen  ist  der  Verdienst  der  Zuschneider  zu- 
friedenstellend. Ihre  Zahl  ist  eine  geringe,  in  ganz  Berlin 
sind  es  wenig  Uber  300,  und  ihre  Arbeit  ist  als  Handarbeit, 
zu  der  besondere  Geschicklichkeit  gehört,  geschätzt. 

Der  durchschnittliche  Wochenverdienst  der  in  Stücklohn 
oder  Woclienlohn  arbeitenden  Zuschneider  beträgt  25  27 
Von  14  Zii^clmeidern,  deren  Lohnanf^al»en  mir  vorliej^'eii,  hatte 
den  genn^^sten  Verdlcnist  ein  Achtzehiijiihriger  mit  21  Ji 
Woclienlohn,  den  linch.sLeii  ein  FünfunddrrifsiirjMhriprer  mit 
80— Ül>  in  Stücklohn.  Der  Durchschnitt  betrug  25/J6  Jd, 
Von  den  Jahreseinkommen  hatte  der  letzterwähnte  Arbeiter 
niit  1980  Jt  im  Jahre  1894  das  höchste;  in  diesem  Jahre 
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mufs  er  also  duivhsehnittliV'li  30,*")0  . //  wöchentlich  verdient 
haben;  das  niedrigste  liatte  ein  vierLmd(ireir«>i|y Ähriger  Arbeiter 
mit  22,50  Ji  WOehenlohn,  der  1894  bei  45  Wochen  Be- 
ßchäf'tigung  024  ^  verdient  hat,  sonst  etwa  1000  Ji  zu  ver- 
dienen angiebt.  Von  den  als  durchacbnittUche  bezeichneien 
Jahreseinkommen  beträgt  der  Gesamtdurchschnitt  1806,85  Jl. 
Die  einzelnen  Zahlen  sind  in  der  folgenden  Tabelle  zn  finden. 
(Siehe  Tab.  V  am  Schlüsse  des  Buches.) 

In  der  gröfsten  hiesig« 'ii  Fabrik  verdienten  die  Zuschneider 
im  Durchschnitte  des  Jahres  1804  27  Ji  wöchentlich. 

Einzelne  tüchtige  Zuschneider  erreichen  noch  weit  höhere 
Löhne  als  die  angege1)enen,  8o  liiirte  ich  einen  allerdings 
herkulisch  gebauten  Zuschneider  erzählen,  dafs  er  Wochen- 
verdienste bis  zu  53  erreiche'. 

Demgegenüber  stehen  aber  Uhne^  die  von  wenigen  ein- 
zelnen Fabriken,  welche  nicht  ohne  Grund  als  „Schmutz- 
konkurrenz*  bezeichnet  werden,  gezahlt  werden,  in  Höhe  von 
10—15  wöchentlich!  Allerdings  an  Arbeiter,  die,  wie 
sich  zeigen  wird,  eine  entsprechend  schlechtere  Arbeit  liefern. 
Diese  niedrigsten  Löhne  sind  Wochenlöhne,  die  höchsten 
werden  bei  Stücklohn  erreicht. 

l)ie  Stücklöhne  sind  aber  sehr  verschieden,  je  nachdem 
die  Fal>!  !k  auf  gute  Arbeit  halt  oder  nicht.  B»*i  Wochenlohn 
wird  dab  Dutzend  Kragen  vom  Fabrikanten  mit  10  kalkuliert. 
Bei  Sttlcklohn  wird  in  guten  Fabriken  Air  das  Dutzend  Klapp- 
kragen 9  4>  Dutzend  Stehkragen  6^7  gezahlt 

In  jenen  anderen  Fabriken  aber  wird  für  das  Dutzend 
der  letzteren  Sorte  3  und  4  ^  gezahlt. 

Natürlich  ist  die  Arbeit  hier  nicht  so  sorgftUtig  wie  in 
guten  Fabriken.  So  berichtete  jener  Zuschneider,  dafs  er 
seinen  aufserordentlichen  Verdienst  von  .^R  gerade  in  einer 
Fabrik  gemacht  habe,  welche  sehr  schlechte  Ware  herstelle 
und  das  Dutzend  mit  3  bezahle,  während  er  in  einer 
anderen,  die  dafür  6^  *  ^  zahle,  nur  bis  auf  48  Ji  gekommen 
sei.  Aber  den  wenigsten  ist  es  möglich,  durch  stärkeres 
Arbeiten  so  die  Differenz  zwischen  den  Stücklöhnen  auszugleichen 
und  in  jedem  Falle  sucht  man  diesen  £rfolg  durch  schlechtere 
Arbeit  zu  erreichen,  was  aber  auch  selten  völlig  gelingt. 

Was  die  Löhne  in  den  früheren  Jahren  angeht,  so  liegen 
hier  die  vom  Statistischen  Amte  der  Stadt  Berlin  eingezogenen 
Ermittelungen  über  die  Lohnverlrdtnisse  vor^.  Obgleich  die- 
selben, was  die  Witscheindustrie  angeht,  aufser  von  der  Orts- 
krankenkasse, nur  von  den  Fabrikanten  erfragt  sind,  scheinen 
sie  im  ganzen  doch  auf  richtigen  Angaben  zu  beruhen.  Zum 


'  Der  beste  Zuschneider  Berlins  soll  solche  bis  su  70  ersieleo. 
*  Berlin  bei  P.  Stmihiewic«. 
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Vergleiche  sind  sie  jedoch  wenig  geeignet^  da  jedesmal  eine 
verschiedene  Zahl  von  Fabriken  geantwortet  hat. 

Die  Gesamtdurchschnitte  betragen  danach  fär  die  Zu- 
schneider 

Durchschn.       Minim.  Maxim. 

1887:             24,52  12,—  ^  45,—  ^ 

1888:             26,10  „  18,—  „  45,-  „ 

1889:             27,1G  „  13,50  „  44,—  „ 

1891:            26,81  „  15,-  „  45,-  „ 
1894:  nach 
eigener  Ermittlung  25,96  „ 

Um  eine  steigende  oder  sinkende  Tendenz  zu  konstiitieren, 
halte  ich,  wie  gesagt,  die  Zahlen  fllr  zu  unzuverlässig. 
Interessanter  ist  es,  die  vorkommenden  Minima  und  Maxima 
zu  betrachten.  Ein  Fabrikant  hat  mir  folgende  Zahlen  mit- 
geteilt, die  er  aus  seinen  Büchern  ermittelt  hat.  Danach  er- 
hielten die  Zuschneider  1887  durchschnittlich  24  1895  durch- 
schnittlich 27  Ji.  Es  wäre  also  eine  nicht  unbeträchtliche 
Lohnsteigerun;^  tin^etreten. 

Die  Znnalime  der  Fabriken,  in  welchen  die  Zuschneider 
in  Stücklohn  bezahlt  werden  ,  und  die  zweifellos  erfolgt  ist, 
läfst  sich  aus  den  „Ermittelungen"  ebeniallü  nicht  genau  er- 
sdien.  Nach  ihnen  standen  die  Zuschneider  im  Stücklohn: 
1887  in  3  von  18,  1891  in  5  von  tl  befragten  Fabriken,  in 
deren  4  allerdings  auch  gleielizeitig  Zeitlohn  gezahlt  wurde. 

Die  Arbeitszeit  der  Zuschneider  ist  ^etzt  oft  dieselbe,  wie 
die  der  übrigen  Arbeiter,  früher  war  sie  regelmäfsig  kurzer. 
Es  wurde  mir  aber  von  Arbeiterseite  versichert,  dafs  jetzt  in 
9  Stunden  nielit  mehr  als  früher  in  8  geloistnt  v.  iirde.  Dafs 
die  Zuschneider  l;lii<;er  als  die  weiblichen  Arh«  it*  i  beschäftigt 
würden,  kommt  nicht  vor.  Überstunden  sind  nicht  allzu 
häuüg  und  werden  den  in  Stücklohn  Arbeitenden  nacli  dem 

fleichen  Satze^  den  WochenlOhnern  mit  40 — 50  4  Stunde 
ezahlt.  Die  Schnelligkeit,  mit  der  gearbeitet  wird,  ist  sehr 
verschieden,  je  nach  Geschicklichkeit,  Lohnform  und  Qualität 
der  Arbeit. 

Wie  mafsgebend  der  letzte  Funkt  ist,  zeigt  folgendes 

Beispiel : 

In  feiner  f,T0 Isen  Fabrik  liefert  ein  im  Stücklohn  arbeitender 
Zuschneider  von  guten  Stehkrageuzuschnitten  60  Dutzend 
täglich  und  verdient  damit  in  der  Woche  24  In  einer 

anderen  Fabrik  aber  liefert  ein  mit  eineni  Wochenlohn  von 
24  angestellter  Zuschneider  bei  schlechterer  Sorte 
90  Dutzend  Stehkragen  täglich. 

Die  Zuschneider  arbeiten  unter  einem,  in  gröfseren 
Fabriken  zwei  Vorarbeitern.  Diese  arbeiten  hier  nicht  mit, 
sondern  fUhren  nur  die  Aufsicht,  vergeben  die  Arbeit,  kopieren 
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und  entwerfen  "Miistor.  Tn  den  kleinen  Fai)r)krn  arljeitot 
der  Vorarbeiter  gewolinlich  mit  und  erhält  niu'  einen  etwas 
höheren  Lohn  als  die  übrigen  Zuschneider. 

Die  Arbeit  ist,  wie  schon  mciiriach  erwähnt,  sehr  an- 
strengend und  geBundheitaschädlichy  wenn,  wie  es  oft  geschieht, 
ein  körperlich  schwächerer  Zuschneider  sich  mit  Tomfiher- 
gebeugt^  Brust  auf  die  Hand  lehnt,  um  dieser  beim  Schneiden 
einen  stärkeren  Druck  zu  geben. 

Das  Lehrlingswesen  ist  bei  den  Zuschneidern  recht 
schlecht  bestellt.  Die  älteren  Zuschneider  sind  sämtlich  aus 
anderen  Berufen  gekommen ;  es  sind  namendich  frtihere  Buch' 
binder,  die  in  ihrem  Handwerke  mit  dem  Messer  umzagehen 
gelernt  hatten,  aber  auch  »Schneider,  Schlosser  und  andere 
Handwerker  oder  Arbeiter.  Der  Nachwuchs  dagegen  hat 
schon  in  den  Fabriken  gelernt,  in  welchen  heute  ausgedehnte 
Gelegenlicit  liierzu  sich  findet.  Die  Lehrzeit  ist  äufserst  ver- 
schieden ^  sie  schwankt  zwischen  4  Wochen  und  3  Jahren  I 
Meistens  beträgt  sie  ein  Vierteljahr.  EÜn  Lehrgeld  ist  nicht 
üblich,  bei  kürzerer  Lehrzeit  erhalten  auch  me  Lehrlinge 
nichts.  Wo  jedoch  eine  lange  Lehrzeit  wie  eine  solche  von 
3  Jahren  besteht,  da  erhalten  die  Lehrlinge  von  vornherein 
einen  geringen  Lohn  von  etwa  6  wöchentlich,  der  im  letzten 
Jalire  auf  10  Ji  steigt,  die  sogenannte  „Entschädigung". 

Dafs  fli'<'se  letztere  Art  eine  nngerechtfertigte  Ausnutzung 
der  Lehriingskraft  bedeutet,  geht  daraus  hervor,  dafs  in  an- 
deren Fabriken  Zuschneider,  nachdem  sie  1  Jahr  gearbeitet 
liaijen,  schon  bis  zu  20  ,M  verdienen,  ist  aber  noch  angen- 
sclieinlicher  da,  wo  den  Lehrlingen  nicht  eine  gute  und  genaue 
Arbeit  gelehrt  wird. 

Da  für  einen  jungen  Menschen  die  Arbeit  viel  zu  schwer 
ist,  als  dafs  er  sie  sehr  lange  hintereinander  ausüben  kann, 
so  werden  die  Lehrlinge  nebenbei  noch  als  Laufburschen  be- 
nutzt. Zu  dem  aber,  was  Air  ihren  späteren  Beruf  nicht 
immer  notwendig  ist,  doch  ihnen  in  kleinen  Fabriken  sehr 
nützlich  sein  kann,  dem  Kopieren  oder  Entwerfen  von  Mustern, 
werden  sie  nicht  angehalten. 

Fachschulen  giebt  es  zwar  in    den  sogen.  Schneider- 

nkademien,  wo  auch  d:is  \A';is(']iezuschnrMden  gelehrt  wird, 
docli  ist  das  Urteil  fihcr  dieselben  all^'«'in(  in  kein  giinstiirfs, 
und  eine  gute  Faclisi'hule  bleibt  ein  ^\  iinscli  der  tücliliu-'U 
Zuschneider.  Denn  cbeubO  schlimm  wie  die  zu  langen  Leiir- 
zeiten  sind  die  zu  kurzen. 

Ein  Zusehneider,  der  nur  4  Wochen  gelernt  hat,  kann 
nur  eine  schlechte  Arbeit  leisten.  In  den  Fabriken  mit  drei- 
jähriger Lehrzeit  erhalten  die  ausgelernten  Zuschneider  nun 
nicht  etwa  sofort  den  üblichen  Lohn,  sondern  einen  weit  ge- 
ringeren, wie  12 — 15  Ji,  Doch  entspricht  dieser  Lohn  ihrer 
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LeistungsfiÜiigkeity  die  oft  nicht  so  grofs  iBt  als  Ton  Zu- 
schneidern, welche  1  Jahr  gelernt  haben. 

Im  grofsen  und  gtinzen  gehören  aber  die  Zuschneider 
zu  den  best  gestellten  Arbeitern,  wenigstens,  so,  ];:v)jrf'  sie  sich 
noch  in  den  besten  Mannesjahren  befinden.  Schwindet  ihre 
körperliehe  Kraft,  so  versiej^t  die  Quelle  ihres  Wohlergehens, 
und  sie  miiöi>en  ihren  Beruf  aufgeben. 

Die  gutgelohnten  Zuschneider  können  ihre  Familie  er- 
nfthren,  ohne  dals  die  Fraa  mitarbeitet.  Wie  aich  die  Ver- 
hältnisse im  eineelnen  gestalten,  ist  aus  der  obigen  Tabelle 
ersichtlich.    (Siehe  Tab.  V  am  Schlüsse  des  Bnches.) 

Neben  den  Zuschneidern  giebt  es  in  den  gröfseren  Fabriken 
auch  Zuschneiderinnen,  nämlich  für  solche  Artikel,  die  nicht 
in  so  p'ofsen  Mengen  geschnitten  werden  wie  Kragen  und 
Man8chctt(^n,  z.  B.  ( )])erhemden.  Sie  arbeiten  nicht  mit  dem 
Messtr,  sondern  nur  mit  der  Schere  und  stehen  in  Monats- 
gehalt oder  Wüchenlohn.  Ihr  Verdienst  erreicht  auch  nicht 
annähernd  den  ihrer  männlichen  Kollegen.  Als  Monatsgehalt 
bekommen  sie  50 — ^75  Ji,  als  WochenTohn  10—15  Ji*  Nach 
den  „Ermittelangen**  betrug  der  Durchschnittsverdienst  der 
Wiklientlich  gelohnten  12,14  ^S,  der  monatlich  Gelohnten 
73,38  im  Monat  oder  17,22  Ji  in  der  Woche.  Von  den 
Munatsgehältern  betrug  das  höchste  100  Ji,  das  geringste 
36  von  den  Wochenlöhoen  der  geringste  5  Ji,  der 
höchste  30  ^ä. 

Den  mänidichen  Zuschneider  aus  seiner  eigentlichen  Domäne 
zu  verdrängen,  wird  den  weiblichen  Arbeitskräften,  so  lange 
die  Handarbeit  sich  hält  und  die  Maschinenarbeit  so  schwer 
ist  wie  bisher,  nicht  gelingen,  obgleich  eine  Fabrik  bereits 
dorch  Zeitangsannonce  weibliche  Zuschneider  für  Messersjstem 
gesucht  haben  soll. 

Eine  schwere  Gefahr  droht  den  Zuschneidern  von  einer 
technischen  Verbesserung,  der  bisher  noch  nicht  genügend 
praktischen  Zuschneidemaschine.  Durch  eine  allgemeinere 
Einführung  der  Maschine  würde  eine  grofse  Zahl  von  Ar- 
beitern brotlo.s  werden,  da  2  Arbeiter  an  ihr  dasselbe 
leisten  nullen,  wie  4  Handzuschneider.  Es  fragt  sich,  ob  ein 
Sinken  der  Produktionskosten  für  1  Dutzend  Kragen  um  etwa 
8 — 4  4,  welches  damit  einträte,  genügen  würde,  um  die 
Produktion  derartig  eu  steigern,  dafs  sämtliche  früheren  Zu- 
schneider an  der  Maschine  Arbeit  fiinden.  Um  so  mehr  wird 
es  eine  Aufgabe  der  Zuschneider  sein,  in  das  Lehrlingswesen 
auch  in  Beaug  auf  die  Zahl  der  Anzulernenden  einige  Ordnung 
zu  bringen. 
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2.  Die  Arbeiterinnen.   I.  Die  Arbeitsbedingungen. 
Kap«  X.  L  Löhs  und  Arbeitzeit. 

Aus  der  Menge  der  bis  auf  die  Zuschneider  fast  ausnahms- 
los weiblichen  Fabrikarbeiter  heben  sich  2  Gruppen  besonders 
hervor,  die  Näherinnen  und  die  Plätterinnen.  Die  übrigen 
kann  man  der  fiinfiu^heit  halber  Wochenlohnarbeiterinnen 
nennen,  weil  ihnen  die  Form  des  iSeitlohns  eigentümlich  ist, 
während  Näherinnen  und  Plätterinnen  mit  wenigen  Ausnahmen 
in  Stücklohn  stehen. 

Bei  den  Nnherinnen  werden  die  Stücklohnsätze  gezahlt 
erstens  für  J^ähen  und  Vorrichten  zusammen,  zweitens  fUr 
Steppen. 

I^äherin  und  Vorrichteriu  sind  jetzt  meist  eine  Person; 
wenn  nicht,  00  arbeiten  sie  iland  in  lland  und  teilen  sich  den 
Verdienst.  Für  Nähen  und  Vorrichten  der  Kragen  betragen 
die  üblichen  Sätze  für  das  Dutzend  35—70  je  nach  Form 
und  Güte,  für  das  Dutzend  Paar  Manschetten  50 — 85  für 
das  Dutzend  Oberhemden  3—5  Die  Näherinnen  stellen 
im  Durchschnitt  3—4  Dutzend  Kragen  am  Tage  fertig,  wenn 
sie  Tifllien  und  vorrichten.  Die  besser  bezahlten  Sorten  nehmen 
etwas  mehr  Zeit  in  Anspruch,  docli  auch  hier  zeigt  sich  wie- 
der die  alte  Erfahrung',  dafs  die  bessere  Arbeit  auch  verliält- 
liismäfsig  besser  bezahlt  wird.  In  l' i  n  e  r  Fabrik  i^leieht  sich 
das  aber  ziemlich  aus,  indem  die  Niiherin  bessere  und  schlechtere 
Sorten  abwechselnd  erhält,  wobei  allerdings  oflt  Neid  bei  den 
vom  Zufall  oder  —  vom  Werkführer  schlechter  bedachten 
Arbeiterinnen  gegenüber  den  begünstigten  entsteht.  Zwischen 
Terschiedenen  Fabriken  aber  zeigen  sich  durchgehende  Diffe- 
renzen, je  nach  dem  Niveau  des  Fabrikats. 

Die  Stepperinnen  erhalten  für  das  Dutzend  Krapi^en,  an 
denen  sie  die  »Steppnähte  mit  der  Singermaschine  zu  fertigen 
haben,  10—15  4. 

Wollen  wir  zu  einer  Anschauung  davon  gelangen,  wieviel 
die  Näheriii  in  der  Woche  verdientj  so  müssen  wir  zunächst 
die  Arbeitszeit  in  Betracht  ziehen. 

Dieselbe  beträgt  heute  in  den  meisten  Fabriken  10  Stunden, 
in  vielen  11,  in  manchen,  meist  kleineren,  auch  8 — ^9  Stunden. 
Vor  Erlafs  des  Arbeiterschutzgesetzes,  bezw,  der  Ausftlhrungs* 
bestimmungen  über  die  Sonntagsruhe,  war  zwar  die  normale 
Arbeitszeit  wohl  nirgends  über  11  Stunden;  aber  es  kamen 
hiiuti^'  T^herstiinden  und  SonntagsarIxMt  vor/  sodal's  nach  deren 
Wegtall  die  Arbeitszeit  im  ganzen  sich  verkürzt  hat,  obwohl 
solche  Fabriken,  die  früher  eine  acht-  oder  neunstündige  Ai'- 

*  S5.  Ii.  wurde  uacb  den  nt^rmittekiugeu"  lJ<57  in  11  vou  18  Fabrikeu 
fionntags,  in  einer  nacht«)  „unn'gelmRftig"  gearbeitet 
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beitaeeit  hatten,  dieselbe  jetzt  xam  Teil  verlängert  Haben.* 
Aber  mit  der  Arbeitszeit  In  der  Fabrik  ist  das  Tagewerk  der 
Kuherin  noch  nicht  vollendet.  Der  Fabrikant  benutzt 
vielmehr  seine  Fabrikarbeiterinnen  gleichzeitig 

als  Hausindustrielle. 

Wie  ist  dies  möglich?  Wir  sahen  bereits,  dafs  ein  grol'ser 
Teil  der  Arbeit  ül)erli;iu{)t  an  Heimarbeiterinnen  vergeben  wird, 
und  dafs  das  Nähen  nur  soweit  in  der  Fabrik  erfolgt,  als  es 
gröiserer  ßeauföichtigung  bedarf.  Aber  der  Näherin,  ilie  in 
der  Fabrik  gelernt  hat  und  den  Tag  Uber  dort  in  steter  Übung 
isty  kann  auch  Arbeit  zu  häuslicher  Thätigkeit  anvertraut 
werden.  Und  es  geschieht  das  in  reichlichem  Mafse.  Alle 
Näherinnen  mit  wenigen  Ausnahmen  nehmen  nach  Schlufs  der 
Fabrik  einen  Pack  Zuschnitte  nach  Hause  mit  Entweder  be- 
sitzen sie  hier  eine  eigene  Maschine,  deren  Erwerb  ihnen  von 
einer  Fabrik  dadurch  erleiclitert  wird,  dals  sie  dem  Abzahlungs- 
geschäft gegenfiber  Bürgschaft  leistet.  Oder  aber  sie  können 
eine  eigene  Maschine  nicht  erwerben,  weil  sie  als  alleinstellende 
Mädclien  nur  zur  Schlafstelle  wohnen,  dann  «teht  ihnen  immer 
noch  frei,  zu  Hause  mit  der  Hand  vorzurichten.  Auf  diese 
Weise  pflegen  die  meisten  noch  2—3  Stunden  täglich  zu  Hause 
zu  arbeiten,  nur  statt  des  Sonnabend  Abends,  der  gewöhnlich 
för  VergnOgungen  oder  Besorgungen  freibleibt,  3-- 4  Stunden 
am  Sonntage  zu  arbeiten.  Fragt  man  die  Fabrikanten,  warum 
sie  den  Näherinnen  Arbeit  mitgeben,  so  hört  man,  es  geschehe 
auf  deren  eigenen  Wunsch  und,  um  ihnen  Gelegenheit  zu 
gröfserem  Verdienst  zu  geben.  In  der  That,  sie  haben  diesen 
Wunsch,  täglieh  13 — 14  8tundf^n  zu  arbeiten  nnd  aueli  Sonn- 
tags nicht  zu  ruhen.  Aber  warum?  Weil  sie,  d.  h.  die  Ar- 
beiterinnen von  nur  durchschnittlicher  Tüchtigkeit,  in  der 
Fabrikarbeitszeit  von  10  Stunden  nicht  soviel 
verdienen  können^  als  zur  notdürftigen  Lebens- 
fristung  erforderlich  ist. 

Eine  Näherin  z.  B.,  die  12  J(  wöchentlieh  verdient,  rechnet 
davon  '  's,  also  4  auf  die  häusliche  Arbeit.  Diejenigen,  die, 
weil  sie  nicht  allein  ^telion,  nicht  zu  Hause  arbeiten,  verdienen 
9—10  ..s,  gleich  tüchtige,  die  zu  Hause  weitei*  arbeiten,  12 
bis  14  .M. 

Sind  diese  Arbeiterinnen  um  7  Uhr  aus  der  Fabrik  ent- 
lassen, 80  nehmen  sie  den  liest  dessen,  was  sie  sich  morgens 
haben  geben  lassen,  in  einem  Bttndel  nach  Hause  mit  Der 
Heimweg  und  das  folgende  Abendbrot  bilden  ihre  Erholungs- 
pause und  dann  beginnen  sie  wieder  mit  der  Arbeit,  um  tief 
m  der  Nacht  aufzuhören. 


^  So  ist  in  einer  groben  Fsbrik  1892  die  ArheitHzeit  der  Jugendlichen 
von  9  auf  10,  die  der  ErwAclisenen  von  10  bezw.  lOVs  auf  11  Stunden  er- 
höht worden. 
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Am  l.^nf2:sten  sitzen  tlio  Nfihcrinnen  am  Tage  vor  der 
Lolinberechuuii^  an  der  Arbeit,  von  dem  Wun^^che  beseelt, 
den  Wochenverdien.st  nun  noch  möglichst  zu  steigern. 

Noch  in  einer  anderen  Weise  wird  die  Arbeitszeit  ver- 
längert, indem  in  fast  allen  Fabriken  in  den  Frühätückö-  und 
Vesperpausen  durchgearbeitet  und  nur  während  der  Arbeit 
etwas  gegessen  oder  getrunken  wird.  Ja,  selbst  die  Mittags- 
pause, in  der  viele  Arbeiterinnen  in  der  Fabrik  bleiben,  wird 
zum  Teil  der  Arbeit  gewidmet 

Auf  diese  Weise  wird  die  Vorschrift  des  §  137  der  Ge- 
werbeordnung umgangen,  und  din  Näherinnen  gehen  der 
Woliltlhit  des  Maximalarbeitstages  verliistijLj.  Nur  die  Steppe- 
rinnen können  nicht  Arbeit  mit  nach  Hause  nehmen,  sofern 
sie  nicht  eine  Singermasehine  besitzen,  weil  zu  iiirer  Arbeit 
kein  Vorrichten  mit  der  Hand  erforderlich  ist.  Ganz  ausge- 
schlossen ist  es  endlich  bei  den  Knopflochmasehinennäberinnen ; 
denn  für  den  Zweck  eines  aushülnweisen  Gebrauchs  ist  die 
Knopflochmaschine  /.n  teuer. 

Der  durchschnittliche  Verdienst  der  Näherinnen  betrft^ 
also  etwa  1 3  .  ^,  welcher  Betrag  auch  als  Durchschnittslohn  der 
gröfsten  Fabrik  fflr  1894  ermittelt  wurde. 

Die  Stepperinnen,  die  keine  Arlioit  naeh  Hause  nehmen, 
verdienen  etwa  11  —  12  die  Knopflochmaschinennähcrinnen 
dagegen  stehen  wie  in  der  Hausindustrie  im  Lohn  am  hociioten 
untl  eihalten  im  Durchschnitt  15 — 18  JC. 

Alle  angegebenen  DurchschnittsYcrdienste  sind  jedoch  noch 
zu  hoch,  denn  es  mttssen  die  Ausgaben  der  Nttherinnen 
Garn,  Kadeln  und  Maschinenöl  davon  abgezogen  werden. 

Es  besteht  nämlich  in  allen  Fabriken  die  Einrichtung, 
dafs  die  Näln  rinnen  das  zur  Arbeit  notwendige  Garn  nicht 
umsonst  erhallen,  weil  dies  zu  Unterschlagungen  od«M-  Ver- 
wendung: sehleelitercn  Garns  den  Anlafs  geben  könnte,  sundera 
die  Arheiterin  mufs  das  (Jani,  das  sie  entnimmt,  bezahlen. 
Meist  Verkauft  es  der  Fabrikant  an  eine  Direetrieo  oder  den 
Werkführer,  und  von  diesen  liaben  es  wieder  die  Arbeiterinnen 
zu  beziehen.  Die  wöchentliche  Ausgabe  einer  Näherin  für 
Garn  und  für  Nadeln  und  Maschinenöl ,  das  sie  eben&lls  zu 
bezahlen  hat,  beträgt  je  nach  der  Gttte  des  Garns  und  der 
Menge  der  Arbeit  60  bis  1,20  Ji,  im  Durchschnitt  etwa 
1  Die  Stepperinnen  und  Knojifloehnäherinnen  dagegen 

brauchen  fiir  ihre  Arbeit  sehr  viel  mehr  Gara,  also  für  2,60  J$ 
bis  3       in  der  Woche. 

Der  Bezug  des  Garns  darf  nur  vom  Fabrikanten  bezw. 
von  dessen  Angestollten  eHblgen;  hierdurch  will  der  Fabrikant 
sieh  dagegen  sichernj  dafs  seine  Ware  durcii  ein  schlechteres 
Garn  als  das  von  ihm  verkaufte  entwertet  wird.  Die  Inue- 
haltung  dieses  Gebots  wird  denn  auch  bei  Ablieferung  der 
Arbeit  streng  nachgeprtlft,  nötigenfalls  mit  Hülfe  der  Lupe. 
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Bei  einer  solchen  Einrichtung  ist  die  Gefahr,  dafs  sich 
ein  Trucksystem  ausbildef^  grofs^  und  in  der  That  hat  ein 
solches  in  der  Wäschefabrikation  bestanden. 

Im  Jahre  1885  wurde  dem  Reichstage  der  Entwurf  eines 
Gesetzes  betr.  Abänderung  desZoUtarifgesf  tzeö  vom  15.  VH.  1870 
vorgelegt.  Nach  dem  Entwurf  sollte  der  Zoll  auf  baumwollene 
Nühtaden  von  70  auf  120  erhöht  werden,  um  die  süd- 
deutsche Garnindustrie  vor  einem  englischen  Kartell  zu  schützen. 

Gegen  diese  geplante  ZollerlKilmng  entst^ind  eine  lebhafte 
Agitatinn  seitens  dor  VV  äschenHherinnen,  welche  zu  einer  Peti- 
tion von  OuOtl  Niiherinnen  an  den  R<^iclistag"  fiilirte. 

In  der  Sitzung  vom  23.  April  1885,  h\  der  zweiten  Be- 
ratung des  Gesetzes,  machte  sich  der  Abgeordnete  Singer  zum 
Wortführer  der  Näherinnen  und  berechnete  eine  jährliehe 
Mehrausgabc  von  6  Ji  für  diese  als  Folge  der  Erliühung,  in 
seiner  Gegenrede  wies  der  Geh.  Ober-Kegierungsrat  Schraut 
auf  die  merkwürdige  Thatsache  hin,  dafs  die  Initiative  zu 
jener  Petition  nicht  auf  die  Nftherinnen,  sondern  die  Gesell- 
schaft Berliner  Wäschefabrikanten  zurückzuführen  sei. 

Gleichzeitig  verlas  er  eine  Eingabe,  nach  der  den  Nähe- 
rinnen das  Garn  unerhört  teuer  v(  rkauft  würde,  z.  B.  Spul- 
garn, das  in  jeder  Handlung  für  22  Ji  zu  haben  sei,  für  37  Ji. 
V'erarbeite  aber  die  Näherin  anderes  Garn,  so  würde  sie  ent- 
lassen. 

Noch  mehr  Autsdien  erregten  die  Mitteiluiii^en,  die  hierauf 
der  Ab^reDrdnete  Oehlert  über  das  vurk()niin<'ii(le  „Abrunden" 
der  Garii]»reise  machte.  So  werde  Chadwickgarn,  das  in  Ge- 
schäften mit  30  und  28  bezahlt  wird,  den  Arbeiterinnen 
für  35  also  mit  20^25  Au&chlag  verkauft.  Noch 
gri^fser  seien  die  Aufschläge,  wenn  der  Verkauf  durch  Ver- 
mittlung der  Dirrctrice  erfolge;  hier  kommen  solche  von  40 
bis  80  ^/o  vor.  Nach  dem  Buche  einer  auswärtigen  Heim- 
arbeiterin würden  diese  Köllen  statt  für  22  ,^  für  45  also 
mit  l'  >5  '-  0  „Abrundung"*  verkauft.  EudÜch  führte  er  Beispiele 
solclier  von  113  '^'o  und  128  "  o  an. 

Auf  diese  Mitteilungen  hin  regte  der  Abgeordnete  v.  Hert- 
liiig  in  der  Debatte  gesetzlichen  Schutz  der  Näherinnen  an. 
Das  nächste  Ergebnis  war  ein  Beschlufs  des  Keichstags  vom 
14.  Mai  1885,  wonach  der  Bundesrat  über  die  Verhältnisse 
der  Arbeiterinnen  in  der  Konfektion  und  Wäscheindustrie  Er- 
hebungen vornehmen  sollte,  deren  Ergebnisse  in  den  Druck- 
sachen des  Eeichstages  von  1887  veröffentlicht  sind. 

In  der  Erli  1  ing  hat  der  Berichterstatter  ftir  Berlin  den 
grüfsten  Nachdruck  auf  die  Untersuehung  gelegt,  ob  ein  Truck- 
system vorhanden  sei.  Er  hat  zu  dem  Zn  ec  k  die  Bezugspreise 
für  die  gebrfi lieblichsten  Garnsorten  geprüft  und  sie  mit  den 
von  der  Directrice  und  der  Näherin  bezahlten  Freisen  ver- 
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glichen.  Die  Ergebnisse  seiner  Untersuchung  seien  in  folgen 
ler  Tabelle  zusammengefAfst 


Vi'rk;mfsi)reis 

Bttseiebnnng  des  Gtras 

Etnheit 

Beingspreis 

an  Directrice  1 

an  Näheriu 

u»  1 

■*  J 

Ofiggingen  6  flMli 

DtB.  Rollen- 

5,04 

5,lo;  -iM: 

5, In:  .).4<i 

/ 1  OHA      K.  on  \ 

(l?v54:  0,07) 

»  II 

4.  20 

^  juiopaocn^iirii 

1 10 

1,80 

(1884':  1,29) 

0,90 

1,10 

Chadwick 

1  Rolle 

0.29 

0,40 

Strutt 

1000  Yards 

2>^.70 

32  — 

Tambour 

1  Lage 

U,1G 

Ü.20 

Clark 

Dtz.Külleu 

3,65 

8,80 

Brooks 

n  n 

8,12 

S»75 

Coats 

1  BoUe 

0,54 

0,58 

|0,60fraiierO,6S 

Zwirn 

0,29 

030 

0,90 

Die  angeführten  Zahlen  führen  eine  l)eredte  Sprache. 
Der  Aufschlag,  mit  dem  Fabrikant  und  Directrice  das  Garn 
verkauften,  war  bei  einzelnen  iSurten  (vergl.  Chadwick,  Strutt, 
Göggingen)  ein  aufscrordcntlich  grofser.  Leider  hat  der  Be- 
richterstatter nicht  auch  die  ortsüblichen  Preise  fhr  die  be- 
treffenden Qame  angegeben,  sum  Teil  wohl  darum,  weil  nicht 
alle  Game  in  Berlin  im  Detailverkauf  vertrieben  werden. 
Doch  werden  verschiedene  der  von  den  Näherinnen  gezahlten 
Preise  sicherlich  die  Det^iilpreise  überstiegen  haben,  da  der 
Detailb'st  atif  einen  Artikel  wie  Garn  nur  wenig  aufschlügt,  ja, 
wie  (]or  Berichterstatter  mit  Recht  hervorhobt,  einzelne  kleine 
Poüamcntiere,  um  Kunden  anzulocken,  das  Gai'O  unter  den 
Selbstkosten  verkaufen. 

In  dem  Berichte  wird  bereit«*  konstatiert,  dafs  die  Ver- 
hältnisse bei  Anstellung  der  Untersuchung  eine  Besserung  er> 
fifthren  hatten,  nachdem  dorch  die  Reichstags  Verhandlungen 
und  die  durch  sie  veranla£rten  Arbeiterinnenversammlungen 
die  önViuIiche  Aufmerksamkeit  auf  jene  unwürdige  Profit- 
macherei  hingelenkt  war. 

Aber  ganz  ausgerottet  worden  ist  das  Übel  nicht.  Noch 
vor  1  Jaliren  wurrle  in  einer  sehr  grofsen  Fabrik  auf  die 
Forderung  der  Näherinnen  der  (Trarnpreis  von  58  ^  auf  50 
ermäfsigt.  Wie  heute  die  Verhältnisse  lic*i:en,  iöt  sschwer  f^j^t- 
zustcllen.  Fragt  mau  die  Nftherinnen,  ub  sie  das  ans  der 
Fabrik  bezogene  Garn  anderswo  billiger  erhalten  können,  so 
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antworten  sie  meist  mit  Ja".  Forscht  man  aber  näher  nach, 
fo  meinen  sie  raeist  niclit  dieselbe  Oarnsorte,  sondern  eine 
andere,  deren  Qualität  sie  t'iir  ebenso  ^^ut  halten. 

Aufserdem  mufs  man  allerdings  in  IJeclmun^  ziehen,  dais 
heute  nicht  nur  kleine  Posamentiere,  soiul«  rn  aueh  sehr  grofse 
ßazare  Garn  unter  den  Selbstkosten  verkaufen,  um  Kunden 
anzulocken.  Unter  diesen  Umständen  wird  man  aus  den  An- 
gaben der  Arbeiterinnen,  dafs  sie  Garn,  welches  sie  in  der 
Fabrik  mit  40  nnd  50  >4  bezahlen^  anderweit  für  30 — 35 
erhalten  könnten,  nicht  ohne  weiteres  auf  ein  Trucksystem 
scbliefsen  dürfen,  umso  woniger,  als  mir  auch  einsichtige  Nähe- 
rinnen  bestütigt  haben,  das  in  der  Fabrik  bezogene  Oarn  sei 
besser.  Dfigegen  scheint  es  mir  unzweifelluift,  dafs  in  der 
grofsen  Mehrzahl  der  Falle,  d.  h.  überall  da,  wo  Directrice 
oder  WerkfUhrer  den  Verkauf  auf  eigene  Rechnung  zui^ewiesen 
erhalten,  das  Garn  nicht  zum  Selbstkostenpreise  des  i'abri- 
kanten,  sondern  mit  einem  kleinen  Aufschlag,  der  den  Veraus- 
gabem  zu  gute  kommt,  abgegeben  wird.  Dem  entspricht  auch 
die  Auskuut,  welche  mir  seitens  der  Königlichen  Gewerbe- 
inspektion  erteilt  worden  ist,  die  auch  neuerdings  die  Frage 
untersucht  hat  Demnach  soU  ein  Übersteigen  der  ortsüblichen 
Preise  nicht  mehr  vorkommen  und  in  manchen  Fabriken  be- 
reits zum  Selbstkostenpreise  verkauft  wcnbMi  Eine  Uber- 
tretnns^  des  115  <ler  Gewerbeordninii^  w.ir«'  demnach  nicht 
melir  in  Übung,  inmn'rhin  w.Hre  es  wiinsrhenswert,  wenn  alle 
Fabriken  sich  zum  Princip  machten,  das  Garn  an  die  Ar- 
beiterinnen direkt  und  zum  Selbstkostenpreise  zu  verkaufen. 

Einmal  würde  dadurch  der  ständige  Verdacht  der  Ar- 
beiterinnen beseitigt,  dafs  sie  Ubervorteilt  wUrden,  und  dann 
könnten  solche  Fülle  nicht  vorkommen  wie  der  mir  berichtete, 
in  dem  die  Directrice  die  Arbeiterinnen  mit  sanftem  Drucke 
zwang,  ihr  mehr  Garn  abzunehmen,  als  sie  zu  ihrer  Arbeit 
brauchten. 

In  der  That  hat  es  keinen  Sinn,  der  l>ir<Htriri'  eine 
Tanticnn*  zu  gewahren  von  einer  'riiiitigk«'it,  welche  für  die 
Prodid^tion  an  und  ftir  sich  von  gar  keinem  Werte  ist.  Um 
eine  seharfere  Kontrolle  der  abgelieferten  Arbeit  bezüglich  dos 
verwendeten  Garns  zu  erzielen,  würden  auch  andere  Mittel 
ausreichen. 

Auf  die  Frage  nach  der  Bewegung  der  Näherinnenlöhne 
in  den  letzten  Jahren  geben  die  Ermittelungen!  der  Gewerbe- 
deputation folgende  Antwort.    Es  betrugen  die  Löhne  in 


Durchschn. 

Maxim. 

Minim. 

1887 

13,77 

26,82 

3,45 

1888 

12,57 

27,62 

4,58 

1889 

11,84 

35 

5 

1891 

11,75 

32 

5,45 
6* 
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Es  ergiebt  sich  aus  dieser  Aufstellung  ein  nicht  geringes 
Fallen  der  Lölnic  in  den  besetchneteii  Jahren,  eine  Thatsaclie, 
welche  mir  durch  Angaben  von  Näherinnen  besttttigt  wurde. 
Nicht  nur  durch  Herabsetzen  der  StUcklihne  ist  es  verursacht 
—  wenn  z.  B.  für  Stehkragen  derselben  Qualität  181)3:  (35  ^ 
und  1895:  bO  ^  bezahlt  wurden  sondern  auch  dadurch, 
dnfs  im  Laufe  der  Jalu*e  die  Fabrikation  in  geringereu  (Quali- 
täten zu^^enommen  hat. 

Demgegenüber  kann  die  Antrabe  (»ines  Fabrikanten,  dafs 
öeine  Näherinnen  1887  durchscliiiiiilich  13 — 15  189ü  aber 
14 — 17  ^  erhielten,  weil  zu  ungenau,  nicht  schwer  ins  Gewicht 
fallen. 

Einfacher  ist  der  Verdienst  der  Plätterinnen  zu  entwickeln. 

Denn  es  fallen  bei  diesen  die  notwendigen  Auslagen  fort,  bis  auf 
das  in  einzelnen  Fabriken  übliche  Bolzengeld,  und  ihre  Arbeit 
ist  im  wesentlichen  auf  die  Fa])rik  und  damit  auch  auf  deren 
Arbeitszeit  bosehräidit.  Nur  eine  Nebenarbeit  kann  auch  zu 
Hau>e  verrichtet  werden:  das  zur  Vorbereitung  ttir  das  Biiireln 
notwendige  Zupfen  der  durch  dio  Stärk-  und  Wringmaschine 
stark  zerknitterten  Wäsche.  Dies  niumit  jedoch  höchstens 
eine  Stunde  in  Anspruch,  und  es  ist  auch  bei  den  Plätterinnen 
lange  nicht  in  dem  Mafse  üblich,  Arbeit  nach  Hause  zu  nehmen 
als  bei  den  Nttherinnen« 

Dagegen  herrscht  die  teils  freiwillige  teils  unfreiwillige 
Verkürzung  der  Pausen  in  den  Plattsälen  ebenso  wie  in  den 

Nähsälon.  Und  von  einer  der  gröfsten  Fabriken,  in  der  die 
Arbeitszeit  von  7—  7  Uhr  mit  einer  Stunde  Mittagspause  daueit, 

wurde  mir  berichtet,  dafs  dort  viele  Plätterinnen  bereits  um 
6  ülir  nior[jens  erscheinen,  die  Fabrik  oti'en,  die  Gashähne 
geöffnet  und  alles  zur  Arbeit  bereit  finden. 

Die  reguläre  Ailuntszeit  ist  fiir  die  Plätterinnen  dieselbe 
wie  für  die  N.iln  rnint  n,  und  es  sei  daher  bezüglich  ihrer  Dauer 
auf  das  schitii  (Je.sagtc  verwiesen. 

Nur  auf  eine  Frage  sei  die  Aufmerksamkeit  bin^M-tenkt, 
die  bei  Betrachtung  der  Arbcils/.eit  der  Näherinnen  nicht 
untersucht  werden  konnte.  Ist  da,  wo  eine  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  eingetreten  ist,  auch  eine  entsprechende  Minderung 
der  Arbeitsleistung  erfolgt?  Eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
ist,  wie  schon  erwähnt,  nach  Erlals  des  Arbeiterschutzgesetzea 
nur  zum  Teil  eingetreten,  und  hat  sich  meist  auf  den  Wegfall 
von  Überstunden  und  eine  kürzere  Arbeitszeit  am  Sonnabend 
beschränkt 

Die  meisten  Arbeiterinnen  sind  der  Ansicht,  dafs  ihr  Ver 
dieu'^t  trotzdem  nicht  gerin^rer  geworden  ist,  weil  sie  «Ii.  Al)- 
kurzuni<  der  Zeit  durch  sehn*  lleres  Arbeiten  wieder  ^'^ut  machen. 
Dagegen  klagen  viele  Fabrikanten  über  eine,  wenn  auch  kleine 
Verringerung  der  Leistung.     Diese  Klagen  sind  allerdings 
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tendenziös,  sie  ergehen  um  eines  ganz  bestimmten  Zweckes 
willen,  von  dem  noch  zu  sprechen  sein  wird. 

Kuw  Pllittflirectrice  einer  sehr  p^rofsfMi  Fabrik  versicherte 
mir,  diifs  jetzt  bei  der  kürzeren  Ail)<'iisz<Mt  die  Plätterinnen 
schneller  als  frCiher  Jirlx'iton  und  so  durchöchnittUch  dasselbe 
verdienen,  und  diese  Ertaln  ung  wurde  durch  eine  zweite  Direc- 
trice  bestätigt.  Diese  Bekundungen  waren  um  so  wertvoller, 
als  sie  in  Gegenwart  des  Prokuristen  der  Firma  erfolgten, 
welcher  das  Gegenteil  behauptete.  Nach  den  Lohnlisten  der- 
selben Fabrik  wurden  v^n  den  Plätterinnen  am  Sonnabend  bei 
l^'i  Stunden  weniger  Arbeitszeit  im  Durchschnitt  nur  20  4^ 
weniger  verdient  als  an  den  anderen  Wochentagen;  der  Ver- 
flienst  von  20  entspricht  aber  etwa  einer  Arbeitsstunde,  so 
ilals  .^(-hon  am  Sonnaliend  selbst  <]i('  Leistung"  finer  liaiben 
Stundü  eini^cholt  wird.  Uni  so  wahrscheinlichtT  ist  ps.  dafs 
den  tünt  anderen  Tagen  zusauuneu  die  noch  fehieiule  Stunde 
iiacligeholt  wird. 

Der  Verdienst  der  Plätterinnen  ist  im  Durchschnitte  etwas 
höher  als  der  der  Näherinnen.  Die  StUcklohnsätze  sind  ähn- 
liche, da,  um  ein  Dutzend  Kragen  zu  plätten,  nicht  viel  weniger 
Zeit  erforderlich  ist,  als  um  es  zu  nähen,  Sie  betragen  lUr 
die  wichtigsten  Artikel  pro  Dutzend: 

Stehkra^^.  n  20—40  ^  durchschn.  30  4 
Uml<';;i'kragen  20 — 50   „  „         36  „ 

Manschetten     35 — 90   „  „         bO  „ 

Servitenr«        40—70   „  „         60  „ 

Die  Lohnsätze  schwanken  wieder  je  nach  der  Qualität 
des  Fabrikats.  Die  Tagesleistung  der  tüchtigen  Plätterin  be- 
trägt bei  Stehkragen  8 — 10  Dutzend,  Umlegekragen  6^8 
Dutzend,  hei  Manschetten  5—8  Dutzend,  die  der  weniger  ge- 
übten — ^5  Dutzend  Umlegekragen,  4 — 7  Dutz -  nd  Steh- 
kragen etc.  Danach  ist  d<  r  Verdienst  in  hohem  Grade  von 
Übung  und  Geschicklichkeit  abh;l7ii?ip:. 

Von  38  Phttterinnen  ans  15  I'\il)rikpn.  die  meine  Umfrage 
beantwortet  haben,  wurrlc  im  Durchschnitt  12,12  wöchent- 
lich verdient,  die  vorkonunonden  Mindestverdienste  betrugen 
6 — 8  J$j  die  liöchstverdienste  18  ^S. 

In  der  gröfsten  Fabrik  verdienten  im  Jahre  1894  die 

i'üngeren  Plätterinnen  im  Durchschnitt  12  J^y  die  älteren  15 
»is  17  U». 

In  einer  kleineren  Fabrik  betrug  der  Wochendurchschnitt 
nach  den  Lohnlisten  des  Jahres  1894:  13-— 14  *A  und  schwankte 
zwischen  11  und  20  Ji.  Es  kommen  einzelne  sehr  hohe 
\\'ochenverdienste  vor,  z.  B.  von  25  doch  bilden  die.se 
selbst  hei  .s<dir  tiiclitigen  Arbeiterinnen  die  Ausnahme  und  der 
Jahresdurchschnitt  lieträ^rt  auch  bei  ihnen  höchstens  20  ^S. 

Da  die  Plätterinnen  nicht  an  Arbeitslosigkeit  leiden,  so 
lafst  sich  aus  den  angegebenen  \\'ochcnverdien8ten  das  normale 
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Jahreseinkommen  leicht  berechnen.  Die  befraj^icn  Plätterinnen 
geben  dasselbe  meist  auf  5  —  600  .H,  auch  700  Ji  au. 

Ein  HiUl  davon,  wie  schwankend  der  Verdienst  ist,  je 
nach  der  Qualität  der  zu  bügelnden  Artikel,  aber  auch  je 
nachdem  die  Plätterinnen  ssur  Arbeit  aufgelegt  sind,  konnte 
ich  mir  durch  Einsicht  der  Lohnbücher  einer  älteren  nod  sehr 
geübten  Plätterin  aus  den  Jahren  1885  und  1886  verschaffen. 
Bei  den  im  folgenden  angegebenen  Wochen-  und  Jahresver- 
diensten ist  Kranken kassenbei trag  und  Bolzengeld  von  zu- 
sammen 30       wöchentlich  in  Abzug  gebracht 

Die  Plätterin  vordiente  im  Jahre  1885  an  260  Arbeits- 
tagen 720,64  d.  h.  im  Wochendurchschnitt  des  Jahres 
13,96  J(}\  1886  an  nur  102  Arbeitstagen  612,50  Ji,  d.  h.  im 
Wochendurchschnitt  des  jL^anzen  Jahres  11,78  Ji.  1885  ver- 
diente sie  an  (Miicm  Arbeit^iUige  durch.schnittlich  2,77  Ji,  1886 
in  derselben  Fabrik  bei  gleichen  Löhnen  3,18  1885  stieg 
der  Verdienst  in  nur  3  Wochen  über  20  Ji^  das  Maximum 
betrug  25,83  Ji,  1886  überschritt  er  20  Ji  in  (i  Wochen  und 
erreichte  das  Maximum  mit  23,81  Ji,  Der  geringste  Verdienst 
einer  Woche  mit  voller  Arbeit  betrug  1885:  11,87  Ji^  1886: 
12,42  Ji. 

In  der  Woche  mit  25,83  Ji  Verdienst  wurde  auch  Sonn- 
tags gearbeitet.  Der  höcliste  Tfigesverdienst  betrug  4,49  Jiy 
und  es  wurden  an  diesem  Tage  geplättet:  7  Dutzend  Krag"on 
zu  35  5  7.\\  30  und  eines  zu  27  4?  zusammen  also 
14  Dutzend.  lJ(;r  ^rrin^^ste  Tagesverdienst  in  dieser  Woche, 
abgesehen  vom  Sonntag,  bctru^^  3,40  Ji  und  es  wurden  an 
diesem  Tage  17  Dutzend  zu  27  fertiggestellt,  die  höchste 
Tagesleistung  der  Woche.  Aus  diesem  ^ispiel  geht  zur  Evi- 
denz hervor,  dafs  auch  hier  die  schlechte  Qualität  nicht  nur 
absolut,  sondern  auch  relativ  schlechter  bezahlt  wird,  ids  die 

bessere. 

Hi  ll)e  Plätterin  giebt  il  r  n  Durchschnittsverdienst  im 
JaliK'   1^'J4  auf  15  Ji  und  bcb wankend  zwischen  10  und 

V6s.fi  an. 

Die  Anffinjrerinnr-n  vnrdiencn  in  den  ersten  Jahren  nach 
der  Lehrzeit  etwa  O  b  Ji  und  kommen  erst  nach  längerer 
Übung  auf  12-15  M. 

Tu  einer  irrofsi'n  l'\ibnk  ist,  um  die  ^^'irkull[r  fies  Stiick- 
lolnisy Steins  iKK'li  zu  steisrern,  ein  Prämiensystem  eingeführt 
worden.  Die  Plätterin,  welche  15  Ji  verdient,  erliält  n<ch 
75  ^  darüber,  und  die  Prämie  steigt  bis  3  Ji  bei  25 
Verdienst  Dort  sollen  die  geübten  Plätterinnen  durch- 
schnittlich  19  Ji  yerdienen,  solche,  die  10  Jahre  in  der 
Fabrik  sind,  20-21  Ji, 

Dais  Plätterinnen  in  Zeitlohn  stünden  j  kommt  überaus 
selten  vor. 
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Aii^abea  über  die  Durchschnittshülie  aus  fruh(iren  Jahren 
finden  sich  in  den  Lohnermittelungen  der  städtiöclieu  Ge- 
werbedeputatton. 

Danach  betrugen  die  DurcbscbnittBlöbne  der  Plttttermnen : 
Durchschn.      Maxim.  Minim. 
1885:    13,10  —  — 

IHSO:     12,50  „  _  — 

1887:  12,137  „  27,—  J$  6,83  J$ 
1888:  12,25  „  27,—  „  5,—  „ 
lb89:  12,94  „  32,40  „  5,—  ^ 
1891:  13,77  „  27,—  „  5,50  „ 
Im  ganzen  scheinen  die  Löhne  sich  ziemlich  gleichgeblieben 
8tt  aein.  Das  stimmt  auch  mit  den  Angaben  älterer  Arbeiter- 
innen ttberein,  wonach  in  den  letzten  20  Jahren  die  Stück- 
löhne fast  gleichgeblieben  seien,  und  der  Verdienst  sich  nur 
insofern  Ycrschlechtert  habe^  als  jetzt  die  Kragen  durchschnitt* 
lieh  aus  mehr  Lagen  beständen  und  daher  schwerer  zu  pliitten 
seien,  und  friifinr  zeitwoiso  mehr  von  gut  bezahlter  Damenwäsche 
gearbeitet  worden  sei  als  jetzt.  Dagegen  ist  eine  kleine 
Aufbesserung  in  den  mei.sten  Fabriken  eingetreten,  iiiiolge 
einer  Lohnbewegung,  die  im  Aiischluls  an  die  Maifeier  des 
Jahres  1890  stattgefunden  und  einen  Lohnaufschlag  von  2*^  o 
erzielt  hatte.  Vielfach  ist  allerdings  dieser  Vorteil  seitdem 
wieder  rückgängig  gemacht  worden.  In  einer  grofaeren  Fabrik 
betrug  nach  Angabe  des  Besitzers  der  Durchschnittslohn  der 
Plätterinnen  1887;  14-16,  1895:  15—18  Ulf,  doch  erscheint 
diese  Angabe  ebenso  ungenau  wie  die  entsprechende  fllr  die 
Näherinnen  (S.  84).  Zu  erwähnen  ist  noch ,  welche  Bewandtnis 
es  mit  doni  "Rolzengelde  hat.  Tn  manehcn  Fabriken,  -wo  noch 
das  alte  bestem  der  Holzcnpiätterei  herrscht,  erleichtert  sich 
der  Fabrikant  die  Lüimung  des  für  die  Bedienung  des  Bierdes 
notwendigen  Arbeiters,  des  BülzenmaiHies  oder  der  Bolzenfrau, 
indem  er  seinen  Plätterinnen  eine  wöchenüiche  Abgabe  von 
10  an  ihn  yorschreibt  Doch  kommt  das  heute  nicht  mehr 
allzu  häufig  vor. 

Wir  haben  nunmehr  die  Lohne  jener  dritten  Gruppe  von 
Arbeiterinnen  zu  untersiu  In  n ,  die  wir  kurz  als  Wochenlohn- 
arbeiterinnen  bezeichnet  haben.  £s  gehören  di^in  die  Stäricer- 
innen,  Wciseherinnen.  Stemplerinnf  ii,  Kleberinnen,  Kartonnierer- 
innen, Sie  verrichten  meist  Icieht  7,n  erlernende  Arbeiten, 
und  es  werden  daher  besonders  viele  jugendliche  Arbeiterinnen 
eingestellt,  die  später  meist  etwa.s  anderes  erlernen.  Dieser 
Umstand  wirkt  ungtlnstig  auf  den  Lohn,  der  th  nn  aueh  meist 
ein  niedriger  ist  Besonders  ist  das  bei  den  Stemplerinnen 
der  Fall,  die  als  jugendliche  Arbeiterinnen  3,50  ois  5  Ji 
wöchentlich  erhalten.  Stärkerinnen  und  Wäscherinnen  erhalten 
12—13  J^^  jugendliche  7—10  Ji^  langjährige  Arbeiterinnen 
15  Ji. 
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Tu  der  gröfsten  Fabrik  betrügt  der  Durchschnittslohn  der 
Wochenlohnarbeiteriiincn  \2  Ji,  Im  allgemeinen  wird  er 
eher  niedriger  als  höher  sein. 

In  den  kleinen  Fabriken,  wo  eine  Kontrolle  darch  die 
Aufsichtsbeamten  seltener  zu  erwarten  ist,  wird  die  Arbeits- 
zeit der  Wäscherinnen  und  Stftrkerinnen  oft  über  das  gesetz- 
liche Mafs  ausgedehnt.  Da  von  ihrer  Arbeit  abhängig  ist, 
wieviel  geplattet  werden  kann ,  so  waltet  das  Bestreben  ob, 
pio  noch  abends  möglichst  tür  den  anderen  Tag  vorarbeiten 
zu  lassen. 

In  einer  solchen  Fabrik  niufston  diese  Arbeiterinnen  von 
7  Uhr  morgens  bis  9  und  10  Uhr  abends  arbeiten,  bis  eine 
von  ihnen  diese  Gesetzesübertretung  anzeigte.  Dabei  wurden 
die  Überstunden  nicht  besonders  bezahlt,  sondern  höchstens 
aus  Gnade  wöchentlich  50  4       solche  bewilligt. 

Besser  stellen  sich  die  Bolzenmacherinnen  und,  wo  solche 
noch  vorlianden  sind,  die  Bolzenroänner.  Erstere  bekommen 
12 — 13  Ji  und  die  erwähnte  Abgabe  der  Plätterinnen,  letztere 
18 — 20  Etwa  ebenso  wie  sie,  werden  die  in  den  grofscn 
Fabriken  mit  Dani])t\va.^ehniasihinen  ani^es teilten  Waschmeister 
bezahlt.  Fast  alle  diese  Arbeiterinnen  und  Arbeiter  erhalten 
auch  in  vereinzelten  Fällen  »Stücklohn,  mit  Hülfe  dessen  sie 
einen  höhei*en  Verdienst  erzielen. 

Die  Ermittelungen  der  Gewerbedeputation  geben  an  als 
Löhne  der 

1885     1886     1887  1888 

Wäscherinnen             11,75  10,50  12,60  11,70 

„  in  Stücklohn  16,00  12,15  (14,50)  13,65 

Stftrkerinnen             12,25  11,00  12,00  11,70 

„   in  Stücklohn    —  12,00  11,00  (11,50) 

Stemplerinnen             10,75  11,75  11,75  11,40 

„    in  Stücklohn     —  12,00  11,00  10,00 

Bolzenmaelicrinnen       12,50         —  15,85  (12,50) 

„   in  8üicklohn     —         —         —  (13,50) 

ßolzenniiinner             18,50  12,50  20,70  20,20 

.    in  .Stücklohn     —          —          —  22,00 

JugenJl.  Arbeiterinnen  6,10       5,95  5,40  5,75 

„   in  Stücklohn    7,35      5,25  8,85  6,40 

Was  die  Dauer  der  ]>e>iliältigung  angebt,  ao  ibt  tiit.^e 
bei  den  uiei^tcMi  Arbciterinncii  iast  ununterbroehen.  Besonders 
die  Plätterinnen  werden  das  ganze  Jahr  hindurch  beschäftigt, 
da  fast  stets  Mangel  an  solchen  herrscht.  Kommt  eine  sttlle 
Zeit,  so  wird  lieber  die  Arbeitszeit  verkürzt,  als  dafs  Ent- 
lassungen vorgenommen  werden.  Dagegen  reisen  manche 
Plätterinnen,  die  meist  vom  Lande  kommen,  in  den  stillen 
Sommermonaten  auf  eine  oder  mehrere  Wochen  nach  Hause, 
im  ganzen  spielt  die  Saison  in  der  Fabrikation  eine  geringere 
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Rolle  als  in  der  Konfektion.  Das  Verbot  der  Sonntagsarbeit 
wird  dazu  beitrn,£ron,  dafs  die  Ausfulirtmg  sich  besonders  bfttt* 
fender  Auftrjlr^o  auf  längere  Zeit  verteilt  wird. 

Zum  Si'ldubse  »ei  noch  erwähnt,  dafs  Löhnungstag  meist 
der  Sonnabend  ist,  "ft  auch  der  Froitaj?.  Bei  den  Stfieklohn- 
arbeiterinnen  erfolgt  die  Verrechnung  bereits  am  Schlüsse  des 
vorhergehenden  Tages. 

Fast  darchgängig  sind  die  Arbeiterinnen  auf  vierzehn- 
tägige Kündigung  gestellt 


Kap.  XI.  2.  Arbeitsorduunir:  Schliefsaug  des  Arbeitsvertrags; 

Arbeit^ehweis. 

Nach  8  184*  der  Gewerbeordnung  ist  fUr  jede  Fabrik 
von  mindesten  20  Arbeitern  eine  Arbeitsordnung  zu  erlassen« 
Vor  Erlafs  derselben  soll  den  Arbeitern  Gelegenheit  gegeben 

werden,  sich  darüber  zu  Äufsern. 

Beide  Verpflichtungen  sind  wie  im  allgemeinen  so  auch 
von  den  Wäschefabrikanten  recht  formalistisch  auf^cfafst  worden. 
Die  noch  zu  besprechende  Vereinigung:  der  Wiischefabrikanten 
hattf^  es  ^'wh  nacfi  ErLif«  der  Gewcrbeiiovell*'  vom  1.  Juni  1891 
zur  Auf;4abe  gemacht,  eine  Musterarbeitsonlnung  auszuarbeiten, 
welche,  soweit  dies  in  den  gesetzlichen  Grenzen  möglich  war, 
das  Interesse  der  Arbeitgeber  wahrnehmen  sollte.  Daher  sind 
die  Arbeitsordnungen  der  meisten  Fabriken  nach  einem 
Schema  aufgestellt,  halten  sich  mit  Knappheit  an  die  gesetz- 
lichen Erfordernisse  und  kennen  im  übrigen  nur  Pflichten  der 
Arbeiter.  Von  einer  lebendigen  Mitwirkuni::  dor  Arbeiter  bei 
der  Abfassung  ist  wohl  kaum  irfrendwn  dir  Kvdv  p^owoson. 
Die  Arbeitsordnung  hän^t  in  der  Fabrik  aus,  aber  „man  richtet 
sich  nicht  danach,**  sagte  nur  ein  Fabrikant.  Die  festgesetzte 
Arbeitszeit  wird  freilich  dank  der  guten  gewerbepolizcilit  h(in 
Kontrolle  selten  überschritten,  dafs  aber  die  Frühstücks-  und 
Vesperpausen  meist  nur  formell  eingehalten  werden,  wurde 
schon  berichtet. 

Dafür  werden  andere  Bestimmungen  der  Ordnung  zu 
Gunsten  der  Arbeiter  lässiger  gehandhabt.  In  vielen,  besonders 
kleineren  Fabriken  wird  nicht  streng  darauf  gehalten}  dafs  die 
Arbeiter  pünktlich  erscheinen,  und  namentlich  bei  verheirateten 
Arbeiterinnen  winl,  wt  ini  sie  zu  sjiiit  konniien ,  oft  ein  Auge 
zugedrückt.  In  den  ^nöfsereii  Fahriken  pilegt  umgekehrt  mit 
grofser  Strenge  auf  PiinUtliehkcit  geachtet  zu  werden,  und 
auf  das  geringste  Zuspätkonmien  sind  JStrafgelder  von  10 — 20 
gesetzt.    In  einem  aus  Arbeiterkreisen  stanmienden  Aufsatze' 


»  lü  der  „(Gleichheit"  vom  30.  Mai  1^94. 
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wird  b(>klag:t,  dafs  sicli  liier.'ins  ein  formliches  System  geliildet 
habe,  dafa  tür  30  wüciieiiiiich  die  Arbeiterinnen  sich  d.ns 
Recht  erkaufen  könnten,  tflpflieh  5 — lU  Miauten  zu  spät  kommen 
zu  dürfen.  Die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  habe  ich  nicht 
nachprüfen  können. 

Auch  wegen  anderer  Übertretungen  der  Arbeitsordnung 
sind  Strafgelder  ttblich,  z.  B.  wegen  SprecheuB  während  der 
Arbeit,  das  auch  im  Interesse  der  Gesundheit  mit  Recht  ver- 
boten ist. 

Doch  soll  an  diesen  Mitteln  der  Fabrikdisciplin  hier  keine 
Kritik  geübt  werden ;  scharf  zu  bekämpfen  ist  nur  die  Art, 
wie  sie  zum  Teil  gehandhabt  werden. 

Die  Bfaufbichtigung  der  Arbeit  lit^t  bei  den  Directricen 
und  in  oberster  Instanz  bei  dem  Werki'ührer ,  der  oft  auch 
die  Arbeit  vergiebt.  War  es  schon  bemerkt,  dafs  die  Direc- 
tricen ihre  Macht  recht  willkürlich  ausüben,  so  ist  das  doch 
viel  gefilhrlicher  bei  dem  männlichen  Werkführer. 

Die  yon  Ihm  begünstigten  Arbeiterinnen  sind  es  oft  nicht 
wegen  ihrer  Leistungen,  sondern  weil  sie  seine  Gunst  erkauft 
haben  —  durch  Schlimmeres  als  Geld  und  gute  Worte.  Auch 
der  Ton,  in  welchem  es  dem  Workfrihr^T  beliebt,  mit  den 
Arbeiterinnen  zu  sprei  lien ,  soll  häutig  zu  wünschen  übrig 
lassen.  Es  ist  nicht  schein,  wenn  in  einer  grofsen  Ffibrik  die 
Arbeiterinnen  nach  Kummern  gerufen  werden,  sicherlich  ist 
es  aber  unnötig,  dafs  in  derselben  Fabrik  der  Werklulirer  die 
Arbeiterinnen  mit  „Ihr**  anredet. 

Es  kommen  schlimmere  Willkürakte  vor.  Bemerkt  s.  B. 
ein  sehr  gefÜrchteter  Werkführer,  dafs  eine  Plätterin  spricht, 
so  dreht  er,  auch  wenn  es  noch  Vormittag  ist,  den  zu  ihrem 
Plätteisen  gehörigen  Gashahn  zu,  lafst  sie  nach  Hause  gehen 
und  beraubt  sie  so  ihres  Tagesverdienstes. 

Auch  in  anderer  Beziehung  ist  für  die  Arbeiterinnen  nicht 
überall  gut  gesorgt.  Die  Phttterinnen  müssen  der  grofsen 
Hitze  halber  in  leichter  Kleidung  arbeiten  und  sieh  daher  vor 
und  nach  der  Arbeit  umkleiden.  Meist  sind  auch  besondere 
Ankleideräume  vorhanden,  und  doch  wurde  mir  von  einer 
grofsen  Fabrik  berichtet,  wo  solche  fehlen,  und  wo  mit  nicht 
mifszuverstehender  Regelmäfsigkeit  der  Werkführer  durch  die 
Arbeitssäle  geht,  während  die  Arbeiterinnen  slt  li  umziehen. 

Gegen  solche  Übergriffe  giebt  es  nach  der  Arbeitsordnung 
den  Beschwerdeweg.  Aber  es  liegt  auf  der  Hand,  dal's  die 
Arbeiterinnen  nur  in  den  seltensten  Fallen  von  ihm  Gebrauch 
machen;  denn  dringen  sie  mit  ihrer  Beschwerde  bei  dem 
Prinzipal  durch ,  so  sind  sie  nunmehr  der  Mif^gunst  des  zur 
Anzeige  gebracliteu  Fubrikbeamten  ausgesetzt,  dringen  sie  nicht 
durch,  so  verlieren  sie  ihre  Stelle. 

Nach  dem  Gesagten  wird  der  Wunsch  nicht  unbillig  er- 
scheinen, dafs  in  den  Sälen  mit  weiblichen  Arbeiterinnen  auch 
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Dur  weibliche  WerkfUhrer  angestellt  werden.  Mag  in  anderen 

Induiitnen  männliche  Aufsieht  unentbehrlich  sein,  in  der 
Wäscheindustrie  ist  sie  es  offenbar  nicht,  das  beweist  nicht  nnr 
die  grofse  Zahl  der  Directricen,  sondern  nnch  das  Beispiel 
einzelner  Fabriken,  die  ohne  Werkführer  unter  oberster  l<ei- 
tung  einer  Directrice  arbeiten. 

Mit  Erftilhmg  dieser  Forderung  wäre  dan  Uebel  uatUr- 
licii  nicht  ganz  gehoben,  sind  die  Directricen  doch  vielleicht 
laanischer  als  ihre  männlichen  Kollegen,  aber  die  schlimmste 
Art  des  Mifsbrauchs  der  Disciplin  wäre  beseitigt. 

Das  Mittel,  mit  welchem  die  G«werbenoyelle  einen  Weg 
für  die  Beschwerden  der  Fabrikarbeiter  und  zuj^^leich  ein 
Organ  der  Verständigunfr  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgeber 
schaffen  wollte,  die  Begründung  von  Arbeiterausschüssen,  ist, 
soviel  mir  bekannt  «geworden,  nur  von  zwei,  und  zwar  den 
beiden  grüfsten  Fabriken  angewandt  worden. 

In  der  einen  ist  der  Ausscliiilb  bereits  wieder  nl)^eRrhafft, 
der  der  anderen  ist  seit  seiner  Begründung  im  Frühjahr  1892 
lebeuskiäftig  geblieben. 

SatzungsgemAfser  Zweck  desselben  ist:  Vertretung  der 
Interessen  der  Arbeiter,  Untersttitsung  der  Fabriklettungi 
Begutaclitung  der  erlassenen  bezw.  zu  erlassenden  Haus- 
und  Strafordnungen,  Ueberwachung  bestehender  sowie  Be> 
ratung  neuer  Einrichtungen  und  tSchiichtung  von  Streitigkeiten 
aller  Art« 

Der  Ausschufs  be^-^telit  aus  11  von  den  verschiedenen 
Abteibinf::on  jährlich  mittels  .Stimmzettels  gewälilten  Vertretern 
(4  aus  der  Pliitterei,  4  aus  tb'r  N?therei,  1  aus  der  8tärkerei 
und  2  aus  den  männlichen  Arbeitern).  Wählbar  sind  solche 
Arbeiterinnen  und  Arbeiter^  die  grofsj'ährig  und  3  Jahre  in 
der  Fabrik  beschäftigt  sind.  Der  Vorsitzende  wird  vom  Aus- 
schufs selbst  gewählt. 

£r  ladet  die  Mitglieder  zu  den  Sitzungen,  setzt  die  Tages- 
ordnung fest  und  leitet  die  Verhandlungen.  Von  der  Sitzung 
und  depMi  Ta^icesordnung  niui's  die  Firma  benachrichtigt  werden 
und   ist  (iureli   ihren  Prokuristen   in  der  Sitzung  vertreten. 

Auf  Verlangen  der  Finna  mufs  der  Vorsitzende  den  Aus- 
schuls  beraten.  Die  Finna  kann  l)eliebige  Anträge  stellen 
und  diese  nrnssen  auf  die  Tagesordnung  der  näeliöten  Sitzung 
gesetst  werden.  Eine  Besenlursfassung  Uber  von  den  Mit- 
gliedern selbst  in  den  Sitzungen  gestellte  Antrage  ist  zulässig 
nur,  wenn  die  Firma  und  der  Vorsitzende  keinen  Wider- 
spruch erheben.  Der  Ausschufs  kann  zur  Erledigung  be- 
stinunter  Fragen  Subkommissionen  bilden. 

Wie  oft  die  Sitzungen  stattfinden  sollen,  ist  in  den  Satz- 
ungen nM'ht  bestimmt.  Herkömmlicher  Weise  findet  allmonat- 
lich eine  srdche  statt.  Den  Hauptgegenstand  der  Thätigkeit 
bildet  die  Beilegung  von  Streitigkeiten  unter  den  Arbeitern. 
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Doch  küimiieii  auch  Mifsstäiiflo  in  der  Faln'ik  in  ihm  zur 
Sprache,  die  dann  meist  von  der  Fal)rikleitung  beseitigt  werden. 
Er  liat  bei  Abfuböung  der  Arbeitsordnung  und  gemäfs  deren 
§  10  bei  der  Festsetzung  der  Geldstrafen  für  Fälle  von  Über- 
tretung derselben  mitgewirkt.  Eine  SuVkomiatssion  überwacht 
die  von  der  Fabrik  eingerichtete  Kantine. 

Nach  der  Auskunft  des  Prokuristen  der  Firma  bewährt 
sich  der  Ausschufs  vorzüglich  Er  bilde  das  einfachste  Mittel, 
um  Mil'sverstiindnisse  der  Arbeiter  zu  zerstreuen,  und  um  ihnen 
die  mangehide  Berechtigung  undnrclifiilirbarer  F<irderungen 
kl  ir  zu  raaclicn.  Auch  von  Arbeiterseito  s-  hätzt  man  ihn. 
heine  Mitglieder  sind  gröfstenteils  Fachvcrciubniitgh'eder  und 
vertreten  dalier  energisch  die  Wünsche  der  Arbeiter,  ohne 
dafs  es  bisher  zu  einem  KonÜikt  mit  der  Fabrikleitung  ge- 
kommen wäre. 

Alierdings  mangelt  den  Arbeiterinnen  zum  Teil  das  Ver- 
ständnis fUr  die  Aufgabe  des  Ausschusses. 

Ich  habe  eine  Arbeiterin  dieser  Fabrik  gesprochen,  der 
nicht  einmal  die  Existenz  des  Ausschusses  bekannt  war,  eine 
andere,  die  von  seiner  \A'irksamkeit  und  der  Möglichkeit,  Be- 
schwerden an  ihn  zu  riehten.  nielits  wufste,  und  eine  dritte, 
welche  offen  ihr  Mifstrauen  gegen  den  Ausschufs  kundgab, 
weil  seine  Mitglieder  sieii  von  der  Firma  zu  allem  bereden 
liefsen,  was  die.se  wolle,  ^lag  dies  Mifstrauen  auch  nicht  be- 
rechtigt, mag  jene  Unkenntnis  auch  nur  vereinzelt  sein,  ein 
gutes  Zeichen  rar  ein  wirkliches  Sicheinleben  der  Organisation 
sind  beide  nicht  Trotzdem  mufs  die  Einrichtung  als  ein  er- 
freulicher Schritt  bezeichnet  werden,  dessen  Wirkungen  viel- 
leicht noch  unscheinbar,  aber  doch  von  Tragweite  für  die  Zu- 
kunft sind. 

Der  Beflarf  von  Arbeitskräften  wird  vom  Fabrikanten  in 
der  Hauptsache  und  am  liebsten  durch  die  in  der  eigenen 
Fabrik  angelernten  gedeckt.  Reichen  sie  nicht  aus,  und  dieser 
Fall  kann  auch,  ohne  dafs  die  Produktion  vergrülsert  werden 
soll,  leicht  eintreten,  indem  der  Abgang  von  Arbeiterinnen  in 
der  Regel  durch  Heirat  oder  andere  Gründe  ein  starker  ist, 
so  werden  neue  Arbeiterinnen  meist  durch  die  Zeitung  ge* 
sucht  Es  besteht  auch  ein  von  den  Arbeiterfachvereinen 
unterhaltener  Arbeitsnachweis,  von  dem  noch  zu  sprechen  ist 
der  sich  aber  nicht  der  ausgi  ^igsten  Benutzung  erfreut 

Von  der  Organisation  der  Fabrikanten  streng  und  wirk- 
sam bekSmpt't  wird  der  Kontraktbrueh.  Jeder  Arbeiter  mufs 
ein  Bueh  tuiiren  und  wird  von  den  der  Organisation  ange- 
hörigen  Fakrikanten  nicbt  angenommen  ohne  die  Bescheinigung 
des  letzten  Arbeitgebers,  dafs  er  ordnungsgemäfs  entlassen  sei. 
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Kap.  Xll.  3.  Jvgendliehe  Arbeiterinnen  nnd  Lehrlingswesen. 

Di(^  Zahl  der  in  den  VVftschefabriken  beschäftigten  jugend- 
lichen Arbeiterinnen  hat  in  den  ersten  Jahrzehnten  der  In- 
dustrie .stark  zugenommen,  scheint  aber  seit  der  Gew«  rbe- 
novellc  des  Jahres  18^*1  wieder  in  beti-äelitiieht'ni  Kiiekiranfj^e 
begriffen  zu  sein.  Aus  der  ersten  Zeit  liegen  mir  Zaiiien  nur 
vor  aus  den  Jahren  1874  und  1880,  aus  den  letzten  Jahren 
nur  von  1898  und  1894.   Danach  betrugen  die  Zahlen 

mttnnlich  weiblich  suaammen 


1874: 

4 

60 

64 

1880: 

78 

1893: 

8 

268 

271 

■  1894: 

10 

218 

228. 

Im  Alter  von  13  —  14  Jahren  befanden  sich  1874  nur  2, 
seit  1875  g-ar  keine  Arbeiterinnen,  es  handelt  aich  also  hier 
uur  um  solche  von  14 — 16  Jahren. 

Danaeli  iiat  di<'  Zahl  der  jugendlichen  Arbeiterinnen  von 
1874  bis  1893  um  338,  30*^  o  zugenommen,  vs  ahrend  die  Zahl 
der  erwachsenen  weiblichen  Arbeiterinnen  im  gleichen  Zeit- 
raum nur  um  276»  l  ^iq  wuchs.  Von  1893  bis  1894  dagegen  fiel 
die  Zahl  der  jugendlichen  Arbeiterinnen  um  20,  l^lo^  während 
die  Zahl  der  erwachsenen  erheblich  stieg.  Letztere  Er- 
scheinung ist  [Tf^Mfa  nicht  zufüllig,  sondern  eine  Wirkung  der 
gesetzlichen  l^t  stimmungen  und  deren  scharfer  Überwachung 
durch  die  Polizei.  Besonders  die  kleintMcn  Fabriken  halten 
lieber  gar  keine  jugendlichen  Arbeiterinnen  mehr,  'aU  dais 
sie  .sich  öfteren  Hesuchen  der  Polizei beamten  aussetzen,  die  sie 
als  lastig  eniprinden. 

Diese  Entwickelung  ist  gewifs  nicht  zu  beklagen.  Wo 
jugendliche  Arbeiterinnen  noch  beschäftigt  werden,  da  wird 
denn  auch  streng  auf  Innehaltung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
geachtet;  sie  werden  während  der  Frühstücks-  und  Vesjier- 
pausen  nicht  in  den  Arbeitsräumen  ;;eduldet,  sodals  f(lr  sie 
diese  Pausen  noch  Ruhepausen  sind.  Nicht  alle  Lehrmlidchen 
gehören  zu  den  jnp:endliehen  Arbeiterinnen,  in  der  IMütterei 
wohl  die  wenigsten,  da  hier  gröfaere  Körperkraft  erfordei' 
hch  ist. 

Das  Lehrlingswesen  ist  nicht  ganz  einheitlich  geordnet. 
Am  besten  steht  es  in  den  Fabriken,  welche  die  beste  \\'are 
herstellen,  denn  ihnen  liegt  am  meisten  an  sorgflQtiger  Aus- 
bildung der  Lehrlinge.  Qar  keine  Lehrzeit  ist  erforderlich 
^  die  Arbeit  der  Stärkerinnen,  Kloberinnen  und  Stemple- 
rinnen.  Als  solche  werden  daher  meist  jugendliche  Arbeiterinnen 
angestellt,  die  spKter  Nähen  oder  Plätten  lernen. 

Ffir  die  NUherei  und  insbesondere  die  PlUtterei  werrlon 
^egen  von  den  meisten  Fabriken  ständig  Lehrmädchen  ge- 
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sucht.  Es  sind  oiitwodor  Directricen  stellt  mit  der  eigensten 
Aufgabe,  die  Mädchen  anzulernen,  oder  diese  werden  besonders 
guten  Arbeiterinnen,  den  „Lehrmeist<  riiinen"  zuerteilt. 

Ersteres  ist  die  bessere  Einrichtung,  denn  die  Directrice 
kann  sich  mit  mehr  Mufse  ihren  Lehrlingen  widmen,  als  die 
Arbeiterin-LebrmeUterin,  die  ihren  Tagesverdienst  nicht  ver* 
ring(  rt  sehen  will. 

Um  die  Lehnneisterinnen  zu  entschädigen,  ist  in  vielen 
Fabriken  üblich,  dafs  sie  die  Lehrgelder  erhalten.  Die  üb- 
lichen Lehrzeiten  sind  für  die  Näherinnen  und  Plätterinnen 
6  Wochen,  das  Lehr<^eld  betr;if^t  für  die  Nälierinnen  6 — 0 
ftir  die  Plätteriiinen  10 — 15  .M.  Nicht  innner  reclmct  die 
Lehrzeit  nach  Wochen;  in  eiiu  r  Fabrik  z.  B.  mufs  das  Lclir- 
mädchen  in  der  Plätterei  40  Dutzend  Kragen  gut  büffeln,  um 
ausgelernt  zu  haben,  wozu  die  meisten  6  —8  Wochen  brauchen. 

£iDe  EigentOmlichkeit  der  Lehrverträge  erklärt  sich  aus 
dem  bereits  öfter  erwähnten  Arbeiterinnenmangel.  In  Ter- 
schiedcnen  Fabriken  nämlich  müssen  sich  die  Lehrmädchen 
ver]>flichten,  nach  der  Lehrzeit  ein  oder  mehrere  Jahre  in 
derselben  Fabrik  zu  arbeiten,  während  sich  der  Prinzipal  das 
Hecht  vorbehält,  sie  auch  früher  zu  entlassen. 

Für  die  Durchführung  dieser  Klausel  sorgen  die  schon 
erwähnten  Mafsregeln  der  Fabrikanten  ^^en  den  Koiitrakt- 
bruch.  Darum  mufs  auch  der  Prinzipal,  welcher  eine  Arbeiit  rin 
vor  der  Zeit  entläfst,  für  die  sie  sich  verpflichtete,  die  übliche 
Bescheinigung  ausstellen,  dafs  sie  ordnungsroäfsig  entlassen  ist 

Um  Lehrlinge  anzulocken  und  die  ausgelemten  festzu- 
halten, wird  itf  einigen  Fabriken  das  Lehrgeld  nach  ein^  zwei 
oder  drei  Jahren  der  Arbeiterin,  welche  bis  dahin  in  dei 
Fabrik  geblieben  ist,  zurückgezahlt,  und  in  einer  dieser 
Fabriken  ist  neuerdings  sogar  unentgeltliche  Lehrzeit  ein- 
<i'"iVdtrt  worden.  7a\  Zeiten  grolsen  ArV)eiterniangeU  hat  man 
auch  frulicr  »chon  zu  diesem  Nüttel  gegrilfen. 

Die  Ausbildung  der  Ldinnjidchen  ist  von  vornherein  auf 
das  Nahen  oder  Plätten  eiiit;.s  und  desselben  Artikels  beschränkt, 
und  darin  liegt  ein  grol'ser  Mangel.  Allerdings  wird  es  der 
tüchtigen  Arbeiterin  später  nicht  schwer  werden,  sich  auch  in 
eine  andere  Arbeit  zu  finden,  aber  auch  ihr  könnte  eine 
bessere  Lehrzeit  viel  Mühe  und  kostbare  Zeit  ersparen. 

Die  meisten  Fabriken  lernen  so  viel  Lehrlinge  an,  als  sie 
irgend  bekommen  können.  In  der  gröl'sten  Fabrik  werden 
iMfiHieh  an^eh'rnt  ca.  100  Lehrlinge  in  der  Nälierei.  ea.  150 
in  der  Plattcrei,  das   ist  über  V4  der  Zahl  d"r  Arbeiterinnen. 

Manch»'  lernen  also  mehr  an,  als  sie  sj>ater  selbst  be- 
schäftigen künnen.  S  . lange  der  Bedarf  nach  Arbeitskräften 
immer  noch  steigt,  hai  das  keine  schädlichen  Folgen,  wohl 
aber  wären  diese  zu  besorgen,  wenn  einmal  die  Produktion 
eingeschränkt  werden  müfste.    £&  werden  sich  dann  manche 
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Fabriken  Dur  zu  sehr  daran  gewöhnt  haben,  mit  yielen  Lehr- 
lingen SU  arbeiten^  deren  Anlernen  ihnen  zu  einer  Quelle  des 
Gewinnes  geworden  ist. 


Kap.  XilJ.  4.  Arbeitsräame  Bnd  Hygiene. 

Die  Arbeitäräume  sind  in  den  Wäsche t'abi'iken  Berlin« 
duichaua  verschieden, 

Ihre  Beschaffenheit  ist  am  besten  in  den  grOisten  Fabriken 
mit  eigenen  Gebäuden,  die  alle  erst  ziemlich  neu  sind. 

Sind  Licht  und  Luft  die  ersten  Erfordernisse  jeder 
Arbeitsstfttte.  so  sind  sie  von  ganz  besonderer  Bedeutung 
die  AA'äsrhetabrikation.  Die  Näherinnen  müssen  vor  allem 
mit  den  Augen  ihre  feine  Arbeit  verrichten,  die  Platterinnen 
müssen  sieh  ^egen  die  von  jedem  Rü^ehMsen  ausströmende 
Hitze  .schützen.  Gegen  das  erste  Gebot  wird  weiiiiLi^ei-  gefehlt 
als  gcgt  ii  das  letzte.  Es  ^ieht  mir  wenige  F  ihrikcn,  wo 
nicht  im  Sommer  in  den  riättöiilcn  eine  last  uuui  trägliche 
Temperatur  herrscht;  36  Grad  R4aumur  sind  dann  keine 
Seltenheit.  Dazu  kommt  aber  noch  die  Verschlechterung  der 
Luft.  In  den  PlättsOlen  ist  es  verboten,  die  Fenster  zu  öffnen, 
da  von  draufsen  Rufs  und  Staub  hineinfliegen,  sich  auf  die 
Wttsche  legen  und  an;i;e|)lättet  werden  könnten. 

Durch  das  Bügeln  der  nassen  und  gestärkten  Wäsche 
entsteht  ein  feuchter  Dunst,  der  die  Luft  verschlechtert.  Der 
^Holste  Übelstand  besteht  aber  da,  wo  die  GtisplHtterei  ein- 
geführt ist.  Einmal  wird  bei  dem  Verbrennen  eine  IVfen^e 
Kohlensäure  erzeugt,  dann  aber  besteht  die  Gefahr,  dals  nicht 
alles  ausströmende  Gas  vollständig  verbrennt,  sodals  sich  die 
äufserst  schädlichen  Kohlenoxyde  bilden;  endlich  kann  da- 
durch unverbranntes  Gas  entströmen ,  dals  der  Schlauch  un- 
dicht wird.  Um  all  diese  Gefahren  zu  mindern,  hat  die  Be- 
hörde das  Anbringen  Yon  Ventilatoren  angeordnet,  welche  die 
schlechte  Luft  aufsaugen  sollen.  Solche  sind  denn  auch  in 
den  meistf^n  Fabriken  zu  finden,  aber  nicht  immer  erfüllen  sie 
ihren  Zweck.  Vor  alh  in  aV)er  ist  meist  zu  wenig  »Sorge  ge- 
tragen, dafs  auch  wieder  frische  Luft  einstrciint 

In  der  Zeitschrift  der  Centraistelle  für  Arljeiierwohlfahrts- 
einrichtungen  ^  berichten  Dr.  P.  Fcrnandez-Krug  und  Dr. 
W.  Hampe  über  Luftuntersuchungen,  die  sie  auf  Veranlassung 
des  Königlichen  Gewerberats  für  Berlin  in  den  Plättsälen 
zweier  gröfserer  Wäschefabriken  angestellt  haben.  Das  Er- 
gebnis war,  dafs  zwar  Kohlenoxyd  nicht  gefunden  wurde^  wohl 
aber  grofse  Menpren  Kohlensäure,  hohe  Temperatur  und  starker 
Feuchtigkeitsgehalt  der  Luft    in  der  ersten  anscheinend  gut 
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eingerichteten  Fabrik  fanden  sich  2,5**  oo  Kohlensäure,  in  der 
zweiten  einmal  2,1 — 2,4**  oo,  ein  anderes  Mal  2,8 — 3,4  und 
ein  drittes  Mal  naeli  Einrichtung  von  droi  Exhaustoren  noch 
1,2^  00.  während  Pettenkofer  als  hr>ehsteii  nicht  gcsundhoitj^- 
schüdlichen  KohlensMuregehalt  1,0*^  oo  angiebt.  In  dieser  Fabrik 
war  die  Temperatur  bei  11,5^'  C.  im  Freien:  25,2^  C.  und 
bei  13**  im  Freien:  27,G*^  und  nach  Verbesserung  der 
Ventilation  bei  26,5^  im  Freien:  38,6 ^  Die  Untersuchung 
soll  noch  weiter  susgedehnt  werden,  auch  auf  kleinere 
Fabriken,  in  denen  die  Verhältnisse  zweifellos  noch 
schlechtere  sind. 

Die  Pliittarbeit,  und  insbesondere  die  GaspUtterei  ist  denn 
auch  der  Gesundheit  äufserst  unzuträglicli. 

Die  Plätterin  niufs  den  ganzen  Ta^^  mit  Ausnahme  der 
Mittagspause,  oft  nicht  einmal  der  an<l<  r<'ii  Pausen,  stehen. 


Fuföleiden,  und  wenn  sie  zu  früh  nach  Geburten  arbeitet,  zu 
Unterleibskraukhcitcn.  Sie  mufs  bei  der  Hantierung  mit  dem 
Bügeleisen  fortwährend  einen  starken  Druck  ausüben,  bei  den 
Gasplätteisen  noch  mehr  als  bei  den  schwereren  Bohseneisen, 

sie  steht  darum  breitbeinig  da  und  ruft  dadurch  Unterleibs- 
krankheiten hervor.  Oder  wenn  sie  niclit  kräftig  genug  ist, 
nimmt  sie  die  üble  Gewohnheit  an,  sich  mit  der  Brust 
oder  der  Seite  auf  das  Pl.lttoisen  zu  legen;  auch  sonst  beugt 
sie  sicii  bi  i  der  Arbeit  vornüber  und  schadet  so  ihrer  Lunge. 
Sie  muf&  angctolrengt  mit  (Mm  r  Hand  in  stets  gleichförmiger 
Bewegung  arbeiten,  und  es  können  sich  dadurch  Gelcuk- 
krankheiten  oder  gar  Mubkelschwund  herausbilden. 

Sie  atmet  den  von  der  Wäsche  au&teigenden  Dunst  oder 
das  ausströmende  Gas  ein  und  zieht  sich  Halskrankheiten  su. 
Endlich  arbeitet  sie  den  ganzen  Tag  in  überheifser  Temperatur 
und  wird  empfindlich  gegen  jeden  Luftzug,  jede  Abkühlung. 

Von  ganz  anderer  Art  ist  die  Arbeit  der  Näherinnen. 
Sie  sind  nicht  in  dem  Grade  schädÜehen  Finwirkunp^en  durch 
die  sie  umgebend'^  Luft  .lus^i^esetzt  als  die  Plätt(*rinnen,  und 
sie  hallen  nicht  wie  diese  bei  der  Arbeit  /u  stehen,  sundern 
zu  sitzen.  Dagegen  ist  es  bekannt,  wie  schädlich  längeres 
Arbeiten  an  der  Kähmaschine  auf  den  weiblichen  Körper 
wirkt'.  Ein  Obelstand,  der  nichts  mit  der  Arbeit  zu  thun 
hat,  ist  die  bei  Näherinnen,  die  im  Hause  ihrer  Eltern  wohnen^ 
sich  zuweilen  findende  Gewohnheit ,  erst  nach  der  Fabrik- 


'  Der  Jahresbericht  der  Oewerbeinspektoren  für  1888  meldet  aus  Dres« 

den:  «Umfangroii'h«'  ;ir/tlir!ie  Erraittc'Innjrmi .  wi  ldi.'  im  Atif^iclit-he/irk 
Dresden  über  den  Eiutluls  dur  ^läbmaHcliiaeuarbeit  auf  die  körperüclie  J^t- 
widcelung  uud  Gesondbeit  der  Arbeiterinnen  in  Spinnereien,  Webereien  and 
anderen  der  Textiliuduxtric  zugchön^M'U  Itctrit')»on  aiigi^-stellt  wordou  sind, 

Itahfn  f'r</«''"'n.  fl.ii'>  il  i^-  vielstündigt^  {uihallende  Sitsion  nml  tl.u-  Treten  der 
>iahamst;hincm>edHle,  weiche«  eine  beiitündige  MiiakelauKiehuug  ohne  i'au&e 
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arbeitszeit)  zu  Hause  warm  zu  essoD,  was  für  den  Magen  un- 
zutniglich  ist. 

Das  Vorwiegen  bisiiiinnter  Krankheiten  in  einem  Gewerbe 
statistisch  festzustellen,  ist  ungemein  schwer.  Es  ist  im  l'ol- 
genden  versucht  worden,  die  von  der  Gewerbedeputation  ge- 
führte Statistik  der  Erkrankungen  in  den  Berliner  Kranken- 
kassen in  dieser  Richtung  su  verwerten.  Doch  ist  von  vorn- 
herein zu  bemerken,  dafs  diese  Zahlen  nur  mit  Vorsicht  zu 
benutzen  sind.  Erstens  beziehen  sie  sich  nur  auf  die  „er- 
werbsunfähigen" Kranken,  während  die  Zahl  der  erwerbs- 
fähigen drni-  bis  viermal  so  grols  ist  Ferner  beruhen  sie 
auf  d»-n  Krankcnzi'tteln ,  wcK-he  <h'r  Kassenarzt  nach  der 
ersten  Diiigno.se  au.s.stellt.  War  diese  falsch,  so  wird  der 
Zettel  nicht  mehr  geändert.  Es  ist  nicht  immer  Irrtum,  der 
den  Fehler  veranlafst:  „Es  ist  grausam,  der  Arbeiterin  schwarz 
auf  weifs  mitzugeben,  dafs  sie  die  Schwindsucht  hat,**  sagte 
mir  ein  Kassenarzt,  und  aus  fthnlichen  Gründen  figurieren 
8yi>hili8  und  andere  Geschlechtskrankheiten  meist  als  „Unter- 
leibskrankh  eite  n " , 

In  der  folgenden  Tabelle  werden  die  Ziffern  ftir  die 
wichtigsten  Krankheiten  in  der  ^Drtskrankcnkasse  für  die 
Wnschefabrikation"  in  <h'n  Jaliren  1888,  1889,  1891  und 
1892*  zu8amrnen<;estellt  mit  (h  ji  entsprechenden  Zahlen  für 
alle  (92)  Berliner  Krankenkassen  aus  dem  Jahre  1891  ^  und 
denen  für  die  weiblichen  Mitglieder  der  Ortskraukeukasse  der 
Schneider  für  die  Jahre  1893  und  1894».  (Siehe  Tab.  VI  am 
Schlüsse  des  Buches.) 

Zum  Verständnis  der  Tabelle  sei  noch  bemerkt,  dafs 
Mitglieder  der  Ortskrankenkasse  für  die  Wüschefabrikation 
fast  nur  weibliche  Arbeiter  sind,  da  die  meisten  Zuschneider 
einer  eingeschriebenen  Hülfskas^e  nnf;::ohflren.  und  dafs  es  zum 
gr<»rs**r(Mi  Teile  PlJttterinnen,  zum  kleineren  Näherinnen  und 
sonstig**  Arl)eiterinneu  sind. 

Au»  dieser  Tabelle  sei  nunmehr  das  Verliältnis  der 
Erkrankungsziffer  für  einzelne  Krankheiten  zur  Mitgliederzahl 
der  Kassen  und  zur  Zahl  der  Erkrankungen  überhaupt  ver- 
gleichsweise berechnet  (Siehe  Tab.  VII  am  Schlüsse  des 
Buches.) 


erfordert,  eine  llemmunp  des  blutamlanfs  und  dadurch  Bleichsaeht,  an- 
dauernde Müdigkeit  und  Kopfschmer/en  zar  FolßT  hat.  Die  zuneluiK  nrlc 
Einführung  der  mit  Triebkraft  bewejjten  Nähmaschinen,  welche  an  mehreren 
8tell«n  faerroi^treten  ist,  ist  daher  im  Interesse  der  weiblichen  Arbeiter 
freudig  Till  lio^-^rnfsen". 

'  Die  Zahlen  für  1680  imd  1889  tiadeu  »ich  im  Statist  Jahrbuch  der 
Stadt  Berlin,  die  fllr  1891  nnd  1892  sind  nnvereffentlichtes  Material  des 
Statistischen  Amtes  il<  r  Stadt  Herlin,  «lt?sseu  Mitteilung  ich  der  gütigen  Er- 
laabnis  des  Herrn  Geh.  Heg.  Kat  Böckh  verdanke. 

•  Stat  Jahrb.  Iö92  8.  2^2  ff. 

*  Mitgeteilt  von  Timm  in  der  Sos.  Praxis  1895  No.  29. 
Formihungen  (61)  XIV  2.  —  Feig.  7 
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In  dieser  'J^abcllr*  fällt  am  meisten  niif  rlie  o^rofse  Prozent- 
zalil  der  Augenkraiikl»eiien  bei  der  Kub^e  i'nr  die  Wüsche- 
faljrikatiun.  Sie  ist  offenbar  auf  Rechnung  der  Pliitterei,  ins- 
besondere der  Gasplätterci  zu  schreiben,  wie  mir  dies  auch 
die  Erfahrung  eines  Augenarztes  bestätigte. 

Im  entgegengesetzten  Sinne  auffallend  ist  die  verhältuis- 
mäfsig  geringe  Beteiligung  der  Wäschearbeitennnen  in  der 
zweiten  Rubrik  (Blutmangel).  Die  Ursache  hienron  liegt  wohl 
darin,  data  es  unter  den  Pluttcu  innen  nur  wenige  jugendliche 
Arbeiterinnen  giebt^  und  dafs  sie,  die  fast  ausnahmslos  vom 
Lande  stammen,  im  ganzen  weit  kräftiger  sind  als  die 
Nuherinrien.  Wie  sehr  gerade  die  MascIiinennUherinnen  an 
di<  spr  Kraiiklif'it  leiden,  beweisen  die  ZaliK  n  für  die  weiblichen 
^liii;lit'(l(>r  der  Srlin«^idprka.sse,  fast  ausnahmslos  Nähf-riimen 
aus  allen  Konfekiionsiiidustrien  mit  Ausnahme  dar  W'iisdie- 
konfektion.  Deren  Arbeiterinnen,  soweit  sie  überhaupt  ver- 
sicherungspHichtig  sind  (d.  h.  in  Arbeitsstubeu  beschäftigt 
werden)  gehören  zur  Wäschefabrikationskasse. 

Dafs  auch  bei  den  Wäschenäherinnen,  insbesondere  den 
jugendlichen,  die  Bleichsucht  aufserordentlich  verbreitet  ist, 
bewies  mir  die  Auskunft  eines  alten  und  erfahrenen  Kassen- 
arztos,  weK-her  schützt,  dals  90 ^'  o  der  jugendlichen  Wäsche- 
arbeiterinnen  bieichsüchtig  seien! 

Das  Vorwiegen  der  Plätterinnen  in  der  Krankenkasse 
zeigt  sich  wieder  in  dem  hohen  Prozentsatz  von  Erkrankungen 
an  Halsentzündung'  l)os<,ii(l(  rs  im  .Taluc;  1892,  d.  h.  nach  all- 
gemeiner<;r  Einrnln  iiii;^"  der  rj.ispl.-itt»  rci .  wo  er  doppelt  so 
hoch  ist  als  der  allgemeine  Prozentsatz  und  der  in  der 
Schneiderkasse. 

Die  traurigste  Erscheinung  bilden  die  Zahlen  der  letzten 
Spalte :  die  mörderische  Lugenschwindsucht  herrscht  unter  den 
Ai*beiterinnen  der  Wäschefabrikation  in  um  ein  Drittel  höherem 
Mafse  als  bei  der  Berliner  Arbeiterschaft  im  allgemeinen. 
Auf  Rechnung  der  fUr  die  ganze  Statistik  geltenden  Fehler- 
quellen wird  man  diesen  Unterschied  nicht  setzen  können. 

Interes?<ant  ist  eine  Zusammenstellung  der  Erkrankungsziffer 
<ler  Ortskrankenkasse  mit  der  der  Betriebskrankenkasse  der 
Fal)rik  von  Wölfl'  A  Olascrfeld.  Diese  Fabrik  ist  die  gröfste 
Berliner  W.'i^rhefabrik  und  hat  Arbeitsräume  von  mustergültiger 
Höhe,  Beleuchtung  und  Ventilation. 

.TedoTTfall^  ist  <lie^^  flor  liaiiptsriflilichstt'  (Jruiid.  dals  die 
( Ji'>uii<lli<Mtsverhaltnisse  hier"  weit  Im'v-,.'!-  sind  als  in  (b-i-  Urts- 
kraukcHkjusc.  Als  anderer  Oruiul  wurde  mir  von  sach- 
kundiger Seite  die  grolserc  Kontrolle  bezüglich  der  Simulation 
in  der  Betriebskrankenkasse  angeführt,  allein  er  dürfte  fbr 
die  erwerbsiinßthigon  Kranken,  um  die  es  sich  hier  handelt, 
kaum  zutreffen. 
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In  der  folgenden  Tabelle  wird  die  Zahl  der  Erkrankungen, 
Sterbefälle  und  Krankheitstage  verglichen  fCir  die  Ortskranken- 
kassp.  die  Betriebskrankenka.sse  von  WolfT  (ilaserfeld  und 
sinitlirhe  Berliner  Krankenkassen.  (bielie  Tab.  VJil  am 
Schlüsse  des  Jiuches.) 

Die  B(;tri*  ])ska8ae  hat  die  weitaus  niedrigsten  Zahlen. 
Dafs  die  Ziffern  i'ur  biimtliclie  Kassen  die  höchsten  sind,  spricht 
fdr  einen  verhältnismärsig  günstigen  Gesundheitszustand  in  der 
Wftschefabrikation.  Um  so  auffallender  ist,  dafs  die  Zahlen 
für  die  Krankheiten  der  Tab.  VII  bei  der  Wfischefabrikations- 
kasse  soviel  höher  sind  als  bei  <Ier  flrsMmtlieit  der  Kassen. 

Die  Sterblif  likritszahlen  hal)en  für  ähnliche  Kücksehlüsse 
geringen  Wert,  da  die  Wäschefabrikarbeiterinnen  ihrem  Berufe 
selten  bis  zum  Lebensende  treu  Vileihrn.  Entweder  sie  heiraten 
und  scheiden  damit  aus  der  Fabrik  aus,  oder,  und  das  gilt, 
wie  noch  auszuführen,  In  >'>n(lers  von  den  Plätterinnen,  sie 
wenden  sich  etwa  nach  dem  vierzigsten  Jahre  andttren  Be- 
rufen zu,  sodafs  unter  den  Mitgliedern  der  Wiischefabrikations- 
kasse  hauj^tsnchlich  Altersklassen  mit  geringer  Sterblichkeit 
vertreten  sjnd.  Aus  mir  mitgeteilten  Zahlen  der  Ortskranken- 
kasse koniitp  ich  die  Sterblichkeit  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1885— 1890  auf  sogar  nur  0,49<»/o  der  Mitgliederzahl  be- 
rechnen. 

Die  entsprechendon  Zahlen  dor  Srdmeiflerkasse  sind  nach 
Timm:  1891:  0,95%  1892:  (U)9"  o,  1893:  0,82%,  1894:  0,79"  o. 

Wo  der  Hebel  anzusetzen  ist.  um  eine  Besseninir  des 
Gesundheitszustandes  in  der  Wäschel'abrikalion  herl)eizutührun, 
das  Ichren  die  günstigen  Eikrankungszahleu  der  Betriebs- 
krankenkasse. 

Die  Arbeitsräume  müssen  tiberall  noch  mehr  nach  hygie- 
nischen Grundsätzen  r'ingericlitet  werden,  und  dazu  gehört 
vor  allem  eine  ausreichende  Ventilation. 

Das  System,  welches  dir  Fabrik  von  Wolff  A  Glaserfeld  in 
der  G njsplflttfT^i  nnwondt-t.  wird,  obwohl  e-.  iitToidKii'  dor  G<'s:niit- 
heit  (Irr  Arbeiter  ziitr;i,Lrli(lu^r  ist.  in  antl<'n'n  l'';il)rikiMi  kaum 
Kachalimung  rinden,  da  es,  wie  sehon  erwähnt,  teurer  und  tech- 
nisch unvorteilhafter  ist  als  da>  Schlauchsvstem.  Andererseits 
Wäre  die  Forderung  an  die  Fabriken,  zum  Jiolzensystem  zuruek- 
zukehren,  unerflülbar  und  nicht  angebracht,  da  auch  dies 
System  Nachteile  für  die  Arbeiterinnen  birgt.  Es  werden 
also  durch  Verbesserung  der  Ventilation  und  durch  Mafs- 
regeln,  welche  ein  Ausströmen  und  mangelhnftes  Verbrennen 
des  Gases  unmöglich  machen,  wie  sie  seit  EintVihrung  der  (4as- 
plütterei  zum  Teil  bereits  ancrewandt  werden,  die  Schäden 
möglichst  vollständig  beseitigt  werden  müssen  ^ 

'  In  N1>.  2  der  Zfit-fchr.  der  (A  ntr;ll.^t.  Hir  Ail»citt  r- Wnlilfalirtsoinr.  1^06 
wird  die  Bf'sj»m-l>un<r  oiiu>.s  iumu  ii,  i\<-r  (ji  sundlii  it  zuträglicheren  Plattsvstems 
luigekundigt,  daA  in  Eiigland  augcwaudt  werde. 

7* 
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Gegen  die  nachteilifj^o  WirknnL'-  der  Nflhrnascliine  ist  ein 
Mittel  bereits  ^^efiinden,  das  gerade  in  <leii  Faljriken  mit 
Leichtigkeit  anwendbar  wäre,  der  Jietrieb  der  Maschine  durch 
Dampf. 

Eingeführt  ist  der  Dampfbetrieb  für  bämtliche  ISiih- 
maschinen,  nicht  nur  die  Enopflochmaflcliineny  soweit  mir  be- 
kannt, nur  in  3  Fabriken.  Die  Inhaber  von  zwei  derselben 
bestätigten  mir,  sie  hätten  bereits  einige  Monate  nach  ESn- 
Ehrung  der  Dampfnäherei  beobachtet,  dafs  ihre  Näherinnen 
gesunder  fiussähcn  als?  zuvor. 

Leider  bewirkt  der  Dampfbetrieb  keine  betr  ii  cli  tl  i  e  h 
gi'öfsere  Leistnngstahigkeit,  also  fehlt  nach  diesfr  Rielitung 
der  Antrieb  tVir  .^einc  Eintührun;?.  Dafs  sie  jedeiiialls  in 
etwas  erhr)lit  wird,  gelit  schon  daraus  hervor,  dafs,  wie  mir 
wenigsteuö  von  einer  dieser  Fabriken  berichtet  wurde,  die 
Stttcklohnsätze  nach  £Snführung  des  Dampfbetriebs  herab- 
gesetzt  worden  sind.  Der  erforderliche  Mehraufwand  Ton 
Dampfkraft  ist  verschwindend  gering  und  wUrde  wohl  in 
allen  Fabriken  von  den  bestehenden  Dampfanlaj^on  geliefert 
werden  können.  Rechnet  doch  ein  Fabrikant  die  Tretkraft  von 
200  M«^dchen  gleich  nur  einer  Pferdekraft,  sodafs  je<lenfalls 
2—3  PferdekrSfte  in  den  gröfsten  Fabriken  dem  Bedürfnisse 
genügv'ii  würden. 

Grrifsere  Kooten  würden  natiudicli  die  Veränderungen  an 
den  ]Salimaschinen  beanspruchen.  Aber  sollte  die  Gcöundheit 
ihrer  Arbeiterinnen  den  Fabrikanten  nicht  eines  kleinen 
Kapitalaufwandes  wert  sein,  der  sich  mittelbar  sicherlich 
durch  gröfsere  Leistungslkhigkeit  und  Arbeitsfreudigkeit  der 
Arbeiterin  bezahlt  machen  wtirde?  Zum  mindesten  sollten  es 
die  grofsen  Fabriken,  die  die  Dampfnilherei  nocli  nicht  ein- 
geführt haben,  als  eine  Ehrenpflicht  betrachten,  dies  zu  thun. 

Eine  Besserung  aber  ist  aueh  schon  mit  Beibehaltung  der 
Tretmaschinen  nni^^lieh,  dals  niindieh  das  Vorrichten,  wie  es 
schon  vielfaeli  geschieht,  stets  durch  die  Maschinennäherin  er- 
folgt. Dann  nmU  die^cdie  anstrengende  Thfttigkeit  fortwährend 
mit  Handarbeit  vertauschen,  während  deren  die  Füfee  ruhen 
können.  Aber  den  Singer-Stepperinnen  kann  dieser  Vorteil 
nie  zu  gute  kommen,  und  er  wird  auch  leicht  in  Widerspruch 
geraten  mit  der  Tendenz  zur  Ausd 'hnnng  der  Arbeitsteilung. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  auf  die  Gefahr  von  Unfällen  und 
ihre  Verhütung  hingewiesen.  Wo  in  der  Plätterei  noch  das 
Rol^ensystem  bestellt,  da  kommt  es  vor,  dals  sieh  die 
Plätterin  bei  Ent^ei;ennahnie  des  ^^bilienden  Holzens  verbrennt; 
doch  entsteh»'!!  ernstere  TTntalle  d.idnreh  wohl  selten. 

Da^<'*ien  birgt  wirkliche  Getalir  die  Arbeit  an  den  Wring- 
und  Siarkemaschinen.  Zwar  soll  an  diesen  Ma^'hinen  eine 
Schutzvorrichtung  angebracht  werden,  und  sie  ist  es  auch  in 
den  meisten  Fallen;  aber  wiederholt  rorkommende  UnidÜle 
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—  Quetschungen  —  beweisen,  dafs  die  Schutzvorschriften 
nicht  überall  befolgt  werden.  Es  ist  das  um  so  gefährlicher, 
als  an  solche  Maschinen  meist  jugendliche  Arbeiterinnen,  die 
eben  erst  das  vierzehnte  Lebensjahr  vollendet  haben,  gestellt 

werden. 

(rliickiicherweise  handelt  es  sich  bei  dem  Gesagten  nur 
um  Ausnahmen,  und  deitens  der  Gewerbeinspektion  wird  nach 
Kräften  auf  die  Innehaltung  der  Schutzvorschriften  geaclitet. 

Im  gansen  aber  zeigt  sich  deutlich,  wie  sehr  es  in  der 
Hand  selbst  des  einzelnen  Fabrikanten  liegt,  auf  das  Wohl 
und  Wehe  seiner  Arbeiter  einzuwirken,  wie  grofs  seine  Ver- 
antwortlichkeit und  wie  gering  noch  heute  das  Bewufstsein 
derselben  istl 

Kap.  XIV«   n.  Die  sociale  Stellimg  und  Lebens- 
haltung der  Arbeiterinnen. 

Die  Arbeiterinnen  der  Wttschefabrikation  zerfallen  in 
zwei  social  scharf  gesonderte  Gruppen :  die  Plätterinnen  einer- 
seits, die  Näherinnen  und  fibrigon  Arhoitcrinnen  andererseits. 

Was  sie  trennt,  ist  am  wenigsten  der  Unterschied  im 
Einkommen,  der,  wie  wir  sehen,  recht  gering  ist,  es  ist  viel- 
mehr ihre  Herkunil. 

h^s  war  schon  öfter  erwähni,  dafs  die  riatterinnen  mei»l 
vom  Lande  stammen.  Sie  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  frühere 
Pienstmädchen.  Die  Gründe ,  aus  welchen  sich  diese  fast 
nur  vom  Lande  rekrutieren,  sind  bekannt:  Der  Städterin  be- 
hagt  nicht  die  Unfreiheit  und  Unterordnung  des  Gesinde- 
diensteS;  und  nur  noch  unter  den  patriarchalischen  Verhillt- 
nissen  des  Landes  oder  der  Landstadt  findet  sich  die  Willig- 
keit zu  ^dienen".  Aber  „IStadtlutt  macht  frei".  8chon  der 
Zu|^'  in  die  Stadt  ist  für  viele  dieser  Mädchen  ein  Schritt 
nicht  XU  grüiserer  Gebundenheit,  sondern  zu  gröfseror  Freiheit. 
Hier  aber  lernen  sie  erst  die  Möglichkeit  kennen,  eine  nocli 
ausgedehntere  Freiheit  2U  benutzen.  Es  ist  gewifs  oft  kein 
ideales  Unabhängigkeitsstreben,  sondern  Lebenslust,  Eitel- 
keit, Vergnügungssucht,  was  die  Mädchen  nach  einigen  Jahren 
des  Dienstes  treibt,  denselben  zu  verla.-isen.  Aber  zu  Grunde 
liegt  dem  allen  doch  der  den  ^lenschon  innewohnende  Frei- 
heitsdrang, der  ihnen  den  Kampf  um  das  tiigliche  Brot  ver- 
bunden mit  Selbstbestimmung  wertvoller  erscheinen  läfst,  als 
<lie  h\ille  von  Speise  und  Trank,  erkauft  durch  persönliche 
Abhängigkeit. 

Eine  TliUtigkeit,  welche  fabnivuialsig  ausgeübt  wird  und 
diesen  Mädchen  doch  durch  ihre  bauswirtschaftliche  Bcschilf- 
tigung  vertraut  ist,  ist  das  Plätten.  Und  ist  dies  auch  an  neuer 


i^yj^ud  by  Google 


102 


XIV  2. 


Wä«cho  schwieriger  als  an  alter,  ao  düukt  es  ihuen  doch 
leicht  zu  erlernen. 

Warum  aber  bleibt  die  Neuplfttterei  nur  auf  den  Zu- 
lauf aus  diesen  Kreisen  angewiesen,  trotasdem  sie  besser  be- 
zahlt wird,  als  die  weibliche  Arbeit  in  vielen  anderen 
Fabrikationszweigen  V  Auch  hienmf  ist  die  Antwort  schon 
früher  gegeben :  Kobuste  Körperkraft  erfordert  diese  Arbeit, 
und  die  ist  bei  dem  bleichsUchtigen  Rinde  der  Grofsstadt 
nicht  zu  finden. 

Oanz  andere  Anforderungen  stellt  die  Nilharbeit.  Auf 
^riisk''lkraft  kommt  es  hier  nicht  an,  wenn  auch  das  an- 
dauernde Treten  der  >»ähnia«chine  erschöpfend  ^jenug  ist;  die 
Hauptsache  sind  eine  geschickte  Ilaud  und  ein  geübtes  Auge 
Das  Arbeitswerkzeug  aber,  die  Nähmaschine,  ist  der  Städterin 
von  Jugend  auf  bekannt  und  vertraut,  denn  es  fehlt  selbst  im 
Arbeiterhaushalte  selten. 

Die  verschiedenen  Verhältnisse,  aus  denen  sie  hervor- 
gegangen, geben  der  Näherin  und  der  Plätterin  ihr  eigentüm- 
liches Gepriige.  Hlafs  und  sehmftchtic:  erscheint  die  Näherin, 
breiter  und  stärker,  wenn  auch  nielit  iiiiiiier  ein  Bild  der  Ci  - 
sundheit,  die  Plätterin.  Erstere  hält  sicli  für  etwas  Feinej.-r> 
und  blickt  nut  einer  gewissen  Verachtung  auf  die  l'lätterin 
hinab.  Sie  trägt  sich  modischer  und  zierlicher,  spricht  ge- 
bildeter und  ist  in  ihrem  Arbeitsverhältnis  fügsamer.  Die 
Plätterin  weifs  die  erst  mühsam  erworbene  Freiheit  höher  zu 
schätzen,  sie  lebt  nicht  wie  die  Näherin  raeist  bei  den  Eltern, 
ist  darum  selbständiger  und  hat  mehr  „Corpsgeist". 

Die  Näherinnen  sind  vielfach  Töchter  kleiner  Beamten 
und  Handwerker,  im  grofsen  und  e;anzen  aus  denselben 
Kreisen  wie  die  llausindustrielleTi.  Leben  sie  bei  den  Eltern, 
ohne  diese  erhalten  zu  miissen,  so  können  sie  mit  ihrem  Ver- 
dienst leidlich  auskommen  Eine  Näherin  z.  B,  die  iia(  h 
eigener  Angabe  ein  Jahreseinkommen  von  etwa  500  ^  hat, 
giebt  davon  ihren  £Utem  60  Miete  und  312  ^  Kostgeld, 
zusammen  372  Ji;  es  bleiben  ihr  also  ca.  128  «4(  (Ür  Kleidung, 
Vergnügen  und  Ersparnisse. 

Wie  schon  erwähnt,  wohnen  die  Arbeiterinnen  raeist  ganz 
an  der  Weichbildgrenze  und  haben  oft  sehr  weite  Wege. 
Nach  einer  im  Norden  der  Stadt  belegenen  Fabrik  kommen 
Arbeiterinnen  aus  Kixdorf  einem  südlichen  Vororte,  die  einen 
W^  von  1  *2  bis  2  Stuiiden  zurück  zuhören  haben! 

Die  Folge  ist,  dals  auch  Arbeiterinnen,  die  bei  ihren 
Eltern  wohnen,  oft  das  Mittfigessen  nicht  zu  Hause  einnehmen 
können.  Es  giebt  dann  fUr  sie  drei  Möglichkeiten.  Entweder 
sie  nehmen  fttr  Frühstttck  und  Vesperpause  Kaffee  und  für 
die  Mittagspause  Brot  in  die  Fabrik  mit  und  essen  erst  abends 
zu  Hause  etwas  Warm  Oder  sie  nehmen  sich  auch  flUr 
den  Mittag  etwas  zum  Wärmen  in  die  Fabrik  mit  und  vor- 
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zehren  es  dort.  Endlich  können  sie  aucli  iu  einer  Restauration 
essen,  doch  wird  das  bei  ihnen  selten  vorkommen,  da  es  ihre 
Atts^-^aljc  11  wesentlich  vermehrt. 

I  >ie  alleinstehende  Arbeiterin  i^t  natürlich  ungünstiger  ^^f- 
stellt  iils  die  bei  ihren  Eltern  lebende.  Sic  mietet  gewölmlicli 
eine  Schlatstelle  tür  (3 — 7  monatlich,  seltener  eine  kleine 
Stube,  welche  je  nach  der  Gegend  7 — 13  Ji  monaüich  kostet. 
Znweüen  giebt  sie  sich  auch  bei  ihren  Vermietern  in  Kost 
and  bezahlt  dann  gewöhnlich  G  M  wOchentUches  Kostgeld. 
Auch  in  di<  III  Falle  kann  sie  zu  Hause  essen  oder  das 
Essen  in  die  Fabrik  mitnehmen. 

In  den  meisten  Fabriken  giebt  es  Wärmevorrichtungen; 
wo  noch  Bolzen plätterei  besteht,  da  ^vird  der  Bolzenherd  dazu 
benutzt,  und  die  BolzeniVau  übernuumt  tür  10  das  Koeheii. 
Oder  es  bringen  die  Arbeiterinnen  einen  Spirituskocher  mit 
und  wärmen  sich  ihr  Essen  selbst.  Es  giebt  auch  Frauen, 
die  in  der  Nähe  der  Fabriken  wuhiien  und  sich  zum  Gewerbe 
machen,  Arbeit^nnen  Kaffee  und  Essen  zu  bringen  und  zwar 
für  80  vf)  eine  Portion  Fleisch  und  Gemüse. 

Die  meisten  Arbeiterinnen  aber  gehen  in  eine  benachbarte 
„Budike",  wo  sie  für  40  meist  recht  knappe  Portionen  von 
Suppe  und  Fleisch  erhalten. 

Das  Beste  ist  sicherlich,  wenn  die  Arbeiterin  zu  ITause 
essen  kann;  ist  dies  nicht  möglich,  so  ist  die  Mahlzeit  in  der 
Fabrik  in  virler  Hinsieht  der  in  einer  Restauratiun  vorzu- 
ziehen. Denn  liier  könnt-ii  die  Arbeiterinnen  nur  allzu  leicht  in 
schlechte  Gesellsehait  geraten  oder  Beziehungen  zu  männlichen 
Arbeitern  aus  benachbarten  Fabriken  anknüpfen.  Aber  auch 
das  Essen  in  der  Fabrik  hat  seine  grufsen  Nachteile:  die 
Arbeiterin  schöpft  keine  frische  Luft  und  nutzt  die  Pausen 
nicht  aus,  da  sie  nach  beendeter  Mahlzeit  sofort  wieder  an 
die  Arbeit  geht;  endlich  wird  die  Luft  in  den  Arbeitssälen, 
statt  in  den  Pausen  gründlich  erneuert  zu  werden,  durch  den 
Easeusdunst  nur  noch  verselil'-elitert. 

Von  besonderer  Wirkung  könnte  hier  eine  weitere  Ver- 
breitung der  Volk.sküehen  seiu,  deren  ]>ezirke   noelj  viel  zu 
reis  sind,  als  dafs  sie  von  allen  darin  belegeneu  i  abriken 
eijuem  zu  erreichen  wären. 

Der  Haushalt  der  alleinstehenden  Arbeiterinnen  ist  ror 
allem  verschieden  je  nach  ihrem  Einkommen.  Einige  Beispiele 
mdgen  das  verdeutlichen: 

Die  Plätterin  N.  verdient  durchschnittlich  Vo  wöchent- 
lich, 750  M  jährlich.  Sie  hat  eine  Schlafstelle  in  einer 
besseren  Strafse  bei  anständigen  Leuten  gemietet  und  bezahlt 
dafür  10  Jd  monatlich.  Sie  ist  auch  Kostgängerin  bei  ihnen 
luid  giebt  für  Essen  6  .4  wöehentlich  aus.  Für  Kleidung 
rechnet  sie  etwa  10  ^Af  monatlich.  Ihr  Haushalt  stellt  sich 
also  wie  folgt: 
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A  u  8  g  a  1 )  (Ml :  Woche      Monat  Jahr 

Wohnung  10          120  Ji 

Nuliiutig  G  Ji                   312  „ 

Kleidung   10_^  120  „ 

zusammen    552  Ji 

Einnahme:  15  „   750  „ 

"Rest    U)S  .Ji 

Von  diesem  Rest  gehen  ab  die  Ausgaben  für  Vergnügungen 
und  etwa  noch  nicht  berücksichtigte  Klein i^^keiten,  wie  Pferde- 
bahn II.  8.  w.  Trotzdem  wird  dio  Arbeiterin  in  der  Lage 
sein,  jfthrÜch  ca.  100  Ji  zurückzulegen. 

L)ii'  Näherin  K.  arbeitet  inx  ii  nicht  lange,  sie  verdient 
9  ,M  wficheutlich  und  ca.  450  Ji  jährlich.  Ihre  Ausgaben 
betrageu 

pro  Tag      Monat  Jahr 

für  Schlafstelle                             5,50  Ji  Q^Q 
«  Mittagessen            0,30  M  109,50 
„  übrige  Mahlzeiten    0,65  „   287,25 

412,75 

Es  bleiben  also  für  Kleidunii:,  Verfrnüfjen  und  sonstige 
Ausgaben  nur  37,25  ^/i  jiihriicli,  ein  lietia^,  mit  dem  sie  un- 
möglich auskommen  kann.  Bei  ihr  wird  das  Fehlende  durch 
gelegentliche  Geschenke  ihrer  Eltern  ersetzt;  wie  aber  bei 
anderen? 

Zum  Vergleich  sei  hier  noch  mitgeteilt  eine  Au&tellung, 
welche  der  Berliner  Gewerheinspektor  in  der  Reichserhebung 
gemacht  hat.  Danach  })etrugen  die  durchschnittlichen  Aus- 
gaben der  Wäschearbeiterin: 

pro  Tag: 

fUr  Schlafstelle  und  Kaffee  0,20  Jtf 

„   zweites  Fi   Ii  tück  0,15  „ 

^  Mittag  in  Restauration  0,30  „ 

„   Vesper  0,15  „ 

„   Abendbrot  0,20  „ 


2  Flaschen  Bier  0,20 


zusammen    ],20  Ji 
oder  wöchentlich  8,40  „ 

allein  tiir  Essen  und  Wohnung'. 

Man  wird  600  ^H)  als  das  Mindeste  bezeichnen  müssen, 
womit  eine  alleinstehende  Arbeiterin  in  Berlin  ehrlich  durch- 


'  Vf:^!.  .ntirh  unter  den  1880  voui  iSUitistischen  Amt  der  ÖLadt  Berlin 
veröffentlichteu  Arbeiterbadgets  das  einer  unverheirateten  Textilarbeiteriu. 
Die  Einnahmen  betrafen  572  Ji,  die  8ehr  knapp  bemefisenen  Aiisgab6il 
524,88  Ji,  (BalUn,  Uaustudt  der  arbeitonden  Klaaaen.   BerUn  1883Ji 
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kommen  kann.  Von  den  PUtterinnen  sahen  wir,  dafs  der 
DarciiBchnitt  diesen  Satz  erreicht. 

Was  aber  sollen  die  Vielen  beginnen,  deren  Leistung 
unter  dem  Durchschnitt  steht,  weil  sie  Anfilngerinnen,  kränk- 
lich oder  wenig  geschickt  sind?  Zum  äufsersten  Mittel  ^neiten 
wohl  nur  wenij^e:  der  Prostitution,  seihst  der  heimhehen 
Prostitution,  verfällt,  wie  mir  von  den  verschiedensten  Seiten 
bestätigt  wurde,  nur  eine  sehr  kleine  Zahl  von  Arbeiterinnen. 
Um  80  gröfser  ist  die  Zahl  derjenigen,  welelie  einen  Liebhaber 
be:iitzeu,  sich  von  ihm  beschenken  und  unterstützen  lassen, 
BuweUen  freilich  auch  selbst  ihn  untersttttzen.  Das  Verhältnis 
geht  meist  aus  den  Fugen,  wenn  Folgen  desselben  eintreten, 
und  nun  ist  die  Arbeiterin  noch  mit  der  Sorge  fülr  das  Kind 
belastet. 

Nach  den  Zahlen  der  Ortskrankenkasse  kommen  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1885—1890  auf  1000  wciblieh«!  Mitglieder 
67,9  Geburten,  wovon  17,6,  also  etwa  */4,  unehelich  sind. 
I. eider  ist  die  Zahl  der  verheirateten  Mitglieder  nicht  bekannt, 
bocials  die  ange^-c^ljcmm  Zahlen  zu  Vergleichen  kaum  brauchbar 
sind.  Kt^iin(?i  man  auf  lUUU  weibliche  Mitglieder  etwa  900 
unverheiratete^,  so  würden  auf  1000  der  letzteren  ca.  20  Ge- 
burten kommen  (im  DeutM^ben  Reich  auf  1000  unverehelichte 
Frauen  zwischen  15 — 20  Jahren:  26^5).  Im  Jahre  1891  ge- 
liörten  in  Berlin  von  den  aofserehelichen  Müttern  25,0®/o 
den  Gewerben  der  Bekleidung  und  Reinigung  an  und  auf 
1000  unverheiratete  Frauen  in  diesen  Gewerb^  kamen  25,8 
Geburten. 

Ein  grofser  Teil  der  Arbeiterinnen  heiratet.  Hei  den 
Näherinnen  bedeutet  dies  regelmUfsig  auch  ein  Sclieidcn  aus 
der  Fabrik  und  den  Übergang  in  die  Hausindustrie. 

Anders  die  Plätterinnen.  Will  ihr  Mann  nicht  auf  jeden 
ZuschuDs  zur  ehelichen  Wirtschaft  verzichten,  so  müssen  sie 
entweder  etwas  Neues  erlernen  oder  weiter  in  die  Fabrik 
gehen.  Denn  nur  langjährigen,  sehr  tüchtigen  Arbeiterinnen 
erlaubt  der  Fabrikant,  Plättarbeit  für  die  Fa])rik  zu  Hause  zu 
verrichten.  Darum  finden  sich  in  der  Fabrik  gerade  unter 
den  Plätterinnen  viele  verheiratete  Frauen.  Befanden  sich 
doch  unter  38  zufällig  herausgegriifenen  Plätterinnen  allein 
b  verheiratete.  Diese  waren  sämtlich  kinderlos  his  auf  eine, 
wehhe  5  Kinder  im  Alter  von  6  Wochen  bis  zu  12  Jaliren 
besitzt,  Waiaend  die  Mutter  in  die  Fabrik  geht,  werden  die 
Kinder  von  der  alten  Grofsmutter  beaufsichtigt,  welche  bei 
den  Eheleuten  wohnt  Nicht  einnuil  mittags  kommt  die 
Mutter  zurück^  sondern  sie  ifst  in  der  Fabrik,  da  diese  über 
20  Minuten  von  ihrer  Wohnung  entfernt  liegt,  und  die  Mittags- 


'  In  der  gröfaten  Fabrik  kommen  auf  1000  Arbeiterinnen  nur  ca.  75 
verheiratet«. 
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pause  dort  nur  1  Stunde  betrügt.  Von  der  Befugnis  des 
^  137  Abe.  4  der  Gewerbeordnung,  wonach  sie,  um  ihr  Haus- 
wesen zu  besorgen,  ihre  Entlassung  eine  hnllie  Stunde 
vor  der  Pause  fonlnrn  könnte,  macht  sie  keinen  Gebrauch,  in 
der  ^ewifs  berechtij^ten  Furcht,  ilals  sie  auf  solches  Ansinnen 
nicht  nur  '/2  Stunde  iViiher,  sondern  überhaupt  euthissen 
werden  wurde.  Sie  ist  aber  um  so  mehr  ^^ezwungen,  eitrig 
hinter  ihrer  Arbeit  her  zu  sein,  als  ihr  Mann,  der  Scldosser 
ist,  nur  10 — 12  Ji  wöchentlich  veiilient,  im  Jahre  1894,  wo 
er  6  Wochen  krank  war,  sogar  nur  460  Jk  eingenommen  hat. 

Für  kinderlose  Frauen  aber,  wenn  ihre  Wohnung  der 
Fabrik  nahe  genug  Hegt,  dafs  sie  in  der  Mitüi:z:s pause  nach 
Hause  gehen  können,  hat  die  Fabrikarbeit  wenig  Mifsliches. 
Ob  sie  für  Frauen,  die  Kinder  liabcn,  zu  verbieten  sei  oder 
nicht,  wird  so  hinge  eine  offene  Fra«j;e  bleiben,  als  der  un- 
geregelte Zustand  der  liausindiistrie  die  Fabrikarl)eit  zuweilen 
noch  als  das  kleinere  Übel  <  rsciieinen  läfst;  und  ganz  ohne 
Arbeit  der  Frau  können  heute  nur  die  wenigsten  Arbeiter- 
familien leben. 

In  der  Mehrsahl  der  Fälle  bleibt  aber  die  verheiratete 
Plätterin  nicht  in  der  Fabrik,  und  auch  für  die  unverheiratete 
kommt  die  Zeit,  in  der  ihr  die  Fabrikarbeit  zu  sehwer  wird. 
Dann  müssen  sich  beide  nach  einer  andern  Arbeit  umsehen. 
Ein  Teil,  besonders  die  unverheirateten  Plätterinnen,  geht  in 
die  Wasch-  und  Plättanstaiten  für  alte  Wäsche.  Die  Arbeit 
ist  hier  leichter  und  erfordert  viel  ^'eringere  Peinlichkeit  als 
das  Neuplätten.  Aber  sie  wird  auch  scldecliter  bezahlt,  und 
gegen  Ende  der  Woche  mui's  bis  tief  in  die  Nacht  hinein  ge- 
plättet werden.  Besonders  tüchtige  Arbeiterinnen,  die  sich 
von  ihrem  Lohn  ein  kleines  Kapital  gespart  haben,  thun  wohl 
auch  selbst  eine  solche  Plättanstalt  auf.  Andere  begeben  sich 
in  die  Hausindustrie  und  werfen  sich  namentlich  auf  die  in 
Berlin  so  aufserordontlich  verbreitete  Damenmäntelnäherei, 
nachdem  sie  sich  von  ihren  Ersparnissen  eine  Nähmaschine 
erworljen  haben  —  für  die  Wäscnenäherei  ist  ihre  Hand  nicht 
fein  genu;^. 

Nur  zu  viele  werden  der  Sorge  um  einen  neuen  Erwerb 
durch  einen  frühen  Toil  an  der  Schwindsuclit  enthoben. 
Wenige  harren  bis  über  das  vierzigste  Lebensjalir  bei  der 
Fabrikarbeit  aus. 

Eine  Übersicht  Ober  Einkommen  und  Lebenshaltung  der 
Fabrikarbeiterinnen  gewährt  die  auf  Grund  meiner  schriftlichea 
Anfrage  zusammengestellte  Tabellcw  (Siehe  Tabelle  am 
Schlüsse  des  Buches.) 
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C.  Die  auswärtigeu  Arbeitsverhältnisse. 

Kap.  XY. 

Mit  der  Beschreibung  der  Arbeitsverhäitni«se  in  Berlin 
ist  die  der  Arl)eit8verhältni!<se  für  die  jjrosamte  Berliner 
Wäscheiudustrie  nicht  eröcliüpit.  ist  im  urateii  i'eile  der 

vorliegenden  Abhandlung  dargelegt  worden,  ein  wie  grofser 
Teil  der  Produktion  für  Berliner  Verleger  durch  auswärtige 
Arbeitskräfte  erfolgt.  Im  Rahmen  dieser  Untersuchung  war 
es  nicht  möglich,  die  Arbeitsbedingungen  und  die  sociale  Lage 
der  auswärtigen  Ilausindustriellen  einer  ebenso  eingehenden 
Prüfung  zu  unterziehen,  wie  die  der  Berliner.  Nur  über  die 
Vf  rli:lltnis.<e  in  Potsdam  konnten  genauere  Nachrichten  (M'n- 
gezogeii  werden.  Im  ülirigen  soll  verj^ueht  werden,  die  vor- 
handenen Angaben  über  die  auswärtigen  Arbeitsverhältnisse 
zu  einem  immerhin  recht  lückenhaften  Bilde  zusammenzu- 
stellen. 

Die  Arheitsgebiete  der  Konfektion  und  Fabrikation  sind 
▼erstihiedene.  Für  die  erstere  sind  es  hauptsächlich  Potsdam 
und  andere  brandenburgische  Orte,  wo  genäht,  und  die  mehr- 
fach erwähnten  sächsischen ,  pommerschen  und  ausländischen 
Plätze,  wo  gestickt  wird. 

Die  Fabrik t  n  las*?en  vorwiegend  im  sächsischen  Voigtland, 
aber  aucli  in  Brandcnl)ui7jr,  Schlesien,  Posen  u.  s.  w.  arbeiten. 

Wir  scheiden  die  Stickerei  mit  ihren  von  der  Näiurei 
ganz  verschiedenen  Bedir^giingen  auö  und  betrachten  nur  die 
Verhältnisse  in  der  ISäherei. 

In  Potsdam  ist,  wie  mir  berichtet  wurde,  Mitte  der  40er 
Jahre  die  erste  Nähstube  für  Wäsche  eingerichtet  worden.  Sie 
wurde  7on  Berliner  Verlegern  beschäftigt.  Die  Löhne  waren 
schon  damals  viel  billiger  als  in  Berlin.  Trotzdem  bewährte 
sich  das  Verschicken  von  Arbeit  noch  wenig.  8o  konstatiert 
der  Berliner  Ältestenbcricfit  von  1857  *,  welcher  über  Mangel 
an  Arbeitskräften  klagt:  „Der  Versuch,  in  den  umliegenden 
Städten  arbeiten  zu  lassen,  genügte  den  hiesigen  An.sprüeluMi 
nicht."  Als  aber  Ende  der  OOer  und  Anfang  der  70er  Jahre 
der  enorme  Aufschwung  der  Industrie  erfolgte,  und  die 
Menge  der  Arbeitskräfte  in  Berlin  nicht  ausreichte,  das  wach- 
sende Bedürfnis  su  befriedigen,  da  griff  man  auf  das  alte 
Mittel  zurttck  und  liefs  in  immer  steigendem  Mafse  in  Pots- 
dam arbeiten.  Damals  gingen  täglich  zwei  Botenfrauen 
zwischen  Berlin  imd  Potsdam  hin  und  her,  die  eine  bepackt 
mit  Ballen  von  Leinewand,  die  sie  nach  ilirem  Gutdünken  an 
die  verschiedenen  Xähstuben  und  Hausind ustriellon  in  Pots- 
dam austeilte,  die  andere ,  welche  die  fertig  genähten  »Sachen 


»  S.  32. 
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zurückbrachte  und  bei  den  Berliner  Geschäften  für  die  unbe- 
schäftigten Potsdamer  Arbeitskräfte  Arbeit  suchte.  Diese 
Botenfrauen  vereinigten  also  in  sich  die  Kolle  des  Spediteurs 
und  dejs  Arljeitsverniittlers.  Der  Berliner  Verleger  und  die 
Putbdamer  Näherin  oder  Zwischenmeisterin  traten  niciit  direkt 
mit  einander  in  Verbindung,  sondern  nur  durcii  die  Vermitte- 
lung  der  Botenfrauen.  Diese  müssen  hierbei  auf  ihre  Rech- 
nung gekommen  sein;  denn  die  eine  gab  es  achliefslich  auf, 
selbst  die  staubige  Strafse  einherzuziehen,  und  begründete  ein 
kleines  Speditionsunternehmen,  welches  den  gesamten  Wttsche- 
transport  an  sich  zog  und  mit  diesem  wuchs.  Als  Beförderungs- 
mittel diente  der  Hundewagen,  und  als  auch  dieser  sich  aU 
zu  schwach  envies,  der  mit  Pferden  bespannte  Frai  lit wagen. 
Natürlich  blieb  die  Spedition  nun  nielit  auf  den  Dienst  der 
Wäseheindustrie  beschränkt,  und  es  kam  eiu  zweites  kon- 
kurrierendes Unternehmen  auf.  Auch  die  Funktion  der  Ar- 
beitsvermittelung besteht  nicht  mehr  in  dem  alten  Unjlange. 
Die  meisten  Berliner  Geschäfte,  welche  in  Potsdam  arbeiten 
lassen,  beschttftigen  jetzt  ihre  bestimmten  Nähstuben,  mit 
denen  sie  direkt  abrechnen  und  denen  sie  per  Post  bezahlen. 
Nur  die  erste  Verbindung  zwischen  einem  Berliner  Wäsche- 
geschäft und  einer  Potsdamer  Nähstube  stellt  noch  der  Spedi- 
teur her,  und  oft  wird  ihm  der  Auftrag,  von  mehreren  Näh- 
stuben diejenige  zu  bedenken,  welche  gerade  die  wenigste 
Arbeit  hat.  Der  Umfang,  in  dem  Berliner  Geschäfte  in  Pots- 
dam arbeiten  lassen,  ergiebt  sich  ungefähr  daraus,  dafs  die 
ältere  der  beiden  Speditionsfirmen  taglich  ca.  5  Centner  Stoff,, 
die  andere  etwas  weniger,  zur  Verarbeitung  befördert.  Die 
erstere  ist  für  12  Berliner  Geschäfte  thätig,  nämlich  eine 
Fabrik,  3  Engrosgeschäfte  und  8  Detailgeschäfte. 

Was  die  Organisation  des  Arbeitsprozesses  angeht,  so  ist 
sie  nicht  die  gleiche  wie  in  Berlin.  Selbständige  Hausindus- 
trielle, die  fiir  Berlin  arbeiten,  giebt  es  sehr  wenige,  die  meisten 
Heimarbeiterinnen  sind  vielmehr  von  den  Inhabern  der  Nähstuben 
abhängig.  Deren  giebt  es  etwa  20 ;  die  Gesamtzahl  der  in  Pots- 
dam mit  der  Wäsehenäherei  beschäftigten  Personen  beziffert  sich 
nach  <  iner  zuverlässigen  Angabe  auf  etwa  800.  In  den  Nähstuben, 
deren  Inhaber  mit  etwa  zwei  Ausnalnnen  weibliche  sind,  werden 
von  3  bis  zu  30  Arbeiterinnen  Iniscliäftigt.  Die  Zahl  der  Näh- 
ötuben  soll  früher  geringer,  ihr  Umfang  aber  gröfser  gewesen 
sein.  Die  Möglichkeit,  sich  selbständig  zu  machen,  ist  mit 
der  Verbilligung  der  Nähmaschine  immer  gröfser  geworden. 

Die  Löhne  sind  aufserordentlich  niedrig.  Die  Nähstuben- 
arbeiterinnen   stehen   im   Zeitlohn   und   zwar  Monatslohn 

und  erhalten  im  Durschschnitt  24 — 36  Ji  monatlich,  d.  b. 
5,54  Ji  bis  8,31  Jk  wöchentlich.  Der  niedrigste  Lohn,  den 
ich  ermitteln  konnte,  betrug  12  ^  monatlich  (d.  h.  2,08  Jk 
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wöchentlich)  für  Antangerinnen ,  der  höchste  39  monaUich 
(d.  h.  9       w«irhcntlich)  für  bessere  Arbeiterinnen. 

Eine  Erklärung  ftir  die  Niedri^^keit  dieser  Löhne  liegt 
darin,  daLs  die  Näherinnen  in  Potsdam  meist  aus  Familien  des 
Mittelstandes  stammen,  bei  ihren  Eltern  wohnen  und  vom 
Lohn  allein  nicht  zu  leben  brauchen.  Die  Inhaberin  einer 
gröfseren  Nfthstube  veraicberte  mir  aber,  dafs  die  Arbeiterinnen 
fauler  und  weniger  leistungsfkhig  seien  als  die  Berlinerinnen. 

Früher  sind  die  Löhne  noch  niedriger  gewesen;  so  be- 
tragen sie  Ende  der  70er  Jahre  noch  durchschnittlich  15 — 80  M 
monatlich. 

Die  gewöhnliche  Arbeitszeit  in  den  Nähstuben  währt  von 
7 — 7  im  Siinnner  und  von  8-  8  im  Winter  mit  *''/4  Stunden 
Pau>c.  In  einer  gröi'seren  ötube  fand  ich  1'  a,  in  einer  kleineren 
1  Stunde  Pause*. 

Die  in  der  Nuhbtube  herrschende  Arbeitsteilung  i.st  die 
gleiche  wie  in  Berlin.  An  einem  Stück  arbeiten  immer  zwei 
Haschinen-  und  eine  Handarbeiterin. 

Als  Lehrzeit  ist  ttblich  ein  halbes  Jahr  ohne  Entgelt  oder 
ein  Vierteljahr  gegen  3  ^  Lehrgeld.  Die  Lehrmädchen  werden 
nur  zu  einer  Teilarbeit  angelernt. 

Die  Lage  der  Zwisclienmeisterinnen  scheint  im  ganzen 
ein  wenig  besser  zu  J^ein  al^^  in  Berlin,  hat  sich  aber  im  letzten 
Jahrzehnt  sehr  verschlechtert.  Denn  mit  dem ,  wenn  auch 
geringen,  Steigen  der  von  ihnen  zu  zaldenden  Lohne  ^ing 
Hand  in  Hand  ein  stetiges  Fallen  der  ihnen  gezahlten  l'reiöc. 

So  wurde  für  das  Dutzend  folgender  Artikel  gezahlt: 

Etide  der  80er  Jahre    1893  1895 

Oberhemden          13  10—  Ji 

Reisehemden          9  „  0,—  „ 

Herrennachthemden  5  «  2,50 

Nachthemden                           5, —  4, —  bis  4,50  ^ 

Kinderhemden                      2,50  »  1>75  ^ 

Danach  sind  die  Preise  seit  Ende  der  80er  Jahre  um 
etwa  */s — V«,  seit  1893  um  etwa  Vö  gesunken.  Nur  einige 
Geschäfte,  die  vorwiegend  bessere  Artikel  herstellen  lassen, 
bezahlen  noch  die  alten  Preise.  Sie  sind  daher  Ton  den  Näh- 
stuben als  Arbeitgeber  höchst  begehrt. 

Eine  Meisterin,  welche  5  Arbeiterinnen  beschäftigt  und  4 
Maschinen  gehen  litfst,  versiclierte  mir,  dafs  ihr  Verdienst  nur 
in  guten  Zeiten  ca.  50  M  monatlich  (oder  12  J(»  wöchentlich) 

'  Auch  diese  kleine  Pause  nchieu  dort  nicht  eingehalten  zu  werden« 
AN  ich  um  12"'4  Uhr  nAchmittAp^fl  die  Inhsberia  auf!suebte,  lief«  sie  mich 
nicht  in  die  Werkstubo  hinein;  durch  einen  Thfinipslt  aber  Mh  ich  3—4 
Müdchen  mit  dt  r  Tl.ind  —  niclit  mit  der  rassolnden  Manchin»'  —  nahen.  In 
der  Arbeitsreichen  Zeit  sollen  hiluüg  Überschreitungen  der  üldichen  Arfn  it»- 
feit  TorkomineB. 
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betrage,  sonst  aber  geringer  sei.  Sie  könne  niclit  "niinal  die 
Abnutzung  der  Maschinen  herauswirtschaften,  welciit'  )<■  7.')  ^H, 
gekostet  hätten  und  nacli  8,  bestenfalls  5  Jahren  so  abgenutzt 
wären,  dafi  sie  sie  nur  für  10  verkaufen  könne.  Sind 
diese  Zahlen  richtig,  so  müfste  sie  in  der  That  wöchentlich 
42  für  MaBchinenabntttzung  zuiilcklegen,  was  bei  einem  Ver- 
dienst von  höchstens  \%  J$  wöchentlich  ausgeschlossen  ist. 
Diese  Meisterin  hat  erat  Tor  3  Jahren  als  selbständige  Näherin 
mit  einer  Maschine  angefangen,  sich  aber  bald  genötigt  ge- 
sehen, eine  Ar1)'Mtsstube  zu  begründen,  weil  sie  sonst  nicht 
beständier  und  nicht  genügend  Arbeit  hrkommon  hätte.  D'^nn 
bfprreiflicherweise  treten  die  Iji'Hinnr  \'t  rl('p;cr  am  lieb^tcTi  mit 
solchen  Arbeitskriiften  in  Verbiiulim^' .  (He  regeluiäfsig  ein 
gröfseres  Arbeitsquantum  liewältigea  k'-micn. 

Das  Los  der  von  den  Arbeitsstuheu  abhängigen  Heim- 
arbeiterinnen ist  jedoch  das  traurigste.  Sie  verdienen  etwa 
15  monatlich  im  Durchschnitt  Zwar  kommen  auch  höhere 
Verdienste  vor;  z.  B.  erhält  eine  solche  Arbeiterin  Air  das 
Dutzend  Kachthemden  4,50  und  stellt  an  einem  Tage  ''4 
Dutzend  fertig,  was  einen  ungefähren  Wochen  verdienst  von 
6,75  bedeuten  würde.  Ab.-r  ihre  l^eschäftigung  ist  sehr 
unregelniäfsig,  so  dafs  di«*  X  ihcrin  gezwungen  ist.  nebenbei  für 
Privatkundt'ii  zu  arbeiten.  D'iqs  h\\^h\\\hmh\A  ^*tpht  mir 
wenigen  zu  Gebote  und  ist  in  scineoi  Erfolge  ebenfalls  un- 
sicher. 

Auf  diesen  Heimarbeiterinnen  lasten  die  Schwankungen 
der  Konjunktur  mit  ganz  besonderer  Schwere»  da  in  arbeits- 
loser Zeit  sowohl  der  Berliner  Verleger  vorziehen  wird,  die 

ihm  wichtigeren  Nühstuben  zu  beschäftigen ,  als  auch  den 
Zwischenmeistern  mehr  daran  liegen  wird,  den  Arbeitern  in, 
als  denen  aufscrhalb  ihrer  Nähstube  Arbeit  und  Brot  zu 

verschaflV'u. 

I-'iir  eine  andere  Cinippo  der  Ib'iiii.ii  lu  iteriiincn  ,  für  die 
Knopf lochnäherinnen,  uilt  <lit'>  nllrr^liims  nidit ;  al>er  auch  sie 
werden  schlechter  bezahlt  als  ihre  Jierliiicr  Kolleginnen.  Während 
diese  für  2  Dutzend  (Iland-)Knopflöcher  mindestens  25  ,^  er- 
halten, bekommen  jene  nur  17—20  a%  ,  höchstens  24  ^\  d. 
h.  bei  einer  normalen  Tagesleistung  von  4  Dutzend  Knopf- 
löchern verdient  die  Berlinerin  50  /^j  die  Potsdamerin  im 
ungünstigsten  Falle  34 

Vergleicht  m-xw  die  ArbiitsvorhiUtnisse  in  Berlin  und 
Potsdam  iU>erhau|>t,  sf)  stellt  sich  die  Lage  flor  lleimarlx'iter- 
inne?i  im<l  WVrkstatfarboiterinnen  in  Potsdam  viel  sehleehtor. 
die  tler  Zwiseljctiitn  istorinnen  besser  dnr  nls  in  Berlin,  wenn 
aueli  der  letztei  wähiit«-  X  Misprung  ein  inmier  geringerer  wird. 
Von  den  Produkii-'iiskosKMi  der  W  are  wird  in  Pots^dam  je- 
doch auch  ferner  ein  gröfserer  Anteil  auf  den  Zwischenmeister- 
gewinn entfallen  als  in  Berlin,  weil  bei  dem  Versand  der 
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Arbeit  nach  aubwärtö  fli(;  Tliätii^keit  eines  Vermittlers  unent- 
behrlich ist.  Ja,  es  wird  ott  ein  doppelter  Zwiscliengewinn 
entstehen,  Dämlich  in  all  den  Fällen,  bei  denen  auch  der 
Spediteur  eine  vermittelnde  Thätigkeit  übt  und  sich  diese  in 
den  Speditionskosten  mit  vergüten  läfst. 

Was  Potsdam  für  die  Wäschekonfektion,  das  bedeutet  das 
sächsische  Voigtland  für  die  Kragen-  und  Mansclicttciifabrikation. 
Nur  mit  einem  TTiitcrscIiied :  Während  dort  Arbeit  guter 
(Qualität  öfefertijj^t  wird,  liefert  Sachsen  fast  ausschliefalich  die 
^  Au  ssc  Ii  u  Ts  wäre .  * 

Uber  die  Arbeit.svcrhältniss»'  im  Vui^thiiul  stellen  uiiö  für 
die  letzten  Jahre  wenig  Nachrichten  zur  Veriügung.  Dagegen 
linden  sich  für  die  früheren  Jahre  Angaben  bei  Bein '  und  in 
den  Reichsermittelungen  von  1887. 

Die  Wäscheindustrie  ist  in  den  30er  und  40er  Jahren 
diese»  Jahrhunderts  im  Voigtlande  aufgekommen.  Seit  etwa 
1883  lassen  Berliner  Fabrikanten  dort  arl^eiten.  Hauptorte 
für  die  Herstellung  von  Herrenwäsche  sind  Auerbach,  Rodewich, 
Treuen  und  neuerdings  Aue  und  Plauen.  1H^>2  betrug  in 
Anerbai-h  der  Durchschnittslohn  für  Nalnii.idchen  2  Thaler 
win  iu  ntlich.  In  den  günstigen  70cr  Jahren  verdienten  in 
Plauen  wöchentlich: 

bei  Stücklohn      bei  Zeitlohn 
Näherinnen       3V»— iVs  Tbl.    IVa— 2^4  Tbl. 
Stepperinnen     2*/e— 3Va    «      2   ~3  „ 
Vorrichterinnen  2»/*— 3«/4    „      2"/ia— 3>/4  „ 

Bis  1S83  wurden  im  Durchschnitt  bei  Stücklohn  3  Tbl.,  bei 
Wochenlohn  2  Tbl.  verdient.'  Diese  Angaben  beziehen  sich 
offenbar  auf  Arbeiterinnen  in  geschlossenen  Etablissements, 
sind  also  für  Heimabeitorinncn  zu  hoch  gegriff« n 

Der  Fabrikinspektor  für  die  Bezirke  Zwickau,  Plauen, 
Olsnitz,  Auerbach  .U.  S.  w.  giebt  als  Durchschnittslöhne  des 
Jafu<.<  an:  für  männliche  Arbeiter  13,08        für  weibliche 

6,83  Ji^  tiir  ]ngendli(  l!<'  von  14 — 16  Jahren:  4,61  Ji  und  von 
12—14  Jahren:  1,7:^  M. 

T^ie  ReichsermitteluQgcu  zeigen  folgende  Durchschnitts- 
löhne an: 

Maxim.  Minim.  Durchschn. 

Tagelöhner,  Plauen  9,00  M  5,10  —  Ji 

^        Auerbach  9,00  „  —    „  7,')0 

-        Löfsnitz  6,00  „  5,10  „  — 

Accordarbeiterin,  Plauen  —    „  —    „  9,00 

Plätterin,  Stepperin,  Aue  —    „  —    „  8,40 

Stepper,  Aue  13,80  „  8,40 


n 
I» 
n 


'  Die  Industrie  (l»  s  V<M;^-tlanfl<'s  1nn4. 

*  Vergl.  fiir  das  Vorsteheudc:  iiein  1kl.  11  4U2— 42ö. 
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Zum  Vergleiche  mit  den  damaligen  Berliner  Löhnen  mögen 
folgende  Angaben  der  Ermittelungen  dienen: 

Eb  wurde  bezahlt  für  das  Dutzend  Herrenkragen  in  Ber- 
lin 0,50—0,85  in  Aue  0,20—0,25  Ul.  Der  Durchschnitts- 
lohn der  Berliner  Fabriknäherinnen  betrug  ca.  IS-  14  Ul,  der 
der  voigfländi sehen  nach  obiger  Aufstellung  8,40 — 9  M.  Jener 
ist  kaum  erreicht  von  den  Löhnen  der  Stepper  in  Aue  und 
.  höher  als  der  der  männlichen  Tagelöhner  im  Voigtland. 

Dies  Verhältnis  zwischen  den  Lohnen  ist  noch  heute  un- 
gefähr dn-sselbe.  Ein  grolner  Berliner  Fabrikant  schätzt  die 
sächsischen  Löhne  als  durchschnittlich  25 "o  niedriger  als  die 
Berliner.  Es  ist  zu  wünschen ,  dafs  die  bevorstehende  Er- 
hebung über  die  Lage  der  dortigen  Wäschearbeitci  genaueren 
Aufechlul»  gebe. 

Bei  Betrachtung  der  aufserhalb  Berlins  erfolgenden  Näherei 
ist  endlich  noch  die  Gef^ngnisarbeit  zu  erwfthnen.  Mehrere 
deutsche  Strafanstalten  für  weibliche  Gefangene  haben  die 
Wttscheherstellung  als  eine  für  ihre  Zwecke  besonders  geeignete 
Ar))eit  eingeführt.  P^s  wird  teils  Herren-,  teils  Damenwäsche 
genäht,  letztere,  soviel  mir  bekannt  geworden,  allerdings  nur 
in  einem  (iefiinjfxnisse.  Der  Hanptvorzug  der  Gefilngnisarheit 
für  den  ArlxMtireber  ist  natürlich  die  grofse  Billigkeit  fler 
Löhne.  Ein  Fabrikant,  der  früher  eine  Strafanstalt  beschäftigte, 
gab  mir  an,  dafs  die  Höhe  der  LOhne  ein  Drittel  der  Berliner 
betragen  habe.  Allein  diesem  Vorteil  stehen  auch  erhebliche 
Kachteile  gegenüber.  Der  Fabrikant  ist  verpflichtet,  die 
wechselnde  Zalü  der  Oefangenen  stets  voll  zu  beschäftigen. 
Ferner  ist  die  Arbeitsleistung  der  Gefangenen  die  donkbar 
geringste.  Es  kommt  vor,  sagte  mir  der  Inhaber  eines  Engros- 
;/»-^<  hitfts .  dafs  von  40  neu  eingelieferten  Gefangenen  nur  20 
brauchbar  sind. 

Mit  der  Strafanstalt,  in  der  dieser  i)is  vor  kurzem  arbeiten 
liefs,  war  die  Vereinbarung  getroffen,  dafs  jede  Gefangene 
erst  eine  Lehrzeit  von  8  Monaten  durclmiachen  sollte,  in  der 
sie  25  ^  pro  Tag  an  Lohn  erhielt.  Nach  vollendeter  Lehr- 
zeit bekam  sie  60  4  P^^  "^^g.  Aber  der  Verleger  fand,  dafs 
die  angedeuteten  Nachteile  durch  den  Vorteil  der  Niedrigkeit 
der  Löhne  nicht  aufgewogen  wurden.  Er  machte  der  Behörde 
den  Vorschlag,  ihn  von  der  Verpfiiclitung  zu  entbinden, 
sämtliche  Gefangene  zu  besehäftifren.  Als  sie  aber  hierauf 
niclit  eingehen  wollte,  löste  er  das  \'»M'li;iltnis. 

iJcr  Fall  zeigt,  dafs  die  von  den  freien  Arbeitern  so  ^re- 
ftlrchtete  Konkurrenz  der  Gefängnisarbeit  im  ganzen  wohl 
überschätzt  wird,  dafs  sie  sicherlich  weniger  gefährlich  ist,  als 
die  der  freien  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  in  Sachsen  und 
anderwärts.^    Werfen  wir  zum  Schlufs  noch  einen  Blick  auf 


über  die  Entlohniiiif;  in  den  fQr  Berliner  Verleger  in  Elsaffl'LotiiriQgen 
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die  Arbeitsverhnltniäse  in  den  mit  Berlin  konkurrierenden 
Centren  der  Wäscheindustrie. 

In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  in  der  Keichs-Erhebung 
von  1887  für  die  KrheliMTjij.sbezirke  «angegebenen  Durchschnitts- 
löhne, -soweit  sie  vergleichbar  sind,  zusammengestellt.  Die 
Zahlen  für  Wien,  als  einen  Hauptsitz  der  konkurrierenden 
östeireiehischen  Industrie,  sind  einer  Broschüre  des  Wiener 
GemeinderaUs  llerrdegen  aus  dem  Jahre  1888  entnommen.* 
(Siehe  Tabefie  X  am  Sciüusse  des  Buches.) 

Aus  der  Tabelle  ergiebt  sich,  dafo  im  Jakre  1887  die 
Fabrikarbeiterinnen  in  Berlin  und  die  Heimarbeiterinnen  in 
Leipzig  am  besten  bezahlt  wurden,  im  übrigen  aber  die 
Heim-  und  die  Werkstattarbeiterinnen  in  den  deutschen 
Städten  ziemlich  die  gleichen  Löhne  erhielten.  In  Wien  wurden 
die  Fabrikarbeiterinnen  ähnlich  wie  in  Berlin,  die  Heim- 
arbeiterinnen aber  unter  dem  deutschen  Durchschnitt  gelohnt. 
Bedeutend  gerin trere  Löhne  sollen  in  der  böhmischen  Wäsche- 
industrie gezaiilt  werden.  Weitergehende  Schlüsse  zu  ziehen, 
erlauben  die  mitgeteilten  Zalüen  nicht,  da  sie  nicht  nach 
einheidiehen  Gesichtspunkten  ermittelt  sind;  in  dieser  Be- 
ziehung ist  zu  hoffen  y  dafs  die  neue  Erhebung  der  Keichs- 
kommission  vollkommener  sein  wird.  Auch  bedurfte  es,  um 
Lföhne,  die  an  verschiedenen  Orten  gezahlt  werden ,  wirklich 
vergleichen  zu  können,  einer  ähnlichen  Zusammenstellung  fiir 
die  Kosten  der  Lebenslialtung  an  diesen  Orten. 

Gerade  die  Berliner  Zahlen  würden  im  Verhältnis  zu  den 
ül>ri;^en  in  ungfinstiprerem  Lichte  ersriicinen ,  wenn  sie  nicht 
in  Heid,  sondern  in  dem  INIafse  der  Auiwendungen ,  die  sie 
möglich  machen,  ausgedruckt  würden. 


D.  Die  Regelung  der  Arbeitsverhältuiöse. 

Kap.  XYL  1.  Die  Organisationen. 

In  der  rein  hausiudustriell  und  kaufmännisch  betriebenen 
Wäsche  konfektion  steht  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter 
vereinzelt  gegenüber,  weils  der  eine  Arbeiter  nichts  vom 
anderen  und  kennt  der  eine  Unternehmer  den  anderen  nur 
als  Konkurrenten.  Die  Isolierung  und  wirtscliat'tliche  Ohn- 
macht der  Arbeiter  hat  den  Arbeitgebern  den  Gedanken 


arbeitenden  XonnenUlösteni  koimtr  u-h  li  i(U-r  näluTe.s  nicht  « rtahr.  ii.  Die 
Yerbältuisse  sind  dort  v%-Ahrsciieiulich  dieselben  wie  iu  deu  iranzösischen 
Klöstern  gleicher  Art  (vgl.  über  diese  d^Haussonyille,  Misere«  et  RemMeSi 
Paris  1880.) 

>  Die   Lohnverhiiltoisse  der  weiblicheu  Handarbeiterinnen  in  Wien, 
Wien  1888,  2.  Auflage. 

Forschungen  (Gl)  XIV  2.  -  Feig.  8 
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einer  IntereBsengemeinschaft  jenen  gegenüber  nicht  nahe  ge- 
logt. Von  einem  gemeinsamen  Interesse  aber,  das  sie  als 
Produzenten  derselben  Ware  am  selben  ( )rt  und  im  selben 
Lande  hätten,  wissen  sie  erst  recht  nichts,  denn  sie  fühlen 
sich  vielmehr  als  Händler,  und  für  diese  am  letzten  weicht 
das  Princip  der  Konkurrenz  dem  Koalitionsgedanken. 

Anders  in  der  Wäsche fabri k a ti on.  Nicht  nur  räum- 
lich sind  hier  die  Arbeiter  konzentriert^  das  Nebeneinander- 
arbeiten bewirkt  von  selbst  ein  Miteinanderdenken,  ein  Zu* 
sammengehörigkeitsgefühl. 

Zwischen  den  Arbeitgebern  hatte  in  der  ersten  Zeit  der 
Industrie  eine  sehr  starke  Rivalität  geherrscht,  die  sich  be- 
sonders darin  äulsertc ,  dals  bei  dem  grofsen  ]Vrfiiiir»d  an 
Arbeitskräften  einer  dem  fiTuleren  die  Arbeiter  abjuj^te  und 
aum  Kontraktbruch  verleitete. 

Im  Jahre  1879.  als  das  Aufstürmen  und  Drängen  der 
jungen  Industrie  einem  rulligeren  Tempo  wich,  mulötcn  äich 
die  Fabrikanten  für  die  Berliner  Gewerbeansstallung  zu  ge- 
meinsamer  Arbeit  zusammenfinden»  Das  gab  Ende  des  Jahres 
Anlafs  zu  einer  (^Konvention*',  welche  dem  fest  unertrfißlicben 
Übelstande  ein  Ende  machen  sollte,  und  an  der  sicn  fäat 
alle  Fabrikanten  beteiligten.   Folgendes  war  ihr  Wortlaut: 

„Wir  Unterzeichneten  verpflichten  uns  auf  Ehrenwort: 

1.  Hinfort  nur  solche  Arbeitskräfte  im  Hause  zn  be- 
schäftigen, die  durch  ein  Stelleiibueli  nachweisen,  diifs 
sie  vom  letzten  Arbeitgeber  pOrdnungsmäfsig"  entlassen 
worden  sind; 

2.  jede  uns  bekannt  werdende  Unredlichkeit  unserer 
Arbeitskräfte,  auch  derer,  die  wir  auTser  dem  Hause 
beschäftigen,  dem  Vorstand  anzuzeigen; 

3.  auf  Anfra^^f  dos  Vorstandes  gewissenhafte  Auskunft 
über  die  Arbeitskräfte  und  den  Grund  der  Entlassung 
zu  geben," 

Der  „Konvention"  lag  nur  eine  sehr  lose  Vereinigung  der 

Fabrikanten  zu  Grunde. 

Um  die  Durchfuhrung  der  Konvention  zu  sichern,  grün- 
deten daher  die  Unterzeichner  derselben  am  27.  Februar  1882 
die  „Gesellschaft  Berliner  Wäschefabrikanteu".  Ihr  sUUutcn- 
mäfsiger  Zweck  sollte  sein:  „ Strengste  Aufrechterhaltung  der 
Konrention  in  den  hiesigen  Wäschefabriken,  sowie  Be- 
ratung und  Durchführung  von  Antiügen,  welche  die  ge- 
meinsamen Interessen  der  Branche  betreffen*".  Die  Gesell- 
schaft hat  einen  Vorstand  von  7  Personen,  dem  u.  a.  auch 
„in  StreitHillen  fzwfschen  Mitgliedorn  oder  zwischen  diesen 
und  ihren  Arbeitern),  welche  sich  auf  Beschltisse  der  Gesell- 
bcbatt  beziehen,  die  :jchiedsrichterliehc  Entscheidung  zusteht", 
eventuell  unter  Zuziehung  von  noch  zwei  Mitgliedern  der  Ge- 
sellschaft. 
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Wichtiger  ab  das  „Statut"  selbst  ist  die  ihm  beigefügte 
„Deklaration  für  die  Handhabung  der  Konveiitioii  in  den 
veireinigten  Fabriken".    Dieselbe  bestimmt  u.  a. : 

„Jeder  Arbeiter  soll  bei  seinem  Austritt  aus  der  Fabrik 

ein  Stellenbuch  t'onL'rn  fli'irfon. 

„Die  AiLsfüllung  des  Stellend uches»,  welclies  dem  Arbeiter 
bei  oder  nach  seinem  Austritt  von  der  Firma,  bei  welclier  er 
angeätclit  war,  eingehändigt  werden  mufs,  ündet  tolgender- 
mafsen  statt: 

Bei  ordnungsmäfsigem  Abgang  bescheinigen  Sie: 
„Der  Austritt  ist  ordnungsmäfsig  erfolgt/ 
Ist  der  Arbeiter  jedoch  ohne;  Einhaltung  der  Kündigungs- 
frist oder  in  Folge  einer  Unredlichkeit  abgegangen,  so  flülen 
Sie  die  offen  gelassene  Stelle  mit  einem  beliebigen  anderen 
Worte j  vielleicht  heute"  aus,  sodafs  das  Kennzeichen  (1) 
flir  eine  derartige  Kiithissung  dann  lautet: 

„Der  Austritt  ist  iieute  erfolsct."  Ferner: 
„Der  Vorbtaiid  mufs  unter  allen  Umständen  darauf  sehen, 
dafs  Arbeiter,  deren  Entlassung  im  Steilenbuch  durch  ein 
anderes  Wort  als  „ordnungsmäfsig"  bezeichnet  ist,  nicht 
engagiert  werden  dttrfen.  und  wenn  dies  dennoch  geschehen^ 
sofort  wieder  entlassen  werden  müssen. 

Der  Vorstand  ist  aber  auch  verpflichtet,  die  Beschwerden 
derjenigen  Arbeiter,  welche  sich  durch  Vorweigerung  eines 
ordnungsmäfsigen  Zeugnisses  benachteiligt  glauben,  sofort 
zu  prüfen,  und  wenn  die  Beschwerde  sich  als  begründet 
erweist,  einen  bezüglichen  Vermerk  im  »Stellenbuch  zu 
machen.** 

„Die  Listen  ordnungswidrig  abgegangener  Arbeiter  werden 
nach  der  Reihenfolge  numeriert  und  vom  Vorstande  den  Mit- 
gliedern zugeschickt** 

„Mitglieder,  welche  Arbeiter  engagieren,  deren  Namen  in 
den  Listen  ordnungswidrig  abgegangener  Arbeiter  verzeichnet 
sind,  haben  für  jeden  einzelnen  Fall  eine  Ordnungsstrafe 
Ton  10       an  die  Kasse  der  Gesellschaft  zu  zahlen." 

Das  von  der  G"s*H<(  l  ;ift  erstrebte  Zieh  dtni  Kontrakt- 
bruch zu  b»\spitip^en,  wurde  durch  diese  Bestimmungen,  welche 
auf  ihre  Kechtmiil'sigkeit  hier  nicht  «icpriift  werden  sollen, 
zwar  niclit  völlig,  aber  doch  in  der  J laujit^iache  erreicht.  Aber 
man  kann  den  Koutmktbruch  verdammen  und  doch  feststellen, 
dals  mit  dieser  Deklaration,  gelinde  ausgedrückt,  weit  über 
das  Ziel  hinausgeschossen  wurde.  Haben  ihr  gegenüber  die 
Arbeiter  wirklich  so  unrecht,  von  einer  „schwarzen  Liste"  des 
Fabrikantenvereins  zu  sprechtn?  Denn  wenn  in  jene  Liste 
auch  solche  eingetragen  werden,  die  wegen  einer  Unehrlichkeit 
abgegangen  sind,  wird  da  nicht  oft  der  blofse  Verdacht  aus- 
reichen, in  das  Stellenbuch  ein  „heute"  statt  eines  „ordnnngs- 
mlUsig''    zu    schreiben?     Und    ist   nicht   die  Möglichkeit 
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wenigsteDS  gegeben,  dafs  ein  Fabrikant,  der  es  mit  den  Be- 
stimmungen nicht  genau  nimmt,  auch  ihm  politiscli  oder  per- 
söültf'li  mifsHohiVo-on  Arbeitern  auf  eine  so  einfache  und 
ihnen  ö  e  1  b  8 1  u  n  e  r  k  e  n  n  b  a  r  e  Weise  das  Kainszeichen  auf- 
drückt? Dalk  auch  seiteuö  dei  Arbeiter  dieser  Verdacht 
entstehen  konnte,  nachdem  solche,  die  sich  in  der  Gewerk- 
schaftsbewegung hervorgethan ,  keine  Anstellung  fanden,  er- 
scheint begreiflich.  Was  nützt  demgegenüber  das  Beschwerde- 
recht des  Arbeiters?  Ist  doch  die  Deklaration  in  den 
Fabriken  nicht  bekannt  gemacht. 

Ist  es  endlich  gerechtfertigt,  den  Kontraktbrüchigen  mit 
einer  Aussehliefsung  für  alle  Zeit  zu  bestrafen?  Dafs  dies  zu 
hart  oder  vielmehr,  dafs  es  undurchführbar  ist,  haben  die 
P'abrikanten  selbst  eingesehen  und  im  Jnlire  1887  der  »De- 
klaration^  folgende  neue  Be.stininum^eu  iiinzugefügt: 

„Ordnungswidrig  abge^,^•lnf!:ene  Arbeiter  gelten  nach  sechs 
Monaten  vom  Tage  der  bctrcÖenden  Liste  als  rehabilitiert  und 
sind  vom  Vorstande  behufs  Sti^eichung  in  den  Listen  namhaft 
Bu  machen*. 

Und:  „Wenn  ordnungswidrig  abgegangene  Arbeiter  im 
Laufe  der  ersten  7  Tage  nach  ihrem  Forlgange  bei  ihrem 
letzten  Arbeitgeber  um  Wiederanstellung  bitten,  so  ist  der 

letztere  verpflichtet,  dieselben  wieder  aufzunehmen,  wenn  die 
Arbeiter  sich  erbieten,  anf  Verlangen  fl er  Arbeitgeber  mindestens 
0  Wochen  in  ihrer  Stellung  zu  bleiben.  Diese  Verpflichtung^ 
tritt  für  den  Arbentgeber  erst  7  Tage  nach  dem  Abgange  in 
Kraft.  Wird  die  \\  iederaufnahnic  verweigert,  so  ist  der  Vor- 
stand berechtigt  —  nach  Prüfung  der  Sachlage  —  dem  Arbeit- 
nehmer ein  oranungsmftfsiges  Buch  zu  geben.** 

Um  den  nicht  kontraktbrüchigen  Arbeitern  das  Stellensuchen 
zu  erleichtem,  sollen  sie  bereits  nach  Ablauf  der  ersten  Hälfibe 
der  Kdndigiingsfi  ist  eine  Bescheinigung  darüber  erhalten. 

Endlich  soll  die  Kontrolle  verschärft  werden,  indem  jeder 
Arbeitgeber  allmonatlicli  zu  prüfen  hat,  ob  in  seinem  Betriebe 
„ordnungswidrige  Arbeiter''  beschäftigt  %verden. 

Auch  nach  diesen  Keuerungen  wurde  der  Kontraktbruch 
nicht  gänzlich  ausgerottet.  Ks  blieben  immer  einige  kleinere 
Fabriken  aufserhalb  der  Gesellschaft,  und  bei  ihnen  koimten 
die  Kontraktbrüchigen,  die  jetzt  allerdings  nur  noch  aus  ge- 
wichtigen Gründen  ihre  SteUe  verliefsen,  Unterschlupf  ^nden. 

Zur  Gesellschaft  gehürten  1895:  28  Fabriken,  darunter 
aber  alle  bedeutenderen.  l'älle  von  Kontraktbruch  sollen 
nach  Auskunft  des  Vorsitzendi  n  jährlich  ca.  200  vorkommen. 

Ks  ist  leicht  erklärlich,  dafs  die  Bekämpfung  des  Kontrakt- 
bruchs nicht  der  einzige  Gegenstand  der  Vereinsthätiirkeit 
blieb.  Vielmehr  entwickelte  sieh  diese  zu  einer  Bekäm})tung 
der  auf  die  \'crbesserung  ihrer  Lage  gerichteten  Bestrebungen 
der  Arbeiter   überhaupt,  die  Gesellschaft  wurde  zu  einem 
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Arbeitgebci -01  (  Werk verein.  iSo  war  bereite  die  Abfassung 
einer  MusterarbclUordnung  erwähnt. 

Aber  nicht  nur  die  Interessen  der  Arbeitgeber  gegen  die 
Arbeiter  y  sondern  auch  die  des  Gewerbes  vertritt  die  Gesell* 
sehaii.  Bei  bevorstehenden  Änderungen  in  der  socialen  oder  in 
der  Zollgesetzgebung  oder,  um  solcEe  zu  erreichen,  richtet  sie 
Petitionen  an  den  Reichstag  oder  au  Behörden,  den  Ältesteu 
der  Kaufinannscliaft  liefert  sie  die  jährlichen  Berichte  über 
den  Stand  der  Industrie,  sio  nimmt  die  Vertretung  derselben 
auf  Ausstellungen  in  die  iland  u.  s.  w.  EniUicli  zeigen  sich 
die  AubäUe  zu  einer  kartellartigen  Entwiekelung:  Bei  steigen- 
der Konjunktur  zeigen  die  in  der  Gesellsehaft  vereinten 
Fabriken  iiiruu  Abnehmern  gemeinsam  eine  Erhöhung  der 
Preise  an.  Auch  den  Gktmfabrikanten  gegenüber  beginnt 
bereits  ein  gemeinsames  Handeln.  Es  sind  allerdings  nur 
7  Fabriken,  welche  nach  einem  Abkommen  ihr  Garn  von 
einer  der  grOfsten  deutschen  Baumwollspinnereien  gemeinsam 
beziehen. 

Unter  den  Arbeitern  zeigten  sich  in  der  Zeit  des  Auf- 
kommens der  Industrie  kaum  die  Spuren  ein<M'  Bewej^unp^. 
Beisonders  die  Zuschneider  hatten  niulit  zu  klagen,  ertVcuten 
sie  sich  doch  eines  hohen  Lohnes  und  ^erin^er  Arbeitszeit. 
Sämtliilie  Arbeiter  waren  begehrt  und  fanden  volle  Be- 
schäftigung. Stiegen  auch  die  Stücklöhne  nicht,  so  trat  eine 
Besserung  des  Verdienstes  durch  Einführung  feinerer  und 
Bchwierigerer  Artikel,  wie  der  Damenwäsche,  ein. 

Das  einzige  gemeinsame  Werk  war  die  Begründung  einer 
Krankenkasse  im  Jahre  1881,  welche  noch  heute  als  freie 
Uttlfskasse  besteht. 

I^ic  günstigen  Verhältnisse  änderten  sidi  mit  dem  RUck- 
gan^^«'  der  Industrie  seit  Anfang'  der  80er  Jahre.  Die  Löhne 
sanken  zwar  zunächst  nur  in  der  liausindü^ti  le,  aber  es  wurde 
in  den  Falyriken  nielit  mehr  mit  voller  Kraft  i^earbeitet,  so 
dalk  die  Verdieubto  geringer  wurden,  und  auch  gröfücre  Ent- 
lassungen traten  ein. 

Das  rüttelte  die  Arbeiter  auf.  Im  Jahre  1885  wurde  ein 
Fachverein  der  Zuschneider  begründet.  Derselbe  entfaltete 
in  den  ersten  Jahren  bei  immer  noch  sinkender  Konjunktur 
keine  gröfsere  Thätigkeit.  Erst  im  Jahre  1889,  in  dem  das 
Gewerbe  einen  kleinen  Aufschwung  erlebte,  erachtete  der 
Verein  den  Moment  für  gekommen,  bessere  Arbeitshedinuungen 
fiir  tlie  Znsehneider  durchzusetzen.  Seine  Mit;L:;liederzahl  war 
von  100  auf  168  gestiegen  und  er  umfatste  damit  den  gröfsten 
Teil  der  Berliner  Wäsehezuschneider.  Am  1.  Februar  1890 
wurde  an  die  Fabriken  die  Forderung  einer  Lohnerhöhung 
von  15*/o  und  einer  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  von  9 — 10 
auf  8V's  Stunden  gestellt.  Die  erste  Forderung  wurde^ 
ohne  dafs  es  zum  Ausstand  kam,  in  fast  allen,  die  zweite 
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in  den  mr  isten  Fabriken  bewilligt.  Gleichzeitig  aber  mit  der 
Zu«cLneiderbeweguug  entstand  eine  Bewegung  der  weiblichen 
Arbeiter, 

Später  als  unter  die  männlicheii  Arbeiter  war  unter  sie 
der  OiganisationagedAnke  gedrangen. 

Die  Berliner  Arbeiterinnenbewegung  blickt  auf  eine  nur 
kurze  Vergangenheit  zurück.  Die  ersten  Vereinsorganisationen 
waren  weniger  von  Arbeiterinnen  als  für  die  Arbeiterinnen 
begründet  und  dienten  raeist  philantln-opischen  Zwecken  :  so 
der  Bildungsvercin  für  Arbeiterinnerij  gegründet  1869,  und  der 
Ik'rlinor  Arbeiter- Frauen-  und  ^lädchen- Verein  von  1873. 
Beide  gingen  1877  ein.  Es  lulgtcn  ihnen  andere,  wie  der 
Frauen-HulfsvereiDy  der  Verein  zur  Hebung  der  Sittlichkeit 
u.  a.  w.  Der  erste  wirklich  von  Arbeiterinnen  begründete 
und  geleitete  Verein  war  der  1885  entstandene  Verein  sur 
Wahrung  des  Interesses  der  Arbeiterinnen.  Ihm  folgte  der 
Berliner  Arbeiterinnen- Verein  im  Norden. 

Beide  Vereine  konnten  sich  aber  unter  dem  Socialisten- 
gesetz  nicht  lange  halten  und  übten  keine  grofse  Wirksam- 
keit. Ihre  Ziele  waren  offen  oder  versteckt  ruin  politische. 
Von  männlichen  und  weiblichen  Agitatoren  wurden  Vorträge 
gehalten  über  Atheismus,  freie  Liebe  und  ähnliche  I)ing<^ 
welche  wohl  auch  ohne  die  vom  Gesetz  beschleunigte  Auf- 
lösung der  Vereine  ihren  Reis  fhr  die  Arbeiterinnen  bald 
verloren  hätten.  Von  der  Gewerkschaftsbew^;ung  waren  sie 
weit  entfernt^. 

Von  den  Wäschearbeiterinnen  mögen  wenige  an  diesen 
Vereinen  beteiligt  gewesen  sein.  A})er  die  lebhafte  Agitation, 
die  sie  hervorgerufen,  bewirkte  docli  aueli  in  den  Kreisen 
jener  enm  Gärung,  die  nnrli  dem  Fall  des  iSocialistengesetzes 
zu  lebhaftem  Ausdruck  kaui. 

Schon  vorher  war  einmal  ein  Teil  der  Wäsche- 
arbeiterinnen, die  Näherinnen,  zum  Bcwufütfciein  ihres  gemein- 
samen Interesses  gebracht  worden,  und  zwar  durch  die  Fabri- 
kanten selbst 

Die  von  diesen  angeregte  Petitton  der  Wfischenäherinnen 

gegen  die  1885  geplante  Erhöhung  des  Nähfadenzolls  und  die 
ihr  folgenden  NäherinnenversammTungen  sind  bereits  erwihnt 
worden.    Die  Agitation  hatte  damals  nicht  die  Wirkung,  die 

ZollerhöhuufT  zu  v<'r}n*uderii,  rO)or  den  weit  wichtiger<Mi  Vor- 
teil, dals  der  Truckuutug  von  den  Freunden  der  Züllcrh<daing 
im  Reichstage  ans  Licht  gezogen  und  damit  die  Besserung 
angebahnt  wurde,  wie  dies  bereits  geschildert  ist. 

Seit  dem  Jahre  1890  datiert  die  Frauengewerkschafts- 
bewegung. 


*  Vgl.  (A.  Berger),  Die  swansigjäbrige  Arbeiterinnenbewegiuig  Berlins. 
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Die  Maifeier  dieses  JaLre^i  gab  d  n  Aiilais  zu  einer 
starken  Agitation,  welche  die  Arbeiterinnen  der  WJiselie- 
tabrikation  unter  Ftihrunj^  einiger  Zuschneider  dazu  be- 
nutzten, die  Forderung  einer  Lohnerhöiiung  zu  stellen.  Ohne 
dafs  irgendwo  länger  als  einen  halben  Tag  die  Arbeit  ein- 
gestellt wurde,  setzteu  sie  auch  in  allen  Fabriken  eine  Lohn- 


den  Gedanken  der  gewerkBchafldichen  Organiflierung  nahe* 
Aber  von  vorn  herein  kam  es  sn  einer  S^tong  durch  per- 
sönliche Reibereien  der  Führer.  Die  Kräfte  wurden  zer- 
splitt<^rt,  indem  zwei  Fachvereine  gegrinulet  wurden,  der  der 
><aht  i  innen  und  der  Verein  der  Plätterinnen  und  verwandten 
Beru  füge  n  o  s  s  en . 

Der  erste  wurde  bereits  nach  einem  halben  Jahre  mit 
dem  bestehenden  Verein  der  Zuschneider  verschmolzen. 
Der  neue  „Verein  cur  Wahrung  geistiger  und  materieller 
Interessen  aller  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  der  Wilsche- 
branche" will  seinen  statutenmäfsigen  Zweck  der  „ Aus- 
bildung der  geistigen,  gewerblichen  und  materiellen  Inte- 
reeeen  der  Mitglieder"  verwirklichen: 

„a)  durch  Unterhaltung  einer  Bibliothek, 
b)  durch  gewerkschaftliche  sowie  wissenschaÜliche  Vor^ 


c)  dun-h  OewMhrung  von  Reehtssehutz  in  gewerkschaft- 
lichen und  solchen  Streitigkeiten,  in  welche  die  Mit- 
glieder in  Folge  ihrer  Vcreinsthätigkeit  geraten}  sowie 
Regelung  des  Arbeitsnachweises, 

d)  durch  Unterstützung  der  in  Not  geratenen  Mitglieder^ 

e)  durch  gesellige  Zusammenkttnfte  und  Veranstaltung 
grOfserer  Vergnttgen/ 

Mitglied  kann  jeder  Arbeiter  der  Branche  werden^  der 

monatliche  Beitrag  beträgt  30  Die  Notfallsunterstützung 

ist  rein  freiwillig.  Der  Arbeitsnachweis  vermittelt  jährlich 
etwa  200  Stellen. 

Ganz  iihnlich  waren  die  Statuten  des  IMiltterinncnvcreins  ^ 
Infolge  rühriger  Agitation  hatte  der  Verein  im  Jahre  1891 
etwa  750  Mitglieder. 

Aber  rasch  schmolzen  die  Mitgliederzahlen  beider  Ver- 
eine zusammen  unter  dem  Druck  des  Fabrikanten  Vereins  und 
noch  mehr  dem  der  fallenden  Konjunktur  im  Gewerbe. 

Bald  nach  Gründung  der  Vereine  wurden  die  beiden  Vor- 
sitzenden in  ihren  Fabriken  entlassen  und  wurden,  wo  sie 
sich  um  Arbeit  bemühten,  zurückgewiesen.  Der  des  Wäsehe- 
arbeitervereins  blieb  ein  halbes  Jahr  arbeitslos  und  fand 
schliefslich  bei  einem  nicht  der  Gesellschaft  angehörigen  kleinen 


>  Hier  betiifft  d«r  Monatabeitng  nur  20 
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Fabrikanten  eine  iSteüe.  Er  ist  in  dieser  arbeitslosen  Zeit, 
wie  er  mir  erzählte,  schärfer  und  verbitterter  geworden. 

Der  Vorsitzende  des  Plätterinnenvereins  fand  erst  wieder 
Arbeit,  als  in  einer  kleinen  Fabrik  die  Stelle  eines  Zuschneiders 
frei  wurde,  und  die  Platterinnen  ihrem  Arbeitgeber  mit  einem 
Ausstand  drohten,  falls  er  nicht  jenem  die  Stelle  gebe,  l^r 
gab  später  diese  Stelle  auf  und  fing  in  einem  Berliner  Vor- 
orte eine  G-astwir tschaft  an.  Trotzdem  er  sich  hierdurch  den 
Interessen  seines  früheren  Berufs  ganz  entfremdete,  blieb  er 
Vorsitzender  des  Plätterinnenvereins,  und  es  ist  das  wolil  der 
Hauptgrund,  dafs  es  zu  einer  Vereinigung  beider  Vereine 
nicht  gekommen  ist. 

Mit  der  abnehmenden  Mitgliederzahl  versandete  auch  die 
Wirksamkeit  der  Fachvereine.  Nur  sdtens  des  Plätterinnen- 
vereins entstand  noch  eine  schwache  Bewegung  gegen  die 
Gasplätterei,  die  1892  allgemeiner  eingeflihrt  wurde,  aber  ohne 
irgend  etwas  dagegen  ausrichten  zu  können,  vielleicht  mit 
dem  einzigen  Erfolge,  dafs  die  Gewerbeinspektion  auf  die 
Gesundheitsgeftlhrlichkeit  des  neuen  Systems  aufmerksam  ge- 
rn nclit  wurde  und  infolgedessen  aui'  Ventilationseinrichtungeu 
dränut^, 

Die  \  ercine  konnten  nicht  verhindern,  dafs  die  1890  be- 
wirkte Loiinerhöhuug  vielfach  wieder  rückgängig  gemacht 
worden  ist 

Die  Ursache  des  Rückgangs  der  Vereine  war,  wie  gesagt, 
dafs  die  Fabrikanten  sie  zu  unterdrücken  suchten,  indem  sie 
gegen  alle  Vereinsmil^lleder,  in  welchen  sie  „Agitatorinnen*^ 
sahen,  ebenso  wie  gegen  die  Vorsitzenden  vorgingen,  dann 
aber,  dafs  dem  kurzen  industriollen  Aufschwung  von  1890 
bald  Wierser  ein  liückpxng  folgte,  der  erst  seit  Anfang  1895 
wieder  unizuschlt'V'-en  scheint. 

Durch  die  geringe  Mitgliederzahl  —  Ende  1895  betrug 
sie  bei  dem  Wäschearbeiterverein  20 — 30  Zuschneider  und 
etwa  ebensoviel  Arbeiterinnen  —  wurde  natürlich  die  Thätig- 
keit  der  Vereine  aufs  äufserste  gelähmt.  'Es  ist  möglick  dals, 
wenn  die  steigende  Konjunktur  in  der  Industrie  anhält,  die 
Agitation  für  eine  Lohnbewegung  die  Kräfte  der  Vereine  ver> 
stärken  wird,  zumal  wenn  es  gelingen  sollte,  die  beiden  Ver» 
eine  mit  einander  zu  verschmelzen.  Vor  allem  würde  sum 
Erfolge  notwendig  sein  eine  stärkere  Betonung  der  rein  ge- 
werkschaftlichen Ziele  und  Fernhaltung  der  politischen  Ten- 
denzen, wie  dies  alle  socialdemokratischen  Fachvereine  ver- 
missen lassen. 

Gerade  die  Zuschneider  sind  nur  zum  kleinsten  Teil 
socialdemokratisch  geNinnt;  und  die  es  sind,  machen  nur  einen 
sehr  gemiifsigtcn  Gebrauch  davon.  Allerdings  die  Arbeite* 
rinnen,  so  ist  mir  von  allen  Seiten  versichert  worden,  sind 
fast  ausnahmslos  Socialdemokratinnen.  Aber  abgesehen  davon, 


.  ly  j^ud  by  Google 


XIV  2. 


121 


dafs  sich  wenige,  Frauen  am  allerwenigsteDy  den  Einflüssen 
und  Anschauungen  ihrer  Umgebung  entziehen  können,  so  ist 
doch  die  Hnuptursache  der  bei  den  Frauen  als  den  Jugcnd- 
erzieherimien  doppelt  beklagenswerten  Gesinnung  der  Mangel 
an  Erkenntnis  davon,  dafs  sie  auch  auf  dem  liodeu  der  be- 
stehenden Gesetze  durch  gewerkschaftliche  Organisation  ihre 
Lage  verbesücrn  können.  Dafs  diese  Möglichkeit  vuriiauden 
iatf  wenn  auch  in  beschränkterem  Grade,  als  bei  den  männ- 
lichen Arbeitern,  zeigt  die  Bewegung  der  Franengewerkyereine 
in  England. 

Allerdings  fehlt  bei  uns  noch  das  Vorbild  einer  starken 
Gewerkvereinsbildung  der  männlichen  Arbeiter,  an  das  sich 
die  der  weiblichen  anlehnen  könnte.  Aber  eine  Bedingung, 
die  sich  in  K!ip:!anrl  als  notwendig  für  das  Gedeihen  der 
Arbeiterinnenbestrebungen  erwiesen  hat  ,  dafs  nHmlich  ihre 
Öewerkvereine  nicht  nur  weibliche ,  sondern  auch  männ- 
liche Arbeiter  umfassen,  ist  auch  bei  eiuem  der  hier  in  Rede 
stehenden  Fachvereine,  dem  Wäschearbeiterverein,  zutreffend. 
Es  wäre  lebhaft  zu  bedauern,  wenn  unter  den  Zuschneidern 
die  Ansicht  Plats  griffe,  der  wir  noch  begegnen  werden,  dafs 
an  dem  Rückgänge  ihres  Vereins  nicht  die  geschilderten  That- 
Sachen,  sondern  die  Vereinigung  mit  dem  Näherinnenvereine 
schuld  sei.  Gerade  das  Zusammenwirken  mit  einer  im  ganzen 
80  gemär-^icrtfn  mvl  nüchternen  Arbeiterschaft  wie  der  der 
Zuschneult^r,  könnte  von  segensreichem  Emriusse  auf  die 
Arbeiterinnenbewegung  sein.  Wie  selir  die  Zuschneider  als 
geeignetes  Material  für  eine  von  der  politischen  Bewegung  ge- 
trennte Gewerkschaft  erscheinen,  dafür  nia^  als  Stimmungs- 
bild der  Eindruck  dienen ,  den  Ich  aus  einer  Zuschneider- 
versammlung  empfing,  welche  im  November  1895  durch  den 
Fachverein  einberufen  war,  um  den  Plan  einer  für  das  nächste 
Frühjahr  in  Aussicht  genommenen  Bewegping  eines  Minimal- 
stttcklohntirifs  zu  beraten. 

Es  mochten  etwa  50 — 60  Zuschneider  versammelt  sein; 
da  nur  sie  geladen  waren,  war  von  den  weiblichen  Vereins- 
mitgliedern nicht  mehr  als  eines  erschienen.  Die  Anwest  iiden 


Fabrikarbeiters.  In  Ersclieinung,  KieKiung,  Auftreten  war 
bei  den  meisten  eine  gewisse  Behäbigkeit  unverkennbar. 

Eingeleitet  wurde  die  Versammlung  durch  den  Vortrag 
eines  der  Vorsitzenden  über  Entwickelung  der  Gewerkvereine 
und  Koalitionsgesetzgebung  in  den  verschiedenen  Ländern. 
Der  Redner  trug  den  wohlstilisierten  und  zu  Papier  gebrachten 
Inhalt  in  freier  Weise  vor.  Dieser  gipfelte  in  einem  be- 
wundernden Hinweise  auf  die  Erfolge  der  Trade  Unions,  wo- 
bei zu  wiederholten  Malen  Brentano  citiert  wurde.  Er  liielt 
sich  in  wohlthuender  Wei>e  f-rn  von  allen  revolutionären 
Phrasen,  wies  mehrnials  darauf  hin,  dafs  „selbst  bei  uns"  die 


trugen   durchaus  den 
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Koalitionsfreiheit  noch  nicht  voll  verwirklicht  sei,  und  wenn 
dem  Vortrage  etwas  vorzuwerfen  war,  so  war  eb  Mangel  an 
Wärme  in  der  Aufforderung,  die  Lehren  desselben  nutzbar 
zu  machen.  Dies  wurde  in  der  Diskussion  wieder  gut  gemacht 
durch  einen  Zuschneider,  der  unklarer  aber  packender  die 
Nachteile  und  die  Vorzüge  der  Organisation  schilderte  und 
den  Eindruck  wiedergab,  welchen  auf  den  internationalen. 
Arbeiterkongressen  die  Engländer  durch  ihr  Auftreten  und 
ihre  hohe  Lebenshaltung  auf  ihre  kontinentalen  Genossen 
gemacht  hJitteri. 

Der  Vorsitzende  hielt  hierauf  ein  kurzes  Referat  über  den 
Plan  einer  Lohnl»ewcgung  und  forderte  die  Wahl  einer 
Kommission  zur  Ausarbeitung  eines  Miuimalätücklohntarifs. 
Die  Bedeutung  dieser  Forderung  ist  bereits  oben  (S.  73  ff.) 
gewürdigt  worden.  In  der  Debatte  zeigten  sich  verschiedene 
Strömungen.  Die  eine  schien  auszugehen  von  Zuschneidern 
der  kleinen  Winkelfabriken,  in  denen  die  schlechtesten  Löhne 
gezahlt  werden.  Sie  traten  am  eifrigsten  für  die  Bewegung 
ein.  Ihnen  schlössen  sich  an  Vertreter  einiger  der  g^röfsten 
Fabriken,  deren  Ötiicklohnsätz(«  voraussielitlirh  dem  Minimal- 
tarif zur  Grundlage  dienen  sollten.  Opposition  erhob  sich  da- 
gegen namentlich  von  selten  eines  Zuschneiders,  der,  in  einer 
der  Fabriken  mit  den  niedrigsten  Lohnsätzen,  erklärte,  den 
höchsten  Verdienst  zu  machen,  indem  die  Arbeit  dort  weit 
leichter,  die  Kontrolle  weniger  Ittstig  sei  und  daneben  eine 
weit  gröfsere  Bewegungsfreiheit  bestünde  als  in  mancher  der 
gröfsten  Fabriken,  Er  erklärte  sich  einom  etwaigen  Strike 
abgeneigt  und  vertrat  dafür  Forderungen,  die  auf  anderem 
Gebiete  lagen,  wie  Rdckbildung  des  Fachvereins  in  einen 
reinen  Zuschneidervcrcin  ohne  die  str»r«  nden  weiblichen  Mit- 
glieder, welche  besser  mit  dem  Plätte  rinnen  verein  vereinigt 
würden,  Ausschlieisun^^  nicht  ordentlich  gelernter  und  gelohnter 
Arbeiter  von  der  Mitgliedschaft,  Regelung  des  Lehrlings wesens 
und  Errichtung  einer  Fachschule.  Er  verriet  mit  diesen 
Forderungen,  obwohl  die  erste  im  Interesse  der  weiblichen 
Arbeiter  zu  bekämpfen  ist,  etwas  von  dem  nüchtern-praktischen, 
von  einem  gewissen  Egoismus  nicht  freien  Blick,  welcher  den 
englischen  Gewerkvereinler  auszeichnet  und  der  in  unseren 
deutschen  Fachvereinen  leider  so  wenig  angetroffen  wird. 

Bei  der  Ahstimmung  ergab  sich,  dafs  die  ^Mehrzahl  der 
Anwesenden  tilr  die  Wahl  einer  Kommission,  also  für  Kintritt 
in  die  Bewegung'*  war. 

Die  Komnuböiua  ist  zwar  in  der  Folge  zusammengetreten, 
zu  einer  Lohnbewegung  ist  es  aber  nicht  gekommen  und  wird 
es  nach  Ansicht  eines  der  ältesten  und  erfahrensten  Zu- 
Schneider  auch  in  absehbarer  Zeit  nicht  kommen,  weil  der 
grOfste  Teil  der  Zuschneider  feste  Vertrauensstellungen  und 
sein  gutes  Auskommen  hat 
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Ans  diesem  Grund  gehört  auch,  wie  schon  erwähnt,  nur 
eine  Minorität  der  socialdemokratiachen  Partei  an.  Leider 
sind  es  aber  gerade  deren  Anhänger,  wolclie  die  Fachvereiiie 
beherröchen  und  nicht  zum  wenigsten  hierdurch  die  Mehrzahl 
der  Zuschneider  dem  Verein  fernhalten. 

Dagegen  sind  die  Bestrebungen  der  weiblichen  Arbeiter- 
schaft in  ein  neues  Stadium  getreten  durch  die  grolle  Be- 
wegung der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  In  den  nahe  ver- 
wandten Konfektionsindustrien.  Der  Erfolg  des  Konfektlons« 
arbeiterstrikes  vom  Februar  1896^  welcher  wesentlich  durch 
die  Sympathie  der  öfifentlichen  Meinung  herbeigeführt  worden 
ist,  rief  naturgemäfs  auch  unter  den  Wttschearbeiterinnen  das 
allgemeine  Verlangen  hervor,  in  *Mne  Bewegung  zu  treten. 
Da  eine  solche  jedocli  «rfinzlieh  unvorbereitet  gewesen  wilre, 
gelang  es  dem  Eiiiliussc  der  Führer,  die  plötzlieh  erwachte 
Begeisterung  der  Arbeiterinnen  auf  ein  weiteres  Ziel  zu  lenken, 
die  Vorbereitung  einer  Lohnbewegung  zum  Frühjahr  1897. 
Ob  es  gelingen  wird,  nicht  nur  die  Fabrikarbeiterinnen,  sondern 
auch  die  Heimarbeiterinnen  zum  Anschlufs  zu  bewegen,  steht 
dahin.  Wenig  wahrscheinlich  aber  ist  es,  dafs  eine  dauernde 
Angliederung  der  Helmarbeiterinnen  an  die  Organisation  er- 
reicht werden  wird. 

Was  aber  auch  die  Zukunft  der  Gewerkvereinsbewcgung 
der  Witschearbeiter  seui  möge,  so  ist  doch  nicht  zu  lioffen, 
dafs  sie  aus  eigener  Krutt  alle  Schäden  in  der  Fal)rikurbeit 
beseitigen,  geschweige  denn,  dafs  sie  mit  nennenswertem  Er- 
folge Besserungen  im  hausiudustriellen  Arbeitsrerhältnis  durch- 
setzen wird. 

Der  GenoesenschaHb^edanke  hat  unter  den  Arbeitern 
unserer  Industrie  noch  gar  keinen  Eingang  gefunden.  Daüs 
seine  Verwirklichung  auch  auf  diesem  Gebiete  nicht  aus- 
geschlosgen  ist,  lieweist  das  Beispiel  einer  Produktivgenossen- 
schaft in  Wien.  £s  ist  vielleicht  nicht  unangebracht»  an  dieser 
Stelle  hierüber  zu  berichten. 

In  einer  Brosriiiiro  über  „Die  Lohnverliältnisse  der  weib- 
lichen Handarbeiterinnen  in  Wien"*  hatte  der  dortige  Ge- 
raeinderat  Herrdegen  nach  Aufdeckung  der  furchtbaren  Ki(;drig- 
keit  von  Lohn  und  Lebenshaltung  insbesondere  der  W^äsche- 
näherinnen  einen  Aufruf  an  die  Frauen  der  wohlhabenden 
Klassen  zur  Gründung  einer  Produktivgenossenschaft  gerichtet, 
In  welcher  er  das  Heilmittel  gegen  die  geschilderten  Schäden 
erblickte.  Der  Aufruf  hatte  Erfolg,  und  es  kam  durch  frei- 
willige Gaben  das  nötige  Kapital  zusammen.  Im  Jahre  1B92 
wurde  die  „Erste  Wiener  Produktivgenossenschaft  für  Frauen- 
handarbeit" begründet  zum  Z^vf•(•ke  der  Herstellung  und  des 
Verkaufs  von  weiblichen  Haudurbeiten,   besonders  W^äsche- 

>  Wieu,  1888. 
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artikebi.  Aus  den  Statuten  öei  hen'orgehoben :  „Der  Genossen- 
bchalt  können  nur  Mädchen  und  Frauen  beitreten,  welche  auf 
einen  eigenen  Erwerb  angewiesen  sind  und  öich  an  dem  Ge- 
nosbenschaftsunternehnien  als  Handarbeiterinneu  oder  Wäsche- 

Imtzeriniieii  oder  aber  in  kaufinännischer  Thätigk^t  persdn- 
ich  beteiligen/  Kichtmitglieder  dürfen  nicht  aü  Arbeitskritfte 
beschäftigt  werden. 

Das  Eintrittsgeld  betrftgt  dO  kr.,  der  Wochenbeitrag  10  kr. 

Letzterer  ist  nur  so  lange  zu  leisten,  bis  der  G^eschäftsanteil 
in  Höhe  von  15  fl.  gedeckt  ist   Von  diesen  darf  kein  Mitglied 

mehr  als  20  erwerben. 

Die  Leitung  der  Genossenschaft  erfolgt  durch  Mitglieder, 

es  scheinen  aber  Frauen  der  wohlhabenden  Klassen  au  sein, 
welche  sich  zu  diesem  Amte  haben  wählen  lassen. 

Was  die  geschäftlichen  Ergebnisse  anbelangt,  so  liegt  mir 
nur  der  Rechjiungsabschlufs  für  1894  vor.  Danach  schlofs  die 
Bilanz  mit  eineui  Ausfall  von  r)81,44  fl.  ab.  Die  Schuld  daran 
wird  der  Lage  des  Geschäftäiukaiji  in  einer  Mcnig  frequenten 
Strafse  gegeben.  Die  Genossenschaft  hatte  57  Mitglieder  mit 
70  Geschäftsanteilen. 

Der  Warenumsatz  betrug:  10503,29  fl.,  das  Luhnkonto: 
5083,20  fl.  oder  SQ^^o  des  Umsatzes  gegen  24,9  ^.o  im 
Jahre  1893. 

Nach  einer  Auskunft  der  Genossenschaft  werden  nicht 
alle  Mitglieder  das  ganze  Jahr  ausschlielslich  von  ihr  beschäftigt, 
aufser  denen,  welche  in  ihrer  Werkstätte  arbeiten.  Letstere 
haben  dauernd  guten  Verdienst,  nämlich  die  Maschinennähe- 
rinnen 8—10  fl.  (13,60—17  J6),  die  Handnäherinnen  6>-6  iL 
(8,50-10,20  J6)  pro  Woche. 

Das  geschilderte  Untern ohmen  ist  kein  Werk  eigentlicher 
8oll)sthülfe.  Es  ist  gegrluuU't  und  wird  geleitet  nicht  durch 
sein(^  arbeitenden  Mitglieder,  sundern  durch  freiwillige  Hülfs- 
krätte  aus  den  (jl)eren  Klassen.  Allein  es  wäre  thüricht,  von 
den  armen  2säherinnen  zu  verlangen,  was  selbst  unter  den 
hochstehendsten  Arbeitern  nur  wenige  Auserwählte  yermOg^. 
Als  Allheilmittel  zur  Hebung  socialer  Schäden  kann  daher  die 
Produktivgenossenschaft  in  unserer  Industrie  noch  viel  weniger 
in  Betracht  kommen,  als  in  anderen.  Aber  wer  sich  auch  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  von  (h-m  Xberglauben  an  die  blaue 
Blume  befreit  hat,  der  wird  nicht  die  hohe  Bedeutung  ver- 
kennen, welche  gerade  für  die  weibliche  Arbeiterschaft  die 
Erziehung  zur  SelbsthUlfe,  das  thatkriittige  Zusammenwirken 
mit  gebildeten  Frauen  haben  mul's.  Und  werden  aul  .-^olehe 
Weise  auch  nur  einzelne  Arbeiterinnen  geistig  und  materiell  ge- 
hobeUj  so  können  diese  doch  als  erfahrene  und  selbständige 
B^brerinnen  hunderteu  und  tausenden  von  anderen  auni  Segen 
gereichen. 
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Ist  also  das,  was  auf  unserem  Gebiete  die  Selbsthülfe  ei^ 
reichen  kann,  auch  nur  wenig,  so  ist  es  doch  nicht  zu  ver- 
achten. Welche  Fiktnren  da  oinzutreten  haben,  wo  sie  ver* 
sagt,  das  wird  iii  emem  letzteu  Kapitel  zu  erörtern  sein. 


Kap.  XVIL  d.  Die  Arbeiterversielieniiigs-  nnd  Arbeiterschnts- 

l^esetzgebung. 

An  mannigfiwhen  Stellen  unserer  Erörterung  hatten  wir 
Gelegenheit,  den  weitgehenden  Einflufs  der  wirtschaftlichen 
und  socialen  Hcsetzgebung  auf  das  Wohlergehen  der  Industrie 
und  ihrer  ArbciLcr  zu  beobachten.  Im  Zusammenhange  sind 
bereits  die  W  irkungen  der  Zollgesetzgebung  besprochen,  und 
es  erjcrnbcn  sich  die  Wünsche,  welche  unsere  Industrie  an  sie 
knüpti.  Aber  in  der  Handelspolitik  ist  kein  einzelner  Stiuit 
allmftchtig,  er  mnfe  mit  anderen  kllmpfen  und  sich  vertragen, 
er  kann  nieht  zu  Gunsten  einer  Industrie  andere  wichtigere 

S reisgeben;  wo  er  zwischen  der  Vielheit  der  Einzelinteressen 
as  Staatsinteresse  findet,  das  kann  man  ihm  nicht  im  einzelnen 
FaUe  vorschreiben,  will  man  nicht  einem  fruchtlosen  Doktri- 
narismus verfallen. 

Anders  in  der  Soeialpolitik.  IIi»'r  stehen  sich  nur  zwei 
Interessen  gegenüber,  das  der  Arbeitgeber  und  das  der  Ar- 
beiter. Ott  genupr  ist  ihr  Widerstreit  nur  ein  seli<'ii)l)arer,  und 
der  Staat  verwirklicht  nur  ein  genieinsames  Interesse.  <  )t't 
allerdings  ist  der  Zwiespalt  thatsächlich  vorhanden,  und  hier 
hat  der  Staat  die  Aufgabe,  eine  solche  Lösung  zu  finden,  die 
der  WohlltJirt  der  Gesamtheit  dient 

Die  tiefgreifendsten  Reformen  hat  das  Reich  bisher  auf 
dem  Gebiete  der  Versicherungsgeset^ebung  geschaffen. 

Vor  Erlafs  des  Krankenversicherungsgesetzes  gab  es  in 
'i!i>^erer  Industrie  nur  eiiu*  freiwillige  Versicherung  in  der 
Krankenkasse  der  Zuschneider  Pirrlins.  Diese  wurde  im  Jalire 
1881  mit  etwa  50  Mitgliedern  liegnindet,  hatte  1883  bereits 
170  Mitglieder  und  wuchs  seit  1892  bis  auf  die  jetzige  Zahl 
von  etwa  250  Mitgliedern,  so  dafs  sie  etwa  zwei  Drittel  der 
Berliner  Zuschneider  umfafst.  Es  werden  wöchenütch  40 
Beitrag  erhoben,  wofür  nach  einer  Karenzzeit  von  13  Wochen 
wahrend  26  Wochen  12  wöchentliches  Krankengeld  und 
freie  ärztliche  Hülfe  und  Arznei  gewährt  wird.  Solche,  die 
die  Kasse  nur  als  Zuschufskasse  benutzen,  erhalten  4,05 
wöchentlich  ffir  AvyA  und  Arznei.  Endlich  wird  ein  Sterbe« 
geld  von  100  ./(  gewahrt. 

Die  grofs«'  blasse  der  Arl)eit<'r  aber  war  bis  zum  Erlafs 
des  KrankenvtrsicherungsgeöL'tzes  nieht  versicliert.  Seitdem 
besteht  die  Ortskrankenkasse  für  die  Wäschcfabrikaiiun.  Die- 
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sel})e  hatte  im  Jahre  1894:  10291  Mitglieder,  darunter  9813 
weibliche.^ 

Die  Mitglieder  zerfallen  in  5  Lobnklaseen,  deren  Qreimexi 
die  Wochenverdienste  von  7,50;  10,50;  13,50;  16,50  J$ 
bilden.  Die  Höhe  von  Eintrittsgeld,  Beiträgen  und  Kranken- 
geld eigiebt  sich  aus  folgender  Tabelle: 

^^f-  M^^^ArbeV  Eintritts-  Kranken- 

t^^g«  gliedB  gebers     ^^^^  ^^^^ 

Klasse    I  pro  Woche.  15  10  ^     5  4  4b  ^  50  4 

,      11    ,       ,     21  „  14  .      7  „  63  ,  75  „ 

,    III    ,       ,     30  .  20  ,  10  „  90  ,  100  , 

,    IV    ^       „     36  „  24  ,  12  „  108  ,  125 

„      V    .       ,     45  „  30  „  15  „  135  ,  150  „ 

Das  Krankengeld  wird  wahrend  13  Wochen  gezahlt. 

Neben  die  Drtskrankcnkasse  ist  spit  Ende  des  Jahres  1890 
die  Betriobskraiik("nkasse  der  Fabrik  von  WolfF  Glaserfelil 
gotreton.  Sie  hatte  im  JJurchöchnitt  des  Jahres  1894 :  970  Mit- 
glieder, darunter  930  weibliche.  Sie  unterscheidet  vier  Lohü- 
klasöen,  für  welche  bich  die  Leiötungen,  wie  folgt,  stellen : 

Bj»-     Mk-'^^Arbeit-  Eintritts-  Kranken* 
glieds  gebers  ^^^^ 
Klasse    I  pro  Woche  15  ^    10  ^     5  ^     45  ^       50  >^ 
II   ,       ,     21  «    14  „      7  ,      63  ,       75  „ 
,    m    ^      „     33  ,    22  „    11  „      99  „      115  „ 
«    IV   «      „     60  „    40  ,    20  „    180  ,      200  , 

Das  Krankengeld  wird  wfthrend  20  Wochen  gezahlt 
Es  verlautet,  dafs  das  Beispiel  der  gröfsten  Fabrik  Nach- 
ahmung linden  und  eine  andere  grofse  Wäschefabrik  ebenfalls 
eine  Betriebskrankenkasse  einrichten  wird.  Der  Grund  dafiir 
lif\<rt  darin,  dafs  in  der  Betriebskr.-nik'Mikasse  die  Kontrolle 
eine  viel  sehärferc  ist  und  damit  der  Uetabi  der  Simulation 
besser  vorgebeugt  wird,  und  dafs  die  Betrie])skasso  in  den 
Augen  der  Fabrikanten  den  Vf»rzug  hat,  ihre  Arbeiter  von 
der  Beteiligung  an  den  allgemeinen  Veröammlungen  und  W  alilcn 
der  Ortskrankenkasse  nnd  damit  von  der  Annäherung  an  ihre 
Berufsgenossen  zurückzuhalten. 

Ganz  aofserhalb  der  Krankenversichenmg  steht  die  Haus- 
industrie. Allerdings  schwebt  zur  Zeit  ein  Rechtsstreit  der 
Armendirektion  Berlin  gegen  die  Betriebskrankenkasse  Lei 
dem  Oberverwal tunpi-sTTorielit,  der  die  Frage  zum  Ge^'enstande 
hat  ob  eine  tur  die  Fabrik  zu  Hause  Knopflöcher  nähende 
Arbeiterin  als  „Heimarbeiterin"   oder  „Uausindustheilc"  im 

'  8eit  1898  sind  die  Wasch-  und  Plättanstalten  iu  die  Kasse  eiu- 
bezogen. 
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Sinne  des  Gesetzes  zu  betrachten  ist.  Im  ersteren  Falle  w;ire 
sie  versicherungspflichtig.  Man  darf  auf  die  Entscheidung, 
welche  von  grundsätzlicner  Bedeutung  ist,  gespannt  sein.  In 
einem  ähnh'chen  Falle  hat  das  Oberverwaltungsgericlit  die  be- 
trefifende  Arbeiterin,  dem  Sinne  des  Gesetzes  nach  wohl  mit 
Recht,  ab  BHausindaBtrielle*^  erklärt' 

Doch  ist  aus  der  in  den  mafsgebenden  Kreisen  vorhandenen 
Stimmung  zu  schliefaen,  dafs»  wenn  die  Einbeziehung  der  Haus- 
industrie in  die  Versichcrungspflicht  auf  Grund  des  bestehen- 
den Gesetzes  nicht  möglich  ist,  eine  Änderung  desselben  zu 
erwarten  steht,  t'briprens  kann  schon  jetzt  statutarisch  die 
Yersicherungsptlicht  auf  die  llausindustriellen  ausgedehnt  werden. 
Ahnlich  verhiilt  es  sieh  mit  der  liivaliditMts-  und  Altersver- 
sicherung; nur  bei  der  Uiitallversicherung  würde  eine  Aus- 
dehnung auf  die  häuslichen  Arbeitsstätten  noch  unthunlich  sein. 
Von  den  Leistungen  dieser  Versidierungen  fttr  die  Fabrikarbeiter 
au  sprechen,  ist  hier  nicht  nötig,  da  dieselben  in  unserer  In- 
dustrie keinerlei  Besonderheit  aufweisen  und  im  allgemeinen 
als  bekannt  vorausgesetzt  werden  dttrfen. 

Die  deutsche  Arbeiterschutzgesetzgebung  hat  sich  )>isher 
in  der  Hnnp^rjchc  auf  die  Ueelcnieiitierimg  der  Fabrikarboit 
beschränkt.  IHlr  die  Wäschefabrikation  mit  ihrer  id)erwi»'<^eiid 
weiblichen  Arbeiterschaft  kam  insbesondere  in  Ik'traciit  die 
Einführung  des  Maximalarbeitslages  für  Arbeiterinnen.  Zwar 
herrschte  auch  vordem  nur  in  wenigen  Fabriken  eine  längere 
Arbeitszeit  als  11  Stunden,  es  wurden  aber  die  häufigen  Uber- 
stunden nunmehr  unmöglich  gemacht.  Einschneidender  war 
dagegen  die  Einführung  der  Sonntagsruhe  durch  Verordnung 
vom  1.  April  1895;  welche  einem  noch  hefti^^^eren  Wider- 
stande seitens  der  Fabrikanten  begegnete,  weil  die  Industrie 
bisher  in  der  Saison  sich  in  ausgedelmtestem  Mafse  der  Sonn- 
tagsarbeit bediente.  Von  keinerlei  Einflufs  war  das  Verbot 
der  Kinderarbeit,  die  auch  Iiisher  nicht  iiblii-h  gewesen.  Da- 
gegen griffen  mehr  ein  die  Bestimmungen  über  die  jugend- 
lichen Arbeiter. 

Von  all  diesen  segensreichen  Schutzbestimmungen  blieb 
das  grofse  Qebiet  der  Hausindustrie  so  gut  wie  unberührt. 
Nur  die  gröfsten  der  von  Zwischenmeistern  geleiteten  Näh- 
stuben, welche  die  Polizeibehörde  als  Fabriken  ansah,  wurden 
durch  sie  betroffen. 

In  der  Menge  der  kleinen  Nähstuben  aber,  in  denen  ge- 
rade die  längsten  Arbeitszeiten  herrsclien,  blieben  die  Arbeite- 
rinnen nach  wie  vor  der  willkürlichen  Arh»'its()rdiiun,;j:  der 
selbst  an  die  härteste  Arbeit  gewohnten  Zwisehennieister  und 
Meisterinnen  unterworten.  Und  die  Mausende  von  lleiniarbeite- 
rinnen  mit  ihren  helfeudcn  Familienangeliörigcn  blieben  weiter 
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gezvvuugeiij  ihre  Arbeitszeit  im  VerhHltnis  zu  den  ihn  -ii  durch 
die  Verleger  diktierten  .sinkenden  Lohnsätzen  zu  verlängern. 

Und  während  bieh  die  Fabrikarbeiterinnen  organisierten 
oder  doch  bei  wichtigeren  Anhibsen  zusamment'auden,  um  ihre 
Arbeitsbedingungen  zu  verbesseni.  oder  wenigfttens  nicht  ver- 
Bchtechtem  zu  lasseo,  blieb  die  indiTidualisttsche  HaoBinduatrie 
unberührt  yon  jedem  Gedanken  der  Organisation. 

Die  der  gesetzlichen  und  socialen  Fesseln  ledige  Heim- 
arbeit wurde  in  der  Konkurrenz  mit  der  Fabrikarbeit  gestürkt 
Da,  wo  die  letztere  nneh  keinen  Eingang  gefunden,  wie  in 
der  Konfektion,  wurde  ihre  I'^int'ührunf^-  ersehwert,  da  wo  die 
Fabrikarbeit  bereit«  überwog,  wurde  ein  Aufsaugen  der  iieim- 
arlfoit  durch  sie  verhindert  und  die  Fabriknäheriu  wui'de  gleich- 
zeitig Heimarbeiterin. 

Ähnliche  Erscheinungen  haben  sich  auch  in  anderen  Ge- 
werben gezeigt,  und  die  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzea  auf 
die  Hausindustrie  ist  eine  der  brennendsten  Forderungen  auf 
dem  Gebiete  der  Socialpolitik  geworden. 

Erst  in  jüngster  Zeit,  am  15.  Januar  1896}  ist  im  Reichs- 
tage ein  Antrag  Hitze  beraten  worden,  der  u.  a.  bezweckt, 
„die  Ausdehnung  der  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung,  be- 
tretlcnd  den  Seluitz  der  jugendlichen  und  weibliehen  Arbeiter 

185 — 139  1»)  auf  die  Hausindustrie  —  unter  besonderer 
Berüekbichtiguug  der  Wirkungen  der  Fal>rikgesetzgebung  auf 
die  Vermehrung  der  Hausindustrie  —  durch  Erhebungen  wirk- 
sam vorzubereiten  und  anzuregen."  Die  Äulserungen  des 
Regierungsvertreters  zu  diesem  Punkte  sind  aus  den  Zeitungs- 
berichten leider  nicht  zu  ersehen,  deeli  zeigen  spätere  Ver^ 
handlungen^  dafs  auch  von  setten  der  Regierung  die  Forderung 
bereits  erwogen  wird.  Der  Antrag  wurde  von  den  Kednem 
aller  politisehen  Parf'M^'n  und  sneial politischen  Richtungen 
unterstützt  und  einstimmig  angenunnnen. 

Noch  mehr  in  Beziehung  auf  unsere  Industrie  wurde  die- 
si  lbe  Frage  in  den  iieichstagsverhandlungen  vom  12.  Februar 
1"  *6  aufgerollt.  Die  von  den  Abgcoi'dneten  v.  ileyl  und  Gen. 
eingebrachte  Interpellation  bezog  sich  zwar  nur  auf  MaTsrcgeln 
g(  gen  das  Trucksystem,  wie  es  durch  die  Erhebung  des  Jahres 
1887  aufgedeckt  worden,  die  Debatte  darüljer  nahm  aber  an- 
gesichts des  gleichzeitig  schwebenden  Konfektionsstrikes  einen 
allgemeineren  Charakter  an.  In  seiner  Erwiderung  auf  die 
Anfrage  teilte  Staatssekretär  v.  Bötticher  mit,  dafs  die  Kom- 
in i>.si(in  iVir  Arbeiterstatistik  mit  einer  Erhebung  über  die  Lage 
der  Arbeiterinnen  in  der  WfiscI)<  tal)rikation  und  Konfektion 
betraut  werden  solle.  Aufser  auf  das  Trueksvstem  solle  das 
Augenmerk  gerichtet  werden  auf  die  etwaige  Ausbeutung  des 
Arbeitsverhältnisses  zu  unsittlichen  Zwecken  und  auf  die  Mög- 
lichkeit, die  Hausindustrie  auf  diesem  Gebiete  auszuschliefsen« 
Als  zu  erwägende  Mafsregeln  stellte  er  hin:  eine  gesetzliche 
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Ermächtigung  für  den  Bundesrat,  vorzuschreiben,  dai»  der 
Ahschlufs  der  Arbeitsverträge  für  gewisse  Iiulustriezweige 
siliriftlich  orfoli^en  muf.s,  ferner  Verbot  (If^r  Annahme  weib- 
licher Arbeiter  von  Personou,  welche  in  Sittlicher  Beziehung 
un|:Ceeignet  ertücheinen,  endlich  Beschränkung  der  Arbeitszeit 
durch  kaiserliche  Verordnung.  Die  Anregung  des  Inter- 
peUADten,  es  aollten  weibliche  Fabrikinspektoren  ernannt  wer* 
den,  fand  seitens  des  Ministers  von  Berlepsch  eine  ablehnende 
Antwort. 

Seitdem  ist  die  Frage  der  Ausdehnung  des  Arbeiterschutzes 
auf  die  Hausindustrie  in  ein  neues  Stadium  gerückt,  und  statt 

des  „ob"  ist  das  „wie"  zu  erwJtgen,  nllralich,  welche  Schutz- 
bestimmungen ausgedehnt  werden,  und  wie  ihm  Durchführung 
gesichert  wertlen  soll.  Unstreitig  die  wiclitigsien  sind  die  Be- 
scliränkungen  der  Arbeitszeit,  und  ihre  Übertragung  auf  di«} 
iiuusiiidustrie  durcii  die  in  §  154  der  Gew.  O.  vorgesehene 
Verordnung  ist  der  Angelpunkt  der  ganzen  Frage.  Ver- 
bftltnismttfsig  einfieu^h  ist  die  Lösung,  soweit  die  A^ehnung 
auf  die  Arbeitsstuben  in  Betracht  kommt.  Es  würde  hierzu 
in  der  Hauptsache  nur  einer  Vermehrung  der  Gewerbeinspek' 
tionsbcamten  bedtürfen.  Allerdings  wird  sich  eines  als  unum- 
gänglich erweisen:  die  Ernennung  weiblicher  Gewerbeinspek- 
toren. Das  Vertrauen  weiblicher  Arbeiter,  insbesondere  aber 
der  hausindustricllen  werden  sieh  nur  w(Mbliche  Beamte  er- 
werben können.  Aber  aueh  das  technische  Verständnis  für 
die  Arbeit  gerade  in  Industrien,  wie  die  beschriebenen,  welches 
z.  B.  zur  Beurteilung  hygienischer  Fragen  wesentlich  ist,  ist 
bei  Frauen  eher  zu  suchen  als  bei  Männern.  Das  Gelingen 
der  Versuche,  die  in  England  mit  weiblichen  Fabrikinspektoren 
gemacht  werden,  wird  das  Seinige  dazu  beitragen,  auch  bei 
uns  die  maÜBgebenden  Faktoren  einem  Eingehen  auf  diesen 
Wunsch  geneigt  zu  machen. 

Bei  weitem  gröfseren  Schwierigkeiten,  als  die  Ausdehnung 
des  Arbeiterscliutzes  auf  die  Werkstätten  würde  die  auf  die 
Heimarbeiterinnen  begegnen.  Ks  eröcheint  als  ein  Ding  der 
Uumiinrliebkeit,  die  in  Berlin  allein  nach  Zehntausenfb-n  zählen- 
den Haus  industriellen  etw^  iu  ihren  Wohuuiigon  daraulhiii  zu 
kontrollieren,  ob  sie  täglich  nur  11^  oder,  wenn  jugendlich, 
10  Stunden,  ob  sie  Sonntags,  ob  sie  nachts  arbeiten  etc.  Lehr^ 
reich  in  dieser  Besiehung  ist  die  Gesetzgebung  des  Staates 
Illinois.  Nach  einem  Aufsatz  der  dortigen  Oberfabrikinspektorin 
Florence  Kelley^  ist  durch  ein  Gesetz  des  Jahres  Iö9i5  eine 
beschränkte  Kontrolle  auch  der  Wohnräume  von  Hausindus- 
triellen eingeführt  worden.  Es  sollen  n.iuilieb  die  Häumlich- 
keiten,  die  zur  Herstelhmg  von  Kleidungsstücken  und  Cigarren 
verwendet  werden,  sauber  und  frei  von  Ungeziefer,  wie  auch 
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frei  von  der  Ucfalir  annteckender  Krankheiten  gehalten 
Wörden.  Die  Verleger  müssen  zu  dem  Zweck  eine  genaue 
Liste  der  Zwischenmeister,  diese  eine  sulclie  der  Heimarbeiter 
führen,  von  denen  der  Gesundheitsbehörde  eine  Abschrift  zu- 
gestellt wird.  Eine  Überwachung  durcli  die  Fabiikinäpektoren 
erklftrt  selbst  die  Verfasserin  des  AalsatEes  für  unmOg* 
lieh,  meint  aber,  dies  werde  gutgemacht  durch  die  Gesetzes- 
bestimmung, dafs,  wenn  sich  in  einer  Hausarbeitsstube  Krank- 
heit oder  Ungeziefer  finden  sollte,  die  Gesundheitsbehörde  alle 
darin  filr  den  Markt  bestimmten  Gegenstände  unverztiglich  zu 
vernichten  habe.  Allein  es  liej^t  auf  der  Haiul.  dafs  f^ellist 
viel  schärfere  Straf l)e.stimmungen  ak  diese  die  Durchführung 
der  gesetzlichen  Anordnnng  nicht  sichern  werden,  solange  sich 
der  Hausinduötrielle  sagen  mufs,  dafs  er  eher  den  Gewinn  des 
grofsen  Loses  als  den  Besuch  eines  Inspektors  zu  erwarten  habe. 

Mofs  auch  das  Ptincip  jenes  Gtesetses,  annMchst  nnr  einzelne 
Arheitsaweige  regeln  au  woUen,  als  zweckm&fsig  bezeichnet 
werden,  so  ergiebt  sich  doch  die  Notwendigkeit  in  der  Kon- 
trolle der  Heimarbeit  an  demselben  Punkte  anzusetzen,  wie 
in  der  Fabrikarbeit,  nämlich  bei  dem  Arbeitgeber,  d.  h.  dem 
Verleger  oder  Zwischenmeister.  Es  ist  undenkbar,  auch  nur 
die  geriTigste  Schutzbestimmung  durchzuführen,  ohne  ihn  mit- 
verantw  iilich  zu  machen.  Ist  doch  die  Abhängigkeit  der 
Heimarbeiter  von  ihm  noch  viel  gröfser  als  die  der  Fabrik- 
arbeiter von  ihrem  Arbeitgeber.  Sein  entgegenstehender  Wille 
wttrde  genügen,  jede  Anordnung  des  Oesetses,  die  Uber  seinen 
Kopf  hinweggeht,  illusorisch  zu  machen.  Allerdings  ist  bisher 
bei  dem  Verleger  ein  Bewufstsein  seiner  Verantwortlichkeit 
als  Arbeitgeber  anch  noch  nicht  in  den  Anfängen  zu  finden. 
Haben  doch  auch  die  Heimarbeiter  da,  wo  der  Verleger  gleich- 
zeitig Fabrikant  i-t,  nirgends  Antril  ;ui  dfasen  freiwilligen 
Wohlfahrtseinriehtungen.  Dies  Verantwortiichkeitsgefiihl  wird 
zunächst  geweckt  werden  müssen,  und  das  ist  zu  erreiehen 
durch  die  Aiisdehnung  der  Alters-  und  Krankenversicherung 
auf  die  1  luusinduätrie,  welche  gleichzeitig  ein  Zusammenge- 
hörigkeitsgefühl unter  den  Hdmarbeitem  schaffen  wird.  Diese 
beiden  ethischen  Momente  scheinen  mir  allerdings  die  not- 
wendige Voraussetzung  zu  einer  wirksamen  Durchführung  des 
Arbeiterschutzes  zu  sein. 

Ist  der  Verleger  durch  die  Pflichten,  welche  ihm  die  Ver- 
feicherungsgesetzgebung  auferlegt,  erst  genötigt,  sieli  mehr  nni 
die  Verhältnisse  seiner  Heimarbeiter  zu  kümmern,  so  kann 
man  ihm  auch  eine  Verantwortliehkeit  auferlegen,  die  ihm 
heute  noch  nicht  zugemutet  werden  darf,  njindicli  die,  dafs 
keine  seiner  Heimarbeiterinnen  eine  grölserc  Arbeits purliou 
erhalten  darf,  als  sie  etwa  in  11  Stunden  bewältigen  kann. 

Wie  die  Durchführung  dieses  vom  Gesetze  auszusprechen- 
den Princips  noch  mit  anderen  als  moralischen  Mitteln  zu 
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sichern  wJtro,  das  sei  an  dieser  Stelle  nicht  erörtert.  Dafs 
eine  gewisse  Kontrolle,  nicht  in  Hcn  Arbeiterwohnung"on,  aber 
an  der  8tell<%  wo  die  Arbeit  ausgegeben  wird,  unmöglich  sei, 
wird  nii  lit  behauptet  werden  können. 

FiiiKle  so  die  Arbeitszeit  der  Heiniarbeiteriunen  eine  Rege- 
lung, so  müliste  andererseits  in  hygienischer  Hinsicht  durch 
ein  energisches  Vorgehen  in  der  Wohnungsfrage  eingegriffen 
werden. 

Es  ist  höchst  wahrscheinlich,  dafs  die  Hausindustrie  durch 
Einführung  solcher  Vorschriften  einen  starken  Stöfs  erhalten 
würde.  Von  ihrer  gänzlichen  Ausrottung  könnte  aber  nicht 
die  Rede  sein,  es  würden  der  Heimarbeit  nur  dieselben 
Schranken  auferlegt  werden  als  der  Fabrikarbeit,  sodafs  beide 
Betriebj)i*Yh Leine  nunmehr  unter  gleichen  Voraussetzungen  zu 
rivalisieren  hätten.  Wo  sich  dann  die  Hausindustrie  noch  als 
lebenskräftig  erweist,  da  wäre  es  ein  schwerer  Fehler,  sie 
^nzlich  anmeben  za  wollen.  Ein  radikales  Verbot  der  haus- 
industriellen  Herstellung  ron  Kleidmupsstttcken,  wie  es  neuer- 
dings angeregt  worden  ist,  würde  ich  fiir  Uberstürzt  und  un- 
durchführbar  halten.  Es  würde  flir  Tausende  von  Arbeiter- 
familien die  Bedrohung  ihrer  Existenz  bedeuten  und  müfste 
auch  den  Abs:itz  schwer  schJtdip^en.  Dap^egen  w?ire  ein  Verbot 
der  Her.stt'llun^^  von  Kinder wäs<  )ie  mnl  -Kleidung  im  sanitäts- 
polizeilichen  Interesse  wohl  zu  recht tertigeu. 

Zu  beseitigen  ist  jedenfalls  die  künstliehe  Begünstigung, 
,  welche  die  Hausindustrie  bisher  vor  dem  Fubrikbetrieb  durch 
die  Befreiung  von  den  schützenden  Bestimmungen  der  socialen 
Gesetzgebung  geuielst. 

Hand  In  Hand  damit  aber  müfste  das  Verbot  ergchen,  dafs  der 
Fabrikant  seinen  Fabrikarbeiterinnen  noch  Arbeit  nach  Hause 
mitgiebt.  Dies  Verbog  ohne  gleichzeitige  Regelung  der  Haus- 
industrie, würde  dieser  einen  neuen  Vorzu«?  g-ebcu,  die  Rege- 
lung der  Hausindustrie  ohne  dies  Verbot  nur  eine  halbe  MsSn- 
regel  sein. 

Alle  diese  Vorschläge  würden,  zu  einem  (Gesetzentwurf 
verdichtet,  voraussichtlich  starkem  Widerstande  bei  den  Ar- 
beitgeberu  begegnen,  ebenso  wie  früher  die  Einführung  des 
Maximalarbeitstages  und  der  Sonntagsruhe.  Haben  doch  die 
Waschefabrikanten  erst  kürzlich  in  einer  Petition  um  Ver- 
längerung der  Arbeitszeit  fiir  ihre  Branche  gebeten,  weil  in 
ihr  zur  Zeit  die  Beschäftigung  sehr  grofs  sei  und  ein  fühlbarer 
Mangel  an  Plätterinnen  herrsche.  Aber  ebensowenig  wie  eine 
Minderleistung  der  Plätterinnen  in  der  verküi-zten  Arbeitszeit 
die  wahre  Ursache  dieses  Verlangens  ist,  würdo  aurh  die  Aus- 
dehnung des  Arbeitersehutzes  dem  wirkliihcn  Interesse  der 
Untemelinier  zuwidi^rlaufen.  In  der  W'iiscli'  künl'ektiun  würden 
die  Verleger  noch  mehr  wie  bisher  dazu  übergehen,  eigene 
Arbeitsstaben  einzurichten,  und  darin  ein  billigeres  und  besseres 
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Fabrikat  herstellen  können,  als  sio  es  aus  »l'-n  Stuben  der 
versichernng'spfliclitiü'en  Zwisciiennieister  erbalt'  ii.  Dies  und 
die  Möglichkeit  technischer  Verbesserungen  wnrden  sicherlich 
dazu  beitragen,  den  Ruf  des  Berliner  Fabrikats  im  In-  und 
Auslände  zu  heben. 

Auch  die  Fabrikanten  würden  ^nen  grofsen  Tdl  ihrer 
Hausindustrie  in  die  Fabrik  ziehen.  Versicherte  mir  doch  der 
Angestellte  einer  grofsen  Fabrik,  sobald  nnr  die  Verstchemngs- 
pflicht  auf  die  Heimarbeiterinnen  ausgedehnt  wäre,  würde  die 
Fabrik  in  dem  Mafse  vergröfsert  werden,  dafs  sämtliche  Heim- 
arbeiterinnen darin  b^^^rli.-iftip^t  werden  könnten. 

^^'ü^de  auch  eine  derartige  Aufsanmiiig  der  Hausindustrie 
nicht  die  allgemeine  Folge  sein,  00  würde  eine  Betriebsform 
doch  nur  noch  einen  schweren  Stand  haben,  das  Zwischen- 
meiötersystein.  Die  Zwischennieister,  gleichzeitig  als  Arbeiter 
des  Verlegers  und  als  Arbeitgeber  ihrer  Arbeiterinnen  ver- 
sicherungspflichtig und  kontrollier^  würden  bei  ihrem  ohnehin 
keinen  reichlichen  Gewinn  bringenden  GeschttfW  kaum  noch 
ihre  Rechnung  finden.  Damit  aber  schwände  gerade  der  Ur- 
sprung der  schwersten  Schäden  in  der  Hausindustrie,  und  es 
wäre  ein  falsclies  ^litleid,  wenn  man,  um  die  Existenz  der 
Zwischenmeister  nicht  zu  gefährden,  die  Ausdehnung  des  Ar- 
beiterschutzes und  der  Versicli» ninj^  unterlassen  wollte.  Die 
Meisterinnen  in  der  Wäscheindustrie  werden  als  tüclitige  Heim- 
arbeiterinnen iamier  nuch  ihr  Auskommen  linden,  ihre  Werk- 
stattarbeiterinnen aber  in  den  Arbeitsstuben  der  Verleger  • 
besseren  und  lohnenderen  Verdienst  finden  als  bei  ihnen. 
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In  den  letzten  Kapiteln  dieser  Erörterung  mufste  bereits 
mehrmals  der  enge  Rahmen,  in  wel<  liem  sich  die  Beschreibung 
des  Znstandes  einer  Industrie  bewegt,  überschritten  werden, 
weil  die  Fragen,  welclie  tVir  die  Fortbildung  der  wirtsjchati- 
lichen  und  socialen  Verhältnisse  dieser  Industrie  in  Betracht 
kommen,  im  Zusammenhange  stehen  mit  allen  greisen  volks- 
wirtBcliftftlichen  Zeitfragen. 

Von  maimigfachen  Gesicktspankten  drängt  sich  die  Frage 
auf :  Welches  wird  die  Zukunft  der  Betriehsformen  in  ttOBerem 
Gewerbe  sein?  Wir  sahen,  wie  sich  die  Wäscheindustrie  in 
zwei  Zweige  spaltete,  der  eine  rein  hausindustriell,  der  andere 
in  der  Hauptsache  fabrikmäfsig  betrie])en.  Wir  sahen  in 
ersterem  die  Ansätze  zum  Betriebe  im  gesi  hlossenen  Ktablisse- 
ment  verkümmern,  im  anderen,  neben  einem  Fortschritt  des 
Fabrik mäfsigen  Grofsbetriebs,  ein  Rückgreifen  auf  die  Ilaus- 
iüdustrie.  In  der  Wäschekonfektion  verschwanden  die  Näh- 
stuben,  weil  sie  sich  gegen  die  aufkommende  Nähmaschinen-, 
arbeit  spröde  yerhielten^  und  weil  selbst  nach  Einführung  der 
Nähmaschine  die  in  der  Werkstatt  vereinigten  Arbeiterinnen 
mangels  genügender  Arbeitsteilung  kaum  mehr  leisteten  als 
eine  gleiche  Anzahl  vereinzelter  Heimarbeiterinnen.  Dagegen 
lohnte  sich  die  Begründung  von  Nähstuben  mit  einer  mäfsigen 
Arbeiterinnenzahl  dureli  Hausindustriellc,  welche  sich  zu 
Zwischenmeisterinnen  aufschwangen,  weil  die  Spesen  viel  ge- 
ringer waren,  als  die  der  Werkstätten  von  Gesciiätten,  und 
weil  der  nötige  Kajntalautwand  sicli  mit  der  Verbilligung  und 
Bezugserleich teruug  der  Nähmaschinen  verminderte. 

Aber  ftr  alle  besseren  Artikel  blieb  die  Herstellung  durch 
einzelne  Heisiarbeiterinnen  vorwiegend,  weil  hier  Geschmack 
and  individuelle  Geschicklichkeit  den  Ausschlag  geben. 

Die  Ursache  davon,  dafs  im  Glegensatze  hierzu  Kragen 
und  Manschetten  fabrikmäfsig  hergestellt  werden ,  lag  darin. 
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dafe  diese  in  weit  höherem  Ifafee  Massenartikel  sind  als  andere 

Wäschestücke^  dafs  ihre  grolse  Gleichförmigkeit  das  Einarbeiten 
der  einzelnen  Näherinnen  auf  viel  speciellere  Teilarbeiten  ge- 
stattet nnd  damit  die  Vorteile  der  Arbeitsteilung  in  der  Naherei 
vergröfsert,  und  endlich,  dafs  der  technische  Fortschritt  in  den 
Htllfsarbeitsprozessen,  welche  speciell  für  diese  Artikel  erforder- 
lich sind  (Waschen,  Pliitten) ,  den  ct'ntnili.sierten  Betrieb  er- 
forderte. Die  vernit'lirte  Inanspruchnahme  der  Hausindustrie 
erfolgte  nur  in  der  Näherei  und  zwar  in  der  von  Kragen  und 
Manschetten  genngster  Qualität^  für  welche  die  durch  Arbeits- 
teilung erzielte  Feinheit  der  Arbeit  überflüssig  erschien,  femer 
in  der  Näherei  von  Knopflöchern^  von  Oberhemden  und  fthn- 
liehen  Artikeln,  für  welche  die  geschilderten  besonderen  Vor- 
teile der  Arbeitsteilung  nicht  gelten.  Endlich  ist  es  die  Be- 
freiung der  Hausindustrie  von  den  Lasten  der  socialen  Gesetz- 
gebung, welche  diese  teilweise  Kückbildung  begünstigte. 

In  all  diesen  Faktoren  wird  voraussichtlich  in  nächster 
Zeit  keine  Änderung  eintreten  mit  Ausnahme  der  wohl  als 
nahe  bevorstehend  anzuseilenden  Ausdehnung  von  Arbeiter- 
versicherung und  Arbeiterschutz  auf  die  Hausindustrie.  Es 
ist  schon  ausgeführt,  dafs  hierdurch  wahrscheinlich  die  Haus- 
industrie eingedämmt  werden  wird.  Um  aber  die  Wasche- 
konfektion in  gröfserem  Umfange  in  die  Bahn  des  Fabrikbe- 
triebs zu  lenken,  wird  diese  Mafsregel  nicht  gentigen.  Denn 
die  griifsere  Billigkeit  der  hausinduetriellen  Produktion  in 
diesem  Gewerbszweige  hUngt,  wie  wir  sahen,  doch  von  tieferen 
Ursachen  ab.  Möglieh  nur,  dafs  hier,  wie  so  oft,  die  sociale 
Retonn  die  Trsache  eines  technischen  Fortschritts  wird,  der 
etwa  die  Leistungsf^lhigkeit  der  Nähmascliine  bei  Dampt  betrieb 
gegenüber  dem  Fufsbetrieb  in  höherem  Grade  steigert  als  bis- 
her. Dann  würde  dem  Fabrikbetrieb  ein  grOfserer  Vorsprung 
vor  dem  hausindustriellen  gegeben  sein,  au  die  Verschiebung 
der  socialpolitischen  Lasten  aUein  bewinten  kOnnte. 

Doch  man  täusche  sich  nicht:  Zu  einer  völligen  Aus- 
rottung der  Hausindustrie  auf  diesem  Gebiete  wUrde  es  auch 
dann  nicht  kommen.  Solange  der  Lohn  einer  Heimarbeiterin, 
sei  es  in  Berlin,  sei  es  in  Sachsen  oder  anderwärts,  die  Hälfte 
des  Lohnes  einer  Fabrikarbeiterin  beträgt,  so  lange  Gegen- 
stände hergestellt  werden,  an  welche  die  Anforderung  technisch 
vollkommener  Arbeit  nicht  gestellt  wird,  so  lange  wird  auch 
ein  Teil  der  Produktion  hausindustriell  erfolgen.  Dai's  uudier- 
seits  für  Luxusartikel  die  Heimarbeit  bestehen  bleiben  wird, 
ist  nicht  zu  bedauern,  weil  deren  HersteUung  gut  bezahlt  wird. 

Eine  gfinzliche  Überfiihrung  der  Hausindustrie  in  den 
Fabrikbetrieb,  so  erwünscht  sie  auch  vom  Standpunkte  des 
technischen  und  socialen  Fortschritts  wäre,  ist  also  fUr  unsere 
Industrie  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  erwarten.  Rechne  man 
darum  mit  dem  Gegebenen  und  lege  die  Hand  an,  wo  die 
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Schäden  sich  zeigen,  ohne  zu  verzweifeln,  weil  nicht  mit  einem 
Schlage  alle  Forderungen  zu  verwirklichen  sind. 

Soll  doch  die  Frucht  einer  üntorsuchung  wie  der  vor- 
liegenden die  Erkeimtniö  sein,  dafö  das  wirtschaftliche  Leben 
zwar  nicht  ein  regelloses  Chaos  singulärer  Erscheinungen  ibt, 
sondern  von  allgemein  gültigen  Gesetzen  beherrscht  wird,  dafs 
aber  die  Wirkung  dieser  Gesetze  notwendig  eine  ebenso  ver- 
schiedene ist,  als  die  Menschen  und  Dinge  verschieden  sind, 
die  von  ihnen  beeinflufst  werden. 

Allerdin^,  wer  diese  Mannigfaltigkeit  der  socialen  That- 
sachen  mifsachtet  und  nur  eine  Formel  zur  LOsung  „der** 
socialen  Frage  kennt,  wer  erst  nach  Vernichtung  aller  Ent- 
wickelungskeime,  der  lebenskräftigen  wie  der  faulen,  aus  dem 
Nichts  heraus  eine  neue  OeselLschafts-  und  Wirtschaftsordnung 
geschaffen  sehen  will,  für  den  ist  jede  Einsicht  in  die  Zustände 
der  Gegenwart  und  ihre  Bedingungen  wertlos  und  die  Ver- 
mittlung solcher  iMusicht  verlorene  Mühe. 

Aber  diese  Auffassung  beginnt  zu  schwinden.  Die  „Logik 
der  Thatsachen"  hat  selbst  die  Führer  der  Socialdemokratie 
gezwungen,  nicht,  wie  sie  einst  gewollt,  als  thatenlose  Zu- 
schauer dem  „Todeskampfe  der  kapitalistischen  Gesellschaft'' 
zuzusehen,  sondern  mehr  und  mehr  mit  eigenen  Vorschlägen 
an  der  Reformarbeit  der  bürgerlichen  Gesellschaft  teilzunehmen. 

Das  aber,  was  mehr  Not  thnt  als  die  Bekf'hrung  einiger 
politischen  Fühm-,  ist  die  Befreiung  der  Arbeiterschaft  von 
dem  Fatalismus  der  Marxistischen  Lehre.  Jede  sociale  Reform 
mufs  Stückwerk  bleiben,  ohne  die  thfttign  Mitwirkung  der 
ilurch  sie  betroffenen  Arbeiter,  und  jede  Thal,  die  nur  für 
sie  und  nicht  durch  sie  geschieht,  nestärkt  sie  nur  in  dem 
Glauben  an  die  Nutslosigkeit,  zu  anderem  Thun  die  Hand  zu 
rOhren,  als  zur  gewaltsamen  Ergreifung  des  Staatsruders.  Die 
Erziehung  des  Arbeiters  zu  nüchterner  Thätigkeit  für  die 
nächstliegenden  Interessen  seines  Berufs,  welche  nur  zu  er- 
reichen ist  durch  freies  Gewährenlassen  der  Oewerkschafts- 
bewefrung,  des  Aschenbrödels  dor  vSocialdemokratie,  ist  das 
wichtigste  Mittel  zu  einer  friedlichen  socialen  Entwitkelung. 

Da  aber,  wo  der  Staat  am  wenigsten  und  am  schwersten 
helfen  kann,  die  socialen  Schäden  zu  bessern,  in  der  weib- 
lichen Hausindustrie,  da  liegt  es  geradezu  im  Staatsinteresse, 
die  Organisation  der  Schwilchsten  der  Schwachen  zu  be- 
günstigen. 

Hier  ist  auch  das  FM,  wo  neben  Staatshttlfe  und 
Selbsthalfe  die  Gesellschaft  eingreifen  mufs.    Sie  hat  diese 

Pflicht  schon  erkannt,  wenn  auch  erst  unvollkommen.  Kirch« 

liehe  Vereine  veranstalten  vor  Wfi  Im  achten  Verkrtufe  von  den 
Arbeiten  armer  Nälifriniien,  Stiftung  ii  ir«' währen  Nähmaschinen 
oder  vermitteln  ihren  Ankauf  zu  l)iilig('n  Preisen,  Frauenver- 
oine  haben  sich  gebildet,  deren  Mitglieder  die  Uauser  des 
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Berliner  Nordens  und  Ostens  be-><u<'lien  und  den  hnlfslipr^firf- 
tigcn  arbeitenden  Frauen  thatkrättig  und  moralisch  zur  Seite 
stehen,  Haushaltnngs-  und  Fortbildungsschulen  für  die  Mäd- 
chen der  arbeitenden  Klassen  sind  begründet  und  ähnlidie 
Ziele  werden  durch  Vereine  und  Private  gefördert. 

Aber  was  bisher  in  dieser  Beziehung  geschehen  ist  kann 
und  aoll  erat  der  Anfang  sein  einer  Beweffnngy  welcne  die 
zerrissenen  Geaellsohafbklassen  durch  friedliche  Thfttigkeit 
einander  annähert  Es  wird  vor  allem  die  An%abe  der  Fntuen 
sein,  au  wirken  an  der  wirtschaftlichen  und  moralischen 
Hebung  und  der  socialen  Versöhnung  ihrer  in  harter  Arbeit 
kämpfenden  vSchwestern  aus  der  Arbeiterklasse.  Grofs  ist  die 
Aufgabe,  aber  auch  grofs  der  Lohn,  der  ihnen  winkt:  denn, 
wer  die  Frau  des  Arbeiters  gewinnt,  der  bat  auch  die  Jugend 
und  die  Zukunft  gewonnen! 
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TabeUe  UL 

WAchenabrecliiiiuij^ 
eines  EisreBgeselilfts  Ar  Arbeiterwieehe  in  der  Saison 

(Anfang  December  1895). 


Die  aubgezahlten  Verdieiiäte  betrugen  in 
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Der  Darcb0chuitt.sverdiiiust  der  allein  arbeitenden  Heimarbeiterinneu 
betrift  alio  in  jener  Woche  6,87  Jt.  Etwa  20  Arbeiterinnen  hatten  noch 
nicht  abgerechnet,  um  in  der  näch.Hten  Woche  einen  grSüberen  Posten  Qeld 
fSr  Weihnaohtsbeeoiigungen  in  die  Hand  zvl  bekonunen. 
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TftbeUe  IV.  Das  EuikoBmei  von  28  Hei« 
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Tab«Ue  IX. 


XIV  2. 

(Tabelle  VU  und  VIU  aiebe  Seite  148.) 
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Tabelle  YII. 

VerhXltniszahlen  von  Tier  Krankheiten. 
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Vorwort 


Ein  frtlheper  Entwurf  der  vorlirgenden  Arbeit  hm  dor  philo- 
sophischen FakulUit  der  Berliner  Uüiveröität  a.U  Promotionhöehrilt 
Tor^elegen;  ein  Teil  davon  ist  unter  dem  Titel:  Die  politischeii 
AnaichteD  der  englischen  KloeterannftliBten  aus  der  Zeit  Hein- 
richs in.,  als  Inauguraldissertation  erschienen  (Berlin  1893.  Alb. 
Sajflaerth).  Indes  erwies  sich  eine  ▼Ollige  Umarbeitung  als  not- 
wendig (auch  der  als  Dissertation  veröflentlichte  Teil  ist  ver- 
bessert worden) ;  die  Vollendung  ist  durch  Krankheit  und  andre 
änlsere  Umstünde  verzögert  worden. 

Den  TVlittt  Ipiinkt  der  vorliegenden  bchrilt  bilrlet  Matli''us 
Paria iensia ,  de  ssen  politischer  Charakter  bei  dein  ITnifmi-c 
seiner  Werke  deutlicher  und  genauer  gezeiclinet  werden  konnte; 
ergänzt  wird  dieser  Abschnitt  durch  eine  kürzere  Skizze  von 
den  zeitgenössischen  Klosterannalisten  bis  zu  Thomas  Wykes  und 
dem  Mertener  Bearbeiter  der  Flores  historiarum.  Durch  diese 
Anordnitnff  worde  die  Ändenmg  des  ursprunglichen  Titels  ge- 
boten. -Die  Charakteristik  von  Matheus  durfte  sich  nicht  auf 
eine  Erörterung  seiner  Ansichten  Uber  das  bestehende  öfientUche 
Hecht  besehrnnken  ,  sondern  daneben  war  seine  Stellungnahme 
zu  der  ständischen  Politik  zu  untersuchen,  die  den  natürlichen 
Wertmesser  seines  politischen  T'it^uls  abfijab.  In  Kn;;land  war 
Matheus,  haupteJichlieh  wegen  meiner  scharfen  (Opposition  gegen 
König  und  Papst,  knr/weg  als  ein  von  pjitriotischer  Begeisterung 
beseelter  Kampter  für  Freiheit  und  Recht  aufgefal'st  worden; 
E.  A.  Frceman  hat  ihn  einmal  tsogar  liberal  genannt^  dem  gegen- 
über war  auisuflihreii ,  dafii  Maraeus  durchaus  aristokratisch  ge- 
sinnt war,  und  dafs  seine  staatsrechtlichen  Anschauungen  einer- 
seits swar  der  Ausdruck  der  fortschrittlichen  Tendenzen  des 
Stttadewesens  sind,  andrerseits  aber  ein  stark  feudales  Gepräge 
tragen. 

Die  Untersuchung  dieser  Dinge  führte  notwendig  zu  F-irsehnn- 
gen  über  das  anglonormauniscbc  Königtum  und  diu  Entwicklung 
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der  eogliscfaeD  Stände;  und  da  die  Ei^gebnisse  der  erateni  hieranf 
beruhen y  so  war  es  unumgänglich,  diese  yer&Mungsre(^tlichen 

Untersuchungen  im  Zusammenhange  yorzutnigen ,  wenn  es  auch 
auf  Kosten  der  Einheitlichkeit  der  Arbeit  geschah.  Die  Auf- 
fassung des  englischen  Ständetums  ist  wpspTitlich  durch  die 
Scliriftrn  üTier  die  deutsclum  Landstiindo  heeintiurst  worden.  Der 
Anhaim  schliefst  sich  an  diese  rechtageschichtlichen  r'orsclmngen  an. 

Nicht  zu  vermeiden  war  bei  der  Charakteristik  von  ^latheus 
Parisiensis  eine  Reihe  von  Wiederholungen,  du,  sich  der  StoflF, 
der  in  einem  Kapitel  behandelt  war,  oft  mit  dem  Inhalt  eines 
andern  nahe  bertthrte,  und  da  vide  Beweiaatelien  nach  mehreren 
Btchtungen  Ausbeute  gewährten.  Da  ich  die  Korrekturbogen 
aufserhalb  des  Bereichs  einer  einschlägigen  Bibliothek  lesen  muiste, 
habe  ich  wegen  etwaiger  \  ersehen  um  Nachsicht  zu  bitten. 

Meinen  ergebensten  Dank  sage  ich  Herrn  Professor  Dr. 
F.  Liebermann,  der  die  OüU-  fmtto  die  voHie^onde  Schrift  im 
Manuskript  durchzusehen,  iür  vieilaciien  gütigen  Rat,  sowie  Avu 
Vcrvvalturi'xen  der  Krtniirliehen  Bibliothek  in  Berlin,  der  Koiii^^- 
lichen  und  l'niversitiits-I»ibliothek  in  Königsberg  und  der  König- 
lichen Gymnasialbibliothek  zu  Manenwerder  für  ihr  sehr  freund- 
liches Entgegenkommen. 

«St  Aubin's  auf  Jersejr,  im  Oktober  1896. 
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tum zu  9v}iv  mIs  reines  l.ehn.skönifrtum  auf.  S  IJ. 
Johann  idt  lornieli  abgesetzt  worden.  S.  33:  ;>)  aus 
dem  Wahllc$nigtum.  Dies  ist  thati^hüch  die  letzte 
Ursache.  S.  34.  Zeitgenöseische  Rechtfertigungs- 
versuche. S.  35.  Johann  wnhrscheiTilich  wegen 
Felonie  abgesetzt;  die  Absetzung  als  Enterbung  aul- 
gefafst.  S.  .30.  AueBcUafii  der  Söhne  Johanna  von  der 
Erbfolge.   S.  .'.7. 


Pläne  der  Barone,  Heinrich  III,  absuaetzen,  1233 
und  12G0.    S.  38. 


I.  Die  Benedlktfaer  im  13.  MirlHimlert  Der  Ciirefiitl  ....  4X^^ 

nie  Benediktiner  damals  ohne  rrrofsen  Einflufs  auf 
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S.  .•>! .  das  er  als  Vorfnssungsrecht  auffafst.  S.  52. 
Er  vertritt  nicht  das  iieclit  der  Königsabsetzung.  ö2. 

b.  Die  Stände  53—55 

Mathens  identifiziert  Strin«!»'  und  Parlament  llnivcr- 
sitas  refj^ni.  S.        Seine  arisftikiuiisohe  Gesinnung.  S. 

c  Di'-  Mfiindischt'  S  tau  ts  nnschauung  55—69 
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noch  privatrechtlieh  aufgetafst.  S.  (jO.  Abgesehen  von 
der  Gerichtsbarkeit  bekämpft  Matheus  das  centralistische 
Verwaltungssystern.  8.  00.  I*>  bekämpft  alle  anfser- 
nnlentlichen  l'ordernnfron  der  Krone  als  wideii-ei  htlich, 
S.  60,  da  er  die  Kroneinktintte  privatrechtlich  auffalst. 
8.  61.  Der  König  soll  ..von  st^inem  Eignen  leben". 
S.  61.  Er  bekämpft  :  I  ^teuerfordeningen  der  Krone, 
da  eine  Reihe  vf>n  Hi  willi<;ungen  einf*  tum««  Steuer- 

f flicht  IjegrUndeu  würde.    S.  02.    Hcdinguugeu  und 
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land. S.  60.  Seine  Wirksamkeit.  S.  ''>'-.  I'er  Kern 
der  neuen  Staatsauffa^sung  ist  die  autipatrirooniale 
Richtung.  S.  68.  Heinrich  III.  noch  ganz  patrimonial 
gesinnt   8.  69. 

d.  Die  Aftervasallen  70-71 

Feudalismus  der  Stände.  Patrimontale  Gerichtsbar- 
keit und  Verwaltung  ebenso  iiskaliscli,  aber  schlechter, 
die  königliche.    S.  70.    Resteuerung  der  After- 
vasHllen.    S.  70.    Auffansung  ihrer  Rechte    S.  71. 

e*  Das  englisoho  Xational^refiihl  71 — 71» 

Das  englische  Nationalgefühl  wendet  sich  1)  ^jc^'en 
die  Franzosen  im  I^ande.  S.  71.  Der  Hafs  gegen  die 
Ausländer  nicht  ständisch ,  soodem  national.  S.  72. 
2}  g^en  die  Päpste.   S.  7:^. 

3.  Die  tUndische  Politik  74-94 

Die  ständische  Politik  rielttpf  Ii  :uif  vj  rfaf^siingR- 
mäfsige  Bt^'hrHukung  ^ior  llohtüt,sreci»te.    S.  74. 


üiyiiized  by  Google 


XII 


XIV  3. 


a.  Die  Verwaltuugshoheit 


74-82 


Die  Stftnde  beanspruchen  den  Staatsrat  nnd  die 

Beamten  zu  firwUhlen.  S.  74.  Matheus  ist  für  Abhängig- 
keit i\cr  Könif^e  von  den  HeamtoT!  7">,  hat  aber  das 
ständische  l'rograinni  nicht  verstanden.  8.  7(i.  Er  hat 
auch  die  poUtiachen  Veränderungen  von  1258  ungenügend 
erk  nnif  S.  77.  (Jcrinprs  Verständnis  für  Verfa^sinir^i- 
fiiigen.  S.  7H.  Dies  typisch  für  seine  Generaliou. 
S-  7ö.  Matheus  ist  kein  I'olitiker  gewesen.  S,  80. 
Würdigung  von  Matheus.  8.  81. 


Frulierc  Opposition  gegen  Kriegsdienst  aufserhalb 
Britanniens.  S.  Kritigemit  Krankreich.  Das 
sizilische  l*rojekt.  S.  62  —  87.  Wendover  noch 
Anhänger  der  unbeschränkten  Kriegshoheit.  S.  82. 
1242  Steuer  für  den  Krir;:  ahirrlrlmt :  der  K«"inig  ührr- 
listot  die  Stände  nnd  erhält  VVutfcn-  und  öeldUUle. 
H.  K',.  \'S>2  Steuer  für  den  Krieg  abgelehnt.  1253 
Kriegsdienst  verwei^^ert.  S.  84.  12'4  mufs  der  König 
das  Parlament  unj  rnilitürisclif  Unterstützung  bitten. 
S.  8'>.   Matheus'  Ansicht.  I2bb  da«  sizilische 

Projekt  von  den  Ständen  bekämpft  S.  86. 

KriegsplUne  gegen  Schottland  und  Wales. 
S.  s7  v«.  fi,  den  (IrenTrkümpfen  meist  Aufgebot  des 
Lehnslieers  ohne  Betragung  der  Stände.  S.  87.  Dies 
entspricht  der  ständischen  Staatsauffassonji^:  der  Krieg 
ist  Privatanj^elegt  nlicit  des  Fürsten,  soweit  er  Uber  die 
Lanjlesvt  rfeidi=rim;^  Iiinau8geht;  der  Lchnszwang  be- 
schränkt üich  auf  den  Grenzschutz.    S.  88. 

c.  Die  Steuern  89— W 

Anfänge  ständischer  Finanapolitik.  S.  88.  Land- 
ständische Gedanicen.    S.  8i>.    Matheua  ist  Steuer- 

venn'eigerer  aus  GnindHrtty;     S.  00. 

Matheus  gegen  die  dona  der  Stifter,  die  Erhöhung 
der  Zölle,  S.  91,  und  gegen  die  tallagia  der  Londoner 
und  der  Juden.   S.  92. 

d.  Die  Gesetzgebung  93— W 

Matli«  US  lietont  die  Mitwirkung  des  Parlament-'^  an 
der  Gesetzgebung.   S.  Auch  hier  geringes  Ver- 

ständnis fUr  VertassuM^'-tViigen.   S.  94. 

4.  Staat  und  Kireba.  —  Baidtr  Verliftitnit  ivai  Pipatliim  .  .  .  94-106 

Das  Streben  der  englisehen  Kirche  nach  politischer 

Autonomie  lafst  im  T;i  Jahrhundert  nach.  S. 
Mntheus  lür  die  kiinonisehe  W^ahl.  S.  Für  ^>r• 
^ehen  Geistlicher  nur  das  geistliche  Forum  zuHtuudig. 
S.  90.  Matheus  teilt  nicht  die  strengem  .Ansichten  Uber 
die  KompetPTv/  ilor  -cisflu  hen  Gerichte.  S.  97  Matheus 
Gegner  von  Heinrich.^!  Iii.  Kirchenpolitik.    S.  iJö. 


der  Päpste.  Stelhmg  zu  Friedrich  II.  S.  99.  Er  be» 
kämpft  die  Lehnsubiiäimifrkeit  Englands.    S.  100. 

Matheus  tritt  für  grofscrc  Uuabhäm(igkeit  der  eng* 
lischen  Landeskirche  ein.  S.  lOL  Er  oekämpft  cue 
piipstlichen  Steuerfordeningen  als  widerrechtlich.  S.  102; 
ebenpo  Kirel)en.«teiiern ,  die  der  Papst  dem  König  ge- 
währte. S.  lUo;  ferner  die  päpätlicheu  Provisionen. 


b.  Die  Kriegshoheit 


82-88 


biyilizüü  by  GoOglc 


XIV  8, 


Xill 


S.  104.  I'äpstliche  IJesteueningen  der  Kirclu'  vverdeu 
als  Kei.  hsangeleK<i"l»eit  erklärt.  S.  lOo.  Matheus* 
Urteil  über  die  römiBche  Kurie.  S.  106. 

5.  Das  römische  Recht  und  die  Legisten  106—111 

EinHufs  des  röinisiclien  Hcclits  auf  das  common 
law.  S.  IOC.  Matbeue  bekämpft  als  Artist  das  ein- 
seitig legistische  Studium  S.  107,  ist  aber  Icein  Getier 

des  Civnlr»»<'ht88tudium8  an  sirli.  S,  lOS.  Kr  bekämpft 
den  Einflufs  dos  römi<*eh<Mi  Keeht8  auf  da«  englische 
Privatrecht  ebensoweuif^f  wie  die  Stünde;  die  eng- 
lischen Richter  mit  legistiiichfT  Bildung  damals  keine 
Absülutisten.  S.  WK  Mütl.r  i  1  t  als  Arist«>krnt 
Ge<;ner  des  entporstrebendeu  Standcb  der  Legisten. 
S.  III. 

6.  Englands  Verhältnis  zu  Schottland  und  Wales  111—114 

Matheus  tritt  in  den  vierziger  .fahren  für  die  Ab- 
hängigkeit von  8cho(rlaii<l  und  Walej«  ein.  S.  112. 
Später  Sympathie  für  die  Uniil»hängigkeitMkämpfe  von 
Wales.  8.  112.  Die  Ursache  1)  das  Beispiel  der 
ongllschen  Barone ,  2  i  die  doktrinSre  Idee  von  dem 
Sclhstbi-^timmungsreeht  der  Völker.  S.  1  (»leit  h- 
gültigkeitgt^cn  die  Leiden  der  Kirche  in  Wales.  8. 114. 

III.    Die  Übrigen  KloBterannalisteii  ms  der  Zeit  Hein- 
rich» III  lir.  12.^ 

Die  Verfasser  der  kleinem  Klo.strninnalen  An- 
hänger der  Oxforder  l'rovisionen.  S.  IIT).  Mangel 
an  klaren  politiBchen  Ansichten.  S.  11*>.  Oer 
Ht  Albaner  Contii  n  ;f-  r  •  >n  Matheus.    S.  llß. 

Thomas  VVjrkes.  .Seine  politischen  Ansichten  sind 
ein  Ermienis  des  BaronenkriegcB.  Er  war  Kleriker. 
S.  117.  Lr  tritt  für  die  Krone  ein,  so^rar  zu  Un- 
gunsten der  Kirche.  S.  117.  !n  <\vv  .Mf  itoiui  II-*, 
der  Flor,  hi.st.  ähnliche  Ideen  wie  bei  VVvkf.s, 
IIK  Beide  Autoren  verfechten  das  Königtum  aus 
eignem  Kecht  und  sind  Gegner  des  Widerstands 
rechtes.  S.  llü.  ( iröC'prrs  V^erstiiiidni.^  für  Ver- 
fassungsfragen. S.  120.  Ihr  Urfeil  über  die  Ver- 
faaaun^ren  von  12.')Xuud  12(14.  S.  120    Wykes  Gegner 


12; 


I  il'IUO 


Autoren  keine  Ab- 


der  An-l ander.  S. 
solutiaten.  S.  122.  Nationalgctühl    ö.  122.  Wykes 
Gegner  aii&«rordentiicher  Steaerforderangen.  S.  123. 

Anhang  1. 

Zyr  Chrmioi»|i«  der  Partamente  von  1244  und  1245    .  .  . 

Das  erste  Parlament  von  1244  tngt  vor  dem  Mai. 

S.  124.  Das  zweite  ta::t  im  S>'|>tember.  S.  12"». 
Kein  drittes  i'arlament.  S,  i2G  1  >er  stiindis«  he  Ver- 
fassungsentwurf gehört  dem  Februarparlament  von 
1245  an.   8.  127. 

Anhang  II. 

Die  angebliche  Ememiimg  Ralph  Nevilles  zhri  Kanzler  durch 
das  Parlameat  (1226^  

Der  Anspruch  des  I'arlamenty,  die  (Jrofsbi^amten 
zu  ernenn»'n,  soll  von  Heinrichs  II!.  Ml»i<li'ri;ihni^k«'it 
herstatomeu:  lialph  Neviil«'^  l'>nt'nnuug  muh  Kanzler 


124—127 
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soll  der  Präcedeuzfall  seiu.  S.  128.  IHe  Quelle  hier- 
fQr  ist  Matfaena  Parisieiisis.    S.  188.    D«r  Rrmig 

nimmt  dem  Kanzler  das  Siegel  ab,  du-^  ilun  vom 
Parlament  übertrap:eu  worden  sei.  S.  12Ö.  Die 
VV€«nahme  fällt  ins  .iahr  12:5^.    S.  129. 

Neviile  wird  Kanzler  zwischen  2.  Mai  und  28.  Jom 
1220.  S  i  n».  Nach  Mathcus  habe  das  Parlament 
nur  das  Sittel  an  Neviile  gegebe»i.  S.  130.  Ur- 
spmng  des  Amts  des  Siegelbewahrers  aber  erst  1227. 
S.  1.31.  In  der  Zeit,  wo  Nevillo  Kauzler  wird,  tagt 
kein  Parlament.  S.  1^{2.  Seine  Erneonimg  durcli 
das  Parlament  staatsrechtlich  unmöglich.  S.  13Ö. 
Aneb  der  Kanzler  Hab«rt  von  Burgh  und  der  The- 
eaorar  Kanulf  le  Rreton  nicht  vom  Parlament  er- 
nannt.  S.  VX).  Der  Ernennungsanspnicfi  de.s  l*arla- 
menfä  datiert  erst  von  1245.  S.  Iü4.  iMuiiieus  hat 
jene  Stellen  erst  nach  124ö  geschrieben  und  die  epltem 
Ideen  auf  eine  frfihere  Zeit  ttbertragen.  H.  1^5. 


Vorbemerkung. 


Ich  eitlere  von  Stubbs,  comttitutional  bistory  of  EDgland  den 
1.  Hand  nach  der  5.  Auflage  (1891),  den  2.  Band  nach  der 
B.  Auflage  (1887);  and  Stubbs,  aelect  chartero  DacB  der  7.  Auf- 
lage (1890). 
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I.  Die  Stände  und  das  Königtum. 


1.  Die  fintwicklan/i;  des  Purlameuts, 

So  fest  gegründet  die  anglonormamiische  Monarchie  auch 
war,  80  hatte  doch  selbst  Wilhelm  der  £2roberer  Dicht  ganz  un- 
umschränkt regiert.     Dem   Köni^^tum   waren  in  dem  Rechte 

Schr-mken  gesetzt,  die  nicht  wohl  zu  übersc-hreiten  waren,  und 
indem  die  Könige  die  Dienste  und  Leistungen,  zu  flonen  ihre 
Unterthancn  verpflichtet  waren,  genau  fixierten ,  zogen  sie  selbst 
bestimmte  Grenzen  um  den  Kreis  ihrer  eignen  Rechte.  Aber 
auch  auf  politischem  Oebiete  war  die  Krone  von  den  Baronen 
nicht  völlig  unabhängig.  Vor  allem  dadurch ,  dafs  die  Erbfolge 
dea  königlichen  Geechkchts  durch  kein  reines  Erbrecht  ge- 
T8|^t  war:  die  EOnieawahl  war  in  der  ältem  Zttt  weitana  das 
wichtigste  Recht ,  das  die  Barone  besafsen.  Die  Könige 
haben  ihre  Vasallen  auch  zu  politischen  Beratungen,  besonders 
tiber  Änderung  des  alten  und  Schaffung  neuen  Rechts,  zugezogen, 
um  <hm-h  ihre  Zustimmung  die  AutoritJtt  der  königlichen  Ver- 
onlnungen  zu  verstärken.  Indes  war  eine  solche  Mitwirkung 
noch  kein  vcrt'a.saungsm.Hrsiges  Recht  des  Magnuni  Ooncilium  ge- 
worden ;  noch  war  es  eine  Sache  der  Pohtik  und  nicht  des  Rechts, 
wenn  der  Fürst  die  Zustimmung  seiner  Barone  zu  seinen  Ent- 
schltlssen  einholte.  Und  wenn  dies  auch  aUmählich  zur  Bc^ 
wurde,  so  fehlte  es  doch  der  KeichsTmammlung  selbst  noch  viel 
tu  sehr  an  Selbstbewulstsein ,  um  es  als  einen  Pritcedensfidl  an- 
maehen.  wenn  sie  zu  einer  Her.itnng  gekulen  worden  war,  und 
daraus  das  Recht  fitr  sich  herzuleiten,  regelmälsig  an  der  Jßnt^ 
Scheidung  wiclitiger  politischer  Fragen  teilzunehmen. 

D;is  folgte  ganz  natürlich  aus  dem  Charakt  r  (Irr  Rriehs- 
versummhmg  selbst.  Sie  war  zu  jener  Zeit  wcd  r  aulserlich 
noch  innerlich  eine  geschlossue  Körperschaft.  Zusammengesetzt 
war  sie  aus  den  bedeutendem  Kronvasallen,  wie  sie  jedesmal 
nach  der  Willktir  des  Königs  berufen  wurden;  nur  der  hohe 
Kleras  wurde  wohl  stets  yolteählig  geladen.   FreiUdi  hing  auch 
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noch  unter  Heinrich  III.  die  Zusammensetzung  der  Keichs- 
versammlung  ganz  von  der  Willkür  des  Köni^^s  ah.  aber  sie 
besafs  eine  innere  Geschlossen liHt,  die  denen  des  12.  Jahrhunderts 
ganz  abging.  Der  Grund  davon  liegt  hierin.  Zwischen  den 
Notabein,  die  die  Hoftage  des  12.  Jahrhunderts  bttdeten,  bestand 
kein  fester  Zusammenhang,  die  Prälaten  and  Barone  standen 
nidit  als  geistlicher  und  weltlicher  Stand  und  nicht  als  die  Ver- 
tretung des  ganzen  Landes  dem  Könige  gegenüber,  sondern  jeder 
einzelne  repräsentierte  nur  sich  selbst;  er  handelte  in  der  Reichs* 
▼ersammlung,  wenn  es  ja  einmal  zum  Handeln  kam,  nur  in 
seinem  eignen  Namen  und  auf  eigne  Verantwortung  Die  Reichs- 
versammlung alten  Stils  war  eine  humrae  einzelner  Personen, 
sie  war  keine  politisc  iie  Korporation .  kein  Rechtssub  jekt.  Die 
Stünde  hatten  sich  noch  nicht  konsoHdiert,  und  die  Nation  war 
noch  weit  entfernt  davon,  sich  als  eine  Einheit  zu  tühlen. 

DaTs  von  emer  Eäih^gkeit  einea  aelbattndieen  Wollens 
und  Handefais  in  der  Beichsversammlung  des  12.  Jahrhanderli 
noch  kaum  eine  Spur  vorhanden  war,  dafs  vielmehr  ein  ieder 
sein  Auftreten  nur  mit  der  eignen  Person  zu  vertreten  natte, 
zeigt  sieh  sehr  deutlich  in  den  Fällen,  wo  ein  direkten  energischer 
Widerstand  gegen  den  Willen  des  Königs  laut  wurde.  Zugleich 
wird  dadurch  die  Selteuheit  solclier  Vorkommnisse  erklärlich,  die 
dann  das  gerechte  Aufsehen  der  Chronisten  erregt  haben  ^,  denn 
es  gehörte  in  der  That  kein  geringer  persönlicher  Mut  dazu, 
dem  König  ma  Gesicht  zu  trotzen.  AU  Hibi  liof  Herbert  von 
Saiisburj  sich  1197  weigerte,  König  Richard  in  Frankreich 
persönlichen  Kriegsdienst  au  lebten,  wurde  er  als  auiäerhalb  des 
königlichen  Schutaes  hefindh'ch  erklärt,  und  seine  Güter  wurden 
konfisziert,  bis  er  sich  durch  eine  hohe  Summe  die  Gnade  dea 
Königs  wieder  erkaufte Erzbischof  Gottfried  von  York  wider- 
setzte sich  1207  einer  Steuerforderung  König  Johanns,  dessen 
Halbbruder  er  war;  darauf  nl^er  o:;int2:  er  freiwillitr  ins  Exil®. 
T'ber  zwei  FiUle  solcher  individueller  Opposition  sind  wir  etwas 
genauer  unterrichtet,  im  Jalire  1  1  iV.]  verlangte  Heinrich  Ii.  auf 
dem  Hoftilge  zu  Woodstock,  dal's  das  jährlicln',  von  den  Graf- 
schaften autgebrachte  auxilium  vicecomitis  dem  Einkommen  der 
Sheri&  entzogen  und  zu  den  ordentlichen  EinklSnften  der  Krone 
geschlagen  werden  sollte*.  Dies  Ansinnen  rief  den  entschieden- 
sten Widerspruch  Thomas  ßeckets  hervor,  der  darauf  beatand, 
dafs  „von  seinem  ganzen  Lande  und  von  den  Gerechtsamen  der 
Kirche"  kein  Pfennig  hergegeben  würde  ''*.  Eine  ausführlichere 
Schilderung  ^eht  uns  der  Biograph  des  hl.  Hugo  von  Lincoln 


^  .S.  die  Zusammeuftlellung  l)ei  Stubbs  T  P>]9  ff. 

2  Magnn  Vita  S.  Hugonis  ed.  Dimuclc  (rolle  serics)  p.  250. 

^  Cr.  Maj.  II  511. 

*  Hnnii  1   F.u<^].  rov.  JMIO  S.  7.*i0  tT. 

*  Kon  U  ibuutur  de  tota  terra  mea  et  de  jure  eccleöiae  nc  unua  quidem 
deoarins.  Grim,  vita  B.  Thomae  ed.  Robertson  (rolls  series)  374. 
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▼on  den  Verhandlungen  der  Ozforder  RdclisvanBanimluog  von 

1107^  wo  Eichard  I.  von  den  Baronen  pei^sOnlichen  Kriegsdienst 
in  Frankreicli  fordertet  Der  Erzbischof  von  (^anterbury,  der 
als  Kanzler  den  abwesenden  König  vertrat,  crkliirte  sich  selbst 
zu  dieser  Unterstützung  bereit,  und  wandte  sich  dann  an  den 
Bischof  von  London;  dieser  sagte  flir  sich  ebenfalls  zu.  Darauf 
richtete  er  dieselbe  tVage  an  den  Bischof  von  Lincoln.  Der  aber 
verweigerte  die  Heeresfolge:  nach  den  Privilegien  seiner  Kirche 
sei  er  nur  zum  Kriegsdienst  innerhalb  des  Landes  verpflichtet. 
Ihm  fol^,  wiederum  nur  für  sich  sprechend,  Bischof  Herbert 
Ton  Sahsbuiy*.  —  Thomas  Decket  sowohl  als  Hugo  von  Lineohl 
protestierten  gegen  die  Forderung  der  Krone  nur  in  ihrem  eignen 
Namen,  sie  handelten  nicht  als  Vertreter  ilins  Standes,  ge- 
schweige der  Nation  °.  Wer  sich  ihnen  anschliefseo  wollte,  mochte 
es  thun,  aber  gleichfalls  auf  eigne  Verantwortung. 

In  beiden  Füllen  wird  die  Weigerung,  der  Forderung  der 
Krone  zuzustimmen,  damit  begründet,  dal's  sie  dem  geltenden 
RcK'hte  zuwiderliefe*.  Den  mächtigen  Prälaten  lau;  os  fern,  die 
Absichten  der  Krone  mit  politischen  Gründen  zu  bekämpfen, 
solidem  sie  protestierten  dagegen,  weO  sie  kehie  Änderung  der 
bestdienden  Kechte  sugest^en  wollten.  Parlamentarisdie  Debatten 
und  Ahstimmungen  schlofs  die  damalige  Verfassung  der  Reichs- 
▼ereanunlung  aus;  sie  war  gänzlich  unfähig,  einen  eioheitlicfaen 
korporativen  Beschlufs  zu  fassen.  Weder  konnte  dies  nach  dem 
Prineip  der  Majont.'lt  geschehen,  denn  ein  dissentierender  Baron 
war  durch  die  Zustimmung  der  übrifjen  nicht  gebunden  und 
konnte  nicht  überstimmt  werden;  noch  nach  dem  Princip  der 
Einstimmigkeit,  wie  es  im  13.  Jahrhundert  geschah,  denn  die 
Versammlung  war  eben  noch  keine  geschlossne  Körperschaft. 
Ihre  Zustimmung  zu  dem  Willen  der  Krone  war  nicht  korporativ, 
sondern  nur  koUektiT,  und  geschah  wohl  in  der  primitiven  Form 
der  Acclamatton,  wenn  auch  die  vornehmsten  Mitglieder  persön- 
lich um  ihre  Meinung  befinsgt  wurden. 

Welche  Wirkungen  liat  nun  eine  solche  individuelle  Opposi- 
tion  gehabt?**  Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  mufs  man 
zwischen  den  Füllen  unterscheiden,  wo  sicli  die  Opposition  gegen 
finen  (lesetze.svorschlag .  luid  wo  sie  sich  ges^cn  das  Ansinnen 
einer  aulserordenUichen  Leistung  der  Unterthaneu,  sei  es  in  Geld 


1  Round,  Engl.  hiat.  rev.  1892.    S.  801  ff. 

-  Ma^i^iKi  Vita  S.  Hugoiiis  249  sq.    Hoveden  IV,  40. 

^  V;,').  die  citierten  Aufsätze  Koiinds.  I)n  es  sich  tirn  eine  rein  welt- 
lielie  Aiigelcgenheit  handelte,  konnte  Becket  auch  iiiclit  als  Primas  von 
Encland  die  gesamte  Kirche  vertreten.  Vgl.  Stabbe  I  619:  S.  Thomas 
haa  declftMd  at  Woodstoek,  tbat  the  lands  of  bis  chtircb  should  not 
pay  a  penny 

*  Kouiid  a.  a.  0. 

>  Stnbbs  hat  diese  Fracje  anfgewoTfeii,  speciell  in  Rücksicht  auf 

Steuerbewilli^aingcii.  I  r,K<--'jl.  Ol'")  l'T :  II  '<'k  St nbbs' Auffassung 
dieser  Dinge  wird  später  im  Zuaammenbangc  dargelegt  werden. 

1* 
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oder  im  T.flinsdicnst  u.  a.  richtete.  \\'enn  Tliomas  B^kets? 
A\  idorspruch  gegen  die  Umwandlung  des  auxilium  vicecon litis 
llemnch  II.  veranlafst  hat,  diesen  Plan  aufzugeben,  so  war  das 
nicht  die  rechtliehe  Wirkung  des  ablehnenden  Votums,  sondern 
lediglich  ein  xVkt  der  Politik.  Denn  um  dem  ^ein  dea  Indivi- 
duums eine  solche  Kraft  su  verleihen,  hätte  das  Liberum  Veto 
In  England  rechtens  sein  müssen.  Es  kam  hier  ledlgUch  danuif 
an,  wie  schwer  die  Stimme  des  Opponierenden  beim  Ktfnige  ins 
Gewicht  fiel. 

Anders  lagen  die  Dinge,  wenn  der  König  eine  Steuer  forderte^ 
die  gewöhnlichste  Art  einer  aiifserordentlichen  Ix'istung  der  Unter- 
thanen.  Wahrend  der  König  eine  liechtsiindenm^  nufb  durch 
eine  cinsritige  Verordnung,  ohne  die  Zustimmung  der  Keicha- 
versauiuilung,  vornehmen  konnte,  so  inulste  er  sich,  wenn  er  eine 
aulserordentiiche  Abgabe  erheben  wollte,  vorlier  mit  den  Steuer- 
zahlern in  Verbindung  setzen  und  deren  Einwilligung  einholen. 
Hat. nun  aber  die  Reichsversammlung  bei  ihrer  gekennzeicfaneten 
Verfiwsung  die  Bewilligimg  einer  Steuer  fbr  die  Gesamtheit  der 
Steuerzahler  ausspechen  können?  konnte  ihr  Konsens  su  der 
Forderung  der  Krone  bindende  Kraft  iiir  dissentierende  Mit- 
glieder und  für  die  nicht  geladnen  Unterthanen  haben?  Es 
liegt  auf  der  Hand,  dafs  das  unmöglich  ^var,  und  in  »ler  That 
schweigen  die  (Quellen  von  Steuerbewihigungcu  d  r  HoffaL"' 
Aus  diesem  Sehweigen  der  (Quellen  Iiaben  nun  sowohl  Gn«•i^t  al- 
Stubbs  gefolgert,  dafs  direkte  Steuern  in  dieser  Zeit  überhaupt 
keiner  Bewilligung  unterlegen  hätten,  sondern  dafs  sie  durch  ein- 
seitige Verfügungen  der  Krone  erhoben  worden  wftrai^  Diese 
Auffessung  ist  aber  gana  entschieden  eurttcksuweisen.  Eine 
aufserordentliche  Steuer  bedurfte  allemal  der  Bewilligung  der 
Steuerzahler  y  mochte  diese  auch  durch  die  Macht  der  Krone  zu 
einer  blolsen  Form  herabgedrttckt  worden  sein.  Wie  der  König 
das  Dänengüld  nieht  von  einer  gröfsern  Hufenzahl  erheben 
durfte,  als  der  l  ntrrthan  naeh  dem  Domesday  book  hesals,  und 
wie  vv  das  servitiuiu  debituui  semer  Kronvasallen  nicht  willkür- 
lich erhöhen  durfte-,  so  kounte  er  noch  viel  weniger  nach  seinem 
freien  Ermessen  eine  allgemeine  Steuer  ausschreiben.  Ks  ist 
lehrreich,  welche  Mittel  selbst  ein  Tyrimn  wie  Wilhelm  Rufus 
anwenden  mufste,  um  von  sdnen  Unterthanen  auf  anderm  Wege 
als  durch  Gebühren  und  Bufsen  Geld  su  erpressen:  er  bot  ein* 
mal  einen  Teil  der  Miliz  auf,  liefe  sich  die  H.Mer  geben,  womit 
die  Männer  von  den  Grafschaften  zum  Unterhalt  ftkr  den  Feldzug 
yersehen  worden  waren,  und  schickte  sie  dann  wieder  heim  ^.  Hütt» 

*  Gneist  nimmt  ein  Steuerbewillij^unc^srecht  der  Kronvasallen  erst 
seit  der  Magna  Charta  an.  E.  VG.  177.  otiL',  —  Stubbs  I  018:  ii  in  ouij 
towaids  the  end  of  the  reign  of  Richard,  that  we  can  trace  anvthia^ 
likc  a  formal  grant  er  discussion  of  a  grant  in  the  national  coonciL 

-  Kound,  Engl.  bist,  rev,  S,  .m. 

*  Stubbs  I  327. 
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er  ans  eigner  Initiative  eine  allgemeine  Landeasteaer  ausschreiben 
können,  m  hätte  er  dies  Recht  zweifelsohne  nach  Möglichkeit 
auBgpnntzt  und  lilirfo  nicht  zu  so  umständlichen,  kleinlichen  und 
nicht  einmal  einträuHclien  Mitteln  greifen  dürten.  Aber  der 
König  hatte  kein  Hecht,  nach  seinem  Belieben  über  das  Ver- 
mögen seiner  ti\ieii  Unterthanen  zu  verftltren.  Ausilrücklich  er- 
klärt Heinrich  I.  in  seiner  Charte  von  11 OU  die  Läudereien  aller 
Bitter  feir  fm  Ton  jegUchen  Alchen  und  Leistungen  aufser  dem 
Lehnadienst  ^  In  jeder  aufierordentlichen,  durch  den  einseitigen 
'Willen  des  Herrn  aufgelegten  Abgabe  erblickte  man  eine  Min- 
derung  der  persönlichen  Freiheit.  Wenn  man  diese  Anschauung 
noch  bei  Matheus  Parisiensis  trifft  und  zwar  da,  wo  er  von  Steuern 
spricht,  die  das  Parlament  bewilligt  hatte-,  so  kann  kein  Zweifel 
bestehen,  dals  sie  ein  Jahrhundert  früher  noeh  ganz  allgemein- 
gülti*;  gewesen  ist;  denn  sie  hatte  unter  Heinrich  IH.  bei  dem 
längst  anerkannten  SteuerbewilUgun^sn  eht  des  Parlaments  keinen 
rechten  Sinn  mehr  und  muls  aus  einer  frühem  Zeit  herstammen. 
Pen  Grundsatz,  dals  aufserordentlicbe  Beisteuern  freier  Männer 
nicht  pfiichtmftfsige  Abgaben ,  sondern  freiwillige  Gaben  wfiren, 
erkannte  auch  König  Jobann  an,  als  er  sich  im  Jahre  1212  von 
den  englischen  Stiftern  Bescheinigimgen  ausstellen  liefisi  dafs 
alle  seine  Erpressungen  gntwiUige  Geschenke  ihrersdts  gewesen 
wären  ^. 

Wir  müssen  hier  auf  die  Geschichte  der  direkten  Steuern 
etwas  näln  1  eingehen,  wenn  auch  dieser  Gegenstand  hier  keines- 
wegs erschöpfend  behandelt  werden  kann.  Ob  vor  Heinrich  II, 
aul'serordentliche  direkte  Steuern  von  den  freien  Unterthanen  er- 
hoben worden  sind  aufser  dem  Dänengeld  und  den  Auxüien  zur 
Wdirhaftmachung  des  Thronfolgers,  ztur  Aussteuer  der  ftitesten 
Frinaessin  und  aar  AuslfSsung  des  Königs  ans  der  Gefangenschaft, 
ist  bei  dem  filangel  an  Urkunden  nicht  zu  bestimmen.  Diese 
drei  Klassen  von  Auxillen  waren  zwar  pflichtmilfsig ,  sofern  sie 
nicht  verweigert  werden  konnten ;  da  aber  die  Wehrhaitmachung 
des  ältesten  Prinzen  und  die  A'erlobung  der  Prinzessin  auf  einem 
prächtigen  und  zahlreich  besuchten  Ilofta^e  geleiert  wurhn.  ist 
wohl  auch  die  Beisteuer  der  Kronvasallen  bei  dieser  Oeleg*  uiieit 
einer  ottiziellen  Besprechung  unterzogen  worden  '.  Da;:e«j;en  war 
das  Dänengeld  eine  pflichtmäfsige  Abgabe,  die  nach  einem  festen 
Satze  vom  Sheriff  eingetrieben  wurde  und  keiner  Bewilligung 
bedurfte*.    In  einer  undatierten  Urkunde  spricht  Heinrich  1. 


i  Öelect  charters  101  §  11. 
»  S.  u.  S.  62  f. 

•  Ann.  Waverl.  268.  Gr.  Maj.  II  537.  Dtrost.  84.  W.  Coveutry. 
II  207. 

"*  DIoHi'  Irei  Auxilien  werden  in  der  M.  Charta  als  pflichtmärsig  ba- 
Beichnet^  aber  unter  TIeinricli  III.  vom  Pnr1:imf>nt  howiUigt. 

B  Über  das  Danegeld  s.  Round,  Engl,  hiet  rev.  mo.   S.  702  f. 
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von  «inem  aiudUum,  quod  barones  mihi  dedenint' ;  der  AuBdrtick 
doderunt  weist  auf  eine  Bewilligung  hin^;  doch  kann  man  ans 
dieser  vereinzelten  Kachrieht  keine  Schltlne  auf  direkte  Steuern 
unter  Heinrich  I.  ziehen,  zumal  da  es  nicht  undenkbar  ist,  dala 
dies  Auzilium  aur  Mitgift  der  PrinEesain  Mathilde  erhoben 
worden  ist^. 

Seit  Heinrich  H.  kommen  nachweislich  andre  direkte  Steuern 
vor.  Wir  beginnen  mit  den  Scuta^^ien,  obwohl  es  nicht  f:anz 
sicher  ist,  ob  öchon  Heinrich  H.  oder  erst  seine  Söhne  die^ic 
als  Steuern  erhoben  haben.  Die  Scutagien^  bedeuten  ursprüng- 
lich eine  Abgabe,  womit  specieU  die  geistlichen  Barone  den 
nersönlichen  Kriegsdienst  aniaerhalb  Britanniens  ablösten^,  und 
aie  in  gleichmäi^er  Höhe  von  den  einseLnen  Kitterleben  ent- 
richtet wurden.  In  diesem  Fall  waren  sie  als  Konsequenz  des 
der  Krone  schuldigen  Lehnsdienstea  eine  pflichtmäisige  Abgabe 
und  bedurften  keiner  Bewilligung.  Wurden  dagepren  von  der 
Gesamtheit  der  Kronvasallen  Scutagien  als  eine  allgemeine  «lirekte 
Steuer  erliob(  n  ,  so  wnr  das  eine  freiwillige  Beihilfe  der  ]  'ar  tne, 
die  der  liewilligung  bedurite.  Da  eine  solche  Scuia-i-  n-t<  uer 
alle  Kronvasallen  traf  und  ein  jeder  die  Bewilligung  nur  lur  sich 
aussprechen  konnte*^,  so  mufs  die  steuerbewilligende  Versamm- 
lung ans  sllmtlichen  Kronvasallen  bestanden  haben.  Ehse  solche 
Versammlung  war  in  dem  allgemeinen  Lehnsau%ebot  gegeben, 
denn  die  Scutagiensteuem  wurden  zunttchst  nur  zur  Deckung 
der  Kosten  eines  Feldzugs  gefordert  Eine  Bestätigung  dieser 
Annahme  ist  die  bekannte  Bestimmung  der  Magna  Charta  von 
1215,  dal's  die  Seutngiensteuern  rrnr  von  der  Gesamtheit  der 
Kronvasnllen  btnvilliijt  werden  diirlten;  denn  dies  war  nicht  wie 
man  biöhcr  an.-vnommea  hat,  eine  neue  Vertas-sungsidee.  süudeni 
die  Barone  gingen  damit  auf  die  frühere  Grundlage  der  Steuer- 


1  Chronicon  «onSBterii  <le  Abingdoii  (roll«  seriee)  II  118,  bei 
Stubbä  1  400 

*  Stubbs  I  618.  Vgl.  die  Bewilligung  des  Fünfzehnten  von  1220 : 
dedernnt  nobis  quintiim  declmsm  ete.   Säect  Charters  3«54. 

»  Stubbe  führt  noch  eine  zweite  Nachricht  über  direkt f  Steuern  aus 
der  Zeit  Heinntha  I.  hu,  I  (tl*».  Ks  ist  das  writ  über  die  lukalen  (Be- 
richte: Sciatis  (juod  coueedo  et  jiraecipio  ut  amodo  comitatua  uiei  et 
hundreda  in  illis  locis  et  eisdem  teminis  sedsant  si«  ut  sederunt  in  tempore 
refii-  1  adwardi  et  non  aliter:  e^o  euim  quando  vohiero  fai  iam  ea  satis 
sunmionere  propter  mca  domiuica  neceesaria  ad  voluntatem  mcam. 
Stubbs  I  425.  618.  Es  ist  aber  wohl  kein  zwingender  Grand  m  der 
Annabmo  vorhanden,  dafs  hiermit  n^rade  Geldbedttrfhisse  des  Herni  ge- 
meint sind. 

*  iJals  die  Scutagien  schon  unter  Heinrich  1.  vorkommen,  was  Round, 
Engl.  hist.  rev.  IHdl  S.  629,  nachwdst,  war  Übrigen«  schon  Madox  be- 

kannt.    Exch.  I  024  f. 

^  HouTid.  FiiL'l  hist.  rev.  \>d2.    8.  y<^)4. 

®  Über  die  aiiaiogeu  \  erlialtniase  in  den  deut:«chen  rerritorien  vor 
der  Konsolidierung  der  Landetftnde  e.  Gierke,  Deutschea  Genoeseneehafta* 
recht  I  563. 
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bewilligung  zurück.  Die  Bewilliguim  iner  Öcutiigiensteuer  war 
kollektiv,  denn  sie  wurde  zwar  von  der  Gesamtheit  der  Krön 
Vasallen  ausgesprochen,  aber  jeder  einzelne  gab  svauh  Zustimmung 
nur  iiir  sich  selbst  und  konnte  sich  der  Theorie  nach  davon  aus- 
achliefsen.  Die  Steuer  wurde  rechtskräftig  nkht  durch  ein  Gesetz, 
aondm  durdi  einen  Vertrag,  und  swar  durch  dnen  Koll^tiv' 
vertrag,  für  den  die  Qleidiheit  des  SteuersatseB  flir  alle  Bei- 
tragenden charakteristisch  ist. 

Eine  zweite  Klasse  aufserordentlicher  direkter  Steuern  war 
von  wesentlich  anderm  Cliarakter.  Sie  traf  gewöhnlich  mehrere 
kleinere  Gruppen  von  Steuerzahlern  und  wurde  nicht  nach  einem 
gemeinsamen,  bestimmten  Satze  erhoben,  sondern  in  sehr  ver- 
scliiedner  Höhe,  auf  Grund  besondrer  Vereinbarun«ren  mit  den 
einzelnen  Steuerzahlern.  Die  Bewilligung  besst^tnd  in  einer  Summe 
individueller  Verträge  mit  der  Krone.  Solche  Steuern  sind  1 1 59, 
1165  und  1168  ah  Ergänzungssteuem  zu  den  Scutagien  erhoben 
worden'.  Bound  führt  folgende  Gruppen  von  Steuerzahlern  bei 
dem  „donum**  yon  1159  auf,  denen  cfie  bei  dem  „auxilium''  von 
1168  ziemlich  entsprechen:  1.  die  Bischöfe  und  die  Äbte,  die 
Kitterlehen  hatten,  2.  einige  Stifter,  deren  Besitzungen  in  Frei- 
almosenland bestand,  3.  die  St'idte,  4.  din  Sherifts.  5.  die 
Juden,  6  die  Münzer ^.  Aus  diesen  Gruppen  sind  für  unsre 
Untersuchung  die  dona  der  Städte  und  der  Juden  auszuscheiden, 
da  diese  talla^i  i  waren,  d.  h.  pflichtraäfsige  Abgaben,  über  deren 
Höhe  wohl  mit  den  Organen  der  Krone  verhandelt  wurde,  die 
aber  kemer  wirklichen  Bewilligung  bedurften.  Dals  dagegen  die 
andern  dona  und  ebenso  die  von  1165  und  1168  fbrmficfa  be- 
willigt worden  sind,  erhellt  ans  den  Eintragungen  in  den  Schats- 
ToUen,  da&  die  Steuerzahler  sie  jrdw  pro  promissione  Bua  ent- 
richtet hätten.  Man  wird  annehmen  dürfen,  dafs  die  Hewilligimgen 
der  Kronvasallen  auf  einem  Hoftage",  und  die  der  Sherifts,  der 
M'trtzf'r  und  der  Abte  der  Freialmoaen  -  Stiftrr  durcli  die  Ver- 
mittel ung  des  Excliequers,  der  reisenden  Richter  oder  der  Sheriffs 
erfolf^t  sind.  In  derselben  \^'ei8e  hat  Heinrich  II.  von  den  ein- 
zelnen ( rraiöchaiten  dona  comitatus  erhoben^.  Diese  primitiven 
Arten  von  Steuern  haben  sich  als  Ersatz  i'ür  allgemeine  Landes- 
ateueni,  wenn  diese  vom  Parlament  verweigert  wurden,  bis  in  die 
folgenden  Jahrhunderte  erhalten. 

Epochemachend  fttr  die  Entwicklung  der  direkten  Steuern 


»  Pipe  KoU  ö.  11.  14.  Henry  II  (Publications  of  the  Pipe  UoU 
Soeietv  voll.  1.  8. 12)  passim.  t^ber  die  Steuern  von  1159  und  1165  vgL 
Soimd,  Engl  hist.  rev.  isoi.    S.  633  ff.  638. 

2  Round  a.  a.  O.  S.  634  f. 

'  Da  die  Bewilligung  der  Steuer  von  116d  wahrscheinlich  auf  dem 
Hoftage  voo  Clsraudon  1166  stattgehabt  hat  (Stnbbs  I  509),  so  ist  wohl 
anzunehmen  y  dab  ancU  das  scutagium  pnr  fille  maiier  daselbst  beraten 
worden  ist 

*  Vgl.  die  Pipe  Bolls  a.  2  and  a.  6.  Henrj  IL 
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in  England  ist  der  Saladinszehnte  von  1188  geworden.  Während 
die  frühern  Steuern  auf  individuellen  oder  kollektiven  Vertrfigen 
der  Steuerzahler  mit  der  Krone  beruhten ,  ist  dies  das  erste 
Steuergesetz,  das  auf  einer  Keichsversanimlung  *  mit  dem 
consensus  meliorum  terrae  erlassen  wurde  und  wie  jedes  andre 
Oesetz  bindende  Kraft  für  alle  Untenhanen  hatte,  mochten  sie 
aut  dem  Holtage  erscliienen  sein  oder  nicht.  Dafs  man  zu 
dieser  Kechtsänderung  schritt ,  hatte  seinen  Grund  in  der  Natur 
der  Steuer,  die  nach  einem  gleichen  Satze  alle  UDterthanoi 
traf,  00  dafs  es  unmöglich  war,  hier  eine  atigemeine  Ecllektiv- 
bewilligung  herbeizuführen  Der  Entschlufs  zu  dieser  Neuerung 
wurde  aweifellos  dadurch  erleichtert,  dalii  der  König  die  Autoritftt 
des  Papstes,  der  die  Steuer  veranlafst  hatte^  und  daher  der  eng- 
lischen Kirclip  hinter  sieh  wufste.  !  >em entsprechend  erhielt  auch 
die  Erhebung  des  Zehnten  einen  halb  staadichen,  halb  kirch- 
lichen Charakter.  Die  Erhebnng^bezirke  waren  die  Ptarreien ; 
die  Erhebungskoiiimissionen  bestanden  aus  je  einem  pt  isthelh  n 
und  einem  vvcUlichen  lieamten  des  Königs  und  des  liarons  des 
Bezirks,  einem  bischöflichen  KlerikeTi  dem  Elrzpriester  und  dem 
P&rrer,  einem  Templer  und  dnem  Johanniter;  CJngehorBame 
wurden  mit  den  geistlichen  Strafen  bedroht —  Epochemachend 
ist  der  Sakdinseehnte  aber  nicht  nur  als  erste  airekte  Steuer 
▼on  öffentlicbrechtlichem  Charakter  geworden,  sondern  (zugleich 
mit  dem  Kreuzzugsvierzigsten  von  1I!>9)  aucli  ftlr  die  jetzt  auf- 
kommenden Steuern  von  dem  bewegliclien  Vermögen.  Nach  ihrem 
Muster  ist  llO^i  zur  Auslösung  König  Richards  neben  andern 
Arten  von  Steuern  ein  Vierter  von  allem  Einkommen,  1203  ©in 
Siebenter  und  \201  ein  Dreizehnter  erhoben  worden'*. 

Dafs  diese  Steuern  in  der  That  öflentlichrechtlicher  Natur 
sind,  erhellt  sunächst  aus  den  Stra&ndrohungen  gegen  Steuer- 
defraudanten,  die  auch  keineswegs  nur  auf  dem  Papier  standen  ^ 
Auch  ist  bei  der  einzigen  Steuer  dieser  Zeit,  Uber  die  wir  ur- 
kundliche Information  besitzen ,  bei  dem  Dreizehnten  von  1207^ 
der  gesetzesibrmliehe  Charakter  deutlich  ersichtlich.  In  dem 
wnt  7.UV  Steuererhebung  hei'st  es:  Sci.atis  qnod  per  commune 
eonsihum  et  assensnm  roneilii  nostri  apud  Oxoniam,  provisum  .  .  . 
et  coDcessum  est,  (^uod  4uiiibet  laicus  homo  .  .  .  det  nobis  in 

1  Stubb»  I  527  ^». 

-  S^loct  Charters  160.  Gottlob,  Die  päp.Htlichcn  Kreozzugazehntcu 
des  13.  Jahrhunderts,  S.  5.  —  Gottlob  betont  8.  7  ganz  richtig,  dafs  der 
halb  ktr(  l.ticlic  Char.iktor  der  Erhebung  dit  gor  ?tantlichpn  Steuer  in  lie- 
kenutijisi  ^taatlicher  ^>chwache  sei;  zugleich  ist  er  aber  ein  Beweis  giufser 
poiitiflcher  Klugheit;  denn  da  der  Staat  aus  dieser  Kransangaateiier  kernen 
Nutzet!  zo;^,  so  mochte  die  dadurch  erzeugte  Mifsstimniuiig  und  firfaitteraqg 
auf  die  Kurie  zuriicktRlIen. 

«  «tubbs  1,  661  f. 

*  S.  oben  fibnr  den  Zehnten  von  1188;  Qber  den  Dreizehnten  von 
1207  Seh  et  charteis  283  sq.  Cf.  Benedict.  Gesta  Heniict  II  38  a.  1188. 
ilov.  iV  66  a.  im. 
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auxilium  de  unaquaque  mercata  redditus  sui  annualis  XII  de- 
Darios  ete^*;  mit  Ausnahme  des  hinsugeRigten:  oonceasum  ist 
das  die  Gesetsessprache  der  Zeit'.  Dafa  anch  die  Scatagiensteaeni 
schliefslich  nicht  mehr  auf  einem  grofsen  Hoflage  von  der  Gesamt- 
heit der  Kronyasallen,  sondern  von  der  regulären  lieichsversamm- 
long  bewilligt  wurden^  dafs  also  auch  sie  Geaetseesteuem  geworden 
waren^  ist  au^;  dem  §  12  der  ^fa«2:na  Charta  zu  schliefsen,  in  dem 
wie  erwähnt  auf  die  frilhere  Form  der  Bewilligung  zurück- 
«reirriffen  wurde.  Denselben  Cliarakter  haben  die  seit  1194  auf- 
kommenden HufensteueiTi  (ciirucagia). 

Diese  Rechtsänderung  war  eine  notwendige  Folge  der  neuen 
Iklobilien-  und  Hufensteuem;  dals  die  Krone  beides,  sowohl  die 
Steuern  selbst  als  die  Gesetsesform ,  stillschweigend  dorchsetsen 
konnte,  ist  ein  Beweis  mehr  fUr  die  vollendete  Konsolidierung 
der  Staatsgewalt  Freilich  wurde  durch  diese  Neuerung  die 
Bechtsanscliauung  des  Volkes  in  so  kunser  Zeit  noch  nicht  mit 
verändert;  die  vermehrten  Steuerforderungen  riefen  mehrere  Fälle 
individueller  Opposition  !i<  rvor,  die  indes  von  der  Krone  nicht 
beachtet  wurden.  Im  Jahre  1193  protestierte  dm  Domkapitel 
von  York  ye^en  den  Vierten  zur  AuBlösung  König  Richards, 
weil  dadurch  die  Privilegien  ihrer  Kirche  verletzt  würden^:  1200 
verhinderte  Erzbischof  Gottfried  von  York  die  königlichen  Be- 
amten, von  seinen  Lflndereien  das  Carucagium  aa  erheben  %  und 
1207  widersprach  derselbe  allein  der  Besteuerung  des  Klerus'. 
Und  wie  erwähnt,  richtete  sich  auch  die  Magna  Charta  gegen  die 
Gesetzesform  der  Scutagien.  — 

Die  Konsolidierung  des  Staates  ist  die  Bedingung  fUr  die 
Konsolidierung  der  englischen  Stände  gewesen,  denn  durch  sie 
waren  die  prirtikularistischen  Tendenzen  des  Feudalismus  ver- 
nichtet. Ferner  war  in  der  centralen  Verwaltung  eine  neue 
Aristokratie  emporgebracht  worden,  die  sich  im  Staatsdienste  die 
Idee  des  eentralistischen  Staats  zu  eigen  gemacht  hatte:  die 
Führer  der  Bewegung,  die  mit  der  Verleihung  der  Magna  Charta 
endete,  die  nordeoglischen  Barone,  stammten  von  dem  neuen 
Amtsadel  Heinrichs  IL  ab^  Die  Ursachen  des  Zusammen- 
schlusses der  Stände  waren  die  grolse  Rechtsunsicherheit  unter 

'  Select  charters  283. 

»  Vgl.  die  Assisse  vou  Woodstock:  ]h't  cnnsilium  et  aBseusuoi  archi- 
episcoporuiD,  einBcoporuni ,  et  barouum,  coinitum  et  nübilium  Angüae. 
8el.  Charten  157.  Vgl.  ferner  das  writ  über  das  Aufgebot  cur  Landes- 
vertciJigang  %'on  120r):  "^'ri  i=  quod  provißum  est  cum  assensu  archiepisco- 
porum,  epiecoporuui .  comitum,  baronum  et  oinnium  fidelium  nostrorum 
Augliae ,  quod  novem  milites  per  totam  Aiigliam  invenient  decimam  mi- 
litem.  .  .  .  Select.  cbaften  281. 

«  Hov.  III  222. 

♦  Hov.  IV  140. 

»  Cr.  Maj.  II  511.  W.  Cor.  II  199. 

•  Stttbbs  I  571.  580.  W.  Cov.  II.  LXXV. 
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dem  Willkürregiment  König  Johanns,  die  unerhörten  finanziellen 
Ansprüche  der  Krone  und  der  unerträgliche  Druck  <l«^r  Central- 
und  Provinzialverwaltuiig,  do-ssen  Details  aus  der  Ma^n  i  Charta 
bekannt  sind.  Kein  Zweifel  aber,  dals  auch  die  Entwicklung  der 
(lesetzessteuer  von  gröfster  Bedeutung  für  den  ZusaTiinienschlufo 
der  Stände  gewesen  ist^  denn  indem  die  Idee  bestehen  blieb,  dafs 
die  Steaer  ▼ertragsmäTsig  bewiUigt  wurde,  wenn  audi  nur  die 
snm  Hoftage  ge£dnen  Notabein  ihre  ZuBtiminung  su  einer  Be- 
steuerung aämtucher  Unterthaoen  gegeben  hatten,  wurden  die  Ge- 
danken der  politischen  Einheit  und  der  Vertretang  des  gansen 
Landes  dem  Klerus  und  Adel  von  der  Krone  geradem  aufgedrSngt 
Zwar  besal's  schon  vorher  der  Klerus  für  sich  eine  Oi^anisation  mit 
eigner  VerwaltiinL%  eignem  Oericht  und  Hecht  und  eigner  (lesetz- 
gebung  auf  den  Konvokationen ;  auch  der  Adel  wurde  sich  wohl 
in  bedeutenden  Momenten  seiner  Zusammengehörigkeit  bownfst 
und  fühlte  sich  als  Stand;  aber  der  Adel  war  nicht  orgaiiiaitri, 
und  wenn  der  englische  Klerus  als  Stand  aufbrat,  so  tbat  er  es  als 
ein  Glied  der  ahaadländisehen  Kirche.  Die  Hoftage  des  12.  Jahr- 
hunderts lehren,  wie  wenig  Zusammenhang  zwischen  den  Magnaten 
und  Prillaten,  die  auf  den  Versammlungen  ja  beid«  nur  einen 
Teil  ihres  Standes  ausmachten,  bestanden  hat.  Das  Wesentliche 
der  neuen  ständischen  Entwicklung  ist  der  Zusammenschlufs 
nicht  des  gesamten ,  sondern  allein  des  hohen  Klerus  mit  dem 
Adel  zu  einer  dauernden  und  einheitlichen  politischen  Korporation, 
die  sich  dem  Könige  als  die  Verti'etun^  des  gesamten  Landes 
gegenüberstellt  ^ 

Die  ersten  Anfänge  dieser  SUindebilduug  hnden  wir  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  13.  Jahrhunderts.  Als  im  Jahre  1201 
König  Johann  das  Lehnsheer  aufgeboten  hatte,  vereinigte  sich  der 
Adel  KU  Leicester  in  einer  Versammlung,  die  ohne  Präcedcnzfiül 
ist;  und  verweigerte  geschlossen  dem  Könige  die  Heeresfolge  nach 
Frankreich-.  Ferner  wies  1207  eine  Konvokation  einstimmig 
die  Forderung  König  Johanns  zurück,  dals  dem  niedem  Klerus 
f  inr  Vermögenssteuer  aufgelegt  würde ^.  Aber  in  beiden  Fällen 
ßclilossen  sieh  die  Uischöfe  wie  'üe  Barone  nur  zu  uanz  be- 
ßtiniirit*  ii  Zwecken  zusammen,  ihre  Vereinigungen  blit-ben  ohne 
Dauer,  auch  verl)aiiden  sich  beide  8tünde  noch  nicht  miteinander; 
und  die  beiden  individuellen  8teuerverweigerungen  des  Krzbischofs 
YOn  York  in  denselben  beiden  Jahren  beweisen,  dafs  die  Stftnde 
sich  noch  nicht  konsolidiert  hatten.  Kine  Vereinigung  des  hohen 
Klerus  mit  dem  Adel  zu  Stünden  vollzog  sich  erst,  nachdem 


'  Stubbs  II  177  untersucht  nnr  die  Frasr-.  wir  sh  h  die  Stände  einzeln 
koiisolidiert  und  gffren einander  abgefondi-rt  liahc  n;  thc  i-hicf  hi^tf^-ri -n} 
(^ueation  is  to  determine  the  wav  id  wbich  the  matehai  ües  which  luiited 
it  (the  clerg^  with  the  temporal  sstates  were  ao&rlooseDed  ae  to  allow 
to  thiit  princiiilc  of  cohe^on  (of  its  n>iritiiRl  Charakter)  Itfl  fall  liberty. 

-  Hov.  IV  IGl,  Stnbb«  l  561. 

«  Waverl.  258. 


biyilizüü  by 


xrv  8. 


11 


sich  König  Johann  der  päpstlichen  Oberlehnsherrsch.ift  unter- 
worfen hatte.  Die  Reihe  der  P>ei,L'"ni8j«e .  die  zu  diesem  Bunde 
führten,  beginnt  1213  mit  der  Weigerung  der  nordenglischen 
ILirone,  dem  Könige  Kriegsdienste  in  Frankreich  zu  lebten  ^ 
Im  xiuguüt  desselben  Jahres  hatte  eine  Konvokation-  in  der 
Londons  St  Paulskirche  statt,  zu  der  sich  auch  eine  Anzahl 
von  Baronen  ein&nd*.  Mit  dSesen  hielt  der  flrzlnsdiof  Stephan 
Langton  eine  geheime  Zusammenkunft  ^  wo  er  ihnen  den  wieder 
aufgefundnen  Freibrief  Heinrichs  I.  vorlegte ;  diese  Besprechung 
schlols  mit  einem  —  wahrscheinlich  eidlich  bekräftigten  — 
Bündnis  der  Versammelten,  um  die  in  dieser  Charte  enthaltenen 
Rechte  wieder  zu  erringen^.  Da  den  englischen  Baronen  kein 
fi'eie»  Versammlungsrecht  von  cid  Krone  gew«ährloistet  war,  so 
war  bei  diesen  Heriitungeii  groise  Vorsieht  anzuwenden.  Wie 
mc  1213  jene  Konvokation  benutzt  hatten,  um  Vereinbarungen 
mit  dem  Klerus  zu  treflfen,  so  kamen  sie  im  November  1214 
unter  dem  Vorwande  einer  Pilger&hrt  in  St.  Edmunds  zusammen. 
Hier  wiurde  wiederum  die  Charte  Heinrichs  I.  verlesen,  und  man 
beechlofs ,  deren  Bestätigung  von  König  Johann  zu  fordern ; 
würde  sie  verweigert,  so  wollten  die  Barone  ihm  den  Lehnseid 
aufsagen  und  ihn  so  lange  befehden,  bis  er  sich  ihrem  Willen 
ftigte"^.  König  Johann  wagte  nicht  Ihre  Forderungen,  dio  ihm 
Weihnnchtr^n  zu  Löiidon  vorgelegt  wurden,  kurzer  liand  abzu- 
weisen und  eriangte  cmen  Aufschub  bis  Ostern  In  der  Oster- 
woi  lir  vereinigte  sich  der  Adel  mit  Hceresniacht  zu  Stanilbrd 
und  übersandte  dem  König  den  ersten  Plntwurf  der  Magna 
CSharta^.  —  Die  spätem  Kämpfe  mit  König  Johann  und  die  Zeit 
Heinriebs  UI.  haben  zu  der  Befestigung  und  weitem  Aasbildung 

'  Cr.  Maj.  II  älM  ?q     W.  Cov.  II  212.    Co<?fvesli.  167. 

^  DaCs  diese  Vcrsainmluiig  eine  Koiivokatioii  war,  erhellt  daraus, 
dafs  Stephan  Langton  hier  die  Erlaubnis  ^ab.  trotz  des  noch  andaaemden 
InterdiktB  mit  leiser  Stimme  die  Mesno  zu  losen.    Cr.  Maj.  II  552. 

•  Ohne  Bedeutun;^  für  die  Hildunfr  der  St  iiul».!  scheint  das  Concilium 

«eweaen  zu  sein,  das  zu  St.  Albans  am  4.  August  1213  gehalten  wurde. 
BCircm^dlicfa  nehmen  Pauli  III  884  nnd  StiibbB  I  565 f.  an,  daTs  hier 
der  Grofsjustitiar  die  Gesetze  Heinrichs  I.  als  Richtschnur  proklamiert 
h&tte,  wftH  pinp  Anspielung  auf  die  Charte  von  1100  zu  sein  scheint,  die 
indes  erst  aui  iivm  Londoner  Konzil  am  25.  August  bekannt  wurde. 
Wendover  sagt  Cr.  Maj.  II  551:  praeceptum  e.^t,  quatinus  leges  Henrici 
Ävi  8ui  ab  Omnibus  in  regno  custodirentur.  Heinrich  I.  war  aber  der 
Urgrofsvater  Johanns.  Johann  meinte  offenbar  den  Kechtszustand  unter 
seinem  Vater;  die  Beziehung  auf  Heinrich  I.  hatte  wenig  Sinn,  wenn  man 
nicht  an  »einen  Freibrief  dächte;  den  aber  kann  der  Grofi^nstitiar  wibtt 
natürlich  nicht  angezogen  haben.  Wendover  schrieb  diesen  Passus  unter 
Heinrich  III.  (s.  Liebermann,  MG.  SS.  XXVUI,  10  Z.  15  f.),  daher  be- 
sfliehnete  er  Heinrieh  II.  verBehentlich  als  Grofsvater  Johanne«  indem 
er  an  ?ein  Verwandtschaftsverhältnis  zu  dem  regierenden  Köiiiju''  dachte. 

•  Cr.  Maj  \l  5.54:  et  sic  conf oederatioue  iacta  inter  eoa, 
coUoqiüum  solutuiü  est. 

•  Cr.  Maj.  II  bm. 
«  Cr.  Maj.  II  5S4. 

'  Cr.  Maj.  II  üöö  sq. 
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des  Stündpweseus  beigetraL;en,  seine  (iruiidzüge  sind  aber  IQ  der 
Magna  Charta  deutlich  und  klar  f^ezeichnet 

Durch  die  Konsolidierung  der  Stände  gcwaim  auch  die 
Reichsversammlung  eine  innere  GeschlosseDheit;  aus  den  Hof- 
tagen erwuchs  das  Parlament  Denn  wenn  das  Parlament  auoh 
eine  organische  Fortentwicklung  jener  ist,  so  besteht  doeh 
zwischen  beiden  ein  qualitativer  Ünterschied.  Das  Parlament 
untersciieidet  sich  von  der  ältern  Art  der  Keichäversammlungen 
grundsätzlich  dadurch .  dal's  es  1 .  eine  politische  Korporation  ist, 
die  den  einheitlichr-n  Willen  der  vereini<xten  Stände  zum  Aus- 
druck brinijt.  2.  daiö  es  ein  lleclitssubjekt  ist,  und  3.  dafs  es 
als  Vertretung  des  ganzen  Landes  auftritt.  Die  Hottage  liaben 
indeäseu  im  13.  Jahrhundert  nicht  jede  politische  Bedeutung 
neben  den  Parlamenten  verloren.  Wie  Geschäfte,  die  allein  den 
Klerus  angingen,  auf  Konvokationen  erledigt  wurden ,  so  sind 
manche  politische  Fragen,  besonders  solche,  die  das  Lehnswesen 
betrafen,  auf  Hoftagen  behandelt  worden.  So  wurde  12M0  ein 
Scutagium  auf  einem  Hoftage  während  des  Feldzugs  in  Frank- 
reich bewilligt  * :  1 245  wurde  ein  Feldzug  gegen  Wales  auf  dem 
l'finirsthoftage  beschlossen-,  nnd  1257  im  Feldlager  in  W'ales 
ein  Feldzug  ftirs  nächste  Jahr  ^  Die  Kompetenzen  des  Parla- 
ments und  des  Hoftags  waren  ge;^^eneinander  nicht  abgegrenzt, 
d(H  Ii  war  man  sich  des  Unterschiedes  wohl  hewul'st;  im  AmtKStil 
werden  sie  verschieden  cliarakterisiert  ^.  Krcsi  einer  8}Dat<^rn  Zeit 
gehört  die  Forderung  au«  dafs  wichtige  politische  Angelegenheiten 
nur  ^im  ToUen  ParMment**  entschieden  werden  sollten. 

Der  korporative  Charakter  der  Stände  B^gt  sich  am  deut- 
lichsten unter  denselben  Umständen,  wie  der  entgegengesetzte 
der  Hoftage,  nämlich  wenn  sie  sich  dem  Willen  des  Königs 
widersetzten.  Wenn  jetzt  eine  Forderung  des  Königs  ^A^ider- 
spruch  erfuhr,  so  geschah  das  nicht  mehr  durch  einen  Einzelnen, 
sondern  einmiiii^  durch  die  ganze  Vers.'immlunjL'".  Die  Voraus- 
setzung datür  war.  dal's  das  Parlament,  .sei  es  vereint  oder  Jeder 
Stand  für  sich,  in  Abwesenheit  dcö  Königs  und  seiner  Minister 
über  die  Forderung  der  Krone  beraten  durite Der  Kuui^ 

>  Cr.  Maj.  III  2(H).    Die  Prälaten  wei|:certeti  aicfa,  ein  Scutagium  sa 

zahlen;  dixerunt  qiiod  non  t(»iicntnr  viri  eccle-mstici  judieio  subici  laioomin, 
cum  absque  illis  conce.si>uni  tuis^et  scutagium  io  liuibus  transmarinis. 

•  JLords'  R€]>ort.  A|»p.  11. 
'  A.  a.  O.  App  15  sq. 

*  Man  V''r;:i;lr'irlif'  die  Ei folgcmliT  writs: 

1}  Si'iatiä  iJUiid  de  coinuiuiii  coiiöiliö  regni  uostri  provisuDt 
est  quoü  erimus  apud  Novum  Castrum  super  Tynam  enm  eqiiis 
ot  artTiTP  etc.    Lords'  Itepnrt.  App.  'J 

2j  <<juia  de  consilio  magnatum  nostrorum  qui  solempni- 
tate  Pentecostes  nobiseum  interfaeriint  apud  West« 
mona.stcrium  intendimus  sdire  partes  Walltae  ete.  Lords' 
Report.  App.  11 

Vgl.  u.  a.  Cr.  Maj.  III  3>l  sq.  IV         362  über  die  l  ariament« 
von  1237,  1242  und  1244. 
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eneiiien  ent  su  den  eigentlichen  Verhandlungen  zwischen  Krone 
und  Ständen  oder  liefs  sich  auch  wolil  vertrotrn  ^  Die  Ent- 
scheidung: fiel  also  in  die  Vorberatun^^  des  F:^rlamenta.  Seine 
Beschlüäse  tal'ste  es  unter  der  Theorie  der  P^instimmigkeit ;  das 
Äiajorittttsprincip  wäre  ohnehin  auf  eine  numerisch  niclit  ab- 
geschlosäne  Versammlung  schlecht  anwendbar  gewesen-,  im 
Jahre  1242  verbanden  sich  die  Mitglieder  dee  Parlaments  dufch 
dneii  Eidflchwnr,  bei  Strafe  der  ExkmmuiiikatioD  dem  KOnig 
keine  Steaer  su  bewilligen Ab  auf  dem  Parlament  von  1244 
Adel  und  Klerus  getrennt  berieten,  boten  die  Prftlaten  den 
Baronen  an,  gemeinsame  Sache  zu  machen  und  erhielten  zur 
Antwort,  dafs  jene  nichts  ohne  einen  ♦reTnr  iiiachaftlichen  Beschlul'a 
vornehmen  würden  ^  Der  König  pflr^ir  da|:ogen  zu  versuclit  n. 
rinrlulHreiclie  Mflniier  auf  nemv  S^itr  /u  ziclien ,  um  auf  die 
andern  eiiu  ii  i  h-uek  aus/.iiübcn  oder  docli  die  Einstimmigkeit 
der  Versammlung  zu  sj>rengen^.  Zum  Schlufs  scheint  dann  eine 
Art  persönlicher  Abstiuuuuug  vor  dem  Könige  stattgefunden  zu 
haben;  viettdchi  wurden  auch  nur  die  Vornehmsten  persOnlieh 
befragt,  deren  Votum  die  tlbrigen  summarisch  zustimmten,  wie 
es  wohl  auf  den  alten  Hoftagen  Brauch  gewesen  war.  Daneben 
kommt  auch  ein  Einzelner  als  Sprecher  des  Parlaments  vor**. 

Da  das  Majoritätsprincip  im  Parlament  keine  Geltung  hatte, 
da  also  dissentierende  Harone  nicht  überstimmt  werden  konnten, 
80  fraL-^t  'S  sich,  wie  bei  politischen  Meinuii/^sverschiedeuheiten 
ein  einiteiüicher  Beschluis  gefafst  werden  konnte^,  l'hatsächlich 

'  Cr.  Maj.  IV  1^2  sqq..  ISn.  :^»^^,  V  20,  ö20.  Bei  diesen  noch 
uiicutwiekelten  Verhältnissen  kouiuit  eiuuml  das  Kuriosum  vor,  dafs 
Simon  von  Montfort  auf  dem  ersten  Parlament  von  1244  in  einen  ständi- 
sclu'ii  Ausscliufp  gewählt  wir  l  und  wenige  Monate  später  al^^  Ah^rordneter 
des  Königs  die  Interessen  der  Krone  vor  dem  Parlament  zu  vertreten  hat. 
Gr.'lfig.  IV  862,  365.   Vgl.  den  Anhang  1. 

*  Unbekannt  war  das  Majoritätspnncip  in  England  nicht:  nach  ihm 
sollten  die  Beschlüsse  «»les  Wideretaiidskomitees  von  1215  und  des  ständi- 
schen Ausschusses  von  1208  gefa Ist  werden.  AI.  Charta  §  Gl.  —  Cr. 
Mai.  VI  401.  Rymer  377.  Vgl.  die  Mise  von  Lewes.  Ruhanger  de 
beflis  (in  Ypodigma  Neostriae)  p.  582. 

^  Cr.  Maj.  IV  isi. 
Cr.  M^j.  IV  362.   Ähnlich  V  33ö  a.  iJ-jJ;  (magnatea  regi)  com- 
mtuütcr  respondenuitf  qnod  eonim  leqioiisio  a  praelatornm  respoiuione 
dspendebat  nec  voluerunt  ah  eorum  aaserttone  discrepantes  8eqae«trari. 
ü.  a.  Cr.  Maj.  IV  lö2,  V  330  sqq. 

*  Cr.  M^j.  III  383  a.  1237.  Consentientibas  igitur  nrimuin  arehi- 
episcojjo  raiituariensi  cum  suis  episcopis  et  ch'ro  ...  —  Cr.  Maj.  V  '.JO 
Ä-  12.Vi.  Inter  quos  prins»  rex  alloqucoatur  fratrem  sumn  cc^raitem  Coruu- 
hiae  Ricardum,  {)etenö  ab  eo  instantissime  auxiliuni  (  uniare  .  .  .  ut 
quasi  dans  ea  eidem  pium  daret  aliis  exemplnm  subvcnicndi.  —  Cr.  Maj. 
ni  212  a.  12:i2  spricht  der  firaf  von  ehester  für  den  A  !p1  Auf  dem 
Januarparlampnt  von  rj.'>4  fand  eine  namentliche  Alj^timmung  atatt,  weil 
4ie  Bewill  ignn;,'en  individuell  und  in  versehiedner  Höhe  erfolgten.  Cr, 
Maj.  V  428  sq.,  \  \  2^2  sq. 

'  Dif«elbe  SchwierigKcit  tindf^t  «ich  Ixm  15t  Schlüssen  der  Katht^drnl- 
ond  Konventualkapitel,  die  auch  ivorporationen  waren.    Bei  einem  htrcite 
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ist  es  unter  Heinnch  III.  nicht  vorgekommen,  da fs  das  Parlament 
sich  in  zwei  Parteien  gespalten  liat.  Alle  MitG^licrlfr  dor  Ver- 
sammhing waren  von  denselben  Interessen  ^('^m  den  Könv^ 
gleich  stark  beherrscht  i  aul  der  <  Jemeinsamkeit  dieser  Interessen 
beruhte  ja  die  Einheit  der  Stände.  Ks  gab  nur  zwei  Parteien 
im  Lande,  die  Stände  und  den  König.  Und  die  korporative 
Macht  des  Sfündeweaent  war  so  grols,  dkls  aelbet  etn  Stiefbrader 
des  Königs,  Ethelmar  von  Lusignan,  der  erwählte  Bischof  yon 
Winchester,  sieli  scheute,  im  Panament  offen  für  die  Krone  ein- 
zutreten ^  Hatten  sich  einmal  energische  Führer  an  die  Spitts 
der  Opposition  gestellt,  so  schlössen  sich  ihnen  die  weniger  be- 
herzten Elemente  gern  an;  dieses  Solidariüllsgefiihl  iintrrselieidet 
die  P.irlaniente  des  III.  Jahrhunderts  aufs  stärkste  von  den  Hof- 
tagen der  frühem  Zeit.  Wenn  ireiiich  trotz  einer  Steuer- 
verweigenmg  des  l*arlanients  Einzelne  individuelle  Bewilligungen 
machten,  so  blieb  ilinen  das  unbenommen;  für  die  übrigen  war 
es  aher  völlig  unverbindlich.  — 

Als  eine  Korporation  waren  die  Stände  in  der  Lage,  poK- 
tische  Rechte  va  erwerben  Durch  die  Magna  Charta  erhielten 
sie  das  Steuerbewilligfangsrecht  und  das  Widerstandsredit  Oh- 
wohi  beide  in  den  spätem  Redaktionen  des  Freibriefs  gestrichen 
wurden,  bildete  sich  das  Steuerbewilligungsreeht  doch  zu  einem 
Verfassungsrechte  aus.  Unter  Heinrich  Iii.  wurden  hierzu  weitere 
IJeehte  erworben,  namentlich  das  der  Zustimmung  zu  Rechts- 
änderuDgen  und  zu  Bcseliltissen  Uber  Ivrioo^  und  Frieden. 

Der  dem  Parlament  mit  den  deutschen  Landständen  gemein- 
same Anspruch,  die  Vertretung  des  ganzen  Landes  zu  sein*, 
tritt  bereits  in  der  Magna  Charta  hervor.  Hier  findet  eich  som 
ersten  Male  die  später  r^gdmärsig  gebrauchte  Formd :  nach  dem 
gemeinsamen  Rate  des  Landes  (per  commune  consiüum 
regni)^,  wodurch  die  Zustimmung  des  Parlaments  zu  Gesetzen 
und  Verordnungen  ausgedrückt  wird.  Die  zeitgenössischen 
Chronisten  bezeichnen  Ii'  Stände  selbst  als  das  Land  freuniirn), 
das  so  in  jonm  pereonitiziert  erscheint^;  in  dm  folgenden  Jahr- 
zehnten koniint  für  das  Parlament  die  Benennung  universitaa 
regni  auf:  und  die  Magna  Charta  selbst  lehrt,  wie  die  Stände 

mit  Ersbischof  Balduin  von  Oanterbnry  (1 185—90)  hatte  sein  Domkapitel  nach 

Rom  appelliert,  widerrief  irdooh  die^n  Beschlufs  und  ging  einen  V t  ru'I'^''' 
mit  dem  Primaten  ein.  Ein  einziger  Domherr  weigert»'  sich  aber,  diesem 
Kompromifs  beizutreten,  und  führte  seine  individuelle  Appellation  an  d« 
Papst  erat  Bcbriftlich  und  dann  persönlich  dmeh.  Stabbs'  Einleitung  zu 
dni  Epistolae  Cnntnariense«  ((Uirouielcs  and  mrmorinla  of  the  reign  of 
liiciiard  1.,  Bd.  11)  jp.  XXXIX.  —  Dagegi  n  wurde  11Ö3  in  St.  Alban» 
ein  Abt,  der  mit  aüeii  ;:egen  eine  Stimme  ^^owShlt  worden  war,  aoelk 
f^owciht:  wie  Matheus  Parisicnsis  sagt:  cum  non  potuit  nnitu  oblocotio 
uoivei-Bitatis  fixum  propoBitum  impetire.  Gesta  abbatam  I  1^5. 
»  Cr.  Maj.  y  a.S2  «q. 

^  Giorke,  Deateclies  GeDonenaehaftireeht  I  572—76. 

^  M.  Charta  §  12. 
u.  Ö.  64. 
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in  ihren  ersten  Aiißlnf^cn  für  alle  Klassen  der  ncvölkenmg  ein- 
getreten siTifl,  Auts  deutlichste  wird  der  repr;i^<€ntative  ( ^harakter 
des  Parlaments  ferner  aus  den  »Steuerbe\villi<2:unfi;en  ersichtlich. 

Die  Mauna  Charta  hatte  bestimmt,  dals  bei  den  Bewilligungen 
alle  Kionvasallen  zuui  P  arlament  geladen  werden  sollten.  Da 
aber  das  regelmärsigc  Erscheinen  tdler,  besonders  der  kleinem 
Barone,  von  TomhereiD  als  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  erkannt 
wurde,  so  setste  man  fest^  dafs  die  Anwesenden  ohne  Rlicksicbt 
auf  ihre  Zahl  bescfaluisfähi«]^  »ein  sollten,  wofern  nnr  die  Ladung 
an  alle  ergangen  wäre^.  Die  Magnaten  vertraten  also  nicht 
etwa  die  kleinem  Barone,  sondern  das  Parlament  galt  als  Ver- 
sammlung sämtlicher  Kronvasallen ,  ds  vollzählige  Vereinigung 
der  SUtnae.  Und  diese  Anschauung  erhielt  sich ,  obwohl  jene 
Vorschriit  der  Magna  ( 'iiarfci  über  die  Ladung  nicht  bei'olgt 
wurde;  wir  begegnen  ihr  durchgehends  bei  Matneus  Parisiensis, 
und  im  Jahre  1255  erklärten  die  auf  dem  Parlament  versammelten 
Barone  ansdrttcklich,  keinen  Beschlnis  fassen  zu  können,  da  sie 
ohne  ihre  pares  geladen  wären 

Jene  Bestimmung  der  Maena  Charta  war,  wie  bereits  an- 
gefahrt, eine  Reaktion  gegen  &  Q«setsesform  der  Steuern  unter 
K  mig  Johann.  Die  Barone  perhorreszierten  die  Grund-  und 
Mobiliensteuem,  die  in  der  Magna  Charta  bezeichnend (t weise 
ignoriert  sind  ;  hier  wird  nur  von  den  h  Imsiiiäfsigen  Scutagien 
und  Auxilien  gesprochen.  Aufserdem  mochte  der  König  die 
Städte  um  dona  angehen ,  doch  sollten  diese  zum  Teil  der  Be- 
willigung der  Bürgerschaften  bedürfen.  Lu  den  articuli  baronum 
wird  dies  Privileg  aufser  für  London  noch  ftir  die  andern  Städte 
in  Ansprach  genommen,  die  darüber  Freibriefe  heiAfeen,  d.  h. 
denen  als  freien  Gemeinden  die  Frdheit  von  allen  pflichtmftlsigen 
Abgaben  zugestanden  worden  war  ^ ;  in  der  Magna  Charta  selbst 
wird  nur  London  genannt^.  Nach  der  Magna  Charta  vertrat 
das  Parlament  bei  Steuerbewilligungen  das  ganze  T^and  also  noch 
rieht.  Aber  diese  reaktionären  Ikstrebungen  der  Barone  ver- 
ni  )clit**n  sich  nicht  zu  behaupten;  schon  wahrend  der  Minder- 
jährig Iceit  Heinrichs  IIL  sah  sich  die  Adelsregierung  selbst  ver- 
anlalsi.  auf  das  System  der  allgemeinen  Landessteuem  zurück- 
zukommen. 

Bei  der  Bewilligung  ^er  Vermögens-  oder  Hufenstener 
waren  die  Kronvasalien  zunächst  die  natttriichen  Vertreter  ihrer 
Vasallen  und  Hintersassen.  So  bewilligten  im  Jahre  1224  die 
Prälaten  ein  earucagium  ftir  ihre  Vasallen,  Aftervasallen,  Frei- 
sassen und  ViUanen  %  und  1237  Adel  und  Klerus  einen  Dreiisigsten 


»  M.  Charta  4;  14. 
«  Cr.  Mai.  II  520  aq. 

*  Articun  baronam  §  32.  Simili  modo  fiat  de  tnillagiis  et  auziliis 
de  civitatr  r.ondoniarum,  et  de  alÜB  civitatibns  qtite  inde  habent  libertates. 

*  M.  Cliarta  §  12. 
liyaier  I  175. 
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fÖr  sich  und  ihre  Villanen  Auch  noch  geraume  Zeit  nach  der 
ßegrüiidung  des  Unterhauatb  wurden,  wenigstens  in  einzelnen 
Fällen,  die  AftervasalleD  der  Krone  nicht  durch  (Ue  Gemeinen, 
sondern  durch  ihre  Lords  yertreten  und  tragen  daher  nicht  za 
den  Tagesgeldem  der  erwählten  Ora&chaftaritter  bei';  die  me- 
diäten  Villanen  wurden  noch  unter  Richard  II.  von  ihren  Lords 
▼ertreten  °.  Dagegen  war  es  kerne  herrschaftliche ,  sondeni 
eine  ständische  Vertretung,  wenn  das  Parlament  die  nicht 
Iflmskriegspflichtigfn  freien  Männer  in  Stjidt  und  I^and ,  die  un- 
mittelbare tenentes  des  Königs  wami,  und  deren  eigne  tintntes 
vertrat.  In  dem  typisclien  writ  zur  Erhebung?  des  Fünfzehnten 
von  1225  heifst  es:  er  sei  Vjewilligt  worden  von  den  Erzbischöfen, 
Bischölenj  Abten,  Prioren,  Grafen,  Baronen ,  Kittern,  Freisassen 
und  allen  Männern  des  Königreichs  \  In  dieser  rechtlieheo 
Fiktion,  dafs  alle  Steuerzahler  die  Auflage  im  Parlament  be- 
willigt hätten,  i^t  aufe  klarste  der  Gedanke  ausgedruckt,  dafs  das 
Parlament  die  Vertretung  des  ganzen  Landes  sei'.  Denn  da 
die  Ritter  und  Freisassen  nicht  zu  der  Keichsversammlung  ge- 
laden wHfon  .  liMtien  sie  an  der  Pewillitrung  keinerlei  Anteil. 
Kine  etwaige  nachtrU^liehe  Hewilligunjj:  im  county  court,  die  die 
(uv,  Parlaments  ergänzt  hatte,  darf  man  schleehterdings  nieht 
annehmen'^,  da  mit  dem  vsrit,  \vi>riri  die  Ritter  und  Freisassen 
neben  den  üarunen  a\a  8tcuerbewilligei  aui^eführt  sind,  bereits 
die  Steuereinnehmer  vor  der  Gra^schaf^tsversammlung  erschienen, 
und  dann  war  selbst  von  einer  formellen  Beratimg  ttber  die 
Steuer  keine  Rede  mehr,  sondern  nur  noch  von  ihrer  Umlage'. 

Gelegentlich  erstreckte  sich  schon  untc  i  Heinrich  IlL  die 
Vertretung  des  Parlaments  auch  auf  die  königlichan  Domänen- 
bauem.  In  dem  writ  yait  Erheljung:  de«  \*ierzigsten  von  1232 
heifst  e.s,  er  sei  bewilligt  worden  von  den  Erzbischöfen  u.  s.  w,, 
den  Grafen,  Haronen .  lÜttem,  freien  Mannern  und  den  Vil- 
lanen den  Königreicliö  Unter  diesen  sind  nun  offenbar  die 
Kronbauern  zu  verstehen  und  nieht  etwa  die  der  \  jwaüen  des 
Königs      denn  diese  wurden,  wie  gesagt,  noch  unter  Richard  IL 


^  Select  Charten  366:  pro  m  et  sius  villanis. 

-  Das  war  schon  ein  Streitpunkt  im  14.  Jahrhundert.    Gnoigt,  E. 
VG.         StubbB  II  240  —  248.    Kiefe,  Geschichte  des  Wahlrechts  zum 
englischen  Parlament  im  Mittelalter.    S.  97  ff. 
Riefa  a.  a.  O.  8.  100. 

•  Select  chartere  354.   S.  ebenda  im.  :\\Wk 

^  Vgl.  Bracton  fol.  1.,  der  die  Gültigkeit  eines  Gesetzes  von  dem 
Wfllen  des  Königs,  dem  Beirat  und  der  Ziutünmunff  der  Mafi^naten  imd 
einer  fingierten  commonia  reipnblicae  aponaio  abhSngiK  sein  lä&t. 

•  Stnbbs  II  254. 

Über  die  entgegengesetzte  Ansicht  von  Stubbs  0.  n. 
^  Selbstverständlich  handelt  ee  sich  hier  nur  um  allgemeine 

Lan  d f  ~ :  t  f  uern  ,  dh*  dan  Parlament  bewilligtr  ;  anders  war  os  mit  den 
dona  comitatuiK,  die  natürlich  vom  county  court  bewilligt  wurden« 

•  Select  charters  860. 

ätubbe,  select  chartere  860,  hält  dies  für  mSglieb. 
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auf  dem  Parlament  von  ihren  Lords  und  nicht  von  den  Gemeinen 
vertreten;  auch  hätten  .sie  Dicht  wohl  in  dieser  kocMvUnierendeii 
Verbindung  mit  ihren  Herren  genannt  werden  Icönnen.  Dagegen 
erhielten  die  Kronbanern  ebentails  ihr  Land  unmittelbar  vom 
Könige  wie  achv  liarone,  und  kämm  im  Kalmun  der  reelit- 
Üchen  The  -rie  als  eine  besondre  Klasse  v^on  Stcncrbewiiiigera 
neben  den  Ritteni  und  Freisassen  in  Beiraeht.  i)als  nun  die 
Kronbauern  ebensowenig  die  Steuer  auf  dem  Parlament  für  sich 
bewilligt  haben  köDDea,  wie  in  dem  Torhin  angeführten  Falle 
die  Ritter  und  Pretsasaen.  steht  auber  France'.  Und  ebensowenig 
ist  von  ihnen  wie  von  den  Rittern  und  Freisassen  eine  wenn 
auch  nur  formelle  pjnwilligunL:  in  der  Qraftchaftsversammlung 
eingeholt  worden.  Vielmehr  ist  ihre  Au£EUhrung  unter  den  Steuer- 
bewilligern  eine  blo'ae  Fiktion;  es  wird  nicht  mehr  der  König 
als  der  natürliche  Vertreter  seiner  \  illanen  angesehen,  wie  die 
Kronvasallen  als  die  Vertreter  der  il^iri^en,  sondern  das  Parlfi- 
ment*.  Indessen  ist  diese  Weiterbildung  der  Keprrtsentationstheone 
erst  im  folgenden  .Jalu hun  u  rt  zum  Abschlufs  gekommen^. 

Daraus  dafs  die  Stande  das  ganze  Land  vertraten,  folgt, 
daft  eine  Steuerbewilligung  des  Pmaments  öffentlichrechtlichen 
Charakter  hatte  und  fir  alle  Steuerzahler  bindend  war.  XKe 
Bewilligung  war  nieht  mehr  eine  kollektive,  sondern  eine  korpora^ 
tive ;  formell  freilich  war  sie  kein  Gesetz,  sondern  wie  zu  Hein- 
richs II.  Zeit  ein  Vertrag'*.  Dafs  das  Parlament  sich  des 
Princips.  dafs  seine  Bewilligung  für  alle  Unterthanen  verbindlich 
wäre,  vollauf  bewufst  vvar.  lehren  zwei  Beisj)iele  Als  1-25  ein 
FuntVx-iinter  bewilligt  worden  war,  exkommunizierte  Stephan 
Langton  im  Verein  mit  den  Bischöfen  alle,  die  sich  der  Be- 
steuerung entziehen  oder  widersetzen  würden^,  ünd  im  Jahre 
1290  bewilligte  das  Baronenparlament  ein  iScutagium  „fUr  sich 
and  die  Oemduschaflt  des  ganzen  Landes'* ;  es  nwafelte  zwar  an 
seiner  Kompetenz  dazu,  aber  wenn  die  Venammlung  kompetent 
wftre,  so  floUte  die  Bewilligung  für  sämtliche  EronTasallen  bindend 
sein^.  Eine  allgemeine  Landessteuer  schiofs  individuelle 
Bewilligungen  und  Verwdgerungen  ganz  aus^. 

'  Stubbs  II  2ö4. 

*  Vgl.  die  ffsns  fthnliche  Entwicklung  des  reprSseatstiveD  Cha- 
rakters der  deatsenen  LandstUnde  hei  Gierke,  Deatsebes  OenoasenschsAs- 
recht  T  576  ff 

Gneiöt,  E.  VG.  im.    Lords'  lieport.  2s;l 

*  Gneist,  E.  V6.  867:  „Die  SteuerbetK^hlüsse  sind  niemalB  in  die 
uonnale  Gestalt  der  Gesctzeebesichlüsfle  pebraclit;  sie  erhiolter»  keinen 
jresetzesförmlichen  Konsens  dps  Köuig.^.  an  den  sie  vielmehr  in  tormnller 
Urkunde  adressiert  werden,  welclie  mau  später  in  das  Protokoll  des  Parla- 
mente eintrug." 

^  VV.  Oov.  II  2:.7. 

«  Selcct  charters  477:  pro  ae  et  couiiniuiitate  totiu»  regni  quantum 
in  ipsb  est 

'  Ein  anomaler  Fall  ist  die  individuell''  SreuerablehniinL:  de?  Arehi- 
diakonats  von  Kichmond  im  lahre  1260.   Es  handelte  sich  hier  um  eine 
F<nr«ohuDg«n  XIV  a.  —  PI  üb  u.  2 
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Dir  vorj[z:ctrnp^e  Auffassunj^  dieser  ^^orhriltnisse  Ixtfinflet 
sich  in  (iegensatz  zu  der  von  Stubbs;  um  den  Zusanniienhaiig 
der  Kriirterung  zu  waliren ,  ist  diese  bisher  aufser  Betracht  ge- 
hissen  worden  und  soll  nun ,  da  ihre  Widerlegung  in  dem  Vor- 
stehenden enthalten  ist,  kurz  dargelegt  werden. 

Stubbs  zweifelt,  ob  nicht  die  ältern  normanniachen  Könige 
yim  IhreD  Vasalleii  direkte  Steuern  unbewiliigt  kraft  ihre»  sou- 
▼eränen  Willens  ausgeschrieben  hätten.  Es  möge  eine  Form 
bestanden  haben,  wie  der  KOnig  den  Steuersahlem  seine  For- 
derung übermittelte  und  begründete;  aber  von  einer  wirklichen 
Bewilligung  in  der  „Nationalversammlung"  (national  Council) 
lasse  sich  vor  dem  Ende  von  Richards  I.  Rogierting  keine  Spur 
nachweisen  (I,  ()i8).  Durch  die  Opposition  Thomas  Beckets  \m<\ 
die  Hugos  von  Lincoln  (die  Stubijs  als  Steuerverweigern ngen 
auffaist .  was  seitdem  von  Round  widerlegt  ist)  werde  all  ril  ngs 
bewieöen,  dalis  Beratungen  über  direkte  Steuern  stait^'i  tunden 
haben;  aber  aus  der  Reibe  individueller  Steuerverweigt rangen 
gehe  hervor,  dals  die  Barone  die  Steuern  noch  als  ädwiUigB 
Gaben  ansahen,  und  dafs  die  Bewilligung  nur  als  verbindiäi 
für  das  bewilligende  Individuum  galt.  Diese  Rechtsanschauung 
sei  verstärkt  worden  durch  die  Reform  der  Steuererhebung,  indem 
seit  der  Einfiihrung  der  Vermögenssteuern  die  Steuer  durch  Ge- 
meindeaussehüsse  um«:elegt  wurde  'T,  »nO).  Aus  der  Idee  der 
individu'llcn  BewilUgniiir  und  Verwriii^orim^^  habe  sich  der 
Grundsatz  organisch  entwickelt,  dalis  die  Masse  der  Sten(Tzalüer 
bei  der  Besteuerung  vertreten  sein  miifste  ß.  620).  1  >urch  die 
i^lagna  Charta  sei  dies  Problem  noch  nicht  gelöst  worden,  da  bei 
der  Ignorierung  der  Hufen-  und  Vermögenssteuern  die  grolsB 
Menge  der  Steuerzahler  noch  keine  Vertretung  erhielt;  auä  sei 
hier  noeh  nicht  der  Grundsata  festgelegt  worden  ^  dafs  eine  Be- 
willigung des  Parlaments  fUr  alle  Steuerzahler  bindend  wäre« 
ohne  eine  fernere  Zustimmung  des  besteuerten  Individuums.  Der 
Umstand  aber,  dafs  diese  Idee  von  der  Notwendigkeit  einer 
solclien  Zustimmung  dennoch  vorherrschte,  hr  ichtc  die  Bewilligung 
in  eine  sehr  enge  Verbindung  mit  der  Umlage  der  Steuer  durch 
Juries  (  I.  621),  Das  Recht  der  bclbständigcn  Steuereinschätzung 
k/lme  dem  Bewilligungsrecht  sehr  nahe  (I,  627.  Stubbs'  Bei- 
spiele handeln  aber  von  Tallagien,  die  pflichtmüfsige  Abgaben 
waren  und  gar  keiner  Bewilligung  bedurften).  In  der  Jury  kSme 
das  Princip  der  Repräsentation  auch  bei  der  Besteuerung  mim 
Ausdruck  (L  628).  Da  die  Steuer  nicht  nach  der  einseitigen 
Anordnung  der  Steuererheber,  sondern  nach  dem  Wahrspnich 


l^osteumin^  des  goistlichoi)  Kiukonimens.  Der  Erzbii^chof  vnn  Yr  ik  w"  Ute 
eiue  8(dche  Steuer  uicbt  mit  der  Kouvokatiou  für  die  ganze  ivirchen- 
provinz  dokretieren,  sondern  legte  Jedem  Aichidiakonat  die  Frage  vor, 
ob  OH  doin  Kfinijj  .  inr'  Hewilligttllg  machen  wollte.  Währrijil  die  iibrigeii 
zu8tiimntf»n  win  de  die  Steuer  von  dem  Klerus  von  Kicbmuiid  verwei^iert. 
Wilkius,  couciiia  II  41  sq.    Stubb«  II  20ö. 
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der  GemeiDdeausschüMe  nmgelogt  wurde,  so  sei  der  ausdrück- 
liclie  KoDseDs  jedes  einzelnen  -Steuerzahlers,  wenn  nicht  zu  der 
Steuer  selbst,  so  doch  zu  der  Höhe  der  Steuersätze  ausgesprochen 
(1,  629). 

Das  Baronenparlament  des  13.  Jahrhunderts  erkennt  Stubbs 
nicht  als  eine  Versammlung  der  Stünde  an ,  obwohl  er  den  Be- 
gnS  einer  SUindeversammlung  dahin  definiert,  dafs  sie  eine  or- 
ganische Zusammenfassung  der  Klassen  der  Bevölkerung  sei,  die 
als  Träger  politischer  Macht  anerkannt  wären.  Ein  GoncUiam 
von  Prälaten  und  Baronen  sei  keine  Ständeversammlung,  da  die 
Oommons  nicht  darin  verti*eten  wären,  die  doch  nach  allen  Yer* 
fhssungstheorien  mindestens  das  Recht  der  Steuerbewilligung  be- 
siüsen.  ^?^o  lanp'  nur  die  Priilaten  nnd  Barone,  di"  Kron- 
vasallen, zu.samnienlc'iiuen,  um  eine  St^Mior  zu  bfv.illi^on,  während 
die  Stidte  und  Gralschaften  durch  besondtTe  Kommissionen 
befragt  wurden"  —  Stnbbs  bezieht  sich  hier  nur  auf  die  \'or- 
^änge  bei  der  Liuiage  der  .Steuer  —  ,  „so  lange  gab  es  keine 
Versammln]^  der  Stände«"  (II,  171  f.). 

Unter  Heinrich  III.  s^  es  noch  fraglich  gewesen,  ob  eine 
Steuerbewilligang  des  Parlaments  verbindlich  für  ein  dissentieren- 
des Mitglied  wäre;  die  Steuerverweigerung  Hanulphs  von  Chester 
wiire  ein  Akt  individueller  Opposition.  (Thatsächlich  sprach  der 
Graf  aber  ftir  alle  Barone.  Cr.  Maj.  ITT.  212  a.  1232.)  Ebenso- 
"vri  nig  sei  die  Verbindlichkeit  der  Commons  klar  bestimmt 
we&en,  auf  eine  Bewilligung  des  Baronenparia nient?»  hin  eine 
Steuer  zu  zahlen.  (  Indes  darf  der  Zweifel  des  Baionenpariaments 
von  1290,  ob  es  kompetent  wäre,  ein  Scutagium  für  alle  Kron- 
vasallen zu  bewilligen,  nicht  als  typisch  angesprochen  werden, 
da  berdts  einige  Präoedemsflllle  vorlagen,  wo  die  Graftehaftsritter 
bei  Steuerbewuligungen  im  Parlament  vertreten  gewesen  waren.) 
Die  Ausdrucksweise  der  writs,  dafs  Steuern  aufscr  von  Prälaten 
lind  Baronen  auch  von  den  Ivittern  und  FreasBssen,  in  einem 
Falle  auch  von  den  Villanen  bewilligt  worden  seien,  sei  entweder 
eine  recli fliehe  Fiktion  (die  Stubbs  aber  nicht  erklärt  oder  lasse 
darauf  sehliefsen,  dafs  die  Freisassf^n  und  ^"iHanen  in  den  eounty 
courts  besonders  um  ihre  Kinwilhgung  anuT'gang(^n  worden 
waren.  Zwischen  korporativ!  r  und  individueller,  allgemeiner 
und  lokaler  Bewilligung  sei  noch  keine  bestimmte  Grenze  ge- 
zogen gewesen,  und  erst  durch  die  Gründung  des  Unterhauses 
sei  die  Steuerbewilligung  des  Parlaments  ein  öffentlichrechdicher 
Akt  geworden  (II,  253—55). 


2.  Bas  Wahlkdnigtnm. 

Eine  eigentüralithe  Bedeutun*:  erhielt  die  nniversitiis  regni 
dadurch,  dafs  das  anglonormanjn  iie  Königtum  1)1^  ins  13.  Jahr- 
hundert kein  reines  Erbköuigtum  war.   Denn  obwohl  die  Krone 
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bei  dem  GcBchlechte  des  Eroberers  blieb  ^,  niufste  sich  der  prä- 
sumtive Thro7ifo]'4or  stets  einer  Wahl  unterziehen,  f^ln'  er  gekrönt 
wurde.  VVilhchn  I.  hatte  sieh  in  diesf»  althf  r_:  i  l>r  iclite  P^nrm 
getuß;t,  und  erst  H^^inrich  III.  gelang  ch.  trotz  meiirerer  früherer 
VerHuche ,  die  Ivruiir  wirklieh  erbheii  zu  machen.  I  iü  nun  die 
Thron tblfre  im  12.  Jahrhundert  in  der  Mehrzahl  der  Falle  nicht 
unbestritten  war,  so  hatte  diese  Förmlichkeit  die  eehr  reale  Folge, 
dafs  der  Throofolger,  um  nicht  zu  sagen  der  EronprKteDden^ 
ein  Kompromifs  mit  den  Wählern  eingehen  mufste,  nm  seine 
Krbansprttche  auf  die  Krone  verwirklichen  zu  können.  Schon 
in  der  angelsächsischen  Zeit  hatte  sich  der  König  im  Krönung»- 
eide  zu  gewissen  Pflichten  gegen  seine  Unterthanen  bekennen 
nnisscn;  <!iesem  Eide  ward  jetzt  Miie  förmliche  Walslkapitulation  ^ 
zur  Seite  |i:<  setzt:  der  König  mulste  nach  der  Kninun;]:  in  einem 
Freibrielie  gewisse  Hechte  der  Fnterthaiun  anerkennen.  Hein- 
rich 1.,  Stephan  und  Heinrich  11.  haben  «olv  lie  Charten  erlaHsen. 
Diese  (jiewohnheit  kam  in  der  Zeit  der  wirklichen  Köuigswahku 
auf,  wo  mehrere  Frätendenten  einander  gegenüberstanden ;  später 
geriet  sie  in  Vemssenheit.  Aber  noch  König  Johann  hat  sich, 
um  sich  die  Wahl  zu  sichern,  zu  dnem  Vertrage  mit  den  eng- 
lischen Baronen  ▼erstehen  müssen,  in  dem  er  Ihre  Rechte  an* 
erkannte  ^. 

Die  Wähler  erseheinen  so  bei  der  Königswahl  gldchsam 
als  die  Träger  der  Souveränitüt.  Das  Königtum  war  gewisser- 
mafsen  Mnf  einen  Virtraj?  gerrründet,  und  dieser  Charakter  ist 
von  den  Baronen  weni<]^st('ii8  in  kritischen  Zeiten  nachdrrit  kÜch 
betont  worden.  Aus  <leni  Kompromirs,  den  der  Thronfol^  r  mit 
den  W^jihlem  schlois.  entsprang  eine  eigentundiche  AuJtas.suug 
der  Würde  des  Königs  und  seines  Verhältnisses  zu  den  Unter- 
thanen. Man  behauptete,  dat's  der  König  seinen  Vasallen 
geradeso  verpflichtet  sei  wie  diese  ihm,  und  folgerte  daraus, 
dafs  wenn  der  König  seinen  Krönungseid  nicht  hielte ,  auch  die 
Vasallen  nicht  mehr  an  ihren  Unterthaneneid  gebunden  wären. 
Es  ist  bekannt,  dafs  iu  Aragonien  dieser  Gedanke  geradezu 
in  die  Form  des  Unterthaneneides  auljgenommen  war:  man 

'  I>ie  i^am  hiiipuhire  Nachricht  der  Aniialen  vo«  Dunatable  p.  '33^ 
zum  Jahre  1210  (soll  heilen  1211;  vgl.  M.  G.  SS.  XXVII  504  Z.  26  £ 
Pauli.  Geschiclifo  von  England  III  dafs  ein  (Tcrücht  von  der  Wahl 

des  altem  Simon  von  Mouttort  zum  englischen  König«  umging,  ist  wohl 
folgendermarscn  zu  erklären.  Der  Papat  hat  IJlL'  mit  der  Absetzung 
Kiinig  Johanns  und  seines  Geschlechts  gedroht,  sie  schliefplich  verhängt 
nnd  Kniii^^  I'hih'pj)  von  Fiaiikrricli  zu  seinem  Na('hfn!j:'«>v  dcsiirtiiert.  Cr. 
Maj.  iL  d-jii.  iMher  die  Kandidatur  eines  dem  köui^iiclten  ilause  nieht 
verwandten  Manne«.  Dafs  gerade  Simon  von  Montrort  genannt  wurde, 
•  iküirt  sich  wohl  durch  Ideenassociation,  da  der  Papst  den  Kampf  gegen 
König  .Johann  als  Kreuzztjjr  anjrej'phen  wissen  wollte.    Cr.  Miy.  1.  c. 

*  Lappeiib'^rg,  (Je«ehichte  von  England  II  21cL 

•  Iloveden  iV  iö. 
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leistete  den  Eid  nur  bedingungsweise^.  Und  das  ist  auch  in 
Cngland  zu  revolutionären  Zeiten  vorgekommeD,  einmal  noch  in 

dem  Baronenkricji^e^. 

Nun  waren  durch  die  Konsolifiieruni;  der  StSnue  die  Wfthler 
die  uiiiversitas  regni  geworden.  Sie  standen  dem  Könige  bereits 
ald  eiue  selbständige,  mit  liechten  begabte  Korporation  gegenüber; 
um  wie  viel  mehr  mutste  ihr  SeHMtbewuTstsein  bei  der  Uber- 
leguDg  steigen,  dais  der  König  ihnen  allein  die  Krone  yerdankte*. 
Sie  fühlten  sich  dem  Könige  gegentlber  als  eme  gldchgeordnete, 
Ja  wenigstens  in  gewisser  Hinsicht  als  eine  übergeordnete  Macht. 
Von  diesem  Gedanken  war  es  nicht  weit  zu  der  Folgerung,  dafs 
sie  über  den  König  gebotenen  Falles  zu  Gericht  sitzen,  dais  sie 
gegen  ihn  rebellieren,  ja  ihn  absetzen  dürften. 

Der  innere  Widerspruch  dieser  Voröteliungen  mit  der  Natur 
des  anglonürmanniselien  Staates  liegt  niü'  der  Hand.  Danach 
gäbe  e*»  in  dem  iStaate  zwei  Mäciite,  di(i  hcansprucliten,  einander 
gegenseitig  übergeordnet  zu  sein.  Es  i»t  einer  der  stets  uiiis- 
glückten  Versuche,  em  Recht  zur  Revolution  joristisoh  mt  be- 

S Unden  und  mit  dem  Wesen  des  Staates  in  Emklang  zu  bringen, 
er  letzte  Grand  dieser  Theorien  liegt  aber  in  dem  Wahlkönig- 
tiim;  denn  durch  die  Wahl  verliert  das  Königtum  einen  Teil 
seines  Wesens:  ein  König,  der  die  Krone  nicht  aus  eignem  Rechte 
trfigt,  ist  nur  ein  halber  König. 


3.  Das  Widerstau dsrecht. 

Es  ist  eine  der  charakteristischsten  Erscheinungen  der  ger- 
manischen und  germanisch  -  romanischen  Staatsverfassungen  des 
Mittelalters,  dals  einzelne  Personen  oder  Gruppen  von  Personen 
€m  offen  anerkanntes  Kriegsrecht  gegen  Angehörige  desselben 

»  Perez,  relatioues  (1624).  S.  92.  (ileichfallB  haben  die  deiit-^chen 
Fürsten  iai  Jahre  1053  dem  neben  aeüiem  Vater  cewjihlteD  Heinrieb  IV, 
nur  einen  hedinfftra  Treueid  geleistet  Steindorff,  JMtrbUcher  des  deutschen 
Keiches  unter  fipinrich  III.  II  22S 

^  Zum  Jahr  1136  erzählt  Wilhelm  von  Malmesburv,  bistoria  noirella 
II,  541,  vom  «trafen  von  Glouceater:  homajirium  regi  (Stepbano)  focit  aub 
eonditione  ^aadam,  «nlkett  quamdiu  iiie  diguitatem  saam  intop;ro  cu8to> 
dirct  et  sibi  ^acta  servaret ;  gpcctHto  enim  jamdudum  regia  ingenio,  inata- 
bilitatem  fidei  ga«  praevidebat. 

§  464.  Eodem  anno  .  .  .  jm-averant  episcopi  fidelitatem  reg!  quam- 
diu ille  libcrtatem  ecclegiae  et  rigorem  disciplinae  consorvaret. 

Ein  analoger  Fall  kam  im  Jahre  12U.5  vor,  als  die  Engländer  nach 
der  8chlacbt  von  Lewea  Heinrich  UI.  aufs  neue  huldigten.  Der  ruva- 
]if»tiBehe  Lcmdoner  AnnaliBt  erzählt  in  einer  Randnote  fols^endes  (I^iber 
de  antt.  leg^.  78):  Tunc  qui  ibi  fuerunt  presentes  potuerunt  vidcie  mirum 
et  ii  eeculo  mauditum,  quod  ille  miserrimus  Muior  in  in-o  juramonto  suo 
autsua  est  verba  tarn  temeraria  proferre,  dicens  Domino  liegi  coram  populo: 
DoiKUfte,  qimndiu  vos  voluevitis  esse  nobifl  bonas  Rex  et  Deminiis,  nos 
eiimitS  vobis  lidfles  «>t  dnv.tti. 

*  Ö.  u.  S.  4i)  die  Ansichten  von  Matheus  rarimeusiä  hierüber. 
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SUiitea  besessen  liaben.  Es  gab  zwei  Arten  eines  solchen  Kriegs- 
rechts, (las  Fehderecht  und  das  st.iiulische  Widerstandsreciht. 
Das  Felidereclit  beruhte  auf  einer  derartigen  Selbständigkeit  der 
GHeder  eines  Staats,  dal's  ihr  Zusammenhang  mehr  ein  völker- 
rechtliches als  ein  staatt^rechtUches  Geprflp:©  hat:  die  einzelnen 
Sippen  im  germanischeu  xUtertum,  die  emzcluen  Dynasten  in 
dem  deotBchen  und  firanz^fliachen  Lehnndche  erscheinen  eher  als 
GKeder  eines  Staatensystems  wie  einer  Staatsemheit.  Das  Wider- 
standsrecht ist  dagegen  ein  Kriegsrecht,  das  die  Stände  gegen 
ihren  Landesherrn  besessen  haben ;  es  hat  also  die  KonsolidieruDg 
der  Stände  und  den  Zusammenschlufs  der  Summe  von  Unter- 
thanen  zu  einer  Landesi^emeinde  zur  Voraussetznng.  Das  Fehde- 
wesen beruht  auf  der  partikularistischen  Zer.spHtterun;;'  eines 
Staatswesens,  das  \\  iderstandsrecht  aut  der  korporativen  Einigung 
der  SUinde^ 

Für  das  Fehde wcöeu  konnte  in  dem  8tiiat  Wilhelms  des 
Eroberers  kein  Kaum  sein;  wir  besitzen  dafUr  das  ausdrückliche 
Zeugnis  von  Ordericus  Vitalis'.  Unter  König  Stephan  hielt 
freilich  der  ungebundenste  Feudalismus  mit  all  seinen  Rechten 

und  Sitten  seinen  £inzug  in  England^,  Heinrich  II.  stellte  aber 
bald  das  alte  System  wieder  her.  Von  Stephans  Regierungsseil 
abgesehen,  hat  m  England  von  der  Eroberung  bis  su  aem  Iwsen- 

kriege  kein  Fchdereclit  existiirt 

Das  \\  iderstandsrecht  ist  eine  Erscheinunjjc.  die  der  eng- 
lischen (Jescliichtc  de?»  13.  Jahrhunderts  eigentiimlicli  ist.  Freilicii 
war  der  normannische  Adel  in  dem  ersten  Jahrhundert  nach  der 
Eroberung  noch  nulcLug  ^tuug  gewesen ,  um  seinem  Unwillen 
Ober  das  strenge  Regiment  in  Empörungen  Luft  zu  machen« 
Deriet  Aufstände  sind  unter  allen  Re&ierungen  der  ersten  nor- 
mannischen Könige  vorgekommen^  der  letzte  war  der  von  1174^: 
Heinrich  II.  wurde  aber  auch  darüber  üerr.  Mit  dem  Wider- 
standsrechte haben  diese  Aufstände  aber  nichts  gemdn  als  die 
Riclitunir  gegen  den  Köni;Lr.  Die  Rebellen  kfimpften  im  r4ninde 
dn<'!i  nur  jerh/r  ;)iif  seine  eigne  Rechnung,  sie  haben  nic  ht  einmal 
die  Interessen  ihres  Stimdcs  verfochten.  8ie  wollten  sich  vom 
Königtum  unabhängiger  machen ,  aber  ein  jeder  erstrehte  diese 
Unabhängigkeit  doch  nur  tür  sich  allein ,  um  duvou  ge^iiehnen 
Falls  auch  gegen  den  Standesgenossen  Gebrauch  machen  zu 
können,  an  dessen  Seite  er  jetzt  focht.   Symptomatisch  hierfür 


'  Über  das  W  ider.stanü^rccht  der  deutschen  Laudstände  s.  Gierk^ 

D.  (ieuossenschaftsrecht  I  'i64  f. 

-  OilI.  \  it.  IX  2  hei  Stubbs  I  a:^3'. 

»  Vgl.  fioimd,  Geoffrej  de  Mandeville.    London  1892.    U.  a. 

S.  282.  205. 

*  Dmselben  Charakters,  wenn  auch  von  ungleich  geringerer  Crefabr 
für  den  Staat,  waren  die  Aufotände  des  Grafen  von  Aumäle  und  von 
Fawkes  de  Mreaut6  1221  und  1224;  SB  war  das  Jetste  AnfiSackem  dm 

alten  Feudalismus. 
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ist  iiire  Krifgtuiirun«]^,  die  jeden  gemeinsamen  Planes  entbehrte; 
wie  dem  ganzen  Lliiternelmien  ein  bestinuiites ,  gemeinsames  Ziel 
felilte.  so  blieb  im  grolsen  und  ganzen  auch  die  Austiihrung 
jedem  einzelnen  uberlassen  ^ 

Aber  aach  zn  den  Febden  darf  man  diese  AufstSnde  nicht 
reebnen,  denn  die  RebeDen  hatten  kein  Recht  zur  Empörung, 
und  unter  einer  Fehde  versteht  man  doch  gerade  den  rechtlich 
anerkannten  Krieg,  das  justnm  beUum,  zwischen  Angeln  ri-m 
deiaelben  StaatB.  Zwar  hahea  anderwärts  auch  Vasallen  im  Fall 
einer  Rechtsverweigerung  ein  Fehderecht  gegen  ihren  Lehns- 
herrn-, ja  gegen  den  König  besessen,  wenn  dieser  ihr  Lehnsherr 
war^;  allein  dieser  specielle  B^all  setzt  wohl  die  allgemeine 
Geltung  des  Fehderechts  voraus,  das  vorzu^^wei >e  doch  zwischen 
Männern  geübt  wurde,  die  in  keinem  Lehnavcrhaliuis  zueinander 
standen.  Besonders  ist  aber  ein  wirkliches  Fehderecht  gegen 
den  König  nur  dort  denkbar,  wo  ein  reines  Lehnskönigtum 
exiatierte,  wo  die  Bestehungen  zwischen  dem  König  und  seinen 
Unterthanen  ganz  vorwiegend  lehnsreclitlich  waren.  Beides  trifft 
aber  für  den  anglonormannischen  Staat,  wenn  man  von  der  Re- 
gierung Stephans  absieht,  nicht  zu.  Auch  wurden  diese  Auf- 
stilTide  nicht  durch  einen  förmlichen  Frieden  b<''*nfl?L't ,  wie 
zwischen  Gegnern  geschielit.  die  sich  gegenseitig  anerkennen, 
sondern  die  Rebellen  verfielen  der  Strenge  des  Rechts,  wenn  sie 
der  König  nicht  ans  politischen  Rücksichten  begnadigte. 

Allerdings  war  auch  in  England  dem  einzelnen  V^asallen 
zwar  nicht  der  Angriff,  aber  der  bewaffnete  «Widerstand  gegen 
den  König  gestattet,  wenn  dieser  ihn  difBdIert  hatte,  wenn  er 
sieh  also  in  der  Notwehr  gegen  ihn  befand^.  Und  in  diesen 
FaU  haben  sich  sowohl  Richard  Marshall  als  Simon  von  Mont- 
fort  versetzen  lassen,  als  sie  an  der  Spitze  der  Nation  das 
eigentliche  Widerstandsrecht  ausübten  .  das  in  dem  erstem  Falle 
üreiliGh  nicht  mehr  verbrieft  warj  beide  lieisen  sich  vom  Könige 


'  Stubbs  I  510  über  Jen  Aufstand  von  1174. 

3  Sachsenspiegel  Lvlr.  III  7^'  $ 

*  EtablissemcDt»  tle  ^t.  Louis  1.  I.  cap.       ed.  VioUet  II  7ö. 

*  Bichard  Ton  Morins  erzUilt,  im  Jahre  1221  sei  der  Graf  von  Aumäle 
r  ^]:oiDmilDiziert  wnrdf'ii.  quia  castnim  domini  sui  regis  proditin.-^e  co\\\t 
anteqnam  ipeum  diffidas&ct.  Ann.  Dunst.  64.  —  Im  «Jahre  12^^3  kam  es 
während  des  Kampfe»  swischen  Heinrich  III.  und  Richard  Manhall  zn 
Unteriiaadhüigeii;  der  Kilnig  Hefe  dem  Grafen  vorhalteii :  fecit  injuriam 
domino  sao,  qui  antr^(n«m  rex  invaderrt  termm  nut  per«onam  Mrtrt'acalli, 
ipte  inyasit  terram  doiuiui  regis.  Cr.  Maj.  Iii  2ol.  .  .  idam  dicuut  cou- 
sliarii  regis  contra  MareecaUum,  quod  invasit  corpus  domini  re<;i8  apud 
castelhim  de  Gropnuint,  riiit  MjiDim  rex  intni.sset  tonam  sunrn:  «*t  h'i  noc 
ff-rjt  niiuiiam  rcai  fecit.  1.  c  III  2t)0.  Der  Graf  reeiitfcrtij^to  sich  nicht 
damit,  dals  der  Vasall  das  Recht  habe,  sicli  nepen  seinen  Herrn  zu  em- 
pOren,  wenn  dieser  ilun  sein  Recht  verwei^xert  hätte  —  und  das  hatte  der 
Kr'uifj  gothan:  sondern  rr  «afrte.  der  König  hätte  ihn  zuerst  ange«rriHen, 
und  er  sei  vom  Könige  dlfiidicrt  worden,  also  nicht  mehr  sein  Lehns- 
mann gewesen.  L  c. 
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zueröt  diltidieren^  So  grol's  war  die  Scheu  dieser  streng  recht- 
lich denkenden  Männer  vor  dem  Fluch  der  RebeUloD.  Simon 
▼on  MontforC  diftidierte  sogar,  ids  er  1 2G3  den  Baronenkrieg  be- 
gann ,  nur  die  Gegner  der  Oxforder  l-^roviüonen  und  nahm  die 
königliche  Familie  ausdrttckUch  aus^.  Ebenso  liefs  Gilbert  von 
Cflare,  als  er  r2t>(i  wieder  %ii  den  Waffen  griff,  bekannt  machen, 
er  wlirde  nie  gegen  den  Könige  oder  den  Thronfolger  fetliten, 
aiifg»  !'  wenn  er  sich  ge^ien  ilirf  i\  Angriff  verteidigen  mülrtte:  sr-iu 
ge^enw.ir tilgen  Zug  gelte  allem  Hoger  von  Mortimer  und  ^eineo 
übrigen  Feinden**. 

Das  VViderstandsrecht  beruht  aui  dem  (Jt^ensatze  zwibchco 
dem  König  und  den  Ständen.  Es  ist  ein  ständisches  Recht; 
nicht  der  einzeltte  Vasall  besitzt  es,  sondern  deren  Glesamtheit*. 
So  sagt  auch  Hracton,  dem  R<5nige  dttrfe  keiner  (d.  h.  kein 
EinzeliRT)  an  Macht  gleichkommen  oder  gar  ihn  tibertreffen \ 
aber  in  der  berühmten  interpolierten  Stelle  heifst  es :  die  Kurie 
der  Grafen  und  Barone  {d.  h.  ihre  GeHamtheit)  stünde  über  dera 
Könige  ^.  Hieraus  folgt  die  Unrichtigkeit  der  von  »Stubbs  ver- 
tretnen  Ansicht,  dal»  das  Widerstandsrecht  auf  dem  Lehns- 
vertrage  beruhe'  In  dem  Lehnsvertrage  ist  allerdings,  wie 
auL-h  liraeton  aiusdriicklich  hervorhebt,  die  volle  Getrenseitigkeit 
der  \  erpflii  htuiigen  zwischen  deiu  Lehnsherrn  und  Lehnsmann 
ausgemacht^.  Daraus  folgert  Stubba^  dafs  wenn  der  Lehnsherr 
seine  Lehnsherrnpflieht  etwa  durch  eine  Rechtsverweigerung  ver- 
letat  hätte^  der  Vasall  ein  Kriegsrecht  gegen  ihn  besttfse.  Dann 
hätte  aber,  da  der  Lehnsvertrag  zwischen  dem  Köni*^  und  jedem 
einaelnen  Vasallen  bestand,  jeder  einzelne  Vasali  dies  Kriegsrecht 
gegen  den  König  besitzen  müssen:  das  wnre  dann  der  fiüher 
erwähnte  specielle  F;dl  Hes  Fehderechta,  iher  keineswegs  das 
Widerstandsreeht.  Dieses  beruhte  alhM*din^8  auf  einem  \' ertrage, 
aber  nicht  auf  den  Verpflichtungen ,  die  der  König  im  Lehos- 


'  S.  die  vorige  Anm.  und  Flor.  bist.  II  4%). 

-  Lib.  de  nntt  Ipggr  TiH.  So  war  auch  nach  der  Maj^na  Cluirtji  das 
Widerstandsreeht  durcli  die  Klausei  beschriüikt:  salva  persoua  uo»tra  et 
rt'ptine  nr>8trao.  et  liberorum  aostrorutn.  Dagegen  ist  diese  Klaosel  in  dsr 
CotilinnKtic»  «  hnrtnrum  von  1265  weggelaaaea:  Bie  hätte  die  Gefimgeniiahms 
des  Künij{8  imi  Lewe»  verdammt 

*  Rishangcr,  de  bellis  (in  Wal^nghams  Ypodi^^ma  Neoatriae  od. 
Biley)  m 

*  M  Oiarfa  ij  HI  Confirtnatio  Chartanim  von  126d.  belect  Charters 
oui,  4i<»    Gneiöt,  Vertaseungsgeschichte  20 1  f. 

»  Bracton  fol.  107. 

*  Hracton  fol.  'M. 

'•  Stiild)»  II  10  lihcr  d«'Tt  AtifVtand  df»r  Barone  nach  der  Aimidli<»iuiig 
dci  .M.  Charta,  worauf  t^piiit^r  n<  ch  /.unick/.ukominen  ist:  the  theor^f  hIbo 
of  fetidal  relation  compellcd  theoi  <the  barons)  to  maiatain  bis  right  only 
so  loi);;,  as  lio  maintainod  their:<. 

^  Bractou  fol.  78^.  i'st  itaque  tanta  et  talis  connexio  per  homagiaua 
inter  dominum  et  lenoitem  sttum,  quod  tantum  debet  doniDOs  Moesti» 
quantam  tenens  dontinOt  praeter  eolam  levcrentiani. 
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vcrtrqf^e  <!:pfif'n  einen  jrden  Baron  übernommen  hatte,  sondern 
auf  denen,  die  er  durch  die  Ma^a  Charta  -  eltenso  wie  im 
KrönuTi^seide  —  j?ogen  die  Gesamtheit  seiner  Vasallen,  die  uni- 
▼ersitaö  regni,  eingegangen  war. 

Der  Inhalt  des  WiderBtandarechts  ist  folgender.  Hat  der 
König  steh  doen  Recbtsbruch  zu  Schulden  kommen  lassen,  so 
haben  die  Stünde  das  Recht,  den  König  mit  Waffengewalt  sor 
Emendation  au  zwingen  Fttr  diese  Zeit  wird  der  Unter' 
thanenetd  suspendiert,  indem  der  König  diffidiert  wird;  ist  der 
Grund  zur  Unzufriedenheit  jrl  oben,  so  tritt  das  alte  Treu- 
verh.lltnis  wieder  in  Kraft,  hjs  ist  also  eino  Revolution,  die  sich 
in  bestimintcii  ^Irenzen  haiton  sollte  und  die  knneswe^s  ^e/^en 
die  Herrschait  4es  Köni-s  überhaupt  gerichtet  war.  Die  Legi- 
timitiit  des  Könii;»  bleibt  völlig  anerkannt,  seine  UegieruDg  wird 
nur  auf  einige  Zeit  suspendiert.  Es  ist  nach  Gneist  ^ein  lehns- 
Tscbiliohee  Pfilndungsrecht  (dii^tre68\  welches  dem  König  ver- 
iaasungsmärsig  aust^t.  in  umgekehrter  Anwendung  für  die  Ge- 
samtbeit  der  ElronTasallen  gegen  den  KOnig**. 


'  Das  Widerstand ?rpcht  der  Magna  Charta  ist  nur  ein  eubsidiäre« 
fiecbtsmittel,  gerade  wie  das  Fehderecht  nach  dem  Mainzer  Landfriedens- 
gesetxe  Kaiser  Friedrichs  II.  von  12: {'5.  Seine  rechtmSr^^e  Ausübung 
?<'t 't  t  rstens  eine  Rechtsverletzung  durch  den  Köni;r  voraus  und  zweitens 
eine  Quasi  -  Justi/.verwcifijening  —  nur  eine  solche,  denn  eine  Justiz- 
▼CTWeigerung  im  eigentlichen  Sinne  ist  es  deshalb  nicht,  weil  nicht  die 
Abweisung  einer  t'urmellen  Klage  sondern  nur  einer  Petition  vorausgesetzt 
wird.  Erl  ist  freihch  in  der  MHgna  Charta  der  Ansatz  dazu  gemacht 
worden,  gegen  den  König  ein  formelles  gericiitliches  Verfahren  zu  be- 
pfioden,  nnd  sswar  sollte  ehi  solcher  Prosen  nicht  vor  einem  der  ordent- 
nilien  Gerichte  des  Landes,  sondern  vor  einem  ständisehen  Ausnahme- 
p  vitht  dur  Iv-^^f'dirt  werd»Mi  oben  vor  jenem  Stiindeausschufs  der 
2)  Barone,  die  die  Exekutoren  des  VViderstandsrechts  waren.  Diesem 
Komitee  wurde  eine  Gerichtsbarkeit  über  den  Könii?  für  den  ppeci eilen 
Fall  verliehen,  dAfo  er  einem  Vasallen  ohne  Uichtcrspnu  Ii  l  in  Lehen  oder 
ein  anderes  Recht  entzöge  oder  vorenthielte.  M.  Cliarta  §  52.  Da  in 
diesem  Paragraphen  bei  der  Erwähnung  des  AusschuBses  ausdrttcklich  anf 
den  Artikol  über  das  Widerstandsre  lit  liiii«,'i'wu'sen  wird,  fällt  es  sehr 
«iif.  dafn  zwischen  beiden  Artikeln  kein  sachlicher  Zusammenhang  be- 
steht. Denn  nichts  liegt  näher  als  die  Folgerung,  dafa  der  Auaschufs  den 
Widerstand  gegen  dm  K5nig  organisieren  sollte,  sobald  dieser  sieh  seinem 
Riiliterspruch  nicht  gefügt  hätte!  Aber  es  ist,  als  oh  die  Barone  selbst 
vor  dieser  Kousequen?.  zuriie  kge~.  hreckt  wären;  denn  da  Im  iil'  Paru- 
gniphen  schon  in  den  Hiticiili  baioiium  stehen  (J^jj  20.  49).  so  kann  uieht 
allem  der  VVider8^)ruch  des  Königs  die  Aufnahme  einer  soleben  Be- 
stimmung in  den  Freiiirief  verhindert  haben.  Statt  dessen  i^«t  «Ii-'  fcht- 
mutsige  Ausübung  des  Widerstandsrechts  an  die  Bedingung  geknüpft, 
dtf«  der  Ausschufs  den  König  zur  Kemedur  der  vorliegenden  Rechts- 
verletzung aufgefordert  hätte  und  dafs  die  Kemedur  binnen  40  Tagen  nicht 
«^olgt  wäre.  Einen  praktiBchen  Erfolg  konnte  daher  die  (Jeiirlit-h^trkeit 
^  Ausschusses  über  den  König  nicht  haben,  da  dieser  acine  duckten 
Mafsregclo  sar  Vollstreckung  des  Urteils  treffen  durfte. 

Das  Widerstandsrecht  von  1205  ist  dagegen  nicht  blofs  ein  subsidiäres 
^^^chtsmittel;  die  Erhebung  sollte  unmittelbär  auf  den  Kecbtsbruoh  folgen 
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Aber  selbst  von  diro-oin  (  Jcsichtspunkt  aus  Itetraditot  \  süind 
das  Widenstandsrecht  in  vollatein  Wiaerspriiclie  zu  dorn  Charakter 
des  an -^lo normannischen  Königtums.  Ein  IMandungsrecht  kann 
nur  gegen  eine  Person  aus{?Hiiht  werden,  gegen  die  man  über- 
haupt rechtlich  vorgehen  kanu,  aber  gegen  den  König  konnte 
man  unter  normalen  Umständen  auf  dem  Rechtswege  gar  nichts 
errachfiD.  „Brave  non  coirit  contra  i^gem",  sagt  Bracton,  denn 
die  werden  nur  anf  apeciellai  Befehl  des  Königs  aus- 

geetellt.  Wem  vom  KOnige  Unrecht  geschehen  war,  konnte  sidi 
nur  mit  einer  Petition  an  Um  wenden.  Der  König  entscheidet 
darüber  nach  Gutdünken;  wenn  dem  Petenten  sein  Recht  nicht 
wird,  bleibt  ihm  kein  anderer  Ausweg  übris;':  er  wird  auf  die 
Vergeltung  im  Jenseits  vertröstet^.  Ks  war  im  13.  Jahrhundert 
sogar  noch  ein  strittiger  Punkt,  ob  der  König  zur  gericht- 
lichen Gewährleistung  ^warrantia;  eines  verliehneo  Gutes  ver- 
pÜichtct  wäre*. 

Es  ist  em  Zdchen  echt  mittelalterlicher  Denkweise^  daii»  die 
Stände  anen  Aufstand,  wenngldch  sie  ihn  fbr  die  Wahruqg 
ihrer  Freiheiten  als  unumgttnglicb  erkannten,  und  so  sehr  sie 
auch  von  ihrem  guten  Recht  üherzeugt  waren,  ohne  höhere 
Autorität  nicht  auf  ihr  Gewissen  nehmen  wollten.  Politische^ 
selbst  moralische  Gründe  rechtfertigten  kaum  einen  Krieg  zwischen 
7.wri  Statiten*,  geschweige  eine  Erhebung  der  Unterthanen  gegen 
den  eignen  Könitr.  Als  die  Barone  sich  im  Frühjalir  1215  zum 
erstenmale  zuui  Kampfe  gegen  König  Johann  auseiuekten,  mit 
der  Absicht  ihn  so  lange  zu  befehden,  bis  er  die  Mairna  Ohaiu 
annähme,  liehen  sie  die  Autorität  dazu  von  der  Kirche;  die 
Anfrtänd^hen  nannten  sich  das  Heer  Gottes  und  der  heUigen 


'  Gneist,  VG.  2/>2:  „Die  vertragsmülBige  Eioräumung  üer  Pfäodiuigs- 
r«ehte  lag  fiberhaupt  so  sehr  in  doi  ReebtsTorstelliiiigen  des  Mittelalters, 

rlafn  (laciurch  das  wldcrstandskomitee  dnen  Teil  aeines  aaaehciaend  le- 

volutiüiiärc'u  (Miarakters  verliert" 

*  JJracton  fol.  5'*  sq.  Ähnlich  t'ül.  171'',  doch  hier  mit  dem  Znsatze: 
nisi  Bit  qni  dicat  quod  uuiversitas  regni  et  baronagitim  suum  hoc  faceie 
debeat  et  possit  in  ciirlu  ip.sius  regis.  Steht  dieser  Faaeus  in  dem  coliten 
Bractonischen  Textet  —  Vgl.  Pollock  aod  Maitland,  hiatory  of  Jhjiglish 
law  I«  500  f> 

*  Haitland,  Bracton's  Note  bock  (London  IssTi  I  129.  In  S§  ^>2.  57 
der  M.  Charta  von  wird  dnprPC^en  die  VerpHichtung  des  K-'^nicrs 
zur  Gewährleistung  vor  Geriebt  angenommen:  quae  nos  oporteät 
warantiisaFe. 

*  V/^l.  Stul)b>  IT  1?.  Ein  Heispiel  für  diese  Anschauung  findet  sich 
bei  Math.  Pnr.  Er  erzählt,  der  l'npst  hätte  1246  den  König  von  rniiik- 
reich  zum  Kriege  gegen  England  angeHtHcbcIt,  aus  Zuru  über  die  l>e- 
scbwerden  der  enguschen  Gesaodteo  anf  dem  Ljoner  Konzil.  Ludwig 
h?ittc  fii<  !t  :<}ivr  dessen  gewoigert  u.  a..  qnia  non  jus . habet  res  Francorum 
in  regnuui  Angiiae  manitestum.  Cr.  Mai.  IV  ■^)04.  Ähnlich  erzählt  Weo- 
dover,  der  Qnt  von  Flandern  bab«^  König  Philipp  II.  die  Beeresfolge 
gegen  England  im  Jahre  1213  verweigert:  injustum  fuisso  bellum  .  . 
cum  nullu.«i  antece^eorum  suorum  jOB  aliquod  sibi  hactenoB  in  regni  Angiiae 
vendicassct.    Cr.  Maj.  U  .>47. 
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Kirche"  K  Aber  selbst  die  Autoritiit  der  Kirche  konnte  die  Aut- 
Btftndischen  nicht  von  dem  Makel  des  crimen  laesae  majeetatis 
rein  waschen.  Sie  benutzten  daher  ihren  Sieg,  um  eine  recht- 
lielie  Basis  für  die  Revolution  zu  erhalten:  der  Könip^  selbst 
ni:  liste  den  Stenden  das  Widerstmdsreclit  verleihen.  Allein  das 
Widerstnndsreclit  ist  niemals  ein  Verlas«uug6rec}it  «jeworden; 
«lazu  waren  die  ( irundlagen  des  Königturas  viel  zn  sUii  k.  .Schon 
in  der  nilchöten  Kedaktion  der  Magna  Charta  wurde  der  ominöse 
Paragraph  weggelassen.  Doch  ging  die  £<rinnennig  hieran  nicht 
sobald  verloren,  im  Baronenkriege  haben  die  Stände  noch  swei- 
maly  1258'  und  1265^,  Heinrich  III.  das  Widerstandsrecht  ab- 
getrotzt. Sobald  freilich  der  König  wieder  freie  Hand  gewonnen 
hatte,  betrachtete  er  die  Charte  für  null  und  nichtig  und  bestrafte 
die  Bebellen  nach  dem  Landrecht. 


4.  Uie  liieorie  vou  der  Absetzbarkeit  des  Königs. 

Die  Ansicht,  da&  der  König  absetzbar  wKre,  ist  in  dem 
romanisch -germanischen  Kulturkreise  des  Mittelalters  ziemhch 
verbreitet  gewesen;  wenn  sie  auch  nicht  Uberall  und  jederzeit 
die  Meinungen  beherrscht  hat,  so  taucht  sie  doch  zu  verschiednen 
Z fiten  in  mehreren  Ländern  auf.  Aber  regelmäfsiL"  finden  wir 
sie  nur  in  einer  Wahlmonarchie,  mochte  nun  das  Ivöni^^tum  ein 
reines  Wahlkünigtum  sein,  oder  moehte  das  Erbrecht  des  könig- 
lichen G^chlechtä  dan(?ben  eine  besehnlnkte  Geltung  haben.  Es 
ist  hier  selbstverständlich  nur  von  bolchen  Königsabsetzuii^eu  die 
Hede,  die  die  eignen  Unterthanen  vollzogen  haben ^  und  nicht 
von  denen,  die  der  Papst  dekretiert  hat.  Doch  sind  auch  jene 
Absetzungen  immer  nur  mit  der  Billigung  der  Landeskirche 
▼oigenommen  worden;  nicht  nur  der  weltiicbe  Adel,  sondern 
auch  der  hohe  Klerus  erscheint  stets  an  diesen  Akten  beteiligt. 

Der  Zusammenhang  zwischen  der  Wahl  und  der  Ahsetzung 
des  Könif^s  ist  unseliwer  erklärlieh.  \N'enn  das  Königtum  nicht 
auf  eignem  Hechte  beruht,  wird  es  leicht  als  ein  Amt  angesehen. 


1  CroD.  MaL  II  586.   Rad.  von  Coggesball  171.   Walter  von  Co- 
ventry  II  220.  Lib.  de  antt  le-g.  App.  201.  —  Gneist,  VG.  245,  Bclveibt, 

die  Aufständisclien  hätten  nich  durch  die  T)onilif'rro n  von  Durhüm  ilivoa 
Lebnseides  enthinden  lassen.  Das  geht  wohl  zurück  auf  Blai-kstone.  Tlie 
g^eat  charter.  Oxford  IT-V.»  p.  XI il:  and  Avere  absolved  trom  thoir  oath 
of  fealty  by  one  «»f  the  canoDS  of  Durham.  £^  ist  aber  ein  Mifr- 
verstündiiis;  Thomas  Walsingham,  aof  den  Biackstone  skh  beruft,  sagt 
OUT:  Unde  (baroues)  et  per  queudam  canonicam  regulärem  ipsum  (regem) 
diffidarant.    Ypodignia  Nenstriae  133. 

*  1258  ist  das  Wideretandsrecht  freilich  nicht  formell  zugestanden 
worden:  faktisch  ist  es  aber  in  dem  Erlafs  Heinrichs  III.  enthalten,  der 
jeden,  der  sich  gegen  die  Proviaionen  aufleimte,  für  einen  Landesfeind 
erklftrt;  das  konnte  aach  gegen  den  Koni^  selMt  angewendet  weid«i. 
Bymer  I  877  so.  Ys^.  Wykes  115  sq.,  der  sich  sehr  schuf  darüber  äafsert. 
•  Belect  Charters  41tf. 
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das  die  Wfihlor  übertrafen  haben  und  dem^emUfa  wieder  znrück- 
rehmen  diirten.  wenn  <l<.'r  Erkorne  ihre  Forderungen  unl  seine 
Priiehten  niclit  erfüllt.  In  beiden  Fällen  erscheinen  die  W  ahler 
als  die  l'räger  der  iSouveränität ;  denn  btetü  sind  diejenigen,  die 
die  Absetzung  voUxieh^,  dieselben,  die  die  Wahl  Tonanehmen 
hab^.  In  Deutschland  waren  es  die  Kurfteten,  in  Engkod 
die  Reichsversammlung.  Weizsäcker  bezeichnet  einmal  die  Ab- 
setzung als  ein  umgekehrtes  Wahlverfahren,  als  ein  „Abwählen*  ^ 
Der  innere  Zusammenhang  zwischen  den  Königsabsetzungen 
und  dem  \\'ahlk(1nigtum  /eiert  eich  auch  darin  ^  dal's  die  Th^ori« 
von  der  Absetzbarkeit  des  Königs  zu  verschiedenen  Zeiten  'ü 
denselben  Ländern  entwickelt  Morden  i^t.  ohne  dals  die  spätere 
Aufstellung  von  der  trüheK  n  abiiängig  gewesen  wäre.  Es  iit 
hier  nicht  der  Ort,  dies  im  einzelnen  nachzuweisen-;  die  all- 

f emeine  Verbreitung  und  Anerkennung  der  Theorie  erhellt  aber 
araus,  dafs  Thomas  von  Aquino  ausdrücklich  die  Absetzbarkeit 
des  gewählten  Königs  gelehrt  hat'. 

Man  ist  sich  n-oilich  dieses  Zusammenhangs  nicht  immer 
bewufst  gewesen  y  und  in  I  r  offiziellen  Begründung  einer  Ab- 
setzung hat  man  auf  das  Kei  iit  dazu,  weil  der  König  erwählt 
woi'den  sei,  nicht  gepocht;  vielmehr  sind  die  Argumente  m  ({ct- 
artigen  Schriftstücken  nieist  weithergehrilt  und  voller  uuh'Xi- 
scheiuiger  Sophismen.  Aber  die  beiden  Gedanken,  die  bei  bolcheo 
Anlässen  wohl  entwickelt  worden  sind,  dafs  nUndich  die  Köi'per- 
Schaft,  die  die  .Absetzung  vollzieht  lund  die  Wahl  vorgenuuiuien 
hatte),  dem  König  abergf'ordnet  wäre,  und  dal's  das  Königtum 
ein  Amt  sei«  sind  unleugbare  Konsequenzen  des  Wahlkönigtuma 
Einem  systematisch  denkenden  Manne  wie  Thomas  von  Aquino 
ist  dieser  Zusammenhang  denn  auch  nicht  verbotgen  gebtiebeo. 

In  England  sind  angelsächsische  Könige  von  dem  \A  itenage- 
niot  abgesetzt  worden.  Aber  mit  dem  Witenagemot  selbst  ging 
auch  dit  Theorie  von  diesem  seinem  Rechte  unter  Durch  Wil- 
helm 1.  wurde  ein  neues,  starkes  Königtum  begründet;  und  wenn 
dies  auch  ein  Wahlkönigtnni  blieb,  so  war  doch  die  Reicha- 
versanimlunp:  des  ]2.  Jahrhunderts  politisch  noch  zu  wenig  ent- 
wickelt, als  dal:*  sie  den  Anspruch  hätte  erheben  können,  deo 
König  abzusetzen.  Das  war  erst  möglich,  seitdem  die  Kcidii- 
Versammlung  sich  als  die  universitas  regni  fühlte  und  sich  als 
solche  dem  Könige  flir  gleichgeordnet  ansah.  Allerdings  iit 
schon  in  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  König  Stephan  ab^setst 
worden,  ' aber  nicht  von  der  Retchsversammlung,  was  beseicnnend 


1  Weizsäcker,  Der  Pfalzgraf  als  Richter  Ober  den  König  S.  14  (Ab- 

bandlun^iOH  il.  r  kpl.  Gesellschatt  der  Wiesensebaften  zu  Gi'ttiugen  1886). 

-'  Ül»ei  (Im  -c  \  <;ihältni98t'  iu  Deutschlaud  v^\.  W        l).  V(i.  IV400£ 
ilamack,  Forsch,  z.  i>.  <t.  XXVI  Ü.  140  0'.    Weizsiick.er  a,  a.  0. 
'  De  regiinine  iniiicipom  1.  L  c.  VI. 
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ftür  ihre  damalige  Schwäche  ist,  sondern  von  der  englischen 
Kirche.  Und  zwar  handelte  der  Klerus  hier  nicht  als  \'ertreter 
des  cntrli^^  hc^n  Volks,  sondern  als  der  von  (5ott  berufne  Lenker 
des  St  i  its.  P)i.scliof  Heinricli  von  Winchester,  der  die  Absetzung 
vollzog  .  war  von  denselben  hierarchischen  Ideen  erfüllt ,  die 
Johann  von  .Saiisbury  in  seinem  Pohcraticus  in  ein  politisches 
»System  gebracht  hat 

Im  Jahre  1215  war  das  Baronenpariame&t  die  untversitas 
T^ni  geworden.  In  dieser  Zeit  wurde  auch  die  Theorie  von  der 
Absetzbarkeit  des  Königs  von  neuem  entwickelt:  König  Johann 
iit  förmlich  vom  Parlam*  nt  abgesetzt  worden.  Dann  tauchte 
diese  Idee  im  V6.  Jahrhundert  noch  zweimal  auf;  zur  vollen 
Entfaltung  knni  sie  aber  erst  im  14  Jahrhundert,  wo  die  Erb- 
H<-'hkeit  der  Krone  gar  niclit  mehr  be.-nistandet  war.  Die  Keime 
dieser  AnsctiauuMi:  waren  einmal  vorhanden  und  entwickelten 
sieh  selbstindifi  tort-. 

Nun  hat  freilich  im  anglonorniannischen  Staate  das  Parlament 
niemals,  auch  nicht  vorübergehend,  das  positive  Recht  erworben, 
gegebnen  Falk  den  König  abzusetzen,  so  wie  ea  das  Wider- 
stiindsrecht  durch  eine  Charte  erworben  hatte:  der  Anspruch, 
deo  König  absetzen  zu  dtirfen,  war  lediglich  in  dem  subjektiven 
Üechtsbewiifstsein  der  Barone  bei::rrindet.  Überhaupt  wird  die 
Frage,  ob  in  einem  Staate  die  l  nterthanen  wirklich  das  Recht 
he'iessen  hfttfen .  den  König  abzusetzen'*,  in  den  meisten  Fullen 
verneint  wt  vden  müssen;  denn  eine  solche  Oeset/eölx'stimmung, 
die  also  die  Zustimmung  de«  Monarchen  sell).st  erhalten  hat,  hat 
eine  ^anz  abnoime  v^chw-iche  des  Königtums  zur  X  or-uissetzung*. 

Für  die  Absetzung  König  Johanns  sind  weder  die  Königs- 
abseteungen  der  angelsächsischen  Zeit,  noch  die  van  1141  Tor- 
bildlich  gewesen.   Die  Erinnerung  daran  war  wohl  lüngst  er- 


'  Eine  Chara  Uteri  st  ik  Heiiiriehg  von  Winchester  ;jriebt  Norgatc  Eng- 
land under  the  An/evni  Kin^'s  l  :54  7  ft*.  l'ber  Stephaus  Ab'T'tzunf:  s. 
Wilhelm  vou  MaiinessUurv.  iiistoria  n(»v<  ila  ü  Ö74  s<ia.  Vgl.  Tülii  ratlcus 
MV  e.  3  ttber  das  Becht  der  Kirche,  den  Ki\mg  abzusetzen  (ed.  Gile^ 
1  tlVy  penes  quem  est  confereudao  di^nit:^t^^  juu  toritas  mämlich  bei 
*U;r  Kirche),  enm,  cui  dignitat^  ipsa  confertur,  liotioris  privilegio  antecedit. 
rwfo  de  ratione  juri«.  ejus  est  uoUe,  cujus  est  velle,  et  ejus  est  aufFerre, 
9"i     jure  conferre  pot^t 

-  Über  Kicliards  II.  Aht;<>fzunff  schreibt  der  Annalist  von  Hermoni-rv 
(Aonalee  Monastici  ed.  Luard)  Hl  4^2:  Henricus  filius  Johannis  duciu 
I^CMtriae.  comea  de  Derby,  cum  magno  apparatu  venit  in  AngllAm.  et 
Kicardus  incarceratus  iii  turri  I.oiidoaiae  resipniftvit  officium  regis. 
So  stellt  si(  h  Harnack  das  Problem  in  >h-ui  •  ifi.  rr»'ii  Aufsatze: 
"Ät  eine  rechtliche  Hefugnia  zur  Absetzung  des  Königs  im  UeutBcljea  Heiche 
bertanden?  Forsch,  z.  d-  G  XXVI  146  ft. 

*  Dl»'  deutschen  Kurfürsten  ver.^uchien  im  14.  Jahrhundert,  die  Ab- 
setzbarkeit di's  K(»niL'S  in  der  finidnen  Bulle  zum  IJeiehsreoht  /.n  ninehfn, 
▼ermochten  jedoch  dvn  W  iiierf^tand  de»  Königs  nicht  zu  überwinden. 
]>eiz?äckcr  a.  r.  O.  3.5  ff.  —  In  Polen  wurde  die  Ahsetscbarkeit  dej*  Könige 
AnfanG-  di-^  17.  Jabrhundrit>  -esetzlich  Anerkannt.  HUppe,  Verfaaaunpr 
at'f  iiepublik  Polen  (Herli»  1>ÜT)  S.  11:5. 
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lo:sclu*ii.  und  der  Eindruck  von  Stepbans  Al^si  tzung  muls  dadurch 
besonders  abgeschwächt  worden  sein,  dal«  er  de^isen ungeachtet 
nocii  zwölf  Jahre  danacli  König  von  England  geblieben  war.  Es 
fragt  sich  akOy  wie  es  zur  Äbsetsan^  Johanns  gekonunen  v^t, 
und  wie  die  Burone  ▼ersucht  haben,  ihr  Ver&hren  rechtlich  sa 
begründen.  Hierbei  ist  die  Absetzung  und  die  darauf  folgende 
WM  des  Prinsen  Ludwig  von  Frankreich  von  dem  Beginn  das 
Aui'standes  zu  unterscheiden.  Denn  die  erste  Erhebung  war 
nichts  mIs  die  Ausübung  des  Wider.standsrechts ,  wenn  auch  die 
M.'ignii  Cliarta  soeben  vom  raj)stc  annulliert  worden  war;  aber 
bald  sahen  sieh  die  liarone  gezwungen,  über  das  verbriefte  Recht 
hinauszugehen,  und  um  Hilfe  vom  Auslande  zu  erhalten,  trugen 
sie  die  Krone  dem  rrin/>tiii  Ludwig  an. 

Stubbs  giebt  einige  Gründe  an,  die  das  Vorgehen  der  Barone 
nach  dem  Üfrtcile  der  Zeitgenossen  gerechtfertigt  hätten^.  £<r 
setzt  voraus^  dafs  damals  die  Idee  der  Loyalität  noch  nicht  aus- 
gebildet gewesen,  und  dafs  vor  dem  Erl  als  der  HocbTerratqgesetze 
eine  Rebellion  als  kein  so  grofses  Verbrechen  angesehen  worden 
sei,  wie  zweihundert  Jahre  spUter.  Aber  es  handelt  sich  hier  um 
keiiie  blof'se  HeljolHon ,  sonaern  —  was  Stubbs  allerdings  nicht 
annimmt  .  um  eine  förmliche  Absetzung  des  Königs.  Forfier  sind 
die  begriffe  vom  Hochverrat  weit  älter,  als  das  erste  Hochvermts- 
gesetz  (1352),  in  dem  die  Anschauungen  des  common  law  nur 
ins  Statute  law  recipiert  wurden,  und  zwar  mit  mehreren  Em- 
sdurSnkungen Nicht  nur  Bracton  und  BritlOB,  sondern  schon 
Glanvilla  kennt  den  Begriff  des  cdmen  hMsae  majestatis*,  auch 
den  Klosterannalisten  des  13.  Jahrhunderts  ist  er  mcfat  un- 
bekannt gewesen*.  Und  trotz  der  Hochverratsprozesse  und  der 
vollendeten  Entwicklung  der  Loyalittttsidee  ist  Richard  II.  ab* 
gesetzt  worden. 

Stub})8  giebt  drei  Argumente  zur  Hechttertigung  der  lUirone: 
die  politischen  UmsUinde .  Johanns  Verletzung  seiner  PHichten 
als  Lehnsherr,  und  das  Wahlkönigtum  Johanns,  aus  dem  seine 

*  Stubbs  U  10.  Yet  it  is  not  at  all  »ecensary  to  euppo«e  that  tiiö 
moral  and  political  i^oblem  would  take  in  tb^r  (th€  barons')  ninds  tiM 
formidable  Bhapt"  wfaieh  it  wovAä  bave  taken  two  centuries  later,  wben 

the  id(';i  ot  loyalty  was  füll  grown,  and  when  tbe  Ir^Mi^Iiition  n»ppectin^ 
tieasoQ  had  impresaed  the  ioiquitj  of  rebeUion  in  baming  marks  on  men  8 
consdences.  John  was  a  tTrant,  and  no  one  donbted  tbat  the  diie  rawaid 
of  tyrannv  was  death  :  dt  atli  .^hniiM  Dot  indoed  be  inflicted  by  bis  liege 
servants.  but  his  own  oatli  takt  n  to  the  Cliurter  Imd  put  them  in  the  Po- 
sition of  belligcreiitö  müier  tlmu  ot  lic^^euu«  5  uor  did  thoy  seek  his  death. 
but  his  banishment.  Tbej  nsed  tlio  ]>owar  wbich  the  thoory  of  electioD 
grtvp  thcm.  f^f  spttinf:^  n'^ifle  nno.  who  had  proved  himsi'lf  iniworthy;  the 
uieory  also  of  feudal  rclatlon  compelled  Lheui  to  maiiitaiu  bis  right  only 
so  long,  as  he  maintained  theirs. 

^  Coke.  institutc»  of  the  luw  of  England  III  7  ff. 

^  Glauvilla  1.  1.  c.  2.  1.  XiV  c.  1.  Bracton  fol.  118  >>.  Britton  L  1 
c.  9  ^  2. 

*  S.  die  Zusammcnatellunj;  in  meiner  Dissertation  22*. 
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Absetzbarkeit  gefolgert  worden  sei.  Das  erste  Argument  lautet 
tbigeDdermarsen.  Johann  war  ein  Tyrann,  und  niemand  zweifelte, 
dafs  der  gerechte  T.olni  des  Tyrannr-n  der  Tod  wflre;  freilich 
sollten  ihn  nicht  seine  eignen  Vasnllf  n  erschlagen,  aher  sein  Eid 
auf  die  Magna  Charta  hatte  sie  mehr  in  die  Lage  einer  krieg- 
ftihrenden  Macht  ihm  gegenüber  versetzt,  als  in  die  von  \^asallen; 
Wich  wollten  sie  nicht  seinen  Tod ,  sondern  nur  seine  Ver- 
bannung. —  Dafe  ein  Tyrann  ermordet  werden  diUrfte,  wenn 
auch  nicht  yon  denen,  die  ihm  Treue  geschworen  hatten,  war 
allerdings  Ton  Johann  von  Satishury  gelehrt  worden^,  aber  es 
ist  kaum  anzunehmen,  dals  diese  Lehre  im  IS.  Jahrhundert  all* 
gemdne  Verbreitung,  namentlich  in  Laienkreisen,  gefunden  hätte. 
Das  Argument  lafst  sich  überhaupt  nicht  gut  auf  diesen  Fall 
anwenden  Man  darf  di^  Lehre  vom  Tyrannenmord  nicht  ohne, 
ihren  Zusammenhang  mit  Johanns  ganzem  politi-schen  System 
betrachten.  Danach  aber  hatte  nicht  etwa  jeder  einzelne,  auch 
nicht  das  ganze  Volk,  darüber  zu  entscheiden,  ob  der  König  ein 
Tyrann  sei,  und  damit  das  liecht,  ihn  zu  beseitigen,  sondern  der 
Kirche  stand  gewiasermalsen  die  Kognition  über  die  l^annei 
des  Königs  au.  Jo^iann  von  Salisbury  mifst  Überhaupt  der 
Kirche  eine  Bedeutung  im  Staate  bei,  wie  es  vielleicht  das  Ideal 
H> inrichfi  von  Winchester  und  Thomas  Beckets  gewesen  ist;  im 
13.  Jahrhundert  war  das  anders  geworden,  ein  Stephan  Langton 
war  von  solchen  hierarchischen  Aspirationen  völlig  frei.  Aiilser- 
dem  hebt  Stubbs  diese  Bemerkung  selbst  zur  Hälfte  wieder  auf, 
indem  er  liinzui'ügt,  die  Barone  liiitten  nicht  .Johanns  'J'od  .  son- 
dern nur  seine  Verbannung  gewollt  Die  Tyrannei  Johanns  käme 
auch  mehr  als  eine  BegründunL^  1er  xVbsetzung  in  Betracht; 
da  hier  die  formelle  Berechtigung  der  Barone  zu  diesem  Schritt 
erörtert  werden  soll,  darf  man  von  diesem  Argument  föglich  ab- 
•ehea,  Dais  femer  die  Barone  in  der  politisdien  Notwendigkeit 
ihre  Rechtfertigung  gesehen  hätten^,  ist  nicht  im  Einklang  mit 
der  mittelalterlichen  Denkweise.  Im  Mittelalter  waren  die  Par- 
teien in  allen  juridischen,  Staats-  und  völkerrechtlichen  Fragen 
stets  eifrig  bemüht,  eine  ni'lglichst  loyale  Haltung  einzunehmen, 
vor  allem  die  Formen  des  IJechts  nicht  zu  verletzen^.  Stubbs 
selbst  behandelt  ausführlich  die  Deduktionen,  mit  denen  Prinz 
Ludwig  seinen  Angrift'  aut'  Johann  und  seinen  Anspruch  auf  die 
englische  Krone  begründete  *,  so  dals  in  seiner  Darstellung  gegen- 
über diesen  weitgehenden  Rechtfertigungsversuchen  des  Prinzen 
dss  Voigehen  der  Barone  als  ein  auch  formell  brutaler  Rechts- 
bruch erachdnt 


'  Policraticus  1.  VII [  c  20. 

^  Stubhs  a.  a.  0.:  Iiis  own  oath  .  .  .  had  put  them  ia  tbe  positioD 
of  bolÜL^ereuta  ratber  than  liegemeu. 

^  yfsl  Stnbbs,  Seventecn  lectures  od  the  study  of  nedieval  and 
modern  bistorv    Oxford  18S6.    S.  208  ff. 

*  8iQbh8'  U  12  t  8.  o.  B.  26. 
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Zum  Zweiten  leitet  Stubbs  das  Recht  der  \'R!<a]1pn .  9vA\ 
f^egen  den  Köni^i'  zu  erheben  und  einen  neuen  König  zu  wühlen 
—  eine  förndiche  Absetzung  nimmt  er,  wie  f^esa^t,  nicht  an  — 
aus  d^m  Lehnsvertrai^e  her.  Diese  Ansicht  trifft  indes  für  die 
Köni^äabsetzuDg  ebeuäowenig  zu,  wie  für  daä  \V  iderstaudsrecht 
Da  Btubbs  aber,  wie  hieraus  hervorgeht ^  das  Verhältnis  dm 
Königs  zu  seinen  Untertbanen  als  Torwiegend  lehnsrecbtlich  snf- 
fafst,  80  ist  seine  Ansicht  yollkommen  konsequent^  dals  sich  die 
J^arone  zur  Wahl  eines  neuen  Königs  hätten  iür  berechtigt  halten 
können,  sobald  ihr  alter  Lelms  und  Tn^ucjid  autgesagt  war.  Die 
Barone  hatten  das  staatsreclitliche  Band,  das  sie  mit  dem  Kdnipe 
verknüpft»',  durch  eine  „renounciation  ot  allegiance'',  d.  i.  eine 
einf^Tche  Ditridierung '  lösen  wollen  und  können;  deren  rechtliche 
\^  irkunii-  k.-imo  der  W'irkuni;'  gleich,  die  sie  in  der  That  durch 
eine  Königsabsetzung  erstrebt  haben.  Wie  die  Herrschaft  des 
Königs  dadurch  begründet  würde,  dafs  ihm  der  Unterthaneneid 
gelebtet  wird,  so  könnte  sie  dadnrdi  aufgehoben  werden,  daft 
ihm  dieser  Eid  surttckgegeben  wird. 

Da  aber  das  Treu-  und  Mannschafksverhältnis  der  Vasallen 
zum  Könige  ein  individuelles  war«  so  wMre  die  Konsequenz  die, 
dais  jeder  einzelne  Vasall  das  Recht  besessen  hätte,  den  König 
ijn  Falle  eines  Hechtsbruches  zu  diffidieren.  ihm  seine  Anerkennung 
als  König  zu  versagen  und,  wenn  anders  die  politisch«'rj  Mm- 
stiinde  erlaubten,  einen  neuen  König  zu  wählen.  Das  ist  1er 
Charakter  des  reinen  Lehnskönigtums;  Stejjhans  Köni^i^m  war 
von  dieser  Art^.  Wilhelm  von  Malmenbur^  erznijlt,  dal's  der 
Graf  von  Gloucester  im  Jahre  11^6  dem  bereits  gekrönten 
Könige  den  Lehnseid  nur  bedmgungsweise  geleistet  hätte 
Und  als  Stephan  nach  der  Meinung  des  Grafen  seine  Pfficbtan 
g^en  ihn  nicht  erftlllte,  sagte  er  ihm  den  Treueid  auf,  ver- 
weigerte ihm  die  weitere  Anerkennung  als  König  und  ging  zur 
Kaiserin  Mathilde  über.  Es  war  ein  Königtum  auf  Ktindigimg*, 
die  Unterthanenschaft  war  lösbar  wie  jedes  andre  liehni^ 
Verhältnis. 

Das  an.'.lonormannisehe  Königtum  war  aber  abgesehen  von 
Stephau.s  Ht'gierung  niemals  ein  reines  Ijchnskönigtum  ^wesen. 
Auch  im  13.  Jahrhundert  war  das  Lchnsherrentum  wohl  noch  an 
wichtiges  Attribut  des  K(^igtums,  machte  aber  ha  weitem  nicht 
dessen  ganzes  Wesen  aus*.  Gewil's  war  das  staatsrechtliche  Verbähnis 


*  Dafa  SlubbH  selbst  nicht«  andres  darunter  verutelit,  erhellt  aui 
1  569,  wo  er  von  der  ersten  DifHdiei-ung  der  Barone  von  1210,  vorder 
Magna  Charta,  sagt:  (the  barons)  renounced  their  allsgiance. 

'  Vgl.  Round.  Geoffrey  df  MmikIcviIIp.  hpponders  S.  27  ff. 

'  iiiiitoria  noveUa  II  •)41:  »üb  conditione  quod  dignitatem  suam 
iDte^ifre  servaret 

^  fvoiind  a.  a.  O.  Mö:  „king  on  sufferance*. 

'  Kound  a.  a.  O.  70  »rklärt  den  Titel:  rfs  ft  domimis  so,  dafi 
dominus  das  Lehnsberrentuui  und  rcx  das  nationale  Königtum  bedeutete. 
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der  UnterthaneD  vom  Könige  mit  den  penOnlichen  lehnareeht- 
Üchen  Beziehungen  eng  verflochten,  daneben  war  aber  hüben  und 
drüben  das  Gfftlhl  des  Zusammenhangs  mit  dem  Lande  fester 
ein^cwurzeit.  Die  Stände  nannten  sich  die  universitis  rec^Tii: 
König  Johann  hatte  den  frühem  Titel  eines  rex  Angloruin  jiut 
dem  eines  rex  Angliae  vertauscht.  Der  territoriale  Charakter 
des  Königtums,  im  Gegensatze  zu  dem  persönlichen  das  Lf»hn.s- 
herreutums,  findet  ferner  darin  seinen  Ausdruck,  dafä  dei^  König 
das  Bodenr^eal  am  ganaen  Reiche  besafo.  Wenn  die  Barone 
den  König  dimdierten,  ao  enchtttterten  sie  damit  rechtlich  keines- 
wegs die  Stellung  des  Königs,  der  der  oberste  Grundherr  des 
ganzen  Reiches  war.  Dagegen  hatte  die  Diffidierung,  mochte  sie 
vom  Könige  oder  Yon  den  Baronen  ausgehen^  znr  Folge,  dals 
dv-  Barone  aller  ihrer  Lehen  verlustig  gin^ren,  die  sin  vom  König 
eujpt'anfrrn  unrl  woftir  sie  ihm  den  Lehnseid  geleistet  hatten  ^ 
Dieser  rcclitlichen  W  irkung  hatte  eben  dui-eh  die  Gew.thrung  des 
\\  iilerrfiandsrechtes  vorgebeugt  werden  sollen.  Aber  wenn  der 
König  dies  Recht  auch  nicht  anerkannte  —  war  ed  doch  ein 
Rechtsstreit  ohne  ein  kompetentes  Forum  —  so  gingen  doch  die 
Barone  ebensowenig  wie  der  König  durch  eine  einfache  Diffi- 
di^uog  ihrer  Staatsangehörigkeit  venustig.  Der  diffidierte  König 
blieb  nach  \vie  vor  der  Landesherr,  und  die  difiidierten  oder 
diflidierenden  Barone  hatten  auf  jeden  Fall  noch  den  Ansprucli 
auf  einen  gerichtlichen  Austrag  nach  der  lex  terrae  und  durch 
ein  Judicium  ])nrium.  TTm  einen  seiner  StJiat8anf?ehöri*!;keit  zu 
berauben,  bedurfte  es  an(h"er  Mittel:  die  Unterthaneu  konnten 
durch  einen  Rtjchtsspruch  utlagiert  werden,  und  der  König  sollte 
vom  J  'arlament  abge^^ctzt  werden  können  ^. 

Die  ilarone  haben  sich  in  der  Thut  nicht  damit  begnügt, 
König  Johann  die  Unterthanentreue  aufxuktindigen,  bevor  sie  zur 
Neuwahl  schritten;  ohnehin  hatten  sie  ihn  ja  schon  beim  Aus- 
bruch des  Kampfes  diffidiert.  Sie  haben  vielmehr  ein  ordentliches 
Verfahren  eingeleitet.   Auf  einem  aus  eigner  Initiative,  aber  in 


^  Als  Heinrich  III.  Himou  von  Montfort  Und  Gilbert  von  Cläre  vor 

der  Schlacht  bei  Lewes  ditfidii'rt« ,  nannte  er  sie  nur  bei  ihren  Xanipu, 
aber  nicht  mehr  bei  ihren  Titeln  aU  Graten  von  Leicester  und  moucestcr. 
Fl.  bist  II  493.   Auf  deraelben  Rechtsanschauung  beruht  der  AehtoiigS' 

und  Enferbunir>^sjiriich  gegen  die  bei  Eveshani  besiegten  BiUoiic.  Später 
kam  eö  zu  Verhandlunjren,  nm  difs  Verdikt  7M  modifizieren.  iMbei  iärst 
Kishan^er  den  König  sagen:  lex  iinnissima  est  in  omni  regno  Chrislianorum, 
et,  ut  dieitur«  Saracenorvm,  qood  quicuroque  insurrexerint  cum  manu  ar- 
mnrttfi  CHTifvi  dominum  snnm  rcirom  aginino,  ipso  facto  et  jnre  tenentur 
ainittcrc  tencmcntum  suum,  quod  tenetur  de  eodem.  Ypodigma  Neustriae 
(App.)  ö(>4  sa. 

2  Das  Verhältnis  »wiscli(  n  I  i  Auf  kiindi-iung  des  Unterthaneneides 
zur  Ab?f t/.un;^'  <h'R  Könifrs  tritt  s^-iir  kliir  lu-i  (it>r  Absetzung  Hduards  II. 
und  Kicharda  Jl.  üu  Tage.  Kr^t  naclidem  das  Parlament  aie  Absetzung 
beschlossen  und  die  EmwilHgiiug  dasu  vom  Könige  enwangen  hatte, 
sagte  ihm  ein  Bcvollmä  hticrter  im  Namen  der  Nation  den  Lefans-  und 
Treueid  auf.    Stnbbs  II  8-o.  :.:;2. 

ForacUungfU  XiV  3.  —  Plohu.  3 
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der  üblichen  Form^  berufnen,  freihch  königalosen Parlament 

lirihon  sie  das  Urtcü  gefüllt,  dafs  der  König  sieh  der  Krone  un- 
würdig gemacht  habe,  haben  ihm  die  Horrsclmtt  aberkannt  und 
sich  aodann  eidUch  von  ihm  losgesagt  (abjurav»Tunt)^.  Erst  da- 
nadi  öcliritten  sie.  wahröcheinheh  in  Hersel  Ix  ii  N'ersamnilung,  zur 
förmlichen  Neuwahl.  Hierin  ist  auis  deutlichste  die  endgültige 
AuflöBuug  des  staatsrechtlichen  Verhältnisses  zwischen  den  Unter- 
tiianen  und  dem  Könige  ausgedrückt,  im  Gegensatee  eq  der  nur 
▼orilberg^enden  Wirkung  der  Diffidatton. 

Das  dritte  Argument  von  Stubbs  ist  das,  dafii  die  Absete- 
barkeit  des  Königs  aus  dem  Wahlkönigtum  abgeleitet  worden  sei. 
Thatsächlich  sind  die  Barone  allerdings  durch  die  Konsequenzen 
des  W'ahlkilnif^^tums  zu  diesem  Sclu^itt  geOihrt  worden ;  ob  s\e 
aber  selbst  mit  Hewulijtöcin  die.se  Folgeruug  gezogen  halten,  ist 
aus  den  (Quellen  nicht  nachweisbar.  In  einem  Sehreiben  de« 
französischen  Thron folsrers  an  die  Möuehe  von  Caiiicri>urv  wird 

*  ■  _____  *■ 

zwar  betont,  dals  Johann  bei  Richards  I.  Tode  nicht  der  nach.-)te 
Agnat  gewem  sei  und  dsls  er  die  Krone  der  Wahl  Terdankte-^, 
aber  der  ScUnCs  auf  seine  Absetzbarkeit  ist  hieraus  nicht  gcs&ogen 
worden.  Freilich  war  der  KOnig  nach  dem  positiven  englii(£eii 
Staatsrecht  nicht  absetzbar,  und  mit  dner  solchen  liechtstheorie 
konnte  Prinz  Ludwig  Schwankende  und  Zweifelnde  schwerlich 
auf  seine  Seite  hirüberzielien;  auch  mochte  er  Hedenken  tragen, 
eine  solche  Theorie  zu  proklamieren ,  di^*  nuch  gegen  ilin 
selbst  h  ifte  angewendet  werden  können.  Dagegen  hat  Matheus 
Parisieiisis  zwar  nicht  die  Absetzbarkeit  des  Königs,  die  er  über- 
haunt  nieht  verlieht,  aber  doch  das  Widerstandsrccht  der  Stilnde 
direkt  aus  der  Königswahl  hergeleitet^.    Und  da  seine  AuiTassimg 


'  W.  GoTCDtry,  memoriale  II  224:  At  Uli  i  baronea)  eum  (i-egem)  jam 
pro  deposito  vel  dcjecto  habentes,  de  domino  eligendo  traetare  eoepenmt; 
«t  quoniam  hoc  ex  cominuni  eonBensu  totius  l  ogni  fieri  opor- 

tnit,  .  .  .  omnep  optimales  convocandoß  statuunt  })r;i»'fixi8  die  et 
loco.  —  Wahrscheiulich  hat  die  Absetzung  Johanns,  von  der  hier  nichts 
beliebtet  wird  (s.  die  fibemMehste  Aom.),  aöf  demselben  Parlament  statt- 
gefondsDt  wir.  die  Nonwalil. 

*  Das  küuigslüse  Parlament  entspricht  den  anglonormanTiischm 
Reichsversammlungen,  die  die  Thronfolge  erledigten^  ferner  dem  „Kon- 
ventions-Parlament*  von  1688,  das  die  englische  Krone  dem  Prinzen  voti 
Oranien  übertru;?:  sowie  den  aragoniflchen  parlamentos  im  Mittelalter. 
8cbäfer,  G^chichte  Spaniens  III  214. 

*  Rymer  I  140  (firief  Pkliu  Ludwigs  an  die  MSnehe  yon  C9uitw>- 
bur^):  de  communi  regni  consilio  et  approbatione  ipsum  regno 
judicantcs  indignum.  —  Hnd  de  Toirgr^hale  176:  abiudicato  ab- 
jurato  rege  Johanne  cum  omnibue  mia.  —  W.  Oov.  II  227:  uuacimiter 
nctis  sacrosanctis  juravemnt  quod  inperjietuum  terram  de  Jobanne  rege 
non  tenerent.  —  Hot.  Claus.  I  1170  bei  Stubbs  II  ''"^  v  r^jiricbt  König  Jo- 
hann allen  Amnestie  aufeer  denen,  qui  ims  ii)>juruverunt.  Er  eelbet  macht 
also  diesen  Unterschied  zwischen  den  Kebelleu,  die  ihn  doch  sämtlich 
diffidiert  hatten. 

*  IJymor  I  140. 

*  b.  u.  {j.  61  f. 
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von  Köniu^  inid  Standen  ein  mittelbares  Erzen «^nis  der  Knmpfe 
um  die  Magna  Charta  ist,  so  ist  es  nicht  ;^^anz  unmö;^licli,  dafs 
schon  damals  während  der  Uevolutioa  ähnliche  Gedanken  ge- 
äuiseit  worden  sind. 

Jedenfalls  wissen  wir,  dafs  die  Frage,  ob  man  den  Köni^ 
lll)erhaapt  absetzen  dürfe,  in  jenen  Tagen  aufgeworfen  ist,  und 
dafs  ihre  Beantwortung  den  Gegnern  Johanns  Sorge  genug  ge- 
macht hat.  In  der  Verlegenheit  ist  man  —  fthnlich  wie  10B8  — 
auf  recht  sophistische  Argumentationen  und  arge  Ivcchts verdreh ungon 
verfallen.  Der  Kani}»f'  um  die  eigne  Existenz  forderte  gebieterisch 
Beseitigung'  des  Kömi'j's  .  aber  mnn  brauehte  eine  rechtliche 
iirimdlage.  Da  liat  man  aui  jenem  rarlaiiient  behauptet,  dals 
daö  ilecht  zur  Absetzung  bereits  im  ^^'ider8tand8^ecllte  enthalten 
wftre^  lind  die  gleiche  Ansieht  vt-rtritt  Prinz  Ludwig  in  seinem 
erwähnten  Schreiben  an  die  Mouche  von  Canterbury^.  Psycho- 
logisch Ist  das  Imeht  erkltfriich,  denn  von  der  beschränkten  Re- 
volation  war  es  fUr  die  Aufstilndischen  nur  ein  Schritt  bis  zur 
Absetzung  des  KOnigs,  eumal  da  diese  als  eine  politische  Not- 
wendigkeit erschien.  Auf  dem  Parlament  hat  diese  Begründung 
indes  lebhaften  Widerspruch  erfahren^. 

Daneben  existiert  noch  eine  Rechtfertigung  der  Wahl  Prinz 
Ludwigs  zum  enj]i«chen  Könii^e.  Danach  hätten  die  Barone 
den  König  nicht  durch  einen  fürmlichcn  Akt  abgesetzt,  sondern, 
wie  das  ja  anderw-irts  thatsächlich  vorgekommen  ist^.  die  Neu- 
wahl mit  der  Fiktion  einer  Tln-onvak.mz  begründet.  Man  argu- 
mentierte folgendermafsen.  Johann  sei  einst  wegen  Verrats  an  König 
Richard  rerurtetlt  worden,  und  diese  Verurteilung  habe  ihn  von 
vornherein  regierungsunfahig  gemacht^.  Wollte  man  die  Recht- 
mäfsigkeit  setner  Herrschaft  trot/^dem  anerkennen»  so  sei  er  120S 
▼on  dem  französischen  CTerichtshofe  zum  Tode  verurteilt  worden, 
weil  er  seinen  Neffen  Arthur  umgebracht  hätte;  dadurch  hätte 


I  W.  Oov.  II  225.   CitatI  igitur  .  .  .  magnsCes,  qui  ab  initio  istis 

non  consenserunt.  post  dilntioiifs  et  doliltciatioTios  multas,  tandcm  ex  ^^on- 


vol  expaliionem.  Vgl.  dte  Tol^^ende  Anm. 

2  Rymer  I  HO  ...  tandein  inter  caetera  de  ejus  (regis)  exprcsso 
coD?«<  Tipii  ita  r  nnvonit,  ouod  si  idein  Johaunes  ad  ilagitia  priora  rediret, 
ipsi  baiuncs  ab  t'jud  fiuelitatc  rccedcreut  uumquam  ad  cam  post- 
modnin  rcvcrsuri. 

^  Vt^l.  oIk'ii  Aüin.  1. 

^  jSo  ist  iieinrieh  IV.  nicht  förmlich  von  dcu  deutächeu  Fürsten  ab- 

fesetzt  worden  durch  die  Suspension  des  Unterthaneneides,  die  Heinrichs 
^konununikation  begleitet  hatte,  und  die  nach  der  AI  »Solution  nicht 
au^dnioklich  uidtnrufen  worden  wav  unrdo  dor  Tliron  lür  erledigt  an- 
geHchen,  und  auf  (irund  dieser  i^  jktioii  wurde  Kudulf  von  Kheinfelden 
cewÄhlt.  WaitÄj  D.  VG.  IV  400  ff.  Hamack,  Fowch.  z.  D.  Gr.  XX\  1 146.  — 
Ebenso  ist  der  letzte  Stuart  nicht  eigoutliih  abgesetzt  worden:  das  Kon- 
VI  ntioiigparlaiment  fin^Morte  eine  Thronvakanz,  um  Wilhelm  von  Uranien 
auf  den  Thron  erheben  zu  können. 

^  So  urteilt  auch  der  Marganer  Annalist  p.  24. 
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er  seine  Krone  verwirkt'.  iSchlieföiich  habe  er  sich  selbst  seiner 
Krone  entiiuisert,  als  er  1213  die  Ob»  rlehnsherrschaft  des  Papst«% 
auerkannte:  das  wird  als  eine  ALJunkung  aufgefafst".  —  l)ii'.se 
Beweisführuiii^  liadet  öieli  sowohl  bei  W  endover,  der  »ie  König 
Philipp  und  Prinz  Ludwig  gegen  den  päpstlichen  Legaten  ver- 
treten läf  st,  als  auch,  freilich  mit  Weglaasung  des  letzten  Ponktee, 
in  dem  erwähnten  Briefe  des  Prinzen'.  Eine  bloise  Erfindung 
des  Chronisten  kann  sie  also  nicht  sein ;  entschieden  stammt  aher 
die  pinze  Deduktion  aus  England  ^  und  ihre  Wirkung  war  auf 
Engländer  bereehnet'^. 

Eine  offizielle  Begrün  l  ni-  von  Johanns  Absetzung  durch 
das  Parlament,  wie  wir  dergleichen  von  andern  Absetzungen 
besitzen ,  ist  nielit  iii)erliefert.  ^lan  wird  aber  wohl  kaum  fehl- 
gehen ,  wenn  man  die  ihm  zur  Last  gelegten  erbrechen .  vor 
allem  den  Bruch  des  Eides,  den  er  auf  die  Ma^na  Charta  ge- 
schworen hatte,  der  Auffassung  der  Zeit  nach  als  Felonie  be- 
zeichnet f  deren  sich  bekanntlidi  in  privaten  Verhältnissen  auch 
der  Lehnsherr  gegen  seinen  ^^lsallen  schuldig  machen  konnte» 
Felonie  begründete  Verwirkung  des  Besitzes  forfeiture)  —  ein 
Begriff,  den  englische  Historiker  auch  auf  den  König  angewendet 
haben''.  T^ie  Königsabsctzunp:  entsprUclie  dann  der  Enterbung 
eines  Vasallen.  Dieser  patrinionialrechtlichen  Vorsteüun;: ,  d.k(s 
auch  die  Absetzung  oder  Vertreibun;^  »  ines  Königs  *'me  Kni- 
erbung  bedeute,  begegnen  wir  regelniiilsig  bei  Matheus  Pari.-^iensia '. 
und  Jiritton  zählt  zum   Hochverrat  den  \'erbuchj   den  König 


'  Cr  M;ij.  II  Xacli  (liesem  üit^'ilssjnuch  -^'i  Jolüuin  in  Fr;iiik- 

reicl)  nicht  mehr  als  König  anerkaunt  worden,  sed  ipbuui  regetn  depoäiniiii 
appellavernnt,  rioit  abbas  depositus,  et  quUibet  alius,  dici  aolet  Cr.  Uiy. 
II  662  sq. 

-  U  651:  Item  milhis  rex  vcl  ))rinceps  pntcst  dnre  rrgtium  snum 
sine  assensu  baronum  ßuorum,  qui  regnum  illud  teneiitur  deteiidere.  - 
II  652:  Et  si  coronam  Angliae  sine  baronibus  alicai  dare  non  potuit,  ^»otoit 
tamen  dimittere  eam;  quam  statim  com  reatgnavit,  rex  esse  dsnit,  st 
regnum  sine  rege  vacavit. 

»  Rymer  1  140. 

*  In  dem  iSebreiben  wird  z.  II.  wie  bei  Wendover  die  EinÄtilheit  er- 
Yrifhnt,  dar«  das  Verdikt  gegen  Johann  wegen  Verrats  an  König  Bidiaid 
durch  den  liischof  von  Durham,  Hnpo  von  Puiset.  proklamiert  worden  tei 
Femer  wird  der  R*  de  Erzbischnf  Hu!h  rt.-^  b«  i  .lohanns  Krönung  irt^l^^pht 
Vgl.  Cr,  Maj.  Ii  4.!)4  sq.  Erwäbnt  ist  bereits  die  mit  W.  0»v.  i-r- 
saolimg  übefdnstimDftenae  falsdie  AuffassuDg  des  WideratandBiechtii 
Vgl.  (Midlich  deo  technischen  Äusdrack:  de  communi  wgai  contiKo  st 
approbatione. 

^  In  f^ngland  agitierte  man  iregen  Johann  besoiideiB  mit  seiner 
Unterwerfnog  unter  die  päpstliche  Uberlchusherrscbaft.  RTmer  I  19S. 

*  So  Stiibbe  über  die  Wahl  Johanns  I  554.  Matthew  Paris  Huppoeet 

that  the  nrcliliisliop.  warned  of  John's  utter  faithlcssneS'S  aiul  fore-K'ing 
the  troublea  ot  hi.~  reifrn.  wislied  tn  imiinse  oii  liim  and  u\>on  the  peoplö 
that  aa  an  elected  king  lie  inubt  do  bis  duly  ander  paiii  ot  forfeitorS. 

'  Cr.  Mig.  m  823,  414,  537,  625,  IV  504,  V  511. 
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seines  Reiches  zn  enterben^;  dabei  haben  ihm  doch  wohl 
die  Absetzung  Johanns  und  der  PUm  toh  1260,  Heinrich  JUDE. 
Absosetzen^j  Torgeechwebt. 

Diese  AuffassuTig  der  Konigsabsetznng:  enthält  '/ni^leich  die 
rtM?htliche  I^eirründung  davon,  dais  die  l^fironc  bei  der  Nouwalil 
rnit  tJbergehung  von  Jolianns  Kindern  den  Prinzen  Ludwig  ge- 
wählt halten.  Prinz  Lndwip:  legt  /war  solir  grol'ses  Gewicht  auf 
sein  Erbrecht^,  in  Wahrheit  war  je<loch  nur  seine  Gemahlin 
Blanka,  eine  Enkelin  Heinrichs  II.,  erbberechtigt  In  erster  Linie 
war  seine  Wahl  natlirlich  eine  politische  Notwendigkeit,  denn  Jo- 
banns ältester  Sohn  war  damals  kaum  nennjährig,  andre  Agnaten 
fehlten,  und  aulserdem  brauchten  die  Barone  Hilfe  vom  Auslande. 
Allein  nicht  blois  politische  (irUnde  waren  hier  mafsgebend;  denn 
wenn  Johann  wegen  Felonie  die  Herrschaft  abgesprochen  worden 
war,  so  waren  damit  seine  Söhne  von  vornherein  flir  erburffihig 
erkh^rt.  Prinz  Ludwig  sagt  in  seinen  iSchreiben  an  die  Mönche 
v<m  Canierbury,  da  Johann  hei  seiner  Verurteilung  durch  den 
trarv/tisischen  Gerichtshof  im  Jaiire  1203  noch  keine  Kinder  iiatte, 
sei  das  Recht  auf  den  englischen  Thron  sofort  auf  ihn  gefallen 
Das  englische  Recht  war  aber  strenger,  denn  eine  VemrteUung 
wegen  Felonie  schlofs  alle  Erben  wegen  Verderbnis  des  Blutes 
von  der  Erbfolge  ans,  gleichviel  ob  sie  vor  oder  nach  dem  Ver- 
brechen geaeugt  worden  waren  ^  — 


'  BrittoD  1.  1.  c.  9  §  2.  Graiuit  treöouu  est  a  compasser  uostie  mort, 
OQ  de  Dona  desberiter  de  noster  reaitme  .  .  . 

•  a  n.  &  89. 

»  Rymer  I  140.   Cr.  M^j.  II  660. 

*  Rymer  I  140. 

OlftTirrlla  1.  XIVc.  U  r,.  ]5racton  fol.  129 Britton  1. 1  c.  G  §  ö. — 
Henderson,  Verbrechen  und  Straten  in  England  (inaug.  Disö.  Berlin  1890)  59  f. 
Imputiert  Bracton  die  Rechtsanschanang,  dafs  nur  one  nach  dem  Verbrechen 
ccpzpogten  Erben  von  der  Erbfolge  auszuschlicfson  .v  ii  Pii.  und  citiert  fol.  I.SO 
^  20.    Hier  heifet  es:  Si  autem  ante  feloniam  gencrationem  fecerit,  talis 

feneratio  succedat  in  haereditate  patris  vel  matris,  a  quo  non  fuerit 
elonia  porpetrata.  Diesen  letzrt  u  Relativsatz  liUst  Henderson  yr6g, 
■wahrHC'heiiilieh  vorleitet  durch  die  falsche  tJbersetztmg  von  Sir  Travcrs 
Twiss,  nach  dessen  Ausirabc  II  iiul  er  citiert:  beinfi  from  a  tinie  when 
HO  felony  haa  been  )}erpetrated.  Bracton  sagt  aber;  der  Sohn  dnes  felo, 
der  nach  der  Verübung  der  Felonie  gezeugt  ist.  kann  unter  keinen  Um- 
ständen weder  von  Vater  noch  Mutter  nt\vj\s  erlien,  cum  pit  proponitus 
talis  cx  testiculo  et  sanguine  felouis.  ist  er  vor  dem  Verbrechen  ge- 
jssogt  worden,  so  darf  er  wenigstens  den  Tdl  beerben,  der  an  der  Felonie 
unschuldip:  war.  Ein  felo  selb^^t  kann  nichts  vererben,  da  er  jede  Kechts- 
fabigkeit  verloren  hat.  Hat  die  Felonie»  in  Hochverrat  bestanden,  so 
erb^  die  Kinder  weder  von  Vater  noch  Mutter;  fol.  118  b  .  .  .  ultimom 
«ippüciain  iutinebit  .  .  .  cum  .  .  .  haeredum  suorum  perpetua  exhaereda- 
tione.  ita  qnod  nec  ad  haorcfütHtein  patcmam  vel  nmternam  admittuntur. 
£et  cuim  tarn  grave  crimen  idtuü,  quod  vis  permittitur  haeredibus,  quod 
vivaat 

J.  R.  Green,  sliort  hi^tory  of  the  En;cli.'<h  pco]»Io  il-^'^^O)  129  sa^rt  bei 
der  Inhaltsangabe  der  M.  Charta:  The  forfeiture  oi  the  freeman  ou  con- 
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Unter  der  Regierung  Htinrichs  III.  haben  die  Barone 
zweimal  den  Plan  gefalst,  den  Könip:  abzusetzen.  Zum  ersten 
Mal  im  Jahre  1233.  Es  war  nach  der  schmahiichen  Entlassung 
Huberts  von  Burgh  und  dem  Elmporkommen  der  Poitevinen, 
als  ein  grolser  Teil  des  engliachen  Adels  unter  der  Fahrun^ 
des  Grma  von  Pembroke  Hichard  liarshAll  dem  Könige  mit 
der  AbsetsEung  und  der  Wahl  eines  neuen  Königs  drohte,  wofern 
er  die  Franzosen  nicht  unverzüglich  aus  seiner  Umgebung  ver- 
triebe*. Es  ist  wohl  auch  nicht  zweifelhaft,  dafs  der  nächste 
Agnat  des  Königs  zum  Thronfolger  ausersehen  war.  Das  war. 
da  der  König  sieh  ntjeh  nicht  verheiratet  hatte,  sein  jüngerer 
Bruder ,  Richard  von  Coniwail.  Dieser  stand  mit  den  Baronen 
in  einem  sehr  viel  bessern  Verhältnis  als  sein  gekrönter  J>ru  (er. 
Unter  seiner  Führung  hatten  sich  im  Jahre  1227  die  Graten 
Wilhelm  von  Pembroke,  Chester,  Oloucester,  W^arenne,  Hereford, 
Ferrers  und  Warwick  erhoben,  um  den  König  zu  zwingen, 
seinem  Bruder  einige  ihm  unrechtmäfBig  entrissene  Güter  wi^er* 
angeben  und  die  W'icderbcstätigung  der  Forstcharte  zu  erlangen, 
die  der  König  kassiert  hatte-.  12H1  hatte  sich  Richard  von 
Cornwall  —  durchaus  gegen  den  \Mllen  des  Königs  —  mit  der 
verwitweten  Gräfin  von  Gloucester,  der  v^ehwester  der  M  irshails, 
verniiildt^,  derselben,  die  1233  iliren  Bruder,  den  Grafen 
Iiichard ,  warnte,  der  Ladung  des  Königs  zum  Parlament  von 
Westminster  Folge  zu  leisten,  da  er  Böses  gegen  ihn  im  Schilae 
führe  ^.  Noch  im  Jahre  1231  trat  Richard  von  Cornwall  mit 
den  Grafen  Richard  MarshaU,  Warenne  und  Lincoln  für  den 
gefangenen  Hubert  von  Burgh  ein  und  rettete  ihn  vor  den  An- 
schlägen Peters  des  Roche» *.  Aber  er  machte  mit  den  Auf- 
sländischen nicht  gemeinsame  Sache  ^;  und  offenbar  dadurch, 
dafs  er  sie  in  ihren  Hoffnungen  so  arg  tauschte,  zog  er  öich 
ihren  grimmigen  Hals  zu:  es  win!  berichtet,  dafs  die  Auf- 
ständiöc'lien  nrhen  den  1  u  sitzunj^en  der  Puitevinen ,  die  ohneidn 
verhafst  genug  waren,  gerade  die  Richards  von  Cornwall  ver- 
wüstet hätten 


viction  of  feionj  was  never  to  include  hb  tenement,  or  tbat  of  the 

mercliuiit  his  wares,  or  that  of  thc  country  man  bis  wain.  Das  ist  aber 
f'in  \'>  iv(  hei):  ea  handelt  sich  hun-  (§  20>  nicht  um  Felonie»  soudein  iud 

amerciaiiteiitu  pro  magno  delicto. 

'  Cr.  Maj.  III  'Jl'»:  ipsi  omnes  de  coiiimuni  cuusilio  totius 
regni  ipsam  cmn  iniquis  consiliariis  suis  a  regno  depeüerent,  et  de  novo 
rege  crean'lo  contrectaront.  —  Ks  ist  zuar  der  Ausdruck  „vertreiben"  ge- 
wählt wordeu,  aber  es  sollte  durch  eiuen  ParlamentsbescUluTs  geschoben. 

*  Cr.  Maj.  HI  123  sqq. 
3  l  eokeBb.  7^^. 

*  Cr.  Mai.  in  2U). 

*  Cr.  Mii|.  Iii  sq.  Kyimr  I  207.  lloyn\  ietters  ed.  Shirley  1  408. 
^  Cr.  Maj.  III  248.  Ricardus  fiater  regis  diu  ante  ad  regem  reversos 

erat,  qui  Marcacallo  prius  adhaerebat. 

7  Cr.  Maj.  m  264.   Osney  76. 
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Zum  zweiten  Male  hüben  die  englischen  Baroiie  dem  Könige 
1260  mit  der  AbsetzuDg  gedroht.  Seine  lange  Abwesenheit  in 
Frankreich  liefe  sie  berorcDten,  dafk  er  dort  rüstete^  um  die 
Verfafiaang  yon  1258  ommtansen.  Au  der  Spitse  der  Ver- 
schwörung stand  Simon  tod  Montfort,  aber  auch  Prinz  Edward 
war  ein  Mitverschworner :  daa  will  sagen,  der  Kronprätendent. 
Henrichs  III.  eilige  Heimkehr  >ir' ndete  die  Krisis,  aber  erst 
nach  einiger  Zeit  nahm  er  seinen  Sohn  wieder  zu  Gnaden  auf  ^. 

1  Dwut  214  sq.  Wykes  128  sq.  Fl.  liiat  II  446—448. 
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II.  Hatheus  Parlsiensis. 


1.  Die  Eenediktiner  im  13.  Jahrhimdert.  —  Der  Chroiiifit. 

Wie  Matlieus  Parisiensis  der  letzte  englische  Klosterlii>lorLker 
grofsen  Stils  gewesen  ist,  so  war  er  überliaupt  eine  der  letzten 
bedeutenden  Eröcheinungen ,  die  der  Benediktinerorden  in  Eng- 
land hervoi^bracht  hat  Die  eroise  Balle,  die  dieser  Jahrhunderte 
lang  iu  dem  gesamten  kirchlichen  und  geistigen  Leb^  der  Nation 
gespielt  hatte,  war  nahezu  beendet  ^  Als  reli^Ose  Körperschaft 
war  das  alte  Mönchtum  verknöchert  und  unfiüug  geworaen,  ans 
sich  heraus  ein  neues  irisches  Leben  zu  erzeugen.  So  war  es 
•invh  natllrlicli,  dafs  der  Orden  nicht  mehr  eine  entscheidende 
iStimmo  im  liate  der  Kirche  bes;i''s.  Verhaltnismäfsig  selten 
wurde  nocli  einer  der  Iliri^^^cn  zum  I'»is(  iiof  geweiht,  und  seit  dem 
Ende  des  12.  Jaiirhunderts  hatte  kein  Benediktiner  mehr  den 
erzbischöflichen  Stuhl  von  Canterbury  bestiegen-.  Der  Orden 
selbst  fend  sein  Genügen  im  Bewufstsein  seiner  stolzen  Ver- 
gangenheit und  strebte  gar  nicht  mehr  danach ,  in  der  Kirche 
wieder  zu  grOCberm  Ansehen  und  Einflufs  au  gefangen ,  sondsm 
in  ihm  überwog  die  Neigung,  sich  von  der  übrigen  Kirche  sa 
isolieren  und  ein  behagliches,  ungestörtes  Sonderleben  zu  ftthren. 
W  ie  es  das  Ideal  der  Kapitel  war,  von  der  biscliöf liehen  Gewalt 
eximiert  7.n  sein,  so  wollte  man  auch  in  dei  Politik  nicht  das 
rrffolge  der  Bischoie  venuehren  ,  zumal  da  zwischen  ihnen  und 
den  Klöstern  durchweg  nn  gespanntes..  Verhältnis  bestand. 
Noch  im  J.ihrc  1258  konnten  bicn  die  Äbte  nicht  dazu  ent- 
schlielsen,  sieh  mit  den  Bisehöfen  zu  der  W  iederherstellung  der 
„kirchlichen  fVeiheit^  zu  vereinigen^.  Selbständig  die  Initiativs 


1  Vgl.  für  das  Folgende  Pauli,  Kirche  und  Kloster,  in  seinen  Bildern 
aus  Ält-En^'land.    2.  Aufl.  1876. 

^  Stubbs,  Kiiileittin«^^  zu  den  Epistolae  Cantnarisiises  (ChioiiicleB  Süd 
mcmorials  of  tbe  reign  of  lUcbard  L   Bd.  II). 

•  Cr.  Maj.  V  7Ö7. 
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zu  rr:::reifen,  la«;  ihnen  noch  weit  lerner.  Hatten  doch  nach  ihrer 
Meinung  der  König,  der  Krzbiscbof,  ja  alle  Bischöfe  die  Pflicht, 
die  Kirche  gegen  jeden  Angriff  zu  schützen.  Wenn  deren  Be- 
müiiun^en  Erfolg  hatten,  so  mufste  das  auch  ihnen  zugute  kommen ; 
wo  nicht,  so  hatten  sie  sich  selbst  wem^tens  nicht  kompromittiert. 
Auch  die '  poIitMcben  Anrichten  Ton  Mktheas  ParirienaiB  vorraten 
enift  gewiaae  fintfremdoDg  von  den  aHgememen  Zielen  und  Ideen 
der  Kirche^,  indem  sie  so  gut  wie  keine  spedfisch  kirchlichen 
Züge  tragen.  Der  ätfeit  zwischen  Kirche  und  Staat  scheint  ftlr 
den  Chronisten  kaum  zu  existieren,  nicht  einmal  in  dem  dauern- 
den Hader  über  den  Kora]>etfn7umff)nir  der  geistlichen  Gerichts- 
barkeit ist  er  jt  mit  Bestnumtheit  iür  die  Kirche  eingetreten^. 
l>rr  Grund  davon  ist  aber  nicht,  daCs  Matheus,  wie  spater 
Thonuis  Wykes^.  in  diesem  Streite  fttr  die  Krone,  d.  i.  ftir 
den  Staat  Partei  ergrifien  hätte,  sondern  eintach  Mangel  an 
Teilnahme  fVar  diese  Fragen,  die  damak  die  Kirche  bewegten. 
Befremdend  ist  es  auch^  dafo  Matheus  mit  den  Wallisern  aym- 

Sathisia:^  konnte,  während  diese  der  Kirche  ihres  Landes  den 
enkbar  grO&ten  Schaden  zufügten  *,  Nur  die  materiellen 
Interef^sen  von  Kirche  und  Kloster  haben  seine  politischen  An- 
achten  beeinflufst. 

Die  alten  Mönche  versanken  nielir  uncl  mehr  in  Passivität. 
AU  reli^nöse  Körperschaft  fehlte  es  ihn« n  an  einem  ideellen 
Mittelpunkt,  um  den  sie  sich  hätten  scharen  können;  sie  hatten 
keine  gemeinsamen  Ideen  zu  verfechten,  keine  gemeinsamen 
Ziele  zu  erstreben.  Da  mufste  ihnen  die  junge  religiöse  Madst 
der  Bettdorden  empfindlichen  Abbrach  thun.  In  England  iafsten 
besonders  die  Franziskaner  festen  Fufs.  Sie  setzten  sich  nicht 
uor  bei  den  niedem  Klassen  fest,  um  die  sich  die  aristo- 
^^ratischen  Benediktiner  stets  wenig  gekümmert  hatten,  sondern 
bald  fingen  sie  an,  diese  selbst  beim  Adel  und  Fürsten  ans  dem 
R«t  und  Heichtsitiihl  zu  v^M-drängen  *.  Und  obendrein  niulsten 
die  Benediktiner  die  peinliche  l^emerkun*;^  machen ,  dafs  hoch- 
angesehene Miinner.  ja  manch  einer  aus  ihrem  eignen  Orden, 
KU  den  verachtetem  Minoriti'n  übertrat'"'. 

Es  war  nur  natürlich,  dal's  den  Benediktinern  auch  die 
Fahmng  im  geistigen  Leben  der  Nation  entsohlttpfte.  Die 
^losterschulen  waren  ^on  den  aofbltthenden  UniversitAten  Uber* 
holt  und  zur  Seite  cedrängt,  die  Bettelmönche  und  ein  Teil  des 
Weltklerus  tibertra^n  die  alten  Mönche  weitaus  an  geistiger 
Regsamkeit   Nicht  dafs  diese  die  Bedeutung  der  UniTersitäten 


^  Vgl.  über  diese  Stubbe  U  313  ff. 

*  S.  u.  S.  97  f. 
"  S.  u.  S.  118. 

*  8  11  114. 

•  Cr.  Mai.  III         IV  2:i0,  514  sq.,  V  416. 

•  Cr.  Mij.  IV  168. 
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verkannt  Ji.itten  %  aber  es  fehlte  ihnen  an  Ehr^^•ciz ,  die  Kon- 
kurrenz; mit  ihnen  auizuuehmen.  AufBerdem  veriiairte  man  auf 
dem  alten  Standpunkt,  dalk  der  Besuch  der  Universität  selbst 
tich  für  MOndie  ntoht  schickte;  Matheus  yerabeLt  ee  den  Cisterr 
deDaem,  dafs  de  mch  dasu  vom  Papst  einen  Dispens  geben 
liefsen^.  Auch  erklärt  er  sich  als  principiellen  Gegner  der  wissen- 
■chafUichra  Theologie  der  Bettelmönche:  es  sei  verdienstlicher, 
an  dem  schlichten  Glauben  der  Vttter  festzuhalten,  als  sich  auf 
subtile  Untersuchunj^en  tlipolofri  eher  Probleme  einzulassen^.  Eigne 
Leistungen  hatten  die  Benediktiner  fast  nur  noch  auf  dem  Gebiet 
der  Annalistik  aufzuweisen. 

Die  eigentliche  Bedeutung  des  Ordens  beöcliiaiikte  sieh  je 
länger  je  mehr  auf  das  socisde  und  wirtschaftliche  Lebeu,  und 
auf  die  Bereichrnng  der  KlOster  war  auch  die  Hauptsom  der 
Mönche  gerichtet  Skrupel  kannte  man  nicht,  wenn  es  giuL  den 
Besitz  2U  vermehren:  schliefslich  sab  sich  der  Staat ,  dessen 
Interessen  emstlich  gefährdet  wurden,  genötigt,  Erwerbungen  von 
Grund  und  Boden  der  toten  Hand  iUr  immer  su  untersagen. 
Aber  auch  die  Kirche  fand  gelegentlich  Anl  if- ,  gegen  die  Be- 
reicherung der  Klöster  auf  Kosten  andrer  einzusehn  iten.  1  Hr' 
sehr  zahlreichen  nichtresidiereuden  Inhaber  von  Pfründen  ptiegten 
diese  an  Khister  zu  verpachten;  die  Kapitel  setzten  dann  ent- 
weder einen  Vikar  ein,  aber  für  ein  uiizulanjiliciies  Einkommen, 
oder  sie  liefsen  die  Seelsorge  durch  einen  Priester  ihres  Klosters 
ausüben,  der  aber  auch  nicht  in  der  Gemeinde  restdi^rte.  Für 
die  Kapitel  war  das  ein  einträgliches  Geschäft,  neben  dem  die 
übernommenen  geistlichen  Pflichten  nicht  eben  schwer  ins  Gewicht 
fielen.  Da  erwirkte  sich  Bischof  Grosseteste  ein  päpstliches 
Privileg,  um  diesem  Unwesen  zu  steuern;  er  wurde  ermächtigt, 
in  seiner  T^iöcese  überall  feste  Vikariate  zu  gründen  und  den 
Vikaren  höiiere  Renten  zuzuwenden.  Ciiarakteriatisch  ist  nun 
das  Urteil  von  Matheus:  er  meint  ,  der  liiöchof  hiiite  mehr  aus 
Rafs  gegen  die  Mönche  als  aus  Sorge  für  die  Vikare  so  ge- 
handelt 

Dem  Retcfatum  der  Klöster  entsprach  die  sociale  Stellung 
der  Benediktiner.  Aus  einiachen  Kolonisten  „waren  sie  rdcte 
und  vornehme  Grundherren  geworden.  Die  Abte  waren  messt 
Kronvasallen  des  Königs,  ein  grofser  Teil  von  ihnen  zählte  zu 
den  barones  majores,  die  durch  ein  besondres  writ  zum  Parla- 
ment preladen  wurd«'ir  Die  Mönche  waren  nicht  ohne  eine  ire- 
wisse  feine  Bildung,  zugleich  machten  sie  aber  die  materiellea 


'  Math,  bezeichnet  einmal  die  Univerahäten  als  fandamentum  eoclesiae 

V  618. 

«  Cr.  Mai.  V  79.   S.  n.  8.  108. 

3  Cr.  MaJ.  IV  280  sq. 

*  Cr.  Mai.  V  Gerechter  ist  später  sein  Urteil  in  Hist.  Angl.  Iii  120. 
Über  das  Pachteystein  vi;l.  l'erry,  Ute  and  times  of  ßobert  Grosseteste, 
Bisbop  of  Lincoln.  6.  90—98. 
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Ansprüche  reicher  Herren.  ^lan  kann  zwar  nicht  sagen ,  dafs 
sie  durchweg  in  Oenufssuciit  versunken  gewesen  wären'  —  da- 
gegen zeug<'n  die  Htterarischeu  Arbeiten  von  8t.  Albans,  besonders 
der  Geist  und  FlciU  eines  Matheus  Parisiensis;  aber  der  Orden 
hatte  sicli  in  seiner  ganzen  Lebenshaltung  von  dem  Gebtc  seiner 
B^t  weit  entfernt.  Gelegentlich  wurden  sich  die  Mf^nche  ihrer 
VerwdtUchuDg  wohl  auch  ffXr  einen  Augenblick  bewuTst;  ds 
eiomal  in  St.  Albans  ein  altes  Grab  aufgäeckt  wurde,  in  dem 
flieh  namentlich  da»  einfache  Schuhwerk  einer  frühem  Generation 
von  Mönchen  woM  erlialten  vorfand,  preist  Matheus  mit  etwas 
gemachter  Sentimentalität  (h"e  AnspruchsIo>;iL'keit  und  HeihVkeit 
seiner  \'org;in;ier Aber  von  einer  ernatlieiien  Keforni  wollten 
die  ^lönelie  nichts  wissen,  von  ihrem  Komfort  und  Luxus  wollten 
sie  nielit  das  (Geringste  auf<j:eben^.    Im  Jahre  1238  hielt  der 

Siipstliclie  Legat  Otho  in  London  ein  sogenuiiDLcs  iieiormkuuzii 
englischen  Benediktiner  ab,  das  freilich  hn  weseDtlichen  nur 
der  Repräsentation  diente.  Matheus  spricht  davon  mit  nicht  ganz 
echter  B^eisterung,  er  veigleicht  aas  Wort  des  Legaten  mit 
einer  yom  Himmel  herabgesandten  Hostie^*,  bald  hernach  aber 
hOren  wir  von  ihm^  dafs  Otlio  die  Strenge  seiner  Vorschriften 
in  einigen  Stücken  j^emiklert  lüitte'^.  Aucli  auf  den  aller  drei 
Jahre  wiederkehrenden  Provinzialsynoden  der  IJenediktiner  drehten 
sich  die  Verhandlunpren  um  das  Thema  der  (_)rdensreforni  ;  doch 
das  war  ganz  konventionell:  die  31onehe  haben  sich  niemals  ein- 
gestanden, dafs  sie  wirklich  reformbedürftig  wären. 

Natürlich  versuchten  die  Bischöfe,  soweit  sie  ihr  Amt  ernst 
aufiafstenf  dieser  Verweltlichung  zu  steuern.  Der  eifrigste  dieser 
Mftnner  war  Robert  Grosseteste,  der  Bischof  von  Lincohi^y  eine 
tiefreligiOse  Natur,  der  es  sich  zur  Aufgabe  gesetzt  hatte ,  seine 
BiOcese  nach  seinem  minoritischen  Ideal  von  Grund  aus  zu  re^ 
formieren.  Besonders  sah  er  sich  veranlafst,  mit  den  Klöstern 
scharf  ins  f^erielit  zu  gehen ;  bereits  im  zweiten  Jahre  seiner 
Amtsfiihrun;j;  hatte  er  hieben  Abte  und  vier  l^rioren  abgesetzt. 
Aber  gerade  die  vornehmsten  und  rei<'hHten  Lviubter  standen  un- 
mittelbar unter  dem  Paj  ste  und  waicii  von  der  bischöflichen 
Gewalt  eximiert.     Und  bei  dem  starken  Corpögcist,   der  die 


^  Das  ist  die  in  dieser  Allgemeinheit  übertriebene  Ansicht  Paulis. 
Geich.  V.  Engl.  III  883. 
«  Cr.  Maj.  V  243  sq. 

'  8.  n.  u.  dio  Antwort  des  St  Albaner  Konvents  auf  die  reformierten 
Statuten  von  lunocenz  IV.  a.  1253.  Cr.  Maj.  VI  248  §§  9,  12.  Ferner 
Gesta  ahb.  I  90.  Vgl.  LiebennaBn,  MO.  SS.  XXVIII  92«. 

'  Cr.  M«.  III  51G  sq.  Vgl.  Liebermann»  MG.  SS.  XXVHI  92>. 

^  Cr.  M^.  III  'j2A. 

•  S.  die  Vorschrift  hierüber  (  r.  .Muj.  III  508.  Vgl.  die  Statuten  der 
^>vnodcn  von  Northampton  und  JUrmondsev  1'225  und  1249.  Dugdale, 
Mottwticon  An^licanum  ISIG.    1.  XF.VI.    Cr.  .Maj.  VI  175. 

S.  Uber  ihn  Luards  Aufsatz  im  Dictionary  of  national  biography. 

*  Ann.  Donst.  143. 
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Mönche,  besonders  aber  die  Benediktiner,  untereinander  verband, 
gewJihrton  die  Exemten  dorn  Wid(^rstande  der  übrigen  mornlischen 
und  materiellen  Rückhalt.  Mit  Siolz  nennt  ]\Iatheu8  Pansienais 
St.  Albans  und  St.  Edmunds  als  die  ZuHiichtsorte  derer,  die  vor 
den  Mafsre^elungen  der  Bischöfe  geHiiehtet  wären  I^ei  dieser 
Parteißtellung  war  es  den  Mönchen  natürlich  ücliwer,  die  Motive 
einefl  Grosseteste  zu  wttrdigen.  Sie  Beben  in  ihm,  wie  III  deo 
meisten  Bischttfen',  einen  prindpieUen  Gegner  des  MOnchtams, 
und  in  seinen  Rdformbestrebungen  nichts  als  böswillige  Ver- 
folgung. Erst  seitdem  Grosseteste  i\ir  die  Rechte  der  Kirche 
g^n  Köni;;  und  Papst  auftrat,  bemühte  sich  Matheus.  den  reiDeo 
und  idealistischen  Beweggründen  des  Pisehofs  gerecht  zu  werden. 
Freilich  darf  man  dabei  auch  nicht  übersehen,  diCs  Grosseteste 
in  seiner  asketischen  Richtung  einen  extremen  btand[)unkt  ein- 
nahm,  und  dafs  er  in  seinen  Visitationen  auch  flir  die  Begriffe 
seiner  Zeit  «treng  bis  zur  Grausamkeit  sein  konnte^. 

Recht  in  tendenziösem  G^ensatz  zu  Grossetestes  Visitationen 
schildert  der  Chronlsl  die  gute  alte^  Sitte^  wie  sein  eignes  Kloster 
TisiCiert  wurde.   Die  Visitatoren  hatten  sich  zehn  Tage  vorher  an* 

Semeldet;  da  aber  diese  Frist  dem  Konvent  sur  Vorbereitung  zu 
urz  war,  wurde  sie  um  drei  Wochen  verlängert.  Nun  fingen  Abt 
und  Konvent  an,  alle  MifsstMnde  abzustellen,  damit,  wie  Matheus 
ausdrrirklieli  sagt,  jeder  Skandfi]  vermieden  n-rn-dc:  und  als  die 
Visitatoren  endlieh  eintraten,  fanden  sie  alles  in  bester  Ordnung*. 
Dies'>  und  iihnliche  Erzählungen  des  Chronisten  zcinen ,  wie  ge- 
rechtfertigt  Grosseteste^  Vorgehen  war,  aber  aus  der  naiven 
Darstellung  geht  zugleich  hervor,  wie  sehr  sich  die  Mönche 
gegenüber  dem  Bischof  in  ihrem  fpxtm  Rechte  ftthlten. 

Die  Feindsel^keit  der  Benediktiner  gegen  die  BSsch(((e  ist 
aber  nicht  allein  der  Trotz  gegen  den  obendrein  wdtgeistitchea 
DiOcesanen,  sondern  überhaupt  die  Opposition  einer  aristokrati* 
sehen  Körpersclmtt  ^^egen  die  höhere  Uewalt*.  Diese  OppositioQ 
kommt  in  sehr  charakteristischer  Weise  in  der  St.  Albaner 
Chronik  zum  Ausdrut  k.  Matheus  hält  es  mit  dnni  Konvent 
gegen  den  Abt,  mit  dem  Kloster  fxe^ren  den  Bisciiot ,  mit  den 
Bischöfen  gegen  den  Erzbischof,  mit  der  Kirche  und  dem  Adel 


»  Cr.  Maj.  V  413. 

«  Vgl.  u.  a.  Cr.  .Maj.  V  207  sq.,  3ö0. 

*  Cr.  Maj.  y  226  sq.  Et  quoo  indignutn  scribi,  ad  domos  religio- 
sftrnm  voniens.  fecit  expriiiii  mammillss  eataodem,  ut  Sie  physics,  si  eeeet 
inter  eas  corruntela,  experiretur. 

*  Cr.  Maj.  V  258. 

»  Vgl.  Cr.  Maj.  III  106  (Wendover)  Uber  das  Konzil  von  Bourges  1225: 

Po?t  hacr,  legatus  (der  Kardinallegat  Knmarnsi  dedit  in  dolo  procura 
toribus  CHpitulorum  licentlam  ad  propria  revertendi,  rctentis  tanUini 
archiepiflcopis,  episcopis,  et  abbatibus,  et  siinplicibus  praetatis.  Unde  noa 
iinnit  rito  timueruot,  na  procurata  eorom  abscntia,  qui  migoris  prudentiae 
eraiit  ft  oxperientiao  et  prae  muUitudine  potent iore.';  nd  contradicendonii 
aliquid  etatuerctur  in  praqjudiclum  abeentium  praelatorum. 
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gegen  Köni^-  und  l'apat.  Die  Kloster-  und  Domkapitel  em- 
pfanden i.»  LTt-niibcT  ihren  Äbten  od»  i  Bischöfen,  die  aus  ilirei* 
Wahl  1k T Vorgegangen  waren,  ein  ;ihniiche.s  Souvernnitiitsbewuliit- 
sein^  wie  die  Ötiinde  gegenüber  dem  von  ihnen  gewählten  König. 
Sebeut  iiich  doch  Mameus  nicht,  m  aeinem  Qeschichtswerk  seinen 
eignen  Abt  während  dessen  Lebzeiten  zu  tadeln,  dafs  er  dem 
Konvent  ein  Versprechen  nicht  gehalten  hättet  Und  dafs 
Groeseteate  wegen  seines  Visitationsrechts  mit  seinen  Lincolner 
Domherren  Streit  anfing,  rechnet  ihm  Matheus  gera  lf  zu  als  Un- 
dankbarkeit an ,  da  sie  ihn  trotz  seiner  bescheidnen  Herkunft 
auf  den  Bisjchofsstuhl  erhoben  hiitten^.  Mit  demselben  Dünkel 
bean.s[«r Uchte  das  Domkapitel  von  Canterburv  während  d  r 
Sedisvakanz  als  die  Wähler  des  Er/.biäehofs  daä  Recht,  alle  aeine 
Funktionen  an  seiner  iStatt  auszuüben,  und  als  Bischof  Grosse- 
teste diesen  Anspruch  natürlich  ignorierte  und  sich  au  die  \'or- 
Bchriften  des  Kapitels  nicht  kehrte,  belegte  ihn  dieses  wegen 
Ungehorsams  mit  dem  Bann.  Und  Matheus  sympathisiert  ▼oll- 
ständig  mit  dem  Kapitel,  obwohl  er  Uber  die  Berecntigung  dieses 
Urteils  doch  nicht  f;anz  olme  Zweifel  war^. 

Dasselbe  aristokratische  Selbstbewufstsein  ist  die  Ursache  von 
Matheus'  Ilaltunfr  ?:egen  die  Bettelorden,  die  er  durchweg  als  Empor- 
kömiiilin-o  bptrachtet.  Aber  wUhrend  er  auf  einige  jün.uere  und 
unbed  uteudcre  Orden  nur  verüchtlieh  herabblickt*,  steigert  sich 
seine  AbnGr<::unir  geiren  die  Franziskaner  und  Dominikaner  zu 
ofinuu  Hais,  da  diese  die  alten  „uuthentisdien"  Orden  aus 
ihrer  herrschenden  Stellung  an  verdrängen  und  durch  selbständige 
Ansflbnng  der  Seelsorge  auch  materidl  zu  schädigen  begannen, 
da  sie  i&ien  im  Bewufstsein  der  eignen  Bedeutung  und  Kraft 
die  hochmütig  von  ihnen  verlangte  Ehrerbit  tung  verweigerten,  sie 
auch  wohl  durch  ttbermätsige  Selbsttiberhebung  verletzten.  Mit 
einer  gewissen  Genugthuung  beobachtet  Matheus  die  sich  früh 
zeigenden  Merkmale  ihres  innern  Verfalls  und  die  Abnahme 
ihrer  Popularität,  und  er  brüstet  sich  damit,  dafs  die  r>ene(liktiner 
Wahrend  der  lan;j:en  Zeit  ihres  Bestehens  niemals  so  sehr  von 
der  mönchischen  Kegel  abgewichen  wären ,  als  die  Bettelorden 
innerhiUb  des  eines  Menschenalters  seit  ihrer  Gründung  ^.  — 


*  Cr,  Mai.  V  2-YJ.  Auf  das  Uugewühuliclio  eines  solchcu  Tadels  weist 
•chon  Liebermann  hin.   MG.  SS.  XXVIII  87  Z.  4. 

^  Cr.  Maj.  III  r)28.  Lincoluienais  f)uo<|tia  episcopus  roligiosoruin  in 
8ua  diocesi  factus  est  inalleua  et  imniRnis  pcrsecutor.  Nimirum  in  suos 
canonicos  propriae  ecclesiae  eathedralis,  i^ui  cuuduin  cre- 
«▼erunt,  insorgens  ....  Et  poenituit  graviter  super  se  talem  episcopuin 
de  tarn  humili  creaÄ»e.  nei>ell).'  NOrwurf  lic<:t  in  der  Kritik  Bischof 
Uugoa  vou  ehester:  iimlliu^qiie  l;ictur^  leligios-orum ,  praccipue  eorum, 
Qui  ipsam  creavenuit,  in  uiorte  »ua  paruin  plaugi  meriiit.  Cr.  Mi\j.  IV  171. 

*  Cr.  M^.  IV  248:  etd  injusta  flit  aententm.  —  &  o.  S.  118  die  ent- 
gegeogeeetstc  Ansicht  von  Th.  Wykes. 

*  Cr.  Maj.  V  612,  621,  6^31. 

*  Cr.  Maj.  IV  279  sq.,  511,  514  sq ,  V  546. 
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Unter  den  cxemteD  Klöstern  beanspruchte  8t.  Albans  den 
ersten  Rang,  denn  es  war  die  älteste  klösterliche  Niederlassung 
im  Reiche:  EnL-^l-inds  Protoniartyr ,  der  !)].  Alban,  war  sein 
Patron  \  i)azu  war  es  eins  der  roichsion  Kl()stcr  <\r's  Lantle?^ 
und  sein  Abt  gehörte  zu  den  barones  majores.  In  dies  Kloster 
ist  ^latheus  Parisiensis  nach  seiner  eignen  Mitteilung  iui  Jahre 
1217  eingetreten 

Von  Matheus'  Leben ^  wissen  wir  nur  wenig.  Sein  Gebnits- 
jähr  ist  unbekannt;  gestorben  ist  er  wahrscheinlich  im  Jahre  1259. 
So  hat  er  jedenfalls  42  Jahre  im  Kloster  eugebracht  Aber 
darum  ist  er  doch  kein  weltfremder  Stubengelehrter  gewesen. 
Überall  zeigt  er  eine  gründliche  Kenntnis  von  den  öffentlichen 
Zustjinden  seines  Vaterl  indes:  mit  der  königlichen,  der  kircli- 
lichen  und  der  patrimonialen  Verwaltung  und  Geri(  htsbarlcr-it, 
mit  dem  kanonischen  und  dem  englischen  Ocwohnheiiarecht,  mit 
dem  Lehns-  und  Stnndewesen  ist  er  vollkommen  vertraut.  Be- 
sonders haben  wohl  die  Nachbarschaft  Londons  und  die  Be- 
ziehungen seines  Klosters  zum  Hofe  und  zum  englischen  Adel 
dasu  beigetragen,  seinen  politischen  Gesichtskreis  zu  erweitem. 
Nicht  nur  dals  ihm  durch  diese  Verbindungen  zahlreiche  schätzens- 
werte Nachrichten  und  Dokumente  aller  Art  zugänglich  wurden, 
er  gewann  auch  direkte  Einblicke  in  das  öffentliclie  Leben,  in 
die  politisclien  Verhältnisse,  in  die  Motive  der  bedeutenden  p«>li- 
tiselien  Persönlichkeiten,  was  ihn,  zumal  bei  seinem  Talent,  weit 
ttber  (las  Niveau  der  übrigen  mfineliischen  Historio^^rajdien  seiner 
Zeit  erhoben  hat.  Welt  und  Menselienkenntnis  iat  ihm  nieht  ab- 
zusprechen, und  (lals  er  selbst  ein  gewisses  Talent  zu  lieiTselien 
besessen  hat,  wird  man  daraus  schliefsen  dlirfen,  dafs  er  dazu 
ausOTsehen  wurde,  die  zerrütteten  Verhältnisse  eines  norw^sch^ 
Klosters  zu  ordnen. 

Seine  wissenschaftliche  Bildung  Terdankt  Matheus  wahr- 
scheinlich der  St.  Albaner  Klosterschule,  denn  es  scheint  aufser 
Zweifel  zu  sein,  dals  er  sich  schon  vier  Jahre,  bevor  er  Mönch 
wunle.  in  St.  Albans  aufgehalten  hat  *.  Man  hat  die  Vermutung 
ausgesprochen,  dals  er  als  Amanuensis  Beines  ftitern  Kloster- 
bruders Rof!^er  von  \\Vn(iover  an  dessen  Flores  historiaruni  mit- 
gearbeitet hat.  und  wenn  auch  diese  speeielle  Annahme  nieht 
beweisbar  ist'',  so  wird  man  doch  annehmen  müssen,  dafs  er 
längere  Zeit  in  dem  St.  Albaner  Scriptorium  beschäftigt  gewesen 
ist;  denn  sobald  er  nach  Wendovers  Tode  (12H6)  dessen  O«- 
.  schicbtswerk  selbständig  fortzuföhren  beginnt,  zeigt  sich  sein 
Ütterarischer  Charakter  oereits  ▼OUig  ausgebildet. 


»  Cr.  Miy.  III  ^37.  IV  2a9  «q. 

*  Cr.  Maj.  VI  270. 

^  S.  LiebermaiiDs  Einleitung  in  MG.  SS.  XXVIII  74  fi. 

*  Liebermann  a.  a.  0.  74*. 

*  Liebcrmaou  a.  a.  0.  77'. 
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Seine  Individnalitut  lag  gans  ▼ornehmUch  in  sanem  Tempera- 
ment, das  sich  In  seiner  eindringltchoD  Schreibwose,  in  sdner 

rücksichtslosen  Art  zu  urteilen  und  in  Beiner  unverwüstlidien 
Leidenschaft  zur  Kritik  deutlich  verrftk.  Als  Schriftsteller  über- 
trifft er  seinen  Vorgänger  Wendover  an  Selbständigkeit  des 
Denkens  und  an  Phant?^8?o!  er  weile  sich  klarer  tinrl  eiierpri^^clior 
auszudrücken,  den  Kcii  htuin  der  Sjjrnrhe  besser  auszubeuten  und 
hat  mehr  Geschick  und  Nei<^ung  zu  kombinieren. 

Seine  schriftstellerische  Tliiitigkeit  besehi  nikt  sich  ausschliefs- 
lich  auf  historische  Arbeiten,  besonders  aui  die  Darstellung  der 
Zeitgeschichte^.  Im  Geg^sat»  va  den  meisten  sdner  Vorgänger 
und  Zeitgenossen  schreibt  er  Geschichte  wesentlich  Tom  politischen 
Standpunkt  aus.  Da  er  selbst  in  den  politischen  Kämpfen  seiner 
Zeit  leidenschaftlieli  Partei  nahm,  war  er  bef^ihigt.  auch  die 
nähere  Vergangenheit  Englands  und  die  Zeitgeschichte  andrer 
I^än<ler,  die  von  almlichen  P.eweprungen  und  Tregensätzen  erfüllt 
war,  zu  verstehen  Kr  nahm  einen  lebendigen  Anteil  an  dem 
rein  Stofflichen.  ;in  dem,  was  in  aller  Welt  geschah;  dabei  besafs 
er  tiir  m  ina  Zeit  ein  starkes  KausaliUitsljedürtnis  und  Kom- 
binationsvermögen.  Besonders  viel  Verständnis  und  Interesse 
zeigt  er  fUr  das  Persönliche;  er  liebt  es,  bedeutende  politische 
Vorgänge  dramatisch  zu  gestalten;  damit  hängt  seine  X^eigang 
Dir  die  Anekdote,  fUr  den  Klatsch,  anch  für  den  Skandal  zu* 
sammen.  Häufig  überrascht  sein  richtiger  psychologischer  Blick. 
Namendich  weifa  er  in  den  Reden,  die  er  den  handelnden  Per^ 
aonen  in  den  Mund  zu  legen  pflegt,  das  Ineinandergreifen  der 
Motive  geschickt  darzustellen  und  die  Situation  L'liifldirli  zu 
cbarakterisieren ;  und  wenn  dies  auch  oft  mit  unzureii  licnden 
Mittein  geschieht,  weil  die  ihm  zu  Gebote  stehen fh  n  Nachrichten 
dürftig  oder  auch  falsch  waren,  so  zeugt  doch  der  Versuch  von 
Geist  und  Scharfsinn. 

Seine  politischen  Anschauungen  sind  nicht  originell^  sondern 
der  typische  Ausdruck  der  politischen  Riditung,  der  er  sich  an- 
KcecUossen  hat.  £r  hat  seine  politischen  Ideen  nicht  nach  Art 
3er  mittelalterlichen  Staat^philosophen  in  ein  System  gebracht 
und  in  logischen  Deduktionen  entwickelt.  Man  mufs  vielmehr 
oft  in  seinen  Erznhluniren  den  Voraussetzungen  seiner  politischen 
Urteile  nachgehen,  um  daraus  ein  WAd  seines  })olitischen  Ideen- 
kreises konstruieren  zu  können.  Nur  seilen  und  beiläutig,  wenn 
er  die  Ereignisse  erzählt,  formuliert  er  cimn  staatsrechtlichen 
oder  politischen  Grundsatz;  manchmal  geben  die  politischen  Aus- 
drücke und  Begriffe  Aufschluls,  deren  er  sich  unwillkürlich  wie 
kurrenter  Ifftause  bedient 

Für  die  Bildung  seiner  politischen  Grundanschauungen  ist 
der  Kampf  um  die  Magna  Onarta  von  nachhaltigstem  Einduls 


<  Über  seine  Werke  a.  Liebenuann  &.  a.  0.  77. 
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geweeeo.  Matheus  ist  eine  Genei'ation  jünger  als  die  Historiker 
jener  Epochf :  Wt^idover.  Rnlph  von  roffgeshall  und  drr  anonyme 
Kanoniker  von  Barnwcll,  den  Walter  %^on  Coventry  aus^eseliricben 
hat^.  Dieser  Alt^rounterticliied  Ifcdin^t  die  VtTM-liiedenbcit  ihre« 
Standpunkts.  Die  politischen  (irundanschauun^en  jener  filtern 
Autoren  entsiummen  einer  früliern  Zeit  und  andern  Verliält- 
Disaen.  Sie  zeigen  ein  gewinea  Mifsteauen  gegen  den  Adel,  in 
dem  sie  noch  den  ältern  Feudaladel  fürchten  mochten,  nnd 
glauben  noch  nicht  recht  an  aein  Bolidarieches  Eintreten  fbr  die 
Rechte  des  Landes.  Ihre  natürlichen  Beschfltser  sehen  sie  noch 
im  König  und  Papst.  Absolutistisch  gesinnt  waren  sie  dabei  ft-eilich 
nicht  mehr,  dem  Kanoniker  von  Bamwell  und  Wendover  ist  der 
wac'lisende  Eintiuls  des  Parlaments  nicht  entg^  m;^'  n  Aber  das 
nationale  und  politische  Einheitsbcwulstsein  des  on-lischen  Volks 
und  die  Idee  der  univertiitas  re^ni  sind  keinem  von  iimen  recht 
in  Fleisch  und  i31ut  uber^egan^;!!!,  während  sie  bei  Matheus 
fast  von  Anfang  an  selbstverständliche  Voraussetzungen  sind. 
Sehr  verschieden  i^t  ferner  die  Stellung,  die  diese  Qironisteii 
gegenüber  dem  Könige  einnehmen.  Der  Kanoniker  yon  Bam- 
well giebt  sich,  so  reserviert  seine  Haltung  iat|  doch  unzweifelhaft 
als  einen  Anhänger  König  Johanns  su  erkennen.  Wendover 
schwankt  in  seiner  Haltung  gej^en  König  Johann;  erst  in  den 
Kämpfen  von  i  .232  —  '^1  ergreift  er  entschieden  Partei  für  die 
Barone.  Älatlieus  nimmt  dagegen  eine  Iwstimuitere  und  sich 
gleiclil>leibende  Stellung  ein;  er  ist  nielit  allein  ein  Gegner  Hein- 
richs III.,  sondern  in  gewisser  Hinsicht,  als  stHndi.seh  gesinnter 
Aristokrat,  ein  Gegner  des  anglonormannisclieu  Königtums  über- 
haupt. Dieser  Unterschied  der  Auffassungen  kann  nicht  Wunder 
nehmen.  Es  hat  ein  ganaes  Mensohenalter  gedauert,  bis  die  von 
der  Revolution  gebomen  Ideen  von  1215  sich  voUs^dig  durch- 
gesetzt hatten  und  politisches  Gemeingut  geworden  waren.  Man 
kann  an  einzelnen  Berichten  von  Matheus  bemerken,  wie  die 
stiindischen  Ideen,  von  der  jüngem  Generation  mannigfach 
modlHziert,  sich  zu  festerer  Gestfdt  ausbildeten'^.  Mitte  der 
vierziger  Jahre  ist  dieser  Prozefs  vollendet ;  der  Höhepunkt 
dieser  Entwieklung  wird  gekennzeichnet  dureh  die  Steuerver- 
weigerungen v*m  1242  und  1211,  den  Verfassungsentwurf  von 
)245*,  die  Proteste  der  Stände  gegen  die  Ansprüche  der  Kurie 
auf  dem  Lvoner  Konail  und  in  den  folgenden  Jahren,  und  durch 
das  Aufwallen  des  englischen  Kationalgefilhls  gegenüber  Schott- 
land und  Wales» 


I  Vgl  Stubb«,  W.  CoventiT  II,  LXXX  ff.  und  Ltebermami,  MG. 

.   SS.  xxnii,  17. 

S.  u.      67,  lOo  und;  .Stuat  uad  Kirche. 
*  Über  die  Datierung  8^  den  Anhang  1  S.  127. 
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2.  'Allgemeine  Statitsanffassniig  des  Ohronisten. 

a.   Das  \\  alilkönigtu III  und  das  Wi dcrsta ü d sr ech t. 

Die  Wahl  des  Königs  bedingt  in  dieser  Periode  ebenso  wie 
zu  König  Stephans  Zeit*  dif^  Auffassung  des  Königturas  über- 
haupt. Matheiis  erkennt  dem  Krbkönigo  principieil  einen  hohem 
J{ang  zu.  Er  erzählt,  dal«  (!re<;or  IX.  dem  Bruder  König 
Ludwigs  von  Frankreich  ini  Jahre  1239  die  riimische  Königs- 
larone  angeboten  hätte }  die  tian^u.siächen  Gesandten  lehnten  je- 
doch den  Vonchlag  ab:  ihr  Könige  der  sein  Reich  ererbt  habe^ 
stünde  höher  da  als  der  Kaiser,  der  das  seine  nur  dem  Willen 
seiner  Wähler  verdankte,  und  dem  Grafen  von  Artois  genüge  es, 
der  Bruder  eines  solchen  KOnigs  zu  sein-, 

Matheus  Übertreibt  die  rechtliche  Bedeutung  der  Königswabl 
in  England  ziemlich  arg;  er  läfst  das  Erbrecht  des  königlichen 
Geschlechts   vielfaeli   ganz   zurticktreten ,    so  dafs   die  Stände 

feradezAi  als  Triig(  i  d  r  Souvcriinitfit  erscheinen.  Wilhelm  dem 
Iroberer  spricht  er  das  Erbreciit  aut  den  englischen  Thron,  auf 
das  er  sich  bekanntlich  stützte,  ganz  ab.  \\  enn  Eadward  ihm 
die  Krone  übertragen  liube,  so  sei  das  ungültig  gewesen,  da  die 
Barone  nieht  ihre  Zustimmung  gegeben  hatl^.  Nur  durch  die 
Eroberung  sei  Wilhelm  I.  König  yon  England  geworden;  ein 
andermal  sagt  er:  nur  durch  die  ireie  Wahl  der  Englander'. 
In  Wendovers  Bericht  über  die  Krönung  Johanns  ohne  Land 
hat  Matheus  die  berufne  Hede  des  Er/bischofs  von  Ganterbuiy 
einpesehoben,  in  der  dieser  <l;is  reine  Wahlkönigtum  proklamiert. 
Isur  die  einstimmige  Wahl  der  universitris  regni.  Infst  er  Hubert 
"Walter  sagen,  bei^rimde  da<  Recht  auf  die  en-li.sche  Krone;  so 
liiitte  einst  das  jüdist-hc  Volk  Saul  und  l)avid  auf  den  'J'iiron 
erhoben,  die  beide  nicla  köni';lichen  Geblüt»  waren.  Wenn 
freilich  ein  Mitglied  des  königlichen  Hauses  die  erß>rdedlichen 
Eigen  achaflten  zu  dieser  Würde  besälse,  so  müsse  man  es  vor- 
sienen;  und  so  sei  Johann  zugleich  auf  Grund  seiner  persönlichen 
Vorzüge  und  seiner  Herkunft  erwählt  worden^.  —  Heinrich  III. 
nennt  Matheus  geradezu  einen  König  von  der  liaronc  Gnaden: 
ihnen  allein  verdanke  er  all  seine  irdische  Würde Auch 
verändert  er  Wendovers  Satz:  die  Barone  hätten  Heinrich  III. 
zum  König  gekrönt ,  und  schreibt,  sie  hätten  ihn  zum 


■  Vgl.  Round,  Geofirey  de  Mandeville. 

^  Cr.  Maj.  III  626. 

»  Cr.  Maj.  V  cm  sq.    Gesta  abbatuin  I  4Ö. 

*  Cr.  Maj.  il  4Ö4  sq. 

*  Cr.  Maj.  III  :Jx4.  Die  Barone  verliersen  1237  roirsmiitig  das  Parla- 
ment, eo  quoü  cum  difficultate  tant.i  re-is  animuin  ad  =nln}trc  ^  (lll^^i)imn 
coiitoiquercnt,  et  coiisiliis  eorum,  aquibus  oiuDem  honorem  terrenuin 
babct^  obsecundarent. 

FortehuDgan  XIY  8.  —  Plobn.  4 
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Könige  erhoben ^  Von  diesen  t'bertreibungen  lenkt  Matheus 
frcilidi  wieder  ein  und  rviacht  den  thatsiichlichen  VerhHltnisscn 
ZugestüTidnissf  In  der  Zeit,  wo  Heinrich  III.  noch  kinderlos 
war,  bezeichnet  er  Richard  von  Cornwall  als  heir  apparent-;  er 
wendet  nichts  da^^egen  ein.  als  der  König  1240  seinem  einjälirigen 
iSohne  Kduard  als  dem  Thront'olger  huldigen  lieib"'  und  nennt 
ihn  selbst  den  legitimen  Erben  des  Reichs^.  Ja  als  des  Königs 
Schwester  Meonore  ihrem  Gatten  Simon  von  Montfort  den  ersten 
Sohn  gesclienkt  hatte,  feiert  der  Chronist  das  gldckliche  Ereignis : 
der  Knabe  sei  geboren  zur  Stütze  und  zum  Trost  des  Beiofasi 
denn  man  fürchtete  damals,  dais  die  Königin  unfruchtbar  wllre*. 

^lan  wird  aber  hieraus  nicht  schlicfsen  dürfen,  dafs  !\Iatheu8 
nur  anfangs  das  Wahlknnigtum  vertreten  und  sieh  spater  zum 
Erbkönigtum  hekelirt  h-itte,  selbst  wenn  es  beweisbar  wäre,  dals 
er  die  erwähnte  Interpolation  in  Wende vers  Clironik  in  frühen 
Jahren  gemacht  l<atte.  Er  selbst  ist  nicht  der  letzte  Anhänger 
des  Wahlkönigtums  gewesen''.  Als  der  König  1263  auf  einem 
Hoftage  2u  Westminster  die  Barone  aufforderte,  dem  Prinaen 
Eduard  den  Huldigungseid  au  leisten^  weigerte  sich  Graf  Gilbert 
von  Cläre  dies  au  thun^;  und  zu  derselben  Zeit  verzeichnet  der 
Annalist  von  Burton  das  Gerücht,  dafs  nach  dem  Ableben  des 
Königs  sein  Bruder  Richard  von  Cornwall  den  Thron  besteigen 
würde  Auch  Eduard  1.  ist  noch  als  Wahlköni<r  angesehen 
worden^,  und  gerade  in  St  Alh.ins  hat  sich  die  Theorie  vom 
Wahlkönigtum  noch  lange  erliaken'^'. 

Wenn  Matlieus  auch  kein  Doktrinär  des  M'ahlkönigtums 
gewesen  ist,  so  berulit  doch  seine  ganze  Auilfassung  des  König- 
tums auf  der  Voraussetzung  der  Wahl  Der  König  sollte 
gegen  aufsere  Feinde  und  BebeUen  m  LOwe  sein,  aber  ein 


>  Gr.  M^.  m  1. 

2  Cr.  Mai.  HI  340,  477:  cum  sim  hseree  solos  appsrens. 

a  Cr.  mA-  IV  0, 
*  Cr.  Mai.  IV  (iiJ'J,  V  397. 
Cr.  Maj.  III  518. 

"  Auch  der  Vf^rfasFcr  des  carmpn  de  bollo  I^cwen.«i  (neu  ]ipmtr= 

Segeben  von  Kiugstord:  The  song  of  Lewes.  Oxford  WJO)  ver»teht  unter 
em  Königtum,  obwohl  er  es  von  Gott  herleitet,  du  Wahlkömgtum.  S. 
V.  448  sqq.:  .  .  .  igitar  hinc  seist  qai  Is^t 

Quod  noii  pottst  rf'prere,  nui  non  sernat  legem, 
Nec  hunc  debet  laccre,  au  quos  spectat,  regfjm.  — 
V.  455  wird  Prinz  Eduard  angeredet: 

Si  regnuin  desideras.  leeres  uenerare  — 
als  wenn  seine  T)ironi'olger»chaft  noch  nicht  ganz  feststünde. 
'  Ann.  Dunst.  220. 
8  Ann.  Burt.  500. 
^  Ann.  I>un.st.  2.-4. 
Matheus'  zweiter  Contiiiuator,  der  in»  zweiten  Drittel  des  14.  Jahr- 
hunderte ^eechrieben  hat  (Liebennsan,  MG.  SS.  XXVUI  512»  Z.  25  ft.l 
spricht  v<.n  der  Wahl  Eduards  I.   Wilhelmi  Bisbssigsr  Cronirn  n.  75 
ci]    Txiley.   —  Tho^m'^  Waisin „'li^rn  spricht  so«yar  noch  von  der  Wshl 
Luuards'll.    Historia  Anglicana  i  119,  bei  Stabbs  II  329*. 
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Lamm  daheim  zu  seinen  Vasallen  —  ao  lalst  3iatlieu8  einmal 
den  Könij?  von  Kastilien  an  Heinrich  III.  schreiben*.  Die  gegen- 
seitigen Verpflichtungen  zwischen  König  und  Unterthanen  erkliirt 
der  Chronist  für  deich :  sicut  subditus  domino,  ita  dominus  sab* 
dito  tenetur^  nlSiv£g  ersählt  er,  dafs  Henirich  III.  an  seinen 
Krönungseid  erinnert  worden  sei,  d.  h.  an  die  Verpflichtungen,  die 
er  dadurch  gegen  seine  Unterthanen  übernommen  hatte  ^  Er 
hat  die  ßrzählung  Wilhelms  von  Malmesbury  in  Wendovers 
Chronik  eingeschoben,  dals  der  Graf  von  Olonceater  1130  dera 
Knni^  Stephan  den  Lelinstid  nur  bedingungsweise  geleistet 
hatte  ^  —  nie  Wiederholung  dieses  Falles  nach  der  Sehlacht  bei 
Lewes  hat  er  nicht  mehr  erlebt*  —  und  einmal  ist  er  sogar  auf  die 
Vertragdtheorie  verfallen:  Prinz  Ludwig  von  Frankreich  hätte 
seine  Herrschaft  tlber  England  (1216)  verloren,  weil  er  seinen 
Vertnigen  untren  geworden  sei*.  Aus  der  Königswahl  hat 
Matheos  das  Recht  der  Stände  abgeldtet^  der  königlichen  Gewalt 
Schranken  Ku  setzen.  Er  läfst  den  Erzhiscbof  von  Canterbury 
die  Rede,  die  er  vor  der  Krönung  Johanns  gehalten,  mit  folgen^ 
dem  Raisonnement  begründen,  das  freilich  seiner  Behatiptang 
gerade  widerspricht,  Johann  sei  wefren  seiner  persfinlichen  X^'or- 
ziige  ^^ew.nhlt  worden.  Kr  hätte  nanilieh  getiirehtet,  dals  Johann 
al»  König  das  Keich  in  grofse  Verwirrung  und  Gefahr  stürzen 
würde,  und  deshalb  habe  er  ihn  auf  Orund  der  Wahl  und  nicht 
des  Erbrechts  gekrönt:  ne  haberet  liberas  habenas  hoc  faciendi'. 
Das  entipricht  dem  Bracton  zugeschobnen  Satze,  dafs  die  Kurie 
der  Grafen  und  Barone  Uber  dem  Könige  stunde. 

Unter  einer  solchen  Kontrolle  der  königlichen  Gewalt  hat 
Matheos  aber  keine  institutionelle  Beschrnnkung  der  königlichen 
Prärogative  verstanden,  sei  rs  durch  das  Parlament,  oder  einen 
Staatsrat  oder  einen  stfindisehen  Aussehnfs;  denn  um  die  Reform - 
bestrebungen  der  Barone,  die  sich  in  diesen  Bahn»»«  bewegten, 
hat  er  sieh  stets  wenig  gekümmert Seine  Meinung  war  viel- 
mehr die :  wenn  Beschwerden  und  Vorstellungen  der  Vasallen 
nichts  truchteten,  so  raüfste  der  König  zu  einer  gerechten  Ke- 

g'erung  mit  Gewalt  gezwungen  werden.     Die  Spitze  dieses 
Bchts  der  Barone »  dem  König  Schranken  zu  setzen ,  ist  das 
Widerstandsrecht. 


>  Cr.  Mai.  V  399. 
2  Cr.  Maj.  IV  Ö9. 

»  Cr.  Maj.  IV  235,  V  7,  55,  128,  184,  327. 
*  Cr.  Maj.  II  164. 

«  S.  o.  S.  21. 

^  ilist.  Aiigl.  Ol  90.  Electus  est  ab  Angüs  in  regem  et  domiDom . . , 
Ladowictts  .  .  ted  Id  euperbiaiD  erectos,  a  pactis  resiliTit  fere 
optinens  (?).  Ludounicas  tarnen,  fidei  ae  promiisorum  transgrssBor,  in* 
gloriuB  recessit. 

f  Gr.  Ma).  II  45& 

»  S.  Q.  £f.  76  ff. 

4* 
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Schon  Wendover  hat  den  Aufstand  Richard  Marshalls  von  1233 
vollauf  gebilligt;  er  hätte  in  diesem  gerechten  Kampfe  die  Sache 
all^  r  Engländer  verfochten  Matheus  klagt  einmal,  dals  der  König 
es  verstünde,  eine  Reihe  von  Magnaten  auf  seinö  Seite  zu 
bringen;  wenn  dann  die  Stände  wider  den  KUvag  ihr  Rechi 
dttichsetzen  wollten «  so  würde  es  ilinen  nicht  gelingen ,  ihn  und 
seine  GOnstlinge  durch  Wort  oder  That  gefügig  zu  machen*. 
Bei  der  Krönung« frier  der  Königin  Eleonore  im  Jahre  1236,  er- 
zählt Matheus,  habe  der  Graf  von  C}ie>ter  als  Pfalzgraf  das 
Schwert  St.  Eadwards,  Curtein  gelieilsLn.  dem  Könige  voran- 
getrn/on,  zum  Zeichen  seiner  Befuguiss  (I  n  Kr.nig,  wenn  er  ge- 
felilt  liiitte,  durch  Zwang  auf  den  rtehun  Weg  zu  leiten.  Die 
Auslegung  dieser  symbolischen  Handlung  ist  bezeichnend :  mit 
dem  Schwerte  öoilte  der  König  zu  meiner  PHiclit  zurückgeführt 
werden^.  Die  Revolution  von  1258  rechtfertigt  der  Chronist 
daniity  dafs  die  Ausschreitungen  des  Königs  außerordentliche 
Mafsnahmen  erheischt  hätten^.  Die  Heyolution  war  swar  un- 
blutig verlaufen,  doch  nur  deshall).  weil  sich  der  König  zu 
keinem  Widerstand  g^en  die  in  WafTeii  versammelten  Baione 
hatte  entschliefscn  können.  Es  war  doch  den  Ständen  und  dem 
Chronisten  seU)st  etwas  beklommen  zu  ^lute,  als  Richard  von 
Cornwall,  der  römische  König,  Ende  nach  England  zurück- 

kehrte, denn  man  wulste  noch  niclit,  wie  er  sich  zu  den  Pro- 
visionen von  Oxford  stellen  würde ;  dem  Chronisten  drängte  sich 
da  die  Parallele  mit  dem  Jahre  1215  auf,  aber  er  zweifelte  doch 
nicht  an  der  Rechtmäfsigkeit  der  stttndisehen  Sache  ^.  Er  hat 
das  Widentandsrecht  als  ein  Verfiusungsrecht  aufgefoftt,  das  auf 
der  Wahl  des  Königs  beruhte. 

Dagegen  haben  weder  Wendover  noch  Matheus  es  gebiUigt,p 
als  die  Barone  1233  daran  dachten,  den  König  abeusetaen;  sie 
bezeichnen  das  als  ein  Verbrechen  und  erklären  es  ftir  eine  bös- 
willige Verleumdung,  dafs  auch  einige  Bischöfe  an  dem  Plane 
beteihgt  gewe-en  ^^  är»  n -'.  Ganz  so  streng  scheint  Matheus  sji.iter 
über  dieseu  Punkt  nicht  mehr  gedacht  zu  haben.  Als  der  König 
einmal  ilem  Prior  der  Johanniter  drohte,  die  Privilegien  «eine* 
Ordens  zu  kassieren,  llifst  Matheus  diesen  erwidern :  nur  solange 
du  Gerechtigkeit  ttbst,  kannst  du  König  sein;  sobald  da  das 


1  Gr.  Maj.  III  241 :  causa,  quae  omoes  tangebat.  III  265  (Mareseallos) 

qui  pro  Justitia  decertabat. 

-  Cr.  Maj.  V  öl4  a.  \2')^^:  nt  si  ]>rapsnmprpt  «iiivorsita«  regni  pro 
SDO  jure  Stare,  rege  advcrsante,  nuilam  haberet  contra  regem  et  suc» 
alieniffenae  cobereeDdi  potestatem  vel  contradicendi  facaltateiD. 

^  Cr.  M.ij.  III  1^37  sq.:  in  Signum  quod  est  cornrs  palatii,  et  Tf^cm 
si  oberret  haboat  de  jure  potrptnfpm  coliibendi.  Daß  Schwert  ist  wohl 
eher  das  Symbol  des  Riehteramts  deb  kltem  fränkibcb  -  normaunisebeit 
Pfalzsrafen  ^^cwesen. 

^  Cr.  Maj.  V  Gsü:  exceasRS  legis  tractatus  exigit  speciales. 
Cr.  Maj.  V  729  su. 

«  Cr.  Mig.  III  268. 
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Recht  brichst,  hat  dem  Etoigtum  ein  Ende.  Daraaf  habe  der 
KiSmg  empOrt  ausgarai«),  ob  die  Engländer  ihn  wie  seinen  Vater 
vom  ThroDe  stürzen  und  umbringen  wollten  ^  Auch  sonst  sagt 
Matheus  wohl,  Kr>nipr  Heinrich  sollte  sich  das  Sc^hicksal  seines 
Vaters  r'mo  Warnung  sein  lassen,  indessen  hat  er  sich  nicht 
positiv  über  die  Absetzbarkeit  des  Königs  geäuisert^. 

b.  Die  Stände. 

Das  ständische  Selbstgefühl  erscheint  bei  Matheus  von  An- 
lantr  an  völlig  entwickelt.  Er  allein  kennt  von  den  ^deichzeitiijen 
Chronisten  den  Ik-griff  der  univeröitas  reirni,  der  die  Stände  als 
eine  Körperschaft  bedeutet  und  wodurch  zugleich  ihr  repräsenta- 
tiver Charakter  ausgedrückt  wird  ^  er  gebraucht  daö  Wort  schon 
von  dem  Parlament  von  1237'.  Nach  Matiieus'  Sprachgebrauch 
ist  die  universitas  regni  nicht  ganz  mit  dem  Parlament  äentisch, 
wie  es  thatsächlich  bestand.  Er  rechnet  sa  ihr  auch  die  bacdie- 
luüf  d.  h.  die  kleinern  B.irone,  die  keinen  Sitz  in  der  Reichs- 
▼ersammlung  hatten^.  Die  universitas  regni  mochte  .sich  audi 
aufserhalb  des  Parlaments  bethätigen ;  Älatheus  legt  den  Namen 
gf'legentlich  einer  beliebigen  Vereinigung  von  Miinnern  bei.  die 
wenn  auch  ohne  Autorisation ,  so  doch  im  Interesse  der  Nation 
handelten,  z.  R.  den  ursprünglich  zu  einem  Turnier  versammelten 
Rittern,  die  den  ij.tpstlichen  Nuntius  Martin  durch  Drohungen 
zwangen,  das  Lana  zu  räumen^.    Ein  paar  Mai  spricht  er  auch 


»  Cr.  Mfiü-  V  339. 

'  Dar  Verfasser  des  carmen  de  bello  Lewensi  (ed.  Kingeford)  ist 
Anhäu^cr  sowohl  des  Widerstandsn^chts  dor  IJaroiie  als  auch  der  Absetz- 
barkeit des  Röni^.  ^iwou  vou  Montfurt  erscheint  dem  Dichter  als  das 
Weriiiseiig  Christi;  dieser  selbst 

Daos  reges  subdidit  et  heredes  rcgum, 

Quos  captivos  reddidit  transgresdores  legum.    vv.  387  sq.  — 
Fenierw.  705  sqq.:  Rex  qui  rcgnum  subditum  sibi  uult  parere 

Reddat  deo  dcbitam,  alioquin  uere 
Sciat  quod  ohscquiuin  sibi  non  tipbetur, 
Qui  negat  servicium,  quo  Deo  teiietur.  Vgl.  w. 963 sqq.— 
TV.  445  sqq.:    Nam  rex  omnis  regitur  legibus,  quas  legit; 

Bes  saul  repellitur,  quia  leges  fregit; 
Et  puTiituä  lei^itor  dauid  moz  ut  egit 
Contra  legem  .  .  . 
▼f.  729  sqq.:    Si  princeps  amauerit,  debet  reamari, 
Si  recte  regnauerit  debet  honorari; 
Si  princeps  errauerit,  debet  rouocnri. 
Ab  hiis,  quo»  gmuauerit  tuiuste,  negari, 
Nisi  Qdit  corrigi.  — 

*  Cr.  Maj.  III  380.  Später  gebraucht  er  auch  das  fiblicher  werdende : 
commuiiitas.  (Jr.  Maj.  IV  600,  V  733,  740.  £inmal  kommt  auch:  com- 
muna  rc^ni  vor.   Hist.  Angl.  III  51. 

*  i>.  Maj.  y  83:  multi  de  militibas  uoiTerBitatis  regni,  qui  se  Tolunt 
liachelarioe  appellari. 

»  Cr.  Maj.  IV  420. 
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von  der  regni  uiUTeräitas  popularia;  das  Beiwort  sdgt  aber  den 
Unterschied;  den  er  dabei  machte 

Von  dorn  Chronisten  wird  rl.as  Pfirl.iment  aber  mit  der  uva- 
versitas  regni  identifiziert,  denn  tr  fafst  beide  als  die  Qesamtheit 
des  englischen  Adels  auf.  Während  er  von  Hotlesten  manehmal 
berichtet,  der  König  h.-ilte  nur  auserwnhlte  Mitgh'eder  des  Adels 
geladen-,  heilöt  es  von  den  Parlamenten  ziemlich  regebnJ^fäig, 
dafs  der  Adel  von  ganz  England  berufen  worden  wlire®.  Efe 
Bezeichnungen:  regni  univeraitas,  regnum,  bamagium,  totius 
Angliae  nobilitas  sind  bei  ihm  Wechsäbegriffe.  Aus  diesen  zu- 
sammenfaju^den  Hezeiclmungen,  die  er  den  Ständen  wdt  hfiuHger 
beilegt,  als  die  speciellen  :  clerus  et  militia  oder  regnum  et  eccleaa, 
geht  zugleicli  hervor  ,  dafs  der  Chronist  die  Stände  als  eine  ein- 
heitliche politische  Körperschaft  ansieht.  Diese  Auffassung  kommt 
aufs  deutlichste  auf  dem  Parlament  von  1255  zu  Tau«^.  Hier  be- 
schwerten sich  die  Uarone  beim  Könige  darüber ,  dals  nicht  alle 
ihre  paies  geladen  worden  wären ,  wie  es  die  INlagna  Charta 
(König  Johanns)  vorschriebe,  und  sie  erklärten,  deshalb  keine 
BescblüBBe  fiisaen  su  können^.  Und  MatheuB  zweifelt,  ob  man 
diese  Versammlung  ein  wirkliches  condltum  nennen  dQrfie^ 
Allerdings  sind  weder  er  selbst  noch  die  Barone  später  wieder 
darauf  zurückgekommen.  —  Von  einer  besondern  Repräsentatioii 
der  Graftchaften  und  Städte  durch  gewählte  Vertreter  weifs 
Mathen <  natürlich  noch  nichts.  Von  der  Berufung  von  Graf- 
schaftörittern  zu  dem  Parlament  des  Jahres  1254  hat  er  nur 
ganz  beiläufig  Notiz  genommen^,  und  rininal  tadelt  er  dea 
König,  dafs  er  die  Stadt  London  besteui  rt  hatte,  ohne  das  Parla- 
ment oder  wenigstens  die  Bürgerschatt  zu  befragen". 

Matheus  war,  was  sich  bei  dem  Mönche  des  vornehmeQ 
Klosters  and  dem  Parteigänger  der  Barone  von  seibat  verstefai 
ganz  aristokratisch  gesinnt.  Wie  seine  Klagen  über  das  Aus- 
sterben altadliger  Gt  ^  lileehter  und  über  die  Zersplitterung  ihrer 
Erbschaften  seine  Wertschätzung  der  Nobilität  tfk^nen  lassen 
80  erscheint  es  ihm  ganz  selbstverständlich,  wenn  der  König  im 


«  Z.  B.  Cr.  Maj.  V  G98. 

^  Cr.  Maj.  IV  590 :  praesentibus  maltia  electis  regni  magnatibuB. 

V  28  sq.:  venerunt  igitur  ülnc  vocati  comcs  Kiciudu^  c  omos  RogeroB 
Bigod  inarescallaS}  comes  Herefordiae,  et  barooes  praeclecti  cum  inilttibu» 
nonnulUs. 

^  Cr.  Maj.  III  380  a.  1287,  IV  181  a.  1242,  IV  862  a.  1244,  IV  51S 
a.  IIMG,  IV  .557  a.  1246,  IV  622  a.  1247,  V  5  a.  1248,  V  20  a,  1248,  V 
37ii  a.  1253,  V  493  a.  1255. 

*  Or.  Maj.  V  520  sq. 

^  Cr.  Mnj.  V  331:  Et  concilium.  si  concilium  diceiidum  est.  .  .  . 

•  Er  bringt  das  linrufuri^pi^chreibpn  in  den  AdditameDten  Cr.  Ut^ 

VI  286,  erwabut  es  aber  nicht  in  der  Chronik. 

'  Cr.  M^j.  IV  895:  mcoDsalta  regDi  yel  aaltem  naturaitiiin  nonuD 
aniversitate. 

»  U.  a.  Cr.  M^j.  IV  243.  491,  V  5u4. 


biyilizüü  by  GoOglc 


XIV  3. 


55 


Parlament  die  Zusicherung  giebt,  er  wolle  in  Zukunft  die 
Ed  (  In  des  Reiches  niclit  Holter  bedrücken  und  schädigen; 
w»^nn  er  einem  der  M  Monaten  Unrecht  gethan^  so  würfle  er 
eti  wieder  gut  machcu  \  Fn  ihch  sorgte  der  Adel  nicht  für  sich 
allein,  sondern  trat  thatsächlich  auch  liir  die  Interessen  und  H»  chte 
der  übrigen  Klassen  ein;  so  erzählt  Matheus,  dai's  er  sich  nach- 
drücklich der  Londoner  und  Buiaf leute  gegen  die  Bedrflekiiiigea 
des  Könks  angenommen  bfttte^.  Aach  steht  der  ChroniBt  nicht 
an«  fiU*  me  niedem  Bürger  l^ondons  gegen  den  Stadtadel  Partei 
au  nehmen,  wenn  sich  dieser  Unrechtmärsigkeiten  liatte  zu 
Schulden  kommen  lassen^.  Schon  Wendo^er  bemerkt  einmal, 
da'i's  die  Magna  Charta  allen  Stünden  in  gleicher  ^^'eise  zu  (hite 
känu?  *.  Wo  al.er  die  Interessen  der  verschieduen  socialen 
Kreiöc  einander  gegenübertreten,  da  kommt  die  aristokratisrhe 
8tande.ssell)stsucht  von  Matlieus  aufs  deutÜchste  und  manchmal 
in  buchst  naiver  Weise  zum  Ausdruck. 


c.  Die  atändiBche  Staataauffasanng. 

l)ie  staiitsrechtliehen  Ansichten  des  St.  Albaner  Chronisten 
tragen  deullieli  das  (leprflge  des  Übergangsstadiuni 8.  das  den 
öffenthchen  Zuständen  seiner  Zeit  eigen  ist  Die  Stände,  deren 
Partd  er  angehört,  waren  der  eine  Trftger  der  fortschreitenden 
Entwicklung.  Doch  haben  sie  ebensowenig  allein  den  neuen 
Staatsgedaziken  vertreten,  wie  die  Krone  mit  mren  Organen  allein 
den  alten  Staatsgedanken  vertreten  hat.  Denn  wenn  auch  Hein- 
rich III.  persönlich  noch  gans  in  dem  patrinionialen  Vorsteilungs- 
kreise  befangen  war,  so  zeigten  sich  doch  viele  der  Kronbeamten, 
namentlicli  in  den  liichterkollegien ,  schon  ihrer  Verantwortung 
als  Diener  des  Staates  bewufst.  Andrerseits  waren  die  Stande, 
während  ihre  Politik  die  Anfänge  des  nationalen  Uechtsstaatea 
begründete,  noch  sehr  stark  von  feudalen  Tendenzen  beherrscht, 
die  sich  niclit  allein  gegen  den  Absolutismus  der  Verwaltung^ 
sondern  gegen  das  Wes^  des  anglonormannischen  Staats  ttbcar^ 
haupt  richteten.  Zu  der  wdtem  Entwicklung  des  englischen 
Staates  haben  Krone  und  Stände  gleichviel  beigetragen. 

Die  Politik  der  Stände  richtete  sich  in  ihren  lotsten  G  rUnden 

fegen  die  bisherige  Auffassung  des  Staates.  Ganz  natlirlich  ist 
aber  dureh  das  Ständewesen  eine  neue  Staatsanffossung  erzeugt 
worden ,  deren  Kern  eben  den  Gegensatz  zu  der  alu  n  patri- 
moniiden  Staatsidee  bildet.    Sie  läfst  sich  in  zwei  Thesen  formu- 


I  Cr.  Maj.  III  m. 

«  Cr.  Maj.  V  6  sq.,  128. 

•  Cr.  Maj.  II  418.  V  663. 

*  Cr.  Maj.  III  '.''>  fa.  \22't}.  Comniunibus  voro  libertatibus  mapnatos, 
milites  et  V\\t>'rr  tonentes  adeo  usi  ?in)t,  quod  nee  iotba  unum  in  regia 
carta  couteutimi  extitit  praeteriuisäum. 
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lirrf^n:  das  Keich  ist  nicht  das  Privat^it  KöniVs.  sondern 
steht  ihm  als  ein  selbständiges  lifrlitssubjekt  ^xgentiber üio 
l?e^ieriing  soll  daher  nicht  allein  im  Interesse  des  Königs,  soudern 
ebenso  zum  \\  ohie  des  Landes  gefiilirt  werden. 

Der  Hauptaooent  dieser  Sätee  liegt  auf  der  Kritik^  daTs  der 
König  seine  Intereaeeii  so  einseitig  venblgte,  dafs  er  darüber  die 
Interessen  und  Rechte  seiner  ünterthanen  Terietste.  Die  Stftnde 
setsten  der  Verwaltungspolitik  keine  neuen  positiven  Ziele^  son- 
dern sie  erstrebten  einen  Schutz  ges^en  die  Verwaltangshoheit 
des  Königs.  Es  ergeben  sich  daher  die  Fragen:  worin  l»estehen 
nach  der  Ansicht  des  Chronisten  die  AnfL'nben  der  Verwaltung? 
und  wo  liegen  die  Grenzen  der  Regierunfrsrechte y 

Mathens'  Auffassung  von  den  Ptiichten  des  Königs  deckt 
sich  ungefähr  mit  dem  Inhalt  des  Krönungseides.  Er  verlangt 
vom  Könige  eine  energische  Landesvcrteid^ng ,  Wahrung  des 
Landfriedens  und  Rechtspflege,  ferner  einen  besondem  Schutz 
der  Kirche,  deren  Patron,  und  seiner  Vasallen,  deren  Lehnahenr 
er  ist.  Die  staatlichen  Au%aben  sind  noch  wenig  kompliziert» 
den  Mittelpunkt  aller  Innern  Regierung  bildet  die  Justiz. 

Matbeus  ist  geradezu  ein  Anhänger  des  zentralistischen 
Staates  zu  nennen,  soweit  er  eine  bessere  R^M-htsptlecre  und 
Walirung  dejs  Landfriedens  ermöglichte.  Je  krattvoller  seit  Hein- 
rich IL  der  stiatliclie  Rechtsschutz  geworden  war,  desto  mehr 
hatten  sich  auch  die  Ansprüche  an  den  Staat  gesteij2:ert.  So 
scharf  der  Chronibt  Jeden  Landtriedcn^bruch  ' ,  und  nicht  minder 
die  Au&tandsversucbe  des  Grafen  von  Aumäle  und  von  Fawkes 
von  Breantä  verurteilt',  so  nachdrtlcklich  betont  er  die  Pflicht 
des  Königs  zur  Rechtsprechung.  Die  Verhältnisse  lagen  so,  dais 
der  MOnch  gegen  den  KOnig  den  Vorwurf  erhob,  den  Land- 
frieden und  Rechtsschutz  unsicher  gemacht  zu  haben,  indem  er 
sich  selbst  durch  das  Reclit  nicht  gebunden  fühlte  und  indem 
er  seine  französischen  Günstlinge  gegen  die  gerichtliche  Straf- 
verfolgung in  Schutz  nahnr^  Matheus  verjj^leicht  das  Treiben 
dieser  Günstlinge  bezeichnend  mit  der  Tyrannei  der  säclisichen 
Vielherrschaft  ',  und  als  er  einmal  auf  König  Offa,  den  (irUnder 
seines  Klosters,  zu  sprechen  kommt,  rühmt  er  ihm  mit  deutlicher 
Besiehung  auf  die  Gegenwart  nach,  dafs  er  die  vielen  kleinen 
Könige  in  England  unterjocht  und  die  AUemhemehaft  begrttndet 
faabe^.  Wie  dem  Chronisten  die  Rechtspfl^  als  die  oberste 
Pflicht  de^  Königs  gegolten  hat,  lehrt  «ne  Geschichte,  die  er 
von  Wilhelm  La]^;schwert,  dem  Sohne  des  Grafen  von  Salisbuiy, 
erzählt    Als  dieser  mit  Ludwig  dem  Heiligen  den  Kreuzsug 


1  Cr.  Mai.       :^70,  V  231. 

»  Hist.  Anul  II  243  naq.,  262  sqq. 

»  Cr.  Maj.  V  .Vj4,  G^9. 

*  Cr.  Maj.  V  316,  494,  593,  621. 

•  Cr,  Maj.  V  562. 
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mitmachte,  wurde  er  yor  Alezandria  von  französischen  Grofsen 
der  Beute  berauht,  die  er  von  einem  Streifzug  heimgebracht  hatte. 
Er  klagte  sir  dessen  vor  dem  Könige  an,  aber  der  scheute  sich, 
das  Urteil  gegen  seine  mMchtigen  Vasallen,  unter  denen  sieh  sein 
liruder  befand,  zu  Gunsten  des  Voiksfremden  zu  Mlen  und 
wollte  die  Sache  vertuschen.  Da  sagte  ihm  der  Engländer  den 
Dienst  auf:  wenn  du  deine  Mannen  nicht  richten  und  ihre  Ver- 
gehen nicht  strafen  kannst,  so  bist  du  kein  König  mehr;  einem 
solchen  Könige  diene  ich  nicht  länger  ^ 

Proklanuerte  man  so  die  Pnicht  des  Königs  zur  Recht- 
sprechung, so  erkannte  man  damit  zugleich  seine  Qerichtsgewalt 
auf  dem  Boden  des  positiven  Staatsrechtes  an^.  -Dafs  in  der 
That  die  Zentralisation  d*  r  Justizverwaltung  die  allgemein^  ]>o]i- 
ti5^che  Voraussetzung  der  Stande  war,  zeigt  die  wiederholte  l^>r- 
derung  des  Parlaments,  dal's  das  Amt  des  Grolsrichters  wifder 
besetzt  würde.  Die  Barone  wollten  allerdings  den  Groisrichter 
selber  ernennen,  aber  sie  wollten  dadurch  wesentlich  nur  persön- 
fiche  Eingriffe  aes  Königs  in  die  Rechtsprechung  ▼erhindem;  die 
Funktionen  des  Amtes  sollten  nicht  eingeschränkt  werden*.  In 
der  Revolution  von  1258  ist  die  Gerichtsver&ssung  unrerilndert 
bestehen  geblieben^,  die  Richter  der  Centralbehörden  wurden 
nieht  ihrer  Amter  entsetzt'^,  ja  es  wtn-den  Verordnungen  zu  Ün- 

funsten  der  patrimonialen  Gerichtshöfe  erlassen**.  Der  erste  von 
en  Baronen  ernannte  Grofsjustitirir,  TTirjo  Bigod,  verfuhr  durchaus 
den  Tra  litionen  der  curia  regis  gemüis,  indem  er  die  feudalen 
Genchtsprivüegirn  wenig  schonte'. 

Auch  fuhrt  Matheus ,  wie  Bracton " ,  alle  Freiheiten  auf 


»  Cr.  Vnl  V  132  f?qq.  Vf;l.  n.  8.  52  f.  die  nlmli'^lip  Antw  dos 
Jobanniterpriors,  als  Ueiuiich  lU.  drohte,  Privilegien  semeä  UrdeuB  zu 
kasderen.  Gr.  Maj.  Y  m 

*  Für  das  An-^ehen  des  Kölligsgerichtes  ißt  ^  bezeichnend,  mit 
welchem  Stolze  der  Prior  von  Dunstabfe  in  seinen  Annal^Mi  ht-richtet,  wie 
ihn  die  reisenden  Eicbter.  die  die  Writprozesse  seiner  Imnmiutat  durch- 
zoDthnn  hatten,  arom  BeiaitsEer  kooptierten,  und  wie  ihm  danaf  als 
königliebem  Justitiar  von  dien  QeecJiw onien  der  Eid  geleistet  wurde. 
Dunst  55,  m. 

»  Cr.  Maj.  IV  368,  V  7,  473,  494.  —  Auf  dem  1.  Parlament  von 
wurde  tau  gefcjrdort,  dafs  der  König  selbst  einen  Grofsjustitiar  nnd 
Kanzler  ernenne.    Vgl.  den  Anhang  1  S.  124  f. 

*  Pauli,  Simon  von  Montfort  87  f.  meint,  die  Barone  hätten  1208 
den  Groftricbter  als  Oeranten  ihrer  politisehen  Reebte  ernannt  nnd  glaubt 
ihn  dem  aragoniscben  Justicia  vergleichen  zu  dürfen.  In  welcher  Weise 
sollte  er  aber  diese  Pflicht  erfüllen,  da  schon  raehrcro  ständische  Ausschüsse 
und  eine  ständische  Regierung  chigeaetzt  und  deai  ICünig  alle  He^ieruu^^'ij- 
gewalt  entnsBen  war?  Dassu  kommt,  dafs  der  GrofBrichter  nur  auf  ein  Jahr 

SewiOdt  wurde.    Hurt.  4.50.   Fl.  liist.  II  ir>r,.    Pauli  103  und  Prothoro  227, 
ie  dies  übersehen  haben,  motivieren  daher  die  Demission  Bigods  unrichtig, 
ß  S.  u.  S.  110. 

«  Select  charters  386  §  29.    Ebenda  401  5i§  1—3. 

7  Ihmst.  212,  218.  Fl.  bist.  II  427.  Lib.  de  antt  legg.  39  sq. 

*  Bracton  fol.  5b  ^. 
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königliche  Verleihung  zurück.  TTberall .  wo  er  von  weltliehen 
Rechten  seines  Klosters  oder  andrer  Ku'chen  spneht.  betzfc  er 
voraus,  dals  sie  vom  Könige  übertragen  wären'.  Von  einer 
Vorstellung  ,  daiä  Magnaten  oder  i'ralaten  öOfentliche  Rechte  auä 
eignem  Rechte  beattfsen^  Ist  bei  den  Klosteriuitorikem  des 
13.  Jahrhunderts  keine  Spur  Torbanden^ 

Aber  der  Rechtsschutz  war  nach  Matheus'  Auffassung  die 
«nstge  staatliche  Pflicht  des  Königs;  denn  den  Kri^  imd  die 
auswärtige  Politik  aulser  dem  Grenzschutze  rechnete  er  noch  sa 
dem  Gebiete  des  rürstlichen  Privatrechts'*.  Modern  f^esprochcn, 
sah  Matheus  den  üechtsschutK  als  den  einzigen  Zweck  des 
Staates  an. 

An  den  (öffentlichen  und  privaten  )  Rechten  der  UntertlumLU 
sollicu  nun  die  Rechte  des  Königs  ihre  festen  Schranken  haben. 
Innerhalb  seiner  Grenzen  sollte  ein  jeder,  unbehelligt  vom  andern, 
nach  eignem  Belieben«  wenn  auch  natürlich  dem  Rechte  gemäfs, 
achalten  und  walten  dürfen.  Der  König  sollte  die  UnterthsDeD 
in  der  Ausübung  ihrer  Rechte  nicht  stören,  und  ferner  seine 
Ansprüche  an  ihre  Leistungen  nicht  erhöhen.  In  beidem  sah 
man  eine  Überschreitung  seiner  RcHjhtssphäre. 

Die  öffentlichen  Rechte  der  T^>ftione  wurden  noch  vollständig 
privatreehtlieh  au^efafst.  Di<  .Stande  hatten  zwar  begonnrn, 
sich  von  den  patrimonialen  \  orstellungen  zu  emaneipiereu,  indem 
sie  die  Sätze  aufstellten,  dafs  das  Reich  nicht  das  rrivatgut  des 
Fürsten  wäre,  und  dals  die  Regierung  das  Landeswohl  fördern 
sollte  y  aber  darüber  hinaus  war  man  vorläufig  noch  nicht  ge- 
kommen.^  Die  Herrschaftorechte  des  Königs  sah  man  noch  als 
seinen  privaten,  nutzbaren  Besitz  an,  und  nicht  anders  dachte 
man  von  den  Rechten,  die  er  dem  Adel,  der  Kirche  und  den 
Roninmnen  verliehen  hatte.  Alle  diese  Rechte  sind  nicht  zu 
denken  ohne  ihre  finanziellen  Erträge  :  jede  Beeinträchtij::ung  be- 
deutete daher  einen  Anstall  in  dem  Einkommen  der  Besitzer. 
Nun  waren  die  Barone  weit  davon  entfernt  ihre  Forderun.ir,  dals 
die  Regieruüg  dem  allgemeinen  Wohle  dienen  sollte,  auch  auf 
ihre  eigne  patrimoniale  \*erwaltung  auszudehnen ;  und  wollte  der 
König  im  wahren  öffentlichen  Interesse,  mochten  seine  Motive 
auch  nur  der  Schuts  der  Hoheitarechte  oder  rein  fiskalischer 
Natur  sein,  diese  Rechte  kontrollieren,  beschränken  oder  einiiefaen, 
so  enjpfaod  man  das  nur  als  eine  ungerechte  und  überflüssige 
Bereicherung  der  Krone.  Dafs  eine  Beschränkung  der  patri- 
monialen Rechte  zu  Gunsten  der  Kronrechte  ein  politischer  Fort- 
schritt war,  haben  die  Stände  nattLrlich  nicht  eingesehen. 


«  Z.  B.  Cr.  Maj.  IV  50,  312,  V  8,  b3.    Vgl.  auch  Cr.  Maj.  VI  364  sq. 

*  Da^egm  protestierte  1278  der  Graf  von  Wnreune  gegen  die  I^ 
quisitioncn  quo  warnnto.  indom  «  r  Hechte  des  AdeU  von  der  nOiaiaDili- 
sehen  Eroherung  herleitete,    i^tubbs  II  115. 

»  S.  u.  S.  88. 
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Dazu  kommt,  dafs  diese  Rechte  keinoswcgs  sämtlich  wohl* 
erworben  waren.  Als  aber  Eduard  I.  durch  die  Inquisitionen  quo 
waranlo  in  umfassender  Weise  der  Krone  das  Verlorne  wieder- 
zugewinnen oder  docli  weit(?rn  Entziehungen  vorzubeugen  ver- 
suchte, gescliah  diejs  untei'  lautem  Protest  des  Adels  ^.  Das 
Statut  de  viriü  reh'giosis  erbitterte  den  Klerus  auts  iiulserste-. 
Im  Jahn  1244  Heia  Heinrich  III.  Erhebungen  anstellen  über 
Entfi^dimgen  vom  königlichen  Forstlande.  Diese  erwiesen  sic^ 
als  recht  beträchtlich;  H<>ch  ttnd  Niedrig,  Weltlich  und  Geistlich 
war  daran  beteiligt.  Matheus  aber,  der  dies  erzilhlt,  geriert  sich 
dabei,  als  wären  die  nun  enteigneten  nnd  hart  gebufsten  Besitzer 
eigentlich  in  ihrem  guten  JEtechte  gewesen  und  als  hätte  das 
ganze  Verfahren  nur  auf  eine  unziemliche  Bereicherung  des 
Königs  abgezielt^. 

AUerdinir«  ginir  im  1'^.  Jahrlitmdert  die  gesamte  Staats- 
verwaltun;:^  noch  irixuz  wesentlich  von  fiskalischen  ( Jesichtspunkten 
aus.  Nach  Mntheus  hätte  aber  der  König  mit  allen  öeiuen  Re- 
glern ngäiuaUua  innen  gar  keinen  andern  Zweck  verbunden  als 
den,  auf  Kosten  seiner  unterdrückten  Uuterthanen  seine  ewig 
leere  Kasse  au  fOllen.  Dafs  der  Chronist  das  Treiben  dar  Forst- 
richter bei  jeder  Gelegenheit  angreift,  ist  Ihm  nicht  au  verdenken, 
denn  die  konnten  au  einer  wahren  Landplage  werden.  Aber 
auch  von  den  reisenden  Richtern  erhält  man  nacli  seinen  Schil- 
derungen  den  Eindruck,  als  würden  sie  durchs  Land  geschickt, 
nur  um  mit  Gebühren  und  Bufsen  flir  den  König  Geld  einzu- 
trf^ilen*.    Aus  demselben  (Irunde  murrt  der  Chronist  Whpv  die 

uerung  des  altnationalen  Miliz-  und  Polizeidienstes  der  Gc 
racuiden  (assize  of  arnis  und  watch  and  ward)^,  über  eine  zu 
genaue  Überwachung  von  Mals  und  Gewicht"  und  über  die 
KoDtroUe  der  Londoner  Selbstverwaltung,  obwohl  die  Thatsache, 
die  er  als  Grund  ihrer  Ausübung  anBlhrt  —  eine  ungerechte 
Besteuerung  —  ihre  Notwendigkeit  gerade  ins  rechte  Licht  setzt'. 
Und  nn^hOrt  nennt  er  es,  akfs  der  KOnig  eine  neue  Schfttsung 


»  Stubbs  II  115. 
«  Pauü  IV  17. 

*  Ct,  Haj.  IV  400  sq.,  426. 

*  Cr.  Maj.  IV  34:  8ub  praetextu  justitiae  infinitam  pecuniam  ad  opus 
regia  omnia  ciiBpergentls  colIi»perunt.  —  V  327,  4o>':  quiaquid  (rex)  de 
mpiois  jnsticiariorum  itineranttum  ....  valuit  extorquere.  Vgl.  Stubbs 
II  2^$3  über  die  UupopularitÜt  der  reisenden  Richter.  —  Zu  den  Nach- 
richten, tlaf^  iiacli  (l*=r  IN'Volution  von  V2'>'^  dif^  Hnronenregienuic:  die 
itiuera  nur  aller  sieben  Juhru  zulHssen  wollte  (^üStubbs  11  2^  f.)  vgl.  übrigens 
Britton  1.  1  c.  I  §  3:  Estre  ceo  volums  nous,  qe  Jttstieet  errauotz  soint 
«aeignets  de  meames  les  chapitres  oyer  et  terminer  en  chescmi  countö  et 
eo  cheseune  fraunchise  de  VlI  annz  en  Vli  auna. 

*  Cr.  Maj.  V  410.   S.  u.  Ö.  «4. 
«  Cr.  Maj.  V  494. 

^  Cr.  Maj.  IV  94. 
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des  gesamten  Klostergutes  anordnetet  l>io  Klagen  über  die 
8eh;iaiguDg  der  Engländer  dureh  die  Regierung  Heinrichs  TU. 
bilden  den  Grundton,  der  durch  die  ganxe  Chronica  Majora 
durchklingt. 

Eine  natürliche  Reaktion  der  Qe«elIfloliaft  ge^^n  den  anglo- 
nonDannitchen  VerwaltangsdespotismiiB '  trifft  hier  mit  gans 
reaktiODären  Tendeoaen  atuammen.  Einerseits  mafste  daa  ent- 
wickeitere  SdbstgeAlhl  der  Stände  den  Mangel  eines  wirksamen 
Rechtsschutzes  gegen  die  Polizeihoheit  des  Staates  aufs  bitterste 
empfinden.  Andererseits  aber  wünschte  man  eine  weitgehende 
Finselirftnkunir  der  Staat>^l>efngnisse  überhjuipr.  Das  Ziel  des 
Eevidalisraus  war  nicht  mehr  wie  früher  die  individuelle  politische 
Autonomie,  aber  er  widersetzte  sich  den  modernen  Autgaben 
und  Ansprüchen  des  Staates,  sobald  dadurch  die  Freiheit  des 
Einzelnen  beschränkt  wurde.  W  ie  viel  mehr  man  aber  auch 
Tom  Staate  forderte ,  so  wenig  wollte  man  doch  yma  einer  €nt> 
sprechenden  Steigerung  der  Leistungen  an  ihn  etwas  wissen. 

Alle  aufserordentlichen  Forderungen  der  Krone  erregten  die 
Unzufriedenheit  der  Stünde  aa&  hödiste.  Die  Leistungen,  die 
sie  von  den  Unterthanen  zu  verlangen  hatte,  standen  rochtlidi 
fest:  der  Lelmsdienst,  die  lehns-  und  hofrechtlichen  Abgaben,  der 
Gerichts-  und  Polizeidien^t  u.  s.  w.  Daran  sollte  sich  der  König 
aber  ein  für  alle  Mal  genügen  hiHRen;  beanspruchte  er  mehr,  so 
galt  das  wieder  als  ein  Ubergrilt  über  seine  Kechtssphäre  hinaus. 
Kichts  aber  war  den  blanden  verbalster,  nichts  dünkte  ihnen  im- 
gerechter,  als  wenn  ihnen  eine  aulserordentliche  Steuer  angesonnen 
wurde.  Der  König  konnte  mit  seinen  hembracfaten  Einkünften 
die  Kosten  der  Regierung  nicht  mehr  Bestreiten  und  mafste 
wiederholt  das  Parlament  um  aufserordentliche  ßelsteueni  an- 
gehen. Dieser  rermehrte  Geldbedarf  war  indes  nicht,  wie  seine 
Gegner  annahmen,  allein  eine  Folge  seiner  mafslosen  Ver- 
schwendungssucht, sondern  in  WalirTifit  machten  die  Landes- 
regierung und  die  äulsere  Politik  erheblicii  grölsere  Kosten  als 
in  früherer  Zeit.  Schon  Wilhelm  von  Pembroke  und  Hubert 
von  Burgh  hatten  wälu  cnd  dt  r  vormundschaftlichen  Regierung 
melurfach  Steuern  vom  Parlament  geioidert  und.  erhalten  —  später 
hat  man  sie  Heinrich  III.  ▼orgerUckt  und  ihn  persönlich  aaftkr 
T^raDtwortlich  gemacht*;  und  ToUends  denke  man  an  die  Stenern, 
die  sich  Eduard  L  hat  bewilligen  lassen. 

Der  Hauptgrund  der  Opposition  gegen  die  Steuern  lag 
wiederum  in  oer  halb  patrimonialen  StaatsautTassung.  Die  Kosten 
der  Staatsregimmg  und  der  königlichen  Hofhaltung  wüden  ans 


^  Cr.  Maj.  V  HA  a.  1255.  In  demselbeu  Jahre  inuIsteD  die  reisenden 
Kichter  in(]uirieren ,  ei  viri  reli^osi  intravarint  feodam  domini  Jtgit> 
Burt.  3:i7.    Wvkos  III. 

*  Vgl.  Gneist,  E.  VCr.  164. 

*  Auf  den  Parlamenten  von  1242  und  1244.  Cr.  Mi^.  IV  186  ,  373. 
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einer  Kasse  bestritten.  Dem  Privatgute  des  Fürsten  standen 
allein  die  einzelnen  Vermögen  der  Unterthanen  cjeueiiUbcr :  der 
Begriff  eines  Staatsvermögens  und  8taatseinkommenö  war  der 
Zeit  frcrnd.  Matheus  gelbst  betont  zwar  mehrfach,  dafs  die  ulleut- 
Üchen  Leistungen  der  Unterthanen,  und  auch  die  aul'äerordent- 
Hehen  Steuern,  dem  Landeswohl  zu  Qute  kommen  mtlfsten  ^ ;  die 
Stftnde  haben  ein  paar  Mal  Tersucfat,  die  Verwaltung  der  vom 
Parlament  bewilligten  Stenern  in  die  Hand  ta  bekommen  und 
deren  Verwendung  za  Überwachen ;  und  einmal  wollten  sie  sogar 
die  Verwaltung  des  gesamten  königlichen  Schatzes  einem  ständi- 
schen Ausschufrf  übertragen^;  aber  da  sieh  diese  Ideen  nicht 
verwirklichen  lieisen,  ist  man  uich  nicht  dazu  gekommen,  den 
Begriff  eines  Landes-  oder  eines  iSta^itsvermogens  /n  fassen.  Sehr 
bezeichnend  tür  die  patrimonialreehtliche  Auffas  itig  der  Kron- 
einkiinlte  ist  eine  Bemerkung  des  St.  Albaner  (  ontinuators  von 
Matheus.  Er  führt  nämlich  das  Zerwürfnis  zwischen  Simon  von 
Hontfort  and  Gilbert  von  dare,  das  bald  nach  der  Gefangen- 
nahme des  Königs  bei  Lew««  (1264)  ausbrach,  darauf  surück, 
dals  Montfort  die  königlichen  Revenuen  für  sich  allein  behalten 
hfttte,  während  sie  sich  doch  von  Rechtswegen,  wie  der  Chronist 
aUen  Ernstes  meint,  darin  hätten  teilen  müssen^. 

Nun  giebt  Matheus  zwar  zu ,  dafs  in  Fullen  wirkliclier  Xot 
aufserordentliche  Ansprüche  an  die  Untert Im nen  gemacht  werden 
dürften*.  So  schilt  er  auf  ein  päpstlieln  tj  Privileg,  das  dem 
Erzbischof  von  Canterbury  die  Annaten  aller  Pfründen  in  seiner 
Kirchenprovinz  aui  cme  gewisse  Zeit  zuwies;  denn  die  Schulden 
des  Erzs^s,  die  damit  getilgt  werden  sollten,  wären  nicht  zur 
Landesyerteidigung  oder  zu  einem  ähnlichen  Zwecke  aufgenommen 
worden,  den  man  billigen  kannte.  In  diesem  Falle  hätte  er  es 
also  eher  entschuldbar  gefunden  ''.  Auch  erhebt  er  keinen  Wider- 
spruch dagegen»  dafs  der  König  bei  der  Belehnung  Walter 
Marshalls  zwei  Walliser  Schlösser  ans  der  Erbscliaft  seines 
l>rud('rs  ausschied  und  zur  bessern  Grenzverteidigung  tür  sich 
zurückbehielt*. 

Im  grofsen  und  ganzen  war  aber  Matheus.  und  desgleichen 
die  Stände,  der  festen  Überzeugung,  dafs  die  Kuiktuuic  des 
Königs  für  den  doppelten  Zweck  ausreichten  ^  daher  ihre  For- 


1  8.  u.  S.  69. 

-  S.  u.  S.  89  f. 

»  Florc3  bist.  Iir  1. 

♦  Vgl.  auch  Cr.  Mty.  IV  ö9o  a.  1247  (Brief  des  euglischen  Klerus 
Sa  den  Papst):  (rex),  cui  In  neceeidtatibus  suis  deesse  non  possumus  com 

bonestate  nec  del  enuis.    Wenn  das  hier  auch  nur  Phrase  ist,  um  unter 
dem  Vorwando  dic.-er  Verpflirhtutit;  oino  vom  Paji^te  geiorderte  Steuer 
sblehneu  zu  können,  so  ist  das  Prinzip  doch  anerkannt. 
Cr.  Maj.  IV  520. 

*'  Cr.  Maj.  IV  ITiS;  Xccessc  nnitn  habuit  rex  ipsa  rctlnero .  ut  infir- 
miora  Wulüae  nuper  adc^uisitae  roboraret  et  tarn  castiis  (j[uuin  militari 
pvssndio  eommuniret. 
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derung,  der  König  sollte  „^n  manem  Eignen  leben*  —  und 
regieren^.  Die  Forderung  einer  anfeerordendichen  Steaer  wird 
atets  au&  Bchärfete  verurteilt.  Man  weist  seinen  ▼enneintlichen 
Anspruch  aurttck,  ab  hfttte  er  über  das  Eiigentum  der  Unter* 
tlianen  zu  verfügen :  der  rechtlichen  Theorie  nach  gehöre  alki 
dem  Könige,  aber  nicht  als  sein  nutzbarer  Besitz,  sondern  nur 
als  Gegenstanrl  seines  Schutzes  und  seiner  FürsorL'^e-. 

Dabei  liandcitc  es  sich  bei  don  Steuerford erun;jren  des  Königs 
nicht  etwa  um  die  Anerkennung  des  parlamentirischen  Steuer- 
bewilligungsreclites.  Das  hat  Heinrich  III.,  obwoiil  es  in  den 
spätem  Redaktionen  der  Magna  Charta  gestrichen  worden  war, 
faktisch  stets  anerieannt;  niemals  hat  er  auch  nnr  den  leisesten 
Versuch  gemacht,  eine  aDgemdne  Landessteuer  ausanschreiben, 
ohne  dafs  er  die  Stände  befragt  hätte'.  Aber  obwohl  die 
Steuern  als  freiwillige  Beiträge  anerkannt  waren,  so  haben  sich 
die  St-inde  doch  fast  regelmäfsig,  ebenso  wie  die  deutschen 
Landatände,  vom  Könige  die  urkwTidliche  Znsichening  geben 
lassen,  dafs  die  jedesmalige  Bewilligung"  Tiicht  als  Präcedenzfall 
gelten  sollte^.  \ian  ftirclitete,  dafs  meiirere  Bewilligungen  eine 
Steuerp tiicht  begründen  könnten Und  in  einer  Steuer- 
pflicht, die  durch  wiederholte  Bewilligimgcn  entstehen  könnte,  er- 
blickte man  nicht  nur  eine  Schmälerung  der  Rechte,  sondern 
eine  Minderung  der  Freiheit.  Wie  von  HOrigen  der  niedrigsten 
Klasse,  sagt  Matheus,  habe  der  Rf^nig  immer  aufs  neue  Oeld 
▼on  seinen  Vasallen  erorefst:  man  merke  wohl,  er  spricht  hier 
von  Steuern^  die  das  Parlament  bewilligt  hatte Ebenso  sagt 
Mathens  von  dem  Scutagium  von  1242,  dafs  der  König  es  er- 
prefst  habe^y  obwohl  es  thatsächlich  sowohl  von  den  Baronen  ^| 


'  Die  früheste  Formulieriuip  din?pfi  Satzes  linde  ich  in  r^fr  Mis»^  von 
Lewes.  lüsh.  de  bellis  (in  Ypodigma  Neuätriae)  p.  533.  Spätere  W  ieder- 
holimgen  bei  Stnbbs  II  543. 

2  S.  u.  S.  102. 

'  Im  Jahre  1252  leckte  der  Könifx  dem  Klerus  ein  päpstliches  Mandat 
vor«  wodurch  ihm  ein  Zehnter  von  dem  geistlichen  Einkommen  gewährt 
woraen  war.  Dagegen  protestierte  Grosseteste:  Vos  ex  inconceaeia  pro- 
CCditis.    Cr.  Maj.  V  325. 

*  Sn  1221,  12a^.,  1237  und  1242.  W.  Coventr.  H  254  pq.  Select 
charter»  Htj7.  Madox,  cxcli.  I  009''.  Auf  den  Parlamenten  von  1242 
und  124X  erinnerte  man  den  König  an  die  frühem  Venprechungen ,  Gr. 
Maj.  IV  187,  V  0,  und  1252  und  I  JM  verlangten  die  Stände  für  den  Fall 
einer  BewiMiptinir  ehensolche  Charten.   Cr.  Maj,  V  827,  Vi  284. 

*  Der  Klerus  pflegte  davor  mit  dem  Satze  des  römischen  Rechts  m 
wamen:  binus  actus  indncit  conmetudinem.  Cr.  Maj.  IV  37  sq.,  41,  T 
325.  —  I>ir  liisclnife  vcrwciperton  12.'.2  dem  König  eine  St»'uer;  denn 
wenn  eie  bie  bewilligten,  ccclesia  .  .  .  perpetuae  aarvituti  subjaceret  ac 
triboto.  Cr.  Mq.  Tm 

*  Cr.  Mig.  III  ^)81,  IV  182:  trabens  exactiones  in  oonseqnentiaB, 
<11iaa  ft  eervis  ultimae  conditionis. 

Cr.  Maj.  IV  227.   Scutagiom  per  totaro  Angliam  rex  Angliae  sibi 
feeit  extoraueri. 

*  Maaox,  exeb.  I  660e. 
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als  auch  von  den  Bischöfen^  bewilligt  worden  war.  Der  Tadfl 
des  Clironisten  geht  nicht  ilarauf,  dal«  die  Steuer  nicht  ver- 
faasungsmUl'sig  zustande  gekommen  wäre,  sondern  dafs  sie  über- 
haupt angelegt  wurde*.  Jede  Steaer,  ob  bewilligt  oder  nichts 
gilt  dem  Ohronisien  als  eine  Erpreesiuig. 

Selbst  an  der  bewilligten  and  erhobnen  Steuer  erkennt  er 
dem  König,  und  ebenso  dem  Papste,  kein  unbeschränktes  Ticcht 
XU*,  sondern  betrachtet  sie  mehr  als  eine  Anleihe.  Einmal  Lifst 
fr  die  Rischöfe  die  IToffnnTiLr  aussprechen,  der  König  werih'  den 
üetrag  der  Steuer  sp;it<  r  wieder  zurückzalih  n  * :  und  ]*ap,st 
Gregor  IX.  hat  er  es  ganz  ernstlich  verdacht,  dals  er  eine  Sleuer, 
die  er  1229  von  dem  cngHschen  Klerus  zum  Kampf  gegen 
IViedridi  11.  erhoben  hatte,  nicht  zurückerstattete,  als  er  bald 
darauf  mit  dem  Kaiser  Frieden  schlofs^.  Es  war  dem  Mönche 
um  die  vermeiotliche  Rechtsverleteung  ^  die  er  in  jeder  aufser* 
ordentlichen  Steuer  sah,  offenbar  ebenso  leid,  als  um  das  Objekt 
der  Steuer  selbst  In  seiner  wachsenden  Verbitterung  versteigt 
er  sich  einmal  zu  folgendem  Satze  Er  teilt  die  Höhe  der  Aus- 
gaben mit,  die  der  König  gemacht,  seitdem  er  „der  Zersti^ror 
des  Reichs"^  wäre,  und  fi\gt  hinzu:  besser,  man  verliert  Schwert 
und  Pfeil  in  der  Tic  fe  des  Meeres,  als  dais  sie  einem  der  Femd 
mit  Gewalt  entreilst**. 

Es  ist  schwer  zu  sagen,  inwieweit  diese  beschränkte  Staats- 
auffassung durch  die  ideenlose  und  unehrliche  Politik  Heinrichs  III. 
imd  durch  die  Jugend  des  öffentlichen  Lebens  bedingt  gewesen 
ist  Ihre  Haupt  Ursache  war  bei  dem  Mönche  die  alles  be- 
herrschende Sorge  für  die  Bereicherung  der  Klöster.  Dieser 
Vorwurf  des  Geises  trifft  den  ganzen  mönchischen  Stand;  der 
royalistische  Thomas  Wykes  giebt  Matheus  darin  nichts  nach*. 
Matheus  verlangte  vom  Staate  nur,  dafs  er  den  l>estelienden 
Tveehtszustand  anerkennen  und  aufrecht  erhalten  sollte.  Damit 
ibt  es  ganz  im  Einklang,  dals  der  Chroaisi  politisch  völlig  un- 
produktiv gewesen  ist,  w'as  sonst  bei  seinem  regen  politischen 
Interesse,  bei  seinem  Überblick  über  die  gesamte  in-  und  aus- 
ländische Politik  und  bei  seinem  Temperament  befremden  mttfste. 
Er  hat  niemals  dem  Königtum  neue  Ziele  gesetzt,  etwa  das  Ver- 
hältnis Englands  su  Schottland  oder  zu  dem  in  steten  Au&tänden 
befindlichen  Wales  endgOltig  va  regeln,  yon  mnem  Reformen 


^  Maiiox,  exch.  1  609  c. 

*  StnbhSt  select  charters  868  hat  rieh  durch  das  „extorqucri''  irre- 
fiiliren  hist^en.  In  der  Ilist  An{^\.  II  466  ist  auch  noch  von  der  Er- 
pressung die  JEtede,  in  den  Flor,  hist  II  25ö  dagegen  von  der  Bewiliigong 
der  Steuer. 

*  Über  die  päpstlichen  Steaem  s.  a.  S.  102  ff. 

*  Cr.  Maj.  IV  870. 

»  Cr.         Iir  2-^,  374. 
«  Cr.  Maj.  V  627. 
^  a  o.  S.  128. 
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ffanz  zu  schweigen.  Ebensowenig  hat  er  jemals  einen  frucht- 
baren Gedanken  tiir  die  Politik  (Ur  Stände  ans^ps| »rochen.  Die 
gemächliche  Stillstandspolitik  Heinrichs  III.  wäre  {^anz  nach  dorn 
Herzen  des  Mönchs  gewesen.  hiUte  nur  die  leidige  Macht  der 
Krone  ihr  nicht  die  Möglichkeit  zu  wirklichen  und  vcruieintlichen 
BfichtsyerletzuDgen  aller  Art  gegeben.  — 

Diese  Bedrückungen  sind  es  gewesen,  die  die  antipatrimo- 
lualen  Ideen  der  Stände  erweckt  haben.  Das  Reich  BoUte,  der 
feudalen  Theorie  zum  Troiee,  dafs  der  König  der  ObereigentOmer 
des  ganaen  Landes  wäre,  nicht  das  Privafgnt  des  Königs  .sein, 

sondern  ihm  als  ein  eignes  koordiniertes  Kechtssubjekt  gegenüber- 
stehen. Das  Land  war  peraoniiiziert  in  den  Ständen  Da  nun 
dip  Stände  und  der  König  einander  gleichberechtigt  gegenüber- 
stniiden,  der  Begriff  des  Staates  aber,  als  der  höhoru  Einheil, 
dem  jene  beideu  unterzuordnen  waren,  noch  nicht  LTclafst  war, 
so  erscheint  der  Staat  als  ein  politisches  Doppchvcsen.  1  >er 
Begnli  des  Staates  als  eines  einheitlichen  Gemeinwesens  giuj;  mit 
der  patrimonialen  Staatsauffassung  zunächst  verloren.  Zwar 
kommt  die  Beseiehnung  regnum  bei  Matheus  auch  in  dieser 
Bedeutung  noch  vor,  meist  ersetzt  er  jedoch  den  Staatsbegriff 
durch  die  Verbindung :  rex  et  regnum.  Oft  genug  spricht  er 
▼on  den  Angelegenheiten,  den  Interessen,  der  Ehre  von  König 
und  Reich-.  Diese  Bezeichnung,  die  sich  bereits  bei  dem 
Kanonikus  von  Barn  well  und  bei  W'eodover  Hndet^,  ist  aus  dem 


'  Cr.  Maj.  III  403:  indignationein  in  toto  regne  conceptam,  tsm 

ciero  quam  militia. 

*  Cr.  Maj.  III  'A21.  Kiclmrd  Mai-shall  wird  von  einem  Gegner  pro- 
dltor  et  cruentus  roiris  et  ie«,'ni  genannt.  —  IV  640.  Die  Translation  & 
Eadwards  soll  jocundius  ad  re^'is  et  repni  honorem  gefeiert  werden.  — 
IV  iiTimninntin  ret;!?  ot  re^ni  |ieiicu!:i.  V  0:  inciirrif  doininti!»  rot 
ab  inuumerubilibus  tormidabiles  maledictiones,  in  ejusdem  et  totius  regni 
periculuro  et  infamiani.  —  IV  811:  talis  erat  conndera^o  regi  et  n^»» 
mtimanda.  —  IV  .j'JfJ.  Der  Papst  hat  auf  dorn  Lyoner  Konzil  (124'») 
multu  bona  pro  reue  et  repio  versprochen.  —  IV  470.  Hie  eugliechcn 
liischüfe  getzeii  uuf  den)  Lyoner  Kon/.il  ihre  >iegel  unter  die  Unter- 
werftingsurkunde  König  Johanns,  non  sine  enomi  reeis  et  regni  prae- 
judicio.  —  lY  iOJ',  I),-r  K-inii:  vtrwoiport  d^m  erwählten  IJi-silio!  von 
Ciilchestej'  die  lieötütigung,  da  die  Wahl  ohne  köuiglichea  cuuge  d  eüre 
in  sui  et  regni  enonne  praejudiduni  vollzogen  worden  war.  —  V  ^ 
heifst  ei  von  einem  Kitter:  pacem  regni  et  coronae  regiae  enonntter 
laeserat.  —  IV  91.  Der  Kr»injj  wollte  dem  Gnjf««n  von  Flandern  ein 
Privileg  ausstellen  contra  curonom  suam,  in  enormem  re^i  Angliae  lae- 
^onem.  In  dem  Parlamentsprotokoll  von  1244  (Cr.  Maj.  IV  ^7)  wird 
verlangt,  dafs  d<;r  Stajitsrat  <li('  negotia  regia  et  regni  eileli;^«'!!,  und 
das  landetiherrlichc  Vermögen  und  die  anrser<»rdentiichen  Steuern  ad 
commodum  regis  et  regni  verwalten  sollte.  -  Ebenda  heifst  es:  brevi» 
contra  regem  et  c  onsu  et  u  d  i  iH;m  regni  impetrata  pcnitus  re* 
vocenfur;  aueli  dii  Wciidiing  soll  nur  «las  Staat.';intert'-^"  nnsdiurkon. 
denn  gegen  den  König  konnten  überhaupl  keine  writs  ausgctätcllt  werdcu. 

•  \V.  Cov.  II        a.  121D ;  uegotia  regiß  et  regni.  —  2G3:  in  ipaus 
regis  et  regni  praejudieiam.  —  264:  statnm  regis  et  regoi. 


biyilizüü  by  GoOgL 


3.  65 

Anitsstil  herübergenommen,  wo  oft  von  dem  Könige  und  seinem 
Reiche  die  Bede  ist,  aber  die  Bedeutung  itat  Bich  voUkommen 

geänd'Tt 

Ijiuae  antipatrimonialen  Ideen  wurzeln  in  den  aristokratischen 
Tendenzen  diT  Stünde  ;  beide  iiaben  sieh,  da  sie  dieselbe  liichtuug 
verfolgen,  nämlich  ge^en  den  König,  eng  miteinander  verwoben. 
Zwischeo  dem  Gedankoi,  dafs  das  Reich  nicht  das  Frivatgut 
des  Fttnten,  sondern  ein  selbständiges  Bechtssubjekt  wäre,  nnd 
der  Vorstellung,  dafs  der  KOnig  nicht  aus  eignem  Recht  die 
Krone  trüge,  besteht  ein  enger  Zusammenhang,  wenn  er  der 
Zeit  auch  nicht  deutlich  zum  HeNMifstsein  gekommen  sein  mag. 
Denn  das  Bewufstsein  der  Stilnde,  dafs  sie  die  Krone  zu  ver- 
geben hfltten ,  das  seit  ihrer  Konsolidierung  einen  viel  stMrkern 
Gehalt  bekommen  haben  mufs.  verwächst  mit  der  Idee,  dals  sie 
„das  ganze  Land'*,  die  universitas  regni,  sind;  das  Königtum 
sinkt  fast  zu  einem  Amte  herab,  während  das  Selbstgeftihl  der 
Stände  sich  nahezu  zu  einem  aristokratischen  JSouveränitäts- 
bewufstsein  steigert,  aus  dem  die  Theorie  vom  Widerstandsrecht 
und  von  der  Ahsetsbarkeit  des  Königs  entsprungen  ist.  Im 
schroffsten  Gegensätze  dazu  steht  die  noch  ganz  privatrechtliche 
AutTiisäung  der  Herrschaft  und  der  Hoheitsrechte  des  Königs  ^ 
Oiese  fing  man  nun  an.  aus  jenen  Vorstellungen  heraus  zu 
korrigieren,  indem  man  nicht  nur  die  Erwerbung,  sondern  auch 
(?{r.  Veräulserun::  der  Krone  von  der  Zustimmung  der  Stände 
ahli;in;4ig  sein  hi8s<  n  wollte-.  Man  hat  es  hier  nicht  mit  dem 
Grundsätze  zu  thun ,  dafs  überhaupt  zu  allen  wichtigen  Staats- 
akten der  consensu.s  meliorum  terrae  erforderlich  sei,  sondern 
hier  beansprucht  die  Kation,  „das  Land ^,  ein  Selbstbestimmungs- 
recht*.  Weil  die  Einwilligung  der  Stände  gefehlt  hätte,  wurde 
die  Unterwerfung  Ekiglands  unter  die  päpstliche  Oberiehnsherr- 
Schaft  angefochten  ^  und  aus  demselben  Grunde  erklärt  Matheua 

Cr.  Mnj.  Iii  10'^:  cum  mnlti  j^iiit  viri  ecclosiasitici .  q'ii  potius  cunae 
Romanac  quam  regi  et  rcgno  providerent.  —  III  170:  der  erwählte  Erz- 
bischof  voll  Canterbtury  tarn  ecclesise  Komanae  quam  regi  et  regna 
Angliae  esset  non  mediocriter  fructnosus.  III  269:  regis  «st  regnt 
desolatio. 

*  Mathens  fBrchtete  eine  schlechte  llegierun;?  von  PriiiÄ  Eduard^ 
cum  ad  plenam  regni  perveuiret  pogseHsionein.  Cr.  Maj.  V  679. 
Auch  ist  an  die  Aufta»aung  der  Königsabsetzung  ak  einer  Enterbung  zu 

erinncm.    S.  o.  S.  ÜG. 

Vgl.  Ober  eine  fthnliehe  Entwicklung  in  den  deutscheu  TerritorieA 
Oisrke,  Deutsches  Genossenscbal'tsrcrlit  I  U")  f 

"  Dasselbi-  nationale  .Selbstbei^tirnmun^^sreciit  vindiziert  Matheus  den 
ApuHem,  als  iliiun  der  Pajist,  ohne  sie  zu  befragen,  in  dem  tnj;li8ih»'n, 
l'rinzen  Edmund  einen  Herrn  gab:  Cr.  Maj.  V  531;  ebenso  den  feindlichen 
WiilÜscru.  S,  11.  S.  11.'..  —  Auch  fiiidor  er  e?  iranz  erklärlich,  dnls  I.ttd- 
^vig  IX.  die  Nonnaiidic  ohne  Zustimomug  seiner  ßaroue  nicht  au  England 
abzutreten  wagte;  denn  dem  König  traute  er  den  ii^ten Willen  das&n  zu, 
Cr.  Miy.  V  280  sa..  4y± 

*  Cr.  Maj  Iv  I  ;n,  470.  Gerade  so  hatte  mau  früher  g^en  König 
Johann  argumentiert.    S.  o.  IS. 

Fcmhuui^eD  XIV  8.  -  l'lelin.  5 
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die  ErbeinsetzuDg  Wilhelm»  des  Eroberei*8  durch  ELadward  ftir 
UDgültii;^  Gelegentlich  wird  auch  die  Forderung  der  Stände, 
rein  puliiisehe  Fragen  mitentscheiden  zu  dürlLn,  mit  demselben 
antipatrimonialen  Satze  begründet;  so  schreibt  einmal  der  St 
Albaner  Verfiuner  der  Flores  historiaram :  der  König  berief  enun 
päpstlichen  Legaten  nacb  England  (1237),  ohne  Vorwissen  der 
Barone,  als  wenn  ihm  das  Rdch  allein  gehörte  '. 

Der  durch  das  Ständewescn  erzeugte  pditische  Dnalismin 
hat  sich  indessen  in  dem  englischen  Staats^^'oson  niemals  so 
schroflf  ausbilden  können,  wie  es  in  den  deutschen  Territorien  der 
Fall  gewesen  ist^.  Denn  so  »hnlich  die  AniHnge  der  englischen 
Reichsstiinde  und  der  deutschen  Landstände  auch  sind,  sowoW 
in  der  Entwicklung  ihres  korporativen  und  repräsentativen  Oha- 
rakters,  als  in  der  StaatsautTasäung  und  auch  in  einzelnen  politi- 
seben  Zielen,  so  besteht  doch  zwischen  beiden  ein  fundamentaler 
Unterschied.  Denn  während  die  deutschen  Landstande  sich  fiut 
zugleich  und  parallel  mit  der  fürstlichen  Landeshoheit  entwickelten, 
dergestalt  dals  erst  aus  dem  Zusammenwirken  beider  Milchte 
ein  Staatsgebilde  entstand,  war  der  englische  Staat  längst  fest 
geftlgt,  als  die  Stünde  sich  zn  konsolidieren  begannen.  Zu 
Matheus'  Zeit  befand  sich  freilich  der  ständische  Körper  noch 
ziemlich  unvermittelt  neben  dem  Stantsorganismus ,  aber  schon 
unter  den  folgenden  Regieruni^en  wurde  er  in  den  Rahmen  der 
Verfassung  eingefügt^.  Die  liestrebungen  der  englischen  Barone, 
die  man  als  spezifisch  landständisch  bezeichnen  könnte,  sind 
daher  nur  Torttbergehender  Natur,  aber  charakteristisch  ftr 
Matheus  Parisimis'  Staatsansicht  und  Uberhaupt  filr  die  Zeit 
Heinrichs  III.  \  Besonders  deutlich  tritt  der  Dualismus  im  Staate 
in  den  Revolutionen  henror,  wo  es  den  Stünden  wenigstens  leit- 
weise  gelang,  sich  zu  einer  der  Krone  ebenbürtigen  Macht  auf- 
zuschwingen :  da  verhandeln  beide  Parteien  miteinander  über  die 
Friedensbeding'ungen  wie  zwei  selbsüindige  politiselie  flachte:  sie 
ernennen  \  erwaltungsausschüsse  aus  Vertretern  beider  Parteien, 
und  schliefslich  erwählen  sie  einen  fremden  Souverän  zum  Schieds- 
richter ihrer  Streitigkeiten. 

Aber  auch  in  ruhigen  Seiten  ist  dieser  Duafismus  in  dn- 
aelnen  FsUen  praktisch  wirksam  geworden.  Dem  Auslande 
gcttentlber  ist  England,  wenn  es  8i<m  um  wirkliche  Staats-  und 
nicnt  nur  um  f\irstliche  Privatinteressen  handelte,  nicht  immer 
allein  durch  den  König,  sondern  sugleich  durch  die  Stände  Ter- 
treten  worden.  Es  kommt  hier  ausschliefslich  das  Verhilltnis  zn 
den  Päpsten  in  Betracht    Eigentlich  kam  es  dem  Könige  kraft 


>  Cr.  Maj.  V  607. 

*  Flor,  bist  II  223:  Avgliae  regnnm,  quod  tAU  (rc^)  speeislitsr 
spectare  videbatur. 

'  Gicrke,  Deutsches  Genoesenschaftsrecht  I  571 — 78. 

*  Gaeist,  E.  VG.  256  ff. 

*  S.  u.  S.  74 f.  89f. 
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seiner  Schulpflicht  zu ,  die  Rechte  seiner  Untertlmnen  und  der 
englischen  Kirclie  gegen  zu  weitgehende  Ansprüche  der  Kurie 
zu  verteidigen  ,  aber  da  sicli  Heinrich  III  stets  als  p^pstUchen 
Vasallen  lüliUe  und  andrerbeits,  wenn  er  sich  einmal  zur  Oppo- 
aition  aufraffte,  au  energielos  war,  sie  wirklich  durchaoföfaren,  so 
ging  diese  Vertretung  gana  uatttrlich  mit  auf  die  Stande  Uber. 
Alan  kann  hier  das  Wachsen  der  universitas  regni  beobachten. 
Im  Jahre  1229  yerbot  Graf  Ranulph  von  Chester,  allein  fUr  sich, 
seinem  medialen  Klerus,  den  ausgeschriebnen  pHpstlichen  Zehnten 
auch  von  ihrem  weldichen  Lohn.i:^ite  zu  entrichten'.  Ende  der 
dreifsiger  Jahre  beschwerten  sich  di«  <'rr  ifrn  und  Harone  von 
England  beim  Papste  über  die  Verletzung  der  Patronatsrechte 
der  Laien  -.  Im  Jahre  1245  protestierte  die  univ(  rsitas  regni 
bereits  gegen  die  päpsdichen  Provisionen  und  suusiigen  Be- 
drückungen der  Landeskirche  und  zugleich  gegen  die  Ober- 
lehnsherrschaft des  Papstes^.  Ebenso  haben  sich  die  Stände 
auf  den  Parlamenten  von  1246  und  1247  der  englischen  Kirche 
der  Kurie  gegenüber  angenommen^.  Und  die  Thiitigkeit  der 
Stände  beschränkte  sich  nicht  etwa  darauf,  dafs  sie  im  Parlament 
den  Entschlüssen  des  Königs  zustimmten ,  sondern  man  bewegte 
sich  ganz  in  den  Formen  des  stftndis'hen  Staates,  dergestalt 
dais  König  und  Stünde  iiire  eignen  >ciireiben  und  Gesandten 
schickten,  und  da!'««  im  Grunde  jeder,  unbekümmert  um  den 
andern,  seine  eijjne  Politik  trieb'*. 

Ein  paar  }iiidv  haben  die  Stände  nicht  nur  in  Konkurrenz 
mit  dem  König  das  Land  vertreten,  sondern  sie  haben  sich  sogar 


»  Cr.  Mai.  III  189. 

2  Cr.  Maj.  III  GOU— 14.  Aus  dem  Hriof  f  Ii  o-orst  IX.  den  Legaten 
Otho  1.  c.  p.  613  geht  hervor,  dafa  einerseits  der  König,  andreriieita 
BoUles  viri  comites  et  barones  Angliae  beim  Papste  vorstellig  gewordoi 
waten.   Zur  L):iti<»rung  des  Briefes  (]<  r  Barone  8.  1.  c.  III  610*. 

"  Cr.  Mai.  IV  440  sqq.    Dunst,  n;-'. 

*  Cr.  Mai.  IV  529  sqq.,  öüö  sqq.  Matheus  «iebt  die  Schreiben  der 
Stände  Ton  124.5,  1246  und  1247  wieder.   Als  Absender  des  Schreibens, 

das  auf  dein  Konzil  verlesen  wurde,  nennen  sich:  m.iLiiiatos  et  universitas 
re^?ni  Angliae.  —  1246  sidirieben  die  Bischöfe  tiir  sich  und  die  Abte  und 
•Prioren  für  «ich,  und  die  Bischöfe  schieden  sieh  nach  den  Kircheu- 
provinzen;  es  ist  nur  das  Schreiben  derer  von  Canterbury  erhalten.  In 
dem  dritten  Briefe  ueiinon  .''ich  die  Grafen  persönlich:  dann  heifat  es 
weiter:  et  alU  totius  re£ui  Augliac  barunes,  proceres,  et  maguates,  ac 
nobilee  portnum  maris  habitatorea  necnon  et  cleros  et  uniTersas 
po  P  u  1 118.  Der  Adel  vertrat  also  das  gesamte  Land.  —  Von  den  Schreiben 
Von  1247  ist  nur  eins  vorhanden,  von  der  universitas  den  et  populi  i»er 
provinciain  Caiituaricnsem  couätituti^  die  Absender  gebrauchten,  ua  sie 
>^  ffemdttsames  Siegel  hatten,  das  der  Stadt  London. 

^  S.  die  Urkunden  von  12:39,  ]2W  und  1247.  Cr.  Maj.  l.  e.;  vgl. 
auch  die  letzte  Anm.  S.  ferner  das  writ  von  1240  Cr.  .Maj.  IV  50^^.  worin 
^  König  den  ßiaehöfen  verbietet,  die  pHjpstliche  Steuer  einzutreiben, 
üonec  nuntiinostri  et  v estri  necnon  et  aliorum  magnatum  nostro- 
rum  et  totlus  uni  v -r  i  *  ;i  t  is  regni  .1  curia  Homana  redierint,  -  Auch 
öer  Dunstabler  Annalibt  erwiiiint  p.  167,  dafö  auf  dem  Lyoner  Konzil  König 
w  Reich  durch  yerachiedne  P^knntoren  vertreten  gewesen  sind. 
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zu  einseitigen  Vertretern  des  Staatsinteressea  aufgeworfen,  wenn 
der  Könii;  seine  Pfliclit  versäumte.  Vn'^  zwar  ist  dies  lange  vor 
dem  liarouen kriege  geschehen,  im  Jaiire  1244.  Man  hntte  von 
dem  neugewfthlten  Papste  erwartet,  dafs  er  die  Erpressungen 
seines  V  orgängers  nicht  tortsetzen  würde,  und  als  diese  Hoffnung 
gänslieh  fiäilschlug,  brach  ein  allgememer  Entrilstangsstann  gegen 
InnoceDZ  los.  Da  haben  die  Barone  auf  ihre  eigne  Faiut  die 
Häfen  bewachen  und  die  päpatUchen  Sendlinge  au%reifen  und 
ihrer  i'apiere  1k  rauh«  d  l'issen,  und  bald  darauf  zwangen  sie  den 
Nuntius  Martin  durch  Drohungen,  das  Land  zu  rUumen  ^  Als 
eine  Beschränkung  der  königlichen  Prärogative  haben  das  freilich 
weder  die  Barone,  noch  der  Oluonist,  noch  der  König  selbst  an- 
gesehen; es  wan  n  ganz  .spontane  und  durchaus  irreguläre  Hand- 
lungen, von  symptomatischer  Bedeutung,  aber  ohne  verfassungs- 
rechtliche Folgen. 

Matheus  hat  dem  Ideal  einer  ständischen  Mitregierung ,  wie 
überhaupt  jedem  Verfasaungsideal '  ferngestanden.  Auch  durch  die 
Verbmdung :  rex  et  regnum  will  er  nicht  geradem  den  Gedanken 
einer  ständischen  Mitregierung  ausdrücken.  Der  König  und  „das 
Land**  traten  nur  selten  zusammen  in  die  politische  Aktion; 
während  dieser  ganzen  Periode  stehen  beide  fast  durchgängig  in 
schroftem  Gegenpatzo  zu  einander.  Man  kann  nicht  einmal 
überall,  wo  Matheus  die.-e  Verbindung  braucht,  das  Wort  r<  gnum 
durch:  ^die  Stände"  wiedergeben:  rex  et  rc^num  ist  ihm  la>t 
zu  einem  einiieitlichcn  Hegriil'  geworden.  Als  1237  der  piipst- 
liche  Legat  Otho  eine  Synode  des  englischen  Klerus  abhielt,  sandte 
der  König  eine  Abordnung  dorthin,  um  Protest  einsulegen,  falls 
durch  die  hier  zu  TeröfTcntliehenden  päustlichen  Verordnungen 
die  Rechte  der  Krone  verletzt  wttrden;  ODwohl  nun  Matbens  er- 
zählt, dafs  diese  Mafsregel  vom  König  aasging,  sagt  er  doch  un- 
mittelbar darauf,  dafs  die  Al)ge8andten  ex  parte  regis  et  repii 
protestieren  sollten  ^.  Ferner  bezeichnet  es  Matheus  als  eme 
Schädigung  von  König  und  Reich,  als  ein  Bischof  ohne  den 
königlichen  Konsens  gewählt  worden  war^.  Damit  meint  er 
nicht,  dafs  die  betreOenden  Hoheit.^rechte  der  l\iune  durch  eine 
JMit^snkung  d»'ä-  Stände  beschränkt  wären  oder  doch  beschränkt 
sein  sollten,  sondern  er  will  damit  nur  sagen,  dafs  es  sich  nicht 
allein  um  Bechte  des  KOnigs»  sondern  am  aas  allgemeine  Interesse 
handelte;  denn  bei  jener  Bischofswahl  war  das  Wahlrecht  des 
Kajiitels  TOn  den  Bischöfen  hintangesetzt  worden.  Einmal  sjaicht 
Matheus  sogar  von  dem  Siegel  von  König  und  Reich  ''.  Es  ist 
ein  imwillkUrlicher  Ausdruck  seiner  antipatrimonialen  QesinaaDg; 


»  Cr.  Maj.  IV  417,  420. 

S.  u.  S.  78  f. 
'  (  r.  Maj.  III  417. 
*  Cr.  Maj.  IV  402. 

"  Cr.  Maj.  III  629:  regni  regiique  eigilli  magiatcr. 
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OS  ofTenl)f\rt  sicli  darin  das  logische  Bedttrfiils  nach  einem  mo- 
dernen ISUiat8be;^riti'. 

In  ganz  antip.itrimonialer  Weise  verlangt  Matlieus  ferner, 
dafs  anch  die  dem  Könige  schuldigen  Lei-tungen  der  Unterthannen 
dem  Landeswohle  zu  Gute  kommen  sollten,  und  nicht  nur  die 
auijserordentlichen  vom  Parlament  bewilligten  Steuern '  j  sondern 
die  lehnnrechtUdien  Leistungen  und  Abgiäen',  auch  die  trinoda 
necesaitaa,  die  dem  Kleros  mm  allgemeinen  Nnteen  des  Reiches 
auferlegt  sei^.  Der  Schate  des  Köm'gs,  sagt  er,  solle  die  Stärke 
and  Zuversicht  d^  Reiches  sein*. 

Heinrich  III.  hat  eich  noch  ganz  offen  zu  der  entgegen- 
gesetzten Ansicht  bekannt.  Als  die  Stände  auf  dem  Parlament 
von  1*248  ihre  Forderung  wiederholten,  selber  den  ( irolsjustitiar, 
den  Kanzler  und  den  Thesaurar  ernennen  zu  dürfen .  wies  der 
König  dies  Ansinnen  unter  tbij^ender  ßegrtinduni^  zurück.  Man 
verweigere  ihm,  wa.s  das  Recht  eines  jeden  Hausvaters  sei,  näm- 
lich nach  Belieben  Ratgeber  zu  suciien  und  Beamte  ein*  und 
absusetsen.  Diener  dürften  aber  nicht  über  ihren  Herrn,  Va- 
sallen nicht  Uber  ihren  KOnig  richten  und  ihm  Bedingungen 
vorschreiben,  sondern  sie  hätten  seinen  Befehlen  zu  gehorchen. 
Er  würde  sich  zum  Knechte  erniedrigen ,  wenn  er  sich  iliren 
Forderungen  fügtet 

d.   Die  Aftervasallen. 

Über  das  Verhältnis  der  Stände  zu  dem  Könige  darf  man 

das  zu  den  Aftervasallen  nicht  ganz  veigessen.  Hier  tritt  der 
Feudalismus  der  Stände  deutlich  zu  Tage.  Man  darf  freilich^ 
wenn  man  diese  Dinge  betrachtet,  niemals  die  königliche  Kontrolle 
aufser  Augen  lassen,  die  die  gröbsten  Milsbräui-lie  d"r  ]>?itrimonialen 
Gewalten  zu  verliindern  vermochte.  Aber  man  wu'd  tragen 
dürfen,  ob  mch  die  Kronvasalleo  solclier  (  bergritre  in  die  Rechts- 
sphären liirer  \  asallen  enthalten  haben,  durch  die  sie  sich  so 
schwer  verletzt  fühlten,  wenn  der  König  sie  gegen  sie  selbst 
YerübtCi  und  ob  Matheus  die  Forderung,  solche  Ausschrdtungen 
3SU  untcaiasseo,  ebenso  nachdrücklich  gegen  die  Barone  eihoben 
hat,  wie  gegen  den  König. 


*  Cr.  Maj.  IV  363:  auxilia  quae  totien»  conceflss  fiienint  donuno 
Ad  nollam  profet-tum  rf^is  v»«!  reo'ni  finveiiorant.    S.  u.  S.  f. 

"  Cr.  Maj.  IV  188.  Di«'  zahlreichen  custodiae,  excaetae  u.  8.  w.  num- 
quam  T^no  vel  modicum  contulerunt  incrementum.  —  Bei  dem  Dreifdigsten 
von  1237  wurden  einige  Objekte  für  steuerfm  erklärt:  Balvis  tanum  uni- 
cnique  auro  suo  et  ar^ento.  equis  et  annis,  in  roipublicae  utiUtatem 
«xuendendis.   Cr.  iVlaj.  UI 

*  Cr.  Mal  IV  312. 

*  Cr.  Maj.  in  411:  neo  tamtii  thesaurus  regluSf  qui  deberet  esse 
rcgni  robur  vA  coDfiiientia,  8ens«"rHt  incrementum. 

»  Cr.  Maj.  V  20  sq.   Ct.  Abbrev.  Cron.  2U1  a.  1244  uud  m  tu  1249. 
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MatheuB  berichtet  wenig  über  diese  VerhältDisse.  AVenn 
man  aber  seine  fortwährenden  Heschwerdcn  darüber  liest,  dafo 
die  königliclie  Verwaltung  und  Justiz  wesentlich  vom  fiskalischen 


die  patriuiuniale  Gerichtsbarkeit  und  \'erwakung  sich  hierin  von 
der  königlichen  nicht  im  geringsten  zu  ihrem  Vorteil  uiiterscliied. 
Vielmehr  ist  ein  solcher  Vergleich  nur  geeignet^  die  Vorzüge  der 
Kronjustiz  wegen  ihrer  bessern  Prozersmittel  und  der  Inidung 
des  Kichterstandes  in  das  rechte  Licht  zu  rücken.  Übrigens 
mufs  man  anerkennen,  dafe  sich  Hatheus  eifrig  gegen  die  von 
dem  Jubtitiai-  Wilhelm  von  York  vertretne  Rechtsanachauimg 
erklftrt  hat.  dals  jeder  Vasidl  auch  fllr  das  kleinste  Lehen  seinem 
HeiTn  die  ( "J erichtsfolgc  zu  leisten  hiitte,  auch  wenn  bei  der  Be- 
lelmung  keine  besondre  Abnmchun;;  getroffen  worden  war;  die 
Vasalli'ii,  mi  int  (h  r  Clironist,  hatten  davon  grofsen  Schaden  und 
ihre  Herren  keinen  oder  nur  geringen  Nutzen Die  ni»  isten 
Lehnsherren  dachten  freilich  anders,  die  zahlreichen  .Strafen  für 
unentschuldigtes  Ausbleiben  der  Gerichtsmänner  waren  nicht  zu 
Terachten. 

Am  widerwärtigsten  waren  den  Ständen  die  aufserordent- 
liehen  Steuern.  Iln*  eignen  Vasallen  haben  sie  aber  nach  wie 
vor  besteuert.  Die  Magna  Charta  von  1215  hatte  freilich  be- 
stimmt, dal's  den  Aftervasallen  nur  in  den  drei  bekannten  lehn«- 
priichtigen  Füllen  Anxilien  für  ihre  Herren  aufgelegt  werden 
dürften  ' ;  bezeiehnrnd»  r  Weise  war  aber  dieser  Artikel  in  den 
spätem  Bciitatigungcn  des  Freibriefs  gestrichen  worden.  Hfin- 
rich  III.  pflegte,  wenn  ihm  das  l^arlament  ein  Scutagium  bcss iiiigt 
hatte,  den  Kronvasallen  zu  erlauben,  ein  Scutagium  in  gleicher 
Höhe  von  ihren  unmitteiban»!  Vasallen  zu  erheben,  so  dafs 
diese  die  ganze  Steuer  allein  zu  tragen  hatten^.  Und  auch  bei 
andern  Gelegenheiten  gewährte  der  König  diesem  und  jenem 
Magnaten  dieselbe  Gunst;  König  und  Stände  machten  so  gegen 
die  Aftervasallen  gemeinsame  Sache.  Matheus  erwähnt  diese 
r>inge  einmal  nebenbei'*,  ohne  sich  jenes  Parap*aphen  d*  r  ^ragnn 
Charta  zu  erinnern.    Filr  den  Abt  von  Öt.  Albans,  der  nur  sechs 


'  Cr.  Maj.  V  .545.    Vgl.  hierüber  Maitland.  select  plea?  in  manonsl 
and  other  sfi-uorial  courts.  (Seiden  Hocietv)  1888.  a  XLVUff. 
^  M.  Charta  S 

*  Madox,  exen.  I  69»5  ff.  ~  Der  Ursprung  dieser  Praxis  Ist  folgender. 

Wie  aus  den  .Schatzrollen  hervorgelit,  wurden  die  pfÜchtmärsigen  Scutagien 
im  12.  Jahrhundert  direkt  von  denen  erhobni,  »üe  damit  den  persönlichen 
Kriegsdicuet  ablösen  wollten.  Waren  dies  Äftervasallcn ,  so  wurde  die 
Abgabe  tou  ihnen  selbst  gezahlt;  ihre  Lords  wurden  dafür  nicht  veraat- 

wortlicli  gemacht.  Es  "»vur  also  p'm  völlig  ordnuii^sniHf^i^ts  Verfahren. 
Ungerecht  wurde  diese  Praxis  erst ,  als  sie  auch  bei  den  Scutagien- 
steucrn  an«iewandt  wurde,  die  dadurch  auf  die  schwächere  Klasse  ab- 
gewälzt wurden. 

^  Cr.  Maj.  VI  2r,f)  a.  12."iH.    Thibrik:  Carta  regis  quod  Uceoliam  dedü 
ut  a  Bubjectis  tautum  Jevetur,  quautum  dabunt  de  acutagio. 
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Ritterlehen  von  der  Krone  hatte  * ,  war  eine  solche  Steuer  oline 
Bedeutung;  aber  der  aristokratische  Chroniät  hatte  eben  kein 
Interesse  für  die  niedere  Klasse. 

W  ie  ^lathcub  iibcr  die  Rechte  der  Aftervasallen  gedacht  har^ 
zeigt  auis  schlagendste  folgende  Anekdote.  Bekann il ich  sollten 
die  AftervasaUen  nach  der  Magna  Charta  dieselben  Rechte  ge^en* 
Uber  iliren  Lehnsherren  geniefsen ,  wie  diese  gegenüber  dem 
Könige  ^  Als  nun  Heinrich  III.  wieder  einmal  den  soeben  neu 
beschwornen  Freibrief  verletzt  hatte,  sagte  er  gewisscrmafeen  zu 
geiner  Entschuldigung:  weshalb  halten  denn  die  Bischöfe  und 
Magnaten  die  Mnj^a  Charta,  derentwegen  sie  so  viel  (Je.schre? 
und  ftczänk  machen,  niclit  ihren  eignen  Vasallen?  Harauf.  sagt 
^latheus,  wurde  ihm  mit  Recht  zur  Antwort,  der  König  miilst© 
aeinrm  Eide  gcm.ils  hierin  vorangehen:  dann  würden  die  Übrigen 
seinem  iieisi>iele  schon  iblgen^. 


e.  Das  englische  HationalgefUhl. 

Die  Stünde  sind  nicht  viel  später  zum  I 'p^vulstsein  der  na- 
tionalen als  der  politischen  Einheit  des  engiibchen  Volkes  L'e- 
kummen ,  das  st.indisclie  Selbstgefühl  hat  sich  frühzeitig  zum 
Nationalgefühl  aufgewachsen.  Wie  naturlich  haben  sich  beide  im 
Gegensatz  zu  andern  Mächten  au^ebildet 

Bei  Matheus  Parisiensis  finden  wir  das  englnche  Natiomd- 
geiühl  bereits  kraftig  entwickelt.  So  gefügig  der  König  daheim 
den  Ständen  sein  sollte,  auswärtigen  Mächten  gegenüber  konnte 
er  dem  Chronisten  nicht  stark  genug  sein,  nicht  imponierend 

fenu^  auftreten*.  Wenn  (in  fremder  Dynast  dem  Köni«re  \on 
England  niclit  genuj]:  Ehrerl >i('tun<^  bewies,  so  empfindet  Matheus 
das  nicht  nur  als  eine  Kräukuni;  des  Königs,  sondern  auch  des 
lindes  ^.  Obwohl  er  die  An^ftruche  Heinrichs  III.  auf  die 
Kormandie  rein  privatreclitiit  Ii  aufialst,  so  ist  es  ihm  doch  last 
eine  nationale  Ehrensache,  den  Besitz  wie<lerzugewinnen Es 
empört  ihn  au&  tiefste,  da&  der  Ftürst  von  Wales  sich  der  en^- 
lisciien  Oberlehnsherrschaft  su  entziehen  trachtete;  indem  er  sem 
Land  dem  Papst  auftrue^.  Er  spottet  des  Grafen  von  Fhmdem, 
der  sich  Heinrich  III.  als  Bundesgenossen  zu  seinem  schottischen 
Feldziige  anbot,  denn  sein  König  sei  allein  mächtig  genüge  um 
das  Nachbarreich  gänzlich  zu  yemichten*^.    Diese  Züge  sind 


1  Cr.  aiaj.  VI  378.  Vgl.  Round,  Engt.  hist.  reT.  1891.  S.  636. 

2  M.  Charta  S  GO. 
«  Cr.  Maj.  V  501. 

*  Vgl.  Cr.  Miij.  V  102  sq.,  135. 
»  Cr.  Mnj.  I\r  191. 

«  S.  u.  S.  90. 
^  S.  u.  S.  112. 

•  Cr.  Maj,  IV  378. 
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einige  df*r  wenigen  Zeichen  einer  monarchischen  Ocf^innung  bei 
Matheus.  iudesäen  hat  sich  gerade  g^enüber  Schoitlaud  und 
Wales  kein  dauerndes  rtarkes  Nationalgemhl  entfidtet^  denn  dieses 
wurde  seit  £nde  der  yierziger  Jahre  Töllig  absorbiert  durch  den 
stärken)  Gegensatz,  der  swischen  den  Englilndeni  und  den 
Verwandten  der  Königin  und  der  Königin-Mutter  im  Lande  nnd 
dem  Papsttum  bestand^. 

Der  Hafs  der  Rarone  gegen  die  Franzosen  bendite  in  erster 
Linie  auf  der  materiellen  Schädigung,  die  ihnen  aus  der  Ansied- 
lung  jener  in  England  erwuchs.  Eine  j^anze  Reihe  von  Lehen 
und  Amtern  wurde  an  die  „Ausländer"  verliehen .  w.ihrend  sie 
selbst  als  die  anj^estammten  \  aBallcn  ( lioiiiii]e.s  aaturaies)  des 
Königs  ein  natürliches  Anrecht  darauf  zu  haben  vermeinten. 
Eine  Folge  davon  war,  dafs  die  Franzosen  die  homines  natitrales 
aus  dem  Rate  des  Königs  verdrftngten.  In  derselben  Weise  be- 
.seliwerten  sich  auch  die  deutschen  Xjandst&nde  darüber,  wenn  ihr 
Fürst  „Ausländer",  d.  h.  Deutsche  aus  einem  andern  Territorium 
als  Beamte  anstellte,  selbst  wenn  beide  Gebiete  durch  Personalunion 
verbunden  wan^n.  Doch  wurde  hierdurch  nocli  nicht  das  Nntional- 
gefühl,  soudern  nur  das  Klasseninteresse  des  Adels  verletzt. 

Eines  Rassen  Unterschiedes  sind  sich  die  englischen  Harone, 
die  selbst  halb  oder  ganz  nonnaiinibchi-r  Herkunft  wan-n.  gegen- 
über den  i'  lanzosen  ebenso  wenig  bewuiaL  gewesen ,  als  in  dem 
gleichen  Falle  die  deutschen  Landsttode.  Auch  die  Sprache  be- 
gründete keinen  nationalen  Unterschied,  da  die  Umgangssprache 
des  englischen  Hofes  und  Adels  selbst  franeOsisch  war.  £ben- 
fjftUs  konnte  die  Zugehörigkeit  zu  einem  andern  Staate  nicht 
ausschlaggebend  sein,  denn  durch  den  Lehns-  und  Treueid,  den 
die  Franzosen  dem  englischen  König  leisteten,  wurden  sie  staats- 
rechth'cli  zu  Englandern;  auch  besafs  noch  mancher  englische 
Baron  um  die  Mitte  des  lo.  Jahrhunderts  ein  Lehen  in  der 
isorniandie  ^.  Darin,  dals  Simon  von  Montfori  .  der  friiher 
auch  als  Ausländer  verbalst  war,  der  sich  aber  anglisiert  hatte, 
einer  der  ersten  war  im  Jahre  1258  die  Franzosen  zu  ver- 
bannen, hat  keiner  der  aeilgenössischen  Chronisten«  anch  nicht 
seine  Gegner,  einen  Widerspruch  gefunden.  Und  von  Wilhelm 
von  Valence,  dem  Stiefbruder  König  Heinrichs,  der  erst  1247 
nach  England  kam^  sagt  Thomas  Wykes,  der  im  allgemeinen 
mit  der  Vertreibung  der  fVanzoscn  einverstanden  war^,  ihn  habe 
man  -/n  Unrecht  für  einen  AuslUnder  an^•esehen^ 

Und  doch  war  es  kiine  reine  T'ersonenrrapc  und  kern  blol'ser 
Streit  um  Besitz  und  Einflufs.  Die  Franzosen  hatten  sich,  mit 
wenigen  Ausnahmen,  dem  englischen  Staats-  und  Kechtswesen 

»  s.  u.  s.  n2f. 

'  Cf  (  r  Maj.  IV  28H.  Ann.  Bart  331:  de  his  qui  tenent  tanas 

Murmamiorum  etc. 

*  S.  u.  S.  121. 

*  Wykes  Hl:  quem  aine  ratione  inter  alieoigenas  compatabaot 
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nicht  assimiliert,  sondern  standen  ihm  bewufst  .ils  Fromrle  gegen- 
über. Obwohl  sie  bedeutende  Amter  und  Lehen  inne  hatten, 
waren  sie  Abenteurer  gebhebon,  die  ihr  gegenwärtigerf  (Hiick 
nach  Kräften  ausbeuteten.  Ihre  Stelhmg  war  so,  daCs  die  Rechts 
Ordnung  des  .Staates  für  nie  niciit  zu  existieren  schien ;  sie  hatten 
«ch  kaum  vor  einer  ReehtvyerletBiixig  m  schenen,  denn  der 
EOnig  entzog  sie  regeimärsig  den  Stra^erfblgungen'.  Wie  er 
selbst  das  Recht  mifsachtete,  so  liefe  er  es  auch  von  seinen  Günst- 
lingen mit  Ftlfsen  treten.  Aber  gerade  in  Sachen  des  heimischen 
Rechtswesens  waren  die  Engländer  besonders  empfindlich,  und  wie 
die  Ausländer  ihre  Verachtung  dosBolben  offen  zur  Schau  trugen, 
verwundeten  sie  nicht  allein  das  iSelbstgetiihl  des  Adels,  sondern  das 
der  gesamten  Natim,  und  nicht  mehr  in  ihren  materiellen,  sondern 
in  iliren  ideellen  Interessen.  Im  Jahre  \  erklärte  der  Bischof 
von  Winchester,  Peter  des  lioches,  der  König  dürfe  jedweden 
durch  seine  Justitiare  aburteilen  lassen,  ein  Judicium  parium  gäbe  es 
in  Bioland  nicht;  dies  erregte  eine  solche  Empörang,  dafs  sämt- 
fidie  Bischöfe  sofort  drohten  ihn  eu  ezkommtmisieren Matheos 
Parisiensis  legt  den  Franzosen  die  Worte  in  den  Mund:  uns 
kümmert  das  Landesrecht  nichts;  was  gehen  uns  die  Assisen 
imd  die  Rechtsbräuche  dieses  Reiches  an  Und  der  Annalist  von 
Osnoy  rechtfertigt  die  Vertreibung  der  Franzosen  im  Jahre 
besonders  damit,  datis  sie  das  englische  Recht  untf-rdriiekt  hätten*. 

In  zweiter  Linie  wandte  sidi  das  englisehe  Nationalgeftihl 
gegen  die  Papste.  Vor  allem  in  der  Lehnsoberhoheit  sieht 
Matheus  eine  schwere  nationale  Schmach,  aber  auch  in  den 
Exaktionen  und  den  Provisimien  italienischer  Kleriker  mit  eng- 
liichen  Pfründen.  Matheus  sseigt  sich  hier  bei  weitem  nationaler 
Mbnt  als  Robert  Grosseteste.  Wenn  sich  dieser  wegen  der 
Proyisionen  dem  Willen  des  Papstes  widersetzte,  so  that  er  es 
nicht  ans  Zorn  über  die  \'  ri  tzung  seines  KoUationsrechts  oder 
aus  gekränktem  Nationalgeftihl,  sondern  allein,  um  seiner  Pflicht 
«1^  Seelsorger  zu  genügen.  Kr  wollte  nieht  dulden,  dals  un- 
gebildete und  unwürdige  KhTiker,  die  obendrein  der  Landes- 
sprache nicht  mächtig  waren ,  Pfründen  erhielten ,  weil  sie  das 
geisthchc  Amt  nicht  austÜUen  konnten.  Auch  ilatheus  berück- 
sichtigt wohl  diesen  Punkt",  aber  am  meisten  kränkt  ihn  doch 
die  materidle  Schädigung  und  die  Verletzung  der  Selbstttnd%kdit 
der  englischen  Kirche.  Er  nimmt  Enghind  för  die  Engländer  in 
Anspruch  * :  das  Selbstbestimmungsreeht  der  Nation  in  Staat  und 
Kirebe  sollte  durch  keine  äufsern  Eingriffe  beeinträchtigt  werden. 


'  Cr.  Maj.  V  594. 
«  Cr.  Maj.  III  2ö2. 
8  Ot.  Maj.  V  316. 

*  Onu7  119.  Gf.  Cr.  H^.  ni  241  a.  1233  und  III  270  a.  1234 
(Weodover). 

»  Cr.  Maj.  III  389,  V  m  sq.,  V  32y.   Mist.  Angl.  UI  5d. 
»  Cr.  Maj.  III  63Ü,  IV  Ü2,  V  329. 
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3.  Die  ständische  Politik. 

Matbeofl'  staatirechtliohe  VorsteUungeQ  sind  im  grofaen  und 
gansen  als  typisch  für  die  d«r  Sünde  aomsehen.  EbeDso  ent- 
spricht seine  Kritik  von  Heinrichs  III.  R^ening  und  die  darin 
enthaltenen  Wünsche  auf  eim;  Verbeaserang  der  bisherigen  Zu- 
stande der  durchschnittlichen  Auffassung  des  Adels  und  Kleras. 
Es  ist  nun  zu  untersuchen,  wie  sich  Matheus  zu  der  ständischen 
Politik  gestellt  hat,  zu  den  positiven  Versuchen,  jene  Wünsche 
SU  verwirklichen. 

Die  ständische  Politik  richtete  sich  naturgemäfs  auf  eine 
yer&ssungsrechtiiche  Beächränkung  der  königUchen  Uoheitsrechte^ 
in  erster  Lbie  der  Verwaltnngshoheity  dann  der  Kriegshohdt. 
Die  Gerichtsgewalt  des  Königs  zu  besdirSnken,  lae,  wie  bereits 
auseinandergesetzt,  nicht  in  der  Absicht  der  Stände,  wenn  sie 
natürlich  auch  jeder  Ausdehnung  derselben  widerstrebten.  Die 
Finanzhoheit  war  beschränkt  durch  das  Steuerbewilligungsrecht 
des  Parlaments:  da  jedoch  die  politischen  13estrehun;u'rn  der 
Stande  stets  an  die  Steuervorlagen  der  Krone  anknüpften,  indem 
sie  die  Erfüllung  ihrer  Forderungen  als  Preis  einer  Px'willigimg 
ansetzten,  so  ist  auch  Matheus'  Stellung  zu  der  Finanzpolitik 
der  Stände  zu  erörtern.  Endlich  soll  die  Mitwirkung  des  Parla- 
ments an  der  Gesetzgebung  und  Matheus'  Ansichten  darüber 
dargelegt  werden.  Diese  Untersuchungen  sind  um  so  wichtiger,  ab 
uns  in  der  Politik  der  Stände  der  natürliche  Wertmesser  für  das 
politische  Urteil  des  ständisch  gesinnten  Chronisten  gegeben  ist 

a.  Die  Verwaltungshoheit 

Um  die  Verwaltungshoheit  des  Königs  wurksam  zu  be- 
schränken, strebten  die  Stände  nidit  danach,  die  Kompetenzen  des 
Parlaments  zu  erwdtem,  dem  ja  damals  noch  die  Perioaizität  fehlte, 
sondern  sie  Tersuchten  sich  geradezu  des  centralen  Verwaltungs- 
apparats zu  bemächtigen,  indem  sie  die  Mitglieder  des  Staat^rat^. 
sowie  den  Grofsjustitiar  und  fh  n  Kanzler  ernennen  wollten.  Das 
Projekt,  die  Mitglieder  des  St;uitsrats  durch  das  Parlanunt  ein- 
setzen zu  lassen,  knüpft  an  die  ( >r<ranisation  dieser  Px'hönle  von 
]  '2'M\  an.  Diese  war  das  Werk  W  ilhelms,  des  erwählten  Bischofs 
von  Valence.  eines  Oheims  der  Königin ;  es  wurden ,  nach  fran- 
zösischem Vorbilde,  zwölf  Päte  ernannt,  die  dem  Könige  den 
£^d  leisteten,  ihn  treu  zu  beraten  K    Der  Einflufs  der  Ausländer 


*  Dunst.  14Ö  sq.  unterm  Jahre  \2M;  innere  Gründe  sprechen  ffir 
die  Annahme  des  Jahres  Yorher.  das  »nch  Stuhbä  II  .>>  Annimmt.  Die 
Gründunj,'  dicsos  Staatsrats  pf^seliah  in  Windsor;  Math.  Par.  gprit  ht  I2"i7 
vou  der  Vereidigung  der  drei  neuen  cou&iliarii,  „sicut  autea  fecerat  rex 
apad  Wmdele8hor«s^  Gr.  Mi^.  m  388. 
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machte  sehr  schnell  l)r)sea  Blut',  und  Tahre  darauf  bemitzton 
diV  Stände  die  Geldnot  des  Könige,  um  ihm  ^^egen  die  Bewilligung 
eiDer  Steuer  drei  Katgeber  ihrer  Waid  aufzudrängen,  so  dals 
die  Mitglieder  dieses  Staatsrats,  in  ganz  landstiindisch  dualistischer 
Form,  zum  Teil  vom  König,  zum  Teil  vom  l'arlauiCUL  ernannt 
waren*.  Kadihaltige  Bedeutung  hat  dieae  Einrichtung  indes  nicht 
gehabt  Schon  im  Jahre  1245  stellten  die  StKnde  die  radikalere 
Forderung,  dals  der  gesamte  Staatsrat,  der  fatttok  ans  Tier  Mit- 
gliedern bestehen  aolfie,  vom  Parlament  zu  ernennen  wäre^. 
\Iindestens  zwei  von  ihnen  sollten  stets  um  den  König  sein.  Sie 
haben  TVachwerd esachen  zu  erledigen,  den  königlichen  Schatz  zu 
verwallen  und  sollen  für  die  Ausführung  der  Magna  Charta 
sorgen.  Auf  ihre  Initiative  ist  das  Parlament  einzuberufen.  Sie 
t>ülleu  tenier  nicht  ohne  die  Zustimmung  des  Parlaments  von 
ihren  Posten  abgesetzt  werden.  Stirbt  ein  Mitglied,  so  ergänzen 
sie  sich  durch  Kooptation.  Zugleich  wird  hier  gefordert,  dafs 
ein  Gro&jnstitiar  und  ein  Kanzler,  deren  Ämter  unbesetzt  waren, 
vom  Parlament  erwählt  werden  und  ohne  dessen  Konsens  nicht 
absetzbar  sein  sollten^.  —  Dieses  Programm  haben  die  Stünde 
tlber  ein  Jahrzehnt  yertreten,  und  es  ist  die  Grundlage  der  Ox- 
forder Provisionen  geworden. 

l>iese  klar  ausgesprochenen  Ged-mken  werden  nur  un- 
b<'8tinimt  und  verblafst  durch  die  häutig  wiederkehrende  For- 
derung von  Mathcus  wicdergespicgclt,  dals  dt-r  König  keine 
wichtigen  l\e2:ierunjr.shandlungen  ohne  den  Hat  seiner  „an- 
gestammten \'aöallen  •  (homines  naturales)  vornehmen  sollte. 
Wenn  auch  der  Hauptacc^t  darauf  liegt,  dafs  keine  Ausländer, 
keine  Poitevinen  oder  Ph>yencalen,  im  königlichen  Rate  sitzen 
sollten,  so  ist  doch  auch  der  allgemeine  Gedanke  darin  enthalten, 
dafs  sieh  der  König  in  einer  gewissen  Abhängigkeit  von  seinen 
Rilten  beHnden  8ollt(^  Auch  sonst  legt  Matheus  den  Räten  des 
Königs  Verantwortlichkeit  bei;  er  nennt  sie  bezeichnend:  modera- 

'  Schon  auf  dem  FrühiahiBparlaineiit  von  1236  regte  sich  die  Oppo- 
sition eneigiiiob.   Cr.  Maj.  III  3ö2  sq. 

*  Math.  Par.  sagt,  man  hatte  sfch  mit  der  EmemiuDg  dieser  drei 

Katgeber  begnügt,  weil  mao  sich  efescbtnit  liätte.  sämtliche  übrigen  Rat- 
geber des  IvÖTiJL'p  zu  oiilsc'tzeii.  v'r.  Maj.  III  38^].  Dieses  TI;i:^uiinPtnont 
Bcheiiit  indes  schon  durch  dm  Kelorniprogramm  von  1244  beeiiaiuibt  zu 
»ein;  Math,  hat  diese  Partie  erst  nach  jenem  Jalire  geschrieben.  Vgl.  den 
Anhanfr  L'.  Aus  den  Parlamentär.  rluinuluDgen  von  li'  l'J  rrfahron  wir, 
dal'a  jene  drei  Räte  —  h'wr  werden  vier  j^enannt  —  die  »pccielle  Aut'i'abe 
haben  sollten,  die  1237  bewilligten  (ieldcr  zu  verwalten  und  ihre  Ver- 
wendung; AU  itberwaehen.  Cr.  Mai.  186.  S.  u.  S.  89. 
ä  Cr.  Maj.  IV  366  sqq.    Unten  S.  127. 

*  Über  die  falsche  Anffftcpnng ,  dafs  Bchmi  während  Ileinrirhp  III. 
Miöderjährii^keit  die  Grofsbeamten  vom  Parlanu  jit  gewählt  worden  seien, 
'gl  den  Anhang;  2.  R^monts  (Simon  de  Moi.tt  rt.  Paris  84.  S.  III) 
analoge  liehauptini;^' .  tlafs  vor  TA'T  die  Mitglicdei-  des  Koprontpchaffsrats 
vom  Parlameut,  anstatt  vom  Regenten,  ernannt  worden  wären,  entbehrt 
jsden  Haltes. 
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tores  consilü  regis Er  verlangt  von  ihnen  Sorge  ftir  da« 
Landeswofjl  So  lobt  er  den  ihm  sonst  verhafsten  Siegel- 
bewalirer  Simon  xsormannus,  weil  er  sieh  einmal  weifriTtc ,  ein 
Privileg  zu  besiegeln,  das  der  König  zu  seinem  und  des  Keiclies 
Nachteil  dem  Grafen  von  Flandern  ausstellen  wollte;  das  rechnet 
er  ilua  so  hoch  an ,  dafs  er  ihm  dafür  alle  seine  übrigen  poli 
tischen  Sünden  verzeihen  möchte*.  Und  Ton  dem  Grolfijustitiar 
Geoflrej  Fits-Peter  enälilt  er  rühmend,  dafs  £Onig  Johann  ihn 
gefürchtet  hätte;  erst  naeh  dessen  Tode  hätte  er  sich  ganz  als 
König  gcf\ihlt,  denn  erst  seitdem  konnte  er  ungehindert  seinen 
Eiden  und  Vertrftgen  zuwiderhandeln*. 

Worin  lag  aucr  die  Gewähr  dafür,  dafs  die  Kronbeamten 
den  guten  Willen  und  die  genügende  Macht  besäfsen ,  das 
Landeswohl  nötigenfalls  ge;:;en  den  König  zu  verfechten?  Die 
Stände  sahen  sie  in  der  Ernennung  der  Räte  durch  das  Parla- 
ment, das  eine  geeignete  Wahl  treffen  und  dem  Gewählten  dnen 
ausreichenden  KUcklialt  gewähren  konnte.  Diesen  Angelpunkt 
der  ständkdien  Politik  hat  Matheus  gar  nicht  begpfSm.  So  oft 
er  auch  yerlangte,  dafs  der  KOnig  dem  Rate  seiner  „honünea 
naturales*'  folgen  sollte,  so  stand  er  doch  dem  Plane  der  Barone, 
diesem  Gednnken  eine  konkrete  und  lebensföhige  Gestalt  zu 
verleihen,  Verständnis-  und  teilnahmlos  gegenüber.  Wenn  er 
Mifsstände  in  der  Judikatur  zur  Sprieho  brins^t.  namentlich  dafs 
gegen  den  Köni,^  kein  Recht  zm  bekommen  ^\äre  und  dafs  der 
König  hindernd  in  die  liechtsprechung  eingriti'e,  kommt  er  nicht 
von  selbst  wieder  darauf  zurück ,  dafs  das  gebessert  werden 
könnte,  wenn  das  Amt  des  Grofüjuäiiüars  wiedcrliergcstellt  und 
nach  dem  Willen  des  Parlaments  besetzt  würde.  Er  ist  mit  der 
Verwaltung  der  Reichskanzlei  tmauirieden,  aber  niemals  ftllt  ihm, 
wenn  er  von  den  Si^elbewahrem  spricht ,  die  Forderung  der 
Stände  wieder  ein,  daw  das  alte  Kanzleramt  restituiert  und  der 
Kanzler  vom  Parlament  ernannt  werden  sollte.  Nur  bei  der  Ab- 
setzung des  letzten  Kanzlers  Ralph  Neville  (1238)  bemerkt  er, 
der  König  hätte  ihm  das  Grofse  Siegel  nicht  ohne  die  Zustimmung 
des  Parlaments  abnehmen  dürfen,  da  die^  es  ihm  übertragnen 
hätte.  Das  ist  thats;!chUeh  freilich  nielii  richtig,  denn  Neville  iat 
122C  während  Heinrichs  ill.  Minderjährigkeit  von  dem  Kegent- 


*  Cr.  Mfg.  iil  3«7:  WUlelmus  electus  Valentiae,  cui  rex  totius  con- 
idlii  nii  habeniis  cominisemt.  -~  III  629:  (Simon  Normmnnus)  regia  et  aiili- 

COrum  rt'ctor  et  dispositor.  —  III  M.':  Stejilianus  cl(>  Sofrravc  .  .  .  factns 
est  .  .  .  legis  jjraecipiius  cousiliarius,  qui  taineii  innata  induetria  modosfius 
öülitü  habenas  regü  cousilii  coepit  moderari.  —  IV  294:  (rex)  L#aureMtium 
de  Saneto  Mai-tino  .  .  .  cousiliorum  regaUam  moderfttorem  et  negotiorum 
etnten^  <  cclesiastieae  conditionifl  oontii^gentiuni  .  .  .  dignom  oenstut  ad- 
vocanciuin. 

'  (Stephan  Segravc)  Semper  plus  siü  amici»  quam  reipoblicae.  O. 
Miy.  IV  1G9. 

«  Cr.  Maj.  Iii  029,  V  91. 

*  Cr.  Maj.  II  oö^  sq. 
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schaftsrat  und  nicht  vom  Parlament  eingeBefzt  worden.  Der 
Clironibt  hat  diese  Stelle  oü'eubar  unter  dem  uumittelbareu  £m« 
druck  des  stimdiachen  RefbruiprogrammB  von  1245  nieda> 
geschriebeD,  hat  dabei  die  Forderung  der  Barone  fUr  altes  Recht 
gehalten  und  ihr  schon  bei  Nevilles  &nennung  praktische  Geltung 
zugeschrieben ^  Aber  das  ist  em  eJnziger  Ausnahmefall;  sonst 
hat  er,  wenn  er  von  der  Anstellung  una  Entlassung  von  Si^;el- 
bewahrorn  l>eri(  litet (li(\s(*lbe  Konsequenz  nicht  gezogf^n.  Auch 
wenn  er  die  Ernennung  uivl  Absetzung  vf)M  k  inigUciien  RiJten 
mitteilr .  kommt  er  nicht  wieder  auf  duö  ätandi.sehe  Progruiiiui 
zurück,  wonach  der  Staatsrat  eine  feste  Organisation  erhalteu 
und  seine  Mitglieder  vom  l'ailanient  erwilhlt  werden  sollten. 

Matheus  Latte  gar  nicht  erkannt,  dals  es  sich  in  all  den 
Jahren  um  einen  Ver&ssungskampf  handelte.  Selbst  durch  die 
Revolution  von  1258  ist  er  nicht  su  dieser  Einsicht  gekommen'. 
Damals  war  seine  oft  wiederholte  Forderung  in  ErfUllung  ge- 
gangen; der  König  konnte  jetzt  in  der  Tbat  nichts  mehr  ohne 
den  Rat  und  Willen  seiner  homines  naturales  vornehmen,  er  war 
aller  Regienmgs f^cwalt  so  gut  wie  ganz  beraubt.  Matheus  hat 
aber  die  st  iatsreehtliclie  Seite  der  Revolution  gar  nicht  begriffen. 
I  her  die  i'rovisionen  von  Oxford  bringt  er  aufser  einer  Verord- 
nung gegen  rechtswidrige  rtelderliebungen  der  Sheriffs  nur  ganz 
leere  Phrasen  vor.  So  sagt  er,  auf  dem  Londoner  l'arlamcnt 
hatten  die  Barone  aulser  der  Bestätigung  der  Magna  Charta  und 
der  Ernennung  eines  Grofsjustitiars  «auch  noch  einiges  andre 
gefordert»  su  Nutssen»  Frieden  und  Ehre  von  König  und  Reich" 
Was  für  unklare  Vorstellungen  der  Chronist  von  der  Baronen* 
Herrschaft  gehabt  hat,  ergiel)t  folgendes.  Er  erzählt,  Simon 
von  Monttbrt  wHre  mit  Picli.ird  von  Cläre  darüber  in  Streit  ge- 
raten. da(s  dieser  die  Provi.sionen  in  seinen  Lände reien 
nicht  durchgeführt  hätte  "'.  Was  mag  der  Chronist  sieh  hier  wohl 
unter  den  Provisionen  gedacht  haben?  Zu  Grunde  liegt  jeden- 
falls die  aus  der  Magna  Charta  lierubergenommene  Bestimmung, 
dafs  die  Aftervasallen  ihren  Lehnsherren  gegenüber  dieselbe 
^hte  genielsen  sollten,  wie  diese  gegenüber  dem  Könige^. 
Übrigens  wirft  die  Vorstellung ,  dafs  nicht  die  Sherifls,  sondern 
die  Patrimonialherren  .selber  die  Gesetze  auszuführen  hätten,  ein 
lieUes  Licht  auf  die  feudalen  Ideen  des  Mönchs. 

Offenbar  war  iUr  Matheus,  wie  fiU*  die  Mebrsahl  des  Volkes, 


»  S.  den  2.  Anhang,  8.  1^5. 

-  Cr.  Maj.  III  400,  62.».  W  m,  V  4sö. 

"  Der  Burtfmor  Atmali  t  j?clieiiit  das  erkannt  zu  haben,  luicli  der 
Auswahl  von  Aktcustücken  zu  schliefeen,  die  er  seinen  Auuak'n  eingefügt 
ut  xmd  die  dem  St.  Albaner  Mönche  zweifellos  ebenso  stti  Verfügung 
^•■tatideii  haben. 

*  Cr.  Maj.  V  69<;.    Vgl.  V  7;jO,  7^4,  746. 
»  Cr.  Mai.  V  744. 

*  Rjmer  I  881. 
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das  ^\  i(  htif^^ste  Rnsultat  der  Revolution  die  Vertreibunii'  der 
Frauzoöen^  Auch  ist  ihm  der  ^anze  pohtisehe  üiu»cli\Hung 
keinesweiTs  entgangen,  und  er  hat  ihn  in  seiner  Clironik  deut- 
lich genu^  zum  Aufdruck  gebracht.  Auf  allen  Gebieten  des 
Staatslebens  betimt  er  die  Mitwirkung  der  Barone,  aber  man 
eiÄhrt  von  ibm  nicht,  wie  es  eigenSich  dasu  gekommen  ist 
Besonders  tritt  nun,  bei  der  Vorliebe  des  Chronisten  für  das 
Personliche,  Simon  yon  Montfort  in  den  Vordergrund.  Matheus 
spricht  von  seinem  treuen  Festhalten  an  den  Provisionen-,  «r 
bedauert  seine  lange  Abwesenheit  von  Enghmd ,  worlnreh  die 
Sache  der  Barone  geschwächt  würde ^,  und  erzahlt  jeiip  ATiekdote, 
wie  Heinrich  III.  bei  einem  heftigen  IJngewitter  dem  (init'on 
bekannte:  ich  fürelite  mich  zwar  sehr  vor  Donner  und  lilit^, 
aber  dich  fürchte  ich  mehr  als  alle  Stlirme  der  Welt*.  Der 
Chronist  vergleicht  auch  wohl  die  Lage  des  Königs  mit  der 
sdnes  Vaters  Johann*,  aber  gelegentlicn  kommt  doch  der  alte 
Respekt  des  MOnchs  vor  der  Würde  des  Monarchen  cum  Vor- 
schein. Unter  den  vertriebnen  Franzosen  Ijefand  sich  auch  der 
erwnhlte  Bischof  von  Winchester,  ein  Stiefbruder  des  Königs; 
das  Bistum  wurde  damit  i^r  erledigt  angesehen  und  das  Kapitel 
sollte  zur  Neuwahl  schreiten.  Da  erzithlt  Matheus,  weil  der 
König,  den  die  Verbannunir  seines  Stiet l>ruders  schwer  gereizt 
hätte,  nur  einen  ganz  vertrauten  Günstling  bestätigen  würde, 
hätten  die  Mönche  den  Kanzler  gewählt*. 

Matheus  hat  für  alle  iui  mellen  Vcrfassungsfrageu  sehr  wenig 
Verständnis  besessen.  Man  kann  ihm  zwar  nicht  jedes  Interesse 
dafUr  absprechen,  denn  er  schildert  die  Refi>nnbestrebun^en  der 
Stunde  ausfuhrlich  als  Gegenstand  der  Pariamentsverhandlungen, 
aber  er  war  nicht  imstande^  sie  innerlich  zu  verarbeiten  und  skh 
2U  eigen  zu  machen,  obwohl  sie  von  1244  bis  1258  im  wesent- 
lichen dieselben  geblieben  waren.  vSo  schreibt  er  z.  B.  über  die 
vom  Parlament  V)enTi8pruehte  Wahl  der  Grofsbeainten  bald,  die.se 
sollten  vom  Parlament  selbst,  bald,  sie  sollten  nur  mit  ihrem 
Beirat  vom  König  ernannt  werden'^.  Charakteristisch  ist  auch 
folgender  Fall,  im  Jahre  1288  mulste  sich  Heinrich  III.  infolge 
eines  Konflikts  mit  den  Ständen  einer  „Provision**  unter  wer  ien, 
die  er  beschwor  und  worttber  er  eine  Urkunde  ausstdlte,  die 
▼on  den  Baronen  und  von  dem  anwesenden  päpstlichen  Legaten 
mitbesiegelt  wurde.  Darauf  versöhnte  sich  Richard  von  Comwall 
mit  Simon  von  Montfort,  dessen  Verheiratung  mit  der  Prinzessin 
Eleonore  ein  Grand  des  Konflikts  gewesen  war;  die  Barone 


1  Cr.  Maj.  V  fi97  sq.,  702  sq.,  735. 

«  Cr.  Maj.  V  744. 

•  Cr.  Maj.  V  7:{2,  737. 

*  Cr.  Maj.  V  70(5. 

»  Cr.  Maj.  V  721>,  732. 

«  Cr,  Maj.  V  7:51. 

'  S.  tt.  Anhang  2.  S.  136  f. 
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wann  aber  mit  diesem  Endo  unzufrieden,  und  die  Bewegung 
verlief,  wie  Matheus  8a«,^t,  ohne  rLchtes  Resultat:  was  aber  die 
Barone  wollten  und  worin  jene  Provision  bestanden  hat,  davon 
sagt  er  kein  Wort*.  Aus  sich  heraus  hat  sich  Matheus  mit 
Yerfassungsfragen  niemak  beschüftigt.  So  oft  er  aber  die  Will- 
kOrlichkeit  in  der  ADsetzung  der  amerciaments ,  besonders  ttber 
das  grofse  Mifsverhältnis  zwischen  geringfügigen  Veigehen  und 
der  Scbwere  der  Strafe  klagt  ^,  so  hat  er  doch  niemals  gefordert, 
dafii  diese  Dinge  gesetzlich  gerp^^elt  würden.  Ebenso  wenig  bat 
er  je  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  Fortschritte  im  Verwaltungs- 
Wfisen  gerichtet. 

Ks  wird  wohl  kaum  un^^'reelit  erscheinen,  diese  Mängel  bei 
<lem  Historiker  des  13.  Jahriiunderts  zu  kennzeichnen,  denn  die 
pohtischen  Führer  der  Stände  und  die  königlichen  Beamten  haben 
am  seiner  Zeit  einen  ganz  klaren  Blick  fUr  diese  Dinge  gehabt. 
Indes  scheint  dieser  Mangel,  der  sich  durch  die  Jugend  des 
öffentlichen  Lebens  genugsam  erklArt,  für  die  Mehrsahl  von 
Matheus'  Generation  ^^pisch  zu  sein^.  Wenn  Matheus  über  die 
\'cr8chleuderung  der  Kroneinkünfte,  über  die  wiederholten  Steuer- 
forderungen, über  die  raüsbräuchliche  Verwaltunp^  des  Landes, 
über  die  stoisrende  Macht  der  Ausländer  am  Hofe,  über  die 
unter wiirfiire  Haltirnj;  des  Königs  gegenüber  der  Kurie  in  bittere 
Klagen  aus}>riclit ,  ho  tatst  er  das  alles  ganz  persönlich  auf;  er 
sieht  die  Scliuld  davon  nur  in  den  Menschen  selbst  und  erkennt 
nicht,  dai's  es  liurch  die  Mangelhaftigkeit  der  Institutionen  mit- 
bedingt war.  Er  steht  etwa  auf  dem  Standpunkt  der  Autoren» 
die  in  j(  ner  Zeit  Uber  Politik  geschrieben  haben,  die  eben&IIs 
aUes  politische  Gescheiten  auf  die  Handlungen  einzelner  Personen 
zurückführten.  Sie  beschäftigte  noch  nicht  das  Problem  vom 
besten  Staate,  sondern  das  vom  besten  Regenten.  \\>itläuftig 
erörtern  sie.  welche  Tugenden  i\\r  den  Fürstenbenif  erforderlich 
wären:  die  fjrew.lhr  einer  guten  Iv'  ienuig  erblicken  sie  noch 
nicht  in  den  iSchranken  des  Rechts,  diu  daü  Königtum  umgeben 
sollten,  sondern  allein  in  den  Scljranken  der  Moral. 

Vjä  ist  doch  auch  cliarakteristirtch  fi'u*  Matheus,  dafs  er  nie- 
mals auf  den  Unterschied  der  englischen  Staatmrfassung  von 
der  deutschen  und  der  iranaOsischen  aufmerksam  geworden  ist, 
B.  auf  den  Unterschied  der  politischen  Rechte  des  Königtums 
wid  des  Adels  So  mancherlei,  wovon  er  in  seiner  Chronik  er- 
sählt,  tt.  a.  das  kontinentale  Fehdewesen,  hätte  ihn  wohl  darauf 
fthren  können.   Hütte  er  Interesse  und  Blick  hierfür  gehabt,  so 

»  Cr.  Maj.  nr  478. 

«  Z.  B.  Cr.  Maj.  IV  400  sq.,  42ti,  V  137,  410  sq.,  555,  öy4  sq. 

•  8.  n.  S.  120. 

*  U.  a.  erzählt  er  von  einer  deutsche»  Abtd,  iH<^  er  Wolsa  nennt, 
^i»  der  Abt  dem  K'6mpi;  nach  ««einer  Krönung  verpfüclitet  wilro,  zu  Peld- 
*ögen  ein  dem  encUecheu  scrvitium  debitum  cutsprechende»  leatee  Kou- 
tugSBt  Ton  1000  mttem  su  stellen.  Cr.  Miy.  Y  74. 
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hätte  es  ihm  bei  seinen  ;::uten  Verbindunjren,  besoiulers  naclHlein 
Bichard  von  Cornwiill  zum  löniiöclien  König  guwiüjlt  worden 
war,  nicht  au  Gelegenheit  gefehlt,  sich  näher  darüber  zu  unter- 
richten. 

MatheuB  ist  eben  ansBcUiefelicfa  Chronist  gewesen  und  kein 

Politiker.  £r  .selbst  freiHeh  ^anir]-!  und  fühlt  sich  als  solchen, 
und  verleitet  durcii  die  leidenschaftliche  Wucht  seiner  Kritik  nur 
au  leirlit.  ihn  auch  dafür  zu  halten,  hei  seinem  negativen  Stand- 
punkt i>t  sfine  Kritik  aber  von  vornh<*rein  zu  «j  iiizlicher  Un- 
fruchtbarkeit verurteilt ;  und  da  er  die  positiven  Kelor in bestrebun- 
gcn  der  Barono  nicht  zu  würdi^^en  vnrstand,  also  aus  ihnen  keine 
Hoffnung  auf  eine  b<?8sere  Zukunft  scliopttn  konnte ,  so  schrieb 
er  sich  in  eine  iainier  gröfsere  Verbitterung  hinein.  8chh*efslicb 
mufste  auch  sein  rechtiicbes  Taktgetlihl  darunter  leiden;  seiner 
Kritik  felilt  manchmal  jede  gesunde  Grundlage.  Als  das  ParU- 
ment  124S  eine  Steuer  verweigert  hatte^  sah  sich  der  König  ge- 
nötigt, wertvolles  Gold-  und  Silbergerät  su  verkaufen  und  später 
auch  den  Prunk  der  Hofhaltung  bedeutend  einzuschränken.  Aber 
damit  war  der  «nsjiruchsvoUe  Mönch  des  reichen  Klosters  'U)rh 
nirht  zufrieden,  denn  <las  widerstritt  dnr  Rcpr?isentationsptlii.iit 
de  s  K.iMiggi.  Einen  I  Iot  )>(3;imten ,  der  (hm  König  hierin  5?ur 
Seite  stand,  nennt  ur  kurzweg  einen  Srliiiicicliler. *.  In  «lieser 
Zeit  legte  König  Heinrich  der  Stadt  London  ein  hohes  Talkigium 
in  Geld  und  Naturalien  auf;  aber  trotzdem,  klagt  der  Chronist, 
blieb  der  königliche  Haushalt  ao  sparsam  "vm  zuvor;  als  wenn 
er  ein  flottes  Leben  bei  Hofe  auf  Kosten  der  Londoner  nicht  mit 
weit  f^rörscrm  Rechte  hätte  tadeln  dürfen**.  Gewila  hatte  die 
Betrielisamkcit  de.s  Königs,  neue  (leldqueiien  su  öffnen,  etwas 
sehr  bedenkllt  lios;  aber  was  soll  man  dazu  sagen,  wenn  Matheu» 
wiederholt  tlber  die  Verpaclitung  der  Stattli.dtersrliMft  von  Wales 
schreibt:  die  Walliser  würden  nun  öffeutlieli  v('r>iei^ert  wie  das 
Hebe  Vieh*,  während  dasselbe  Pachtsvsteni  bei  der  Besetzung 
der  Sheriffsämler  und  sonst  noch  jahraus  jahrein  angewendet 
wurde.  Ein  andres  Beispiei  itit  nicht  weniger  bezeichnend.  Der, 
Bischof  von  Carlisle  ftihrte  mit  einem  Baron  einen  Prosefs  ttber 
ein  Landgut  und  erkaufte  sich  einen  Aufschub  der  Verhandlung» 
bis  sein  Gegner,  der  .sicli  gerade  im  Auslande  aufhielt,  zurliek- 
gekehrt  wäre,  so  dafs  er  also  vorläufig  das  strittige  Gut  behielt. 
Darauf  wirkte  die  Vertretung  (U  r  Ht  fj^cnpartei  sich  ein  writ  aus, 
das  die  sofortige  \\  iederauin.ilmie  des  Vcrfalu'rns  anordnete. 
Diesen  ^Vider^^f  des  ersten  writs  kritisiert  Matheus  sehr  abfällig; 


'  Cr.  Maj.  V  21  sq.,  50.  114,  19«. 
-  Cr.  Maj.  \-  i:^7. 
^  Cr.  Maj.  V  50. 

'  Cr.  .Maj.  V  J-Jl.  '.(>l>.  048.    Dnnsolbe  Bild,  das  ilun  anfrcn>clieinlif'b 

Selalleu  hat,  braucht  er  einnjiil  auch  von  doiu  Kieme  ^fele^ntiitb  <^** 
Irenzzagszehiiten:  vendoiitur  jjraelati,  ut  bovea  et  samt;  ecce  ttltis»* 
conditio  servitutis.  Cr.  Maj.  V  536. 
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er  erinnerk  dabei  an  die  päpstliche  Praxis,  Privilegien  mit  der 
Klausel:  non  obstante  etc.  aiuzustellen,  d.  b.  dadurch  früher  er- 
teilte gegenteilige  Privilegien  aufzuheben.  Waa  aber  eigentlich 
SU  tadeln  war,  war  nicht  der  ^^'ide^^uf,  sondern  die  erste  Ver^ 
fUgung,  die  den  Prozefs  hinausschob.  Das  wäre  nicht  nur  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit  gewesen,  sondern  widersprach  dem 
ausdrücklichen  Satze  der  Magm  Charta:  nulli  vendeuius .  nulli 
negabimus  ant  diflenMiius  rectum  aur  justitiain  Und  dazu 
macht  Matheus  noch  die  scheinheilige  Bemerkung,  jener  Widerruf 
sei  wohl  durch  ücstechung  erlangt,  während  er  recht  gut  wufste, 
da's  jedes  einzige  writ  im  ProzelöVCTtuhren  bezahlt  werden 
mufste'. 

Trotz  alledem  wttre  es  höchst  ungerecht  su  verkennen,  da6 

Matheus'  politische  Anschauungen  einen  sehr  grofsen  Fortachritt 
bedeuten.  Die  verhldtnismälsig  sclmelle  Ausbildung  einer  öffent- 
lichen Meinung  in  England,  die  ein  Resultat  der  ständischen  Ent- 
wicklung ist,  hatte  in  die  politidchc  Oedankenwelt  dieser  Generation 
einen  frisclien  realistischen  Zug  gebracht.  Matheus  beruft  sich 
bei  seinen  Khigi  n  iiln  r  die  Kegierung  nicht  mehr  auf  das  Hirn- 
gespinst der  -.guten  (Je-setze  P^adwards"",  sondern  auf  das  posi- 
tive Recht  der  Magna  Charta^.  Aueli  an  Thatsachenninn  und 
Beobachtungsvermögen  steht  ^er  weit  höher  als  Wendover.  Von 
ständischem  Selbstgefllhl  erfüllt,  kritisiert  er  zum  ersten  Male 
die  Regierung  darauf  hin,  ob  sie  zum  Wohle  des  Landes  geführt 
würde.  Und  wenn  er  sich  auf  die  negative  Kritik  hierüber  be 
scljrfinkt,  so  liegt  doch  schon  in  diesem  neuen  Gesichtspunkt  ein 
bedeutender  Fortschritt,  vSein  ^lut  der  Kritik,  durch  den  er 
seine  Vorganger  und  Zeitgenossen  so  weit  überragt,  entsprang 
uicht  allein  seinem  pt^rsönlichen  Charakter,  der  um  so  stiirker 
mit  der  Furchtsamkeit  kontrastiert,  die  die  Mönche  in  politischen 
Dingen  allgemein  an  den  Tag  legten,  sondern  zugleich  dem 
Selbstbewulstsein  der  Stünde,  die  sich  dem  Könige  gleichgeordnet 
dttnkten.  So  grofs  des  Chronisten  Respekt  vor  der  Macht  des 
Königs  war,  so  empftoglich  er  fUr  die  Ehre  war,  wenn  ihn  der 
König  einmal  zur  Tafel  und  zur  Unterhaltung  zog,  so  hat  er 
doch  auch  persönlichen  Widerspruch  gegen  die  Absichten  des 
Monarchen  nicht  gt'>ch(>ut'^.  Gerade  bei  den  nahen  Beziehungen 
seines  Klost(?rs  zum  llofo  ist  es  keine  Phrase,  wenn  Matlieus  sjigt: 
der  Beruf  des  Historikt'i*?  ist  selnver.  denn  wenn  man  die  Wahr- 
heit sagt,  80  reizt  man  den  Zorn  (h  r  Mächtigen'*. 

Matheus  ist  nicht  selbstschOpferisch  über  die  Idecu  seiner 


1  .M.  riiarta  §  40.   Branner,  Schwurgerichte  247  f. 

2  Cr.  Maj.  V  210. 

*  Ncch  Wendover  leitet  die  Magna  Charta  zum  Teil  aus  den  6e- 
Betsten  l- adwards  her     Cr.  Maj.  II  ööR 

«  Cr.  Maj.  V  1211,  m. 
Cr.  Maj.  V  40')  sq.    .\bbrev.  Cion.  oll). 

Foricliu Ilgen  XIV  3.  —  Fluhu.  6 


üiyiliz 


82 


XIV  8. 


Zeitee&osseii  hinaufgekommen,  aber  dafs  er  sich  bewufst  der 

Btänaischen  Bewegung  angeschlossen  und  die  politischen  Durch- 
schniltsan sichten  seiner  Partei  wiedergegeben  hat,  das  erhellt  ihn 
in  pol'tisc'lier  Beziehung-  weit  über  das  Niveau  der  Übrigen 
Klosterbifltoriker  seiner  Zeit 


b.   Die  Kriegshoheil 

Die  ersten  Aufserungen  einer  Opposition  p-^'j^  Ti  die  Kriegs- 
hoheit sind  schon  unter  Richard  I.  und  .Johann  laut  geworden. 
Im  Jahre  1197  weigerten  sich  ein  paar  Bisciiöte,  später,  1201 
und  1213,  die  Barone,  Kriegsdienste  auiserhalb  Britanniens  za 
thun.  Hugo  yon  Lincoln  boief  sieb  damals  auf  sein  Privileg, 
das  ihn  zu  persönlichem  Dienste  nur  bei  der  Landesverteidigung 
▼erpflichtete,  während  er  bei  Angriffskriegen  die  Heereefolge  mit 
einem  8catagium  ablösen  dürfte  \  Die  Härene  führten  unter 
Johann  aufser  demselben  Rechtsgrund  die  NichterfUllang  des 
Krönungseides  und  ihre  finarr/ielle  P>schö)>funf!:  -  Unter 
Heinrich  III.  gingen  dagegen  die  jiestrebuiigen  der  Mjuuie  dahin, 
dem  Parlament  Einflufs  auf  die  Entscheidung;  über  Krieg  und 
Frieden  überhaupt  zu  versehaflfen;  die  Frage  deü  Rechts  wurde  zu 
einer  Frage  der  Politik.  Das  geschah  indes  noch  nicht  kou&equent 
und  nicht  principiell  bei  allen  Kriegsplänen;  sondm  man  mub 
auch  in  dieser  Periode  die  Feldxüge  auis^^ialb  und  inneriialb 
Britanniens  unterscheiden« 


Kriege  mit  Frankreieh.    Das  aisilische  Projekt. 

Die  St.  Albaner  Chronik  giebt  eine  treffliche  Illustration, 
wie  sich  ilie  Ansichten  über  die  Kriegshoheit  seit  Heinrichs  III. 
Thronbesteigung  geändert  haben. 

Wendover  erkennt  die  Entscheidung  ttber  Krieg  und  Frieden 
noch  allein  dem  Könige  au.  Ende  1228  kam  eine  Oesandtschaft 
normannischer  ßarone  nach  England,  um  den  König  zur  Wieder* 
eroberung  der  Normandie  aufzufordern.  Der  junge  König  wäre 
gern  auf  den  I*lan  eingegangen,  aber  der  GrofsjuÄtitiar  setzte 
einen  Aufschub  durch.  Heinrich  sei  damals  noch  recht  einfiiltig 
gewesen,  meint  Wendover,  dafs  er  sich  eine  golelie  Bevormundung 
geiUllen  liefs"'.  Als  Ad\  der  König  im  litrböte  dr.s8ell>en  Jalir^^s 
dennoch  zu  einer  P^xpedition,  wenigstens  nach  seinen  franzö>i.Hi-la  u 
Besitzungen  entschlossen  und  bereits  —  ohne  das  Parlament  zu 
b^ragen  *  —  das  Lehnsheer  aufgeboten  hatte,  soll  Hubert,  dessen 

»  Round,  Engl.  bist.  rev.  1892  S.  301  flP. 

3  Stubbs  1  661,  ö63  f.  nod  in  der  Einleitiaiiff  ai  Walter  von  Coyentxr 

II  LXV  ff. 

'  Cr.  Maj.  III  1G5 :  nimia  simplicitate  perplexus. 

^  Das  geht  aus  der  Form  der  writs  n^rror.  Rot  claos.  bei  Psnii 

HI  575. 
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Abmahnungen  dit  amal  vergeblich  go\ve8»^ii  wan  n .  die  Abfahrt 
durch  eine  List  vereitelt  liabon.  Da  wiederholt  der  Chronist  die 
sinnlose  Anachaldigung  des  Königs  gegen  ihn,  dafs  er  sich  von 
der  KöDigin-Mutter  von  Frankreich  hätte  bestechen  laaaen  \  Im 
Jahre  1230  setzte  Hdnrich  III.  wirklich  nach  FVankreidh  ttber,  doch 
auch  jetst  iiefs  es  der  Grofsjustitiar  nicht  zur  Kriegserklärung 
kommen.  Der  Chronist  war  aber  keinesw^  einverstanden 
damit".  Man  sielit.  Wendover  wufste  nichts  von  der  stiindisclien 
Fordonmü:.  d  ifs  der  König  in  wichtif^en  politischen  Fragen  von 
der  ZnsHüimung  seiner  homines  naturales,  sei  es  des  Parlaments 
oder  If  r  imlien  Kronbeamten,  abhängig  sein  sollte. 

Ganz  anders  war  die  Situation  im  Jahre  1242.  Heinrich  III. 
hatte  mit  seinem  Stiefvater,  dem  Grafen  von  la  Marche,  ein 
Angrifiebttndnts  gegen  Frankrdoh  abgoftchlosseni  in  seiner  Geldnot 
niufste  er  aber  das  Parlament  um  eine  SteuerbewiUigung  an- 

fihen.  Die  Barone  lehnten  die  Forderung  ab.  »Sie  hielten  dem 
dnige  ror,  dafs  er  ehrenhalber  den  Ablauf  des  Waffenstillstandes 
abwarten  müfste,  der  mit  Frankreich  geschlossen  war.  Wenn 
Ludwine  IX  seinerseits  die  Verträge  verletzte,  so  sollte  er  ihrer 
Unterstützung  gewifs  sein .  aber  sie  wollten  sich  selbst  davon 
(iberzeuiren ,  ob  wirklich  ein  Vortracjsbruch  vorläge^.  Nach 
Matheus  beschwerten  öicli  die  Barone  auch  darüber,  dafs  der 
König"  das  Bündnis  mit  dem  Grafen  von  la  Marche  ohne  ihr 
Vorwissen  ab^^eschlossen  hiftte^.  Das  Parlament  beanspruchte 
also,  von  der  Steuerfrage  ausgehend,  eine  beschliefsende  Stimme 
ttber  Krieg  und  Frieden  und  über  Bündnisse,  und  der  Chronist 
findet  dies  Verlangen  wohlberechtigt. 

Köni;r  Heinrich  kümmerte  sich  nicht  im  geringsten  um 
diesen  Parlamentsbeschlufs ,  sondern  setzte  mit  einem  Teil  seines 
Lehnsheercs  über  den  Kannl^.  und  obwohl  er  sich  verbun<len 
hatte,  den  Waffenstillstand  niclit  mutwillig  zu  brechen''',  erklitrte 
er  den  Krieg.  Kr  durJte  sich  «larauf  verlassen,  dais  (iie  Vasallen- 
treue und  die  Kriegslust  der  Barone  ihre  politischen  Bedenken 
zerstreuen  würden;  als  es,  wie  er  versicherte  ohne  seine  Schuld, 
mm  Kriege  gekommen  war,  bot  er  den  Rest  des  Lehnsheeres 
auf  und  erreichte  obendrein,  dafs  ihm  sowohl  die  Ritterschaft 
ab  aneh  die  Bischöfe  ein  Scutagium  bewilligten*';  die  Abte  hatte  er 
schon  zuvor  einzeln  zu  Beihilfen  vermocht **JSine  firmwilUge  Leistung 

»  Cr.  Mai.  lü  l'JU  sq.   Vgl.  Pauli  a.  a.  O. 
»  Cr,  Maj.  III  197. 

*  Gr.  M^j.  IV  (Dokumont  Ober  die  FarlsineiktsverhandlangeD)s 
dnoiinodo  conetaret  eis  de  veritate  faeti  regia  Franeiae. 

*  Cr.  Maj.  IV 

^  K.  das  Aufgebot  vom  24.  Mttrs.   Lords'  Report.  App.  7. 
«  Kymer  1  244. 

'  Kymer  I  24Ö,   Lords'  lleport,  App.  7. 

•  S.  o.  S.  62. 

•  Gr.  Maj.  IV  182.  Madoz  Ezcheqaer  I  609«^. 
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war  dieser  Kriegsdienst  kfineswep^s ,  sondern  wer  daheira  blieb, 
iiiurste  ein  zweitea  Öcutagium  als  AbiösuDg  des  persÖDlicbea 
Dientstea  zahlen  * . 

Das  Parlament  halte  eleu  Krieg  überhaupt  verhiuUeru  woUeu. 
Jetzt,  wo  er  ohne  seine  Zustimmung  erklärt  worden  war,  lieft 
es  ohne  Widerspruch  das  Lehiuheer  aufbieten  and  bewilligte 
dazu  noch  eine  Steuer.  Matheus  sieht  in  dem  persönliohen 
Kriegadienat  mehr  ein  freiwilliges  Opfer  aus  ritterlichem  Edel* 
irute  - ;  von  dem  Scutagium,  das  die  Stünde  bewilligten,  sagt  er, 
der  König  hätte  es  eriircl'st^.  Von  dem  Schildgeld,  das  bot 
Ablösung  der  jiersönliclien  Ileeresfolge  erhoben  wurde f  scliweiet 
er  völlig;  der  verfa  snn<:?rechtliehe  Kern  der  Frage  ist  damals 
weder  von  dem  Chrouisten,  noch  von  den  Baronen  erkannt 
worden  *. 

Zum  dnUeu  Male  plante  Heinrich  III.  im  Jiilire  1252  einen 
Zug  nach  der  Gascogne.  Auch  diesmal  war  der  königliebe 
S<mt2^  erschöpft ,  allein  der  König  verenchte  jetzt  die  politiBch- 
militsrische  Frage  von  der  finanziellen  zu  trennen.  Wenn  er 
auch  keine  Steuern  erheben  konnte,  ohne  das  Parlament  sa  be- 
fragen, 80  wollte  er  ihm  doch  nicht  das  Recht  zugestehen,  über 
Krieg  und  Frieden  zu  beraten  und  mitzuentscheiden.  Am 
0.  August  hob  er  das  Lehnshecr  anf:  Aiitani^  Oktober  sollten 
die  Vasnilen  gerüstet  in  VVestminstcr  eiiiiretl'en  Hier  hielt  der 
König  ein  i'ailaiiient Er  bat  um  ein  AuxiHum,  aber  Adel  und 
Klerus  verweigerten  die  Steuer  einmütig,  und  der  Feldzug  muiste 
aus  Geldmangel  unterbleiben.  Matheiis  erzählt,  der  König  hatte 
die  Barone  nicht  nur  um  finanzielle,  sondern  auch  um  militärieche 
Unterstatzung  gebeten;  er  scheint  also  bereits  ihre  Zustimmung 
zu  dem  Kriege  fQr  erforderlich  gehalten  zu  haben'. 

Im  Mai  1253  wurde  dem  König  eine  Steuer  bewilligt,  und 


J  8tubbs  Ii  612.    Abbreviatio  Hot.  Urig.  (160'))  p.  4'>,  5. 

'  Cr.  Maj.  rV  189  sq.,  198:  qnidam  ma^uates  Angliac,  inhoncetiuD 
arbitrantes  otjis  indulgerCt  rege  in  triinsmannis .  Afartio  negotio  operem 
dante,  aeciuxeiunt  se  ftd  iter  .  .  ,  arripiendum. 

»  Cr.  Mai.  IV  227,  2;]:3.    S.  o.      62  f. 

*  S.  a.  86  ^  Nur  der  Aonalbt  von  Dunstable  bemerkt,  data  der 
Köni^  wider  den  Rat  seiiier  fiarone  nsch  Ftankreich  gegangen  sei 

p.  löÖ  sq. 

*  Dafs  das  Aufjitbot  ohne  J'arlaineutßbeachlulö  i-rlolgt  ist,  erbellt 
aus  dem  writ  an  den  Grafen  Wareone.   Lords*  Report  App.  21. 

6  Cr.  Maj.  V  ;I21 

^  Matheus  wirft  hier  den  Zug  nach  der  Gascogne  und  den  Rreuzzuga- 
plan  dvrebehiaiider,  der  auf  demselben  Parlament  7.uv  Sprache  kam.  Cr. 
Maj.  V  8:^5:  rex  in  caice  sennonis  auxiüuro  peconiare  ac  militare  .  .  . 

instantipj^inio  flagitavit  eibi  jiorrpriTmturo  iiiipenal  n<*  ('hripto  pro  ronimuui 
öalute  milifaruro.  I)ie  Stiuer  der  Priilaten,  ein  drcijäbriger  Zehnter,  den 
der  Papst  dem  Könijje  gewährt  hatte,  war  allerdings  für  den  Krenzsng 
boi*tinimt.  Die  mililäritfche  Aktion  konnte  sieh  aber  nur  gegen  die  (rn^- 
cogner  richten,  da  der  K  tiif:  weit  davon  entfernt  war,  in  nächster  Zeit 
den  Kreiizzug  ^u  uuternehmtiu. 
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wenige  \^'ochen  darauf  bot  er  wiederum  aräie  Vasallen  auf,  auch 
diesmal  ohne  das  Parlament  su  befragen*.  Aber  auf  dem  Hof- 
tage, den  er  mit  den  zu  PortBmouth  versammelten  Baronen  hielt, 
verweigerte  Graf  Richav  I  von  Hnre  die  Tlcc  restol^e.  Er  scheint 
den  alten  Rcchtsstandpaiikt  aufironomraen  zu  haben,  dafs  der 
Lehnszwang  nicht  den  lvriei;-sdienst  aiifserhalb  Britanniens  be- 
dingte^. Und  nach  den  Parlaiiientsverhandlungen  von  1254  zu 
urteilen^  mufs  Richard  von  Cläre  allgemeine  Zustiinniung  gefimden 
halben.  Matheus  Parisiensis  erwähnt  diesen  Vorfall  auitaliiger- 
weise  gar  nicht;  der  Annalist  ^on  Tewkesbuiy,  der  allein  davon 
berichtet,  ist  natürlich  auf  Seiten  des  Grafen,  denn  Tewkesbnry 
war  ein  Mediatkloster  der  Cläres  ^ 

Trota  dieser  Weigerung  gab  der  König  seinen  Plan  nicht 
auf,  sondern  setzte  über  den  Kanal.  Im  folgenden  Jahre 
aber  mulste  er,  zum  erstenmale ,  das  Parlament  geradezu  um 
eine  militärische  Unterstützung  bitten.  Die  l^aronf  und  einige 
PrUlaten  sagten  diese  zu  der  übrige  holie  Kleru.^  versprach  Hilts- 
gelder.  aber  alle  nur  für  den  Fall,  da  18  es  wirklieh  zum  Kriege 
mit  Kastilien  käme,  wovon  der  König  eesclirieben  hatte.  Die 
hierdurch  ttbemommene  Verpflichtung  hatte  keinen  Gesebses- 
Charakter,  sondern  den  freiwilliger,  indiTidudler  Leistungen  ;  wer 


'  Cr.  Maj.  y  3öl;  circa  Kalendar  Jauii.  Auf  dem  Mai  Pavlament 
von  I25S  kann  hier  über  den  Feldzug  nicht  wohl  verbandelt  worden  sein. 
Der  Köni^  kann  aof  seine  Pläne  nicht  offiziell  verzichtet  und  ebensowenig 
können  die  I?aron(^  eingewilligt  haben,  <!m  -'m  bald  darauf  die  Heeresfol^ce 
übers  Meer  verweigerten,  Andrerseitä  kann  diese  Weigerung  nicht  auf 
dem  Mai- Parlament  geschehen  sein,  da  Richard  von  Cläre  eral  im  Juli 
des  Jahres  a  partibus  transmarinis  zurückkehrte.   Ann.  Teokesb.  153. 

*  Im  f(il|;onden  Jahre  sagte  er  dem  Klniigo  den  jifi' ?  Tiliolicn  Kiio^-p- 
dien8t  in  Frankreich  za  für  Jen  Fall,  dal's  ihn  der  K<*iiig  von  Kastilien 
angriffe,  wie  Heinrich  III.  geschrieben  hatte:  addens,  qaod  nullo  modo 
ipßum  regem  juvan  t  »id  adquirendum  terram,  sed  ad  corpus  suuni,  si 
ip?nm  res  Castellac  huatiliter  impeteret,  Hberandum.  Cr.  iNiaj,  V  4l*1.  — 
Auu.  Teokcsb.  Ido  a.  12ö3.  Dominus  Üieurdus  de  Cläre  discessit  a  curia 
legia  eom  maxima  regia  indi^atione,  eo  quod  noUet  cum  eo  partee 
transmarinas:  adire.  j>.  \"'  n.  V2'>i  Magnum  parliamentum  r-titit 
apnd  l*ovtesm\ve  de  transfrctatione  uiHjrnatum  Angliae,  quod  trauälatum 
nnt  ad  Londoniaui ,  ac  postea  apud  Wyntoniam ,  ubi  reaponsum  est  per 
dominum  Kicardum  de  Cläre,  omnibns  magnatibus  assentientibus,  8e  nolle 
tranpfrotarc,  donec  ei  plenaria  ea  quan  slhi  jure  haereditario  competebant, 
per  dominum  regem  reatituereutur;  quia  nou  mlnimo  tempore  autea  prae- 
terito  omnis  qnae  exigebat,  filio  ano  Eadwardo  in  partious  transmarinis 
exisi«'n>i  imperpetuum  contulit,  seilic.  l  IJristollaa  cum  pertineutiis ,  et  alia 
quamplura.  Dieser  zweite  IJericht  ist  nicht  ganz  richtig.  Cläres  Weigerung 
fällt  ins  Jahr  12-53;   12^A  hat  er  die  Heeresfolge  bedingungsweise  ver* 

?)rochen ;  die  Chronologie  der  Annalen  Hegt  hier  überhaupt  im  Argen, 
emer  i.st  da?  [tnn;rar  verkehrt  fStubbs  II  Gi>).  Auch  die  Motiviening 
von  CUres  Handlungsweise  tritit  nicht  zu,  denn  Bristol  u.  s.  w.  ist  dem 
Prinzen  Eduard  allerdings  in  der  Gascogne,  aber  eben  erst  Anfang  1254 
▼erUehen  worden.  Pauli  III  692«. 

^  Die  Grafen  hatten  das  Patronat.  Ann.  Teokeab.  83  sq.  a.  1232, 

loo  a.  1254. 
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keine  beBtinimte  Zusage  p;emacht  hatte,  war  nicht  dazu  ver- 
bunden.  Ausdiücklich  aber  verlangten  sie  vom  Könige  eine  ur- 
kundliche Zusicfierun^ ,  dals  nicht  nur  die  finanzielle,  sondern 
auch  die  niiliiarisehe  Leistung  als  kein  Praecdenzfall  gellen  sollte'; 
die  Verpdichtung  zum  Kriegsdieuöt  aufserlialb  JJritauuit  ns  wur-le 
nicht  mehr  anerkannt.  Diese  Ansicht  hudet  öich  später  auch 
einmal  bei  Matheus.  Zum  Jahre  1257  spricht  er  von  der  Lehns- 
piiicht  seines  Abtes:  er  hätte  dem  KOnige  zu  seinen  Zügen  gegen 
Wales  und  Schottland  sechs  Ritter  zu  stellen*.  Andre  Kriees- 
&lle  erwftbnt  er  nicht  ;  die  Voraussetzung  ist  also,  dals  sich  der 
Lehnszwang  auf  die  Landesverteidigung  beschränkte. 

Übrigens  hat  König  Heinrich  auch  1254  von  Rittern,  die 
den  Feldzug  nicht  mitmachten ,  die  Scutagia  cingezoiicn  ^ :  es 
w^re  freilich  iiitt're8.«arit  /u  erfahren,  ob  das  auch  denen  zugemutet 
worden  ist,  die  die  iieeri  -tt »l^e  verweigert  hatten"*,  — 

Auf  dem  Herbstparlament  von  1255  enthollte  Heinrich  III. 
den  Stünden  das  siziliöche  Projekt.  Ler  Papst  hatte  den  jungen 
Prinzen  Edmund  mit  dem  Königreich  Sizilien  belehnt;  unter  den 
Bedingungen  dieser  Erhebung  war  die »  dafs  seui  Vater  bis  zum 
Herbste  1256  ein  Heer  gegen  den  Hohenstaufen  Manfred  ins 
Feld  schicken  sollte'^.  König  Heinrich  bat  die  Stände  um  eine 
Steuer,  die  aber  verweigert  wurde.  Und  wieder  geschah  es,  dals 
sie,  von  der  Steuerfrage  ausgehend,  das  ganze  Projekt  ihrer 
Kritik  unterzogen  und  es  verwarfen.  Sie  koniiten  treihch  liicht 
verhindern,  dals  der  König  den  Plan  weiter  vcrtoigte;  8i<^  spr.  eheu 
aber  deutlich  die  Meinung  aus.  dai's  er  ihn  fallen  lassen  sollte. 
\^'enn  das  englische  Lthnöheer  in  den  Kampf  zöge,  so  äulöcrn 
sich  die  Bischöfe,  würde  das  Vaterland  von  jeder  Verteidigung 
entbleist;  man  mmerte  an  die  Ge&hren,  die  von  Frankreich, 
Schottland  und  Wales  her  drohten.  Söldner  aber,  die  man  dort 
wtirbe,  wflrden  unzuverlässige  Truppen  sein  Die  Barone  ver- 
langen sogar,  dafs  der  König  nicht  selbst  in  den  Kampf  zöge; 
sie  könnten  die  Verantwortung  dafür  nicht  übernehmen  Matlieus 
Parisiensis  wcifs  nur,  dafs  der  König  das  Parlament  um  eine 
GeldbewilliguDg  anging,  die  ihm  aber  abgescLlageii  wurde,  weil 


1  Cr.  Maj.  VI  284. 

^  Cr.  Maj.  VI  373:  forvitiiini  ahlmtis,  scilicet  sex  militiim,  in  quibiis 
domino  regi  eunti  in  ejLercitum  in  Wailiam  sive  Scotiain  tenetur. 

*  Beispiele  in  den  Exccrpta  e  Rotulia  Rniam  ed.  Roberto  II  186,  250. 
■*  Im  J.  1211  liaben  die  nordenglischen  Baroue,  Ii-  Un  Jahre  vorher 

König  Jobann  die  Heer,  gfolge  übers  Meer  verweigert  halten,  nuch  prirrn 
das  ADsiunen  jjrotesticrt ,  nun  austatt  des  persönlichen  Dienstes  d&a 
Scntagium  zu  zahlen*  Walter  von  Coventiy  II  217  eq. 
^  Hjmer  T  olv. 

*  Ann.  ßurtou.  390  sq. 

f  Ann.  Burton.  3^7:  item,  quod  onus  bujus  negotii  assumat  domioOB 
res,  nolnmus  nec  consentimuSf  ne  ex  nostro  con»enaa  in  manus  inimiconuit 
suoruin  se  trndere  vidcatur.  Nec  dicti  ncprotii  onus  cum  dominO  rflge 
assumere  possumus  nec  voiumus,  propter  rationes  praedictas  .  .  • 
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er  die  Stände  nicht  vorher  befragt  hätte  ^  Was  aber  den  Punkt 
betrifiA;,  daft  die  Stfinde  den  Könu^  zu  verhindern  sachten,  aufser 
Landes  su  gehen ,  so  bringt  auch  Matheus  gelegentlich  ein  paar 
Beispiele  der  Art.  Zum  Jahre  1251  erzählt  (i\  dafs  Kichard 
von  Cornwall  seinen  Bruder  nicht  zu  einer  Wiilifahrt  nach  Pon- 
tigny  hätte  gehen  lassen®,  und  1236  verhinderten  die  Barone 
zwar  nicht  den  Rrmip^,  aber  den  präsumtiven  Thronfolger  Rieliui'd 
von  (brnwall.  an  den  Hut  Kais»  r  Friedrichs  zu  ziehen^.  Unter 
dem  lündruek  dieser  That&aeiien  bemerkt  Mutlieus  j^elegenilich, 
dafa  K'inig  Johann  auf  keinen  Fall  die  Erhiuhnis  seiner  Barone 
erlifilten  hätte,  wenn  er  der  Laduni;  Philipp  August»  zu  dem 
Pairsgericht  in  Paris  hätte  folgen  wollen^. 


Kriegspl&ne  gegen  Schottland  nad  Wales. 

Im  Jahre  1244  ist  der  Feldzugsplan  gegen  Schottland  auf 
dem  Friihjalirsparlament  beraten  worden  ^.  Eine  dazu  ge- 
forderte Steuer  wurde  fürs  erste  nicht  bewilligt dagegen  wurde 
beschlossen ,  mit  einem  Heere  gegen  die  Grenze  vorzurücken : 

leistete  der  KOnig  von  Schottland  einer  Ladung  Heinrichs  HI, 
keine  Folge,  so  sollte  der  Krieg  beginnen'^.    Matheus  hat  von 

diesen  Verhandlungen  über  den  KrieL-  nichts  erfahren,  sondern 
tadelt,  wohl  des  Prücedenz falls  von  Uli  eingedenk,  dafs  der 
K<iniLf  eine  Steu»*r  verlangt,  aber  seinen  Kriegsplan  dem  Parlament 
verhtjimliclit  hätte '\    Der  König,  sagt  er  weiter,  habe  das  Heer 


»  Cr.  Maj.  V  o20. 

"  (a\  Maj.  V  228:  comes  autem  Ricardos  tsm  saspectae  pcKgrinatiooi 

conaeusum  uon  praebebat. 

•  Cr.  Maj.  III  Mi).    V^l  Shirlej,  Royal  letters  I  474,  U  9. 

*  Cr.  Maj.  II  üos.  —  Nichts  als  eine  Ivvrv  1  örmlichkeit  war  daeegea 
d«r  Abeoliic'tl ,  den  d  r  Koiii^  von  den  Londoner  Hlirgern  /n  TKMTtnen 
pflegte,  wenn  er  das  Keich  vcrliefd.  Der  Londoner  Annalist  erzählt 
selMtgeAllig,  der  König  hafa«  sich  dftnn  von  dep  Loudonem  förmlich 
beurlaubt:  cepit  oder  petit  licentiam  transfretandi.  Lib.  de  antt.  \e<;'^. 
p  \)  n.  1242,  p.  19  a.  It*.-.::,  j,  42  a.  1250,  p.  50  a.  12G2.  Stubl.»  U-(xt 
dieeev  Cereinonie  eine  viel  zu  grofse  Bedeutung  bei,  wenn  er  meint,  die 
Londoner  hätten  hierbei  gewissermafsen  das  Reich  vertreten.  Stnbbs 
II  032.  Wie  von  der  LdiMiitm  i  nfirn^eisf-haft,  so  verabschiedt  ti'  sich 
Köni^  Heinrich  auch  von  eiuigt  u  Klr>Kt<>rn,  und  cmpt'abl  den  Mönchen, 
für  ihn  zu  beten;  and  auch  hier  pHr-^tc  wohl  die  umwohn(»nde  Bevölkerung 
dem  feierlichen  Akt  bei/.uwohnei).  Cf.  Cr.  Maj.  IV  19U  ü.  I'Jl'J.  Flor, 
hist.  II  4-'5l  a.  1259.  .\l8  Prinz  K.liiard  1270  die  Kreuzfahrt  antrat: 
accepit  licentiam  a  couventu  (Wmtoniensij.  Ann.  Wiut  109.  Date  auch 
nicht  einmal  von  dem  Schein  einer  wirlclichen  Beorlaubung  die  Rede 
sein  kann ,  t  rliollt  daraus ,  dafs  1212  zwischen  der  N'erabschiedung 
von  den  Loiidonern  nnd  dem  Aufbruch  des  Könij^s  nur  4,  1259  nur 
2  Tage  kgen.  Lib.  de  antt.  legg.  9.  Cr.  M^j.  IV  190.  —  Lib.  de  antt. 
Iflgg.  42, 


\.ouW  Kep  App.  9,  11.  Vgl.  Anbang  1. 
»  Cr.  M^.  IV  m  aq. 
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durch  ein  Edikt  aut'geboten  ^  —  Zum  Jahre  1255  eraählt  er  nur, 
daCB  der  König  dag  Lehnsheer  aufboten  und  nach  Schottland 
geföhrt  hätte ' ;  und  in  der  Thai  i8t  das  Parlament  nicht  darüber 
befragt  worden^. 

Von  den  Peldzügen  gegen  Wales  (1241,  1245  und  1257) 
ersählt  Matlirns  einfach,  der  König  habe  die  Vasallen  auf- 
geboten*; die  Zustimmung  des  Parlaments  wird  von  ihm  weder 
€r\vjlhiit  noch  gefordert  ^.  in  dem  FeidznL';»'  von  1258  bemerkt 
<  r,  dal's  die  Ritterschaft  mit  den  fortwnlirenden  Feldziiircn  ,  din 
grolse  Kosten  machten  und  doch  stets  erfolt^los  blieben,  hiichst 
unzufrieden  gewesen  wäi*e,  aber  er  verhingt  doch  nicht,  dals 
auch  diese  Kriegspläne  der  Zustimmung  der  Stände  unterliegen 
sollten*.  Auch  hier  erwähnt  er  nichts  von  den  Scutagieni  womit 
die  Zurückbleibenden  sich  Tom  Kriegsdienst  befreiten.  — 

Diese  Unterscheidung  zwischen  den  Kriegen  mit  Schottland 
4ind  Wales  und  denen  aufserhalb  Britanniens  entspricht  gans  der 
Staatsauffassung  des  Chronisten.  Er  betrachtet  aie  Beziehungen 
von  Staat  zu  Staat  noch  ausschhefslich  von  dem  Stand pnnkt 
des  fürstlichen  Privatrechts.  Die  Ansprüche,  die  Heinrich  III. 
iiuf  den  plantagenctischcn  Besitz  in  Frankreich  geltend  machte, 
Werden  von  Mathen??  regelmäl'sig  und  ganz  korrekt  als  liechts- 
ausprüche  des  Künigs  allein  bezeichnet',  Audi  der  Krieg  war 
Icdiglieh  Sache  des  Königs,  soweit  er  sich  nicht  auf  die  Laudes- 
veneitligung  beschränkte.  Dabei  galt  der  Krieg  doch  auch  dem 
St.  Albaner  Mönche  fdr  den  edelsten  Beruf  des  Forsten,  Oft 
genug  schilt  er  auf  die  Kriegsuntttchiigkeit  und  die  ruhmlose 
l{egierung  Heinrichs  HL,  der  nicht  einmal  der  verachteten 
Walliser  Herr  zu  werden ,  geschweige  die  französischen  Be-  * 
Sitzungen  seiner  Vortiahren  wiederzuci'obern  vermochte.  Schliefs- 
lich  spottet  er  nur  noch  der  ruhmredigen  Anläufe  de^  Königs, 
die  allein  darauf  abzielten,  den  Ständen  Geld  zu  entlocken*. 
Es  ist  abt  i-  die  natürliche  Konsequenz  dieser  Staaisautfassung. 
dafs  der  Konsens  der  Stände  eingeholt  werden  muls,  wenn  die 
Dienste  des  Landes  für  die  rein  privatrechtlichen  Zwecke  dea 
Fürsten  in  Anspruch  genommen  werden. 


>  Cr.  Maj.  IV  .'379. 

"  Cr.  Maj.  V  A(»4. 

^  Lortls'  liep.  App. 

*  Cr.  Mai.  iV  149.  428,  V  639. 

r       »  Über  die  Aufpebote  vgl.  Lords'  K«'p.  App.  H  fl240),  Rymer  I  3ßl 
(1257!.   r.onls'  Rep.  App.  1'  iie*)^).    Die  FeldaUge  vou  124d  und  i'^oÖ 
sind  auf  liüluigeu  beiuten  worden.    11.  cc. 
»  Cr.  Maj.  V  Ü7ö. 

'  IT.  a.  Cr-  M  r  IV  isr,,  190.  64 V  71.  103.  Nur  in  Parlamcnte- 
rodcii,  durch  die  der  Kouig  die  Stände  zu  einer  Geidbewilii^unÄ  zu  über- 
reden Bucht,  ist  auch  von  den  jura  regni,  dem  Begotiinn  lapublieaet  oder 
den  jura,  (piai*  eliain  vo.s  continp^int    die  Rede.    Cr.  Ml^j.  IV  ldd|  V  21. 

«  Cr.  Maj.  Jil  36U  AV  296,  365,  V  335,  ö47,  ü5i. 
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C.   Die  Steuoru. 

Wenn  die  Stände  auch  dem  Grundsatze  anhlDgeti,  dafs  der 
König  ^von  seinem  Eignen  leben  aoUte'',  so  zwang  <ie  doch  die 
Macht  der  realen  Verhfihnisse,  seinen  Ocldfordcrungen  Gehör  zu 
scfienken.  Es  beginnt  nun .  wenn  auch  noch  unsicher  und 
tastend,  eine  ständische  Finan7.j)olitik.  Man  machte  die  Oeld- 
bewilh'gung  abliangiu,-  von  der  vorheriiren  AbsteHnni:;  der  standi- 
schen Beschwerden  '.  Oder  die  Barone  versfcmden  sich  nur  dazu, 
eins  der  lehnspflichtigcn  AuxiUa  zu  gewähren,  das  sie  über  kurz 
oder  lang  doch  hätten  zahlen  müssen;  so  bewilligten  sie  1245 
nur  ein  Scutsgiuin  zur  Wehrhaftmachung  des  Thronfolgers  und 
1253  eins  zur  Verheiratung  der  ältesten  Prinzessin  Sie  be- 
anspruchten ferner  vom  Könige  über  solche  Unternehmungen,  die 
aufserordentHche  Steuerforderungen  zur  Folge  haben  könnten, 
von  vornherein  zu  Rate  gezogen  7.\\  werden:  die  Verwei;4erung 
der  Steuer  zu  dem  sizilischen  Pio'pkt  wurde  ausdrücklich  damit 
begründet,  dafs  dies  nicht  treschelien  sei'^.  Seit  1244  versuchten 
die  Stände  sogar ,  sich  durch  eine  Steuerbewilligunp;  das  Recht 
zu  erkauien,  die  höchsten  Kronbeamten  im  J'arUuuent  zu  ei'- 
nennen^. 

Daneben  tauchte  der  Gedanke  auf,  die  dem  König  be- 
willigten Gelder  durch  einen  stltndischen  Ausschufs  verwalten 
und  durch  ihn  eine  Kontrolle  über  ihre  Verwenduni;:  ausüben  zu 
lassen.  Zum  ersten  Male  wurde  dies  1237  bei  der  I Bewilligung 
eines  Drcifsigsten  beschlossen " :  da  aber  die  AusfVdirungs- 
hestimmungc n  u^anz  ungenau  waren''  und  die  Erhebung  der 
Steuer  durch  könii:li<'1»e  Beamte  ausceftihrt  wurde,  sind  die 
Gelder  niemals  in  die  Hände  dieses  Ausseiiusses  c:elanjrt  ^.  Das- 
selbe Aiiöiniien  stellte  das  erste  Parlament  des  Jahrc>  1244*^; 
später  forderten  die  Stünde  dagegen,  dafs  der  zu  bildende 
ständische  Staatsrat  nicht  nur  die  yom  Parlament  bewilligten 
Steuern,  sondern  den  gesamten  königlichen  Schatz  in  Verwaltung 
nehmen  solltet   Endlich  machte  1252  der  Klerus  bei  der  Be- 


'  8o  1244  und  1248,    Cr.  Maj.  IV  863,  V  8. 
^  Cr.  Maj.  IV  372  eq.,  VI  250. 
"  Cr.  Mal  V  52U.    8.  o.  S.  86  f. 

*  S.  u.  Anhan^^  1. 

'■  Cr.  Maj  III         ut  illa  pocunia  ad  beneplacitum  vestrum  coUccta. 
secundum  dispositionem  aliquorum  veBtrum  ad  hoc  electorum,  in  usus 
neceuarioB  expendend».  Dafs  indes  diese  Idee  vom  K5nie  selbst 
ausgegangen  wäre,  ezeeheint  doch  wenis  glaubhafL   Vgl  Cr.  Maj.  III 

ite3,  411,  IV  186. 

*  So  wird  kein  bestimmter  Aufbewahrungsort  bestimmt.  Der  Ausschufs 
bestand  nach  den  Parlamentsverhandiaiigen  von  1242  aus  dem  Grafen 
Warenne  iiini  drei  andern  Magnaten.  S.  o.  S.  75. 

"  Cr.  .Mai.  III  411. 

*  Cr.  Maj.  IV  303.    Vgl.  Anhang  1. 

*  Cr.  Miy.  IV  867.  Vgl  Anhang  1. 
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wüli^uDg  des  Kreuzzugszeiinten  den  Vorbehalt,  daiis  dem  König 
der  Ertrag  der  Steuer  erst  beim  Antritt  der  Kreuzfahrt  durch 
einige  Magnaten,  die  also  bis  dahm  daä  Geld  verwalten  soUten, 
auBgehändigt  würde  ^ ;  abor  auch  hktr  ohne  Erfolg.  I)a  diese 
spedfiBcli  lancUtändiachen  Versuche  ohne  Ergebnis  geblieben  rand^ 
BO  bat  flieh  natürlich  auch  nicht  d^  Betriff  eines  Landes- 
vermOgens,  im  G^ensatz  zu  dem  Vermögen  der  Krone,  ausbilden 
können.  Wo  etwaMatheus  von  den  «bona  regni"  spricht^,  ver* 
Bteht  er  darunter  nur  die  Summe  der  einzelnen  Vermögen  der 
Unterthanen.  Ja  als  das  Parlament  1287  bcschlofs,  den  I  )reirsig- 
steu  durch  einen  ständischen  Ausschufs  verwalten  zu  lassen, 
wurde  zugleich  bestimmt,  dafs  wenn  der  König  die  Bedingungen 
nicht  erfüllte,  an  die  die  Bewilligung  geknüpft  war,  jedem  ein- 
zelnen Steuerzahler  sein  Betrag  zurückgezahlt  werden  sollte^. 

Dies  waren  doch  positive  Gedanken,  die  für  einen  Anhänger 
der  Stände  diskutierbar  waren.  Matheus  war  dagegen  8teuer- 
Verweigerer  aus  Grundsatz.  Es  ist  wohl  der  einzige  Gedanke^ 
den  er  in  der  praktischen  Politik  konsequent  vertreten  hat,  dala 
sich  die  Stände  mit  zäher  Beharrlichkeit  allen  Steuerforderungen 
widersetzen  sollten ,  von  welcher  Seite  sie  immer  an  sie  heran- 
träten. Bischöfe  und  Ma^nntcn  sollt^'n  fest  zusanimenhaltfn,  sicli 
durch  keine  Versprechungen  oder  Drohungen  voneinander  trennen 
lassen ;  an  der  Einmütigkeit  des  Parlaments  müfsten  alle  Angrüie 
sciicitern 

Matheus  sah  in  der  Steuenrerwetgerung  nicht  ein  Mittel,  die 
Regierung  an  Unternehmungen  zu  verhindern,  die  die  Stände 
mii'sbilligten,  sondern  er  wollte  auch  solche  Projekte  nicht  durch 

Beihilfen  des  Landes  unterstützt  wissen,  die  ganz  nach  seinem 
und  der  Stände  Sinne  waren.  So  wünschte  er  nichts  sehnlicher, 
als  die  Wiedererwerbung  der  plantagenetischen  Besitzungen  in 
Frankreich^;  betraclitet  er  doch  die  Verlnndung  seines  Königs- 
hauses mit  den  Hohenstaufen  und  spttter  die  Wahl  Richards  von 
Oornwall  zum  römischen  Könige  vornehmlich  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus*.  Allein  die  Zumutung,  hierzu  beizusteuern, 
weist  er  mit  Entrüstung  zurUck.  Und  man  darf  nicht  einmal 
Heinrichs  IIL  miütärisdbe  Unfähigkeit  als  &am  fintschuldiguns»- 
grund  für  ihn  anführen;  denn  es  ist  nicht  im  gerinjesten  als  wahr- 
scheinHch  ansunehmen,  dafs  er  eine  Steuer  gebilligt  hätte,  als 


*  Cr.  Mtij.  V  327.  Ciiftoruui  refjuirimus,  ut  si  concedatur  jiccunia, 
quam  dominus  rex  oxigrit,  coUigatur  diligeuter  et  fidelittir,  ad  opus  domini 
T^lis  Qtiliter  distribuenda,  in  Tenam  Sanctam  profeetufi,  prout  fidoUbi» 
8018  cautius  solito  videbitur  expedire.   Vgl.  V  o74  eq. 

8  Z.  B.  Cr.  Mai.  Iii  d83,  V  6. 

•  Cr.  Maj.  m  883. 

*  Cr.  Mai.  IV  366,  V  3:32.  527.  582,  558,  635, 

^  \j.  a.  Cr.  M.'i).  V  278. 

•  Cr.  Maj.  III  340,  IV  313.  Hist  Augl.  II  380.  386  sq.  -  Cr. 
V  604  sq.  e 
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der  krietgserprobte  Simon  von  Montfort  den  Kampf  mit  den  auf- 
rUhreriaciien  Oascognern  aufnaiim.  Matheus  hält  sich  nicht  im 
min*1»stpn  darüber  auf,  dafs  Graf  Simon  sein  eignes  Vermögen 
dazu  angreifen  muföte  Auch  die  Kreuzfahrten  solitpn,  so  sehr 
er  ihren  Zweck  billigt,  seiner  Meinung  nach  aui  Kosten  der 
Unternehmer  ausgeführt  werden.  Er  entrüstet  sich  aufs  leb- 
hafiebte  darüber,  dafb  lüchard  von  Cornwall  und  Wilhelm  Laug- 
achwert  yom  Panete  Kreuzzugssteuem  gewfthrt  wurden'.  Matheua 
acheint  gar  nicht  auf  den  Uedanken  gekommen  zu  sein,  daCs 
wenn  durch  solche  Unternehmungen  irgend  etwas  ausgerichtet 
werden  sollte,  private  Mittel  dazu  in  keiner  Weise  ausreichten^, 
obwohl  er  selbst  ensUhlt,  dafs  Richard  von  Oomwall  allein  fUr 
die  Befestigung  von  Akkon  10  000  Mark  ausgegeben  hütte*. 
So  urofseo  Wert  der  Chroni  t  auf  ruhmreielie  Waffenthaten  Eng- 
lands le;^t*^,  in  diesem  Punkte  wird  seineui  Nationalstolz  durch 
die  materiellen  Interessen  der  Stände  und  besonders  der  Klöster 
die  W  age  gehalten.  — 

Wie  ireiren  die  allgemeinen  Land<'8steuern,  so  hat  Matheus 
am  h  gegen  andre  Gattungen  von  Abgttben  seine  Stimme  er- 
hoben, gegen  die  Dona,  die  Zölle  und  die  Tallagia. 

Mit  den  Dona  wurden  von  Heinrich  III.  die  Äbte  belastet, 
deren  Reichtum  finrofs  war,  und  die  von  den  Scutagien  wenig  ge- 
troffen wurden,  da  der  gn  i;  te  Teil  ihres  Besitzes  aJs  Prdalmoscn- 

git  (frankalmoign)  nicht  ielmsrUhrig  war.  Matheus  verwirft  die 
ona  natürlich  grundsätzlich. 

T>H'  Zölle  (prises)"  auf  Wolle,  W^ein  und  andre  Waren 
wurden  zum  Teil  .schon  unter  Eduard  I.  gesetzlich  fixiert. 
Matheus  klagt  üb(  r  die  willkürliche  Ansetzung  ihrer  Höhe,  da 
der  Handel  dadurch  stark  geschädigt  wurde;  an  eine  gesetzliche 
Kegelung  hat  er  nicht  gedacht,  da  eine  gewisse  Abgabe  rechüich 
feststand^,  und  er  deren  Erh^^hung  verurteilte. 

Die  Tallagia  waren  Abgaben,  die  die  Bttrger  der  könig- 
lichen Städte  und  die  auf  den  Krondomänen  ansässigen  Bauern 
zu  zahlen  hatten ;  sie  wurden  nach  Bedürfnis,  ohne  ein  bestimmtes 
System,  bald  von  allen  Krongfitern  und  Städten  sngl^ch,  bald 
von  einzelnen  eingezogen'^.    Aueli  die  vSehatznngen  der  Juden 

fingen  unter  diesem  Namen     Kine  rechtliche  Fixierun;^'  oder  gar 
ie  Abschaffung  der  Tallagia  zu  fordern ,  lag  keineswegs  im 
Interesse  der  Stände,  denn  zahlreiche  Vasallen  besafsen  das 


*  Cr.  Mai.  V  '2m. 

*  Cr.  Maj.  iV  134.  62U  sq.,  V  1.]  sq.  146. 

*  S.  Gottlob,  Päpstliche  Kreoz^ugssteuera  im  18.  Jahrhundert,  1  f. 

*  II  ist.  Angl.  II  4.*  2. 
V-l.  Cr.  Maj.  iV  02 

Hi»t.  Angl.  III  72:  injuriusas  e.xtorgiones  tarn  mercimoniorum  quam 
victualium,  qoas  Prisas  vocant. 
'  MaLHui  Charta  5;  41. 

*  Madox,  exch.  1  700  fi". 
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Privileg,  ihre  mediaten  Bilro^er  und  Bauern  7U  ihrem  cipien 
Nutzen  zu  taillieren,  so  ott  der  König  »eine  dominica  scliatzti  ^ 
Die  Abschaffimr]^  des  königlichen  öchatzungsrechts  (134U;  ist  vom 
Unterhause  ausge,i,^angen. 

Nur  in  zwei  Fallen  wendet  öicli  Matheuö  gegen  die  i  uUagia, 
nämlich  gegen  die,  die  von  der  Londoner  Bürgerschaft  und 
gegen  die,  die  von  den  Juden  erhoben  wurden.  Ufttheiu  be- 
•trdtet  dem  Könige  überhaupt  das  Recht,  die  Stadt  London  eq 
Bchatzen.  Thatsächlich  waren  die  Londoner  aber  taillabel;  ab 
iie  1255  gegen  eine  Schätzung  protestierten,  wurden  sie  in  einer 
Sitzung  im  l'jxchequer  durch  den  Nachweis  von  Präcedenzfällen 
dieser  Verpflichtung  überftihrt  und  raul'sten  sie  anerkennen  2. 
Aber  der  Rciclitum  imd  die  sociale  liedcutnng  der  „l^arone  von 
London*^  l?ilst  dem  Chronisten  eine  sok-hr  Besteuern nir  als  ihrer 
unwürdig  erscheinen,  denn  die  TallagiiimspHieljt  a'.  ar  rui  Zeichen 
der  Unfreiheit.  Die  Londoner,  erzählt  er  unterm  Jahr  1241, 
wurden  wider  das  Recht  und  die  Freiheit  der  Stadt,  gegen  ihren 
Willen  und  trotz  ihres  Sträubens  wie  Hlfarige  der  niedersten 
Klasse  zu  einer  Geldstrafe  gezwungen,  nicht  in  der  Fonu  einer 
fV(i\. iiiigen  Beihilfe,  sondern  eines  Tallagiums^.  Die  hftufigs 
Wiederholung  der  Schätzung,  sagt  er  ein  andermal»  verwandle 
die  freiwillige  Abgabe  beinahe  in  eine  pflichtmäfsige*.  Und  ein 
besondres  Unrecht  war  es  in  seinen  Augen,  dafs  die  Umlage 
der  Steuer  nicht  der  Kiu'g«  mdiaft  selbst  fiberlassen  blieb,  sondern 
von  den  königlichen  Beanuen  vorgenommen  windt  '*.  Einmal 
bemerkt  er,  da'.s  London  nur  durch  einen  l^Ccchlui's  des  Paria- 
inents  oder  der  Bürgerschaft  selbst  besteuert  werden  diirfte"; 
er  scheint  sich  hier  der  Bestimmung  der  Magna  Charta  von  1215 
zu  erinnern,  wonach  der  Stadt  London  ein  eignes  Stenerbewilligungs- 
recht  gewährt,  die  aber  seit  1216  gestrichen  worden  war. 

£benso  ist  es  ein  Ausdruck  seines  Klasscnbewulktsdns,  wenn 
Matheus  die  übermiifsig  Lohen  und  hJiufigen  Schätzungen  dar 
Jüdin  angreift'.  Hier  spricht  wohl  das  Mitgefühl  mit  den  (Ir- 
f.ihrluu  ira  Unglück  mit,  das  der  auch  inen  eignen  Stand  unter- 
drückt glaubende  Mönch  für  sie  eniplindet.  Weit  mehr  noch 
ist  CS  aber  das  Oeftihl  der  Soh'ihu-itiit  de^  Besitzes,  das  ihn  tur 
den  alten  und  wirtschaltlieli  bedeutenden  Stand  der  Juden, 
gegen  die  er  sonst  die  Beschuldigung  aller  möglichen  Verbrechen 


'  Madox,  cxch.  I  751  ff. 
-  Madox,  cxeh.  I  712«». 

•  Cr.  Maj.  IV  Uo.  Die  Phrase:  quasi  servi  ultimae  couditionU  wendet 
er  mehrfach  auf  die  taiilierleu  Lfmdoner  ao.  V  50.  888.  56ä.  —  V  333 
setzt  er  hinzu:  Loixioinfn«''? .  (\m  sernininm  cartaraok  Blianun  tenorem  Ct 
antiquam  consuetudinem  lorc  debcrcnt  liberriini. 

*  Cr.  Mai.  V  m. 

'  Cr.  Mni.  IV  242.  Über  das  UmliigesysteiD  Tftl.  Uadex  l  707  ff. 

«  Cr.  Maj.  IV  :?!).').    S.  o.  S.  54. 
Cr.  Maj.  IV  tö.  2C0.  COi*  sq.,  V  111.  130.  274.  o32.  441.  45>7  sq. 
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nachapricht,  Partei  nehmen  liifst,  während  man  hei  ihm  eine  gleiche 
Teilnahme  iür  die  Atter  Vasallen,  die  Bauern  und  die  Bürger  auliser 
den  Londonem  \rcrgcblich  öucht 

d.   Die  Geuetzgebu ng. 

Schon  im  12.  Jahrhundert  war  es  gang  und  gäbe  geworden, 
dafs  der  Könii^"  zur  Änderung  des  alten  und  zur  SchafFun;^  neuen 
Rechts  die  Zustimmung  der  Heichsversammlung  einholte.  Unter 
Heinrich  III.  war  die  ^litwirkung  des  Parlanicnts  an  diesen 
Aufgaben  wohl  die  allg:emeiiu'  \'üraussetzung  und  auch  Matheu:, 
Parisiensis  bemerkt  in  meiner  Chronik  den  Auteil,  den  das  Tarla- 
ment  an  der  Gesetzgebung  nahm;  so  bei  dem  Statut  von  Merton 
(1236;  und  bei  einer  Festsetzung  von  Strafen  auf  Jagd-  und 
FischereifreTel  (124ü).  Doch  scheint  er  später  mehr  als  fraher 
die  Zostimmung  der  Stände  als  eine  notwendige  Bedingung  für 
die  Rechtsgültigkeit  eines  Gesetzea  angesehen  zu  haben.  Freilich 
war  die  gesetzgeberische  Thatigkeit  Heinrichs  III.  gering,  und 
von  den  Baronen  ging  ebenfalls  k(  ine  Initiative  dazu  aus.  Denn 
ihnen  lag  weniger  an  dem  Ziistandckornmen  neuer  Gesetze  als 
«Jaraii,  sich  den  (icnuls  der  alten,  l)esond<r.s  der  Magna  Charta, 
zu  -iciieni;  sie  erstrebten  daher  aut"  die  Landesverwaltung  Ein- 
fluls  zu  gewinnen. 

Das  Statut  von  Merton  leitet  Matheus  damit  ein,  dafs  König 
Heinrich  zum  Heile  seiner  Seele  und  zum  Nutzen  des  Beichs, 
aus  Frömmigkeit  und  Oerechtigkeitsliebc  einige  neue  Gesetze  er^ 
lassen  (constituit)  und  deren  strenge  Austuhrnn^'  befuiilen  habe. 
Nur  ganz  beiliiufi^  erfsdirt  ni:m  zum  Schlufs,  dalis  die  Stünde  an 
der  Beratung  teilnahmen  -.  Ahnlich  heifst  es  von  dem  erwähnten 
Gesetz  von  1 2  !♦>  nur:  eonditne  sunt  leg<is;  dap^r^cn  sagt  Matheus 
in  der  spater  geachriebnen  Ilistoria  An^loruni ,  (hUs  es  im 
l^ulament  zustande  gekommen  w.ire,  und  ebenso  üurscrt  er  sich 
an  eiuLr  spätem  Stelle  der  Chronik^. 

Uechtlich  fixiert  wurde  die  Mitwirkung  des  Parlaments  an 
<ler  Gesetzgebung  erst,  nachdem  Eduard  F.  eine  neue  Periode 
legislativer  ThMtigkeit  eingeleitet  hatte;  nun  wurden  die  Gebiete 
^er  Statutes  und  ordinances  allmählich  gegeneinander  abgegrenzt. 
Matheus  Kat  das  Verordnungsrecht  des  Kfinigs  im  allgemeinen 
nicht  beanstandet,  selbst  wenn  er  mit  einem  Erlasse  unzufrieden 


*  iiiacton  toi.  1.  —  UroMeteste  schreibt  an  den  Justitiar  Wilhdin 
I^alei;;h:  nee  tam  idiota  sam  qnod  credanit  •  •  •  te  vei  aüum  siue  priu- 
cipis  et  magnatam  eonslHo  posee  leges  condere  vel  commutare; 

p.  96. 

«  Cr.  Maj.  in  :311— 343. 

*  Cr.  Maj.  IV  olö.  llist.  An«l.  III  ö.  Cr.  Maj.  V  343:  doiniui  regia 
deeretum,  nuper  de  cooimuni  consilio  Anglorom  divalgatum. 
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war  ^  Er  machte  auch  keinen  grundsÄtzliclicn  Unterschied 
zwischen  Verordnungen  und  Oesotzon  ;  aucli  \'erordnungen  nennt 
er  lex,  statutum,  consuetudo-.  Kur  einmal  sagt  er  von  einer 
ordiDEDoe,  ▼on  deren  Erlafs  der  König  sohSierolich  freiwillig  ab 
stand,  dafa  eine  solche  Rechtsttnderung  nimmerm^r  ohne  die 
Zustimmung  der  ßaronc  hätte  vorgenommen  werden  dtlrfen*. 
Der  König  ordnete  nJInilicli  im  Jahre  1253  die  Erneuerung  des 
altnationalen  Polizei-  und  Milizdienstes  der  Oemeinden  an  (watch 
and  ward  und  nssize  of  nrms)*.  Aufserdcm  wollte  er  eine 
savoyische  Stnifbestimmung  einführen,  dafs  nUnilich  die  \\'.iel)tor 
einer  Dorfschaft,  in  deren  Bezirk  ein  Raub  vorgekomni*  ii  wäre, 
dem  i beraubten  vollen  Schaden ersatz  leisten  sollten;  Matheuö  er- 
zählt, dafs  der  König  diese  Idee  aber  wieder  hatte  fallen  lassen, 
und  in  den  writs  ist  auch  mchta  davon  enthalten.  Bald  daranf 
aber  berichtet  der  Chronist,  dafs  die  Ritterschaft  von  Shronshire 
hart  bestraft  worden  sei,  weil  sie  sich  der  „neuen"  Einrichtung 
der  assize  of  arms  und  jener  savoyischen  Rechtsordnung  nicht 
fügen  wollte^.  Dreierlei  fitUt  hierbei  auf:  erstens  dafs  Matheos 
die  assize  of  arms,  dio  er  vorhin  riehtig  als  alte  Gewohnheit 
bezeichnet  hatte,  nun  für  eine  Neuerung  hält:  zweitens,  dals  die 
aus  Savoyen  stammende  Bestitninung  jetzt,  und  zwar  oflfenbar 
unrichtig,  als  rechtskräftig  ei>,eiieint*' ;  und  drittens,  dafs  Matheus 
nicht  so  konsequent  ist,  diese,  wie  er  annimmt,  ohne  Parlament 
▼erTiigte  Rechtsttnderung  auch  hier  als  verfassungswidrig  zu 
leichnen.  Auch  an  diesem  Falle  zeigt  sich  also^  wie  ungenau 
und  wie  wenig  interessiert  Matheus  in  formellen  Verfassungi- 
fragen  gewesen  ist 

4»  Staat  und  Kirche.  —  Beider  Verhältnis  zum  Papsttum. 

Die  englische  Kirche  war  zu  Matheus  Parisiensis'  Zeit  frei 
von  den  hierarchischen  Bestr^  bun^rcn ,  wie  sie  einige  Kirchen- 
fürsten  des  vergangenen  Jaiirhunderts  verfolgt  hatten.  Durch 

'  Z.  B.  Cr.  Maj.  Y  545.  JDagegcu  beschwert  sich  die  Kouvokatioo 
von  Merten  1258  darüber,  dafs  neue  writs  ohne  Zostimmung  des  Falls* 
ments  ^^cachaffeD  würden.  Cr.  Maj.  71  363.  Vgl.  hierüber  Bracton 
fol.  414 

Cr.  Maj.  IV  014,  V  54Ö. 

*  Cr.  Mai.  V  3G'J:  pracsertim  cum  tHiita  \egiB  permutatio  nne  CDU' 
ntttoi  iis^sttisu  banmgii  constitui  inhiime  valuisscl. 

*  Cr.  iVbij.  VI  2>ö  Buq.   Select  Charters  370,  374, 

*  Cr.  Maj.  V  410. 

^  Wenn  Mathcius'  thatsäcbliche  Angaben  richtig  sind,  woran  zu 

zweifeln  kein  (Irnnd  vnrliej^t,  so  wäre  dir  Ainercierun^r  (^(*t  I)orf^oll^lft 
teicitt  dadurch  zu  erklären,  dafs  die  Bestraiten  nicht  nur  die  secta  2ur 
assize  of  amu»,  sondern  auch  die  secta  zu  watch  and  ward  verwei^ 

hätten.  S.  Si'l('<  t  Charters  372:  omnes  .  .  .  taictn  »ectam  faciant  proptcr 
praedictos  maletactorcd ,  no  if»?i  inulcfnrtores  evadant,  et  iic.  f^'i  i»r  >pter 
eorum  dofectum  cvadant,  iiii  in  ^uibua  deiectuö  iuventus  fuerit,  graviter 
pnniri  debeant. 
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das  gute  Einvernehmen,  das  im  allgemeinen  zwischen  den  Jüngern 
Plfintairenets  und  der  Kurie  bestand,  war  öie  politisch  isoliert 
und  halte  sich  bald  gegen  die  Angriffe  des  ÖUatei  zu  ver- 
teidigen. Wenn  sie  aoch  ihre  Selbständigkeit  in  den  geistlichen 
An^egenheiten  bewahrte,  so  worde  doch  die  Koxnjpetenz  ihrer 
GeriditshOfe  Schritt  Air  Schritt  mehr  beschränkt  Dann  wurde 
aach  sie  von  der  national-stttndischen  Bewegung  ergriffen,  die 
zu  «ner  eneen  Verbindung  mit  dem  Adel  führte,  ünd  zwar 
überwogen  die  gemeinsamen  ständischen  Interessen  für  Ale 
nächste  Zeit  die  specifisch  kirchliehen.  Freilich  iiat  auch  unt-  r 
Heinrich  Iii.  ein  Teil  des  hohen  Klerus  sich  bemüht,  „die 
Freiheit  der  Kirche"  gegenüber  den  Ansprüchen  des  Starates 
wiederherzustellen;  die  Beächlüüöe  der  Mertener  Konvokation  von 
1258  gehen  in  der  Forderung  politischer  Selbständigkeit  recht 
weit',  aber  die  Führer  hatten  nicht  die  gesamte  Kirche  hinter 
sich.  Sfatheus  Parisiensisy  der  Mönch  des  ziemlich  verweltlichten 
Kloster  - ,  ^tand  diesen  Bestrebungen  vollends  fem.  Er  war  von 
der  kirchlichen  wie  von  der  sittlichen  Strenge  eines  Grosseteste 
und  Adam  Marsh  -  weit  entfernt;  und  wenn  seine  politischen 
Ansichten  auch  durch  die  materiellen  kirclilichen  iin  l  })e8onders 
klösterlichen  Interessen  bedin  .'t  sind ,  so  konnten  doch  die 
minor! tischen  Ideale  dieser  Manner  den  Benediktiner  nicht  be- 
geistern. 

Ein  Hauptslreitpunkt  zwischen  beiden  Gewalten  war  das 
Kecht  der  kanonischen  Wahl.  Dies  hatte  König  Johann  in  der 
Charte  von  1214  allen  Kathedral-  und  Konventaalkapiteln  sa- 
gestanden, indem  er  der  Krone  nur  die  Nutsniefsung  der  Stifter 
während  der  Vakanz^  die  Erlaubnis  die  Wahl  vorzunehmen  und 
die  Bestätigung  des  Gewählten  vorbehielt^.  Er  bestätigte  dies 
kurz  in  der  Magna  Charta  von  1215;  in  den  spätem  Redaktionen 
de.s  Freibriefs  wurde  jedoch  auch  dieser  Artikel  ^oMrifl^rt.  Die 
besondre  Erwähnung  der  freien  Walil.  sowie  der  Hinweis  auf 
die  Charte  von  1214  wurde  weggelassen;  es  hiefs  nur,  die  eng- 
lische Kirche  sollte  frei  sein,  ihre  Rechte  und  Freiheiten  unverletzt 

fenielsen^.  König  Heinricli  behielt  nun  die  alte  Praxis  bei.  Er 
assierte  die  WaUen,  wenn  ihr  Resultat  ihm  nicht  genehm  war, 
er  drängte  den  Kapiteln  Personen  seiner  Gunst  als  Kandidaten 
auf  und  dehnte  die  Zeit  der  Vakanz  ungebührlich  lange  aus, 
um  die  custodia  recht  auszunutzen.  So  bUeb,  hauptsächlich 
durch  die  Schuld  des  Königs,  das  Bistum  Norwich  123(3  —  39 
unbesetzt,  Durham  1237—41  und  Winchester  1238— 44  ^  Nicht 


»  Cr.  Maj.  VI  35:^  sqq.    Burt.  403  soq.,  412  sqq. 
S.  deren  Exposees.   Ann.  Bort  4S2  sqq.,  425  aqq. 

*  Select  charters  288. 

*  M.  Charta  J  1.   Select  chartera  29G.  340. 

*  Le  Neve-Hardy,  Fasti  ecelesiae  Anglicanae  (Oxford  1854)  II  461, 
III  285  f.,  lU  8  f. 
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mit  Unrecht  wirft  Matheus  Parisieasia  dem  Parate  Mitachuld 

hieran  vor^;  Innocenz  IV.  hat  Vakanzen  von  derartig  langer 
Dauer  nicht  zugelassen.  I  >er  König  hörte  zwar  nicht  auf.  die 
W  ahlen  nach  Kriiften  zu  hf^einflussen ,  aber  niehrhich  bemerkt 
Matheuü,  dafa  er  Bischofi-  und  Abte,  die  wider  ötinen  Willen 
erwählt  worden  waren,  ohne  langes  Zögern  bestätigt  hat-. 

Matheus  hält  begreiflicher  Weiae  an  der  kanonischen  Wahl 
mit  starrer  Konsequenz  fest;  auf  tlir  besonders  beruhe  die  Frei- 
heit der  Kirche*.  Fttr  ihre  Geltung  beruft  er  sich  auf  die 
Magna  Charta*,  und  mit  Freuden  begrUfat  er  die  Entdeckung 
des  Freibriefs  "von  1214,  der  ftinfzi^  Jahre  spHter  wiedei-  auf- 
gefunden iin  i  v(Tbreitet  wurde;  er  nat  sie  samt  der  päjistlichen 
Hotfitignni^  in  seine  Chronik  aufgenommen  ^.  Matheus  beansprucht 
für  <lie  W  .ih!  eine  völlige  Autonomie  der  Kapitel.  Dafs  an 
ihrem  Ausfall  auch  der  Staat  ein  grolks  Inr«  ressu  besafs,  hätte 
er  nie  zugegeben.  Im  Jahre  125(5  verweigerte  König  Ikiarich 
einer  Bischofswahl  in  £ly  die  Bestätigung,  weil  Ely  zugleich  ein 
militäiisch  wichtiger  Platz  wäre  und  er  deshalb  keinen  anfachen 
Klosterbruder  wie  den  Gewählten  auf  dem  Bischofsstuhl  wissen 
wollte.  Matheus  würdigt  diesi  n  Grund  nicht  im  mindesten,  er 
bemüht  sich  nicht  einmal,  ihn  als  eiteln  Vorwand  zurückzuweisen, 
sondern  er  hält  daran  fest,  dafs  die  Wahl  rechtmufsig  volbsogen 
worden  sei  und  deshalb  auch  besf  itigt  werden  mülste"^. 

Nielit  iiiit  derselben  Kntseluedenlieit  ist  .Matheus  fi'ir  die 
geistliehe  Gcrichtstiarkeit  eiDgetreteu.  Darin  i^t  er  freilieli  kon- 
:ie(juent,  dafs  er  bei  Verbrechen  gcisthcher  T»  i  souen  allein  da« 
geistliche  Gericht  für  zuständig  erklärt.  BeifälUg  erzählt  er,  dals 
als  einmal  ein  Kleriker  von  der  weltlichen  Gewalt  verhaftet 
worden  war,  die  Bischöfe  energisch  dagegen  einschritten^,  und 
er  beklagt  ^ivh  bitter  darüber,  dafs  ein  Mönch  aus  Thetford,  der 
den  Prior  seines  Hauses  erschlagen  hatte,  in  das  königliche  Ge- 
fängnis L'^ebr.ieht  wurde Sowohl  Matheus  als  Wendover  stellen 
es  als  einen  Ausnaliniefall  hin.  als  Heinrich  III.  12B4  bei  dem 
8lurz  der  Poitevinen  den  abi!*'8etzten  Thesaurnr  Peter  von  Rivau?c 
in  den  Tower  werfen  lieis,  obwohl  er  sieii  aut  seinen  geistlichen 
Stand  berief:  er  habe  sich  nicht  als  Kleriker  geflihrt**-  Ebenso 
▼erhielt  es  sich  mit  dem  Seneschall  Wilhelms  von  Valence,  des 
Stiefbruders  des  Königs,  der  nach  den  Oxforder  Provisionen 
wegen  seiner  vielen  8chandthaten  festgenommen  wurde;  man 


'  Cr.  Mai.  IV  14. 

«  U.  R.  Cr.  Mai.  V  667. 

Cr.  Mm}.  V  :^."7:'.. 

*  Cr.  Ma'j.  V  :i73.  -Hl. 

Cr.  .Maj.  V  541. 

^  Cr.  .Maj.  V        611.  619. 

"  Cr.  Mm]'.  III  -M.S  sqq. 

Cr.  Maj.  \  in  sqq. 

Cr.  Maj.  III  294  sq. 
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Uefs  ihn  nicht  seine  Kappe  abnehmen,  um  die  Tonsur  ku  zeigen, 
denn  die  blofse  Degradation  wäre  eine  zu  geringe  Strafe  für 
flbn  gewes'^n  ^. 

Sonst  hat  ^^atheu8  aber  in  der  Fi  itr*'  der  Kompetenz  des 
geistlichen  (  Jerielits  keinen  festen  Standpunkt  eingenommen  ob- 
gleich der  Staat  die  kirchlichen  iVnsprüche  gerade  auf  dieiseui 
Gebiete  «ystematisch  bekUniprt(\  herrschte  innerhalb  der  Kirche 
nicht  die  gleiche  Auffassung  dieser  Dinge.  Matheus  hat  zwar 
die  weitgehenden  Beschlflsse  der  Mertoner  Konvokation  von  1258 
in  die  Additamenta  aufgenommen  und  veigleicht  sie  den  For- 
demi^gen  des  heiligen  Thomas*;  und  ebenso  feiert  er  ein  Korn- 
pramiUy  das  Richard  Löwenhers  mit  dem  normannischen  Klerus 
geschlossen  hatte ;  das  hätte,  sagte  er,  wiederum  mit  dem  Hinweis 
auf  Becket,  auch  andre  Nationen  anirospornt  ihre  Kirche  zu  be- 
treien^.  Aber  au.«i  der  blofsen  Aufnahme  von  Dokumenten  in 
sein  Werk  und  aus  allgemein  gehaltenen  Einleitungen  dazu  darf 
man  noch  nicht  schliefsen,  dafs  er  sich  ihren  Inhalt  wirklich  zu 
eigen  gemacht  und  vertreten  hätte.  Es  finden  sich  Beispiele 
dafOr,  dafs  er  Urkunden,  die  in  sein  Werk  eingereiht  sind ,  ent- 
weder nicht  Terstanden  oder  nicht  genau  gelesen  hat.  So  fafst 
er  eine  Schwurgenossenschaft  französischer  Grofsen,  die  sich 
gegen  die  Erweiterung  der  kirchlichen  Gerichtsgewalt  richtete,  als 
eine  Verschwöning  gegen  die  päpstliche  Kurie  auf*,  und  ein 
andermal  loht  er  die  Beschränkung  der  geistlichen  Oerichtö- 
kompetenz  durch  Prohibitionswrits ,  mit  der  ganz  sinnlosen  Be- 
gründung, dals  König  Heinrich  dadurch  der  unersättlichen  Hab- 
sucht des  Papstes  hätte  steuern  wollen  \ 

Prüft  man  Matheus'  eigne  Urteile  über  Kompetenzkonflikte 
swiadien  bdden  Gewalten,  so  eigeben  sich  doch  gewisse  Ab- 
weichungen von  der  stiengem  Ansicht.  Er  ist  ganz  einver- 
standen damit,  dafs  der  König  dem  Bischöfe  von  Lincoln  verbot» 
eine  sittenpolizeihchc  Aufsicht  Uber  die  Laien  seiner  Dit^zesc 
auszuüben;  das  sei  früher  nie  geschehen  und  hätte  den  guten 
Ruf  Vieler  £]:eschädifi;t'"\  Auch  teilte  er  nicht  die  Auffli-furiLr  der 
Mertoner  Konvokation,  dafs  die  weltliehen  Rechte  einer  Knche 
ab  kirchlielies  Gut  im  engcrn  Sinne  anzusehen  wären,  dals  also 
deren  Verletzung  od(T  EnUreuidung  ein  Sakrileg  wäre,  wofür 
das  geistliche   Forum  zuständig  war'.    Am  auffallendsten  ist 


'  Cr.  Maj.  V  78s. 

Cr.  Maj.  V  6;iö. 
>  HiBt  Angl.  II  19.  Cr.  Msj.  II  368  (Wendover). 

*  Cr.  Mai.  IV  590  -94. 
»  Cr.  Maj.  IV  614. 

*  Cr.  Maj.  IV  .')79  sq.  Das  Verbot  erginp  deshalb,  weil  der  geist- 
liehe Richter  in  weltlichen  Dingen  nicht  den  Zeugeneid  abnehmen  durfte. 

'  Cr.  Maj.  VI  862.    Burt.  427.    Vgl.  dagegen  u.  a.  Cr.  M%j.  IV 

•k)  s<iq.,  V  29 
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aber  die  Ilaltun;^-  des  St.  Albaner  Mönchs  in  dem  Streite,  der 
zwischen  Grosseteste  und  seinem  Domkapitel  ausgebrochen  war. 
Es  handelte  sich  um  die  Ausübung  des  Visitationsrechts,  das 
die  Domherren  dem  Bischof  streitig  machten.  Nun  appellierten 
die  Kanoniker,  indem  ne  ihr  Vorgehen  mit  dnem  gemlflcfaten 
Dokumente  su  verteidigen  suchten,  an  die  curia  r^;iB.  Mathens 
bemerkt  dazu  nur,  das  Kapitel  würde  sich  damit  eine  neue  Last 
aufbürden,  aber  mit  keinem  Worte  protestiert  er  dagegen,  daft 
in  dieser  rein  geistlichen  Angelegenheit  das  weltliche  Forum  an- 
gerufen wurde;  der  Corpsj^eist  der  Konvente  g«!gen  den  PilÜaten 
war  stärker  als  das  kirchliche  Prinzip  ^ 

Wenn  Matheus  ein  heftiger  Gegner  von  Heinrichs  III. 
Kiiciienpolitik  war,  so  richteten  sieh  seine  AngriflPe  nicht  gegen 
die  Beschränkung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit,  sondern  g-egen 
die  Beeinflussung  der  Wahlen  und  die  tinanzielle  Ausbeuiuog 
der  Kirche,  besonders  der  Klöster,  durch  Steuern,  Zwangsanleihen, 
miTsbräuchliche  Verwaltung  vakanter  Stifter  u.  s.  w.  Während 
der  Kirchenschutz  eine  der  obersten  Pflichten  des  KOnigs  war, 
handle  Heinrich  III.  wie  ein  Tyrann  an  ihr  und  brinee  sie  in 
die  niedrigste  Knechtschaft  und  er  bttfse  durch  die  Unterdrückung 
der  Kirche  seine  königliche  Ehre  ein  Nun  standen  der  Kirche 
gegen  den  König  dieselben  Disciplinarmittel  zu  Gebote  wie 
fj:fip:^n  jeden  andern  Christen:  und  melirfaeh  hat  man  gedroht, 
8ie  gegen  ihn  anzuwenden.  Im  Jahre  12.'U  erklärten  di(»  l^iscliöfe, 
unter  der  Führung  des  erwählten  Primaten,  öic  wurden  den 
König  exkonmauniziercn ,  wenn  er  nicht  sofort  die  Poitevinen 
aus  den  Staalsftmtm  entfernte*;  1240  wurde  Aber  seine  schlechten 
Batgeber  der  Bann  verhängt^;  1244  soOte  die  königliche  Ka- 
pelle mit  dem  Interdikt  belegt  werden,  wenn  der  KOnig  sidi 
noch  länger  weigerte  den  erwählten  Bischof  von  Winchester  lu 
bestätigen**;  und  auf  der  erwähnten  Mertoner  Konvokation  von 
125P  wurde  beschlossen,  auch  gegen  den  König  rücksichtslos 
mit  dem  Hanne  vorzugehen^.  Matheus  deutet  wohl  hie  und  da 
an,  dalis  der  Köniiz;  durch  die  \'orlcizung  der  Magna  Charta 
eigentlich  der  darauf  geäctzten  Strafe  des  Banns  verfallen  wäre^, 
aber  er  wagte  doch  nicht  zu  fordern,  dafs  die  Bischöfe  mit  der 
VoUsiehung  £^t  machen  sollten;  die  Folgen  wären,  Bumat  bei 
dem  guten  EinTemehmen  des  Kdnigs  mit  dem  Papste,  auf  die 
Kirche  selbst  snrQckgefidlen.  — 


*  Cr.  .Maj.  IV  154 — 156.  Die  irrtümliche  Auffassuug  dieses  Kapitel« 
bei  Luard,  Ferrv  und  Feiten  wird  an  andrer  Stelle  widerlegt  werden. 

2  Cr.  \laj.  V  t;(i2. 
»  Cr.  Alaj.  HI  270  sq. 

*  Cr.  Mai.  iV  a 

»  Cr.  Mf^.  IV  294. 
«  Bul  t  120. 

^  Cr.  AUj.  lU  3Ö2,  IV  373,  V  467. 
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Die  Anschauungen  Uber  das  Verhältnis  Englands  zum 
Papsttum  hatton  rino  merkliche  AnfVrfiriiz:  rrf-ihren,  seitdem  <\oh 
die  Piipste  stets  als  (legner  der  n-uiunal  -  .standischen  Bewegung 
und  als  IJeschiitzer  des  K')niL!:s,  il)i\s  Vasallen,  zci^tfu  imd  die 
englische  Kirche  unaufhörlich  niii  Auflagen  und  I'rovisiünen  be- 
druckten. Noch  Wendover  schreibt  unterm  Jahre  1212  mit 
Entrüstung  von  einem  Magister  Alezander  OmeDtarins,  der 
während  des  Interdikts  die  Lehre  verbreitete,  der  Papst  hätte 
kein  Recht,  sich  in  die  weUlichen  Verhältnisse  eines  Landes  ein- 
mimischen.  Man  erfuhr  damals  mit  Genugthann?,  dals  der  Papst 
diesem  Lügen propheten  zur  Strafe  fUr  seine  Ueterodoxie  alle 
seine  Pfründen  absprach'. 

Matheus  Parisiensis  stellt  sich  dagegen  in  vollen  Gegeusatz 
zu  den  weltlichen  Hoheitsansprüchen  der  PHpste.  Ganz  wie 
Bracton  - ,  erkennt  er  ilm  auf  weltlichem  Gebiete  nicht  mehr  als 
höchste  Autorität  an.  Z%vischcn  der  römischen  Kirche  und  Kurie 
scharf  unterscheidend^,  üng  er  bereits  an  das  Papsttum  als  eine 
politische  Macht  m  betrachten,  der  die  weltliche  Mächte  eben- 


bei  politischen  Zwisten  den  einen  IStaat  in  Schutz  au  nehmen, 

um  sich  eines  dauernden  Einflusses  auf  ihn  zu  verL^ewissem  *. 
Ja  er  schenkte  dem  Gerüchte  Glauben,  dafs  Tiinncenz  IV.  sich 
der  Pundesgenossenschaft  der  Tartaren  gegen  Friedrich  11.  be- 
dienen wollte  '^.  Den  Kampf  des  Kaisers  mit  den  Päpsten  leitet 
er  nur  aus  politischen  Gegensätzen,  besonders  der  lombaKlischen 
Frage,  und  aus  ganz  persönHchem  Hafs  her".  Er  betont,  dafs 
der  Kaiser  alte  Rechte  des  Reichs  gegen  die  Kurie  yerfocht^ 
und  er  hat  ihn  nicht  ak  Gegner  der  Kirche  und  der  Institution 
des  Papsttums  angesehen,  als  den  Gregor  IX.  ihn  ausgab^.  Von 
dem  Vermittlungsversuch  Richards  von  Cornwall  (1241)  erzählt 
er ,  der  Graf  hätte  den  Papst  so  unerbittlich  und  widersetzlich 
gefunden,  dafs  eine  Einitinng  unmöglich  irewesen  wäre,  denn  der 
Papst  bestand  auf  der  Unterwert'inig  auf  (inade  und  Ungnade^. 
Auch  nimmt  der  Chronist  keinen  Anstois  daran .  dafs  Richard 
von  Cornwall  mit  dem  exkommunizierten  Kaiser  in  freundschaft- 

•  Cr.  Maj.  II  'y21. 
«  Hracton  fol.  417 

^  8o  verbessert  er  einmal  Wendover»  i^eccIeBia"  in  „curia''.  Cr.  Maj. 

ni  102.  Cf.  III,  xr. 

*  Nova  euim  in  curia  Kouiaaa  inolevit  cousuetudo,  ut  cum  guerra 
inter  aliciuos  nobile»  moveretur,  ttnam  partium  ad  eam  confiigientem,  cx- 

COmmunieando  alteram  et  iUos  absolvendo,  potenter  fovi  rot  :  ut  qui  per 


illam  resurgerct,  omni  tempore  ipai  teneretur  obligatus.   Cr.  -Mfy.  IV  54^. 
»  Cr.  Maj.  V  37. 

«  Cr.  Maj.  III  874-76.  485  sq.  518.  532.  536  sq.  608  eq.  626,  IV  63, 

V  15.    Virl   Liobermann  a.  a.  0.  00  f. 
'  Cr.  Mhä.  III  527.  IV  2G9.  371. 

>  S.  die  kritifche  Ruidbemerkuug  zu  Gregors  Brief.  Cr.  Mi^-  H[  607. 
*  Gr.  Blaj.  IV  148:  adeo  inexoraDilem  et  rebellem. 
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liehen  Verkehr  trat  und  eine  Zeit  lanji:;  bei  ihm  zu  G;ist  weilte  ^ 
Unterm  Jnlire  1  erxählt  er  von  einem  Zerwürfnis  des  Kar- 
dinals Jüliaim  von  Colonna  mit  Gregor  IX.,  dem  er  mit  einer 
klasäiöchen  Reminijiceuz  tollende  ScliluikpoiuLe  giebt.  Der  V&yü 
sagte  zu  CSobniia:  da  bist  fllr  mich  EaxdmAl  mehr,  worauf 
dieser  replizierte:  so  bbt  du  für  mich  nicht  mehr  der  Paost 
Der  Herr,  fügt  Matheus  hinsu,  hat  gegen  die  Untertbanen  aie- 
selben  Pflichten ,  wie  diese  gegen  ihn  selbst  ^.  —  Wenn  der 
Chronist  auch  dem  Papst  nicht  das  Recht  bestreitet  den  Kaiser 
abzusetzen,  so  erkannte  er  doeli  die  Gefahr  dieses  l'rinzipea  und 
fürchtete,  der  Papst  konnte  von  diesem  Rechte  auch  gegen  die 
Könige  von  England  und  Frankreich  Gebrauch  machen,  wenn 
sie  ihm  nicljt  in  allen  Stücken  zu  W  illen  wären.  Er  glaubte 
sogai  ,  dafs  der  Papst  eine  derartige  Drolmug  ausgesprochen 
hJUte,  ttnd  das,  sagt  er,  hätte  den  Kaiser  rarechtfortigt ^.  Und 
wenn  Matheus'  Sympathien  für  Friedrich  II.  nach  seiner  Ab- 
setaung  auch  alln^hhch  schwinden,  so  war  er  doch  gar  nicht 
damit  einverstanden,  dafs  Innocenz  IV.  konsequent  bei  dem  Ab- 
set2tung8dekret  verharrte  und  alle  Versöhnungsversuche  Ludwigs 
des  Heiligen  zurückwies,  denn  der  Kaiser  wäre  der  fanaigCi  der 
g^en  die  Sarazenen  etwas  ausrichten  könnte^. 

England  stand  zu  dem  römischen  Stuhl  in  besonders  nahem 
^'erhältni8,  seitdem  es  1213  ein  päpstliches  Lehen  geworden  war. 
Wegen  des  Pcterepfennigs  haoen  König  Johann  und  auch 
Eduard  L  einmal  Schwiengkeiten  gemacht^,  unter  Heinrich  IIL 
ist  aber  niemals  Einspruch  dagegen  erhoben  worden ;  da  St  Albans 
das  Privileg  besafs,  den  in  seinem  Besirk  su  sammelnden  Peters> 
pfennig  zum  eignen  Nutzen  des  Klosters  zu  verwenden,  hat  sich 
Matheus  Parisiensis  natürlich  nie  darüber  beschwert,  aber  auch 
in  dem  Protestschreiben  des  Parlaments,  das  auf  dem  Lvoner 
Konzil  verlesen  wurde,  war  die  Verjifliclitung  ausdrücklich  aner- 
kannt". Da^^'c^en  empfand  Matheus  die  pohlische  Abhängigkeit 
von  Rom  als  eine  schwere  Schmach  flir  König  und  Reich'.  Er 
erklärt  die  Unterwerfung  sogar  für  ungültig,  da  die  ßarone  nie 
ihre  Zustimmung  dazu  gegeben  und  Stephan  Langton  ausdrttck- 
licb  dagegen  protestiert  hätte  ^.   Es  empOrt  ihn,  dafs  Heinrich  III. 


'  Cr.  Maj.  IV  l  ir,  sqq. 
«  Cr.  Mai.  I\'  :.!». 

*  Cr.  Maj.  III  625,  IV  4213.  478,  V  100. 

♦  Cr.  Mai.  IV  522  sq.  5ü2,  V  175.  _ 

»  Pauli  III  328  f.,  IV  52.  Stubbs  U  163.  Über  den  Peterspfennig 
s.  Fahre,  recherches  sur  le  denier  de  S.  Pierre  en  Angleterre  au  nioyen 
äge  in  M^langcs  d'arch<^ologie  et  d'histoire  publik  psr  l'^oie  firan^siss 
de  Kome.   T.  XII.   Suppl,  fci.  150  ff. 

•  Cr.  Maj.  IV  441. 

•  Cr.  Maj.  II  640  sq.,  V  393 

Cr.  Maj.  III  208,  IV  440,  471jI.  indessen  ist  die  Untcrwerfuiie:»- 
arkoode  von  zahlreichen  Baronen  teetiert.  Öclect  charters  286.  VgL  fr. 
Msj.  n  541.  Stubba  I  602  ^  Als  die  Bsione  auf  dem  Konsil  tob  Lyon 
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den  Papst  als  den  wahren  Herrn  von  Endand  ansah  und  sich 
aU  fleinen  Geboten  unterwarf;  seine  Entacnuldigong,  dafs  er  als 

sein  Vasall  nicht  anders  handeln  könne,  sei  eine  schimpf licho 
Sf  Ibstanklage  ^  Der  Chronist  trug  sich  dauernd  mit  der  Hoff 
nung,  die  Hefreiung  Englands  von  diesem  Joch  zu  erleben.  Ej- 
glaubt,  dafs  Ralph  Neville,  dessen  Wahl  zum  Erzbischof  von 
Canterbury  der  Tapst  1231  kaasicrte,  von  dieser  Stellung;  aus 
England  von  der  Knechtschaft  hätte  erlösen  wollen^,  er  hoffte, 
dab  bei  einem  Brande  in  dem  päpstlichen  Palast  in  Lyon  jene 
▼erabecheuungswerte  Urkunde  em  Raub  der  Flammen  geworden 
wKre*,  und  ist  aufs  tiefste  entrUstet,  dafs  die  auf  dem  Konzil 
anwesenden  englischen  Bischöfe  sich  dazu  vermögen  liefsen,  ihre 
Siep^el  zur  Bcstjitig'ung  an  die  ITnterwerfungsakte  zu  hfingen*. 
Er  erwartete  einmal .  dalk  der  König  aus  Zorn  über  die  papst- 
liehen Exaktionen  den  Tribut  in  Zukunft  verweigern  würde 
und  hofft,  dal's  der  kaiser  England  wieder  unabhängig  machen 
werde ". 

Der  König  sollte  eine  eigne  selbstftndige  Politik  fUhren  und 
sieb  den  ungerechten  päpstlichen  Ansprüchen  widersetzen.  Der 
Chronist  verdenkt  es  ihm  höchlich,  dafr  er  den  Bitten  und 
Drohungen  seines  kaiserlichen  Schwagers  kein  Oehör  schenkte, 
sondern  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Verwandtschaft  die  öffentliche 
Verkündigung  seiner  Exkommunikation^  und  die  Eintreibung 
der  Steuern,  die  der  Papst  zum  Kampfe  gegen  ihn  ausschrieb, 
zulieis"*.  Während  Richard  von  Cornwall  sich  um  den  Befehl 
des  Papstes,  seinen  Kreuzzug  aufzuschieben,  niclit  kiniimerte*', 
wandte  sich  Heinrich  Hl.  an  Innoccnz,  um  die  engli^elieu  Kreuz- 
fahrer bis  zu  seinem  eignen  Kreuzzuge  zurückzuhalten,  „wie  ein 
Knabe,  den  man  verletst  oder  gekrllnkt  hat,  sn  seiner  Mutter 
ISuflt,  um  ihr  sein  Leid  zu  klagen" 

Das  Verhftltnis  der  englischen  Kirche  zum  Papste  wurde 
von  Matheus  ganz  ähnlich  aufgefafst,  wie  das  der  Stände  zum 
König,  und  auch  mit  demselben  Mifstrauen  beobaehtet.  Stets 
betont  er  die  Selbständigkeit  der  Landeskirche  und  wacht  eifer- 


ienes  Argament  Torhrachtenf  worden  me  dnrch  die  Urkunde  selbst  wider« 
J^t.  Brevig  Nota  eorain,  quae  in  primo  concilio  Lugdunensi  generali 
gesta  sunt,  bei  Harduiu,  acta  conciliomm  VII  380.  Der  Papst  antwortete 
damit,  dafs  er  die  anwesenden  englischen  Prälaten  ihre  Siegel  an  die 
Urkunde  hän^rei,  Uefs.  Cr.  Mai.  IV  479. 

'  Cr.  Maj.  III  368.  412,  IV  4  Sq.  19. 

«  Cr.  Maj.  III  207  sq. 

•  Cr.  Mal.  IV  417. 

*  Cr.  Maj.  JV  479. 
M.  c. 

«  Cr.  Mai  IV  372. 

Cr.  T\Iiii.  III  545. 
«  Cr.  .^blj.  IV  9  sq.  318.  577. 
«  Cr.  Maj.  IV  46  sq. 

Cr.  Maj.  V  135. 
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süchtig  darüber,  ob  auch  ihre  Rechte  nicht  verletzt  würden.  Wie 
die  Stände  ge^-^en  <He  Forderungen  des  Königs ,  so  soll  die  eng- 
lische Kirche  gegen  die  Ansprüche  des  Papstes  fest  und  un*^r- 
schütterlich  zusamtnenhalten.  Ja  er  vergleicht  den  W  iderstand, 
den  engliöchc  Prälaten  dem  Papste  leisteten,  der  Opposition 
Beckets  gegen  den  König,  da  auch  sie  die  Freiheit  der  Kirche 
▼ertddigteii 

Die  geradeBtt  feisdaelige  Haltung,  die  der  ChroniBt  e^en 
den  Papst  eiDnimmty  hat  denselben  Grund,  wie  seine  glache 
Gesinnung  gegen  den  König,  nämlich  die  häufigen  Forderungen 
aufserordentlicher  LcTstun{::;'cn.  In  der  ersten  Hü Ifto  des  18.  Jahr- 
hunderts  war  in  Rom  die  Theorie  au<frebildet  worden,  dafs  der 
PajjBt  das  Recht  hätte,  die  cliristliche  Kirche-  zu  besteuern,  und 
zwar  ohne  an  eine  formelle  Jiewilligung  der  Steuer  gebunden  zu 
seiu'^.  Der  englische  Klerus  hat  diesen  Anspnich  niemals  aner- 
kannt. Beide  Ansichten  hatten  ihre  juristische  Grundlage^  es 
handelte  sich  um  die  Rechtsfrage,  wer  der  Eigentllmer  des 
Eirchenguts  wäre^.  Die  Engländer  protestierten  gegen  die  so- 
genannte Papaltheorie ,  nach  der  der  Eigentümer  der  Papst  war 
und  die  ihm  daher  ein  Yerftigungsrecht  Uber  das  gesamte 
Kirchengut  zusprach.  Tn  dem  Protest  der  Pfarrer  von  Berk- 
shire gegen  eine  päpstliche  Steuerfordemng  (1240)  wird  die« 
ausdrücklich  geleugnet  Die  Kirchen  würden  wohl  als  das 
Eigentum  des  Papstes  bezeichnet,  in  Wirklichkeit  wären  a'ic  ej» 
aber  nur  als  Gegenstand  seincis  Schutzes  und  seiner  Fürsorge 
und  nicht  als  nutzbarer  Besitz ;  gerade  wie  der  rechtlichen  Theorie 
nach  der  KOnig  EigentQmer  des  gesamten  Grund  und  Bodens 
wäre,  ohne  jedoch  über  das  Vermögen  seiner  Vasallen  verfbgen 
zu  dürfen  ''.  Dieser  Sats  hat  offenbar  vielen  Anklang  gefunden, 
denn  er  ist  auch  später  nocli  gegen  die  päpstlichen  Ansprüche 
ins  Feld  geftihrt  worden**'.  In  einem  andern  Exnost'  über  den- 
selben Gegenstand  heilst  es:  wenn  der  Papst  aie  Entwicklung 


'  Cr.  Maj.  V  525.  540.  n."::. 

^  Das  Kfcht,  nuch  die  Laien  zu  bpsteuern,  hatten  die  i^aj»sto.  mit 
canz  wenii?on  Ausnatuiieu,  die  ohne  Kousutjuenz  blieben,  nicht  beuDSpiueht. 
Gottlob,  Die  päpstlichen  Kreuzzugssteuern  des  !•>.  Jahrhunderts.  1892. 
S.  2'>  ff.  Gre^'or  IX.  erklärte  auch  j)nn/ci].iell,  d;i-  !*i H^!('ntatioIl^<rec]lt  von 
Laieopatroneu  nicht  durch  Provisionen  beeinträchtigen  zu  wollen.  Cr. 
Mig.  in  612  sqq. 

"  Gottlob,  Die  päpstlichen  Kreuzzugssteuem.    S.  18  fF. 

*  Für  'hx<  Folgende  s.  GotUob  a.  a.  0.  25  ff.  Hübler,  Der  Eigen- 
tümer des  ivux" iienguts.  18Gö. 

*  Cr.  Maj.  l\  39.  Licet  ar^umento  legis  omnia  dicantur  esse  prin- 
cipi?,  non  tampn  doiniiiiu  rt  projmetate,  sed  cura  et  FoIHcitudine ;  similif»T 
eccle^iae  spectaut  ad  dominum  i'apam  cura  et  soliicitudine,  non  dominio 
et  proprietate. 

*  Cr.  Maj.  y  589  8(].  (ecclesiae  sunt  domini  Papae)  taitione  non 

fniiti'>Tir» ,  vel  appropnationo:  pecundum  qnnd  dicimus,  omnia  esse  prin- 
cipiä:  ac  h  diceretur,  defeusione,  non  dispersione.  Et  hoc  intcntio 
fundatonun. 
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der  kirchlichen  Rechtsverhültniwie  ins  Auge  üMr,  würde  er  nicht 
yon  den  Kirchen  fordern,  was  nicht  sein  wUre^    Nach  der 

Auffassung  der  Engländer  waren  die  kirchliclien  Institute  selbst 
dir  l'.igentümer  des  Kirchenguts,  da  es  diesen  von  den  Donatoren 
zugewiesen  worden  wftre-.  Zuglcic-h  sei  das  Kirchengut  von 
seinen  Stiftern  bestimmten  Zwecken  geweiht  worden,  nämlich 
dem  ÜQterhah  des  Kleru»  untl  der  Armen,  und  dieser  üedtiniiiumg 
durfte  es  nicht  eut&emdet  werden*^.  Ebenso  wie  die  englische 
habe  aber  die  römische  iKirche  ihr  Patrimonium;  von  dessen 
Einkünften  sollte  sie  die  Kosten  ihrer  UntemehmnngiiBn  bestreiten» 
Die  englische  Kirche  sei  der  rOmlschen  nicht  zinsbar  ^ 

Man  sah  in  der  päpstlichen  Steuer  gerade  wie  in  der  staat- 
lichen eine  Rechtsyerletzung  '^^  und  ebenso  wie  dort  fUrchtete  man 
auch  hier,  dafs  einige  PräcedenzMle  eine  Steuer p flicht  des 
Klerus  begründen  könnten.  In  der  Sprache  des  Chronisten  heifst 
das,  der  englischen  Kirche  würde  —  durch  den  Papst  —  eine 
ewige  Knechtschaft  aulgebürdet  werd<'n''. 

Unter  die  Rubrik  der  päpstliciieri  Steuern  gehören  auch  die 
Zehnten  ,  die  der  Paj)8t  dem  Könige  zu  Kreuzzugszwecken  von 
der  Kii'clie  zu  erheben  erlaubte.  Die  geistlichen  Einkünfte  des 
Klerus  konnten  vom  Staate  nicht  besteuert  werden;  auch  von 
den  allgemeinen  Landessteuern  waren  sie  ausgenommen^.  Die 
staatliche  Besteuerung  des  Kirchenguts  erklärt  der  Chronist 
selbstverständlich  ffir  ganz  unrechtmälsig.  Als  sich  Ludwig  IX. 
im  Juhre  1242  wilhrend  der  Vakanz  des  päpstlichen  Stuhls  von 
dem  französischen  Klerus  einen  Zwanzigsten  bewilligen  hefs,  be- 
merkt Matheus  dazu ,  dafs  der  Klerus  nicht  rechtlich  gehunden 
sei,  auf  Befehl  der  welth'cheu  Gewalt  eine  Beisteuer  herzugeben  ^. 
Aber  die  Zustiiumimg  der  höchsten  geistlichen  Gewalt  machte 
ihm  die  Steuern  nicht  annehmbarer.  Auch  der  Zweck  des  Kreuz- 
zugs entschuldigt  sie  nicht.  Als  der  Papst  1250  Heinrich  III. 
einen  mehrjährigen  Zehnte  von  den  Einkünften  des  englischen 
Klerus  gewährte,  klagt  Matheus,  dafs  während  einst  die  Laien 
d(r  Kirche  den  Zehnten  dargebracht  hätten^  jetst  die  Kirche 
ihn  dem  Staate  entrichten  müfste,  und  noch  aam  wider  ihren 


^  Cr.  Maj.  IV  312.  Si  mentis  ocuUä  lutueretur  dominus  Papa  statun^ 
primitiviiin  ecclesiae  in  Abglia,  medium  et  praesentem  ....  quod  suum 
0011  estf  ab  ecclcsiis  non  voudicaret  nee  extorqueret. 

•  Cr.  Maj.  III  312.   Gottlob  a.  a.  ü.  2öf.  36. 

«  Cr.  Maj.  IV  40.  312. 

•  Cr.  Mai.  IV  39. 
»  U.  a.  r\*  312. 

•  rV'  37  sq.  41.  376,  V  320.  331.  525. 

^  S.  die  writs  von  12S2  und  1237.   Seleet  chartern  851.  366.  Dafs 

dasselbe  bei  dem  Fünfzehnten  von  122.">  der  Fall  war,  erbellt  aus  der  be- 
sondeni  Bestouerung  der  nicht  von  dieser  Steuer  betroffenen  kirchlichen 
Kiukunfte.  aut  Ermahnung  des  Papetes.    W.  Oov.  U  25ö  sq. 
8  Cr.  Maj.  IV  226  sq. 
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Willen'.  Und  das  Unglück,  dm  König  Lmlwig  auf  seimni 
Kreuzzuge  betraf,  leitet  der  Chronist  allen  Ernstes  von  der  Be- 
BteueroDg  des  Klenu  her'. 

Keben  den  direkten  Steuern  waren  es  beaonden  die  massen- 
haften päpstlichen  Provisionen  italienischer  Kleriker  mit  engUachen 
PfrOnden,  die  den  cn<^^liächen  Klerus  aufs  tiefste  erbitterten.  Nicht 
nur,  dafs  hierdurch  das  Kollationsrecht  der  TJeistlichen^  suspen- 
diert wurde;  sehr  häufig  wurden  ungenügend  gebildete  und  un- 
wtirdit^c  Personen  mit  reichen  Pfründen  bedacht,  deren  Pflichten 
sie  schon  wegen  ihrer  Unkenntnis  der  Landessprache  in  keiner 
Weise  erftülen  konnten.  Diese  ausländischen  rräbendare  waren 
so  zahlreich,  dafs  12B2  ein  ibrmlicher  Aufstand  gegen  sie  los- 
hrach^,  dafs  sie  1240  vom  Papste  besonders  besteuert  werden 
konnten  ^ ;  im  Jahre  1245  wurde  ausgerechnet,  dafs  der  Gesamt^ 
wert  ihrer  jährlichen  Einkünfte  60000  Mark  überstieg«;  im 
Jahre  1252  waren  es  über  70000  Mark'.  Meist  pflegten  sie 
sich  von  der  Residenzpflicht  entbinden  zu  lassen,  so  dialB  ihre 
Einkünfte,  von  denen  sie  dem  Papste  wohl  die  Annatrn  zu  ent- 
richten hnttcn,  direkt  ins  Ausland  flössen^.  Die  Prälaten  k  -nnten 
«ich  gegen  diese  Praxis  der  Kurie  nicht  anders  schützen ,  als 
indem  sie  sich  Privilegien  vom  Papste  erkaul'ten,  dafs  die  von 
ihnen  zu  verleihenden  ßenefizien  nicht  auf  eine  allgemeine  Voll- 
macht der  päpstlichen  IVokuratoren  hin  an  Italiener  vergeben 
werden  dQrnen,  sondern  nur  durch  ein  specielles  Mandat,  in  dem 
dieses  Privileg  für  den  einzelnen  Fall  suspendiert  wurde.  Aber 
auch  dies  Mittel  verfing  nicht,  da  solche  specielle  Mandate  nicht 
Ausblieben. 

Der  englische  Klerus  vermochte  nicht,  sich  allein  aus  eigner 
Kraft  gegen  di^se  Exaktionen  zu  wehren.  Er  hatte  zwar,  wie 
er  das  i>esteuerungf<recht  des  Papstes  überhaupt  bestritt  besonders 
seinen  Anspruch  nie  anerkannt,  eine  din'kte  Steuer  (»hne  Zu- 
stimmung der  Landeskirche  dekretieren  zu  können^.  Und  er 
hat  thatsächlich  ein  Bewilligungsrecht  ausgeübt;  von  dessen 
Korrelat  Vilich,  dem  Verweigerungsrecht,  einen  erfolgreichen 
Gebrauch  zu  maclien,  war  er  aulser  stände»  da  der  Papst  zuletzt 
regelmäisig  mit  den  geistlichen  Strafen  drohte'^;  jedesmal  aber 


'  Cr.  Maj.  V  452. 

2  Cr.  Maj.  V  170  sqq  DsFsnlbe  Urteil  findet  sich  in  einem  zfit- 
penöBsischen  tiedicht.  Wright,  politicai  songs  42,  bei  Lieberniaun.  M<i. 
bS.  XXVIII  90«.  Ebenso  Radulph  von  Coggeshall  über  den  Kveuz2ug 
von  1189  p.  2o. 

>  Die  weltlichen  Patronatsrechte  wurden  dag^en  geschont.  8.  o. 

*  Cr.  Maj.  lU  217  su. 
»  Cr.  Hi$.  IV  9. 

«  Cr.  Maj.  IV  419.  443. 

•  Cr.  Ma].  V  ^iöö. 

»  Cf.  Cr.  Maj.  IV  442. 
«  Cr.  Maj.  \y  87,  V  825. 
^0  Gottlob  &.  a.  O.  '61  f. 
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haben  liingere  Verhandlungen  stattgefunden.  Der  englische  Klerus 
bedurfte  zu  diesem  Kampfe  eines  stärkern  Bundesgenossen.  Diesen 
liat  er  an  versehiediien  Stellen  gesucht.  In  den  Jahren,  wo  ein 
allgemeines  Konzil  in  Aussicht  stand,  1240  und  1244,  wurde 
dieses  vorgeschoben :  wenn  db  rönuache  Kirche  einer  pekoniMren 
Untersttttzung  des  Klerus  wirklich  benOtigt  sd,  so  mttTste  sich 
die  gesamte  Kirche  daran  beteiligen,  and  nur  das  Konzil  sei 
kompetent,  eine  allgemeine  Kirchensteuer  zu  bewilligen^.  Sonst 
hat  die  Kirche  ihre  Zutiucht  bei  dem  König  und  Aoel  von  Eng- 
land p:esucht.  Man  bemerkt  in  den  l^erichten  des  St.  Albaner 
Chronisten  im  Laufe  der  Jahre  einen  politiseln^n  Fortschritt  Bis 
zur  Mitte  der  vierziger  Jahre  hat  der  Klerus  den  Schulz  des 
Königs  vorzugsweise  in  seiner  Pj^cnsehaft  als  Patron  de  r  Kirehe 
in  Anspruch  genommen  Die  natüi'liche  Konsequenz  davon 
war,  daüs  »adi  die  übrigen  Patrone  der  Kirche  ihren  Konsens 
geben  mttfiiten,  um  die  ISteuer  rechtskrttftig  zu  machen".  Man 
ging  sogar  soweit,  den  Donatoren  und  ihren  Rechtsnachfolgern 
eine  Art  Ton  Obereigentum  >an  dem  von  ihnen  gestifteten 
Kirchengut  su  vindmieren,  und  meinte,  sie  möchten  wohl  aus 
Zorn  ttber  die  Bewilligung  einer  Steuer,  da  hierdurch  die  Ein- 
künfte aus  den  Stiftun^^en  den  von  den  Stiftern  Ix  stiinniti  n 
Zwecken  entzogen  würden,  die  Schenkungen  wieder  zurück- 
ziehen"'. Mit  solchen  Argumenten  suchte  damals  der  Klerus 
Deckung  hinler  dem  Adel.  Seitdem  sich  dieser  abei  im  Parla- 
ment und  durch  aieigisdie  Proteste  der  Kirche  gegen  die  päpst- 
lichen Bzaktionen  annahm'^,  stellte  sich  der  Klerus  auf  den 
Standpunkt,  dafs  keine  Steuer  ohne  die  Zustimmung  der  Uni- 
vereitas  refpä  von  der  Kirche  erhoben  werden  dürfte.  Robert 
Orosaeteste  weigerte  sich  im  Jahre  1247,  die  ihm  an^e^onnene 
Ah^j-nbe  von  6000  Mark  für  seine  Dittzese  zu  entrichten ,  ohne 
dal^  flas  Parlament  den  Konsens  dazu  gegeben  hätte**.  Ebenso 
urteilt  Matheus  von  der  Steuer  von  1247.  dafs  sie  das  ganze 
lieich  aui^inge'.  Und  später  klagt  er  eiiuDal,  duls  der  Adel  die 
Kirche  im  Stich  gelassen  habe"".  Dieser  veränderten  Auftassung 
eDtspreehend,  dafs  eine  päpstliche  Steuer  kdne  interne  Angelegen- 


'  Cr.  !Maj  ]y  HH  H76.  Auch  IV  10  f.  wird  gessf^t,  die  Steuer  ginge 
die  allgemciue  Kirche  au. 

«  Cr.  Mai.  III  103  (Wendovor),  IV  36.  102.  375. 

'  Cr.  Maj.  III  lO'i  IV  38.  41.  875.    IV  375  ist  der  ganze  I'fissus  von 
Ista  quae  propoois  —  ad  propria  sunt  reversi  wörtlich  aus  Cr.  M^j.  III  103 
(WeMover)  entlehnt 

*  Cr.  Maj.  IV  582.  619. 

*  S.  o.  S.  67  f. 

•  Cr.  Maj.  IV  600. 

y  Gr.  Maj.  IV  594.  Res  enim  pablica  perielitabatur ,  et  commune 

negotium  regni  t  tiu.s  agftbatur.  —  Von  der  Steuer  von  \2'>^i  sagt  er.  sie 
bedieutc  nicht  nur  für  die  Kirche,  sondern  auch  für  das  Reich  eine  schmäh» 
Uche  Knechtschaft   V  525. 

•  Cr.  Mnj.  V  526w 
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heit  der  englischen  Kirche  wHre,  sondern  das  allgemeine  Staats- 
interesse berührte ,  wird  auch  dor  Schutz  des  Königs  nicht  mehr 
als  des  Patrons  der  Kirche.  6ondern  als  des  8taat.soberhau|»tes 
verlangt.  Matheus  betont,  (hil's  er  das  Reich  und  die  Kirche 
^e^eu  alle  äui'sern  AngriÖ'e  zu  verteidigen  verj)flichtet  sei  * ,  und 
überhäuft  ihn  mit  liartem  Tadel,  so  oft  er  Bich  dieser  Aii%abe 
entaog. 

Matheus  hat  von  Sittlichkeit  der  Päpste  seiner  Zeit  und  der 
Kurie  sehr  gering  gedacht'.  Als  es  einmal  hiefs,  der  Papst 
könnte  nach  England  kommen,  fürchtet  er  davon  eine  Verderbnis 
der  reinen  Sitten  seines  Volkes ^.  Aber  Matheus  weifs  gegen  sie 
trotz  seiner  Skandalsucht  nichts  audi'es  vorzubringen,  als  ihre 
„unersättliche  Habsucht",  in  Verbindung  mit  Simonie  und  Jie- 
stechliclikeit.  Es  war  allein  die  Finanzpolitik  der  ra^tate.  und 
dann  alleixlings  das  scliamlcse  Treiben  ihrer  Kollektoren,  wa«j 
ihr  Ansehen  in  England  so  ti^  untergraben  hatte. 

5.  Das  römische  Recht  und  die  Legisten. 

Das  englische  Gewohnheitsrecht  wurde  seit  der  zweiten 
Hnlfte  des  12.  Jahrhunrlerts,  besonders  aber  im  13.,  stark  durch 
das  römische  Kecht  becinllulst.  Nun  ist  bereits  hervorgehoben 
worden,  dafii  das  englische  Kationalgefühl  sich  besonders  in  der 
Verehrung  des  einheimischen  Rechts  zeigte;  und  zwtat  stand  der 
Klerus  dem  Adel  hierin  nicht  nach.  Waren  doch  die  königlichen 
Justitiare  gröfstenteils  seligst  Kleriker.  Es  ist  eine  gmndfiüsche 
Auffassung,  dals  nur  der  Adel  für  das  common  law  cingetreteo 
sei,  während  der  Klerus  das  rönn'sehc  Recht  vorgezogen  hntte*. 
Diese  Vorstellung  beruht  ^vohl  auf  der  Verweclislun^  mit  den 
Destrebuncren  der  BischötCj  die  Kompetenz  der  geistlichen  Oe- 
richtshöti"  wo  nicht  zu  erweitern,  so  doch  in  dem  frühern  Umfange 
zu  erhalten;  und  hierdurch  hatte  uiicrJin^s  auch  das  römische 
Recht  wenigstens  denselben  Geltungsbereich  behalten  ^  freilich 
nicht  das  CiTilreeht,  sondern  das  kanonische  Recht  Das  common 
law  in  den  weltlichen  Gerichtshöfen  durch  das  rOmische  Recht 
au  verdrängen )  hat  der  Klerus  niemals  erstrebt Dieses  wuide 


^  Cr.  Maj.  IV  594:  (regi)  pertinet  rempohlicam  protegendo  tales  ia- 

jurias  et  jtrriciila  projinlsare.  —  IV  ■'iCl:  cum  coDstaater  paiaretOr  doBUBDS 
rex  ature  pro  re^ni  et  ccelesiae  librratiDiie. 

^  Einnml  su^t  er:  foetor  (curiae  Papaüej  ubijue  ad  iiubes  fumum 
teterrimum  exhalabat.    IV  410. 

»  Cr.  Maj.  V  189. 

*  So  Glassou,  histoire  du  droit  et  des  institutions  politaqaes  ...  da 
l'Aagleterre.  III  22  ff.  Er  bebauptt  t,  dafe  die  Mönche  nur  mit  Wider- 
willen von  dem  natioualen  Rechte  gesprochen  hätten. 

r;!a«8on  a.  a.  O.  nirint.  dif  Hischofe  hätten  ihren  Klerikern  die 
Thäti^keii  im  weltlichen  Gericlit  aus  dem  Grunde  untersag  weil  sie  daa 
Gewohnheitsrecht  perhorreuierten  ond  die  Umnögllehkeit  erkannt  bitten, 
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zwar  in  gewisser  Beziehiiiig  von  den  königlichen  Bichtem,  die 

überwiegend  Kleriker  waren,  begünstigt,  aber  nur  zur  Fort- 
bildung, nicht  zur  Verdrängung-  des  Oewohnheitsrechts;  die  Ent- 
wicklung des  common  law  ist  gerade  das  Werk  dieser  Geist- 
lichen ^ 

Matheus  Parisieusis  liat  sich  allerdings  in  ge\visser  Hinsicht 
^e^ea  das  Studium  des  römischen  Hechts  ausgesprochen.  Dies 
18t  mdea  kein  Auadruck  natianaler  Opposition  gegen  das  Ein- 
dringen fremder  Rechtsanschauungen  m  die  ricnterliche  Fk«xiB 
gewesen.  Selbstverständlich  handelt  es  sich  hier  nur  um  das 
Civilrecht;  dem  kanonischen  Recht,  das  in  den  geistlichen  Ge» 
richten  angewendet  wurdei  stand  Matheos  natürlich  nicht  feindlich 
gegenüber  ^. 

Wenn  sich  Matheus  gegen  das  Studium  des  liimisrhen  Rechts 
ereiferte,  so  hatte  das  zunächst  seinen  (irund  in  (letii  akademischen 
Gegensiitze  zwischen  Legisten  und  Artisten.  Rlatlieus,  der  selbst 
artistisch  gebildet  war,  verlangte,  dals  die  artes  die  Grundlage 
aller  Studien  bidben  sollten,  und  milsbilligte  es,  dafs  die  Scho- 
laren sich  gleich  sa  An&ng  den  einträglichem  Rechtsstudien 
zuwandten Wohl  nicht  ohne  Absicht  hebt  er  bei  einigen  Ge- 
lehrten seiner  Zeit  hervor,  dafs  sie  die  artes  studiert  hätten, 
bevor  sie  Docenten  des  Rechts  und  der  Theologie  wurden*, 
^fatheus  war  aber  kein  Gegner  des  Civilrechtsstudiums  an  sieh, 
sondern  nur  des  einseitigen  juristischen  Studiums.  AnfsfTfh'm 
war  ihm  die  sciinelle  Karriere  der  Legisten  ein  Dorn  im  Auge. 
Diesen  Ausfall  Uber  den  Zudning  von  artisti.scli  ungebildeten 
Scholaren  zu  den  Rechtsstudien  macht  er  im  Anschluls  an  die 
Balle  Dolentes  von  Papst  Innocenz  IV.,  die  neuerdings  als  eine 
f^lschung  erwiesen  ist  und  die  wahrscheinlich  aus  den  unsufrie- 
denen  artistischen  Kreisen  Oxfords  lierstammt'*.  Diese  Bulle 
verbot,  an  Kleriker  von  rein  juri  tiseher  Bildung  Benefizien  oder 
gar  höhere  Kirchenämter  zu  verleihen.  Matheus  stellt  sich  ganz 
auf  denselben  Standpunkt  und  begrüfst  den  Erlais  als  ein 


da?  von  ihnen  bevorzugt«^  römische  Korbt  in  den  weltlichen  Gerichtahöfen 
einzubürgern.  Der  Grund  dieses  V  erbots  war  rein  discipUuarischer  Natur. 
Übrigens  vergifst  GlsMon,  dafs  fOmiflche  Rechtssätze  tiiatsftcblieh  von 
dem  7\üiiigsy:tnicht  rezipiert  wurden. 

1  I?runner,  Zeitsf  lirift  der  Havigny-vStiftung.  nermanist  Abt.  X  241 
(Besprechung  vnn  JJracton  s  Note  book  ed.  Maitliuidi. 

8  In  der  St.  Albaner  Klosterschule  wurde  unter  Abt  Warin  (1185—95) 
kanonisches  Kecht  p'lchrt.  Go^ta  abb.  I  190.  Auch  Math.  l*ar.  hat  das 
kanonische  ßecht  gekannt.  Kr  schreibt  zum  Jahre  1230,  die  Mönche  von 
Rocheeter  hfttten  in  der  päpstlichen  Kurie  einen  Prozen  gegen  den  Erz- 
bischof  von  Canterburj  :;<  \vonnen  tarn  de  petitorio  quam  de  possessorio. 
Cr.  Maj.  II[  480.   S.  üm  h  Liebermann.  MG.  SS.  XXVlII  8">  Zle.  81. 

^  Dieser  Streit  war  schon  altern  Datums.  Savigny,  Geschichte  des 
fem.  Rechts  im  Mittelalter  IV  *  439. 

*  Cr.  Äfaj.  V  598  sq.    Gesta  abb.  I  :W. 

^  Cr.  Maj.  VI  293  sqq.  ä.  Digard,  biblioth^que  de  l'ecole  dea 
chartes  1S90  S.  381  ff. 
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frommes  Werk  dea  Papstes  V    Er  selbst  klagt  darüber,  dafs 

hftnfip:  solche  Klerikrr  zu  l^ischöfen  p:oweiht  würden-,  und  ein 
andermal,  dals  den  Mönchrn  rtifremutet  würde.  ImlU  weltliche 
ManniT  zu  AMen  zu  wähU^n .  Icnen  das  justinianiache  Üecht 
mehr  als  das  gtittliche  Gesetz,  am  Herzen  liijL^e^. 

Daiä  Matheuä  dem  Studium  des  Civilreclits  an  sich  nicht 
feindlich  gegenttbereteht,  crgiebt  ndi  aach  aua  {blgendam.  Äw 
Gründen  der  mönchischen  ])i8dplin  ▼erttbelt  er  es  deo  Outer- 
siensem,  daCs  sie  in  Paris  eine  Ordensschule  gründeten,  zum 
Studium  der  Theologie  und  des  kanonischen  und  römische 
Rechts^.  Kr  sieht  darin  einen  Verstofs  gegen  das  mönchische 
Prin^'p :  Mönche  gehörten  einmal  nicht  auf  die  Universitilt  gleich- 
viel wciclier  VVisspn^fdrift  sie  sich  widmeten  Ohnf^  Anstand  stellt 
er  die  Fächer  Theologie,  römisches  und  kanonisciies  Recht  neben- 
einander; und  er  bericlitet  spiiter,  obwohl  er  ein  grundsätzlicher 
Gegner  davon  geblieben  ist,  doch  von  der  gedeihlichen  Entwick- 
lung der  Schulet  Ebenso  sagt  er,  die  aar  Befehl  des  Papatei 
yerfafste  Samma  Raimunds  de  Pennaforti  enthalte  römisches  und 
kanonisches  Recht 

Dasselbe  Resultat  ei^ebt  eine  andre  Beobachtung.  Die 
erw?lhnte  Bulle  Dolentes  enthalt  noch  eine  zweite  Verordnung. 
Fortan  sollte  in  den  rjSndern,  wo  Gewohnheitsrecht  galt  auf- 
gezählt werden  Frankreich,  England,  Schottland,  Wales,  Spanien 
und  Ungarn  —  nicht  mehr  römisches  Reclit  gelehrt  werden,  wo- 
fern sich  die  Land ostVi raten  damit  einverstanden  erklärten^  denn 
das  Civilrecht  riclite  mehr  Verwirrung  an.  als  dafs  es  zum  Ver- 
stilndnis  des  kanonischen  und  des  GewonnheitBrechtB  beitrüget 
Hatheus  hat  diese  Bulle  unter  die  Additamenta  aufgenommen; 


»  Cr.  Maj.  V  427  sq. 
^  Cr.  Maj.  V  6:38  sq. 

*  Cr.  Maj.  V  7^.  Matbeus' Bericht  von  den  civilistigi-ben  Studien 
der  Gistensienser  ist  freilieh  falsch.    Priestern  und  Religiösen  war  dies 

Studium  prinzipiell  verboten,  und  obendrein  wurde  in  Paris  römisches 
Kocht  nicht  pclclnt.    Digard  a.  a.  0.  397.  oOO  f.    Gleichwohl  hat  Matheu« 


tioue  papali).  Er  war  eben  kein  prinzipieller  Gegner  des  röuÜH:heu 
Kecbts.  Auch  berichtet  er  sp&ter  von  der  cedeihlicben  Entwicklung  die«€r 
Schule  V  ö2S  flq.  Hist.  Angl.  III  94;  und  er  ist  sichtlich  stolz  darauf, 
dafs  der  Abt  von  Citeaux,  der  diese  Schule  gegründet  liattc.  ein  Ki!'_'lunder 
war-  Später  schreibt  er  übrigens,  auf  Grund  besserer  int'orniatioii :  ia 
theologi«,  decretis  et  libris  moralibas  non  minimmn  profecemnt 
Hist.  Aii^I.  HI  94.  Falsch  ist  auch  Deniflos  Heliauptuiiir .  dafs  die 
Cistcrzienser  dem  8t.  Albaner  Chronisten  nicht  weniger  als  die  Bettel- 
Diönchc  ein  Dorn  im  .\uge  gewesen  wären. 

'■'  S.  die  Irf/.tc  Anm. 

«  Hist.  Angl.  II  3S2  .. 

'*  Cr.  Ma).  VI  2ÜÖ.  Ähnlich  hat  sich  später  Roger  liacon  geauisert. 
Digard  a.  a.  0.  417  f. 
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aber  während  er  den  ersten  Teil  über  die  \'ernachlä8sigung  der 
artes  und  die  geistliche  Karriere  blofser  Juristen  in  der  Chronik 
selbst  \\  iederjjiebt  und  lebhaft  komTiiPTitiert,  hat  er  VOn  dieaeni 
Passus  gar  kL'inc  weitere  Notiz  genommen. 

Erfahren  wir  aus  dieser  Filiscliung,  dals  es  damals  in  Kng- 
land  eine  Riciitung  gab,  die  sieh  in  einen  prinzipiellen  (  Jcgensatz 
zu  dem  römischen  Kechte  stellte,  so  fragt  es  sich,  ob  dieöe  An- 
sichten bei  den  Stftnden  Anklang  gefunden  haben,  ob  es  «ch 
also  nicht  nur  um  einra  akademischen  Streit,  sondern  um  eine 
Bew^g^g  von  politisdier  Bedeutung  gehandelt  hat.  Hracton 
war  stark  von  dem  rOmischoi  Rechte  beeindulst,  und  Eduard  I« 
sog  bald  nach  seinem  Regierungsantritt  den  jungem  Franz  Accursi 
an  seinen  Hof^    Zur  Zeit  Heinrichs  Iii.  i  lliltf'  sich  wohl  ein 
beträciitlicher  Teil  der  Kronjuristtn  stark  zu  dem  Civilrecht  hin- 
gezogen.    Und  daü  war  keine  blolse  akademische  Neigung,  nicht 
aUcin   die   Systematik  dcö  römischen   Rechts  übte  die^e  An- 
ziehungskraft aus,  sondern  die  Richter  haben  eine  Reihe  von 
Gmndätzen  aus  dem  remischen  Recht  in  das  common  law  re- 
^piert.    Sie  thaten  dies  mit  bewnlster  Auswahl,  ohne  sich 
sklavisch  daran  anzuschlieläen,  und  sie  waren  weit  entfernt  davon, 
es  gans  an  die  Stelle  des  Gewohnlicitsrechts  setasen  au  wollen 
Vor  allem  aber  mufs  das  betont  werden,  dal's  es  nur  Grundsätze 
des  römischen  Privat  rechts  waren,  die  ins  eommon  law  auf- 
genommen wurden;  die  Rezeption  geschah  ausschlielsiich  t'iir  die 
Zwecke  der  Rechtsprechung;  Rractons  Beispiel  zeigt  deutlich, 
dals  die  Anhänger  des  römischen  Rechts  in  England  nicht  not- 
wendig auch  AbsoluUsten  sein  mulistcn*.    Was  nun  Matheus' 
Ansicht  betrifit,  so  hätte  er  aweifelsohne,  wenn  er  dem  riimischcn 
Recht  wirklich  feindlich  gesinnt  gewesen  wAre,  sein  Verdammungs- 
urteift  mit  gewohnter  Schärfe  und  Offenheit  ausgesprochen.  Statt 
dessen  verhält  er  sich  gegen  jene  radikale  Forderung  der  Bullen- 
fälscher vollkommen  gleichgültig.    Ein  Gegensatz  zwiselien  den 
civilistif^ch  gebildeten  und  zu  gröfserer  Centralisation  und  zum 
Ausuiutismns  neigenden  Kronjuristen  und  dem  mehr  reaktion;lr- 
teudalen  Chronisten  der  Stiindepartei  lilfst  sieh  hier  aUo  uiclit 
aufteilen,  weder  liinbichtlich  des  römischen  RechUi,  noch,  wie 
früher  gezeigt,  hinsichtlich  der  Kompetenz  des  Königsgerichts. 
Nim  hat  Matheos  das  rOmische  Recht  nicht  gekannt,  da  ihm  als 
M()nch  dessen  Stadium  verboten  war*,  und  vielleicht  deshalb 
seinen  wachsenden  Einflois  nicht  bemerkt,  den  es  in  den  Qerichts- 


^  StQbhv  n  III. 

.  '  Vgl.  Güteibock.  Henricus  de  Bracton  und  sein  Verhähnis  /.um 
römischen  Recht,  lierlin  1^^()2.  Hcrutton,  the  influfiM  f  ol'  tle  Hoiiuin  law 
fa  the  law  of  EuKland.  1885.  S.  7ö— 121.  Mniiiand.  Hr;i(  ton  h  Note 
book  1  9  f. 

'  Dagegen  hattn  Glanvilla  den  Satz:  qnod  priiici]ii  placuit,  legis 
habet  vigorem,  in  die  Einleitung  seines  Traktats  auigeuumincn. 

*  S.  0.  s.  m*. 
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höfen  auf  das  common  law  ;;ewann.  Man  müfste  dann  aber 
auch  annehmen,  dafa  es  der  ständischen  Partei  ebenso  ersrangeo 
iät.  \\  üre,  wie  Digard  annimmt,  das  Gegenteil  richtig  und  hätten 
die  Barone  das  rOmiache  Recht  perhoiraraert ' ,  so  wftre  entens 
das  Schwdg^  des  gut  uoterrichteten  ChroDisteo  von  St.  AlUant 
kaum  erklärlich,  sweitens  aber  hätte  diese  Oesinnung  unfehlbar 
in  der  Revolution  von  1258  zu  Tage  treten  miissen.  Einer  dar 
ersten  Schritte  der  siegreiclien  St  i n  ie  wäre  notwendig  die  Ent- 
fernung; slimtlicher  legistiseher  .Ju-tiiiare  gewesen.  Indessen  be- 
gnügten Bich  die  Harone  mit  der  Einsetzung  eines  Orotsjustitiars 
und  der  Ernennung  neuer  Sheriffs^,  wodurch  sie  die  Ver- 
waltung des  Liinde«  in  die  Hände  bekoiiHiun  wölken^  aber 
Jkacton ,  der  typische  Verti'eter  der  rüniisichrechtlichen  An- 
schauungen, ist  in  seinem  Richteramte  geblieben*.    Elrst  im 


'  Digarii  fafst  eiii  Verbot  HeiuricUs  III.  von  in  Loudou  römi- 

sches £ecnt  tu  lehren,  ala  eine  Reaktion  der  siegreichen  Barone  gci.'en 

das  röniisehi'  Kri  lit  i\u{'.  A.  :i.  O.  HO.  Da  abi-r  in  der  Uikimde  Keine 
Gitiiide  angepreben  sind,  wäre  diese  Feindschaft  ernt  zu  beveeisen.  Vielleicht 
ßülitc  diese  Mafsregel  nur  der  Oxforder  UnivuiHität  zu^^ute  kuuiinen.  (ianz 
zu  Unrecht  neht  aber  Diganl  hier  Giosseteste  an,  der  wohl  den  auge- 
stelltm  J*fanem  und  den  Keligiopen  seiner  Diözese  das  Stulium  iles 
Civiircchts  verbot,  aber  nur  aus  DiaciplinarKrUudeu ,  und  der  nie  gegeu 
das  Civilrecht  selbst  fl,nfg«treten  ist  Er  sebilt  wohl  Qber  die  Spitzmiai^^ 
keiten  der  Legistcn,  die  dem  Bischof  seine  Disciplinargewalt  zu  beetreiten 
suchten  (Hrown,  Appendix  ad  fasciculuin  renim  t^xpetendaruui  et  fujirienda- 
ruin.  London  1690.  8.  256),  aber  er  hatte  selbst  Legisten  um  sich. 
£pp.  nr.  XV.  —  Es  bleiben  daher  nur  <iie  Verhandlungen  des  Mertens 
Parlnmcnts  von  12-'>'  -a]-  Heweii-r]  <i -nehe  bestellen;  biersue  dftif  man 
aber  nicht  jcu  allcomeuie  Schlüsse  zielieu. 

-  Sie  haben  sogar  den  Siegelbewahrer  und  den  Thesaurar  des 
Königs  im  Amte  gelMsen.  Stublw  II  80.  Der  ThesauTSr  und  Beamte 
vom  £xchequer  worden  erst  im  Oktober  12S8  abgesetzt.    Cr.  Mai. 

V  720. 

^  Maitiand,  Bractona  Kote  book  1  22  —  25,  wo  auch  das  TjjNsebe 
des  Falls  betont  wird.  —  Pauli.  Simon  von  Montfort  .92  f.,  sagt :  wi*t  der 
Grofsjustitiar  von  1259.  Hugo  liigod,  kein  gelehrter  Kichter  war,  so 
hafte  die  „Haronialjustiz"  das  frühere  Justizsystem  nicht  orsftzen  können, 
dii^  gewiegte  Kenner  des  römischen  Kcchts  erforderte;  und  weiter  snricht 
er  von  der  „Verfolgung  der  loyalen,  im  Dienst  erfahrnen  ßeamtenscna^*^. 
Proflicro  ,  Simon  of  Montfort  i.'09,  si-lireibt  ■  llif^  tiiili  ttcrt'd  baroii«  Wfie 
but  uuor  iawvers;  sie  hatten  wegen  ihrer  eignen  Uutähi^keit  der  Dienste 
der  frühem  Richter  nicht  cntraten  können.  Dagegen  ist  zu  erwidern: 
1)  lag  liic  Absetzung  der  Justitiare  nicht  im  Plan  der  Barone:  2)  war 
dir  Lak'ubildung  in  jener  Zeit  vorwiegend  juristisch.  Math.  Par.  be- 
zeichnet als  legum  terrae  peritus  Kiehard  von  Cläre  V  363.  6c4J,  den 
Grafen  von  Ferrers  V  4SI,  Hugo  liigod  V  698.  Simon  yon  Monfort  V  5W. 
Vgl.  Gueist,  E.  VG.  :'2I  f  Di--  Sheriffs  wimlen  meist  aus  dem  Land- 
adel ernannt,  vielfach  auch  dit-  uMsonden  Kichtcr,  die  erst  seit  den 
Eduarden  regclmäfbig  JJenifsrichter  mid.  Gueist,  K.  VG.  228'«.  81^*  f. 
Vgl.  auch  die  Tabelle  »ler  reisenden  Richter  unter  Heinrieh  III.  bei  Fofs^ 
jii'lire.'i  II  192  jfi'.  Es  fehlte  also  der  stSndi  rheii  Partei  durchaus  ni^  ht  an 
geeigneten  Männern,  um  die  Ämter  der  Sheriffs  lui  besetzen,  für  die 
die  Te^stische  Bildung  ohnehin  gar  kdn  Bedfirfnis  war,  da  me  im  eoonty^ 
coiirt  keine  Writprozesse  dorchfahreD  durften  und  hier  nidit  Bichler 
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14,  Jahrliuuilrrt  haben  die  ^Stände  gf^gen  die  Anwendun;^  röiui- 
ächer  Rcchtäsätze,  und  zwar  aui'  das  öffentliche  Recht, 
protestiert  ^ 

Wenn  sich  aber  auch  weder  Matheus  noch  die  Stände  in 
prmzipiellem  G^gensatse  zu  dem  £mdringen  des  rOmiBchen  Rechts 
m  das  englische  Rechlsleben  befunden  haben,  so  ist  es  doch  tm- 
Terkennbar,  dafs  der  Chronist  mit  anyerliohlcner  Abneigung  von 
den  liQgisten  selbst  spricht.  Er  sagt  einmal,  der  König  hielte 
sich  eine  grofse  Schar  von  Legisten,  wie  ein  Jllger  seine  Meute, 
um  sif  auf  die  Bischnfswnhler  loszulassen-  Er  nennt  sie  feil. 
Hechtsverdreher,  Romliiufer^.  »Seine  Angritie  i^alten  demnach 
den  Legisten  des  Hofs,  den  gesinnungslosen,  allzeit  diensteifrigen 
Werkzeugen  des  Königs,  die  jedem  seiner  Befehle  gehorchten, 
unbekümmert,  ob  sie  sich  mit  der  Ehre  und  dem  Hechte  des 
Landes  Tertrügen.  Wenn  man  sich  aber  dabei  seiner  Klagen 
über  die  schnelle  politiBche  Karriere  nnd  die  sonehmende  ße* 
deatong  der  Legisten  erinnert,  so  erkennt  man  in  dieser  Ab- 
neigong  das  Klanenbewurstsein  des  aristokratischen  Benediktiners 
gegen  den  emporkommenden,  zu  politischer  Bedeutung  gelangen- 
den Stand.  Da  sich  diese  Entwicklung  freilich  nocli  in  ihren 
Anfingen  befand,  war  Matheus  noch  kein  Gegner  der  eivilrecht- 
lichen  Bildung  überhaupt,  die  er  vielmehr  bei  mehreren  Mfinnern 
als  eine  Auszeichnung  erwähnt',  und  noch  kein  Gegner  des 
römischen  Rechtes  selbst 


6.  Englands  Verlittltnis  sn  Schottland  nnd  Wales. 

Englands  äufsere  Macht  war  seit  König  Johann  auf  allen 
Seiten  zurückgegangen  und  Heinrich  Iii.  war  nicht  der  Manu, 
sie  wieder  au  heben.  Wie  seine  kontinentale  Politik  nur  Müs- 
erfolge  hatte^  so  richtete  er  auch  gegen  die  britannischen  Grena- 
Staaten  nichts  aus.  Weder  von  König  Alexander,  noch  von  dem 
jungen  Alexander,  der  sein  Schwiegersohn  geworden  war,  konnte 
er  die  Lehn^huldigung  für  d.is  schottische  Reicli  erlangen,  die 
sein  örofsvater  erzwimgen  hatte.  Immerhin  lebte  man  mit 
St  hottland  in  Frieden  und  Icidhchem  Aii-lvonnuen ;  an  der 
W'alliser  Grenze  erlosch  dagegen  der  Kampt  weiten  vollständig. 

wareD,  sondern  nur  den  Vorsitz  über  die  Urteilsfinder  hatten.  Und  was 
endlich  das  Grorfmistitiariat  betrifii,  so  war  ein  Hubert  von  Burgh  auch 
k«n  „gelehrter"  Richter  gevcBen. 

1  Biener  in  Savignys  Gesch.  des  röm.  Rechts  im  Mittelalter  IV*  587. 

-  Cr.  Maj.  in  m. 

^  Cr.  Maj.  III  IUI.  4Ü.-,,  IV  14. 

*  8o  nennt  er  den  Abt  von  Westminstcr ,  Richard  Croxley,  einen 
Vertrauten  des  Köni-s.  juris  utriu?que  peritus.  Cr.  Maj.  V  700;  dün 
Bitter  Thomas  Multon :  i^gis  peritus  saecufaris.  Cr.  M^j.  IV  49;  und  den 
Siegelbewahrer  WiUielin  RilkcDny:  in  jure  canonico  et  ciTiU  peritus  et 
cärcomspectus.  Cr.  Maj.  V  130. 
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Trotz  der  J>paltung  zwischen  Nord-  und  Sikhrales  ^  und  des 
innern  Haders  im  nordwallisiöelien  Fürsteniiauöe  war  Heinrich  HI. 
nicht  imstftnde,  wenigstens  einen  dauernden  FViedenaarastand  mit 
der  Vasallenmacht  herzustellen.  Daher  haben  die  walKsischen 
Händel  den  St.  Albaner  Chronisten  am  meisten  beschäfügt^ 
während  von  Schottland  weit  wenl-er  zu  berichten  war. 

Von  den  Wallisem  hat  Matbeus  die  schlechteste  Meinung. 
Verächtlich  bezeichnet  er  si*^  als  scurrae,  oder  als  qnigquiliae 
hominiun-;  ifirc  Treulosiiikeit  war  sprich wörthch  ^  ;  ilire  (»ratisam- 
keit  auf  ihren  Rauliztigen.  ihre  VerwUstunirtn  der  englischen 
Marken  hat  er  mit  realistisclicn  Züpren  gesi  hild*  rt. 

Indes  ist  er  sich  in  der  Beurteilung  der  wallisidchen  Dinge 
nicht  gleich  gcbiiLben.  Ab  im  Jahre  1244  Fürst  Da^id^  von 
Nordwales  sich  der  englischen  Oberhoheit  dadurch  su  entziehen 
sachte,  dafs  er  sein  Land  dem  Papste  ru  Lehen  auftrug,  ist 
MatheuB  Uber  diesen  Betrug  äul'serst  aufgebracht.  Es  sei  welt- 
bekannt, sagt  er,  dafs  David  ein  winziger  Vasall  des  Königs  von 
England  wäre,  und  er  beweist  durch  eine  Reihe  von  Trlxund^^n 
dir»  LehnspHiclit  des  Fürsten  und  seiner  Graten**.  Ganz  in  der- 
selben Zeit  rnjzt  ^Tatheus,  dafs  KöiiIl'^  Alexander  sieh  weigerte, 
flir  sein  ganzes  Kelch  den  r.ehnsi  iJ  /u  leisten  er  meinte  von 
König  Ikinrieh,  der  damals  gegen  den  Schotten  rüstete ,  er  sei 
stark  genug,  Schottland  ganz  zu  vernichten^.  Man  muia  sich 
hierbei  gegenwärtig  halten,  dafs  gerade  damals  das  engliacfaa 
Nationalgenihl  einen  mächtigen  Au&chwung  nahm;  die  Stände 
setzten  sich  in  eine  energische  Opposition  gegen  den  Papst  and 
▼ersuchten  in  England  ein  stündisches  Regiment  zu  begründen. 

In  den  fünfziger  Jaliron  steht  Matheus  auf  einem  andern 
Standpunkt.  Er  bemüht  sidi  nicht  nur  den  Wallisern  gerecht 
zu  werden,  sondern  hekiinLu  sogar  eine  sichdiche  Sympathie 
für  ihre  IJnabhUngigkeitsbräUcbungen.  Ihre  Sache,  sagt  er  jetzt, 
schiene  audi  ihren  Feinden  gereciit  zu  sein,  denn  sie  kämpften 
fUr  ihr  Vaterland,  flir  nationales  Recht  und  Sitte ^.  EjT  macht 
ihnen  das  Kompliment,  dafs  sie  ftXr  ihre  Freiheit  stritten  wie  ihre 
trojanischen  Vorfahren*. 

Dieselbe  Anerkennung  der  Walliser  findet  Steh  auch  bei  dem 
Annalisten  von  Fewkesbury.  Während  man  erwarten  sollte,  daßi 
dieser  als  liewohiier  des  Gn  nzlandes  und  t^nterthan  eines  der 
bedeutendsten  Graten  der  Marken  die  ewige  Krieusnot  mit 
nüchternem  Auge  betrachtet  hätte,  rülmit  er  dem  Fürsten  Lieweliyn 


'  Cr.  Mai.  V  645. 

-  lliöt  Augi.  U  Ui,   Cr.  Maj.  V  689. 

'  Cr.  Maj.  III  885.   Waleneium  fides  est  fidei  catentia. 

*  Cr.  MhJ.  JV  8 16-24, 

Cr.  Maj.  IV  :m. 
«  Cr.  Maj.  IV  :^T8. 
'  Cr.  Mai.  V  -W.  639. 
»  Cr.  «Maj.  V  639. 


XIV  3 


IIS 


nach,  dafs  er  mit  männlicher  Kn^  für  die  EVeiheit  seiner  Väter 

gekämpft  habe*.  Die  BedinguDg  flir  dieses  Kachlassen  der 
natriotiachen  £mpfindang  war  die  Un&bigkeit  von  Heinrichs  III. 
Regierung  und  seine  A'erfeindung  mit  den  Standen.  Unter 
Eduards  kraftvoller  Tlerrschatt  schlug  diese  Stimininij:,''  gegen  die 
Walliser  um-.  A^jr  Matheus  erzählt  noch  mit  cineiii  trewissen 
haiiiiüchcn  Vergnu^eu,  dais  auch  Prinz  Eduard  mit  den  VVallisern 
ebenso  wenig  hätte  fertig  werden  können  wie  sein  Vater ^  ;  er 
gOnnte  dem  Königlichen  Hanse  keine  Erfolge  mehr. 

Indessen  sind  die  innern  Ursachen  dieser  Teünahme  für  die 
Grensfeinde  bei  den  beiden  Autoren  vielleicht  nicht  dieselben. 
Der  Annalist  von  Tewkesbury  steht  wohl  zweifellos  auf  d^ 
Standpunkte  der  Grensbarone.  deren  einer,  der  Graf  von  Glou- 
eester,  der  Patron  seines  Klosters  war*.  Zwischen  diesen  und 
den  Walliser  Flirston.  die  ja  «gleich  ihnen  Kronvasallen  des  eng- 
lischen Ki>ni;j;s  waren,  bestand  seit  alters  ein  gewisses  Einvernehmen, 
das  freilieh  oft  genu;.-  mit  hefti,£C<'n  Fehden  abwechselte.  In  allen 
Zwisten  der  anglononnannisclu  n  Könige  mit  ihrem  Adel  haben 
die  Walliser  Ehrsten  die  Hand  im  Spiele  gehabt  und  die  Barone, 
zu  schwach,  um  auf  diese  Bundesgenoasensebaft  verzichten  zu 
können,  haben  diese  Beziehungen  angelegentlich  gepflegt.  Dabd 
konnte  sich  allerdings  kein  starkes  Nationalgefiihl  gegenüber  dem 
Grenzstaate  entfalten. 

Auch  Matheus.  der  Ostenglilnder,  hatte  einst  an  dem  Bündnis 
Richard  Marshalls  mit  den  Wallisern  keinen  Anstois  jrenomnien 
und  vertciiligt  noch  in  spilterer  Zeit  die  Unterslutzun«;  der 
^Valli8er  durch  englii>che  Grenzbarone,  da  er  in  dieser  Verbindung 
ein  Schuumiitul  ^e^en  die  Ausschreitungen  l'rinz  Kduards  sieht*. 
Besonders  scheinen  ihn  aber  bei  sdner  spätem  Beurtdlung  der 
Walliser  Kämpfe  seine  allgenieinen  politischen  Ansichten  beein- 
flufst  zu  haben,  namentlich  die  Idee  von  dem  Selbstbestiramungs- 
recht  der  Volker.  Wie  er  diese  für  die  Engländer  in  Anspruch 
nimmt,  so  gesteht  er  sie  auch  ihren  Feinden  zu.  Wenn  er  den 
Freiheitssinn  der  Walliser  rühmt,  so  hult  er  ihr  JWispiel  seinen 
eignen  Landsleiiten  vor  und  .schilt  sie,  dafs  sie  nicht  aiicli  ver- 
suchten, das  auJandiäche  .loch  abzuschütteln'.  Ebenso  wrndct 
er  nichts  dau'Cgen  ein,  als  iL'äJ  König  Alexander  von  .Schottland 
Heinrich  HI.  die  Lehnslmldigung  für  sein  lieich  verweigerte,  tla 
er  sich  erst  dartlber  mit  seinen  Baronen  yerständigen  mttfste**. 
Femer  erkennt  er  die  politische  Klugheit  der  Schotten  und 


'  Teokesb.  1-'»^  u.  1'2.'>7. 

-      u.  S.  12-.'. 

'  Ci  .  .Mnj.  V  (U4  sq.  640. 

*  S.  o.  S.  ^*»^ 

*  Cr.  Maj.  III  261. 

«  Cr.  Mftj.  V  ;.«>7  a.  \'>öl. 

*  Vt.  Maj.  V  :.!i7.  616.  639  sq. 
»  Cr.  Maj.  V  20??. 
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Deutsehen  an,  die  die  englischen  Begleiter  der  KöniLin  Margarete 
und  Richards  von  Cornwnll  keinen  EiDflufs  am  Hofe  gewinnen 

liefben,  sondern  sie  bald  in  ihre  Heimat  zurück8ehickt<?n  ^  Der 
Chronist  zieht  hieraus  wieder  die  Nutzanwendung  für  sein  Land; 
aber  seine  Sympathie  für  den  Adel  der  andern  Länder  überwiegt 
seinen  nationalen  Ehrgeiz,  dafs  EIngland  auch  auf  andre  ätaaten 
Einflufs  gewinnen  sollte. 

Am  auffälligäten  aber  ist  e8,  dafs  Matkeus  so  wenig  Auf* 
hebens  von  der  Not  der  Kirche  macht»  die  anter  den  nnaofbOr- 
liehen  Kämpfen  in  Wales  schwer  va  leiden  hatte.  Ende  der 
^ennger  Jahre  waren  die  Bistümer  St.  Asaph  und  Bangor  derartig 
verwüstet,  dafs  die  Hiscbdfe  ihre  Sitze  verlassen  mnisten,  um  in 
England  ein  Asyl  zu  suchen.  Der  Bischof  von  Bangor  fand  in 
St.  Albans  gastliche  Aufnahme  und  hat  hier  Jahre  lanp  p:  lebt  ': 
aber  niemals  hat  Matlieus.  wenn  er  davon  erzählt,  Sühne  für 
jene  tl^elthateu  gefordert.  Das  enirlische  Natioualgefühl  ging  in 
jener  Zeit  voUstlndii^  auf  in  dem  Hasse  gegen  die  Franzosen  im 
Lande  und  gegen  die  Kurie  und  liefs  die  unbedeutenderen  Feinde 
an  der  Landesgrenee  unbeachtet 


1  Cr.  Mai.  V  6o3.  6Ö6. 
•  Cr.  Mij.  IV  647,  V  2. 


III.  Die  übrigen  Kleeterannalisten  aus  der  Zeit 

Heinrichs  III. 


Die  Verfasser  der  kleinem  Klosterannalen  von  Tewkesbury» 
Winchesier,  Wsverley,  Burton  und  Osney,  sind  mehr  oder  weniger 
ausgesprochene  Anhänger  der  Baronenpartei  «gewesen.  Die  Ver- 
fiissungsstreitigkeiten  der  vierziger  Jahre  sind  ilinen  entgangen ; 

erst  s^'it  dem  Anfanfrc  des  folirendf»n  .lalirzohnta  erregte  der 
G<'f;<*nfi,itz  zwisclHMi  Krone  und  ^^tänden  die  allgemeine  Aufmerk- 
sam Uoit.  Von  den  inn<T[>olitisehen  Fragen  sind  besonders  die 
^teuerlorderungen  dor  Krone  und  der  Kinllulk  der  Auslander  in 
ihren  Gesichtskreis  gekommen;  beides  findet  entschiednc  Ab- 
weisung. Eifrige  Bewunderer  Simons  von  Montfort,  wie  frtlher 
Richard  Marshalls  ^  nehmen  sie  an  der  Ausübung  des  Wider- 
fltandsrechts  keinen  Anstois;  der  Kampf  erscheint  ihnen  durch 
die  Gefährdung  der  allgemein  beschwornen  Provisionen  von  Ox 
ford  gerechtfertigt  ^    Diese  haben  jrtzt  die  !\I;iirn;i  Charta  als 

f)olitischcs  I>o*!ungs\vort  abg«*l'):?l  K!  irn  I>c;^riflV'  von  ihrem  Inhalt 
lalx'ii  alxr  diese  Annalisten  wohl  eb-nso  wenig  gehabt,  wie  die 
grolM?  M.i>se  der  Anhänger  der  Barone-;  auszunehmen  ist  wohl 
nur  der  Annalist  von  Burton,  der  mit  seiner  eiguea  Ansicht  von 
den  Ereignissen  zwar  zuriickhiilt ,  aber  eine  grofse  Menge  der 
wichtigsten  politischen  Aktenstücke  gesammelt  hat  Das  Gros 
der  Partei  aber»  wohl  auch  in  den  hOhern  Geseliscliaftsschichteny 
hing  den  Baronen  nicht  um  ihrer  politischen  Prinzipien  willen 
an,  sondern  weil  sie  dem  Lande  greifbare  positive  Vorteile  gc 
bracht  hatten :  das  Aufluhen  der  päpstlichen  Kxaktionen,  eine  He- 
iorm  namentlich  der  GratkcUaftsvcrwaitung,  und  vor  allem  die 


>  Dunst.  221.   Teokesb.  174. 

^  So  schreibt  der  Annalist  von  Tewkeebury  175:  Provisum  etiam 

t'rat.  (HKifl  c:irt(M*a  nlia  non  ininiüin  ImnonMn  !•<•■_'*«,  r<"jni.  f»t  saecrdotii 
contiiigi'ntia ,  de  jure  civili  et  canonico  (luue  smit  constituta  et  provisa, 
tnconcnssa  permanerent 

8* 


116  / 


XIV  3 


Vertreibung  der  Franzosen  To  weniger  genau  m;in  ä\o  poli- 
tischen Ziele  der  Führer  kannte ,  desto  Aurserordentlichere» 
scheint  man  von  ihrem  Siege  erhotl't  zu  haben,  so  dal's  die  Pro- 
visionen in  einem  gewaltigen  Nimbus  erschienen.  Nicht  um 
meiner  politischen  Ideale  willen  ist  Simon  von  I^lontfort  so  populär 
gewordeo  —  hat  man  doch  von  seiner  bedeutendsten  Tbat,  der 
Berafang  der  Gemeinen  ins  Parlament,  keine  Notiz  genommen ; 
sondern  weil  er  von  dem ,  was  er  einmal  beschworen  hatte,  und 
woran  so  überschwengliche  Hofinungen  geknüpft  wurden,  nicht 
lassen  wollte  und  schUefslich  im  Kampfe  dafür  seinen  Tod  ge- 
funden hat.  Nicht  sowohl  sf  ine  politische  Weislieit  ist  gepriesen 
worden,  als  viehnehr  seine  'J'reiu'.  sein  unerschütterliches  Fest- 
halten an  öcinem  Eide ;  um  seines  Charakters  und  seiner  Frömmig- 
keit willen  hat  ihn  das  Volk  unter  die  Heiligen  versetzt. 

Der  l  iste  St.  Albaner  Continuator  von  Matheus  ^  der  d«  s,sea 
Olironik  in  der  alten  Weise  fortzutühreu  bestrebt  war,  vertritt 
ziemlich  dieselben  politischen  Anschauungen  wie  sein  Vorgänger. 
Er  ist  ein  Anhänger  der  Provisionen,  gät  aber  mit  seinen  For- 
derungen, unter  dem  Einflufs  der  Veränderung  der  realen  Macht- 
verhjiltnisse,  allmühlich  herunter.  Unterm  Jahre  1263  erzählt  er, 
beide  Parteien  hätten  vereinbart,  dafs  die  Ausländer  verbannt 
und  das  Reich  durch  getreue  und  fähige  Männer  unter  dem 
Könip^e  re;^'icrt  werden  sollte-.  Sein  monarchisches  Gefiihl 
wird  reger  durch  die  (Tcfangcnuahme  des  Küni;^s  bei  Lewes  und 
seine  halbe  (jrefangenschaft  unter  Simon  vitn  Muuttbrt;  voller 
^Iit;;etVihl  erzählt  er,  dafs  der  König,  der  nun  fünfzig  Jahre  an 
der  Regierung  wäre,  in  völliger  Abhängigkeit  von  dem  Grafen, 
niclit  einmal  seine  Residenz  nach  Belieboi  wählen  durfte'.  Auch 
weist  er  mit  Entrilstung  das  Gerttcht,  dals  Prina  Eduard  im 
Jahre  1260  getreu  seinen  Vater  konspiriert  liätte,  als  Verleumdung 
zurück;  er  will  gar  nicht  ausführlicher  davon  sprechen,  um  nicht 
selbst,  als  Verbreiter  falscher  Nachrichten,  der  Unglaubwürdig* 
keit  geziehen  zu  werden^. 


'  In  meiner  IMssertation  S.  6  *  Anhäuft  31  fi.  glaubte  ich  beweisen 
2U  müssen,  dafs  der  in  8t.  Albans  geschriebene  Teil  der  Flor.  hist.  bis 
zum  Ende  der  Sehlacht  bei  Lewes  (Flor.  hist.  III  ö)  reicht.  Ich  hatre 
dabei  überscheu,  dafs  dies  schon  fOii  Luard  selbst  festgestellt  worden 
war.  Fl.  hist.  I,  XL.  An  einer  andern  Stelle  betrachtest  er  ntimlieh  den 
Wostmiustercr  Mönch  als  den  VciTusscr  <li<'.--e^  Teils.  III.  XV:  After  its 
removal  to  Wcstminster,  it  is  eicar  that  a  new  writer  h  einplojed;  the 
chr'tuicle  becomes  distinct  royalist  in  tone,  and  enlarires  on  tne  outrages 
perpetrated  on  tlic  bari>ns'  side,  as,  for  inatance,  the  cruelties  of  Lewellyn 
undtT  Simon  de  Montfort's  direction.  Diese  Sfelle  steht  aber  III.  und 
ist  in  St.  Albans  ^cisciiricbcu.  Es  wäre  vielleicht  zweckmärsiger  gewesen, 
bei  der  Herau^be  den  zwüten  Band  bis  2um  ScUuase  der  St.  Albaner 
Darstellung  zu  führen. 

-  Ff.  hhr.  II  4^2. 
Fi.  iiibt.  II  ÖU.;,  III  1. 

*  Fl.  bist.  II  449. 
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Eine  sehr  viel  gröfsere  Individualität  rler  politisch«  n  An- 
schauungen  als  bei  diesen  Autoren  finden  wir  bei  Tbomas 
AA  ykes.  Dieser  ist  eine  Generation  jünger  als  Matheus  Parisiensis ; 
er  ist  nach  seinem  eignen  Zeujr^^i^*  im  Jahre  1221  s^eboren  *. 
Wie  Matheus'  politisclie  ( irundanschauungen  ihr  Gepr.i^^c  durch 
die  Kampfe  nm  «lif  Maüna  Charta  erhalten  haben,  so  sind  die- 
jenigen von  Tlioinjuj  VVykud  durch  die  Provisionen  von  Oxford 
und  den  Baronenkrieg  gezeitigt  worden.  Denn  als  er.  wohl 
lünfimdzwaozi^  Jahre  nach  diesen  Ereignissen,  seine  Chronik 
niederschrieb,  ist  es  gerade  diese  Zeit,  die  er,  von  seiner  Vorlage 
abweichend,  nach  seiner  eignen  politischen  Auffiissung  geschildert 
hat,  während  ihm  von  der  Geschichte  der  frUhem  Jahre  äugen- 
acheinlich  keine  besondern  Erinnerungen  geblieben  waren. 

Thomas  Wyk<s  ist  nicht,  wie  Matheus  Parisiensis,  von 
Hause  ans  Mönch  gewesen,  sondern  hat  erst  im  Alter  von 
Gl  Jahren  das  Religiösen  kl  cid  angek»gt;  er  trat,  wie  (r  selbst 
erzählt,  im  Jahre  1282  in  das  Augustincrkloster  von  Osney  bei 
Oxford  ein  Über  sein  früheres  Leben  berichtet  er  nichts, 
doch  darf  man  aus  seiner  klassiBchen  Bildung  und  den  zahl- 
reichen theologischen  Wendungen,  die  er  namentlich  bei  den 
Jahresanßlngen  anzubringen  liebt  ^,  schliefsen,  dafs  er  dem  geist- 
lichen Stande  angehört  hat.  Auch  konnte  wohl  nur  ein  Kle- 
riker es  so  gänzlich  imerhört  nennen,  dafs  Simon  von  Montfort 
die  VerwaltnnL'"  des  Grofsen  Singeis  zwei  T^aien  übertrni,^*. 

Da  sieh  seine  Chronik  an  die  Amin!  "n  anschlidst .  die  in 
Osney  gclühri  worden  waren,  so  hat  er  wolil  erst  w.ihrcnd  seines 
dortigen  Aufenthalts  sein  Werk  begoojicn.  Seine  politische  Aut- 
fassung ist  aber  der  der  tibri«^en  Klostcrhistoriker,  auch  dessen 
yon  Osney,  so  völlig  entgegengesetzt,  dals  sein  Werk  geradezu 

^  Offenbar  ist  folgende  ESntnigtiDir.  die  einKige  anter  diesem  Jahre, 

auf  den  Autor  selbst  zu  beziehen :  MCCXXf.  Xfitus  est  Thomas  in  vigilia 
Saiu  ti  nrpfrorii.  p.  G2.  —  Lunrd  liat  diese  Stelle  ntif  Thomas  von  Aquino 
bezogen,  obwohl  er  wufste.  dafs  dann  die  Jahreszatd  umichtig  wäre.  In 
der  Anmerkung  zum  Text  hat  Lnard  dien*'  Annalnne  noch  als  Hypotln  -r 
ausgesprochen,  aber  in  dw  Kiideitnn::  p.  X  WIV  schon  mit  voller  öewil'^- 
heit.  Diese  Annahme  ist  aber  ohne  jeileu  Halt.  Zwar  war  der  Ruhm 
des  Philosophen  xa  der  Zeit,  wo  Wyke«  schrieb,  schon  nach  England 
gedrungen  Ab«  BoUte  der  Chronist  wohl  das  Geliurtsjnhr  eines  be- 
rühmten Zfitgenossen  in  ««pincm  ^^'orko  verzeichn«'t  liabfn .  ohne  ihn  «r*'- 
oauer  als  mit  dem  blorsen  V'ornamiui  ym  bezeichnen  und  ohne  eine  wenn 
auch  noch  9o  konce  Bemerkung  Uber  seine  Bedeotunp;  hinzuzufügen? 
Man  wird  das  ninpoweni^fn-  aiitu^hmen  durf<Mi .  als  Tiiumas  Wykes  erst 
acht  Jahre  nach  Thomas'  von  Aouino  Tode  Kanoniker  in  Osuey  wurde 
und  jedenfalls  erst  danach  seine  Cihronik  geschrieben  hat. 
■  2  Wykes  291  sq. 

^  U.  a.  p.  '2rn  a.  12S2:  Ann«,  qno  Vt  rbum  Patris  increatum  trabeam 
nostrae  mortalitatis  induere  di^natus  est  ...  .  —  p.  327:  Auno,  quo 
Verbnm  increatum  Summo  Patn  ooaetoDum  et  contubstaDtiale  de  came 
^'irginea  servile  einctorinm  noBhrae  camis  aasampsit,  in  similitudinera 
fae^  ut  homo  .... 

♦  Wykes  168:  a  saeculo  inauditum. 
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wie  eine  Gegensclirift   gegen   die  Osneyer  Annalen   erscli<  int. 
W;iliroud  jene  mit  ^Mölscror  oder  geringerer  Bestimmtheit  auf 
StiUii  der  Stände  stehen,  i;it  W^kes  ein  bewuli^ter  Anhänger 
des  Königtums.    Wenn  er  diese  Überzeugungen  aiieh  sehon  zu 
König  Heinriehs  Zeit  gehabt  haben  umiSj   öo  sind  sie  doch 
zweifellos  durch  die  bessere  Regierung  seines  Nachfolgers  noch  mehr 
befestigt  worden,  und  auch  su  seiner  Beurteilung  des  danuüfgen 
Thronfolgers  haben  wohl  die  Erlahrungen  der  spätem  Jahre  bei- 
getragen.   Aber  auch  in  dem  Streit  zwischen  Kirche  und  Staat 
nimmt  Wykes  eine  der  allgemeinen  kirchlichen  Ansehauung  ao 
ontgep:onge8ctzte  Stellung:  ein,  dafs  man  fast  versucht  ist  anzu- 
nehmen, er  bei  friilu  r  iui  SUiatsdienst  thätig  gewesen.    Uber  daa 
Statut  de  viris  reli.LMosis   verliert  er  kein   Wort   des  Tadels'. 
Gegenüber  den  Heitre!. ungen  des  Klerus  aber,  die  Kompeteua 
der  geistheben  üericbtsgewalt  womöglicii  au.süudehnen,  jedenfalls 
aber  nicht  einschränke  su  lassen,    nimmt  Tbomaa  Wykes 
geradezu  Partei  für  die  Krone.   Er  billigt  vollauf  den  Wider* 
stand  des  Königs,  als  Erzbischof  Peckham  1281  auf  dem  Kondl 
von  Lambeth  die  Kompetenz  des  geisdichen  Forums  für  Prozesse 
über  Patronatsrcchte  und  Privatvermögen  von  Klerikern  durch- 
setzen wollte".    Auch  war  Thomas  Wykes  keineswegs  von  dem- 
selben mönchischen  Corpsgeist  beseelt,  wie  die  librigen  Chrcinisten. 
Zu  seiner  Zeit   wiederholte  sieh   der  Streit,  ob   während  der 
Vakanz  de^»  erzbiseiiöt  lie  hen  Stulds  das  Domkapitel  von  ( 'anter- 
bury  die  Stelle  des  J'rimaten  in  allen  geistlichen  Handlungen 
vertreten  dürfte^;  während  nun  der  Annalist  von  Osney  diese 
fVage  unbedingt  beiaht,  bestreitet  Wjkes  ihren  Anspruch,  eben 
Bischof»  wie  sie  getnan,  au  konsekrieren*. 

Eine  sehr  ähnliche  politische  Richtung  wie  Thomas  Wvkes 
vertritt  ein  Mertoner  Mönch,  der  eine  Abschrift  der  Fiores 
historiarum  fertigte  und  hier  einen  kurzen  Überblick  über  den 
Baronenkrieg  einfügte  '.  Die  grofse  Übereinstimmung  ihrer  An- 
schauungen I/tfst  annehmen,  dafs  diese  als  ebenso  typisch  fiir 
eine  Parteigruppe  ihrer  Ocneration  gelten  haben  .  wir-  iV'ihrr 
die  von  Matheus  Parisienbiö.  Individu«  11  sind  die  beiden  Autoren 
dagegen  in  der  Aufstellung  und  Formulierung  positiver  politischer 
Grundsätze,  die  ihren  Schriften  mehr  den  Chaiakter  politischer 
Streitschriften  als  gewöhnlicher  Chroniken  verleihen;  wenn  auch 


'  Wvkes  2>'2 

2  \Vvkc8  265.   ötubbä  II  118. 
«  8.  0.  S.  45. 

*  08uey  2:i9  sqq.  ^Vyke8  242  b«. 
FI.  bist.  III  202  -^^'.  Ein  kurzer  Abrifs  der  deFdiichte  von 
124o— Co  geht  voraus.  Dals  die  Arbeit  aus  Merton  etamntt,  beweisen 
Uebermano,  MG.  SS.  XXVIII 460«  and  Laafd,  Fl.  hitt.  I,  XV  f.  Lieber- 
mann a.  a.  o.  ICO  zio.  27  nitiimt  an,  dafs  diese  Interpolstion  noeb  sn 
Lebzeiten  üeinncbs  Ul.  verfafst  sei. 
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der  Gnid  ihrer  Individualität  bei  dem  Man;j;el  an  Vergleichungs- 
objekten nicht  genau  bestimmt  werden  kann. 

Beide  verfechten  das  Königtum  aus  eignem  Rechte.  \\'ährend 
der  St  Albaner  MOnch  Hdnrich  III.  als  einen  König  von  der 
Barone  Gnaden  bezeidinet,  nomen  ihn  die  jüngem  OhroniateD 
den  Gesalbten  des  Herrn  ^  In  dem  Unterthaneneide  sehen  sie 
den  Aufdruck  der  schuldigen  Verpflichtung,  die  dem  nn<;(  .stammten 
Herrn  gebührt,  in  dem  Aufstände  der  liarone  einen  Bruch  ihres 
Treugeltibdes.  Die  Bischöfe,  sn^t  Thomas  \\  ykes,  seien  meineidig 
geworden,  indem  sie  Simon  von  ^lontfort  unterstützton,  und 
hJltten  deshalb  verdient  ihres  Amtes  entsetzt  zu  werden  Und 
von  dem  Biöeliof  von  W'orcester  urteilt  er,  dals  er  der  Kanoni- 
sienmg  würdig  gewesen  wäre,  wenn  er  nicht  gegen  seiuen 
Treueid  und  trotz  des  päpatUeben  Verbots  fUr  die  Barone  Partei 

genommen  hätte ^.  Ebenso  betont  der  Mertoner  Chronist,  dais 
ie  Bischöfe  fUr  ihre  irdische  Würde  den  £id  geleistet  hätten, 
dem  König  und  seinen  £irben  trt  u  zu  dienen,  und  den  hätten 
sie  gebrochen,  als  sie  dem  Ktniifi;  die  Rcgierungsgewalt  entrissen*. 
Die  Provisionen  von  Oxford  nennt  er  proditiones 

Selbstver^tfindlieh  hat  Thomas  Wykes  das  Widerstandsrecht 
nicht  anerkannt.  Jener  Artikel  des  Eides ,  worin  e^s  enthalten 
war,  dafs  uainHch  jeder,  der  auf  den  Umsturz  der  Provisionen 
auaginge,  als  Reichsfeind  za  betrachten  wäre,  habe  die  Pro- 
visionen von  vornherein  verderbt  tmd  sei  die  Ursache  der  folgen- 
den Kämpfe  geworden**.  Ks  sei  ein  unerhörter  Frevel,  dafs  die 
Barone  gegen  ihren  eignen  König  die  Wafien  erhöben,  sie  hätten 
sich  dadurch  ihrer  Vorfahren  imwert  gemacht"^.  Ebenso  urteilt 
der  Mertoner  Autor'*.  Aueli  Wykes  bestreitet  die  Wahrlicit  des 
(Gerüchts,  dafs  Prinz  Eduard  im  Jahre  1260  ge^en  seinen  Vater 
konspiriert  hätte".  Wenn  man  dabei  bedenkt,  dafs  Wykes 
sich  über  die  Kegierunir.sunfähigkeit  Heinrichs  III.  pir  keiner 
Täuschung  hiugiebt  so  mufs  man  wohl  sagen,  dufs  er  ein  sehr 
deutliches  Gefühl  filr  den  Unterschied  der  Institution  des  König- 
tums von  der  Person  des  Könige  empfunden  hat 


'  Wykes  119.  134.  F).  bist  III  258.  256.  266. 

"  Wykes  l«o  sq. 
«  Wyke«  löO. 

*  Fl.  hist  III  254.  Ebenda:  ab  nniveiris  et  singnlis  ...  de  in- 
fidelitate  hujusmodi  fideliter  observanda  coiponüi  praestito  juvaineDto. 

Fl.  bist.  III  265. 
«  Wykea  m. 

^  Wykes  149:  eontra  rrgcm   proprium  deffeneres,.incolac  inaudito 
iniqnitatiB  <^t'nen:  ad  motu.«  ?e  bcllicos  praopnrabHnf.    Alitilich  p,  184. 
^  Fl.  iü-'t.  III  251 :  ingurrexeruut  in  dominum  suum  regem. 

•  Wykes  124. 

10  Wvkes  118.  Rtchari  von  Cornwall  vor  seiner  Wahl:  rcpera  et 
regni  motferamina  srubernaverat.  —  p.  188.  fXach  dem  Sie^e  bei  Lewes) 
rez  et  sui  comjpUces  nun  axcut  decuerat  cautiores  efl'ecti,  sed  potius 
Btnltiores.  —  p.  211:  lege  per  regls  imnoteutiam  languescentc  lidtom  erat 
unicQiqne  fiioere  qnod  volebat.  —  p.  220:  per  regis  imperitiam. 
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P^ide  Autoren  haben  den  Kern  der  Revolution,  die  huspen- 
dicrung  der  königlichen  Gewalt,  klar  erkannt.  Auch  die  spntHrn 
Verfassungs^treitigkeiten  haben  sie  mit  weit  i,n«>it»erm  Inten. -^^e 
und  Verstilii<lniö  verfolgt,  als  es  vordem  Matheus  J'arisiensis  und 
auch  dessen  erster  Continuator  gethan  hat;  ihre  lieobachtung  ist 
nicht  mehr  so  ausschliefsUch  auf  Persönlkhcs  und  PerBÖslichkeiteQ 
gerichtet  wie  bei  jenen,  ▼ielmebr  tritt  dies  bei  ihnen  in  den 
Hintergrund  gegenüber  abstrakten  politischen  Gedanken.  Nun 
hatten  diese  spötern  Autoren  freilich  den  Vorteil,  da(s  sie  nicht 
unter  dem  aufrenblickUchen  Eindruck  der  Ereignisse,  sondern 
eine  geraume  Zeit  danncli  ^clirieben.  Dahrr  konnten  ihre  An- 
sichten eher  tax  festgegründeten  llher/j^uguiiizon  wenb^n.  wahrend 
die  AnscIiauuDgen  derer,  die  die  liegcbmlieitm  /ifiniicli  gleich- 
zeitig aufzeichneten ,  sich  erst  unter  ihrem  EinHusse  bildeten 
und  bei  der  ungewohnt  raschen  Folge  der  politischen  Ver- 
änderungen schwankender  blieben,  zumal  da  die  Entwicklung 
noch  nicht  abgeschlossen  war.  Aber  augenscheinlich  hat  man 
hierin  ^nen  typischen  Unterschied  zwischen  beiden  Gknera- 
tionen  zu  erblicken.  Die  Umwälzungen  der  Verfassung,  die 
zahlreichen  politischen  \\'ahlen.  dir-  .'Schiedsgerichte  über  die 
politischen  Rechte  (U's  Königs  und  (hr  Barone  mlissen  dir*  for- 
iinllen  X'erfaBf^ungstragcn  weit  melir  in  den  Vordergrund  des 
politixlun  Denkens  g<'r>cIioben  und  mehr  I^isonnements  und  « 
J  )i8kusüionen  über  politische  Prinzipien  in  allen  interessierten 
Kreisen  hervorgerufen  haben,  als  die  frühem  Parlamentsverhand- 
Inngen  und  Reform  Programme  der  Barone.  Anzeichen  hieri)lr 
sind  die  politischen  Deduktionen  in  dem  carmen  de  bdlo 
Lewensi  und  die  Neigung  der  Reichskanzlei  unter  Eduard  L, 
politische  Mafsnahmen  mit  abstrakten  poHtiscben  Maximen  zu 
begründen. 

I  >urch  die  Verfassimg  von  1258.  satrt  der  Mertonf-r  Olironist 
sei  (bf  Monarchie  in  England  aul"u<'hoboii  worden;  mehrere 
Könige  Ii«  rrsi  liton  jetzt  im  Landet  Wykes  klagt,  die  Urdnung 
des  natürlichen  Rechts  sei  in  ihr  Gegenteil  verkehrt  worden,  in- 
dem die  Unterthanen  die  Regierungsgcwalt  (potestas  reginiinis)  an 
sich  rissen  und  sich  das  R^ment  über  den  König  anmafsten*. 
Über  die  Verfassung  von  1264  schreibt  er,  es  wäre  eher  zu  recht- 
fertigen  gewesen,  wenn  Simon  von  Montfort  eine  Il.ilfto  des  Reichs 
Ü\r  eine  eigne  Herrschaft  losgerissen  oder  sich  mit  Heinrich  III. 
in  die  Regierung  geteilt  hätte,  als  dals  er  seine  Macht  über  die 
seines  Königs  orhol)*''.  I^eide  Autonn  iialxn  das  Verwerfliche 
der  neuen  Vertassung  besonders  darin  gefunden,  dafs  sie  yon 


1  Flor,  bist,  III  255!  tnonarchia  sublata  .  .  .  — ^  254:  sabvenioiii 

r>'LM:ie  poto-tfiMs  praestitere  con.sen?um.  —  itrid:  Et  qnis  Aogliai  sietit  et 
Koma^  sustinere  non  potiiit  plares  reg^  .  .  . 

■  Wykoa  119. 

*  Wjkes  153  sq. 
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daaerndera  Bestände  sein  sollte.    W  as  Wykes  die  ProTtBionen 

von  vornherein  unannehmbar  macht,  ist  dio  Bestimmimir .  dafs 
jeder  Angriff  auf  sie  den  Tliäter  zum  St  iatsfeinde  .stempeln 
solltet  Er  lobt  Prinz  Eduards  Khi^clieit.  der  nach  der  Schlacht 
von  Lewes  einige  Ma^^natcn  zu  sicli  hiTiii)erzog,  damit  nicht  das, 
was  seinem  \'ater  angethan  worden  sei,  auch  nach  dessen  Tode 
für  ihn  selbst  Geltung  haben  sollte  -'.  Ähnlich  sagt  der  Chronist 
von  Merton:  wenn  des  Königs  Un&higkett  es  wiraJicli  erheischt 
hätte,  ihm  einen  Kurator  zu  setzen,  so  wäre  es  doch  wider 
göttliches  und  menschliches  Recht,  dafs  der  Sohn  Air  die  SUnden 
sdnes  Vaters  büfsen  sollte^. 

Indessen  ist  Thomas  Wykes  kein  unbedingter  Gegner  der 
Oxforder  Provisionen  gewesen.   Er  bedauert,  dafe  es  trotz  melir- 

faeher  Verhanrllnuf^en  7u  keiner  gütlichen  Einigung  zwischen 
dem  König  und  den  Baronen  gekommen  wäre;  es  hatte  ein  fUr 
bf^ide  I  v'ile  elirenvoller  Friede  geschlossen  werden  sollen,  in  dem 
einige  Hestimmuniren  der  Provisionen  aufgegeben .  andre  bei- 
behalten wurden'.  Auch  war  die  Mise  von  Amiens,  die  die 
Provisionen  samt  und  sonders  aufhob,  nicht  nach  seinem  Sinn; 
er  meint,  König  Ludwig  habe  seinen  Spruch  ttberdlt  geföllt^. 
Wykes  war  nämlich  ganz  einverstanden  damit,  dafs  die  Fran- 
zosen verbannt  würden .  vor  allem  dafs  ihnen  kein  Lehen  oder 
Amt,  sei  es  als  königlichem  Rat,  als  Sheriff  oder  Schlofskastellan, 
anvertraut  würde.  Er  billigt  offenbar  die  Abmachung,  die  (lilbert 
von  <  1are  12^1.'  mit  dem  aus  dem  (Gewahrsam  entflohenen  Prinzen 
Eduard  traf:  dai's  dieser  nündieh  bei  der  Wiederherstellung:  der 
alten  Herrschaft  ftir  die  Anerkennung:  der  guten  nud  Ix  w.du'ten 
Gesetze  {Magna  Cliartai,  für  die  Absehatiung  eingerisseucr  Ver- 
waltungsmirsbräuclie,  für  die  Entfernung  aller  Ausländer  aus  dem 
Rate  des  Königs  und  allen  Ämtern  und  fi)r  eine  Regierung  nach 
dem  Rate  der  Barone  bürgen  sollte*.  Ff^mer  tadelt  Wykes  den 
König  scharf,  dafs  er  nacli  dem  Sie^ie  bei  Evcsham,  unbelehrt 
durch  die  Vergangenheit,  wieder  viele  Ausländer  an  seinen  Hof 
gezogen  hfitte^.  Der  Dironist  von  Merton  liü'st  sieh  über  diesen 
Punkt  nicht  so  bestimmt  aus.  Er  sagt,  es  sei  das  i^ute  Recht 
des  Königs  gewesen,  seinen  französischen  (Günstlingen  naeh  Be- 
lieben Lehen  und  Amter  zu  übertragen,  da  er  niemandes  andern 

'  Wykes  119.   S.  0,  S.  27  -'. 

"  ^^'vke8  137:  ne  quod  patri  suo  factum  fuerat,  eo  mortno  txaheretur 
in  coDScuuentiam. 

'  Fl.  hist  III  254.  ibid.:  oidinando,  neunquam  regerent,  sed  aemper 
ab  alüs  regerentur. 

♦  Wykes  m.  I37. 

•  "Wykes  139.  Porro  res  Fi  siiicoruni  laipiger  ad  prolatiouem  arbitrii, 
.  *  .  forte  nrinns  eapienter  et  utiliter  qnam  deceret  ernctatione  si  qaidem 
itnprovisa  suum  praecipitavit  arbitrium. 

«  Wykes  ltj4  pq. 
•»  Wykea  im  sq. 
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Rechte  dadur<^h  verletzte'.  Der  Hiifs  der  Barone  L-^e^ren  die 
Aualänder  rühre  aiiermeiöt  nur  au»  unbefriedigtem  Khrgeize  und 
Neid  her.  Freilich  fü^  er  hinzu ,  bei  einigen  wenigen  sei  auch 
die  Sorge  um  das  Gemeinwohl  der  Beweggrund  zu  ihrer  llr- 
bebuDg  gewesoi'.  Und  1262  Frins  ^uard  die  Franzotea 
nach  England  surttckrief  und  sie  demonstratiT  bcgttnatigte,  be- 
merkt  er,  dies  habe  ihm  die  Herzen  mancher  bisheriger  AnhAnger 
entiremdet^ 

Thomas  Wykes  scheint  den  Baronen  eine  gewisse  Mitwirkung 
an  der  Rc^.nerung  zuzuerkennen.  Er  bemerkt,  dafs  Richard  von 
C)orr\'  nl!  vor  seiner  Wahl  zum  römiselun  König  einen  s^-hr 
starken  l.intlui^  auf  dir  gesamte  Staatsverwaltung^  ausgelibt  habo*, 
und  er  in  Iii- 1  uttVnbMr  (U  n  erwähnten  Vertrag  Gilberts  von  Cläre 
mit  i'rinz  ILduard ,  wonach  nach  Restituierung  der  königlichen 
Qewalt  die  Regierung  nach  dem  Rate  der  VasaUen  ge^ihrt  werden 
BoUte^.  Ein  ganz  verfassungsniäfsiger  Gedanke  ist  es  auch, 
wenn  der  Chronist  yon  Merton  sagt:  ohne  Zweifel  hätten  die 
Provisionen  von  Oxford  durch  einen  Beschlufs  tJler  derer,  die 
einst  ihre  Einführung  beschlossen  hätten,  oder  ihrer  Majoritüt  auf- 
gehoben werden  können:  da  alle  aufser  fünf  Magnaten  daftir  ge- 
stimmt hätten  .  hätte  der  Kiinig  es  g^ar  nicht  nötig  gehabt,  den 
Papst  um  Absohition  von  seinem  Eide  anzugehen*^.  Der  Chronist 
nimmt  also  nicht  an ,  dafs  der  König  die  Provisionen  einseitig 
hütte  auf  heben  können,  obwohl  er  wider  seinen  Willen  zu  ihrer 
Annahme  gezwungen  worden  war.  Dagegen  existiert  fär  diese 
beiden  Autoren  nicht  der  Begriff  der  universitas  regni ;  die  St&nde 
erscheinen  ihnen  nicht  mehr  als  Vertreter  der  nationalen  und 
politischen  Interessen  des  Landes  gegenüber  dem  Könige.  Man 
nat  hierin  den  beruhigenden  Einflufs  von  Eduards  1.  Begienmg 
zu  erkennen 

Das  Nationalgefuhl  richtet  sieli  bei  Thomas  Wykes  besonders 
gegen  die  Franzosen  im  Lande,  bei  dem  Mertoner  Chronisten 
schon  Schalter  ge<?en  die  Walliser.  die  er  als  Flrbfeinde  von 
König  und  Reich  bezeichnet'.  Dagegen  macht  sich  bei  Wykes 
ein  wesentlicher  Unterschied  in  der  Beurteilung  von  Englands 
Verhältnis  mm  Papsttum  bemerklieb.  Während  Mathens  Parisiensis 
die  Oberlehnsherrschaft  des  Papstes  als  eine  nationale  Schmach 


»  Fl.  hist  III  252. 

^  FI.  hist.  III  2-''i-'.  Haec  sunt  illa  di;;corflinn  iiiccntiv:?  iiitrr  aücni- 
genas  et  indigenas,  tarn  nobiies  quam  oraeiatos,  quorum  pauci  reipublicae, 
plares  invidiae,  plares^ambitionis  movsDantnr  affectu. 

»  Fl.  bist.  III  2Ö6. 

*  Wykes  ll^'.  —  Wykes  zeiht  später  die  Londoner  der  Undankbar- 
keit gegen  Hichard,  qui  cominunitatis  cjusdem  praecipuus  coosuerit  esse 
prateetor,  et  contra  domini  regis  Angliae  motus  volmitarios,  dum  eos  piae- 
poneret  gravarc,  cHpeus  dcfensionis*   p.  140. 

»  Wykes  164    S.  o.  S.  121. 

«  FI.  hii^t.  III  2>j. 

^  Fl  bist.  III  256. 258.  Vgl.  anch  über  de  antt  legg.  73  iq.  a.  126S. 
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empfindet,  «eht  Tliomas  VVykea  so  wenig  Ärgerliches  darin,  dafs 
er  sie  sogar  als  einen  Trumpf  gegen  die  Verteidiger  der  Oxtbrdep 
Provisionen  ausspielt.  Der  Könip:  hätte  den  Schwur  auf  die 
Provisionen  p:iir  nicht  leisten  dürfen,  ohne  die  Zustimmung  seines 
Lt^liusherrn  einzuholen;  ganz  mit  Keclit  habe  der  Papst  ilw  seines 
£ide3  entbunden 

In  einem  Punkte  aber  stimmt  Thomaö  W'ykes  ganz  mit 
MaiheuB  Parisieosis  Uberein,  nämlieh  in  der  yerurteuung  der 
aofserordentlichen  Steuern.  Zwar  gegen  den  allgemeinen  Zehnten , 
den  der  Papst  auf  dem  Lyoner  Konzil  1274  fUr  den  Kreuzzug 
auaschrieb,  wendet  er  nichts  ein^,  aber  über  die  staatlicben 
Steuern  itufsert  er  sich  sehr  abfiillig,  gleichviel  ob  sie  auf  das 
weltliche  Vermrij^en  oder  die  geistlichen  Einkünfte  des  Klerus  — 
mit  Genehniipnnir  des  Papstes  —  fielen.  Kr  ea^'-t,  der  Papst 
luibe  Beine  Heiu^nisse  übersehritten,  als  er  dem  König  einen  meln- 
jährigen  Zehnten  von  den  kireblichen  Einkünften  gewiihrte^;  er 
tadelt  die  Bischöfe,  die  aua  Feigheit  den  Geldforderungen  nicht 
Widersprüchen*;  er  schilt  auf  die  Ratgeber  des  Kdnigs,  die  Ihm 
einen  solchen  Pkn  eingegeben  hfttten*,  und  schliefslicn  spricht  er 
ebenso  wie  einst  Matheus  von  der  unersättlichen  Habsucht  König 
Eduards''.  Die  Steuer  aber,  die  Simon  von  Montfort  im  Jahre 
1264,  ohne  piipstliche  Zustimmung,  von  den  geistlichen  Einkünften 
des  Klerus  erhob|  bezeichnet  er  als  Sakrileg  ^ 

»  Wykes  128. 
»  Wykea  25.S. 

*  Wykcs  21:3  a.  1267:  aonunns  Pontifex,  excedens  potuis,  si  fas  est 
dicere,  potestatis   plenitudinem  quam  excrccns ,   inaudito  coritnbuti"rii'^ 

Snere  ADgilcanam  ecclesiam  oaeravit  concedendo  domino  regi  Anglorum 
eimaiD  partsin  onudiiin  bononiin  «  •  . 

*  ^V\'ke8  210  n.  \2C>S. 
»  Wykea  326  a.  12U(\ 

*  Wykes  '^)S:  incxtinquibilein  regii  cordis  avaritiam. 
T  Wyk»  155. 
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Anhang  1. 


Zur  Chronologie  der  Parlamente  von  1244  und  1245« 

Die  iiusführliclie  Schilderung,  die  Matheus  Pariaieusis  von 
den  parlamentarischen  Verhandlungen  ron  1244  und  1245  giebt, 
wird  dadurch  unklar,  dafs  er  die  einseben  Yersammlungen  nicht 

f »hörig  voneinander  scheidet  und  den  zeitlichen  und  kausalen 
usammenhang  der  Dinge  augenschoinlicli  mehrfach  verwirrt 
Es  mufs  daher  versucht  werden,  seinen  Bericht  mit  Hilfe  des 
urkundli(  lirn  Materials  zu  er^rMnzon  und  zu  korriirion-n. 

Matluni.s  erziililt  unterm  Jalirc  1244  olmo  Tinliere  Zcitarii^^ibe'-. 
dafs  der  König  das  Parlament  berief  und  um  eine  Steuer  bat; 
als  Grund  hätte  er  den  letzten  Gascogner  Krieg  angegeben, 
seinen  Kricgsplan  gegen  Schottland  aber  verschwiegen.  Die 
Stände  erklärten^  ttber  diese  Forderung  beraten  zu  wollen.  Die 
Prahlten  und  die  Barone  tagten  anfangs  getrennt  voneinander, 
auf  Anreg:ung  der  Bischöfe  wurde  aber  beschlossen,  sich  zu  ge- 
meinsamem Handeln  zusammenzuschliefsen.  Es  wurde  ein 
ständischer  Ausschufs  gewählt  von  vier  Bischöfen,  darunter  der 
erwählte  Erzbischöf  von  Canterbury,  von  vier  Grafen,  zwei 
Abten  und  zwei  Baronen;  dnch  sollten  die  Heschliis^^p  des  Aus- 
schusses vom  vollen  Parhiment  Litprütt  werden,  elic  sie  dem 
Könige  vortrelegt  würden.  Das  Resultat  der  Beratungen  war. 
dals  uiau  dem  Könige  die  Landcäbeschwerden  vortrug;  die 
Alagna  Charta  sei  nicht  gehalten  worden ,  die  früher  bewilligten 
Steuern  hätten  weder  dem  Könige  noch  dem  Reiche  Nutzen  ge- 
bracht, und  infolge  der  Vakanz  des  Kanzleramts  wären  mehrnch 
rechtswidrice  writs  erlassen  worden.  Die  Stände  petitionierten 
daher,  da&  sowohl  ein  Kanzler  als  ein  Grofsrichter  ernannt 
wttrde,  und  zwar  nach  ihrer  VVahl^.   Darauf  wollte  Heinrich  Iii. 


»  Vgl.  Stubbs  II  ^)2^ 
«  Cr.  Maj.  IV  302  sq. 
*  secnndttm  quod  elegerant 
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nicht  eingehen ,  versprach  jedocli  die  gerügten  ^Nlifsstände  abzu- 
stellen. Am  2.  Ff'hruar  des  folgenden  Jnhres  sollte  das  Parlament 
wieder  zusammen  treten  ;  wenn  der  Könrg  bis  dahin  solche  Beamte 
(consilarii)  ernannt  und  den  Beschwerden  Fol^e  gegeben  hiitte, 
äo  dal's  die  Magnaten  zut'riedeu  wären,  so  wollten  die  Stände  an 
jenem  Termin  bereit  sem,  über  eine  Steuer  weiter  zu  verhandeln ; 
ck>ch  sollten  die  etwa  bewilligten  Gelder  von  dem  soeben  er- 
wählten ständischen  AusschuIiB  verwaltet  werden. 

Der  König,  ^rt  Matheus  fort,  versuchte  noch  etliche  Tage 
das  Parlament  zu  einer  sofortigen  Steuerbewilligung  umztistimmeny 
aber  ohne  Erfotg.  Schliefslieh  hoffte  er  wenigstens  vom  Klerus 
etwas  zu  erreichen ;  er  beriet"  die  Prälaten  *  und  legte  ihnen  ein 
päpstliches  Schreiben  vor,  tiureh  das  sie  dringend  aufgefordert 
wvirdeii,  dem  Kuiiig  zu  willfahren.  Dies  iöt  nun  offenbar  nicht 
mehr  dieselbe  \  eroamiuiung ,  von  der  bisher  gesprochen  wurde. 
Matheas  selbst  spricht  von  einer  neuen  Beruhmg  der  Prälaten; 
das  päpstliche  Schreiben  giebt  sich  als  auf  den  besondem  Wunsch 
König  neinrichs  verfafst,  und  dieser  Wunach  ist  doch  jedenfalls 
erst  nach  einer  Steuerverweigerung  ausgesprochen  worden ;  femer 
kann  der  })äpsthehe  Ijinef,  wie  später  zu  zeigen  ist,  nicht  vor 
clem  September  1211  dem  Klerus  vorgelegt  worden  sein,  und 
dann  konnte  M.'itheus  nieht  sagen,  der  König  liabe  dem  P-irla- 
ment  seinen  F'eldzugsplan  gegen  Schottland  verschwiegen,  denn 
dieser  war  Ende  August  bereits  bt;endigt. 

Nun  ist  diese  letzte  Behauptung  von  Alatheus  unrichtig. 
Durch  ein  writ  vom  13.  Mai  1244,  durch  das  Graf  Walter 
Marshall  sum  schottischen  Feldzug  auf  den  1 .  August  auf^boten 
wird,  erfahren  wir,  dafs  der  Feldzug  thatsächlich  auf  einem 
Parlament  beschlossen  worden  ist*.  Und  offenbar  ist  dir  Stcuer- 
forderung  zu  dieser  Unternehmung  der  einzige  Zweck  der 
Stündeberufung  gewesen.  D<is  erste  Parlament  von  1244.  auf 
dem  liber  die  Streuer  verhandelt,  der  ständische  Ausschuls  ein- 
tjesetzt.  die  Laudesbe-,eh werden  und  die  Forderung  nach  einem 
Kanzler  und  einem  (iroisjustitiar  vorgetragen  wurd.  n,  und  das 
sehliefölich  auf  den  2.  Februar  1245  vertagt  wurde,  hat  also  vor 
dem  18.  Hai  stattgehabt. 

Die  zweite  Versammlung,  erzählt  Matheus  weiter',  beschlols 
t^ine  Antwort  auf  das  päpstliche  Schreiben  ebenfalls  erst  am 
2.  Februar  1245  zu  erteilen.  Als  nach  einer  sechst.i^Mgen  Ver- 
handlung sich  die  Magnaten  beurlaubt  hatten,  bat  der  König  die 
Prälaten  noch  einen  Tag  zu  verziehen  und  versuchte  sie  nun 


'  l\  '.VV.',:  ronvorfifif  praelatis. 

•  Lords  Keport.  App.  11.  —  Die  unricbti;j;e  Angabe  Ue^  Chrouisteu 
^Iftrt  sich  wohl  dadurt'h,  dafs  er  über  die  Verhandlung  über  die  schottK 
■eben  DiDge  nidits  orfulueii  liutlo,  es  aber  nach  dem  JPräceilonzfall  von 
1242  für  fiforil«  rlich  lüelt.  dafs  zu  Heratunt^en  über  Krieg  und  Prieden 
Parlament  zugezi»geu  würde.   S.  u.  Jä.  67. 
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durch  eine  Abordnung  zu  einer  sofortif^en  Bewilligung  zu  über- 
reden, mit  der  Hegrundang,  dafs  ein  Feldzug  gegen  Wales  not- 
wendig sei.  Daraui  verlangte  der  Klerus  eine  Abschrift  des 
päpsdioheii  Briefe.  Während  man  noch  heriet,  enohien  plÖtsUch 
der  Küxag  selbst  in  der  Veriammlang  und  Tereuchta  pereOnlich 
anf  sie  einzuwirken,  zog  sich  aber  wieder  zurUck,  als  ihm  be- 
merkt wurde,  dafs  die  Beratung  noch  nicht  abgeschlossen  seL 
Einige  Bischöfe  waren  nun  doch  schwankend  geworden,  aber 
dank  dem  energischen  Auftreten  Robert  Grossetestes  wurdo  he- 
schlössen .  ,il!e  P'ntscheidungen  bis  znm  nächsten  Parlament  auf- 
zuschirben.  —  Emen  wichtigen  Anhaltspunkt  zur  Datierung?  dieser 
Versammlung  ist  das  erwähnte  Schreiben  Innocenz'  IV.,  das 
vom  29.  Juni  1244  aus  Genua  datiert  ist.  Bei  der  groCsen 
GddTerlegenheit  des  Königs  muls  man  annehmen,  dafs  er  keine 
Zeit  unnötig  bat  yerstreichen  lassen,  um  diesen  Trumpf  auszn* 
spielen.  Aber  zwischen  der  Ausstellung  des  Brieft  m  Genua 
und  der  Ankunft  seines  Überbringers  in  England,  fismer  zwischen 
dem  Ausschreiben  des  Parlaments  und  dem  Beginn  der  Sitzungen 
müssen  mehrere  Wochen  verstrichen  sein,  so  dafs  die  X'cr^iamm- 
lung  wohl  fr'ihogtens  Anfang  September  .stitt^^etunden  li.iben 
kann.  Diese  (Trunde  lassen  die  Nachricht  des  Dimstablt^r  Anna- 
listen sehr  glaubwürdig  erscheinen ,  dalü  ein  Parlament  am 
9.  September  in  Windsor  getagt  habe,  auf  dem  zugleich  dei* 
Bischof  von  Winchester  die  Temporalien  seines  Bistums  erhielt 
Dals  die  von  Matheus  ersäUten  Verhandlungen  sieb  auf  dies 
Parlament  beziehen,  ist  auch  deshalb  wahrscheinlich,  weil  der 
Chronist  von  dem  damals  thatsächlich  bevorstehenden  Feldzuge 
gegen  Wales  spricht.  Zu  verwerfen  ist  dagegen  Matheus'  späterer 
Bericht,  der  König  hätte  am  2.  November  1241  <\\^  P»aronc  nm 
eine  Steuer  gebeten,  um  den  Khennut  der  Walliser  damplen  zu 
können,  hal)e  jedoch  eine  Ablehnung  erfahren-.  Denn  das  ist 
augenscheinlich  nur  eine  Wiederholung  der  ersten  Darsiolluug, 
wo  er  auch  den  Walliser  Feldzug  in  demselben  Zusammenbiuge 
erwähnt;  dss  Datum,  das  er  hinzufügt,  ist  aber  schon  deshalb 
unglaubhaft,  weil  im  November  kein  Feldzug  mehr  ftir  das 
laufende  Jahr  in  Aussieht  genommen  werden  konnte.  Dafs  etwa 
noch  ein  drittes  Parlament  in  diesem  Jahre  und  namentlich  so 
kurze  Zeit  nach  dem  zweiten  getagt  haben  sollte^  ist  auch  nicht 
anzunelmien. 

Na«'h  diT  ScliildcninLC  dc!^  zweiten  Paria-aicntü  von  1244 
bringt  Matlieus  den  bekannten  ständischen  \Vrl"ass!in'_'"fl'^ntwnrf'. 
Dessen  Zustandekommen  sei  indes  durch  den  Pajjst  verhindert 
worden  ^    Inwiefern  das  geschehen  sei,  erklärt  Matheus  freilich 


'  DnnF.t.  104.    Cf.  WaverL  m 
2  Cr.  Mai.  IV  Mö. 
»  Cr.  Mai.  IV  366  sqq. 
*  Cr.  Maj.  IV  368  f. 
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nicht,  sondern  berichtat  nur,  Innooens  IV.  habe  den  Nuntiiu 
Martin  nach  England  gesandt,  um  von  dem  Klerus  Geld  zu  er- 
pressen.    Vergebens  hätte  Martin  Unterstützung  beim  Könige 

gesucht,  da  dieHiMn  selbst  eine  Steuer  soeben  verweigert  war.  — 
Dieser  Zusammenhang-  der  Dinge  ist  nun  unrichtig  Meister 
Martin  war  schon  um  Ostern  1244  nach  England  gekommen*; 
ein  päpstliches  Schreibe  n,  das  er  dem  enghschen  Klerus  vorl^te, 
ist  vom  7.  Janner  1244  aus  dem  Lateran  datiert^. 

Am  2.  Februar  1245  trat  das  Parlament  wiederum  zusammen. 
Der  König  war  den  an  ihn  gestellten  Forderungen  nicht  nach' 
gekommen;  namentlich  hatte  er  weder  einen  Kanzler  noch  einen 
Gto 'sjustitiar  ernannt  Da  haben  die  SUinde  jenes  Refonnpro.!2:ramm 
aufgestellt,  wonach  sie  die  beiden  (irofsbeamten ,  sowie  die 
Mitglieder  des  Staatsrats  selbst  ernennen  wölken.  Dieses  Pro- 
pjamm  ist  entschieden  dem  L'cbruarparlament  von  1245  zuzu- 
schreiben. Denn  das  erste  Parlament  von  1244  hatte  es  noch 
dem  Könige  uberhissen ,  die  beiden  Grofsbeamten  zu  ernennen, 
und  ferner  hatte  noch  gefordert,  dafs  wenn  später  eine  Steuer 
bewilligt  werden  sollte,  sie  durch  den  ständischen  Ausschufs  von 
12  Mitgliedern  yerwaltct  werden  sollte.  In  dem  Reformprogramm 
nimmt  dan^egen  das  Parlament  d  \s  Recht ,  (hm  Grofsrichter  und 
den  Kanzler  zu  ernennen,  für  sich  selbst  in  Anspruch,  während 
die  Verwaltung  nicht  nur  der  aufserordentlichen  Steuern,  sondern 
des  Lpsaraten  Kronsdiatzes  einem  zu  bildenden  stilndischen 
Staatsrat  von  y'wv  Mitgliedern  überwiesen  werden  sollte.  Auch 
das  Herbötparlament  von  1244  hatte  noch  dem  Könige  Zeit  zu 
eignen  Reformen  gelassen. 

Drei  Wochen  stritt  man  über  den  Verfassungsentwurf,  doch 
gelang  es  den  Ständen  nicht,  den  Kbnh^  zur  Annahme  eu  be- 
wegen. Daför  bewilligte  das  Parlament  auch  nur  eine  Steuer 
zur  WehrhaftmachuQg  des  Thronfolgers,  die  sie  Uber  kurz  oder 
lang  doch  hätten  zahlen  müssen,  und  auch  diese  nur,  wie  es 
scli<  nit,  ge^j:en  eine  neue  Bestätigung  der  iVIa'^na  Charta.  Wahr 
sclif  iüHch  7.n  derselben  Zeit  wurde  eine  erneute  päpstliche  Geld- 
Ibr  tcrunijc  ^'f>'i  Klerus  ahf^elehnt.  unter  dem  Kinflufs  der 

Anwesenheit  des  kaiserlichen  Ciesandten  Wilhelms  von  Ocra'*. 


*  Hierduirli  hat  sich  Tammen,  Kaiser  Friedrich  II.  und  Pftpst 
Innoo.  Tu  \y.  in  deo  Jahiea  1248—45.  Inaug.  Dias.  Leipasig  lö^6.  8. 42 f. 
irre  fuhren  lasscu. 

*  Donst  166. 

*  Cr.  Mig.  IV  369  sq. 

*  Cr.  Mig.  IV  371-374. 
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Die  angebliche  Enieimuii;!:  Ralph  Nevilles  zum  Kanzler 
durcli  das  Parlament  (1226)« 

Nach  der  herrschenden  Ansicht  stammt  der  Ansprucli  des 
I'arlaiueutä,  die  höchäteo  ^taatäbeaiiiteD  sclbälaudig  erueuiien 
(oder  doch  bei  ibrer  Ernennung  mitwirken)  m  dttifen,  aus  der 
Zeit  Yon  Heinricbe  III.  Minderjährigkeit  her.  In  dieser  Periode 
soU  der  Prftcedenzfall  geschanen  worden  sein.  Ralph  Xeville 
soll  durch  das  Parhiment  (oder  doch  mit  dessen  ausdrücklicher 
Zustimmung)  zum  Kansler  ernannt  worden  und  olme  den  Konsens 
des  Parlaments  vcrfiissim^gemärs  nicht  al»set:^"bar  gewesen  sein. 
Auch  bei  der  Ernennung;  Huberts  von  liur<;li  zum  Grofsjustitiar 
h?ilt  vStubhs  eine  Mitwirkung  des  Parlaments  für  wahrscheinlich; 
Bemont  nimmt  dies  als  sicher  an  imd  behauptet,  auch  der 
Thesaurar  liauulpli  le  Iketon  sei  vom  Parlament  eingesetzt 
worden  K 

Die  einzige  Quelle  für  die  Ernennung  Kalph  NevOles  ist 

3Iatbeus  Parisiensis.  Er  erzfihlt  unterm  Jahre  1236}  dafs  der 
König  dem  Kanzler  das  Grofse  Siegel  hätte  abnehmen  wollen; 
döf  llb«f  weigerte  sieh  es  herauszugeben ,  da  er  es  nach  dem 
gemeinsamen  Beschluis  der  Stände  erhalten  hlitte  und  es  daher 
ohne  die  Zustimmung  derselben  Körperscliat't  uiclit  abliefern 
durfte-.  Als  zwei  Jahre  darauf  der  Bisehof  von  Winchester 
Peter  des  Roches  starb,  liätte  der  König  gcru  den  Oheim  seiner 
Gemahlin,  Wilhelm  den  erwählten  Bisciiof  vou  Valence,  zu  dieser 
Würde  erhoben  gesehen;  das  Domkapitel  wollte  hierauf  zwar 
nicht  eingeben,  wählte  aber,  am  dem  König  gefcillig  zu  sein, 
Kalph  Neville.  Der  Zorn  des  Königs  tiel  nun  auf  den  un- 
schuldigen Kanzler:  er  verweigerte  der  Wahl  die  Bestätigung, 
imd  nalmi  ihm  auiserdem  das  Siegel  weg,  das  er  einem  Templer 
Gottfried  und  .Toliann  von  Lexington  anvertraute.  Und  nned^-r 
bemerkt  hier  der  Chronist,  dafs  das  Siegel  Neville  nach  dem 
Beschiuls  der  Stände  tibertragen  worden  sei^;  ebenso  drückt  er 


^  Htabbs  II  41.   The  oomnioii  Council  of  the  realm  claiois  the  ri^rbt 

f  f  iiouiinatiiig  or  eoiifinirmp^  the  nominafi  -n  of  tlie  great  officers  of  >t;ite, 
tlio  jii8ti«  iar,  the  cliaueellor ,  aiid  the  treasuier.  —  Frothero,  Simon  de 
Montfort  G4:  thcir  appointment  should  depeud  on  the  authority  of  the 
NatiormI  Council.  —  B^mont,  Sitnon  de  Montfort  103:  tous  troas  dos 
par  les  baroDH. 

-  Cr.  Maj.  III  304:  communi  cousilio  regni. 

*  Cr.        III  4^U  per  consiltum  totius  legnL 
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sich  an  dr^i  andern  Stellen  aus*;  an  einer  vierten  sa^t  er  da- 
g^en,  dals  Neville  es  von  der  univereitas  re^ni  einjitan^^en  liabe". 
Matheu»  H.'i^t  «leninnch  an  vier  Stellen,  dalk  Keville  daa  Siegel 
unter  der  Zustimmung  de»  Parlaments  erhalten,  und  an  einer, 
dalk  das  Parlament  es  ihm  selbständig  gegeben  habe.  Dieser 
Widereprnch  soll  zuoltohst  attlser  Betracht  DieibeD;  genug,  dais 
MatbeuB  die  Thätigkeit  des  Parlaments  als  eia  festes  Verfassungs- 
recht  anspricht,  was  nicli  darin  ganz  deutlieh  seigt,  dafs  er  ma 
der  AbeetzuQg  des  Kanzlera  die  Zustimmung  des  Pariameots 
ausdrücklich  fordert. 

Diesen  beiden  Berichten  über  die  Wegnahme  des  Siegels,  die 
Mathciis  zu  den  Jahren  1236  und  \2'V.^  erz;ililt,  liegt  offenbar  nur 
ein  einziges  Fiiktum  zu  < ) runde,  dm  urkundlich  auf  den  24.  August 
1238  fUllt;  damals  liai  lialj)li  Neville  dem  König  auf  seinen 
Befeld  daä  Siegel  zurückgegeben  -K  Denn  wenn  der  Könie  schon 
Im  Jahre  1236  die  Absicht  gehabt  htttte,  dem  Kanuer  das 
Siegel  SU  nehmen,  so  ist  es  nicht  ersichtlich »  weshalb  er  nicht 
schon  damals  dessen  Widerstand  hätte  überwinden  können,  wie 
nach  Matheus'  Ei*zilhlung  drei  Jahre  spiiter;  und  wenn  1236  die 
Weigerung  des  Kanzlers  erfolgreich  war  was  Matheus  freilich 
nielii  behauptet:  er  berichtet  nur  die  Tltat^^nclie  der  Weigerung  — 
woran  la^  es,  dals  sie  es  1239  nicht  mehr  war?  D<Tartige 
Wi<Mlerholungen  ein  und  derselben  Thatsache  kommen  hei  Matheus 
liäuüg  genug  vor;  auch  dal«  die  beiden  Berichte  unt<;r  ver- 
schiedncn  Jahren  erzählt  werden,  ist  nicht  befremdlich.  Die 
Vermutung  von  fTofs,  Neville  sei  1236  bei  seiner  Weigerung  der 
Untersttttsung  der  Barone  sicher  gewesen,  die  mit  der  Ver- 
waltung seines  Amts  zufrieden  waren*,  ist  doch  nicht  haltbar. 
Neville  ist  offenbar  von  Anfang  an  ein  Parteigänger  des  Königs 
gewesen.  Ihn  allein  von  den  höhern  Beamten  hat  Heinrich  III. 
im  Jahre  1232  im  Amte  gelassen,  und  im  folgenden  Jahm  wurde 
er  mit  andern  Koyalisten  von  Richard  Manjhall  bei  (irolsmont 
aufgegriffen'^.  Folf^lirh  hatten  die  Stünde  1236  gar  keinen  Grund, 
ihn  aus  Farteirüek sichten  zu  unterstützen  —  wenn  wir  von  der 
bestrittenen  Annahme  abseben,  dafs  er  von  den  Baronen  zum 
KansJer  ernannt  worden  sei.  Obendrein  aber  waren  die  Stünde 
im  Jahre  1236  nicht  einmal  imstande,  den  ihnen  verhafsten  WiU 
hdm,  erwählten  Bischof  von  Valence,  vom  Hofe  au  entfernen*. 


'  Cr.  Maj.  Iir  74:  assensu  totiiis  regni.  —  Jlist  Angl.  II  267:  totiu.i 
bania^ii  Aiigliae  asseusu  et  consideratioue.  —  ibid.  Ii  3^0:  de  comuiuui 
consilio  rcgni. 

Cr.  Maj.  III  495:  per  universitatem  regni. 

"  Madox,  fxch.  I  (iO»*.  T)io  S.ibbati  in  vii:ilia  Dceollationis  S.  Jo- 
banui»  Haptistae  anno  22.  Ilen.  Jii  reddidit  Ke^i  Dominum  Gycestrentts 
f^iscopos  Uaneellftrius  eoos,  taue  postulatus  in  Lpiscopnm  Wintoniensem, 
Sigillum  suum  per  niauum  suanit  et  per  praeceptom  Buoin. 

*  Fofs,  jiiU^eB  II  420  f. 

6  Cr.  Maj.  Iii  25a. 

•  Cr.  Maj.  m  362  sq. 

PorMhiuis«u  XiV  8.  -  Plebn.  9 
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Aufser  den  erwähnten  Bericliten  kommt  nun  noch  eine 
Interpolation  in  Betracht,  die  Matheus  zu  der  Chronik  Wendovere 
gemacht  hat.  Im  Jahre  1.^22  .starb  der  liiöehof  von  Chichester 
und  zu  seinem  Nachiol-jjer  wurde  lialph  Neville  gewählt:  qui 
antea  custos  et  bajulus  sigilli  regii  extiterat,  re^is  üdelib^^imuä 
cancellarius,  assensu  totius  rcgni,  itaque  scilicet,  ut  non  depooe- 
retor  ab  ejusdem  aigilfi  custocua  ntn  totiiis  regni  ofdinante  oon- 
senau  et  conBilto;  qut  post  AUflceptum  pfaesulatum  mansit  can> 
cellarius ' .  Hier  ist  nun  das  falscn,  dafa  Neville  nehon  im  Jahfe 
1222  Kanzler  gewesen  sein  soll,  als  er  cum  Bisehof  von  Chichester 
gewählt  wurde.  Fofs  hat  nachgewiesen,  dafs  der  alte  Kanzler, 
Hichard  Mareh,  jedenfalls  bis  zum  15.  Juni  1225,  wahrscheinlich 
aber  bis  zu  seinem  Tode,  der  am  1.  Mai  1226  eintrat,  im  Amte 
geblieben  ist",  und  dal's  Nevilh;  schon  am  28.  Juni  1226  sein 
Nachfolger  gewesen  ist".  Da  nun  Ralph  Neville  in  einem  ihm 
ausgestellten  königliehen  Privileg  vom  2.  Mai  1226  nur  als 
Bischof  Ton  Chichester  und  noch  nicht  als  Kanzler  tituliert  wird^, 
hat  er  awiscfaen  dem  2.  Mai  und  dem  28.  Juni  1226  sein  Amt 
angetreten. 

Nun  sagt  Matheus  nicht ,  dafs  Ralph  Neville  durch  das 
Parlament  oder  unter  seiner  Zustimmung  die  Kanzlerwtirde  ver- 
liehen worden  sei,  sondern  nur  das  Gi'ofse  Siejfel :  nu-hi  von  der 
Kanzlt  rwiirde,  sondern  spcciell  von  der  custodia  sigiüi  hlitte  er 
nicht  ohne  die  Zustimmung  des  Parlaments  abgesetzt  werden 
dürfen.  Da  nun  in  einer  etwas  spütern  Zeit  der  Siegelbewahrer 
ein  von  dem  Kanzler  ganz  unabhängiger  Beamter  gewesen  ist 
so  mnls  untersucht  werden,  ob  schon  im  Jahre  1226  diese  beiden 
Ämter  nebeneinander  bestanden  haben,  ob  also  NeviUe  die  custodia 
sigilli  getrennt  von  der  Kanalerwflrde  dnrch  eine  besondre  Ver- 
leihung hat  erhalten  können. 

Seit  1238  finden  wir  neben  dem  Kanzler  einen  Siege!- 
liewahrer.  Denn  Neville  war  nicht  dinkt  von  dem  Kanzleramt 
entfernt  worden .  wir  Matlu'iis  ganz  riehtig  sagt .  sondern  er 
nmlste  nur  die  custodia  si<;illi  abgeben.  Den  Titel  und  die 
Einkünfte  seinen  Anitä  behielt  er''.  Die  custodia  sigilli  w.ir 
nicht  zutn  Zwtck  der  Arbeitsteilung  von  dem  Kanzleramt  ab- 
gezweigt, sondern  sie  bedentete  ein  neues  Kanzleramt  unter 
audenn  Namen.  Neville  blieb  Titularkanaler,  aber  der  wichtigste 
Teil  seines  Amts  und  seines  BSnflusaes  war  ihm  genommen^. 
Die  spätem  Juristen  haben  niemals  einen  prinzipiellen  Unterschied 
zwischen  einem  Kanzler  und  einem  Siegelbewahrer  herausündeo 

'  Cr.  Maj.  III  74. 

Fofs,  )udg»«s  II  inx.   Rot.  Claus,  ed.  Hard/  II  73. 
3  Fofs  ä.  n.  O.    Kot.  Claus.  I  lUi. 
*  Rot  (.'laus.  II  107. 

Cr.  Maj.  III  40.-..    Fofs  II  1:19. 
*^  Matbeiiä  iienut  ihu  eiumal  bezeiuhncud  somicaucellariuB.  liisL 
Angl.  II  412. 
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können und  In  etat  5  Eliz.  wurden  beide  Ämter  Air  identiach 
eridMrt^. 

Nevüles  Sturz  ist  demnach  der  tcrminus  ad  quem  flir  den 
Ursprung  dieser  irrationellen  Institution.  Wir  haben  sie  nun 
weiter  rückwärts  zu  verfolgen.  Vor  seinem  Sturz  im  Jahre  123H 
war  Ivalph  Nfvillo  Kanzler  und  hatte  zuL':!ei<  h  d'w  Verwaltung- 
des  Siegels.  V\'aiin  er  Kanzler  wurdf.  konnte  zii-iulicli  genau 
Ix'stiniint  werden.  Ist  ihm  nun  die  custodia  sigilli  zugleicli  mit 
seinetu  Kanzleramt,  und  zwar  als  selbstlndiges  Amt  oder  als 
natüriiche  Pertinenz,  oder  frUher  oder  später  ab  aelbetändigea 
Amt  TerikheD  wordln? 

Einige  Forscher  bezdchnen  Nevillc  als  Siegelbewahrer  in 
der  Zeit,  bevor  er  Kanzler  wurde.  Sein  offi/ieller  Titel  war 
aber  Vicekanzler^.  Der  Vicekanzler  durfte  in  Vertretung  des 
Kanzlers  Urkunden  nnsstellen  ^ ;  nhcr  schon  sein  Name  besagt, 
dats  er  ein  Unterg'ebner  des  Kanzlers  und  nicht,  wie  der  sp/itere 
Siegelbewahrer,  unabhängig  von  ihm  ^^ewesen  ist.  Dasselbe  be- 
weist ein  merkwürdipfer  Itrief,  in  dem  der  alte  Kanzler  Richard 
Marbli  seinem  Vicekan/.ler  Nevillc  vorwirit,  dal'a  er  ihm  in  seinem 
Schreiben  nicht  die  gebührenden  Titel  gäbe'';  es  kann  also 
darüber  kein  Zweifel  sein,  dafs  der  Vicekanzler  ein  Untergebner 
des  Kanzlers  gewesen  und  von  dem  spätem  Siegelbewahrer  zu 
unterscheiden  ist. 

Neville  ist  also  nicht  Siegelbewahrer  gewesen,  ehe  er  Kanzler 
wurde;  von  der  custodia  sigilli  als  eines  sell)stiindi<;en  Amts 
existiert  in  jener  Zeit  keine  Spur  Aber  auch  zu|;leich  mit  d<Mn 
Kanzleramte  kann  er  sie  nicht  durch  eine  besondre  V(  rlcihung 
erhallen  haben.  Es  hätte  sich  von  selbst  verboten,  wahrend  der 
Minderjährigkeit  des  Königs  eine  solche  Neuerung  eiri/ullihren. 
Aufserdem  war  durch  Parhimentsbeschlufs  der  Gebrauch  des 
Qrolsen  Siegels  f))r  die  ganze  Dauer  der  Minorennität  besonders 
eingeschränkt**,  so  dafs  auch  aus  diesem  (Jrunde  die  custodia 
sigilli  als  ein  neues  selbständiges  Amt  während  dieser  Zeit  nicht 
wohl  gegründet  sein  kann. 

So  ist  der  terminus  a  quo  mit  d»  r  VollJähn;j^keit  König 
Heinrichs  gegeben,  die  im  Januar  1227  proklamiert  wurde.  Der 


«  Gneist,  K.  VG.  220  f. 
*  Statute«  of  thc  Mealm  IV  1,  447. 
Shirloy,  Unyn]  lotfciB   I   112.  118.  117.  lls^   W.l  Vi<>.  Rielmnl 
de  Moririe  bezeiclinet  Ncville  bei  seiucr  Walil  als  biscliof  von  Chichcstcr 
richtijr  als  Vieekaozler.   Dwwt.  77. 
^  Fok  II  r;-12.  18.5— 37. 

R  K(iy:il  IcttrrH  I  180. 

®  K>uu;r  1  l  ')2.  öciatis  quod  provisum  est  per  eoiniiiune  coUKiliuiii 
regDt  nostri  Angiiac,  quod  nulla  carta,  iiullae  litteme  nuteiites.  de  con- 
firmatione,  alienatione,  venditione  vel  donatione,  ?nu  ilo  aliqua  rc  quac 
cedere  poasit  in  perpetuitatem ,  aigillentur  uiaguo  sigillo  nostro  usquo  ad 
actatem  nostiam  completatn. 
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Ursprung  der  custodia  sigilli  miira  in  der  Zeit  von  1227  bis 
1238  gesucht  werden.  Nun  existie  rt  v'me  cinzigr  Urkunde  vom 
12.  Februar  1227  und  ebenso  eine  einzige  vom  November  122^*, 
worin  der  Köni^  Neville  daö  Kanzleramt  auf  Lebmszeit  iibf  r- 
tnigt.  wiihrend  je  zwei  Urkunden  von  1232^  und  123ü  '  vor- 
handen sind,  worin  er  ihm  gesondert  das  Kanaellafiat  und  die 
custodia  sigilli  bestätigt  hat  Fofs  sieht  daher  in  der  Urkunde 
yon  1232  den  Ursprung  der  custodia  sigilli'^;  aber  er  giebt  keine 
KrkUlrang  dafhr,  weshalb  sie  damals  hätte  gescbafien  sein 
können,  und  m  läTst  sieb  auch  wohl  keine  ESrklttrung  dafür 
finrlen.  Walirtielieiiiliili  hat  aber  Köiii^;  lleinricli  sc]ion  \'227 
(und  ilemgemiils  auelj  12li^}  Nevill»-  r|5c  cTi^tolia  sigiÜ»  \n  flirr 
verloren  gegangenen  Urkunde  bcöonderö  neben  dem  Kan/.leramte 
verliehen.  Damaiö  konnte  der  Gedanke  leicht  aut  kommen,  sie 
selbständig  zu  verleihen,  da  von  diesem  Zeitpunkte  an  da» 
Grofee  Siegel  in  volle  Kiaft  trat.  Und  der  Grund,  weshalb  sie 
besondm  yeriiehen  wurde,  liegt  auch  nicht  fem.  Als  König 
Heinrich  yolljtthrig  geworden  war^  kassierte  er  alle  Charten,  die 
während  seiner  Minderjährigkeit  erlassen  worden  waren,  und  ]>e- 
stätigte  8ie  nur  ge^en  hohe  Gebühren  8o  hat  Ralph  Neville 
sein  Amt  um  den  doppelten  Preis  zurückkaufen  müssen ,  doeh 
ohne  dafs  schon  damals  eine  Zersplitterung  des  Kanzleramts  er- 
folgt wiire. 

Ncviile  hat  also  zwischen  dem  2.  Mai  und  dem  28.  Jimi 
122<>  das  Kanzleramt  und.  als  eine  natürliche  Tertinenz  dazu, 
die  custodia  sigilli  erhalten.  Matheus'  Bericht,  dafs  Meville  vom 
Parlament  die  custodia  sigilli  ▼erliehen  worden  sei,  erwebt  sich 
daher  als  ungenau ;  der  Chronist  hat  den  Unterschied  des 
Kanseltariats  und  der  custodia  sigilli  in  eine  Zeit  übertragen,  wo 
er  nocii  nicht  existierte. 

Wir  kommen  nun  zur  lieantwortung  der  Hauptfrap:e .  ob 
und  inwieweit  dM<  ]\Hlament  bei  Nevillrs  KmenminL'"  zum  Kanzler 
mitgewirkt  hat.  Mubbs  verbindet  den  urkundlich  ^^rwonnenen 
Zeitpunkt  des  Aintsantrittb  <Mai  oder  Juni  1226)  mit  der  I  )ar- 
stellim^  des  Chroniaten :  Neville  habe  im  Jahre  122(5  da» 
Kauzleramt  und  das  G ro fse  8 i egel  unter  der  Zustimmung 
des  Parlaments  erhalten,  dei^gestalt  dafs  er  nur  unter  den  gleichen 
Bedingungen  hätte  abgesetat  werden  dürfen^.  Nun  ist  es  sehr 
merkwürdig,  dafs  keiner  der  Historiker,  die  der  Darstellung  des 
St.  Albaner  Mönchs  gefolgt  sind ,  sich  die  Frage  vorgelegt  hat, 


*  Madox,  exeh.  I  69  ^ 

-  Fofs  U  425. 
^  Madox  I  G4  >». 
<  Madox  I  05  n. 

Fofs  II  m  f. 

Cr.  Maj.  III  122.   Follock  aod  Maitland,  bistoiy  of  tho  £oglish 
law  1  Ö07. 

^  Stiibbs  II  41. 
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wo  und  wann  dies  Parlament  zwischen  dem  2.  Mai  und  dem 
28.  Juni  1226  getagt  habe,  hk  fiodet  sich  in  der  That  keine 
Spur  davon. 

Eä  lalkt  mr]i  ahfr  mucIi  positiv  Ih«\v<mh<'h  (lals  das  Parlament 
an  der  EmeiiiiunL;  Nrviiles  keinen  Anteil  halte.  Die  Urkunde, 
durch  die  am  12.  Kcbruar  1227  Neville  die  Kan7)*>rwiirde  formell 
neu  verliehen,  tliatsächlich  aber  nur  bestätigt  wurde,  ist  cin^i  itig 
yom  Könige  erlassen  worden,  ohne  dafs  darin  einer  Mitwirkung 
des  Parlaments  gedacht  würde.  Daraus  folgt,  dafs  seine  erste 
Ernennung  cum  Kansler  im  Jahre  1226  von  einer  Behörde  toU- 
Bogen  worden  sein  mnls,  der  die  Vertretung  des  minderjährigen 
Königs  aukam,  also  entweder  von  dem  (irofsjustitiur  allein,  mer 
von  ihm  und  dem  Regen tschaftarat.  Hatte  da«  Parlament  1221) 
kraft  sfinf»8  Vcrfas^imirsn-chts  die  Wahl  Neville.s  allein  vollzogen 
oder  HcM  h  dabei  iiiiti^( wirkt,  so  konnte  dieses  liccht  durcli  den 
Kintritt  «1er  X'olljidiri^keit  rles  Köniurs  niciit  beeinfriichtigt  werden; 
das  Parlament  hätte  demnach,  wie  1226,  so  im  .lalno  darauf, 
sein  verfaasungsmälsiges  Recht  ausüben  müssen.  Hätte  der  König 
es  ihm  Torenthalten ,  so  wttre  es  wohl  au  dnem  Verfatisangs- 
konflikt  gekommen;  statt  dessen  finden  wir  die  königliche  Ür- 
kandc  von  weltlichen  und  geistlichen  Magnaten  testiert. 

Nachdem  so  gezeigt  worden,  dafs  Matheus'  Nachricht  von 
der  Ernennung  Nevilles  unrichtig  ist,  ist  noch  die  Amtseinsetauug 
des  Cirol'Bjnatitiars  Huberts  von  HMrirli  und  de«  Thesaurars  Ranulph 
le  Breton  t-.u  untersuchen  l  ber  Hubert  von  Huryrh  ftufsert  sieh 
Stnbbs ' ,  ihm  möge  die  Weiterfiihrung  des  Justitiariats  durch 
dieselbe  KörjxTschaft  übertrairen  worden  sein,  die  Wilhelm  von 
l'embroke  zum  Kegenten  ernannt  hatte.  Nach  Huberts  eigmir 
Ausiiage  vor  Gericht,  als  der  König  gegen  ihn  einen  Proaefs  an- 
strengte, scheint  hierüber  kein  förmlicher  Beachlars  gefafst  worden 
an  sein;  er  sagt  ans,  dafs  König  Johann  ihn  in  Runnymede  zum 
Justitiar  ernannt  hätte  und  dafs  er  dann  auch  nach  des  Königs 
Tode  und  nach  dem  Frieden  Ton  Lambetb  ohne  jemandes  Wider- 
spnich  im  Amte  geblieben  sei.  Audi  nach  des  Regenten  Tode 
sei  er  .Fustitiar  geblieben,  nach  dem  Beschlufs  des  Legaten,  der 
Biseluife  und  der  Mai^naten Dieser  Beschlufs  bedeutet  aber 
die  l'l»ertragung  der  Ivt  gcntscliaft ;  hieraus  konnte  ebensowenig 
wie  aas  der  Ernennung  des  Grafen  von  Pembroke  zun)  Reichs- 
regenten ein  Anspruch  des  Parlaments  hergeleitet  werden,  bei 
der  Ernennung  der  regulären  Grofsbeamten  mitzuwirken.  — 
Was  endlich  die  Ernennung  Ranulphs  le  Breton  zum  Thesaurar 
hetriflft,  den  B^mont  ebenfalls  durch  das  Parlament  erwählt  sein 
Ififst,  so  ist  es  wohl  aufser  Zweifel,  dafs  er  dieses  Amt  allein 
dem  Grofsjustitiar  und  Regenten  verdankte.  Ranulph  war  Kaplan 

>  II  41.  Hubert  de  Burgh  inay  havc  beexk  continiiod  iu  the  jiistitiar- 
ship  bv  tho  <<nmc  body  tliut  conferred  the  regencj  on  William  Msnhall. 

-  Cr.  Miy.  V  i  titi  »qc^. 
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Huberts  von  Burgh  gewesen  \  Bc\n  Bruder  war  1232  SherifF  von 
Kfiit  *,  während  Hubert  (irat  von  ivent  war.  Hiitlen  die  Stände 
dm  Amt  des  Thesaurars  zu  besetzen  j;eliabt,  m  wurden  sie  einen 
bedeutenden  Mann  aus  ihren  eignen  Rcilien,  aber  nicht  eine 
Kreatur  dea  Vertreters  derjenigen  Macht  gewählt  haben,  mit  der 
rie  kunkiinierten. 

Die  Geschichte  der  Jahre  von  1232  hia  1244  bestätigt  die 
bislicr  entwickelte  Ansicht  und  erklfirt  sogleich ,  wie  Mathciw 
Paritiiensis  zu  seiner  falschen  Behauptung  gekommen  ist  Wnre 
es  ein  Verfassunj^srecht  des  Parlaments  gewesen,  bei  der  Er- 
nennung und  Absetzung  der  Grofsbeamtcn  mitzu^virken.  so  mufs  es 
unbedingt  in  der  Zeit  von  1232  bis  1234  geltend  gemaeht  worden 
sein,  wo  es  wegen  der  Persönlichkeiten  der  dwmalijjjen  Beamten 
zum  offnen  Kampf  zwischen  dem  Köni^'  und  den  Baronen  kam. 
Der  Groisjuätitiar  Hubert  von  Burgh  und  der  Thet^aurar  Kanuluh 
le  Breton  wurden  1282  darch  eine  einseitige  Verfilgung  aes 
Königs  ihror  Ämter  entsetet.  Die  neuen  Beamten,  Stephan  Se- 
grave,  der  Bischof  W alter  von  Carliale,  und  als  dieser  hald  darauf 
abgeeetat  wurde,  sein  Nachfolger  Peter  von  Rivaux.  wurden  ohne 
Zustimmung  des  Parlaments  ernannt^.  Die  Absetssun^r  der 
Poitcvinen  im  .fahre  1234  wnr  allerdings  die  Foljre  einer  Paria 
mentsveriiandlung ;  dies  war  am  9,  April  zusjimmeniictreten.  und 
am  10.  wurden  JStcphan  Segrave  und  Peter  von  Rivaux  entlassen 
Vollzogen  wurde  aber  dieser  Akt  vom  Könige;  die  I^iselMite 
hatten  gedroht,  ihn  zu  exkommunizieren,  wofern  er  die  verhaiöten 
Männer  nicht  entfernte'*.  Das  Parlament  hat  damals  so  wenig 
einen  Anteil  an  der  Ernennung  und  Enthssung  der  Grofsbeamtcn 
beansprucht,  dafs  es  jetst  im  Augenblick  des  Sieges  den  König 
nicht  einmal  dazu  genötigt  hat  diese  Ämter  (d)erhaupt  wieder  m 
beaetaen.  Kincm  Grolsjustitiar  hat  es  von  1234  bis  1258  nicht 
gegeben,  und  als  Ralph  Neville  1244  gestorben  war^,  bheb  auch 
das  Kanzleramt  erledigt.  Selbst  das  Parlament,  das  1242,  also 
nach  der  angeblich  vertassungswidripen  Amtsschmälenmir  Nevilies 
zusammentrat.  h;it,  obwold  es  in  Opposition  7ai  dem  Küi.ig  trat, 
über  diese  Thatöacke  keine  Beschwerde  erlioben.  Er^t  in  dem 
Kelbrmprogramm  von  1245*'  stellten  die  Stände  den  Grundsats 
auf,  dafs  aie  Mitglieder  des  Staatsrats,  der  Grolsjustitiar  und  der 
Kanzler^)  vom  rarlament  erwählt  werden  sollten.   Keiner  von 

•  Rot.  Claus.  I  4Ö7  hei  FoPs  II 

*  Er  wurde  \2'.\2  ab^etielwsL    Ann  Dunst.  IAO. 

"  Stabbs  II  4.'>— 47.  Die  ^egentdlige  Behanptung  <ier  Ano.  Waverl. 
.'^11  «M-klärt  sich  dun  Ii  dpn  Hafs  des  Annalisten  jrepen  Hubert  von  Boigh 
(ibid.),  und  wird  widerlegt  durch  den  Aufstand  Uiciiard  Marshalls, 

*  Cr.  Mi^j.  III  270  Bü.  Stubba  II  öü. 
»  Am  1.  Fobniar  1244.   Foft  U  427. 

•  Cr.  Maj.  IV  :m 

'  Den  ALfiprucb,  auch  den  1  hesaurar  erwähleii  zu  dtlrfeu,  erbebt 
das  Parlament  ent  seit  im  Cr.  Miy.  V  7. 
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ihnen  aoUte  ohne  die  ZustimmuDg  der  Stände  abgesetet  werden. 

Und  mit  deutlich^ster  Beziehung  auf  den  Fall  NeviTle  wird  hinsu- 
gefügt,  dafe  der  König  dem  Kanaler  nicht  das  Sichel  abnehmen 

dürfte;  geschähe  es  dennoch,  so  sollten  alle  von  andrer  ITand 
besiegelten  Erlasse  ungültig  sein  und  das  8iegei  dem  Kanzler 
zurückgegeben  werden. 

Die  Stände!  drangen  mit  diesem  rrojckte  nicht  durch.  Sehr 
bald  aber  bildete  sich  die  Meinung,  die  Forderung  des  Parla- 
ments die  Grofsbeamten  des  Reichs  ernennen  zu  dürfen,  sei  ein 
alter  Rechtsanspmch;  auf  den  Parlamenten  von  1248,  1249  und 
1255,  wo  sie  diese  Forderung  wiederholten,  beriefen  sie  sich 
bereits  auf  die  alten  Rechtsgewohnheiten  des  Reichs Hier  zeigt 
es  sich,  woher  Matheun'  falsche  Darstellung  des  Falls  KcvilTe 
herstammt  Er  hat  die  Bestimmungen  des  Prograninis  von  1245 
.auf  »MTif  frühere  Zeit  übertrairp!!  und  le^^t  sie  Ralph  Nevillo  in 
den  Mund,  als  der  Kiini^  ihm  das  Grolse  Sii'iid  abnahm,  — 
Demnach  müssen  die  Particen  der  Cronieui  Majora.  wo  über  den 
Fall  Neville  berichtet  wird,  frühestens  im  Jalire  1245  abgefai'st 
worden  sein.  Wenn  sich  auch  dafür  kein  positiver  Beweis  fuhren 
Ittfst,  so  ist  es  doch  Ton  Wichtigkeit,  dafs  dne  Stdie,  die  bald 
auf  die  Nachrichten  über  den  fall  Neville  folgt,  sicher  erst  nach 
1245  geschrieben  worden  ist.  Die  Noti/en  über  die  Wegnahme 
des  Siegels  stehen  in  der  Luardschen  Ausgabe  III  364  (lol,  99), 
Iii  491  (fol.  115)  und  III  495  (fol.  115  b).  Eine  Bemerkung 
des  Chronisten  Uber  einen  Vorfall  von  Anfan^^  1239,  Cr.  Ma], 
III  425  (fol.  119).  bezieltt  sich  auf  ein  i%r('i<j;;nis  aus  dem  No- 
vember 1245.  Er  sjigt  hier  nämlich  vou  den  beiden  Mar^lialls: 
Nee  postea  ipse  (Graf  (Jilbert)  vel  fratcr  rjus  W'altonis  sincero 
corde  regem,  ut  prius,  dilexit,  nec  fortunato  casu  pro.spera- 
bantur.  Das  Icann  nur  eine  AnspieluDg  auf  ihr  baldiges  Ende 
sein,  denn  aufserdem  erzählt  Matheus  von  ihnen  nur  noch ,  dafs 
Graf  Gilbert  sich  mit  dem  Könige  versöhnt  hätte  ",  und  dafs  nach 
Gilberts  Tode  sein  Bruder  Walter  mit  der  Grafschaft  Bembroke 
belehnt  worden  sei^.  Graf  Gilbert  kam  1241  auf  einem  Turnier 
um^  und  Oraf  Walter  starb  am  2-1.  November  12ir^'^. 

Auch  d«'r  Wider8|)ruch  hoi  Matheiis,  der  dem  Parlament 
teils  die  selbständige  Übertra^Mui^  des  (Trol'sr'n  Siegels,  teils  nur 
seine  Mitwirkung  dabei  zuei  kennt,  lindet  iiier  seine  Lösung. 
Seiner  Erzidtlung  liegt  die  Forderung  der  Stünde  zu  Grunde, 
dafs  der  Kaasler  von  ihnen  allein  erwiüili  werden  sollte.  Bei 
der  Wiederholung  dieser  Forderung  hat  sich  Matheus  auch  nicht 
gleichmttlsig  ausgedrückt^  indem  er  bald  sagt,  er  sollte  unter 


»  Cr.  Maf.  V  7.  73.  494. 
«  Cr.  Mh).  I\'  56. 
^  Cr.  Maj.  [V  15«. 
*  Cr.  Mal  fV  l:'.^. 
»  Cr.  M^.  IV  491. 
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dem  Betrat  des  Pftrlaments,  bald,  er  sollte  vom  Parlament  tf- 
nannt  werdend 

'  Cr.  Maj.  !V  :m  (1.  Parlament  von  1244.  S.  Anbang  1):  petitom 
fuitut  Becuudum  quod  elogerant,  justitiariusetcancellanusfier^t.— 
IV  d67  {Kefonnprognimni  von  1241»):  JuBtitiariiis  et  cancelluin»  ab  omaibiu 
f*l»';_'iintiir.  -  V  7  (Parlament  von  121^):  coiKjaerfiitihus ,  oo  *juod,  ?icut 
iimgnifici  roj^a's  i»ra»'(iecPFsnrf's  sjii  habucrunt,  justitiarium  iwc  caneellariuin 
liabet.  lu'c  tbesaurarium  per  cutntnunü  coiiäiliuin  regui,  proat  de* 
o  rt  t  ( t  expediret  V  73  (Parhunont  Ton  1249):  de  caneelltrio,  jn^- 
fiaiio.  et  tDeeaurario,  per  consiiiuin  coruin  constituendls.  —  V^^^ 
(l'urlatnout  von  125d;;  Exigebaiit  insuper,  ut  de  couimuni  cousilio 
regui  Hibi  jastitiftiiom ,  canoellailiiiD ,  et  fiiesaurarioiii  eligerent,  Mcvt 
ab  antiquo  consuetum  et  jufltnm,  qui  etiam  non  amoverentur,  nisi  clarescen- 
tibus  (*ulpis,  i't  (lo  oonimnui  rotrni  convocati  consilio  et  deliberatione.  — 
Uist.  An^t.  [Ii  öl  (i'arlameiit  vou  1249):  de  Gaucellario ,  jutftitiario  et 
thesanrano  per  communain  regni  constituendu. 
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Alle  fieehte  vorbelialten. 


Dem  Andenken  meines  Vaters. 


Vorwort. 


Di.  ▼orltegende  Abhandlang  darf  als  der  erste  Versuch 
gelten,  die  kleve-inarkische  Oentralyerwaltungsorganisation  In 

der  Torbrandenburgischen  Zeit  aus  den  Quellen  zu  schildern. 
Denn  während  das  jülich-bergische  Behördenwesen  durch  die 
lon  G.  V.  Below  veröffentlichten  Amtsordnungen  *)  bereits  in 
ein  helleres  Licht  gerückt  wurde,  beruhte  die  Kenntnis 
Ton  der  Entwicklung  und  den  Befugnissen  der  Behörden  in 
dem  Nachbarlande  Kleve  «Mark  bisher  allein  auf  den  sehr 
knappen  Angaben,  die  A.  Haeften  bei  der  Schilderung  der 
kleve-nuukidclien  LaiKldtändo  macht. ^)  uud  die  sich  bei  ein- 
gehenderer Prüfung  nicht  überall  als  zutreffend  erwiesen. 
Wenn  ich  selbst  bei  der  Darlegung  des  Entwicklungsganges 
oft .  statt  eines  in'  allen  Teilen  gleichm&fsig  ausgeführten 
Bildes  nur  einzelne  Züge  imd  lieispiele  zu  geben  verinochte, 
so  möge  dies  durch  die  Lückenhaftigkeit  des  Queilenmaterials 
entschuldigt  werden :  war  ich  doch  neben  einigen  Ordnungen 
häufig  allein  auf  die  Verwertung  von  nur  dürftigen  £inzel-> 
nachrichten  angewiesen. 

F&r  die  Benutzung  des  archivaliscben  Materials  kamen 
vorzugsweise  die  Staatsarchive  zu  Düsseldorf  (Abteilung: 

ünter  dem  Titel  ,QneUen  zar  Geschichte  der  BehordenorganiMtion 
in  JOlich-Berg  im  16.  Jht."  in  der  Zeitschrift  des  Bergischen  Geschicbts- 

▼ereins  XXX.  8—168. 

*)  Urkunden  und  Aktenstücke  zur  Geschichte  Ii  Kurfürsten  Friedrich 
Wilhelm  von  Brandenburg.  Bd.  V.  ötiindisrlie  \  erlirir.fllnngen  Hd.  I: 
Kleve-M^rif^  herausgegeben  von  A.  v.  Haeften.  die  allgeDieine  Ein' 
i«itung. 


VlU 

Kleve-Mark,  Landesarcbiv)  und  zu  Münster  (Abteilung:  Kleve- 
Mark,  Landesarchiv  und  Landstände)  in  Betracht,  la  den 
Beilagen  sind  die  Ton  mir  für  die  Darstellang  verwerteteD, 
bisher  ungedmckten  Ordnungen  mitgeteilt»  auf  die  im  Texte 
mehrfach  verwiesen  wird,  und  die  gerade  in  ihrer  ungekürzten 
Wiedergabe  zur  weiteren  Illustration  der  geschilderten  Ein- 
ricbtnngen  dienen  werden*  Die  Orthographie  habe  ich  dabei 
nach  den  von  Höhlbaum  in  der  Einleitung  zum  „Buch  Weins* 
berg''  (Publikationen  d.  Gesellschaft  f.  Rhein.  Geschichtskunde 
Bd.  3,  1886)  entwickelten  Grundifttiien  n  nonnaliaieron 
Tersdcht. 

Zum  Schiufa  sei  es  mir  gestattet,  meinen  hochvei*ehrten 
Lehrern,  Herrn  Professor  Dr.  Schmoller,  in  dessen  Staate- 
wiBienachaftlichem  Seminar  zu  Berlin  ieh  die  erste  Anregung 
zu  dieser  Arbeit  empfing,  und  Herni  FraS&aaor  Dr.  Nandä 

in  Marburg,  der  mich  bei  der  Anfertigunir  viejl'acb  fordd-fe. 
meiuen  verehr ungSToUsten  Dank  auszusprechen.  Zu  niclit 
minder  lebhaftem  und  warmem  Danke  f&fale  ich  mich  Uecni 
PM)feB8or  Dr.  0-.  y.  Below  in  MQnst^  verpflichtet,  dar  nur 
mehrfach  in  woblwollonder  Weise  gütige  Batschläge  erteilte. 

Auch  den  Vorständen  der  von  mir  besuchten  Anduve, 
Herrn  Geheimen  Arohivrat  Dr.  Harleia  in  Dineldorft  und 
den  Herren  Archivräten  Dr.  Keller  und  Dr.  KoblmaDn  au 
Münster  habe  ich  für  ihr  ^eundiiches  Entgegenkommen  zehr 
zu  danken. 
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Eiuleitung. 


Währe  ud  des  16.  Jahrhunderts  haben  die  meiaten  deutschen 
Territorien  auf  dem  Gebiet  der  Liindesverwaltung  bedentatime 
Fortschritte  gemacht:  In  den  einzelnen  Fürstentümern  ent- 
standen Centrftlbehörden,  die  die  oberste  Verwaltung  an  sich 
logen  nnd  einheitlich  zusammenfafsten.  Je  mehr  die  Landes- 
hoheit sich  ausbildete,  eine  desto  unabhängigere  Stellung 
gewannen  die  Territorien  gegenüber  der  Keichsgewalt;  der 
Gefahr,  dafs  die  nämliche  Entwickelung  auch  innerhalb  der 
einzelnen  Territorirn  Platz  t^rifV  und  zur  Autonomie  der  unteren 
Gewalten  führte,  .suchten  die  Landesherren  dadurch  zu  be- 
gegnen, dafs  sie  die  vorhandenen  Kräfte  der  Lokalverwaltung 
centraliötidch  zusamment'aräten.  Mit  der  J^'nianzipatioü  nach 
oben  verband  sich  eine  Konzentration  nach  unten. 

Ahnlich  wie  bei  der  Rezeption  des  römischen  Rechts 
italienische  Einflüsse  auf  Deutschland  eingewirkt  haben,  so 
sind  für  die  Organisation  der  Oentralbehörden  die  Institutionen 
Frankreichs  nnd  Burgunds  zu  Vorbildern  geworden.  Den 
anderen  deutschen  Staaten  ging  in  dieser  Hinsicht  Österreich 
voran.  Erzherzog  Maximilian,  der  künftige  Beherrscher  Öster- 
reichs, TcnnUhlte  sieh  mit  der  Erbin  des  reichen  Herzo[i;tum3 
Hnrgund,  das  auf  wirtschaftlichem  Oebiet,  wie  in  der  poli- 
tischen Organisation  den  rein  deutsciien  Staaten  weit  voraus 
'^ar.  Die  dynastische  Verl»induug  mit  üurgund  machte  liald 
Weh  in  der  inneren  Verwaltung  Österreichs  ihren  Einlluis 
geltend.^)  Nach  dem  Muster  Burgunds  wurden  in  Österreich 
die  Oentralbehdrden  geschajffen.  Und  wiederum  diese  öster- 
reichischen Einrichtungen  fanden  Nachahmung  in  anderen 
deutschen  Fürstentümern,  wie  z.  B.  in  ßraunschweig.*) 

Dagegen  hat  ohne  Vermittelung  Österreichs  Burgund,  wie 
OS  scheint,  direkt  eingewirkt  auf  das  Behördenwesen  der  ihm 

Ver^d.  Adler,  Diu  Organisation  der  Ceiitralverwaltang  unter 
Kaiser  Muximiliun  L  188Ö. 

*)  Vcrgl.  Krnsch,  Die  Bntwickelung   der  Herzoirlich  Braiiii> 

achweigisclieii  ('eiitrnlhehrird«"'!!  (Kunzlei,  Ilof^j-richt  nnd  Konsiatorium) 
zum  Juhre  1584  iu  der  Zeitschrift  des  hiötorischca  Vereins  für 
«ledersacliaen.   1893  208-315;  18i)4  3D-179. 

Fon«limgMi  XIY  4.  -  SchottmttUer.  i 
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iKichstbeuachbarteii  deutschen  Territorien,  <ler  irer7ojz;tümer 
Kleve,  .liilich,  Berg  und  der  Grafachaft  Mark.  Die  Organi- 
sation der  kleve  -  niärkiscLen  Centraibehörden  darf  ein  be- 
sonderes Interesse  insofern  in  Anspruch  nehmen,  als  eben 
durch  Kleve -Mark  der  aufstrebende  brandeuburgische  Staat 
zum  ersten  Mal  mit  dem  auf  höherer  Knltnntofe  stehenden 
Westen  Deutschlands  in  Yerbindang  getreten  ist. 

Die  klevischen  Gentraibehörden  bilden  ein  einheitUdies 
Ganzes;  denn  einerseitB  die  Grafschaft  Mark  besals  keine  eigene 
Central  Verwaltung,  unterstand  vielmehr  den  in  Kleve  gebildeten 
Centralbeliörden,  andererseits  die  mit  Kleve-Mark  unter  einem 
Ilerrscherliause  verein iirten  Herzogtümer  Jülich  und  BerL' 
waren  in  ihrer  inner«  !!  \'erwaltung  von  Kleve  getrennt  und 
hatten  eigene  Oberbehörden  in  Düsseldorf. 


Kapitell.  Der  Rat 


A.  Die  Entwicklung  des  Rates. 

!•  Die  Eiitwieklung  des  Rates  bis  zum  Ende  des 

15.  Jahrhunderts. 

Die  EutstcliuDL''  dor  Kntskollegien,  d.  h.  der  T>o}tör<?pii. 
deueu  im  16.  Jahrhundert  da*  Obi  rv(?r\valtimg  in  deu  meisten 
deutschen  Territorien  obliegt,  läist  sich  zurückführen  auf  den 
seit  dem  13.  und  14.  Jahrhundert  von  den  Landesherren  ge- 
übten Brauch;  Männer  ihrer  nähereu  Umgebung  um  ihre  An- 
sichten zn  befragen  oder  mit  der  Ansfahmng  von  Aufträgen  zu 
betrauen. 

Auch  der  kleviscbe  Kat  ist  wohl  in  seinen  ersten  An- 
fängen aus  der  Heranziehung  fürstlicher  Vertrauter  hervor- 
gegangen. Nachricht  über  die  am  Fürstenhofe  sich  aufhaltenden 

Männer  geben  die  Urkunden,  welche  von  den  klevisclien 
Grafen  ansiresteilt  sind.  Doch  nicht  alle  in  den  /eugenreihen 
der  Urkunden  genannten  Personen,  nur  eine  gewisse  Zahl 
von  ihnen,  sind  anzusehen  als  Berater  des  Landesherm.  Eine 
ausdrückliche  Bezeichnung  der  Vertrauten  als  Bäte  („mit  rade 
onfs  ratz  ind  unser  vrieude^)  findet  sich  erst  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert (1B29).') 

Ffir  das  13.  Jahrhundert  läfst  sich  das  Vorhandensein  von 
R&ten  am  Furstenhofe  zwar  nicht  mit  Sicherheit  nachweisen, 
darf  aber  als  sehr  wahrscheinlich  gelten.  Denn  die  Bezeich- 
nung ^unsere  Freunde'^,  welche  im  14.  Jahrhundert  mit  der 
Benennung  „unsere  Bäte"  fast  identiscli  gebraucht  wird,  kommt 
schon  im  15.  Jahrhundert  vor.  So  beurkundet  Graf  Dietrich 
1242,  da.'^s  er  dem  Ort  Kleve  Stadtrecht  verliehen  habe 
^amicorum  uuairorum  ex  courfilio."^)  Ferner  kehren  im  13.  Jahr- 
hundert schon  eine  Reihe  von  Namen  in  den  Urkunden  so 
häufig  und  fast  regelmäfsig  wieder,  dafs  mau  einen  ständigen 

')  Iii  einer  Urkoode  Graf  Dietiiclis  von  Kleve  über  die  VerleiliuDff 
des  Brnchs  Hingeuber'/  nn  oiniire  Holländer  1329  JoDi  1.  Stttatsarebiv 
Ztt  Münster,  Urkunden  der  Grafschaft  Mark. 

Laeomblet,  Urfcondaibach  für  die  Gew^dite  dea  Niedenlialiis. 
Bd.  IT.  No.  266. 
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Aufenthalt  ihrer  Träger  am  Hofe  annohmeii  darf.*)  Schliefs- 
lich  spricht  auch  dir»  Ai-t  ihrer  Erwähuunir  in  den  Urkmiden 
dafür,  dairf  die  geiiaunteu  Vpi'trauteD  dem  Fürsten  sehr  nahe 
elaiideu  und  ihn  auf  seinen  Wunsch  berieten.  Denn  sie  werden 
vom  klevisclien  Grafen  beim  Abscblufs  von  Rechtsg'eschäften 
als  seine  Bürgen  bezeichnet  odei  aucli  zur  Beilegung  von 
Streitigkeiten  mit  Nachbarn  als  seine  Schiedsrichter  von 
seiner  Seite  abgeordnet. 

Die  Form  für  die  Bezeichnung  der  Vertrauten  als  BAte 
ist  eine  wechselnde:  sie  heifsen  z.  B.  1338  onse  ghetrouwe 
ende  raet,^)  1342  fideles  et  consiliarii,')  1348  consnleSi^)  1359 
riddere  ende  raide.*)  1387  und  1395  onse  raetlude.^) 

Im  15.  .Tnlirlnmdert  finden  sich  die  Wendungen  „Freunde 
und  liäte,  Freunde  und  Getreue**,  z.  B.  1411  vriendc  van  onsem 
raede,')  1420  onse  vriende  ind  raide, 1463  onse  lieve  raede 
ind  getrouwen.^) 

Die  mit  dem  Namen  von  Räten  bezeichneten  Personen 
baben  in  der  That  in  Kleve  als  Räte  fungiert  Zwar  im 
Nacbbarlande  J&licb-Berg  verstand  man  unter  „Bäten^  zu- 
weilen auch  die  Landstllade/*)  dagegen  sind  in  den  kle viseben 
Urkunden  mit  den  Räten  wobl  vielmehr  die  Vertrauten  des 
Fürsten  gemeint.  Dies  zeigt  erstens  die  so  häufig  wieder- 
kehrende Erwähnung  einzelner  bestimmter  Männer/ '1  femer 
ihre  Verwendung  als  Bijnj'eTi  und  Rcinf'flsricliter,  schliefi^lich 
die  Formel  »Räte,  Ritterschait  und  jSiädte^,  in  der  die  fiirst- 


^)  z.  B.  TliH(lo)  iens  de  Moiiemnnt»\  Lacomblet  a.  a.  O.  IL 
No.  487  (1260),  4i»2  U'^^"  »  ^  ,\2{^:,  ö^ö  »1263),  640  (12631.  598  (li>6Ü), 
604  (1270).  —  Bertholdas  de  Oye:  IL  No.  811  (1247),  866  (1249),  41» 
1255  ,  487  (1260  .  192(1260  ,  522  1262).  533  (126  535  (12r>3),  556 
(1265).  —  lleinrieh  von  Lecker:  [I.  No.  487  (1260),  492  ll2G0\  5:i3 
(1263  \  698(1270).  942(1293).  —  Stephan  van  Sulen:  IL  No.  85 
(1220!,  265  1242  .  268  11242),  311  (1247),  487  (1260).  —  Heinrich 
Ducker:  H.  Nr.  85  (12201.  25^  (1248  ,  311  (1247),  389  '1252  ~ 
Tb.  de  Yunderu:  IL  No.  487  (1260j,  492  (1262),  522  (1265),  555  il265}, 
«04  (1270). 

2)  Lacomblet  a  a.  0.  IIL  No.  322. 

3)  Ebenda  a.  a.  O.  III.  No.  878. 
Ebenda  a.  a.  O.  HL  No.  451. 

6)  Kbenda  a.  a.  O.  III.  No.  590. 

♦M  FJm  lula  a.  a.  O.  Itl.  No.  920  üDd  1002. 

')  Ebenda  a.  a.  O.  IV.  No.  ()5. 

8)  Kbenda  u.  a.  0.  IV.  No.  123  und  128. 

9)  Ebenda  a.  a.  0.  IV.  No.  824. 

in,  VerL'l.  G.  V.  Below,  Die  Landständieche  Verfassun?  in  .Tiilich 
umk  Berg  bin  zum  Jahre  1511  (1885)  L  p.  81/82.  Zeitschrift  d.  Ber^. 
Oenchlchtsvercins  XXL  p.  81. 

1')  z.  B.  Roland  Haghcil«»r!i:  Lacomblet  a.  a.  O.  III.  No.  378 
1342).  387  (1313  .  451  (1348»,  51K)  (1359).  —  Burchard  v.  Vondern: 
HL  No.  72  (1305J,  108  (1311).  113  (1312),  621  (1369).  —  Lubbert 
van  Tille:  III.  Xo.  920  (1387),  976  (1893),  1090  (1397).  lY.  No.  64 
tUir.  05(1411).  —  Jordan  Moaemnut:  m.  No.  15  (1301),  72 
(1305),  loa  (1311),  108  (1311). 
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licln  n  Hi^rater  neben  den  Landständen  besondei's  genannt 

werdeu. ') 

Die  Vertrauten  aus  der  Umgebung  d(»^  Frirsteii  waren 
teils  weltlichen,  teils  geistlichen  JStandes.  Die  Laiümuitgli<'(l(  i 
die  stets  die  grofse  Mehrzahl  bildeten  und  im  13.  Jahrhundert 
fast  ausschliefslich  genannt  werden,  waren  Ministerialen,  später 

Lehnsleute  des  Grafen. 

Eis  gehörten  in  erster  Linie  zu  dieätui  am  Hofe  weilenden 
Beratern  die  Inliaijer  der  Ilotamter.  So  werden  z.  B.  im 
13.  Jahrhundert  erwähnt  Henricus  pincerna  ^1220  bis  1241),^) 
Henrious  dapifer  (1265);')  Schenk  und  Tmcbsefii  traten  später 
xuräck.  Seit  dem  15.  Jalirhnndert  standen  unter  den  Hof- 
beamten der  Marschall  und  der  Hofmeister  im  Vordergrund. 
1464  werden  Otto  von  Wylack  und  1496  Heinridi  Staell  von 
Holtsteyn  marschalk,^)  1411  Arnd  yon  Hessen  und  1464 
Johan  von  Loe  onse  havemeister  "'^)  genannt.  Auch  die  In- 
haber der  Erbämter,  wie  der  Erbuiarschall**)  und  der  Erb- 
hofmeister^),  fehlen  nicht  unter  den  Räten. 

Npheu  diesen  Hofbeamten  findet  sich  dann  in  der  Um- 
gebung des  Herrschers  eine  Reihe  von  Männern,  <He  t^ils 
Beamte  der  Lokalverwaltung  —  Amtleute  oder  Drosten^'J  — 
waren,  teils  auch  solche,  die  den  Fiirsten  lierieten,  ohne  be- 
stiiuuite  Funktionen  in  den  iluf-  oder  Lokalämteni  zu  haben. 

Diese  Vertrauten  des  Grafen  waren  wohl  sämtlich  ritter- 
lichen Standes.  Neben  ihnen  zählten,  wie  die  Urkunden 
zeigen,  miUinter  auch  einige  Knappen  zu  den  Räten. ^) 

Neben  diesen  RHten  weltlichen  Standes  waren  Eäte  Efeist- 
lichen  Standes  nur  in  geringer  Anzahl  am  Eiirstenhofe  ver- 
treten. Aus  dem  14.  Jahrhundert  wird  nur  ein  einziger  von 
ihnen  unter  den  consiliarii  genannt:  Biquinus  de  Birt»  canonicus 
CliTensis,  noster  capellanusJ^)  Erst  seit  dem  15.  Jahrhundert 
werden  Kleriker  unter  den  Bäten  häufiger  angeführt;  es  sind 
die  Beamten,  denen  die  Besorgung  des  Schreib vesens  bei 


1)  Lacomblet  a.  a.  0  IV.  No.  474. 

2^)  Ebenda  a.  o.  0.  II.  No.  85  und  258. 
»)  Ebenda  a.  a.  Ü.  IV.  No.  328  und  473. 
'»)  Ebenda  a.  a.  0.  IV.  No.  328  und  473. 

5)  Ebenda  ».  a.  ().  IV.  No.  65  und  328. 

6)  Eb2nda  a.  a.  O.  IV.  No.  2.50  und  328  (1444  und  1464). 

7)  Ebenda  a.  a.  O.  JV.  Ko.       (1464),  474 

8)  z.  B.  die  1486  in  einer  ürkonde  Herzogs  Johtum  II.  genannten 
vriende  van  raide  Wessel  von  Loe  Omer  Ammmann  in  Lymersch  ind 
Johan  von  der  Hofst,  onser  Drost  in  onsem  Lande  Dinslaken.  Schölten, 
Die  Stadt  Kleve,  1879—81.   Urkimdenanhaiig,  p.  LXXX. 

9)  K.  B.  Otto  de  BelUnehoven  et  Joh.  de  Vondern  famnli.  Laeomblet 
ü.  u.  0.  in.  No.  110  ,1311).  —  Diederich  v.  Wvsch  ende  Lnbbert  von  Tille 
koapen  ouse  raetlude.    a.  a.  O.  III.  No.  100^  (1395). 

V>)  Lacomblet  a.  a.  O.  III.  No.  37o. 
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Hofe  übertragen  wax,  der  Kanzler  und  der  Rentmeister.*) 
Besondere  häufig  nennen  die  kleyischen  Urkunden  ans  dem 
Beginn  des  15.  Jahrhunderts  den  letateren,  2.  B.  Wessel, 
praist  to  Wisechel  rentmeister  in  dorn  lande  van  Cleve.^) 

Auch  in  welcher  Art  die  Räte  im  Dienste  ihres  Herrn 
Verwendung  fanden,  lassen  die  Urkunden  ersehen.  Sie  er» 
wähnen  die  Berater  in  der  Eigenschaft  al.s  Zentren,  als  Bürgen 
und  als  Schiedsrichter.  Der  weitaus  häutigste  Fall  ist  der 
<'rste,  wo  die  Räte  des  Fürsten  unter  den  Zeugen  aufg-efTihrt 
werden.  Es  sind  zumeist  Urkiniden,  die  als  Rechtsgeachäft 
eine  Belehnung  oder  Verleihung  enthalten.  Im  Protokoll 
findet  sich  die  Formel  nostrorum  amicoram  ex  consilio,')  cum 
fidelium  nostrormn  volnntate  et  consÜio,^)  hi  rade  onser 
vriende,*)  mit  vUle  ind  rade  uns  Yriendey*)  mit  vur  ge- 
hadden  raede  pnfs  selffs  end  onser  maghe  end  vriende,^ 
oder  wail  beraden  myt  onsen  magen,  n  ienden  end  Rade.^ 
Hier  darf  man  also  aus  der  Erwähnung  der  Räte  unter  den 
Zeugen  schliefsen,  dnfs  (}or  TTerrscher  nicht  nur  in  ihrer 
Gegenwart  seine  Fnticheidung  getroffen,  sondern  auch  dabei 
ihre  Ansicht  erkuud«  t  hat. 

Als  seine  Burgen  werden  vom  Landesherrn  die  kle^iachen- 
Ratgeber  zumeist  iu  solchen  Urkunden  bezeichnet,  die  über 
den  Abschlufs  eines  Vertrages  zwischen  dem  kleriscben  Grafen 
und  einem  andern  Machthaber  ausgestellt  sind.  Derartig» 
Urkunden  liegen  nur  aus  dem  13.  Jahrhundert  Tor.")  Im 
14.  und  15.  Jahrhundert  werden  in  den  Urkunden  über  einen 
VertragsabschluTs  des  Herzogs  von  Kleve  die  Räte  nur  als 
anwesende  Zeugen  oder  Mitbesiegler  erwähnt.*®}  Diese  That- 
Sache,  dafs  die  Bürgschaft  der  Räte  sich  hier  in  einfache 
Zeugenschaft  umsetzt,  steht  wohl  daniit  in  Zusammenhang, 
data  im  15.  Jahrhundert  die  landesherrliche  Gewalt  zu  grölsereni 
Ansehen  gelangt  war,  ihre  Vertragsabschlüsse  hatten  einen 
mekr  öffentlich-rechtlichen  Chaiakter  erhalten  und  konnten 


^)  Auch  in  Braudenborg  gehörteu  ja  im  15.  J  uhrhuudert  der  Kanzlei - 
ehef  und  die  Sekretäre  m  den  RMen.  Vergl.  Stölsel,  Bruideabiirg* 

Prensscn.-^  Keclitaverwaltung  und  RtchtHverfa-sung.    1888.    I.  38. 

2)  MOü  Scliolten,  Die  StuHt  Kh-ve.  1«7;>— 1881.  Urlaindenanhang 
No.  p.  XXXIIl.  140G,  im,  1411  Lacoml.let  a.  a.  O.  IV.  Xo.  43. 
5.'].  64.  —  1413  Dithmar  Codex  diplontaticus  zu  Tescbeninaehera  Annale» 
Cliviuc  1721)  p.  62.  ~  1418  StMtaarciriT  «i  Münatw.  Kkt^tt-MArk,  Lud- 
stände,  H.  I.  lol.  42. 

5)  Laeomblet  a.  a.  O.  II.  No.  265;  IU.  No.  461. 
*)  Ebenda  a.  a.  O.  U.  No.  492  l^CO). 

Ebenda  a.  a.  O.  III.  No.  15  (1311). 

6)  Ebenda  a.  a.  ü.  III.  No.  6»l  (1869). 

7)  Ebenda  a.  a.  0.  UL  Mo.  962  (1391). 

»)  Scholien,  Die  Stadt  Kleve.    Anliunir.  p.  IX  «ad  XIV. 
»)  Lacninhlet  a.  a.  O.  II.  No.  311  und  487. 

1")  Ebenda  u.  a.  O.  UI.  No.  G91  luid  791;  IV.  No.  122,  123,  214, 
S18,  157,  211,  269,  327,  371. 
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der  persönlichen  Bürgschaft  seitens  Yertraater,  wie  sie  mehr 
priTatrechtlichen  Vertrttgen  entspricht,  nun  entbehren. 

Als  Schiedsrichter^)  werden  Räte  in  den  Urkunden  dann 
genannt,  wenn  der  klevische  Landesherr  mit  einem  Kachbar- 
lunsti^n  übereinkam,  die  zwischen  ihnen  8chwet>pndpn  Streitig- 
keilen dnrch  ihre  Kate  scblichten  zu  lassen,  bu  erklärte  1317 
Graf  Dietrich  VIII.  von  Kleve,  dass  er  zu  dem  Schiedaspnich, 
der  den  Streit  zwischen  ihm  und  dem  Grafen  von  Jülich  einer- 
seits und  dem  Erzbischof  von  Köln  und  dem  Grafen  von  der 
Mark  andererseitB  beenden  soUte:  zu  raetluden  gesciiiokt 
harren  Dyderlch  yan  Moerse  ind  heran  Wilhelm  van  Wisachel 
ridderc;  raetlude  des  greven  von  Giere. 

Zwar  kehren  die  Namen  mancher  der  fürstlichen  Ver- 
trauten in  den  Schriftstücken,  namentlich  des  15.  Jahrhunderts, 
oft  wieder,  da^ei  ist  aber  doch  zu  betonen,  dafg  der  Fürst 
seine  Räte  nicht  re<relmäf8ig  verwandte,  sondern  sie  nur  von 
Fall  zu  Fall  herauzojz:.  Zu  einer  dauernden  T^^ertragung 
gewisser  wiederkelirender  Geschäfte  an  seine  Guliilfen  konnte 
sich  der  Herrscher  noch  nicht  entsch Uelsen;  eine  eigentliche 
Organisation  fehlte  noch.  Yen  dem  Bestehen  eines  Rats  in 
Kleve»  der  sich  als  ein  geschlossenee  KoUeginm  darstellt, 
kaim  also  in  dieser  Zeit  bis  zam  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
hin  füglich  nicht  die  Bede  sein;  man  kann  nur  von  einzelnen 
Bäten  als  Vertrauten  ans  der  Umgebung  des  Fürsten  sprechen. 

8.  Die  ständische  Bewegrun?  und  die  Organisation  des 

Ratskollegiums. 

In  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  vor  Beginn  des 
16.  Jahrhunderts  kam  es  zu  einer  schnellen  und  gründlichen 
Wandlung  in  der  bisherigen  Art  der  Verwaltung  am  Hofe: 
es  erfolgte  durch  Einfühninir  eines  <?^'sehlo88enen  Rats- 
kollegiums, bestimmter  Sitzungsstunden  und  genauer  Kon- 
trolle des  Schreib-  und  Rechnungswesens  eine  Organisation 
der  Hof-  und  Landcö-Centralverwaltuug,  wie  sie  dem  14.  und 
15.  Jahrhundert  fremd  gewesen  war. 

Aber  nicht  freiwillig,  nicht  durch  Initiative  des  Fürsten 
geschah  dies.  Nur  dem  Drucke  seiner  Landstilnde  gab  Herzog 
Johann  nach  und  bequemte  sich  zu  dieser  Neuordnung  des 
fürstlichen  Regiments,  die  seinem  bisherigen  freien  Ver- 
fügungsrecht vielfach  Fesseln  anlegte.  Veranlassung  zu  diesem 
Einschreiten  der  Stiindo  war  'lif*  Finanznot,  in  der  sich  der 
HeiTsclipr  liefand  und  in  die  er  durch  seine  Beziehungen  zu 
dem  burgundischen  Isachbarlande  geraten  war. 

I)  Lacomhlet  a.  a.  O.  H.  No.  268,  535,  1021]  HL  No.  990,  lOOß; 
IV.  No.  43,  123,  232. 

S)  Ebenda  a.  a.  0.  No.  163. 
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JofaJuuiB  II.  Mutter  war  Elisabeth,')  die  Tochter  Herzog 
Johanns  des  UnerschroekeDen  tob  Burgimd.  Wohl  auf  lüm 
Veranlassang  war  der  junge  klevische  FHns  bei  ihrem  Bruder» 
seinem  Oheim,  am  glttnzenden  Hofe  Philipps  des  Guten  er^ 
zogen  worden  und  iu  sehr  nahe  Boziehucgcn  zu  seinem  Vetter, 
Herzog  Karl  dem  Kühnen,  getreten.  Durch  die  Kosten  der 
vielen  Kriege,  die  er  später  im  Gefolfre  sf^inns  -troitbaren 
Ver\van(UeTi  und  nach  dessen  Tode  als  Mitbewerber  um  die 
burguiidiriche  Ki'l)schaft  geführt  hatte,  waren  seine  linauziellen 
Mittel  gaii/c  erscho])!'!.  Dazu  trat  dann  der  Umstand,  dafs 
neben  der  ehelichen  eine  zahlreiche  illegitime  xsachkommeu- 
schaft  zu  Torsorgen  war.  So  sah  sieh  der  FQrst  gezwungen, 
eine  Reihe  kloTischer  (Gebietsteile  zu  Terpfibiden  und  häufig 
seine  Landstände  um  Abhilfe  seiner  Geldverlegenheit  anzugehen. 
Kitterscbaft  und  Städte  von  Kleve  und  Mark  miisbilligteu  sehr 
die  dem  burgundischen  Verwandten  nachgeahmte  üppige  Hofhai* 
tiing  imd  die  vielen  Fehden,  deren  Zweck  dem  Laudesinteresse 
fremd  war.  TNn-  Unmut  fil'or  dio  Tj.nid's  <  rai  r-frnngen  und  die 
Geldforderuii^eu  zur  Versorgung  lioi  zoglicher  Bastarde  lührte 
die  Stände  zur  offenen  Aufiehnnug  gegen  das  fürstliche 
Regiment. 2)  Als  Ergebnis  der  ständischen  Bewegung  liegen 
vier  Ordnungen  vor,  die  wohl  von  den  bisherigen  Räten  ver- 
faßt sind.  Ob  die  Räte  die  Notwendigkeit  einer  OrgaoisatuMi 
erkannt  und  selbst  gegen  den  Herrscher  Partei  genommen 
oder  aber  nur  auf  das  Drängen  der  Stände  jene  Hof- 
instruktionen  entworfen  haben,  läfst  sich  nicht  entscheiden. 

Die  erste  jener  Orduungen  vom  16.  Mai  1486  trägt  die 
Überschrift:  „Ordinantie  van  einem  slaite  mins  gna<^diiren 
heren  aver  mit/  siner  gnaden  vrienden  van  Hnido  vcrrarnipt." ^) 
Schon  die  Einloitnngsworte  des  ersten  Abschnitts  zeigen  an, 
dafs  mit  den  bisherigen  Zuständen  gänzlieh  «r(^brochen  werden 
sollte:  „then  ien-^ten  dattet  van  noidcn  is.  dat  sich  miu  gne- 
dige  lieve  her  selver  persoenlik  wat  anders  schicken  ind 
regiren  möt,  dan  bisher  geschiet  is.**^)  Vor  allem  sollte  der 
Herzog  aus  den  Männern  seiner  Umgebung  drei  oder  vier 
Räte'  wählen,  die  zu  täglichem  Dienst  stets  um  ihn  sein 
sollten.  Ohne  deren  Vorvissen  und  Gutachten  durfte  er  in 
Dingen,  „die  sinor  gnaiden  herrlicheit,  guede,  renthe  oder 
gerechticheit,  ampten.  diensten  beriiercn".  kurz  in  der  ge- 
samt''ii  Hof-  und  Landesverwaltung  keiiif  Kntscheiduug 
trellen.    Zum  Zweck  der  regelmäTsigexi  Erledigung  der  Ge- 


M  y ui^tel-Cohu,  ätaiumtaftilii  zur  Ueschichie  der  eurojMUBclum 
irftaaten.    Tafel  214. 

-)  \ir\  Urkanden  nnd  Aktenstücke  zut  Geschichte  des  EnrAnten 
Friedrich  W  ilhelm  von  Braiiili-nlmn^'.  15d.  V.,  herausgegeben  tob 
A.  V.  Haetteu  1869,  Einleitang  p.  7  u.  8. 

8j  Vgl.  Beilage  No.  1. 

*)  a.  a.  O.  Abs.  2. 
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8cbäfte  wurden  tägliche  Sitzungsstunden  für  die  Beratungen 
festgeaetzt:  morgens  um  8  Uhr  und  nachmittags  um  3  Uhr.*) 
An  ihnen  hatte  der  Forst  wenigstens  eine  Stunde  lang  teil- 
zunehmen.') Von  allen  ankommenden  Briefen  und  Botschaften 
sollten  die  Bäte  Kenntnis  erhalten  und  erst,  wenn  sie  ihre 
Meinung  gesagt,  durfte  den  Boten  der  Bescheid  erteilt 
werden.*)  Um  die  bisherigen  Zfililrf^ifben  V'erschreilnmo^en 
von  Rochton  und  Land  durch  den  Herzoj^  jetzt  verhindern  zu 
können,  wai*  eine  strenge  Kontrolle  aller  ausgehenden  Schrift- 
stücke geboten,  und  die  Kanzlei  sollte  in  nahe  Verbindung 
mit  dem  neuen  Bäte  gebracht  und  seinem  Befehle  auch  die 
Sekretäre  unterstellt  werden.^) 

Allen  Vorschlägen,  die  die  Bäte  ihm  in  Yerwaltungs- 
angelegenheiten  machten,  hatte  der  Herzog  Folge  zu  leisten/) 
namentlich  da,  wo  es  sich  um  die  Kntlasdung  unbrauchbarer 
oder  überflüssiger  Diener  handelte.^)  Ebenso  aber  sollten 
auch  die  Räte  gegen  die  ungerechtfertigte  Absetzung')  treuer 
Beamter»  durch  den  TTerrscher  einschreiten.  Traten  etwa 
unvorhergesehene  Ereignisse  ein.  die  für  das  türstliche  llaus 
und  das  Land  bedeutungsvoll  werden  konnten,  so  sollten  die 
'Räte  am  llofe  die  abwesenden  Kollegen  hinzuziehen.**)  Ziun 
Schlüsse  verpflichteten  sich  die  Katsmitglieder,  welche  dies 
Aktenstück  unterschrieben,  ihre  Thätigkeit  bei  Hofe  ein- 
zustellen und  nach  Hause  zu  reiten,  sobald  ihr  Herr  gegen 
die  Ordnung  Terstiefse.*)  Es  folgen  dann  die  Namen  der  an 
der  Abfassung  beteiligten  Bäte :  Praist  (d.  i.  Probst  von  JKleve 
und  Kanzler  Dietrich  von  Ryswich),  Henrick  van  den  Bjlant, 
Aileft*  van  "Wyliek,  Erfhaifmeister,  Wessel  van  den  Loe 
(Drost  zu  Tjviners),  Knippinck  (Amtmann  zu  Wetter),  Jaspar 
Torck  (Amt  mann  zu  rn?i;0.  All  »ort  van  Hoenjjell  (Hofmeister), 
Johan  Vau  der  Horst  (Drost  zu  Dinslaken),  Ghristoö'er  van  Wy- 
lick  (Drost  zu  Grennep),  Wickede  (Drost  zu  Orssoy),  Denck 
van  lloenpell  und  Gadcrt  Torck  (Drost  zu  Goch). 

Nach  drei  Jahren  ward  eine  neue  Hofordnung  erlassen. 
Ob  die  erste  nicht  recht  befolgt  worden  war  oder  sich  nur 
das  Bedürfnis,  sie.  zu  ergänzen,  fühlbar  gemacht  hatte,  ist 
nicht  zu  erkennen.  Jedenfalls  stimmt  die  neue  „Ordinantie 
van  dem  nien  regiment*  von  1489  *")  grofsenteils  mit  der  In- 
struktion Ton  i486  uberein.  Hervorzuheben  ist,  dals  die  ^ahi 


»)  Beilage  1.  Abs.  14. 
^  a.  a.  O.  Abs.  9. 
3|  a.  a.  O.  Abs.  10  u.  16. 
*)  a.  a.  O.  1,  Abs.  3  u.  4. 

a.  a.  O.  Abs.  13. 

a.  a.  O.  Abs.  13. 
')  a.  a.  O  A1.S.  8. 
®)  a.  a.  O.  Abs.  5. 
9)  a.  a.  O.  AbB.  2G. 
»)  Beilage  2. 
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der  Berater  des  Fürsten  auf  12  festgesetzt  wirf]  inid  die  ein- 
zelnen sofort  namhaft  gemacht  werden.')  Vier  der  KaLsmit- 
glieder,  die  zu  täglichem  Hofdienst  bestimmt  sind,  werden 
verpflichtet  zn  genauer  Kontrolle  der  Verttolsenmgeii  tob 
KaturalgeMleDi  die  der  Hemelier  in  Zuknnft  befiBUeB 
könnte.*)  Im  übrigen  kehren  die  Bestimmungen,  welche  die 
drei  Jahre  vorher  erUssene  Ordinantie  fiber  die  Stellung  des 
Rates  zum  Herzog  gegeben  hatte,  hier  'w^ieder. 

Da  die  Namen  der  12  "Räte  mit  gerinq-er  An-;na]ime 
identisch  sind  mit  denen.  weU  ln'  sich  unter  der  Urdinantie 
von  1486  finden,  so  darf  man  wohl  vermuten,  dafs  die  1480 
genannten  Räte  im  Dienst  geblieben  sind  und  dal's  (iie  Ord- 
nung von  1489  jüuu  ältere  von  148G  nur  ergänzen  sollte. 
Durch  die  AnfisäUnng  der  12  Bäte  sollte  vermatlich  nnr  die 
MitgiiederKahl  des  ^ktskolleginms  begrenzt  irerdeni  das  sich 
damals  ans  dem  Kanzler,  Hofmeister,  Erbhofmeister  nnd  aeht 
Amtleuten  klevischer  und  märkischer  Amter  zusammensetzte. 
Zu  regelmäfsigem  gleichzeitigen  Hofdienst  sollten,  wie  oben 
erwähnt,  mindestens  immer  vier  Bäte  anwesend  sein. 

In  beiden  Ordinantien  werden  die  ständischen  Wünsche 
formell  und  inhaltlich  in  sehr  kategorischem  Tone  vorgetragen; 
noch  mehr  aber  in  dem  Erlals,  der  Herzog  Johann  II.  am 
8.  März  1501  ')  abgezwungen  wurde.  Die  Festsetzungen,  die 
hier  entsprechend  den  ständischen  Forderungen  getroffen 
werden,  lanten  teilweise  übereinstimmend  mit  den  Vorschriften 
in  den  beiden  Ordinantien,  teilweis  gehen  sie  noch  weiter. 
So  wird,  wie  dort,  auch  hier  die  Beteiligung  der  Räte  bei 
allen  Akten  rerlangt,  die  der  Entscheidung  des  Herrschecs 
unterliegen;  femer  eine  genaue  Eontrolle  der  Kanzlei  imd 
des  Finanzwesens  gefordert.  Und  wenn  aur^erdem  die  Stände 
in  der  Urkunde  von  1501  "*)  bei  der  Wahl  der  Käte  durch  den 
Fürsten  ein  Präsentationsrecht  für  sich  beanspruchten,  so  wird 
mau  auch  darin  einen  Fortschritt  in  der  Entwicklung  des 
ständischen  öelbstbewufstaeius  gegen  die  Jahre  1486  und  1489 
sehen  müssen. 

Schliefslich  giebt  es  noch  ans  dem  ersten  Jahrzehnt  des 
16.  Jahrhunderts  eine  Ordinantie*)  mit  Vorschriften  f&r  die 
Hof-  und  LandesTcrwaltung.  Audi  in  ihr  werden  die  Bäte 
angewiesen,  alle  ausgehenden  herzoglichen  Schreiben  yor  der 


BeilaL'e  2,  Abg.  4. 
^)  Beilage  2,  Abs.  *^12). 

3)  J.  J.  Scotti,  Saannlnng  der  Gesetze  und  Verordnangen,  welche 
iii  dem  irerzogturn  Kleve  nnd  der  Grafschaft  Mark  1418—1816  er* 
gaiigeu  siud,  liS2Q,  Bd.  I.  No.  11. 

*)  Haeften  datiert  (XXrkand.  v.  Aktenst  V.  p.  9)  vad  Ihm  folgend 

Bornhak  (Gesch.  d.  Preafs.  Verwaltiuigsrechts  I.  p.  S86)  erst  von  IfiOl 

an  die  ständische  JJinwirknnp:  anf  die  Verwaltungsorgauisation,  nicht 
gunz  mit  Recht,  denn  sie  iat  tichon,  wie  oben  gezeigt,  1486  za  beobachten. 
»)  Vgl.  Beilage  3. 
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Expedition  erst  genau  zu  prüfen  nndsiedurcli  » inen  Sekretttr 
unterfertigen  zu  lassen.^)  Sie  sollten  auch  das  Finanz-  und 
Becbnuno^swesou  streng  beaufaichtigeu')  und  alle  Angelegen- 
heiten, die  Hoheit,  Land  und  Leute  betrafen,  nur  mit  Hin- 
zuziehung aller,  auch  der  abwesenden  K  a  t  s  i  n  i  tglieder,  erledigen . ') 
Neben  diesen  in  den  fiüheren  Ordnungen  wiederkehrenden 
Vorschriften  wurden  noch  einige  neue  Bestimmungen  gegeben. 
So  vurde  die  Kontrolle  über  die  Kanxlei  dadurch  TerBohUrflt, 
dafs  in  Zukunft  daa  herzogliche  Siegel  in  einer  siebenfach 
Terschlossenen  Truhe  aufbewahrt  werden  sollte.^)  Femer 
wurden  Spezialerlasse  über  die  T(u  pachtnng  der  Zehnten,  der 
Mühlen  und  über  den  Verkauf  des  Korns  in  Aussicht  ge- 
stellt,^) und  schliefslich  die  selnielle  Erledigung  der  von  den 
ünterthanoTi  ;ni  den  Hol'  gebrachten  Rachtshändel  gefordert.*^) 
Vergleicht  man  die  oben  hervorgehobenen  Anordnungen 
mit  dem,  was  sich  ober  die  Stellung  und  ThUtigkeit  der 
niiiiiaterialischen  Räte  sagen  lielä,  so  «Tgiebt  sich,  dals  durch 
die  ständische  Opposition  erst  eine  Organisation  des  kleTischen 
Batswesens  erreicht  worden  ist.  Von  einem  Bat  als  einem 
annShemd  geschlossenen  Kreise  Ittfst  sich  jetzt  erst  sprechen. 
Stfladigkeit  und  gemeinsame  Beratung  der  festernannten  Mit- 
glieder in  bestimmten  Sitzungsstunden  sind  die  Hauptmerk- 
noale  der  Organisation  und  die  Grundlage  der  kollegialen 
Verfassung  des  Rates.')  Für  die  P<»rmanen7  des  Ratskollegiiinis 
spricht  die  Erwähnung  der  „täglichen  Eän  "'.  wie  sie  in  der 
Ordnung  von  1486  und  in  einem  SchreilxD  der  Städte- 
deputierten von  Kleve  von  1480^)  au  die  Räte  bezeichnet 
werden.  Ebenso  wird  die  Ötäudigkeifc  des  Rates  durch  die 
Hinweise  auf  die  Ratskammer  bezeugt;  auf  der  jetzt  täglich 
Bäte  und  Schreiber  zusammenkamen.  Ähnlich  nrteilt  Rosen- 
thal bei  der  Schildemng  der  Bairischen  Ratsorganisation: 
^nnr  bei  einer  gewissen,  regelmäfsigen  Wiederkehr  der 
►Sitzungen  empfindet  man  das  Bedürfnis  nach  einem  Sitznngs- 
iokal,  welches  am  besten  das  Moment  der  Ständigkeit  des 
Kollegiums  veranschaulicht.^ 

1)  Vpl.  BeiliiL^e  3,  Abs.  1  a.  2. 
2J)  a.  a,  0.  Abs.  20/21. 
3)  a.  a.  0.  Abfl.  4. 
*}  a.  a.  0.  Abs.  3. 
5)  a.  a.  O.  Abs.  15  a.  10. 
a.  a.  O.  Abs.  22. 

^  Gans  ähnlich  werden  in  Baiern  1489  die  »geordiieteir  Räte  ein- 
gesetzt. Kosen t Ii ul,  Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der  Verwal-. 

tungBorganisation  Baierns  I.  (1889)  2G1. 

^)  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kleve- Mark,  Landstiinde  B.  I.  fol.  76. 
»)  BeiUlge  1,  Abs.  14. 

^)  Bosen thal,  Geaohlebte  des  Gerichtswesens  ete.  I.  261. 
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3.  Die  Fnion  voji  1521  und  ihre  Folgen  für  die  Entwicklung 
des  Ratswesens:  das  Batskollegiuin  zu  KloTe  und  die  (juartier- 

rftte  bei  Hofe. 

So  stark  sieb  aucb  der  Binflnfs  der  ständiseben  Bewegung 
bei  der  Einricbtung  des  Ratsweaeus  gezeigt  und  das  freie 

Entscheidungsrecht  des  Herrschers  eingeschränkt  hatte^  so 
Termochte  sich  die  hersoglicbe  Gewalt  ihm  doch  wieder  zu 
entziehen.  Es  gelang  ihr,  dem  Kat  und  den  Standen  gegenüber 
eine  selbständigere  Stpllnng  für  die  ganze  i'olgezeit  sieb  zu  er- 
rinp-fm,  ohne  dafs  jedoch  dabei  die  nutor  standischer  Mit- 
\sirkung  geschaflene  Organisation  wieder  aufgegeben  wurde. 
Krniuglicbt  wurde  diese  WandUing  durch  die  Vereinigung 
Jülich-Bergs  mit  Kleve-Mark  und  die  dadurch  bedingte  zeit- 
weilige Verlegung  des  Hoflagera  von  Eleve  in  die  neu- 
erworbenen Lande.  Dort  stand  der  Herzog  nicht  mehr  in 
dem  Ma&e,  wie  bisher,  unter  der  Einwirkung  des  zu  Klere 
gebliebenen  Batskollegiums;  er  hielt  die  Verbindung  mit 
diesem  nur  aufrecht  durch  einzelne,  sn  Torübei^ehendem  Dienst 
an  den  Hof  berufene  Räte,  die  sogenannten  ^Quartierräte". 

Für  die  Union  der  klevischen  und  jülichischen  I^ande 
erfolgten  die  einleitenden  Schritte  im  Jahre  14i>6.  Damals 
verlobte  der  Herzog  »Tohann  II.  von  Kleve  seinen  Sohn 
Johann  mit  Maria,  der  Tochter  Heraog  "Wilhelms  von  Jülich 
und  Berg;  zugleich  beschlossen  die  beiden  Fürbten  eine  Erb- 
einigung ihrer  L&nder.  Hierbei  verlangten  die  beiderseitigen 
Stände,  dafs  in  die  Eheberedungsnrkunde ')  die  Bestimmimg 
aufgenommen  werde:  beide  Lande,  Jftlicb-Berg  wie  Eleve- 
Mark,  sollten  mit  Berücksichtigung  ihrer  alten  Freiheiten 
und  in  der  bisherigen  Weise  weiter  verwaltet  werden.  Was 
in  dem  Vertrag  von  14V>6  ausgemacht  war,  wurd<*  1521  ver- 
wirklicht: Herzog  Johann  III.,  bereits  seit  1511  Herrscher 
in  Jülich-Berg,  folgte  1521  seinem  Vater  in  der  Regierung 
von  Kleve -Mark  und  vereinigte  bome  Stammiande  mit  den 
erheirateten  Herzogtümern. 

Während  der  Fürst  auf  den  Wunsch  der  Stände  von 
Jfilicb-Berg  seinen  Hofhält  in  die  nenerworbenen  Gebiete 
verlegte,  behielt,  da  die  Vereinigung  der  Herzogtümer  nur 
eine  Personalunion  war,  der  klevische  Rat  seinen  Sitz  in  den 
klevischen  Land«  n.  Bemerkenswert  ist  dabei,  wie  gerade  die 
Übersiedelung  des  Hoflagers  von  Kleve  in  das  jülichische 
Gebiet  mit  dazu  beitrug,  dafs  die  Hanptbehörde  des  Herzog- 
tums Kleve  einen  festen  Sitz  erhielt.   Vor  der  Union  der 


Lacomblet,  Urkundenbucli  IV.  So.  474. 
^)  Urkunden   und   Aktenstücke  Sur  Geschichte  des  Kurfürsten 
Friedricli  Wilhelm  Bd.  V.  12. 
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Lande  hatten  die  klevischen  Herrscher  durchaus  nicht  immer 
zu  Kleve  gewohnt,  sondern  auf  verschiedenen  Schlöaderu, 
2.  B.  anf  Monreberg,  Hofgehalten,  und  ihre  Räte  hatten  sie  stets 
begleitet  Jetzt,  wo  der  Herzog  auch  ia  den  Deaerworbenen 
TerritorieD  residieren  sollte^  war  f&r  ihn  die  Ausaicht  anf 
einen  Iftngeren  oder  gar  dauernden  Aufenthalt  in  Kleve 
in  weite  Feme  gerückt.  Das  den  Ständen  1496  gegebene 
Versprechen  verbot  die  Verletzung  der  Hauptbehörde  aufser 
Landes.  Dafs  Kleve  hinfort  stets  als  der  Amtssitz  des  Rates 
galt,  ireht  aus  den  Datierungs-  und  Präaentatsvormerken  auf 
den  Akten  der  klevischen  Kanzlei  hervor:  die  Ürtaangabe 
nennt  dort  stets  die  Stadt  Kleve,  ferner  aus  der  stehenden 
Unterschrift  ,,Rede  to  Cleve"  und  der  Wendung,  die  in  den 
Ladungen  der  Lokalbeamten  oder  abwesenden  Räte  sich  findet: 
„ia  nnser  begeren  dat  gy^  np  onser  borg  und  raitkamer  tot 
Cleve  bi  andern  onsen  raeden  fuegen  sollt.*).  Die  Ver- 
sammlung der  Ratsniitglieder  zu  Kleve  fÜlirte  auch  die 
Bezeichnung  „pleibender  Kat"  im  Gegensatz  zn  den  Räten, 
die  (las  umhei-ziehende  Hofiager  begleiteten,  dem  sogenannten 
„folge uden  Rat''.  ^) 

Da  der  Rat  zu  Kleve  in  allen  wichtigeren  Fragen  der 
Verwaltung  an  die  Zustimmung  oder  eigene  Entscheidung  des 
Herrschers  gel)undeu  war,  so  ergingen  oft  Anfragen  von 
Kleve  an  da»  Hofiager  und  von  hier  nach  Kleve.  Um  trotz 
der  Entfemnng  mit  dem  kleyisohen  Ratskollegium  in  naher 
Verbindung  zn  bleiben  und  immer  nnterriohtet  zu  sein  fiber 
die  Angelegenheiten,  die  in  Kleve  zur  Erledigung  vorlagen, 
verordnete  Herzog  Johann  Hl.,  dafs  sich  stets  an  seinem 
Hofe  zwei  kleve- märkische  Räte  aufhalten  sollten.  Wann 
diese  Bestimmung  erlassen  int,  lüfst  sich  nicht  genau  erkennen. 
Vermutlich  schon  in  den  zwanziger  Jabr^Ti,  jedenfalls  vor  dem 
23.  .Juni  1531,  da  das  damals  crgangcme  Edikt bereits  auf 
eine  frühere  Verordnung  ähnlichen  luhalla  Üezug  nimmt. 
Jene  Bestimmung  \s  uitle  in  vielen  Ordnungen,  die  sich  auf 
Hof-  und  Landesverwaltuug  bezogen,  wiederholt,  so  in  der 
^anteikning  van  Monreberg  1538^/)  in  der  Hofordnung  von 
und  1566,^  wie  in  der  Kegimentsordnnng  von  lö92.^) 
In  der  Ordnung  von  156B  fuhren  diese  bei  Hofe  weilenden 
klevischen  Räte  die  Bezeichnung  ,,Quartierräte^,  die  neben 


Staatsarchiv  zu  Münster,  Klevu-Mark,  LaJidstände  1>.  I.  ful.  üo!. 

*)  Zeitschrift  des  Bergischen  GeBChichls Vereins  Bd.  XXX.  p.  55. 
(Quellen  zth-  Geschichte  der  TJehördenorGranisution  in  .Tülicli  und  Belg 
im  16.  Jahrhundert,  herausgej^eben  von  v.  Below  und  Geich.) 

•)  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kleve-Mark,  Landesarchiv  No.  4,  B.  I. 

^)  a.  «.  0.,  Landstände  Ii. 

'*)  ry.'i(M>ml)U't.  Archiv  für  Geschichte  des  Niederrheins  V*  107* 
*•)  Beilage  4,  Abs.  1. 

Zeitrarifi  des  Ber^sehen  Geschlchterereins  II.  228. 
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ihnen  ancL  »och  auf  die  gerade  dienst thueuden  höheren  Be- 
amten am  Hoflager,  wie  Marschall  und  Hofmeister,  angewendet 
wurde.    Die  Dauer  des  Aiifenthaltd  betrug  für  sie  ungefähr 

sechs  Wof]\('fi nach  deren  Al)laiir  wunien  sie  dann  von 
anderen  l^  iitn  abgelöst.  Gegon  das  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts sciieint  dieser  Turnus  nicht  mehr  regtdmälsig  inne- 
gehalten zu  sein.  Manche  Räte  mufsten  dann  über  ihre 
gewöhnliche  Aufenthaltsdauer  hinaus  am  Iloflager  bleiben.') 


B.  Die  ZmammoiMotzung  des  MevischenRalet  im  16.  JahrlNiiidart 

Das  zu  Kleve  residierende  Batskollegium  setzte  sich  im 
16.  Jahrhund(>rt  zusammen  aus  einigen  der  oberen  fiofbeamten, 
adligen  und  ijrelehrtou  Räten. 

Betrachten  wir  zuerst  die  GesamtziÖ'er  der  Ratsmitglieder. 
Schon  die  Ordinantie  von  1489')  hatte  für  jene  Ziffer  12  Rate 
angegel)en,  und  diese  scheint  für  die  Folgezeit  auch  im 
grofseu  uud  ganzen  als  die  durchschnittliche  Zahl  der  Räte 
gegolten  zn  haben,  die  das  plenam  oder  commnnicatiim  con- 
sUium  bildeten.  So  trägt  s.  B.  das  Konzept  einer  Erklllmng, 
«Ue  die  Bäte  an  die  Städte  und  Kitterschaft  von  Kleve-Malrk 
am  12.  Aagust  1580^)  erliefsen,  den  Vermerk:  AlsiiB  berait- 
slagt,  dictiert  ind  affgehoert  in  pleno  consilio  praesentibns 
Marschalk  Reck.  lOrfliaefmeister  Wylich,  Cantzler  Weze, 
Marschalk  Wachtnirlonk.  Drost  in  Netter,  Drost  Dinslaken, 
Aldenbockum,  Dro.st  Kiuppinck  Romberg,  Louvermauu,  Rinck 
Rudenscheidt,  d.  h.  in  Gegenwart  von  12  Räten.  Ferner  wird 
in  einem  aus  dem  Jahie  1586  stammenden  Verzeichnis  der 
auf  der  Burg  speisenden  Hofleute  der  „Rethdisch"  mit 
12  Personen  angesetzt.  Diese  Durchschnittfiaiffer  erlitt  mit- 
unter Abweichungen.  Bei  den  häufigen  Abordnungen  an 
fremde  Fürstenhöfe  oder  in  die  Lokalämter  waren  selten 
gleichzeitig  sämtliche  Räte  anwesend;  häufig  nicht  mehr  aU 
acht.  In  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  wurde  aber 
aucli  mitunter  die  Zahl  von  12  klevischen  Rüten  überschritten; 
es  sind  anl  <|(»ti  Akteukunzepten  Tii;mclimal  13  oder  14  Räte 
als  anwesend  bei  dem  betreöenden  Beschlüsse  aufirefiihrt. 
Dagegen  wurde  in  dem  letzten  Viertel  des  16.  Jahrhunderts 


Such  der  ITofurdnuinf  von  1564  erfolsrte  der  Wechsel  der  Qnar- 
ti errate  all«>  zwei  Monate.  Vgl.  Zeitschrift  des  Bergiseheu  Geschichts- 
Vereins  AXX.  24. 

^)  So  fragte  der  oft  am  DüsHeldorfer  Hof  erwähnte  klevische  Bet 
Dietrich  von  Kickel  1595  hei  den  Raten  zn  Klrvc  an.  ol)  er  noch  ferner 
über  die  Dauer  seines  C^uartierdieuBtes  hiiiuuä  dem  Hoflas^r  folgen  solle. 
StaatsarchiT  zn  Munster,  Kleve-Mark,  Landesarehlr  No.  4,  II.  1595.  Okt.  28. 
8)  Vpl.  Beilage  1,  Abs.  4. 

Staatsarchiv  zu  Möiister,  Kleire*Mark,  Laadstäude  B.  VL  foi. 
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bis  zum  Jahre  1609  bin  die  Zahl  von  8  Ratsmitgliedern  nur 
in  seltenen  Fällen  eneicbt;  in  der  Begel  nahmen  nur  5  bis  6 
an  den  Sitzungen  teil. 

Von  den  Hofbeamten,  welche  dem  klevidchen  liats* 
kollegium  angeborteiii  treten  besonders  herror  der  Hoöneister 
und  der*  MiTBehalL  Sie  galten  mit  dem  Kanzler  snsamiaen 
als  die  yomehmsten  und  angesehensten  Batsmitglieder;  die 
Namen  dieser  drei  werden  auf  den  Schreiben,  die  von  aniaer- 
halb  an  den  klevischen  Rat  einliefen,  besonders  herror- 
gehoben,  so  z.  B.  auf  einem  Brief  der  Statthalter  des  Herzog?* 
von  Jülich  1503*)  ».nn  die  furatlich  clevischen  Rede  besonders 
herru  Henrich  Pennynck,  doctor,  proist,  herrn  Henrich  Staill 
van  Houltritein  ritter  hoiffiueirfter  ind  herrn  Goedert  Torck. 
marschalk  zu  Cleve.  !Nach  der  Regimentsordnung  von  1592 
sollten  auch  Hofmeister  und  Marschall  mit  dem  Kanzler  vor 
allen  anderen  B&ten  stets  anf  der  kleyischen  Kanzlei  nnd 
Rechenkammer  anwesend  sein.^) 

Des  Hofmeisters  Gescbäftskreis  l)ildete  vorzüglich  die 
Fürsorge  fnr  das  grofsc  Gebiet  des  Hofhaushalts.  Nach  der 
Hofordnung  von  1534^)  mufste  eben  er  die  Aufsicht  führen 
über  die  Annahme  und  Entlassung  des  gesamten  Hofdieust- 
personaln.  Er  üldo  die  Disziplinargewalt  über  d-Ä^  Hofgesinde, 
schlichtete  <1(  nsun  8treitifrkeiten,  sorgte  für  die  Wahrung*  der 
Ordnung  und  des  feierlichen  Ceremoniells  bei  Hofe,  kuu- 
trollierte  die  Einhaltung  der  Etats,  lieis  sich  die  Wochen- 
rechnungen der  unteren  Hofbeamten  vorlegen,  beaufsichtigte 
die  YerfHroTiantierung  des  Hoflagers  und  übte  die  Polizei- 
gewalt daselbst  Diese  ursprünglichen  Aufgaben  hat  der 
Hofmeister  im  16.  Jahrhundert  regelmüTsig  nicht  mehr  selbst 
erfüllt,  sondern  nur  dann,  wenn  der  Herzog  in  Kleve  weilte 
oder  der  Hofmeister  an  den  Hof  befohlen  war.  In  der  Kegel 
hatte  jene  Oblie^r^nlieiten  ein  anderer  TTnfbeamter,  der  Haus- 
hofnipi:^tPV,  w;i Iii /uiK'hmon.  Dieser  Wandel  vollzog'"  nich,  wie 
Seeligi  r  iu  seiner  Geschichte  des  deut.scheu  Hofmeisteramts 
darlegt,  an  den  meisten  deutschen  Fürstenhöfen  im  15.  Jahr- 
hundert: das  ui'sprüuglich  leiu  persönliche  Verhältuib  lockerte 
sich  und  der  Hofmeister  erhielt  immer  mehr  den  Charakter 
eines  Landesbeamten.  ^)  In  Kleve  wurde  allerdings  der  Hof- 
meister nicht  wie  in  Böhmen,  Baiem  und  Württemberg 
der  Vorsitzende  des  Hofgerichts,  sondern  beteiligte  sich, 
iihnlich  wie  in  Brandenburg,  an  der  allgemeinen  Landes- 
Terwaltung. 

1)  Stjiiitsaicliiv  zu  MiiiiHttr.  Kleve-Älurk.  Landesarchiv  No.  150b. 
*)  ZeitDcUrift  des  Bergischeu  Geschichtsvereias  XI.  223,  Abs.  15/l(i. 
Laeomblet,  Archiv  Y.  114. 

8)  Lacnrnblet  a.  a.  0.  V.  103  ff. 

4)  Seeliv'er.  du8  deutsche  Uofmeisteramt  im  apätereu  Mittel- 

alter  (1885-,  49—5«. 
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Dem  Maidchall  war  seit  dem  Mittelalter  die  Sorge  für 
die  Pferde  und  das  Kriegsgerät  am  Hofe  anvertraut  gewesen, 
aber  ebenso  via  der  Hofmeifiter  war  er  fiber  die  Stelliuig 
eineä  blofsen  Hofbeamten  liinaiiflgewachseD;  die  Aafriclit  ftber 
das  Reit-  und  Fnbrvesen  hatten  Unterbeamte,  z.  B.  der 
Futtermeistor,  übernommen.  Im  16.  Jht.  hatte  der  Marschall 
allein  für  die  Landesverteidigung  nach  aufsen  und  im  Innern 
ZQ  sorgen,  diese  Aufgaben  nennt  die  Hofordnung  von  1534 
als  die  Obliegenheiten  des  Marschalls.  Die  Wahrung  der 
Sicherheit  iin  Innern  war  fast  noch  wichtiger  als  die  Abwehr 
nach  auööeu.  Denn  in  jener  Zeit  setzten  die  entlassenen 
Landsknechte  auf  ihren  Durchzügen  und  Braudschatzungen 
häufig  den  Bewohnern  des  offenen  Landes  hart  zu.  Zum 
Zwecke  der  Landesverteidignng  standen  dem  Marschall  zur 
Verfügung  teils  stehende,  teils  anfznbietende  Mannschaften. 
Das  Mittelalter  hatte  die  einzige  stehende  Truppe  in  den 
zur  Burgbesatzung  verwendeten  Knechten  gehabt.  Hierxn 
trat  im  16.  Jahrhundert  die  Trabantengarde  der  Hofschützen, 
die  unter  dem  Kommando  eines  Sehützenmeister?  standen  und 
den  Hen^scher  am  lloflnger  und  auf  Reisen  umgaben.') 
Zum  Aufgebot  gelinrten  die  Lehnsleute,^)  aufserdem  die  be- 
rittenen Schützenkorjis,*)  die  von  Zeit  zu  Zeit  als  Polizei- 
truppe oder  „streifeude  Kotte**  zur  Vorfolgung  der  „ganjeudea 
Knechte'^  zusammengezogen  wurden.  Schliefslich  hatte  der 
Marschall  auch  für  die  Beschaffung  und  Verwahrung  von  Qe- 
schützen  und  Schiefsbedarf  zu  sorgen.*)  Jedoch  alle  diese 
Geseliäfte  nahmen  ihn  fQr  gewöhnlich  nicht  voUtg  in  Ansprach; 
wie  der  Hofmeister  hatte  auch  er  daneben  an  den  Sitzungen 
des  Rates  teilzunehmen. 

Von  den  Inhabern  der  anderen  llofämter  werden  der 
Truchselrf  ihk!  der  Hchenk  im  16.  Jht.  nicht  mehr  genannt. 
Der  Kämmerer  oder  Kammermeiöter  blieb  nur  Hoibeamter 
und  erhielt  keiue  dauernde  Stellung  im  Rat. 

Die  übrigen  adligen  Mitglieder  ded  RatakoUegiums  wareu 
einige  der  Crösten  oder  Amtleute,  die  als  Vorsteber  der 
Drosteien  oder  Amtsbezurke  die  Geschfifte  der  Lokalyerwal* 

*)  Sie  waren  für  Keiseii  beritten;  ihre  An/.alil  gieht  die  liotorduimg 
von  1534  auf  Kehn  an.  Lacomblet,  Archiv  V.  110.  Ver^.  von  Below, 
Landtngsakten  von  .Tülicli-Berg  I.  (18951  107  n.  H)8.  Anin.  122. 

^1  Daa  Aufgebot  der  J^ehnsleute  erfolgte  im  Auftrage  des  klevi^rhen 
Marschalls  durch  die  Kanzlei  vermittelst  gedruckter  Aofgebotsfonnulttre. 
Staatsarchiv  zn  Muneter«  Kleve-Murk,  Lande.sarchiv  No.  83  b. 

^)  Ihre  Formierung  geschiili.  uie  die  wiedL'ikehrenden  Edikte  zeigen, 
ziemlich  oft.  «Scotti,  Sammlung  der  (rcsetze  in  Kleve-Mark,  I.  No.  42«  61. 
Staatsarehiv  tn  Monster,  Kleve-Mark,  LandesarcMv  No.  18.  fa8e.40,  foLfiÖS. 

■•)  Lac  o  in  Met,  Archiv  V.  104.  Als  herzogliche  Artilleriemeister. 
'Ii.-  dem  Marschall  unterstanden,  werden  15Hi  Johann  Kadt  und  1557 
Juliann  Mekcheidt  genannt.  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kleve -Mark, 
LandesarcMv  No.  84,  foL  S57. 
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tiiüg,  iudbesondere  die  Polizoigewalt,  iiiueiiattcii,  wahrend  die 
Rechtsprecbnng  den  Schultheifsen  oder  Richtoru,  die  Ad- 
minijitration  der  Domänen,  Zölle  etc.  den  Rentiiieistern  oder 
8cblutern  oblag.  Bei  der  Berufung^  von  Droateu  zu  lläten 
war  der  Fürst  niclit  an  bestimmte  Amt»  und  Di'osteien  ge- 
bunden. Zvar  kehren  die  Namen  gewisser  Familien ,  wie 
von  der  Horst y  Loe,  Wjlich,  Wittenhorst,  Aldenbockum, 
£ikely  Tengnagel,  Knippinck  und  von  der  Reck  unter  den 
adligen  Bäten  häufig  wieder.  Doch  darf  man  nicht  daraus 
schliefsen,  dafs  —  wenn  auch  oftmals  der  Sohn  dem  Vater 
im  Amte  folgte  —  die  Drosteien  oder  die  adligen  Katsätellen 
gewissen  Familien  erblieh  vorbelialten  waren. 

Zu  deu  Hofbeamteu  und  adlijjren  Käten  traten  seit  dem 
Begiiiü  ues  16.  Jlitö.  die  Gelehrten,  die  die  Kechto  oder 
Artos  studiert  hatten,  hinzu.  Sowohl  für  die  Rechtsprechung 
in  oberster  Instanz,  die  stets  eine  Hauptaufgabe  des  Rates 
war,  wie  für  die  allgemeinen  Verwaltungssacfaen  war  erst  von 
nun  an  durch  die  juris tiach  geschulten  Doktoren  und  Licentiaten 
eine  systematische  Erledigung  gesichert.  Der  Einflufs  und  die 
Anzahl  der  gelehrten  Räte  im  klevischen  Kollegium  ist  im 
16.  Jht.  nicht  immer  auf  der  f^leichen  Höhe  geblieben.  In  dem 
Zeitraum  vn?n  Boginn  des  16.  Jlits.  bis  m  den  siebenziger  Jahron 
hin  werden  die  gelehi*ten  RalsmitLdie  lcr.  ileren  Zahl  eine  ziem- 
lieh beträchtliche  war,  recht  häutig  erwähnt.  Dagegen  treten 
die  wenigen  Rochtägelehrten,  die  sich  seit  dem  letzten  Viertel 
das  16.  Jhts.  bis  zum  Jahre  1609  aufzählen  lassen,  nur  wenig 
herror.  Man  könnte  fast  in  dieser  Beziehung  zwei  Perioden  in 
der  (beschichte  des  klevischen  Rates  im  16.  Jht.  unterscheiden. 
Die  erste  war  im  allgemeinen  —  abgesehen  von  der  Unter- 
brechung durch  den  geldrischen  Krieg  1643  —  eine  wohlthätige 
Friedenszeit;  vielleicht  die  Glanzzeit  der  herzoglichen  ^'erwal- 
tuug,  von  der  damals  eine  reiche  gesetzgeberische  Tliätigkeit 
entfaltet  wurdfv  die  zweite  Periode  erscheint  dagegen  als  eine 
Epoche  des  Kückgangs. 

Zwar  gelierten  schon  am  Knde  des  15.  Jhts.  dem  Rat 
einige  Doktoren  der  Kechte  an;  DieUioh  von  U  vis  wich  und 
Penninck,  welche  beide  Kanzler  waren;  von  ihrem  Leben 
und  Wirken  wird  bei  anderer  Gelegenheit  die  Rede  sein. 
Der  erste  Gelehrte,  der,  ohne  daneben  Kanzler  zu  sein,  als 
Rat  im  klevischen  Dienst  sich  befand,  war  „Meister  Peter 
yon  Clapis,  Doktoir'^.  Er  wird  zweimal  bei  Verhandlungen 
mit  auswärtigen  Fürsten  erwähnt;  ir)15  weilte  er  im  Auftrage 
des  Herzogs  um  Hofe  des  Königs  Franz  I.  von  Fj  ankreich; ') 
elf  Jahre  später  verhandelte  er  mit  den  (ie.sandtiMi  des  Kur- 
fiiraten  Johann  Frie(h-ich  von  Sachsen  iiber  dessen  Heirat  mit 
der  Prinzessin  Sybille  von  Kleve.-)    1;')1^7  achlieislich  über- 

>1  V   Hf'low,  Landtnrrsiikteii  I.  76,  Aiim.  14. 

^}  l)  1 1  Ii  mar,  Cod.  dip.  m  Te:$chenrouchers  Aimules  Uliviae  U'^l)  13^> 
Forschungen  XIV  4.  —  ScliuttinUller.  O 
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brachte  er  erneu  Befehl  des  Herzogs  an  die  Burger  voa 
Soest.') 

Weit  bekannter  aU  Clapiä  ist  Ileinricli  Baris,  genannt 
Olisleger,  Doktor  der  Rechte,  der  dem  Herzog  mehr  ab 
40  Jabre  mit  grofser  Treue  ood  einer  miemfidliebeii  Arbeiti- 
kraft  diente.  Er  trat  woU  schon  Tor  1527  ala  Rat  in  die 

Jcleviscben  Dienste*)  und  leitete  dann  von  1547  an,  28  Jahre 
hindurch,  bis  an  seinen  Tod  die  kleviaehe  Kanzlei.  Ziemlich 
bei  allen  Verhandlungen  über  innere  und  äufsere  Landeä- 
angelogenhoiton  ist  er  thätig  gewesen,  nur  in  seltenen  Fällen 
fehlt  sein  N.^me  in  tlon  ATiwpseiiliPitsvprmerken  auf  den  Akten- 
konzepteii  und  Protokoiien.  Uti  Viditat!<>nen,  ')  bei  BeratiinL'^eii 
von  llofordnungen,  sowie  auf  dou  Laiiiliagen  wird  er  liaulig 
erwähnt.  Daneben  betraute  ihn  der  Herzog  oft  mit  diplo- 
matiaohen  Missionen  nn  andere  F&raten.  Man  bat  Olial^er 
nicht  mit  Unrecht  als  den  alleinigen  Leiter  der  aosvirtiffea 
Politik  Kleves  in  jener  Zeit  bezeichnet*)  In  religidser  am- 
sieht  war  er,  wie  Herzog  Wilhelm  selbst,  duldsam  geeumt 
und  neigte  einer  zwischen  den  streitenden  Bekenntnissen  ver* 
mittelnden  Iliclitung  zu;  nahm  er  doch,  wie  der  klevische  Hof- 
prediger Orrliard  Veltiiis  erzahlt,  oftfiials  mit  dem  Herrscher 
ZUSauHueu  das  Abendm  iiil  iint<M'  beiderlei  Gestalt.^) 

Nach  OliaKiger  wurden  aU  gelehrte  Mitglieder  in  d^u 
Kat  aufgenommen  Dr.  Harst,  Dr.  Cruser  und  Dr.  Ma-siu*^. 

Karl  Harst  war  1492  zu  Kleve  geboren.')  Er  verkehrte 
in  seiner  Jagend  riel  mit  Erasmus,  fftr  den  er  1582  die 
Sirchenordnnng  Herzogs  Johann  lU.  ans  dem  Niederdevtschea 
ins  Lateinische  übersetzte.  Im  Jabre  1537  wnrde  er,  nachdem 
er  bisher  philosophincbe  und  juristische  Stadien  getriebea 
hatte,  znm  klevischen  Rat  berufen  und  ihm  dabei  die  Aus- 
sieht  auf  die  Erlangung  eines  Kanonikats  am  Viktorsstift  za 
Xanten  erotiuet.  In  der  Folgezeit  lindet  man  ihn  häuüg  auf 
Gesandtschaftftn:  1538  und  1539  weilte  er  am  Hofe  KOöig 
Ferdinands  und  Kaiser  Karls  V.,  um  hier  die  Belehnting 
des  Junght3i"zog8  Wilhelm  mit  Geldern  zu  erbitten,  da  der 
letzte  geldersche  Herzog  Karl  Egmond  gestorben  war.^j  Zwei 

1)  Deutsche  Städte-Chronikefi  XXIV.  Soest  aad  DuubHrg.  H6raM- 

gegeben  von  IIkcti  (1895)  S.  IM. 

>)  Harle fs  setzt  in  dem  Artikel  .Olisleger"  in  der  AWucmelnen 
deatsenen  Biographie  XXIV.  303  Olislegtrs  Diensteiiitritt  in  daa  Jftiu* 
1532;  jedoch  wird  (  >  rtits  1527  ak  lUt  bei  Uapia'  AttfuiiliAU  U 
Soeat  genaunt    Verirl.  Aura,  t, 

^)  1582  wurde  Olisleger  ond  Wessel  von  Loe  die  KlrchenvUiUtioA 
In  dem  Herzogtum  Kleve  übertragen.    Lacomblet,  Archiv  V.  99. 

**)  Keller.  Die  Oegenrtfonnation  in  Westfalen  und  am  Nieder- 
rbein  I.  (1881)  11.  (Fublikutionen  aus  den  Kgl.  pren^iächeii  Suatfl' 
Archiven  IX). 

5)  Lossen,  Der  Kölnisdie  KrieLr   1882 1  13,  238  und  -J^i?.  Ann-  'l 
^)  Vgl.  den  Art.  .,Har8t~  in  der  AUgem.  dttutsdien  Biogruplüe  X. 
^  Lacomblet,  Archiv,  V.  30. 


...... ^le 


-XIV  4 


19 


Jahre  darauf  begleitete  er  den  juuiji'n  Herzog  Wilhelm  Dach 
Paderboru  zur  ZnsammeDkunt't  mit  dem  KiuTürsten  von  Sachsen. 
In  den  Jahren  1540  und  1542  verhandelte  er  mit  Konica  Hein- 
rich VilJ.  von  England  (ihm:  desaen  A'ermalihnig  mit  Anna 
Ton  Klere.  1546  und  1549  begab  er  sich  an  den  sächsischen 
und  an  den  kaiserlichon  Hof,  um  die  JB^ilawuig  des  E«r- 
fteten  Jobann  Friedrieb;  der  der  Schwager  seines  Hern  war, 
tu  bewirken.  Im  Jahre;  1551  finden  wir  ihn  als  klevischea 
Gesandten  am  Hofe  Karls  V.  nud  1553  in  Brüssel.')  Mehr- 
fach vertrat  er  den  Herzog  auf  den  Reichstagen,  so  1545*) 
zu  WormR,  1547/48,  1550  und  1559  zu  Augsburg,')  1556  ging 
er  nocli  r  iiimal  nach  England,  um  sich  iiber  die  Lage  Annas 
von  Kleve,  die  von  Heiniich  VIII.  geschieden  war,  zu  unter- 
richten. Er  wählte  später  seineu  Wohnsitz  zu  Düsseldorf 
und  dUrb  dort  1563. 

Kicht  weniger  als  er  ist  auf  politischen  Missionen  thätig 
gewesen  sein  Ii«und  Dr.  Hermann  Cmser,^)  der  nieht  blofs 
Beehtsgelehrter  und  Staatsmann,  sondern  anch  Hnmai^ 
und  Arzt  war.  Zn  Hattem  in  Oeldern  war  er  1510  geboren 
und  trat  nach  Beendigung  seiner  akademischen  Stadien  in  den 
Dienst  Karl  Egmonds,  des  letzten  Herrachors  von  Geldern, 
<ler  ihn  in  den  Jaliren  1536  bis  1538  mit  Missionen  au  Frnnz  I. 
Yon  Frankreich  betraute.*)  Nach  Karl  Egmonds  Tod  schlofs 
er  sich  bei  der  Huldigung  dein  neuen  Landesherm,  Herzog 
Wilhelm,  an  und  wurde  von  ihm  in  kleviäche  Dienste  über- 
nommen. In  klevischem  Auftrage  weilte  er  1538^)  wie  in  den 
folgenden  Jaiiren  1540^)  nnd  1541*)  wieder  am  Hofe  Franz'  I. 
nnd  verhandelte  über  die  Vermahlung  seines  Herrn  mit 
Jeanne  d' Albret  und  über  die  Anssicbten  in  einem  Kriege  mit 
dem  Kaiser.  1567  wurde  er  anm  spanischen  Gouvernenr  Ton 
Friesland  gesandt,  um  von  ihm  die  Befreiung  Kleves  von  den 
lästigen  Tnippendurchzügen  zu  erbitten.  In  den  Zeiten 
zwiHchf  ii  seinen  Elisen  pflegte  er  wohl,  wie  die  andern  zu 
Misäi*»!!»  n  verwendeicn  Räte,  an  den  Ratssitzungen  teil- 
znneiiüitiu.  1573  l)egleitete  er  Herzog  WilhelmR  älteste 
Tochter  Marie  Eleonore,  die  sich  mit  dem  Preulscnherzog 
Albrecht  Friedrich  vermählte,  nach  Königsberg.  Dort  blieb 
Onuler  als  kleviscber  Qesaadter  bis  an  seinen  Tod  1576. 

Der  dritte  von  den  oben  ansammen  genannten  Räten  war 
Andreas  Masins^')  der  1515  zu  Lennickl>ei  Brfissel  geboren 

[)  Lacomblet  a.  a.  0.  VJÜ.  —  v.  Below,  Laadtagsakten  L  p.  67Ö. 
4  V.  Below  a.  a.  O.  660. 

8)  Ebenda  a.  a.  0.  678,  624  und  777. 

^'I  Vgl.  d.  Art.  ^rrnser-  in  iler  Allirem.  dentgciicQ  Biographie  IV.  $23. 
*)  V.  Beiow,  Ljuidtaujsakteu  I.  272,  Anni,  1. 
«I  Ebenda  a.  a.  O.  272  und  346. 

^  Ebenda  a.  u.  0.  336. 

®)  Vgl.  den  Art.  .,Ma8ius"  in  der  Allj^cia.  dr'iUs^clH'ii  IJinq^raphie 
XX.  559   und   Lossen,    Briefe   von   Aadreuü    Mtiäiuä   und  üeineu 
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Murde.    Nach  dem  Hcsucli  der  Univrisitai  Löwen  erhielt  er 
eine  Lchrdtelle  in  der  dortigen  Artisteiit'akultät.    Wo  nnd 
wann  er  auf  Grund  späterer  Studien  die  juristische  Duktor- 
würdo  erworben  hat,  laldt  sich  tiicht  sagen,  in  Wien  trat  er 
als  Sekretär  in  die  Dienste  Johanns  Yon  Weze,  des  früheren 
SrzbischofB  von  Lnnd/  und  Terhrachte  dann  mit  dessen  Neffeii 
einige  Zeit  in  Rom.')    Dort  setzte  er  seine  in  LOwen  be- 
gonnenen Studien  aof  dem  Gebiet  der  orientalischen  Sprachen, 
namentlich  des  Hebräigchen.  Syrischen  und  Arabischen,  fort. 
1548  wurde  er  zum  ersten  Male  in  klevischen  Angelegenheiten 
verwendet:   rnif  f\*nu  Reichstag  zu  Autrslviirtr  einj^fing  er  von 
den  herzo^lictu'ii  leiten  Aufträge  an  die  Kurie.    Er  ?rdlie  in 
Rom  den  Wijnschen  Herzog  Wilhelms  in  Betreff  der  Besetzung 
geistlicher  Amter  und  der  SchutzUerrlicbkeit  über  das  Stift 
Herford  Ausdruck  verleihen.*'*)    1549  wurde  er  als  klevischer 
Gesohäftstrftger  beim  Papste  förmlieb  beglaubigt.  Während  er 
nebenher  noch  in  knrpmiziseben  Diensten  stand,  erfolgte  lööl 
seine  Bestallung  znm  klevischen  „Rate  von  Hans  ans**,  und  er 
erhielt  dieFro])stei  Nideggen  zugewiesen.   Die  folgende  Zeit 
über  bis  zum  Jahre  1553  war  er  f&r  den  Herzog  in  Rom 
thätig  und  begab  sicli  dann  im   Gefolge  des  znm  Kaiser 
ziehenden  päo-^tliclien  Legaten  de  Iniola  nach  Deutschland 
zurück.^)    in  denisellien  Jahre  wird  Masius  zum  ersten  Male 
als  l*ro])8t  von  St.  Kunibert*)  z«  Köln  erwähnt.    Das  Jahr 
1556  führte  ihn  wieder  in  die  ewige  Stadt.    Er  verhandelte 
diesmal  mit  der  Kurie  über  die  Einführung  des  Laien kelchd 
in  Kleve  und  die  Begründung  einer  Landesuniversitit  zu 
Duisburg.  Mit  seinen  beiden  Freunden,  dem  spätem  Kanzler 
Heinrich  von  Weze  und  mit  Heinrich  von  der  Heck,  dem 
nachmaligen  Drosten  von  LymerSj  siedelte  Masius  1658  nach 
dem  klevischen  Orte  Sevenaar  über.    Er  entsagte  dem  geist- 
lichen Stande  und  heirat(U(^  die  Nichte  seines  Gönners  Johann 
von  Weze.    In  der  Folgezeit  nahm  er  oftmals  an  den  Verhand- 
ln iiL'-'n  des  klevischen  Rats  teil,  so  z.  B.  1561,  als  der  Nuntius 
Coriimeudone  den  Herzog  zui-  Beschickung  des  Tridentiner 
Konzils  aufforderte.^)    Er  starb  im  Jahre  1573.         '  ^' 
Fast  zu  gleicher  Zeit  mit  MasioS'War  sein  Freund  Heinrich 
von. Weze  in  die  klevischen  Dienste  als  Rat  getreten.^)  Auch 
er  verhandelte  1561  mit  Gommondono'  und  wurde  1564  zu  den 
Beratungen  über  die  geplante  Postulation  des  PHnzen  Kail 
Friedrich  von  Kleve  znm  Bischof  toq  Münster  hinzugezogen.^ 

Knuu(Jeii  XVII  (Pnl)iikatiouefi  der  GeseUscUaft  für  JKheiuische  Ge- 
BcLiclitdkunde  B.  2,  .    '   ..  ,  , 

1)  Losiseu  !i.  a.  0.  20.  ,-'  -e" ."f, 

2  LjiconiI)let,  Art'hi\  V.  r.4.  ,     .-       .  i  'r  i  ,^ 

^)  Kboiida  a.  u.  U.  ÜÖ  und  lUi.  ,1  . 

*]  LoBseu,  Briefe  von <MiiainB  135.  i.  \  v  >« 

fi)  Ebenda  a.  a.  O.  331.  —  Keller,  Gesrehreförmaiiioii  I.  93k*  -j-r 
"j  I,(i«?i«n  n  tt.  ()  AlÄ. 
•)  Khenda  a.  a.  O.  357. 
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Drei  Jabre  darauf  ging  er  als  Gesandter  des  Herzogs  nach 
RegcDsburg  auf  den  Reichstag.  ^)  1575  wurde  er  zum  Naoh> 
folger  Olislogers  im  Kanzleramt  ernanot. 

Die  übrigen  aus  dieser  Periode  bekannten  Räte  wurden 
nicht  so  sehr  für  politische  Verhandlungen »  wie  die  bisher 
erw:i]iT:tt'n  Ratsmitglieder,  sondern  mehr  in  der  inneren  Ver- 
"wallung  verwendet.  Von  ihnen  siiiti  zu  ncimon  der  Lic. 
Louveruiann,  Lic.  Arnold  von  Lewen,  Dr.  Wissel,  Dr.  Fürsten- 
berg. L'ni.  liudenscheidt  und  der  Lic.  Hopp. 

Johannes  LouveruKUui-)  war  1519  zu  Euiiiierich  geboren. 
Seine  ersten  Stadien  machte  er  unter  der  Leitung  des 
Emmericher  Rektors  Matthias  Bredenbach  und  des  Heinrich 
Uranius.  Anf  deutschen  und  französischen  Universitäten  trieb 
er  Rechtswissenschaft  und  erlangte  die  Würde  eines  Licentiaten 
ntriusque  juris.  Er  besafs  ein  Kanonikat  in  Kleve  und  erhielt 
1545  die  Propstei  daselbst.')  In  der  ersten  Hälfte  der  fönf* 
ziger  Jahre  scheint  er  von  Herzog  Wilhelm  in  klevische 
Dienste  berufen  worden  zu  sein.  1554  erwiilint  ihn  Masius 
in  einem  Briete  als  Hat.')  Im  folgenden  Jahre  wurde  L.  mit 
Heinrieh  von  der  Im  ek  und  Johann  v.  Vlatten  als  Kommissar 
mit  der  Visitation  der  klevischen  Klöster  und  Stifte  betraut, 
ans  deren  Besitz  die  geplante  Duisburger  Universität  dotiert 
werden  sollte.^)  Er  verheiratete  sich  später,  nachdem  er 
Mu£  seine  Pfründe  verzichtet  hatte.  Wahrscheinlich  geschah 
dies  erst  nach  1561;  denn  bei  der  Verhandlung  mitCommen- 
^one*')  in  jenem  Jahr  wird  L.  unter  den  Träten  noch  als 
.^Propst  Louvermann"  aufgeführt.  Bei  der  liesprechung  der 
klevischen  Küt(;  mit  dem  Nuntius  Gropper  in  Köln  1573  und 
auf  dem  Landtag  zu  Kleve  1577^)  war  auch  er  zugegen* 
J5Ö9  starb  er  in  Kleve. 

Die  Familie  Arnolds  von  Lewen*')  stammte  aud  Geldern 
und  war  in  Kleve  eingewandert.  Arnolds  Vater,  Heinrich 
von  Lewen,.  war  Sekretär  Herzog  Johanns  IIL  Arnold  von  L. 
,viirde  1623  geboren.  Er  besuchte  zuerst  das  Emmericher 
X^ynmasium  unter  Bredenbach  und  Uranius  und  erwarb  nach 

Lossen,  Briefe  v<.n  Maaius  :5s;'.,  380. 

Tescheumacher,  Elogia  viruram  iilustrinm  (  liviae.  Dio  Nach- 
richten Aber  dafl  Leben  Lonvermanns,  Lewens,  II oj*p.  and  Wezes,  die 
dem  im  Düsseldorfer  Staatsarehiv  betiiidlichen  Manuskript  Teschen- 
maeheri  (^\ V>sfhri(t  uns  dem  Jahr  1(»60)  eutstiUTimen,  verdanke  ich  der 
Liebenswürditrkcit  de.s  lleiiu  Geli.  Arelävrat  Dr.  Jiurlefa. 
>).Seholten.  Die  Stadt  Kleve  (^1881)  223. 

1.0  83011,  I?riefe  von  Httsios  170. 

Ebenda  a.  a.  O.  219. 

6)  Keller.  Die  Gegenreformation  In  Westfalen  T.  93. 

7)  Kl)i  nda  a.  h.  O.  I.  198  und  248.  —  Worauf  Schölten  (Die  Stadt 
Kleve  2*20)  seine  Ansieht  gründet,  dafs  Louvermann  mich  seiner  Tleirat 
Kanzler  geworden  sei,  ist  nicht  su  ersehen,  da  ja  Ulisieger  bis  1575 
daa  Kanudramt  verwaltete  und  ihm  aofort  Wese  folgte. 

9)  Tesehenmacher,  Elogia  viroram  Ülnatrinm  134. 
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seinen  Studien  auf  auswärtigen  Universitäten  den  Grad  eines 
Lic.  uü*.  jur.  Herzog  Wilhelm  ernannte  ihn  zum  Hat.  Er 
ist  sonst  nur  aus  seinen  Briefen  an  Masiiis  ans  den  Jahren 
1659|  1560  und  1568  bekannt.^  Der  Chronist  Tescbenmacher 
rühmt  die  Emsigkeit  und  Treue,  mit  der  Leven  bis  an  seinen 
Tod  1577  dem  Herr.st'lior  gedient  habe. 

Über  Dr.  Wissel  und  Dr.  Fürstenberg  lassen  sich  nur 
wenij^e  Nachrichten  zusammenstellen.  Wissel  weilte  oftmals 
in  Düsseldorf,"'')  wohl  als  einer  der  sog.  Qiiartierratn.  In  lTpr7og 
Wilhelms  Tea tarnen l  aus  dem  Jahre  1564  ist  er  neben  anderen 
Bäten  unter  den  Zeugen  aufgeführt.*^)  Fürstenbercr  befand 
sich  1562  unter  den  kle vischen  Käten,  die  mit  kurkuluischen 
Abgeordneten  eioen  Grenzstreit  um  die  Amter  Lünen  und 
Beeklinghausen  schlichteten.')  Mit  Wissel  gehörte  er  15Gft 
der  Kommission  an,  die  mit  Knrkdln  yerhandeln  sollte  über 
die  Heranziehung  des  kalnischen  Klerus  zur  Türkensteaer, 
soweit  dieser  in  den  herzoglichen  Landen  Güter  besafs.^) 

Aus  der  öubalternkarriere  der  Sekretäre  und  Rechen- 
meister war  der  Lic.  Rutger  Rudenscheidt^)  liervorgegangen. 
Noch  im  Jahre  1554  wird  er  als  Magister  rationum  bezeichnet. 
Später  wurde  er  zum  l?at  ernannt.  158B  vertrat  er  auf  dem 
JjHii  ltRi^  ZU  Dintiiakon  die  Wünsche  seines  Herrn  gegenüber 
den  ö landen.')  - 

Schlielslich  ist  noch  unter  den  gelehrten  Bäten  m  nwmm 
Ahasver  Eopp.^)  Er  entstammte  einer  Emmericher  Famiü» 
und  besuchte  zuerst  das  Gymnasium  seiner  Vaterstadt,  das,  wie 

bemerkt,  von  Bredenbach  und  üranius  geleitet  wurde.  Dann 
studierte  er  auf  deutschen  und  französischen  Universitäten  und 
erhielt  in  Orleans  die  juristische  Liccntiatenwürde.  1570 
wurde  er  von  Herzog  Wilhelm  zum  Rat  berufen  und  fand 
besonders  Verwendung  bei  der  Entscheidung  der  Rechts- 
stieitigkeiten,  die  die  ünterthanen  den  Bäten  in  Kleve  vor- 
legten. 1595  wurde  Hopp  die  Stelle  eines  klevischen  Vize- 
kanzlers angeboten;^)  er  lehnte  sie  aber  ab  mit  dem  Bemerken, 
er  f&hle  sich  zu  alt  für  die  Übernahme  eines  neoMi  Amtee.. 
1598  beteiligte  er  sich  an  den  Verhandlungen  mit  den 
kaiserlichen  R&ten  in  Religionsangelegenheiten.  **)  Bis  zuletzt 


1)  Lossen«  Briefe  von  MmIub  817,  828  ond  421. 
Urkunden  und  AkteiiBtürke  txit  Geaehloht»  des  Kvtfar^bm 
Friedrieh  Wilhelm.    Bd.  V.  23.  Anm.  16. 

Dithtnar,   Codex  diplomatlciiB   lu  TeiebennMuslieTs  Annale» 

CUviae  262. 

^<  Staut.'-iircliiv  /.u  Münster»  Kleve-Mark,  LaadeeMfchiy  Now  162e. 

6)  a.  a.  0.  No.  256,  1  q. 

*]  Loeeen,  Briefe  von  MailuB  817. 

Btaatsurehiv  in  Münster,  Kleve-Mark,  LandstüiuK  B.  Yl.  (IMB^. 
*)  Teachenmacher,  Klojria  vir<iriini  illuMtrium  2tr2. 
^)  Staatsarchiv  zu  Muti8ter,  Kleve-Mark,  Laiidetiaruhiv  No.  4.  ^ 

Keller,  Die  Gegenrefonoation.  Bd.  II.  198  ff. 
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scheiDt  Hopp  der  Vertrauensmann  des  kleviachen  Ilofes  für 

die  FraiTPn  der  "Rechtspflege  gewesen  zu  Roin;  war  doch  z.  B. 
die  ir)97  uDgeDuTrimene  Hofgeriohtaordnung  von  ÜAm  verfaljst.^) 
1610  starb  er  zu  Kleve. 

Fast  alle  jene  Männer,  von  deren  Tieben  einij^e  kurze 
Nachrichten  oben  zu^iammengestellt  sind,  iialten  auf  Gclebrten- 
schulen  und  Universitäten,  wie  Köln,  Löwen  oder  Orleans 
ihre  Vorbildung  erhalten.  Mit  der  Doktor-  oder  Licentiaten- 
w&*de  waren  sie  in  die  Dienste  des  klevischen  Herrschers 
getreten.  An  der  erfolgreichen  Thätigkeit,  die  Herzog  Wilhelm 
in  den  zwanzig  Fnedensjahren  nacli  dem  gelderschen  Kriege 
auf  gesetzgeberischem  Gebiet  entfaltete,  waren  sie  wohl  meist 
im'tbct^dligt.  Die  Ergelmisse  der  von  ihnen  L'epfloLjenen  Be- 
ratungen liee<'n  in  den  grofsen  Spezialorduuugen  vor,  wie 
z.  B.  «b'r  T^r  rgwerksordiiung  von  1^42,  der  Flufs-  und  Muhien- 
ordnuug  lööo,  der  Wirtshaus-  und  Wegeordnung  1554,  der 
Ordnung  für  die  Amtleute  von  1559  und  der  Deichorduung 
Ton  1576.«) 

Anf  die  Räte  Herzog  Wilhelms  l&Tst  sich  das  absprechende 
XJrteili  das  Krasoh  bei  der  Schilderung  des  Eintritts  gelehrter 
Bäte  in  die  Braunschweigische  Staatsverwaltung-^)  über  die 
gelehrten  Doktoren  fallt,  nicht  anwenden;  die  klevischen 

"Räte  jener  Zeit  gehörten  nicht  zu  solchen  geldgierigen  Aben- 
teurern, die  jedesmal,  sn])ald  sich  eine  bessere  Gelegenheit 
zoif?te,  den  bisherigen  Dienst  quittierten,  um  dem  höheren 
Angebot  zu  folgen.  Keine  Klage  der  Unterthanen  wendet 
eich  in  dieser  Zeit  gegen  die  gelehrten  Katsmitglieder;  keine 
Bcdch werde  der  Stände  dringt  etwa  auf  ihre  Entlassung.  Fehlte 
doch  anoh  ganz  der  Vorwand,  auf  den  die  Stände  solche 
Forderung  zu  basieren  pflegten:  jene  Doktoren  seien  Ans^ 
länder  und  keine  „Indigenä*^.  Das  klevische  Herzogtum  unter 
dem  Einflüsse  der  nahegelegenen  grofsen  Bildungscentren,  wie 
z.  B.  Kölns  und  der  niederländischen  Städte,  fand  den  ihm 
notwendigen  Bedarf  an  studierten  Beamten  innerhalb  seiner 
Grenzen.  Es  vvar  dnner  nicht  angewie.-ien  auf  das  gebildete 
Landknechtstum,  die  fremden  abenteuernden  Gelehrten.  Die 
klevidchen  Kate  in  dieser  Zeit  waren  wohl  sämtlich  Landes- 
kinder  oder  doch  wenigstens  ganz  unmittelbare  Greuz- 
nachbarn.  Es  ist  eigentlich  keiner  unter  ihnen,  von  dem 
bezeugt  wäre,  dafs  er  aus  einer  anderen  Gegend  Deutsch- 
lands zugewandert  sei.  Ebenso  wie  der  Herzog,  der  bei 
der  EinfUirung  der  Refonnation  eine  vermittelnde  Stellung 


^)  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kleve-Mark,  Landesarchiv  Xo.263f.  foMf). 
J.  J.  Scotti.  SMtnmlunjren  der  Genetse  und  Yerorduaugen  für 
Kleve-Mark  I.  Xo.  43.  4;j,  .">a,  51  und  80. 

•)  Krasoh,  Der  Eintritt  der  gelehrten  Räte  in  die  Braunscliweigisclie 
Staatsverwaltunnf  und  der  Hocliverrat  des  Dr.  jur.  l^tautVmel,  ^itscbrift 
dea  Historischen  Vereins  für  Miedersachseu  1Ö91,  ti2,  tüL 
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zwischen  dem  katholischen  und  reformierten  Bekenntnis  ein- 
nehmen wollte,  wareu  auch  seine  Räte  von  gemäfsigter  and 
duldsamer  Qesinnung.  Formell  gehörten  sie  wohl  dem  alten 
Glauben  an,  standen  aber  doch  dorn  evangelischen  teilweise 
froundlich  gegenüber  und  suchten  seine  Ausbreitung  nicht 
gerade  zu  vorlnndem.*) 

Seit  diMii  letzten  Drittel  des  IG.  Jahrhunderts  war  der 
Einlhils  der  ^^elelirten  Ratsmitglieder  gegen  früher  sehr  ver- 
luindertj  auch  ihre  Anzahl  war  geringer  aU  bisher.  An  die 
Stelle  der  einstigen  liberalen  Haltung  gegenüber  den  Pro* 
testanten  waren  Bestrebungen  getreten,  die  eine  groüse 
Nachgiebigkeit  gegen  die  Wunsche  der  spanischen  Begierung 
in  den  Niederlanden  erkennen  Heften.  l>enn  immer  drohender 
verlangte  Herzog  Alba  von  Brüssel  aus  die  Erfüllung  der 
Fonh^runi^cn,  die  Karl  V.  im  Venlover  Friedensvertrag  ge- 
stellt liatte:  strenges  Einschreiten  gegen  die  protestantisclM'ii 
Uuterthanen  und  die  Auslieferung  der  glaubensverwaudten 
niederländischen  Flüchtlinire. -')  Unter  den  jülichschen  Räten 
gelang  es  ihm,  eine  .^panisehgesinnte  Partei  zu  bilden  und 
durch  diedc  aaf  die  klevischeu  Räte  einzuwirken;  schliefij- 
lieh  traten  auch  diese  immer  mehr  dem  protestantischen  Be- 
kenntnis feindlich  entgegen.')  Die  häufige  Bevorzugung  der 
adligen  Räte  drängte  die  (belehrten  in  den  Hintergrund  und 
nahm  ihnen  den  bisherigen  Finflufe.  Dazu  kam,  dafs  infolge 
der  Durchmärsche  und  Brandschatzungen  seitens  der  spanischen 
und  holländischen  Truppen  Sicherheit  und  Wohlstand  in  den 
her/oL^lichoa  Landen  zuriH^vL'inir.  I>ie  Zahl  derjenigen,  die 
in  solchen  Zeitläuften  iu  Kleve  noch  Neigung  und  Mittel  zu 
gelehrten  Studien  hatten,  konnte  daher  nur  gering  sein. 
Auch  die  immer  mehr  schwindenden  K  in  kaufte  gestatteten 
dem  Hole  nur  noch  eine  kleiucre  Zahl  von  gelehrten  BAtaÄ 
zu  halten.  In  beredten  Worten  schilderte  1595  depXlie4'&ffi 
in  einer  Denkschrift*)  den  kläglichen  Zustand  der  IKeg^riiDi^ 
In  Fticdenszeiten.  wo  nur  die  Hälfte  von  Schreiben  inirihi^ 
gleich  zu  jetzt  bei  dei-  Kanzlei  einlief,  habe  man  miudeilB^ 
'zelui  uel ehrte  K;tte  i^cliaitt.  jetzt  solle  die  durch  den  Krifeg  8Ö 
veruielirte  und  erseli werte  ( Jescliaftsladl ,  die  Erledigung  der 
tairlicli  ein.'j;e{ien(Jen  Ki-ieii-.i-,  jtoliii.schen,  Civil-,  Kriminal-,  tfof- 
hallH-  nini  rersonaLsachen  de.s  llerzoirs  allein  von  drei  gelehrten 
l*aisniiiulie(ierii  neiten  (h'iii  Kanzler  besorgt  \v(!rden;  iu  der 
Jur-tizplleet',  (lein  wicliiigsten  \  (M'waltungszweige.  hiittcn  sich 
die  Appellationen  an  den  Rat  sehr  vermelirt,  aus  den  gi$olaen 
Städten  Kleves  wären  bereits  325  unerleiligte  F^roiease  aii'^ 

M  K.'ll.-r.        Cn'L'-cnrrr.^rmation  etc.  B.  IL  11.      ■•       '•  * 

2|    V.\n-in{.i    a    :i.    I».    F.    \:)\.  ■ 

3    t^^H'iulu  a.  a.  H.  •j'i ,  2.^.     (N'irl.  Ijrkuiideu  und  Ak leimt ik'ki;  zur 
Gea<-iri.  liie  des  KnrfürMfn  I' lir.lrirli  Williclin.  V.  2-3  ff.) 

StaatsarcUiv  zu  Munster,  Kkve-Mark,  Lalkd«sai«Ulv  Nt^  ^Sk^t 
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liiiDgig,  uDgerechnet  diejenigen,  in  deren  Verhandlung  man 
noch  gar  nicht  oiugetrcten  sei. 

Man  mols  aus  dieser  „Klage^  entnehmen,  dafs  die  Arbeits- 
krifte  damalB  dorcbans  uiznreicbeDde  waren,  wie  sieb  denn 
aoeh  ge^n  das  Ende  des  16.  Jabrbunderts  tbatsäcblicb  niur 
wenig  gelebrte  Räte  namhaft  maclion  lassen.  Neben  dem 
Kanzler  Weze  und  Lic.  ITopp  werden  nur  der  Propst  Binck 
und  die  Doktoren  Pie3,  Ryi'swieh,  Brockelmann  und  Lic.  Kopper 
genannt,  die  überdies  in  nennenswerter  Weise  kaum  beryor- 
treten. 

ilermann  Rinck  war  Frupst  an  der  Kullegiatkirche  zu 
Kleve  und  verhaiiiieUe  1580  mit  dem  Advokaten  Dr.  Martin 
Schnell,  der  klevischer  Anwalt^)  am  Reichskammergericht 
werden  sollte.  1583  war  Rinck  auf  dem  mehrfach  genannten 
Landtag  so  Dinslaken  tbätig.  Pies  besafs  ein  Eanonikat  za 
Kleve;''')  mit  Byfswich  nahm  er  hänfig  teil  an  den  Sitzungen 
des  Hofgerichts,  das  1597  ins  Leben  trat.  ^)  Ebenso  beteiligte 
sich  daran  Dr.  Brockelmann  nnd  der  Lic.  Kdpper,  der  später^ 
1601,  zum  rechtsgelehrten  Rat  bei  der  reformierten  Rechen* 
kammer  bestellt  wurde.**) 

Ob  diese  Männer  sämtlich  oder  doch  loilweirie  gvlonip 
klevische  üntcrthanen  waren,  lafst  sich  nicht  err^eheu.  imincr- 
hin  iät  bemerkenswert,  daid  iu  diesen  Jahren  von  Seiten  der 
Stände  auf  den  Landtagen  Wünsche  laut  werden,  die  eine 
Besorgnis  vor  der  Umgebung  des  Indigenatsrecbta  Terraten. 
So  sagte  ein  von  den-  Ständen  vorgesoblagener  Artikel  for 
die  Begimentsordnung  von  1592:  kein  ausländischer  Rechts- 
gelehrter  solle  zum  Rate  oder  Diener  angenommen  werden.*) 
Wohl  unter  demselben  Gesichtspunkt,  d«'r  Wahrung  des  In- 
digenatsrechts, erklärte  die  Ritterschaft  auf  dem  Lnndta<?c  m 
Dinslaken  1598^)  in  ciiu^m  Grammen:  gidriirtc  Riit«'  seien 
^ad  consiiium"  nicht  zuzulassen,  sondern  nui*,  wenn  sie  von 
den  adligen  dazu  geladen  werden.  — 

Zum  Schlufs  sind  noch,  ncbeu  dem  zu  Kleve  residieren- 
den Kollegium,  die  „Räte  von  Haus  aus^  zu  erwähnen,  welcbe 
nur  zeitweilig  auf  besonderen  Befehl  bin  Dienste  thaten.  Die 
adligen  „Räte  von  Haus  aus''  yersahen  ihre  Ratspflicbt^  in- 
dem sie  zu  vorübergehendem  Aufenthalt  nacb  Kleve  oder  an 
den  Hof  siob  begaben,  wie  z.  £.  Dietrich  von  Eickel)  der 
1581  znm  „Rat  und  Diener  von  Haus  aus"  bestellt  wurde.  ^) 
Als  gelehrte  ^Räte  von  Haas  aus^,  die  mit  ihrem  Rat  aus 


^)  Staatsarcliiv  zn  Münster,  Kleve-Mark,  Landesarchlr  No.  2«  [IIb. 
ticholteu.  Die  ätudt  Klcvo  183. 
,  9)  StefttssrehiT  su  Münster.  Kleve-Mark,  Landesarchir  No.  263  e. 
'*)  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf.  Kleve-Mark,  Domänen  No.  117  f. 

Sfaatsarchiv  zu  Münster.  Klevc-Harkf  Landesarohiv  No,  4,  II. 
6)  Ebenda,  Laiidesurchiv  No.  49. 
^}  Ebenda,  LandeaareUv  No.  2,  IIIc 
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der  Ferne  dem  Ffinten  dienten/)  wurden  diplomatiaclke 
Agenten  und  Advokaten  bemfeni  die  meist  gleidiaeitig  im 
Sölde  mebrmr  Herren  standen.  Ihrer  Hilfe  Yersiolierta  man 
Bich,  um  ohne  die  EntBendung  eigner  B&te  VerhandLungen 
mit  fremden  Machtfaab«m  ftiliren  zu  icönnen  oder  um  fftr 
etwaige  Rechtsfrapren  einen  juristischen  Vertreter  z.  B.  beim 
Keichskammergericht  zu  haben.  So  war  zur  Führung  poli- 
tiächer  Verhan<llnniren  mit  der  Kurie  der  spätere  klevischo 
Eat  Andreas  Mahius  anfänglich  als  „Rat  von  Haus  aus**  in 
klevischen  und  7.ug;leich  in  kurpfälzischen  Dienat43n  thatig.') 
Mit  der  Vertretung  der  klevischen  Interessen  am  Reichs- 
kammergeriebt  waraen  nacheinander  die  Advokat^  Dr«  Sohnellt 
Dr.  Faber  und  Lic.  Kyver  in  Speyer  betrant.') 


C.  Die  FunktioiMii  des  Rata  im  16.  Jahrhundart. 

1.  Die  Leitung  der  Landesverwaltoiig. 

Zu  den  Geschäften  der  allgemeinen  Landesverwaltung 
gehörten,  wie  die  Begimentaordnung  von  1592  angiebt,^)  alie 
Angelegenheiten,  die  «Land,  Leuth  und  deren  protektieiiy 
Vergebung  der  Lehen  und  praelaturen,  verpfendung,  Empter^ 
Rhenten  und  gefälle,  Ordnung  des  Hofii,  Cantzlei  und  Rechttr 
kemmer,  an-  und  ahsetzung  der  Rhäte,  ambUeuthe  und  tot* 
nehmer  Diener**  betrafen. 

Eine  der  Hauptaufgaben  des  KatskoUegiums  war  dem- 
nach  die  Oberleitung  und  Kontrolle  der  Lokalverwaltung. 
(Aufsicht  über  ^Land,  Leuth  uthI  deren  protection.  Empter. 
Rhenten  und  gelWle**.)  Hierbei  öollten  die  klevischen  Räte 
ihr  Augenmerk  richten  auf  alle  Vorkouimuisae  in  den  Amts- 
bezirken, die  „hoheit,  gebuer  und  gerechtigkeit  des  gnädigen 
herm*'  berührten,  femer  auf  das  ordnungtmäfsige  Verhalten  der 
Lokalbeamten  und  auf  die  Beilegung  der  Streitigkeiten  der 
Uuterthanen  oder  die  Unttfsnchung  ihrer  Klagen  ober  die 
Beamten. 

Auf  die  Berichte  der  Amtleute,  Rentmeiater  oder  Richter 
über  die  Ereignisse  und  Mängel,  die  in  ihren  Amtsbezirken 
zu  Tage  traten,  gaben  die  Räte  Anweisung,  wie  sich  die 
Lokalbehörde  verhalten  und  etwa  die  Gebrechen  abstellen 
sollte.  Fiel  in  den  Lukalamtern  irgend  etwas  „verpfäng- 
liches"  vor,  z.  B.  eine  Auflehnung  („mutwille'*J  gegen  die 

M  Vgl.  Stolz el,  Brandenburg- Freu fseuB  Reclitsverwaltang  I.  188^ 

2)  Lüfsen,  Hrief»'  von  Miisius  XVII.  Anm.  23  u.  73. 
^)  tStaatBorchiv  zu  Muustcr,  Kleve-Mark,  Laadeearchiv  No.  2,  lUb 
und  g. 

«)  Zeitschr.  des  Berg.  Gei6h.*yereina  IL  9Ba 
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Beamteu,  so  sandten  dio  Räte  den  Bericht  an  den  Herzoer, 
damit  auf  Grund  ihrer  beigefügtou  Vorschlage  er  die  Eni- 
aeheidvDg  trife.') 

•Ferner  übte  der  klerisehe  Bat  die  AufsioLt  aneh  d«r- 
.ober,  da&  die  Lokalbeamten  die  Verwaltung  ihrer  Instraktioii 
gemäfB  ffthrteu  und  sich  nicht  Übergriffe  gegen  die  Unter- 
tbanen  erlaubten.  Nachlässigkeiten  der  Beamten  hatten  die 
Räte  zu  rügen,  ÜTigehorsam  oder  Unfähi«^k('it  der  P^inzelnen 
dem  Herrscher  zu  melden.*)  Kiiie  strenge  Kontrolle  war  ja 
auch  deHh.iU)  nötig,  weil  in  dieser  Zeit  die  Lokalverwaltung 
keine  Kosten  verursachen  durfte.  Die  Gentralbehorde  zog 
mitunter  Erkundigungen  ein,  ob  die  den  Beamteu  zugewiesenen 
Schlösser  und  Häuser  mit  ihrer  Einrichtung  im  guten  Zustand 
gehalten,  ob  die  Bücher  und  Akten  der  Amtsverwaltnng  wohl 
yerirabrt  würden. 

Schllefslich  bot  sich  noch  den  Bäten  Anla&,  die  Zustände 
in  der  Lokaladminisiration  eingehender  zu  untersuchen,  wenn 
Unterthanen  nach  Kleve  kamen,  um  Be^e Ii  werden  über  etwaige 
Üliergriffe  der  Beamten  zu  erheben  oder  ihre  eigenen  Strei- 
tigkeiten durch  die  Batsmitglieder  scldichten  zu  lassen.*;. 

Diese  Aufsicht  über  die  Lokalverwaltung  wurde  noch  da- 
dun  Ii  ergänzt,  daPs  einzcdne  Iläte  sich  in  die  lii;kalamter  an 
Ort  uud  Stelle  bega])en;  galt^^doch,  wie  Krusch  sagt,  damaU 
eben  die  „Besichtigung  der  Ämter  auf  Augenschein^  mit  als 
einer  der  ersten  Vervaltnngsgrundsätze.*)  80  wurden  mit- 
unter einzelne  Bäte  zur  Aufnahme  des  Inventars  in  eine 
durch  Todesfall  erledigte  Droste!  abgeordnet,  um  bei  dieser 
Gelegenheit  eine  Inspektion  vorzunehmen.  Persönliche 
Gegenwart  von  einigen  Bäten  an  Ort  und  Stelle  war  auch 
da  erwünscht,  wo  die  Wiederherstellung  von  Baulichkeiten 
z.  B.  verfallener  Landwehren  etc.  eine  vorherige,  eingehende 
Besichtigung  verlangte.')  Endlich  fiihrteu  auch  Verhand- 
lungen in  Steuerangelegenheiten*)  oder  Streitigkeiten  der 
Unterthanen  über  Liegenöchalten  einzelner  Bäte  zu  einer  Tag- 


1)  Vgl.  Zeitwhr.  des  Berg.  GeKh.-YereiiiB  XXX,  66  n.      Abs.  18. 

2)  tt.  Ii.  O  XXX.  76,  Abs.  13  u.  12. 

*i  Zu  dienern  Zwecke  wurde  von  Zeit  %xi  Zoit  von  den  Uäten  ein 
lierieht  ül>er  du»  betrefl'ende  Haus  eingefordert,  der  die  BeschafTeiiheit 
der  Oebinde  anguh  uud  die  Gerate,  Bechnungsbücher  und  Paniere  in 
einem  Inventar  aafsiUltte.  8taat8«rchi7  sn  MÜDaCer,  KleTe-Mark,  Landes- 
•Bchiv  Nu.  14. 

*)  Zeitschr.  des  Berg.  Gesch.-Vereine  XXX.  74,  Abs.  1. 

*)  Zeitschr.  dvn  liigtor.  Vereins  für  Niedereachsen  1893,  237. 

^)  öo  z.  B.  znr  Anfnahnie  des  Inventars   ini  Schlosse  xn 

Hörde  die  Räte  Dielrieh  v.  d.  Beck  und  Dietrich  Knippmck  abgeordnet. 
fllMteuehiT  sa  Uuneter,  Kleve^Mark,  Landesarchiv  Ko.  14. 

^)  BtaatAarcliiv  zu  Münster,  Kleve-Mark,  Landätäiide  B.  III.  fol.  190. 

*)  wnrde  1573  der  Propst  Rinck,  1574  Louvermann  und  Dietrich 
Knippiuck  in  äteaerangc legen iieiten  nach  Soest  gesandt.  Staatsarchiv  2u 
Monster,  Klere-Mftrki  Landesarcliiv  No.  276,  J. 
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fahrt  in  die  Lokalämter,  nm  die  UnterBachung  an  Ort  und 
Stelle  za  fuhren.') 

Zu  deu  häufiger  wiederkehrenden  Geachäften,  die  der 
Bat  Ton  Kleve  aus  erledigte  ^  ist  denn  auch  die  Besetzung 

der  Beainteiistollen  imd  die  Vcrn;ebung  der  Treben  zurechnen. 
Die  Hofordnuiig  von  IntiG  und  dio  Regimnitsordnuii^''  von 
ir)92  l)et"ablen  den  Räten,  bei  der  Erledigung  von  Ämtern 
und  Leben  ^auf  geeignete  l^ersonen  zur  Wiedcrbesetzuug  zu 
denken.**^)  lu  der  Regel  meldeten  aich  beim  Tode  eines 
büberen  Beamten,  z.  B.  eines  Drosten,  sofort  eine  Reihe  Be- 
werber fQr  die  freigewordene  Stelle.')  Gingen  die  Bewer- 
bungen bei  dem  Bat  in  Kleve  ein,  so  berichtete  dieser 
darüber  an  den  Herzog,  und  der  Fürst  seinerseits  forderte 
nun  Ton  den  Räten  ihr  Gutachten  und  wählte  nach  diesem 
aus  der  Zahl  der  Kandidaten  den  anzustellenden  Beamten. 

Auch  die  Lehenssacben  gingen  durch  die  Hand  der  Rats- 
mitglieder. Hatte  der  Bewerber  den  alten  Lebnbrief  über- 
reicht und  waren  seine  Angaben  über  das  Lehn  von  den 
Räten  nach  Einsicht  in  das  Lefmregister  als  richtig  erkaiuit. 
bildete  ferner  seine  rerüonliübkeit  und  die  ISatur  dcö  Lebns 
kein  Hindernis,  so  nahmen  die  Bäte  einfach  die  Belehnnng 
Tor  und  liersen  den  neuen  Lehnbrief  am  Hoflager  besiegeln/) 
Zeigte  sich  an  dem  Lehn  jedoch  irgend  ein  Gebrechen,  sei 
es,  dafs  Teile  davon  yerptandei  oder  sonst  verloren  waren, 
trugen  die  Räte  betreffs  der  Persönlichkeit  des  Bewerbers 
irgend  webbes  Bedenken  oder  war  das  Lehn  ein  geistliches 
Beneli/Juni/' )  so  ribfM-Iielsen  sie  unter  Beifügung  ilirer  Gut- 
achten die  Kutscbeiduug  in  solchem  Falle  dem  Herrscher.'') 

Weiterhin  nahmen  die  Räte  Teil  an  den  Beratungen,  die 
dem  Krlal'8  von  Ordnungen  und  Edikten  lür  die  Hof-  und 
Landesverwaltuug  vorausgüagen. Ferner  hatten  sie  die 
Rechnungen  der  Finanzbeamten  neben  dem  Rechenmeister^ 
1BU  prüfen,  ihr  Gutachten  abzugeben  über  die  Entlassung  über- 


1546  wurden  itir  Entscheidnng  des  Streites  swiBchen  DIetrieli 

V.  Westhoven  ui>d  Klisnbeth  v.  Hoerde  um  du»  ITuus  IIa»  rde  zu  einer 
TüpTrilirt  a^ireordnet  die  Uiite  Johunn  v.  Boeneit,  Dietrieh  v.  d.  Ileck 
uud  Kvert  v.  d.  Iteek.  Stajitaarchiv  zu  Münster,  Kleve  -  Maik,  Landes- 
«rehiv  No.  162  c. 

2)  a.  n.  O.  250.  l.  9.     Zeitschr.  dee,  Berg.  Gesch.  -  Vi  reiiis  II.  229. 

3)  So  bewarben  sich  15i«J  nach  dem  Tod  Wylichs,  des  l>ro9ten  von 
Hetter,  dessen  Sohn  nnd  Dietrich  v.  Eickel  nm  die  erledigte  Droetei. 
Eickel  wurde  auf  des  Htr/ML's  Befehl  angestellt. 

Zeitschr.  des  Berg.  Gesch.- Vereins  XXX.  -79. 
5)  Zeitsclir.  a.  a.  O.  IL  2^0»  Aba.  30. 
<)  Zeitacbr.  s.  a.  O.  XXX.  79. 

'I  Vermerke  (LinUier  finden  sich  meist  am  Anfange  oder  Ende  der 
( »rdiiTingen,  z.  B.  der  Hofordnung  1534.  Lacomblct.  Arch.  V  10.'?: 
lioturünung  156G,  Beilage  6;  RegimentsorUuung  von  1592:  ZeiiÄchr, 
a:  a.  O.  II.  243. 

Zeitschr.  des  Be^.  GeseiL-Yereiiui  XXX.  74  a.  76* 


...... ^le 


XIV  4. 


29 


flussiger  und  mibrauclibarer  Diener*/)  sie  i^ollteu  überhaupt 
ein  wachsames  Auge  haben  aul  alle  in  der  oberen  Verwal- 
tung etwa  zu  Tage  tretenden  Mänjrel.^) 

Zieht  inaü  in  iietracht  die  Zuiiandigkeit,  welche  das 
kleyische  Ratsköllegium  in  dieaem  Geschäftskreis  besafs, 
80  ist  die  Frage:  1.  War  der  Porst  gebimdeDt  den  Räten 
eine  regelmäTsige  Teilnahme  an  den  Verwaltongsgeachftften 
mzngestehen?  2.  Hatten  die  Räte  Entscheidangsgewalt  oder 
nor  beratende  Stiumie? 

Die  dfiuernde  Mitwirkung  der  Räte  bei  der  oberen  Ver- 
waltung war  zur  Zeit  der  ständischen  Bewegung  in  den 
Ordinautien  als  ll;ni]>firrundsatz  fiir  die  neu  organisierte 
Administration  prukiamiert  worden.  Wenn  auch  die  landes- 
herrlic!ie  Gewalt  in  den  folfjenden  Jahrzehnten  eine  ziemlieh 
unabhängige  Stellung  gegünüber  den  iStäudcn  sich  wieder 
errang,  so  ist  doch  anoh  in  späterer  Zeit  jener  Grundsatz  nicht 
in  Vergessenheit  geraten.  Die  Hofordnnng  von  1534  erkürte: 
^Item  sollen  di  sementliche  Hoffi*ede  nffsicht  haven  insgemein 
nlf  alle  uosers  gnedigen  heren  unnd  der  Lande  saelicn"  ')  und 
die  Regime utaordnong  von  1592  befahl:  „und  soll  die  Regie- 
rung van  beiden,  Ihr  f.  f.  G.  G.  und  denselben  Rheten^  ad- 
minish-ii-t  und  nhn  die  Rhete  nichts  vori^enomni(;n  werden'*.^) 

Jüitscheidungsgewalt  oder  aber  ein  bloisea  J3(;ij;utachtnnLr:s- 
uud  Vorschlagsrecht  hatten  die  Räte  je  nach  der  Beschaffenheit 
des  einzelnen  Falles.  Im  allgemeinen  darf  man  wohl  sagen, 
dafs  alle  minderwichtigen  und  einfach  gearteten  Angelegen- 
heiten Ton  den  Räten  selbst  erledigt  wurden,  die  wichtigeren 
nnd  „präjudicierlichen^  Sachen  dagegen  mit  dem  Gutachten 
der  Räte  der  Entscheidung  des  H  errschers  vorbehalten  blieben.^) 
Ein  endgiltiges  Beschlüfsrecht  hatten  die  Räte  da,  wo  sie  auf 
Berichte  oder  Anfragen  aus  den  Amtsbezirken  Weisungen  an 
die  Lokalbeainten  erliefsen,''^  ferner  wo  sie  deren  Verhalten 
etwa  ri'i^eu  niurstcn.')  'über  die  Finanzbeanitcn  \v(\Lren  inrm<r»d- 
hafter  Keclniuni^^slef^ning  Strafen  verhaui^ten/)  die  Streitig- 
keiten der  Unterthanea  entschieden,^)  oder  weltliche  Leb(Mi 
vergaben,  "'j  Dagegen  waren  die  Räte  gehalten,  die  Falle,  in 
denen  die  landesherrlichen  ilohcitsrechte  geltend  zu  macheu 
waren  oder  wo  die  Räte  einen  endgiltigen  Beschlufs  nicht 

M  Laoomblet  a.  a.  0.  V.  113. 
^ji  Lucoiublet  tt.  a.  0.  V.  114. 
>)  Lacomblet  a.  a.  O.  V.  112. 
*)  Zeitschr.  des  Berfr.  Gesch. -Vereins  It.  218 
^)  Ähnlich  iu  Brundciiburg.  Vergl.  Stolzel,  Braudenburg-rreuTseua 
BechtHverwaltun*^  ujid  Reclitsvcrfassiuig  (188Hi  \.  215. 

•^I  ZeitscLr.  de»  Beiir  ( it  si  h -Verein.s  XXX.  76,  Abs.  13. 

7)  Zeitachr.  n  a.  0.  XXX   74.  Abs.  4«  U.  239. 

8)  Zeitschr.  a.  a.  ü.  II.  231,  Abs  51. 

9)  Zeit«c'hr.  n.  a,  0.  XXX.  74,  Abg.  1. 

Zeiisi  lir  a  a.  O.  IL  230.  (Vgl  aof  der  vorhergehenden  Seite  28 
im  Text  bei  Anm.  4.) 


XIV  4. 


wagteu,  mir  zu  begutachten  und  mit  ihren  Vorschlägen  dem 
Fürsten  zur  Entscheidung  zu  unterbreiten.  Zu  aolchen  Fallen 
zählten  alle  „verfänglichen"  Vorkommnisse  in  der  Lokal- 
yerwaltung,  wie  %.  B.  AuflelmiiDg  der  Unterthanen/)  Un* 
gehomm  der  BeamteD  gegen  Befehle  der  Hftte;*)  aolBerdem 
die  EntlassuDg  und  Einsetzung  aller  Diener  in  der  Lokal- 
und  Oentralverwaltung,')  Vergebung  von  geistlichen  und 
solehen  weltlichen  Lehen,  bei  denen  die  Persönlichkeit  de^ 
Bewerbers,  der  Bestand  oder  die  Natur  des  Lelienn  die  Be- 
denken der  P;itf'  erregten.*)  Eine  Emscliranknnu  erfnlir  das 
Entscheidungsrecht  der  Kate  ferner,  wenn  der  Herzug  in 
Kleve  lluf  liielt.  Es  wurden  dann  wohl  auch  die  Fälle,  die  die 
Räte  mit  beschliefsender  Stimme  erledigten,  dem  Fiiiätcü  zur 
Entscheidung  mitgeteilt. 

Die  oben  erwähnten  GeBohttfte  der  LandesTerwaltiuig 
wurden  teils  von  einzelnen,  teils  Ton  der  Gesamtbeit  der 
Batsmitglieder  besorgt;  von  einzelnen  nur  dann,  wenn  sie  in 
einem  bestimmten  Falle,  z.  B.  zn  einer  Inspektionsreise  in 
die  Lokalämter,  abgeordnet  waren.  In  der  Regel  wurden  die 
Angelegenheiten  wohl  von  dem  gesamten  Rate:  „communi- 
cato  conailio"  verhandelt.*)  Daneben  war  es  dem  Fiirsten, 
wenn  er  in  Kleve  residierte,  unbenommen,  mit  wenigen 
Räten, ^)  z.  B.  dem  Kanzler,  Hofmeister,  oder  wen  von  deu 
Ratsmitgliedern  er  sonst  hinzuziehen  wollte,  einzelne  Tunkte 
einer  Vorbesprecbong  zn  nnterzleben,  ehe  me  im  Plenum  ver- 
handelt wurden. 

Als  der  Leiter  der  Beratungen  fungierte,  wenn  er  an- 
wesend war,  der  Herzog  selbst;  dies  trat  jedoch  selten  ein, 
in  der  Regel  prflsidierte  wohl  der  Kanzler.  0 

Zum  Schlüsse  sei  noch  auf  die  Dienststnnden  und  das 
8itzungs lokal  der  Räte  hingewiesen.  Schon  die  Ordinantie 
Ton  ]4ä6  hatte  fijr  die  Besorgung  der  Geschäfte  bestimmte 


Zeitschr.  des  Bercr.  Oeseh.-Vereina  XXX.  66  o,  67  (Abs.  2). 
•)  Zeitschr.  a.  a.  0.  XXX.  76,  Abs.  13. 

^  KtitMbn  a.  ft.  O.  H.  223,  224,  Ab».  17.  18.   XXX.  76,  Abs.  12. 
*)  Zuitschr.  9s  B.  O.  II-  m  Abs.  30.  XXX.  79. 
5)  Zeitschr.  a.  a.  0.  II.  221  u.  231. 

^)  Zeitschr.  a.  a.  0.  XXX.  G4.  Vermutlich  aus  dieser  Thatsacbe 
aeblierst  Hasftea  (ürkandeu  n.  Ajctenstöcke  V.  24)  auf  das  Rsstehen 

eines  qmmisiertcn  grcheimeu  oder  Kabinotsruts;  wenn  auch  hier  eine  pe- 
wisse  Ähnlichkeit  mit  dem  in  Bateni,  östc^rrc-ich.  Wiirttcrnbcrcr  ans  <1»"t! 
Hofrate  Hieb  aiidbunderuden  Gelieimen  liul  vurzuliej'cu  bcheiut,  so  kann 
doch,  da  die  kle^iiichsti  Ordotuigen  und  Akten  an  Keiner  Stelle  näliere« 
darüber  aniletiten,  von  einem  organiaisiteii  Oeheimrat  in  Kleve  bisher 
uicht  gesprochen  werden. 

')  Vgl.  Zeitschr.  des  Berg.  Gesch.- Vereins  XXX.  64.  —  Die  Het- 
sogin  Jacobe  schreibt  1591  au  den  klevtscheu  Kimzler  und  Marschall: 
,"weil  Ihr  ....  die  Fürnembpten  ....  und  unter  «-uch  beiden  der  Kanzler 
bei  der  Kantzieieu  stets  seiet  und  das  Dirttktoriam  habt*  Keller, 
GegenrefomatioQ  IT.  No.  117. 
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Beratungsstimden  eingeführt,  die  vormittags  um  8  und  nach- 
mittairs  nm  ,H  Uhr  begannen.  Die  Ilofordiinng  von  1534 
regelle  dies  später  cto,  dafa  Räte  und  Sekretäre  im  iSonimer 
nm  6,  im  Winter  um  7  Uhr  den  Vormitta^^sdienst  und  um 
2  Uhr  den  Nachmittagädicnnt  auzuUeieii  hallen.^) 

Die  Sitzungen  des  Batskoliegiums  fmden  auf  der  Kanztei 
sMtf  die  vermuilich  nicht  auf  dem  Schlosse  nntergebnebt 
war»  denn  die  HofordnuDg  Ton  1534  bestimmte:  die  Eanslei 
«ei  «Tan  dem  huys  zu  halden**.')  Der  Bau  eines  eigenen 
Kanzleihauses  in  Kleve  erfolgte  erst  1580.^)  In  den  „Ge- 
denken  die  ITofsordnung  betrefTende"  (1554)  wurde,  da  kein 
Kanzloigebäude  existiertP,  für  die  „Tprhoning  der  Parteien** 
und  wahrscheinlich  aiuli  für  die  anderen  liatsgeachäfte  des 
^Doktors  Haus"  l)pstliiiiüt;  hiermit  war  wohl  des  Kanzlers 
Olialeger  Behausung  gemeint,  die  in  Kleve  in  der  Goldstrafse 
lag,  nicht  fern  von  dem  äuäter  vor  der  Burg  aufgeführten 
Ernnzleigebättde.^)  Neben  aem  Kanzleiranm  befand  sieh  die 
Batsstube,  daher  wird  der  Bat  mitunter  nacsh  seinem  Sitzungä- 
UML  attch  als  jiKanalei''  bezeichnet') 


2.  Die  TerwaltiLBg  der  attsw&rtigeii  Angelegenheiten. 

Die  Angelegenheiten,  welche  die  Beziehungen  Kleve- 
Marks  zu  anderen  Mächten  betrafen,  gehörten  nicht  äo  sehr 
ju  den  Öeschäftskreis  des  zu  Eleve  residierenden  KoHeginmSi 
sondern  fanden  ihre  Erledigung  am  Hoflager  dnrcb  den 
Ffirsten  persönlich,  der  sich  ihre  Besorgung  und  Entschei- 
dung ausschliefslich  vorbehielt.  Daher  waren  auch  wohl  nur 
wenige  Bäte  dauernd  eingeweiht  in  alle  Fragen  der  Politik  des 
Herzogs;  neben  Masius,  der  als  Geschäftsträger  in  Rom 
und  am  Brüsseler  Hof  fungierte,*^)  und  TT.irst  wohl  nur  der 
Kanzler  Olisleger.  Die^ser  referierte')  dem  Herzog  über  die 
eingegangenen  Berichte   der  Gesandten   und  erhielt  vom 


1)  Laooroblet,  Archiv  V.  11& 

^  Laeomblet  a.  a.  O.  III.   Ähnliobe  Bestimninngen  galten  anek 

in  Kur-Köhl,  nm  ein  Bi-treton  des  Schlosses  durch  Uiiliefu^o  zu  vor- 
ni«M<1en.  Walter,  Das  Erzatlft  und  die  alte  Beichsstadt  Köln  (1866) 
7»  a.  81. 

s)  ßebflrlten»  Die  Btadt  Eleve  «08. 

^)  Schölten  a.  a.  0.  602.  —  Die  «Gedenken  die  Hofsordnung  he- 
troffende"  Uo»^)  »i^d  abijpdruckt:  Zeitsclir.  des  Berg.  Q^scL-YereiaB 
XXX.  18,  23.    Vtrgl.  ferner  Scholteii  u.  a.  0.  153  54. 

«)  Zeiteehr.  de«  Berg.  Gesell -Vc^reins  IL  223. 

Ycrgl.  z.  B.  Keller,  Giescbiehte  der  GeseDreformatloii  etc. 
L  No.  74  n.  m 

^  Vergl.  die  Belatlonen  von  Maaiua  an  Olisleger  ans  den  Jahren 
1667—1672.  Keller  a.  a.  0.  I  No.  66,  67,  69»  110,  117,  141.  Ferner 
vergl.  Relationen  Gymnichs  ans  Wien  an  Olisleger,  a.  a.  0.  1.  No.  144, 
147,  156. 
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Fürsten^)  seiuerrfoits  Mittheilung  über  alle  beim  Hole  direkt 
einlaufenden  Xaclirieliten. 

Den  anderen  liateii  geatattete  der  Herraclier  nur  iii.so- 
weit  eine  Mitwirkung  in  politischen  Angelegenheiten,  als  er 
in  einzelnen  Fällen  ihr  Gutachten  einforderte,  sie  beim  Em- 

Sfang  fremder  Gesandten  hinzuzog  und  sie  mit  diplomatiechen 
[issionen  betraute. 

Gutachtlich  htfrte  der  Herzog,  boTor  er  seinen  Entschlofo 
fafste,  einige  Räte  meist  dann,  wenn  es  sich  um  die  Prüfung 
des  EntAviirfs  eines  Sclnvilipn;^  an  an^\v;lrtii^e  Fürsten  han- 
delte, oder  auf  die  Botschali  eines  fremden  Gesandten  Ant- 
wort zu  geben  war.  So  finden  sich  z.  B.  auf  dem  Konzept 
eines  Briefes  Herzog  Wilhelms  an  den  Kariursten  Friedrieh 
von  der  Pfalz  aus  dem  Jahre  1571  die  Namen  der  itate,  m 
deren  Beisein  jener  Entwurf^)  geprüft  wurde.  Mit  Beinen 
Bäten  zusammen  empfing  der  Herrsciier  1574')  den  Nuntius 
Gropper  in  Kleve  und  zog  sieh  dann  mit  ihnen  zur&ck,  um 
ftber  die  zu  erteilende  Antwort  zu  beraten.  Häufig  beau^ 
tragte  er  auch,  bevor  er  die.  fremden  Gesandten  vorliefs,  seine 
Räte  mit  Vorverhandlungen,  um  die  Mitteilung  der  Botschafter 
entgegenzunehmen  und  ihm  dariil)er  zu  berichten.  8o  liefsen 
sich  1564  die  am  Hof la<rcr  zu  Hambach  anwesenden  Räte  die 
Botschaft  des  spanischen  Gesandten  Franz  von  Halew yn  vor- 
tragen, um  sie  dann  dem  Herzog  zu  melden.*)  1572  wurden 
Zur  Verhandlung  mit  den  eintreffenden  preuföiächen  Gesandten 
die  Räte  Hofmeister  Lej,  Kanzler  Olisleger  und  Heinrich 
Ton  der  Reck  an  den  Hof  nach  Hambach  beschieden.*} 

Sehr  oft  werden  die  Namen  fürstlicher  Ratsmitglieder 
bei  diplomatischen  Sendungen  genannt  Es  sei  nur  an  die 
häufigen  Missionen  Harsts  und  Orusers  an  den  französischen 
und  kaiserlichen  Hof,  und  an  Masius'  Verhandhmj^en  in 
Brüssel  und  Rum  erinnert.  Bemerkeni-wert  ist,  dafrf  bei  den 
Gesantltsidiaft.Hreisen,  die  von  mehreren  Räten  zu.samnjen 
untenioniinen  wurden,  entsprechend  der  Feierlichkeit,  die  Zahl 
der  Teilnehmer  höber  oder  niedriger  bemessen  wurde.  Es 
befanden  sich  dabei  häufig  unter  den  Gesandten  einige  der 
vornehmsten  Ratsmitglieder,  wie  z.  B.  der  Kanzler,  der  Hof- 
meister oder  ISrbhofimeister.  So  meldet  eine  Bemerkung  in 
den  Weseler  Stadtrechnungen,  dafs  1526,  vermutlich  in  Wesel, 
verhandelt  worden  sei  wegen  ^des  hilix  (Heirat)  tuschen 
Lottringen  und  unser  gn.  Jonkfrowen.  Rhede  unsers  hern 
damals  gewest  Praest  von  Clere,  Cantzler,  Johann  von  Baten- 
berg  Landdroat,  Derik  von  Wylack  eifhoelmeister,  Wessel 

1)  Keller  a.  a.  O.  I.  No.  27,  28,  31,  3i,  41,  138,  IsA. 
*)  Keller  a.  a.  0.  1  No.  1m>  p.  159,  Anm.  1). 
3)  Kellt  r  n.  a.  O.  I.  No.  164  .p.  205). 
^)  Keiler  a.  a.  O.  1.  Nu.  66  u.  57. 
&J  Keller  a.  a.  O.  I.  No.  138. 
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von  Loe  Drost  tho  Holte,  Palandt,  Johann  vou  der  Horst.***)  — 
Bei  der  engen  Vereinigung  Kleve-Marks  mit  Jüiicli-Berg 
durch  die  Person  des  Herrschers,  die  in  keinem  der  beiden 
Territorien  eine  auswärtige  SonderpoUtik  duldete,  war  es 
natürlich,  da&  sieh  sehr  häufig  die  Gesandlsohafiten  aus  Räten 
beider  Lande  zusammensetzten.  1571  wandte  sich  Herzog 
Wilhelm  an  das  Kapitel  za  Münster,  nm  seinen  Sohn  Johann 
Wilhelm  zum  Goacljutor  postulieren  zu  lassen;  er  wählte  för 
diese  Mission  von  den  jülichschein  Käten  den  Kanzler  Ors- 
beck, den  Erbhofmeister  Harff,  den  MarricluiU  Tleuschenberg 
und  den  AmtTunnn  von  der  Horst,  vou  den  klevischen  Räten 
den  Kanzlf  1  ülisleger,  den  Hofmeister  Ley,  den  Marschall 
W,i  iitendüiik  nud  die  Drosteu  Franz  von  Loe  und  Heinrich 
von  der  Heck.') 

Neben  den  politischen  Verhandlungen  wurden  die  kle- 
visohen  Bttte  anch  mit  Hissionen  an  Kaehbaifürsten  betraut, 
um  in  Grenzstreitigkeiten  Untersuchungen  zu  führen.  Die 
Zusammensetzung  solcher  Grenzregulierungs-Kommissionen 
wechselte;  die  Zahl  der  Mitglieder  schwankte  zwischen  zwei 
und  sechs.  Bei  solchen  Gelegenheiten,  bei  denen  es  sich 
eben  meist  um  Rechtsfragen  handelte,  waren  gerade  die  ge- 
lehrten Räte  häuög  beteili^^t,  z.  R.  der  Kauzler  OlisIegeTi 
Dr.  Harst,  die  Licentiaten  Rudenscheidt  und  Lewen. 


8«  Die  Rfite  auf  den  Landtagen« 

Herzogliche  Räte  erschienen  wohl  schon  im  15,  Jahr- 
hunuf^rt  auf  den  Landtagen.  Für  dad  lO.  Jht.  meldet  zuerst 
ihre  Anwesenheit  eine  Bemerkung  in  einem  Schreiben,  das 
1502  die  auf  dem  Landtag  zu  Wickede  in  der  Grafschaft  Mark 
versammelten  Stände  an  Herzog  Johann  IL  sandten.') 

Die  Anzahl  der  Rate  auf  dem  Landtage  war  in  der  Regel 
eine  ziemlich  beträchtliche;  meist  waren  es  ihrer  acht  bis 
nenn,  mitunter  sogar  zehn.  Die  Mitwirkung  der  Räte  ge- 
staltete sich  dort  folgendermafsen :  Zuerst  wurde  im  Aufti*ag 
des  Fiirsten,  mochte  er  anwesend  sein  oder  nicht,  die  Pro- 
position durch  eins  oder  zwei  der  Ratsmiti^liedt  r  verlesen. 
So  meldet  z.  B.  der  Vermerk  auf  dem  Landta*!:siirotokoll  zu 
Wickede  1.'>3B:  ^hel>Bn  f.  g.  durcli  siner  f.  u;.  rede  Dierich 
von  Wylich,  orfhücfmcister  iud  D.  Olisleger  vurtrageu  laten", 
oder  1ÖS7:  „vurgetragen  per  praepositum  Louvermann^.^) 

1)  Staats;)  rcliiv  za  Dflsseldorf,  Kleve -Mark:  Colleutanca  hit^torica 
No.  145.  Aruiotiitio  rernm  ?eHtarnm  ex  rationibus  civitatis  WesalieilfliB 
ab  anuo  1357  näoue  ad  aiinuni  145b,  coutLuuata  usque  ad  1539. 

S)  Eeller,  Die  GeKenreformation  in  Westfalen  L  No.  97. 

')  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kleve-Mark,  Laiulstände  B.  I.  fol.  152. 

^)  a.  a  ().  R.  irr.  fol.  19:  IV.  121.  V«^'!.  liher  den  Geschäftagang 
deä  Ltuidtugeä  auch  v.  lielow,  Latidlugsukten  I.  42  fif. 
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Dies«  A'erlesung  geschah  in  der  geinemsaiiit  n  Sitzung  der 
Ritter-  \md  der  Städtekurie.  Darauf  zogen  sich  beide  zu  ge- 
Bonderter  Beratung  zurück  und  entboten  zur  Erteilung  von 
Aiifi(kimft  die  Bäte  m  sich.  So  beriefen  die  Ritter  durch 
ihre  Verordneten  die  adligen,  die  Stftdtedepntierteii  die  ge- 
lehrten Mitglieder  des  I&tee»  Adlige  und  gelehrte  Rttte 
sandten  sich  zur  Erleichterung  einheitlichen  Vorgehens  gegen- 
Beitig  Bericht  zu  über  deu  jeweiligen  Stand  der  Verhandlung. 

Ritterscbaft  und  Städte  teilten  dann  das  Resultat  ihrer 
Beratungen  mit,  das  in  dreifacher  Weise  ausfallen  konnte: 
entweder  erklärten  sie,  nicht  genügende  Vollmacht  zu  be- 
sitzen, und  baten  daher,  die  herzog)  inhen  Wünsche  den  heim- 
gebliebenen Ständemitgliedern  zu  „liinterbringen''»  oder  die 
Stände  lehnten  die  fürstlichen  Anträge  einfach  ab.  Dann 
wurde  durch  die  Batsmitglieder  noch  ein  letstear  YemiitleliuKgs- 
verBUoh  gemacht.  So  berichtet  z.  B.  das  Protokoll  des  kleve- 
mftrkischen  Städtetages  zu  Dinslaken  1558:  als  dat  begeren 
affgeslagoTi ,  hebben  sich  der  Oantzler  nnd  B.  Hertzbach  bi 
den  Cleffschen,  Thies  Aldenbockum  mit  Henrik  van  der  Reck 
])i  den  Maerkschen  Steden  verfuegt  und  understaen  si  totter 
bc willigung  to  brengenJ)  Der  dritte,  der  günstigste  Fall, 
war  die  Annahme  der  Proposition.  Bevor  die  Stände  sich 
hierzu  ])ereit  erklärten,  wui'den  erst  ihre  Gravamina  verlesen, 
in  denen  sie  ilne  Beachwerden  und  Wünsche  betreflfs  der 
Verwaltung  vorbrachten.*)  In  ihrer  Antwort  darauf  erklärten 
die  Bäte  entweder,  jene  Klagen  seien  grandlos,  oder  sie  tot-  • 
sprachen  die  Abstellung  der  Mängel.  Erst  dann  erfolgte  die 
förmliche  Bewilligung  der  fürstlichen  Anträge  seitens  der 
Stände  und  die  Feststellung  des  Wortlauts  für  den  Landtags- 
abscbied.  Auch  dies  ging  wohl  selten  ganz  glatt  von  statten. 
Wie  schwierig  und  langwierig  für  die  Bäte  die  Verhandlungen 
mit  den  Ständen  oft  gewesen  sein  mögen,  zeigen  z.  B.  einige 
Worte,  die  am  Schlufs  des  Protokolls  des  kleviachen  Land- 
tags von  lf)8ö  nach  Verlesung  des  Abschieds  hinzu fre fügt 
»iud  und  fast  wie  ein  Stofsseuüzer  klingen :  Et  taudem  omnibus 
placuit!  laus  deol') 

4.  Die  Räte  aU  Statthalter. 

Die  weitestgehenden  Kompetenzen,  eine  fast  unbeschränkte 
Vollmacht,  erhielten  die  klevischen  Ratsmitglieder,  wenn  sich 

der  ITerzog  anfser  Landes  begab  und  sie  zu  Statthaltern  für 
die  Zeit  seiner  Abwo.>^*Milieit  ernannte.  Dabei  ist  hervor- 
zuheben, dais  in  den  eisten  Jahren  der  Union  der  Lande  sogar 

^)  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kleve-Mark,  Landst&nde  B.  IV.  fol.  121. 
^)  Tgl.  V.  Below,  Landtagsakten  I.  42:  vorder  hflla  ritteraehaftaa 
ind  stctte  froude  vast  vil  gebrechen  vnrgegeven. 

8)  Staatsarchiv  zu  Mänster,  Kleve-ldUurk,  Landttände  B.  IV.  foL  255. 
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der  zeitweilige  Aufentbalt  des  Fürsten  in  dem  andern  Erb- 
lande  Jülich -Berg  aiä  Heise  auläer  Landes  galt  und  die 
Stände  für  solchen  Fall  die  Einsetzung  ron  Statthaltern 
forderten.^)  ^vicht  anderd  läldt  sich  die  Thataache  erklären, 
dafs  in  den  Jahren  1523,  1524,  15*i5  und  1526  -Yerordente 
Stathelder  dess  furstendombs  Oleve^  genannt  werden.'}  Koeh 
«inmal  im  Jahre  1535  änfseiten  die  klevischen  Stände  auf 
dem  Landtag  zu  Essen  jenes  Verlangen,  als  der  Fürst  nach 
Jülich  ging.')  In  der  Folgezeit  hat  aber  der  Herzog  nur, 
wenn  er  im  Gebiete  fremdi  ]•  Machthaber  weilte,  Statthalter 
«mannt  Denn  es  liegen  lediglicli  aus  den  Jahren  1541,  1543 
und  1574*)  Nachrichten  über  die  Bestellung  klevischer  lläte 
zu  Statthaltern  vor.  Wie  es  scheint,  haben  sich  auch  die 
Stände  mehr  zu  der  Aufiadsun<i"  des  Herrdcliers  bequemt  und 
nur  bei  Reisen  des  Pürsten  aulserhalb  der  klcve-jülichschen 
X»ande  die  Ernennung  von  Statthaltern  gefordert.^) 

Die  Aufgaben,  welche  den  Statthaltern  oblagen,  sind 
mitgeteilt  in  dem  Erlafe,  der  1574  die  klere -märkischen 
Kanzler  und  Käte  zu  „Gewalthabern*^  berief,  so  lange  als 
Herzog  Wilhelm  zur  Heimgeleitung  seiner  Tochter  Anna 
aufaer  Landes  sei:®)  „ider  tit  geborlichen  bescheidt  to  geven 
ader  ordentlich  unvertoglich  reclit  na  gelegenheit  und  be- 
finden der  aachen  wederfaren  to  laten,  dergliekeii  nich  unsere 
<  ig(  ne  saken  trcwlich  to  verwaren,  die  ankummende  uitli- 
Vi  eiiiiige  Schriften  an  uns  haltendt  to  erapenen,  die  notturfft 
darin  von  unsertwegen  to  bestellen  oder  im  fall  der  Wichtig- 
keit an  uns  to  gelangen.  Da  sich  oich  etwas  verhulvigs  (?) 
ader  sunst  einiger  wederwill  totragen  dedc,  dadurch  di 
onsem  beschedigt  und  bedrangelt  werden  mugten,  datselye 
to  unsern  besten  abzuwenden."  Der  Herrscher  überliefs  also 
aein  Entscheidungsrecht  den  Statthaltern  fast  in  allen  An- 
^gel^geuheiten  der  inneren  und  äufseren  Verwaltung  und  der 
Rechtsprechung;  er  beliielt  es  sich  nur  vor,  falls  wichtigere 
Fragen  der  auswärtigen  Tolitik  seine  eigene  Entschlielsuug 
etwsi  verlangten. 

1)  Wenigste!»  verlaofften  die  jülichsclieii  Stande  1822  für  die  Beise 
des  Henogs  nach  Kleve  die  Einsetzung  von  Statthaltern,  y.  Below» 
Landtagsakten  I.  133  !.ei  Anm.  209  nnd  196  No  '20. 

*)  Staatsarchiv  zu  Müuster,  Kleve  -  M.ark,  J^uadesarchiv  150,  b.  — ' 
ßtaataaroliiv  sa  DOsBeldorf,  Eleve-Marfc  A.  H,  Adel  No.  2. 

*)  Staatsarchiv  zu  Kleve-Mark,  Landstände  II. 

^)  Scott i,  SainTfilunff  deT  riesct/.e  in  Kleve -^^;u•k  I.  No  36.  — 
Staatsarchiv  zu  Munster  u.  u.  ü.,  Laud^sUuide  IJ.  III,  a;  u.  a.  0.,  Lamks- 
arehiv  No.  4,  I. 

•'')  Denn  ■wenigstens  niclil  molir  liei  Keu-^cn  des  Tltirzotrs  nach  Kleve 
horeu  wir  von  einem  Verlangen  der  juiich-bergischen  Staude  nach  Ein- 
setzang  von  Statthaltern  (dos  bedeutet  wohl  «notturftige  fnneheung 
doin"),  sondern  erst  wieder  bei  duv  Reise  des  Fürsten  snm  Reichstag 
nach  Speyer  1544.    v.  Beluw,  I.andtagsakten  T.  5(>5. 

6}  Staatsarchiv  zu  Miiueiter,  Kleve-Mai'k,  Landeaarchiv  No.  4,  1. 
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Sehr  bemerkenswert  ist,  dafa  die  Stattbalt^r  die  Staude 
zum  Landtag  einberufen  ku unten.  Dies  liecht  wurde  oeiten» 
der  Stände  ruckhaltsloa  anerkannt.  Denn  1544  setzte  die 
ideTische  Bitterschaft  für  ihre  Mitglieder  eine  Strafe  you 
2  Ohm  Wein  und  6  Thalem  aof  die  Versänmnis  der  durch 
die  Statthalter  angesagten  Landtage.^) 

5.  Die  richterliche  Thäti^keit  der  Räte  und  die  BiLüungr 
eines  besonderen  Uofgerichts. 

Die  Hofordnung  von  1534  hatte  unter  den  Dienststunden 
der  Räte  den  Nachmittag  für  die  „partiensachen"  ^  bestimmt^ 
d.  h.  ftir  Entscheidung  der  Rechtsliändel  (Vr  T^nterthanen. 
D^T  Rat  luiiiiierte  als  erste  Instanz  iu  den  Failen,  wo  die 
Streitobjekte  in  verschipdenen  Gerichtsbezirkeu  lagen,  als 
zweite  oder  als  Appellationsinstanz  für  die  Prozesse,  die  vor 
den  Untergerichten  schon  verhandelt  worden  waren. -^j 

Nach  dem  damaligen  Brauch  standen  in  den  deutschen 
Staaten  den  Parteien  zwei  Wege  offen,  um  ihr  Recht  zu  er- 
langen: der  des  Güteverfahrens  und  der  des  rechtsförmlichen 
Prozesses.*)  Ersterer  war  bei  den  Raten  wegen  der  einfachen 
und  schnellen  Erledigung,  bei  den  Parteien  aufserdem  wegen 
des  Fehlens  der  Gerichtskosten  sehr  beliebt  und  bevorzugt.*) 
Die  Riite.  w»^lche  die  Streitenden  stets  auf  der  Kanzlei  an- 
gehen konnten,  suchten  als  Schiedsrichter  durch  Zureden  in 
Güte  zwischen  den  Parteien  einen  Vergleich  zu  stiften.  A'er- 
sagte  dieses  Mittel,  so  blieb  immer  noch  der  Weg  des  form- 
lichen Rechtsverfahrens  oÜen.  Das  etwa  nach  dem  miis- 
lungenen  Eompromifsversuch  aufgenommene  Protokoll  diente 
als  Grundlage,  wenn  später  die  Räte  in  derselben  Sache  sich 
als  Hofgericht  konstituierten.*)  Der  Urteilsspruch  bildete  dann 
eine  Art  Zwangsvertrag,  zu  dessen  Eingehung  sich  der  untere 
legene  Teil  lMM]ueincn  mufste. 

Für  die  Thätigkeit  der  klevischen  Räte  als  Schiedsrichter 
oder  Urtcilsspreclier  lie<^en  Nachrichten  ülx^r  einzelne  Falle 
aus  dem  16.  Jahrhundert  kaum  vor;  vermutlich,  weil  bei  dem 
formlosen  Verfahren  die  Entstehung  von  Akten  ausgeschlossen 
war.  Es  handelt  sich  daher  bis  ^egeu  den  Ausgang  des 
IG.Jahrhunderid  nur  um  beiläulige Er wahnungendes Uofgerichts; 
denn  dieses  war  ja  keine  selbstilndige  Behörde,  sondern  nur 
eine  unregelmäfsig  zusammentretende  Kommission  von  Räten. 


1)  Staatsarchiv  zu.  DiisBeldurf.  Stäudiflclie  rrivil^leii  No.  8. 
^)  Lacomblet,  Archiv  V.  113. 

3)  Vjrl.  die  Jülich-K«  r^-ische  Hof^erichtsordnnng  (Drack  von  16S4)  8. 
*)  Stülzel,  Kiitwickt'liiiiir  fle-s  celehrten  Ilichtertum«  423  and  42S. 
^)  Vgl.  V.  Bciow,  Laudtuj^äakttin  I.  119  uud  120. 
«)  Stölsel  a.  8.  0.  423. 
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—  Im  Jahre  1534  scbreibt  Herzog  JoLaiin  JII.  den  Ständen 
der  Grafscliaft  Mark,  er  habe  den  felideludtigen  JXivid 
von  Zweivel  zur  Auaeiiiaii«ierdcUung  mit  meinen  Gegnern  „vor 
den  Katen  berichreiben  und  verhören"  lassen,  es  sei  den 
Parteien  dazu  „affscbeldt  gegeyen*',  dafs  neben  zwei  bis  drei 
gewählten  Freunden  jeder  Partei  ^zven  unser  Bede  für  ver- 
hören der  Sachen^  verordnet  werden  sollten,  um  den  Verlauf 
der  Handlung  „zu  grund  durchzusehen  und  die  parthien  zu 
verglichen**.^)  Erst  22  Jalire  später  Ihulet  sich  wicrlfM-  ein 
Hinweis  auf  die  richterliclie  Thätigkeit  der  l^atHinitglieder: 
Plerzpg  Wilhelm  bestimmte  in  einem  Schreiben  an  den  Schlüter 
von  Ldem  (über  die  Br*sctzun«r  der  „Lathen'^  oder  Unter- 
gerichte}: „Die  Appellation  boUe  up  unse  Raitkammer  tho 
Cleve  besucht  und  gewesen  werden".'-) 

Wieweit  die  Beteiligung  der  Räte  an  der  obersten  Recht- 
sprechung eine  erfolgreiche  und  allgemein  befriedigende  war, 
Iftfst  sich  infolge  Mangels  von  Nachrichten  nicht  ersehen. 
Jedenfalls  scheint  sie  seit  d(?n  siel)enzi,u:er  Jahren,  wu  der 
niederländische  Nachl»arkrieg  in  Kleve  Unruhe  und  Unsicher- 
heit hervorrief,  nicht  den  Ansprüchen  genügt  zu  haben.  Denn 
der  Antrag  der  Stünde  auf  eine  bes^ilere  VerwaltiiTig;  der 
obersten  RechtspflcL^e  kelnt  scMtdi'ni  in  den  (Jravaniina  fast 
«Her  Landtage  wieder.  Zu  i>in.-ilakeu  kla<:ten  ir)74')  die 
fctaude,  daid  der  Herzog  in  etlichen  reehtlianü:i^en  Sachen 
zwar  Konimissaricn  verorduel  habe,  aber  es  würden  doch 
vielerlei  Nachlässigkeiten  dabei  verspürt.  Die  an  die  Kanzlei 
l^ebrachten  Prozesse  blieben  dort  unerOrtert  liegen,  und  den 
Parteien  erwüchsen  durch  ihr  Warten  grofse  Kosten.  Darauf 
erwiderten  die  Räte,  die  Akten  häuften  sich  täglich  immer 
mehr  in  der  Kauzlei,  die  wenigen  Ratsmitglieder  dort  seien 
durch  „Schickungen",  Kriege  etc.  an  „Ausweisung  der  Urdelen" 
verhindert.  Das  Ver3pr(*clion,  mehr  Kräfte  zur  Erledisrnng 
der  Reohtrfhiindel  anzunelnitm,  war  in  Anbetracht  der  bedenk- 
lichen Finanzzudtiinde  niciii  sehr  tröstlich. 

Die  einzig  wirksame  Abhülfe  konnte  hier  nur  bieten  die 
Organisation  des  Hofgerichts  als  einer  selbständigen  Behörde 
and  der  Erlafs  einer  Ordnung  für  den  Geschäftsgang.^)  Auf 
den  folgenden  Landtagcui,  z.  ß.  1580  zu  Duisburg  und  lö91 
2U  Düsseldorf,*)  verlangten  die  Stände  ausdrücklich,  das  Hof- 
gericht sei  von  dem  Rate  zu  trennen.   Die  Räte  sollten  eine 


1)  Stautsarcbiv  zu  Münster,  Kleve-Mark.  Lsndesarehir  No.  lÖOe. 

2)  Stuatsarcliiv  ZU llÜHseldorr.  Kleve-Murk,  Doniäneiisachen  No.  Ki*"'*- 

3)  Staatsarchiv  zu  Müiuster.  Klvvc -Mark,  [jaiiclst:iiidt>.  B.  IV.  fol  156. 
Brauuächweiff  butte  Sk-hun  15.j<i  ein  Hof^cricht  uU  ständige  Be- 
hörde erhalten.  V|Brl.  Kruse  h,  Zeitschrift  des  historischen  Vereins  für 
Niedersachsen  ISl»:^.  t>0() 

•')  Stantfan  hiv  zw  Münster,  Kleve-M^rk,  Luudstände,  B.  VI.  und 
Landesurcliiv  Nu.  4^. 
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Ordnung  abfasseu,  wie  es  zu  bestellen  und  zu  besetzen  sei. 
Die  Zustände  in  der  obersten  Kechtspflege  waren  unhaltbare^ 
darüber  berrschte  wobl  auoh  unter  den  Batemitgliedem  keine 
Meinungsverschiedenbeit.  1595  betonte  der  Lic.  Hopp  die 
dringende  Notwendigkeit,  das  Hofgericht  Ton  der  ^Kanzlei*^ 
gänzlich  loszulösen,  damit  einer  weiteren  ^Yermischung  der 
Justizverw.altung  mit  andern  täglichen  Geschäften"  für  immer 
vorgebeugt  würde. ^)  Er  selbst  legte  dann  zwoi  Jahre  ppäter 
eine  von  ihm  ausgearbeitete  Hofgerichtsordnung  vor,  deren 
Annalinie  iini  18.  Februar  1597  beschlo-sden  wurde.  Ihi*  Titel 
lautete;  „Bedenken  wie  und  welcher  gestait  des  fürstlich 
clevisclien  hofgerichU  personen  sich  in  Verrichtung  ob- 
liegenden amptz  aof  ein  versachen  und  bis  zu  weiter  Ver- 
ordnung verhalten  sollen.^*)  Hierin  wurde  fftr  die  Hof- 
gerichtobeamten  im  allgemeinen  bestimmt ,  dafa  sie  mit 
Ausnahme  ^ei^^encr  oder  naher  Verwandten  Sachen"  sich  des 
j^Advocirens,  Procurireni? ,  Rahtgebens  und  Sollicitirns"  za 
enthalten  und  allen  Parteien  gegenüber  Verschwiegenheit  zu 
benl»a('liten  hätten.  Die  zu  Referenten  verordneten  TJeelit>- 
«z;eleijrten  -sollten  Auszüge  aus  den  Akten  anfei'tiiren  und  nach 
Formulierung  ihrer  Ansicht  in  der  Sitzung  darüljer  berichten. 
Nach  dem  Referat  sollte  die  Ab^tinnniing  der  imwesenden 
Räte  und  die  Beschlufsfarfauiig  mit  Majorität  erfolgen.  Das 
ürteil  sollte  darauf  formuliert  und  dem  Sekretär  zur  Ex- 
pedition übergeben  werden.  Die  Sitzungstermine  sollten  von 
jetzt  ab  ganz  regelmSfsige  sein.  Referenten  und  verordnete 
Bäte  sollten  sich  vierteljährlich:  am  2.  Mai,  am  1.  August^ 
am  2.  November  und  1.  Februar  auf  der  Hofgerichtsstube 
versammeln')  und  morgens  von  8  bis  11,  naehmittaga  von 
2  h\a  5  Uhr  bei  einander  bleiben.  Sif^  sollten  nicht  früher 
auseinander  gehen,  als  bis  nlln  vorliegenden  FäHc  erledigt 
waren.  War  irgend  eins  oder  mehrere  der  Ratäuiitglieder 
am  Er.scheinen  verhindert,  so  sollte  die  Sitzung  trotzdem 
stuttünden  und  die  Anwesenden  beschlufsfähig  sein.  l>ei  der 
Fällung  des  Urteils  hatte  das  Hofgericht  zu  verfahren:  nach 
«des  heiligen  Reichs  lobliche  gemeine  Constitutiones  und 
nach  gemeiner  Rechten  secundum  Doctorum  et  in  sacro 
imperio  receptam  sententiam**. 

Für  die  Schrei bgeschäfte  wurde  ein  eigener  Uofgerichts- 
sekretär  eingesetzt,  dessen  Obliegcnlieiteii  eine  besondere 
Instruktion  reü"elte.  Er  sollte  die  Protokolh'  fTihren,  vor 
allem  Hieh  einer  lesbaren  Handschrift  befleifsiucn ,  die  Kon- 
zepte und  die  Akten  sauber  und  „unbequwaikelt"  halten, 

1)  StantsareMv  asn  Mdnster,  Kleve-Mark,  Landesarehiv  No.  4,  If. 

*)  Ti;l.  lieilafre  5. 

''i  Auch  das  Braunschwei'irisclie  IToftrericht  trat  7.x\  vier  ordentlichen 
»Sitzungen  im  Jahre  zusanimcii.  Kruse h,  Zeitächril'l  des  iustori^chcu 
Yereiua  für  NiedersttcLseii,  18^,  291. 
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letztere  jedesmal  zusammenstellen  und  dem  Referenten  zu- 
senden. Femer  sollte  er  die  Kopisten  üiberwaclien,  die  Ab- 
scbriiten  kollationieren  und  alle  Eingänge  registrieren.') 
Daneben  war  ihm  die  Vereinnahmung  aller  GerichtsgeMle 

übertragen,  nämlich  des  Akten-  und  Kopiengeldes,  ferner  der 
Prozefa-,  Dekreten-,  Termin-  und  Appellationspfennige.  Alle 
diese  Geliiiluen  flössen  niclit  mehr,  wie  früher,  iler  Kanzlei 
zu,  sondern  in  eine  vom  Hofgerichtssekretär  verwaltete  Kasse, 
welche  für  die  Besoldung  des  Gerichtspersouals  bestimmt  war. 

^)  Ganz  ähnlich  sind  die  Obliege iiheiten  des  Protonotars  am 
Jülich -bergiselieu  Hofgericht  zu  Düsseldorf.  Vgl.  Hofgerlchtaordirang 
p.  32  und  2S.   (Siehe  oben  Anm.  3  auf  B.  86.) 


Kapitd  IL  Die  KanzIeL 

• 


A.  Die  Geschichte  der  Kanzlei  unter  den  einzelnen  Kanzlern« 

1.  Die  Kanzlei  bis  zum  Beginn  des  16.  Jahrhunderts. 

Zur  Ausstellung  von  Urkunden  und  zur  Besorgung  des 
iilirigen  Schreibwesens  batten  sich  die  deutschen  Territorial- 
fiirsteii  schon  früh  Schreiber  geistlichen  Standes  gehalten. 
Als  deren  Zahl  dich  vermehrte  und  eine  Kanzlei  entstand, 
nahm  der  erste  der  Schreiber  den  Titel  eines  Protonotars 
oder  ()l)ersclneibers  au,  später  nach  dem  Vorbilde  der  kaiser- 
lichen Kanzlei  den  eines  Kanzlers. 

In  KleTe  finden  eich  im  14.  Jahrhundert  für  eine  der- 
artige Entwickelung  nur  sehr  dürftige  Spuren.  Es  wird  1300 
in  einer  Urkunde  Graf  Dietrichs  von  Kleye  „Johann  unser 
schriever^  erwähnt.  Unter  den  Zeugen  erscheint  1342  ein 
Kanonikus  von  Kleve,  Riquinus  de  Birt*)  noster  capellanus, 
1347  ein  Ilenricus  capellanus-*)  als  Rat;  doch  ist  e?^  nicht 
gewifs,  ob  diese  Gei-tlichi  n  gerade  die  Stelle  eines  Kanzlei- 
chefs  am  Hofe  inneh  iti*  n 

Erst  gegen  den  iit-ginii  des  15.  Jalirhunderts  wird  mehr- 
fach in  den  Quellen  ein  Kleriker  genaniit,  der  wahrscheinlich 
Vorsteher  der  Kanzlei  gewesen  ist.  In  Urkunden  aus  dem 
ersten  Jahrzehnt  nach  1400  wird  Wessel  (Swartkop)  „praist 
to  Wisschel**  erwähnt,  der  in  jener  Zeit  noch  Bentmeister  Ton 
Kleve  war.*)  1420  kehrt  sein  Name  in  einer  Urkunde  wieder, 
jedoch  ohne  den  bisherigen  Titel.^)  Das  Kentmeisteramt  be- 
kleidet in  dieser  und  in  einigen  folgenden  Urkunden  ein 
anderer  Beamter,  Henricus  Dubbel.  Wessel  erscheint  in  den 
Zeugenunterschriften  späterer  Urkunden  1423,^)  1424,')  1426/) 

1)  Lju'umblct,  Urkuiidenbucb        II.  No.  1049. 

2)  Ebenda  a.  a.  O.  III.  No.  373. 

3)  Dithmar.  Codex  diplomaticus.  37. 

-«)  1402  Schölten,  l>ie  JStadt  Kleve,  Anhang  XXXUL   —  1406, 
1409,  1411  Lacomblet,  Urknndenbnch  IV.  No.  43,  53,  65. 
^1  Lacomblet,  :i.  a   (>.  IV.  No.  129. 

Kbenda  a.  a.  U.  IV.  No.  Xöl. 

bchoiteu,  a.  a.  Ü.  581, 
«)  Dithmar,  a.  a.  0.  72. 
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1429/)  1433^)  stets  ud  erster  Stelle  unter  dcu  Zeugen.  Seine 
häutige  Erwähnung  in  der  Umgebung  des  Fürsten  scliliel'st 
-die  Annahme  aus,  dafs  er  nach  Niederleguog  seiueä  Rent- 
meisteramts  den  Hof  dauernd  verlassen  habe.  Denn  stets 
sind  es  Eatsgescbttfte,  bei  denen  er  in  der  Folgezeit  anf* 
geführt  wird.  So  begleitete  er  z.  B.  1424  den  Herzog  zu 
^iner  Verhandlung  mit  den  Bürgern  der  Stadt  nach  Kleve.*) 
1426  und  1434  beteiligte  er  sich  an  den  Eheberedungen  für 
die  Vermiihlnng  der  T<H,'htor  seines  Herrn,  Katharina  und 
Helene,  mit  den  llerzögen  von  Geldern  und  Braunschweig.*) 
Man  kann  daher  wohi  veiimiten,  dalrf  Wessel  zur  höchsten 
Stelle  am  Hofe,  die  ein  sclirt^ihkundiger  Kleriker  ersteigen 
konnte,  nämlich  zum  Amte  doä  Kanzleivorstehers,  gelangt  ist, 
wenn  er  auch  diesen  Titel  noch  nicht  direkt  fuhrt.  Denn 
während  nm  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  in  anderen  Terri- 
torien, z.  B.  Brannschweig,  Hessen,  Brandenburg,^)  die  Kanzlei- 
ehe&  fast  durchweg  den  Kanzlertitel  angenommen  hatten, 
fehlte  bis  in  das  16.  Jahrhundert  hinein  diese  offizielle  Be- 
zeichnung den  klevischen  Beamten.  Der  Kanzleiverwalter 
war  bis  zu  dieser  Zeit  immer  ^geistlichen  Standes.  Kr  hatte 
meist  die  Propstei  (?iner  der  grofsen  Kollegiatkirchen  des 
Landes,  namentlich  der  zu  Kleve,  inne,  und  daher  kommt  es 
■wohl,  dafs  er  auch  bei  ofüziellen  Erwähnungen  stets  nur  als 
der  „Praist",  der  Propst,  bezeichnet  wird.  So  nennen  auch 
«inigo  „Hofstaats*'  aus  den  Jahren  1467,  1470,  1473  nnd 
l&Oly^  die  Verzeichnisse  der  bei  Hofe  speisenden  Bäte  und 
Diener  darstellendi  in  der  Rubrik  „Cancelria^  an  erster  Stelle 
den  Praist.  Noch  1522  tituliert  in  seiner  Beschreibung  der 
Weseler  Huldigungstage  der  weselsche  Ratsschreiber  den  kle- 
vischen Kanzler  Sibert  von  Ryfswich  „Propst  Sibert  von  R."') 
Kanzleichef  nach  Wessel  Swnrtkop  —  ob  etwa  sein  direkter 
?<aebfuliror.  ist  ungewils  —  scheint  llcrniann  von  Brakel  ge- 
wesen zu  sein,  der  die  Propstei  Kleve  vun  11"),")  Iiis  1485  ver- 
w^altete,*)  Zwar  bezeielinet  Schulten  in  seiner  Einleitung  zur 
Chronik  Gerts  von  der  Schüren  Brakel  nur  als  Sekretär; °j 

^  Lacomblet,  a.  a.  0.  IV.  No.  190. 
«)  Ebenda  a  a.  0.  IV.  Xa.  211. 
3)  Schölten,  a.  a  U.  5«1. 
*)  Ditbmar,  Codex  diplomaticns  79. 

5)  Krusch,  Zeitschr.  de«  liist.  Vereins  für  Niedersacbsen  1893, 
p.  207,  erwähnt  1442  znm  ersten  Mal  einen  brannschweipHcli^n  Kanzler, 
btölzel,  Entwickeluag  des  gelehrten  Itichtertums  I  403  erwähnt  1446 
<leii  ersten  hessischen  Kanzler.   Yererl.  Lewin ski,  Die  brandenburgische 

Kanzlei  und  das  Urkundciiwt  ^t  i)  wälirtMi«!  der  Regierung  der  ersten  beiden 
hoheuzollernschen  Mfirk'_T;ifVii   IS'.tlii  öl. 

Staatsarchiv  zu  Münster,  KU-ve-Mark,  Landstünde  Ii.  I. 

Zeitschr.  des  Berfr.  Gesch. -Vereins  II.  125. 

8)  Srliolteii.  Die  Stadt  Kleve  222. 

9|  IHe  klevischc  Chronik  dea  Gert  von  der  Schüren,  herauagegebeii 
von  Schölten  (1884)  p.  XXIIL 
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trotzdem  moclite  man  veirmTiteD,  dafs  Brakel  Kaiser  geweseix 
ist  Denn  es  ist  nicht  bekannt,  dafa  in  dieser  Zeit  jemale 
ein  einfacher  Sekretär  die  Propstei  von  Kleve,  des  an- 
gesehensten Landosstifts,  innegehabt  hat;  sie  wsu"  vielmehr 
stets  in  den  Händen  der  Kanzler.  Ferner  nennt  der  Erb» 
niarschall  Gerit  von  Kespel  in  der  Adresse  eines  Briefes 

Brakel:  „den  werdigen  herren,  onscn  besund(3ren  leven 

Leren  iud  guden  vrunden.**  *)  Eiin^  solche  respektvolle  An- 
rede wurde  von  den  Räten  nur  dem  Kauzlcr  gegenüber  ajQ- 
gewendet;  die  Sekretäre  naunle  man:  ^lieve  diner''.*'') 

Aus  der  Zeit  Hermanns  von  Brakel  ötammende  Xach- 
riehten  zeigen  zum  ersten  Mal  die  Zusammensetznng  der 
Kanzlei  aus  einer  Mehrzahl  von  Beamten.  Nach  den  oben 
erwähnten  „Hofstaats"  von  1467,  1470  und  1473')  gehörten 
zu  der  Cancelria:  Praist,  Eentmeister,  Gerardus  van  der  Schuren^ 
Gotfridus,  Konradus,  Johan  Wynter,  Johan  Kaik,  Meister 
Jobau  HonateiD,  Lubbert  Scheiffert,  Jenneekcn  de  Schriver- 
knecht.  Unter  iliuen  ist  wohl  am  bekanntesten  der  Sekretär 
Gert  von  der  Schüren,  der  Verfasser  einer  Chronik  der  Grafen 
und  Herzöge  von  Kleve.  Er  wird,  wie  Schölten  na(di weist, 
schon  seit  dem  Jahre  1450  genannt.*)  1462  und  14l>5  führleii 
Aufträge  seines  Herrn  ihn  als  Gesandten  an  das  Domkapitel 
nach  Münster,  1466  nach  Köln.^)  Schölten  nennt  als  Sekretfir 
ans  dieser  Zeit  neben  Schüren  noch  Johann  von  den  Start 
und  Jn]  inu  Cock,  der  wohl  mit  dem  oben  erwähnten  Kaik 
identisch  ist.  Zu  Brakels  Kanzleipersonal  zählte  aufserdem 
der  in  den  „Hofstaats^  nicht  mit  aufgeführte  Sekretär  Meister 
Heinrieh  Koppen,  der  1451  rino  Botschaft  Herzog  Johanna 
an  den  Propst  von  Xanten  zu  überbringen  hatte.®) 

Die  aus  den  ^Holistaats'^  mitgeteilte  Zusanimenstelbmg 
der  Kanzlciperdonen  giebt  allerdings  nur  die  Namen  <»line 
Bezeichnung  des  Rangverhultnisses  und  der  Funktionen  der 
Einzelnen  wieder.  Man  darf  aber  bei  der  ziemlich  beträcht- 
lichen Zahl  von  zehn  Kanzleim  itgliedem  immerbin  vielleiofat 
vermuten,  daft  die  nach  dem  Propst  und  dem  Bentmeister 
angefahrten  drei  ältesten  die  Stellen  von  Sd^retfiren  oder 
Begistratoren  inne  hatten  —  wie  es  z.  B.  von  Gert  von  der 
Schüren  bezeugt  ist  — ,  die  folgenden  vier  die  von  Kopisten, 
wälirend  der  Kanzleidiener,  der  „Schreiberknecht^,  zuletzt 
aulgozählt  wird. 

>)  Staatsarehiv  zn  Düsseldorf,  Kl«ve-M«rk      U.  Adel  No.  9  (1476). 

-  So  nennt  7..  B.  Ilerzojf  Johann  II.  den  Sokret;ir  Hi  inrich  Koeppen 
in  einem  Briefe  uns  dem  Jahre  li87.  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kle?e> 
Mark,  Lnndesarcliiv  Xo.  209»- 

3)  Staatnurchiv  zu  Münster.  Kleve-Mark,  LandBtänd6  I. 
^  KleviHche  Chruuik  des  Gert  von  der  ^chüreiu  JieraosgMpebeo  von 
.Schölten  1884,  u.  XXlll. 

Staatsarenir  sn  HüDster,  Eleve-Mark,  Landesarehiv  No.  ISO«" 
Ebenda  a.  a.  O.  No.  1Ö0*> 
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Nach  Hermann  von  Brakels  Tode  verwaltete  das  Kanzler- 
amt Dietrich  von  IJylswicli,  Dr.  iuris  canonici.  Seine  Familio 
wai-  nach  einer  Kotiz  iu  Teschenmachers  „Klogia"  in  Kalkar 
angesessen.^)  Dietrich  hatte  in  Köln  studiert,  denn  er  iüt 
wohl  identisch  mit  dem  «Th.  Reeswich,  Traj^,  d«r  am 
31.  Anglist  1452  anf  der  Kölner  Universität  immatriknliert 
wurde.*)  Der  Zusatz  Trjg  =  Trajectensis  deutet  anf  seine 
Herkunft  aus  Kalkar,  das  in  der  Diözese  Utrecht  liegt.  Er 
▼ar  schon  Propst  zu  Wissel,  als  er  14$5  auch  noch  die 
Propstei  an  der  Stiff-ikirclie  zu  Kleve  erhielt.')  Unter  den 
Räten  des  TTerzoL^s  wird  er  1486  erwähnt  bei  der  Anstellung 
eines  Tlofln'aniten ')  ihm!  1494  in  einem  Briefe,  den  der 
miinster:iche  Mart<eli;ill  Kcltler  an  ilin  richtete  zur  Beilegung 
von  Streitigkeiten  ujüübteröclier  und  klevischer  Unterthanen. ^) 
Am  15.  November  1495  soll  Dietrich  von  Ryfswich  gestorben 
sein.*)  Sein  Kanzleipersonal  setzte  sich  aus  denselben  Be* 
amten  zusammen,  wie  unter  Hermann  von  Brakel. 

In  den  Jahren  von  1502  bis  1520  leitete  die  kleyische 
Kanzlei  Heinrich  Penninck.  Audi  er  war,  wie  seine  Vor- 
gänger, Propst  von  Kleve  und  Dr.  juris.  ^)  Sein  Name  wird 
löO.S  in  einem  Briefe  genannt,  den  die  jülichschen  Bäte  an  die 
kl»'vi^rlioii  richteten  zur  Schlichtung  von  Grenzhäudeln  mit 
deiji  Stifte  Minister.-)  Ala  Sr'kretMre  waren  unter  ihm  thätig 
Derick  ther  UniL^ixen ,  der  in  den  Bechnungeu  des  Lauilrent- 
meisters  EwerL  von  dem  Sande  ali>  secretarius  ducia  be- 
zeichnet wird/)  und  Meister  Johann  von  Arnheim,  der  ein 
Kanonikat  zu  Kleve  besafs. 

2.  Der  Kanaler  Sihert  yon  Rylswich  (1520  bis  1530). 

Der  letzte  klevische  Kanzler  geistlichen  Standes  war 
Sibert  von  Byrswieb.  Er  stammte,  wie  der  oben  genannte 
Kanzler  Dietrich  von  R,  aus  Kalkai*; ob  er  mit  ihm  ver- 
wandt war,  lafst  sich  nicht  erkennen.  Sibert  hatte  mehrere 
Universitäten  besucht.  01>  er  wie  sein  namensverwandter 
Vorgänger  den  Doktorgrad  erworben  hat,  scheint  sehr  un- 


')  Teschenmacher,  «Elofrin  viroruni  ilhi.striani'^  247. 
*i  Matrikel  der  Univeraitüt  K.«4ii  von  1389—1559,  Bd.  I.,  heraua- 
^eprebei)  von  Ken  Ts  tu  418.   (Pablikationeu  der  Gesellschaft  fürBhein, 

GeBcliiclif-V'iind.'  \\U: 

^)  Geholten,  Die  istudt  Kleve  222. 

*)  Staatsarchiv  kq  Münster,  Kleve-Mark^  Landstände  B.  I.  fol.  68. 

5)  Ebenda,  Landeaarolnv  No.  150  a. 

6)  Schölten.  Die  Stadt  Kleve  223. 
')  Ebenda  a.  a.  O.  223. 

^)  Staataarchiv  sa  Münster,  Kleye-Mark,  Landesarehiv  No.  160. 

9)  Ebenda,  Landstäiide  B.  1.  fol.  166. 
J»)  Schölten  a.  a.  O.  347. 
")  Te  sehen  mucher,  ,,Elügia'*  247. 
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gewifs,  deun  dirser  Titel  wird  Sibert,  so  oft  er  ei  WciLnt  wird^ 
nie  beigelegt.  Ks  biud  ihm  im  Lauf  der  Zeit  sehr  viele  geist- 
liche Würden  zu  teil  geworden.  Zuerst  wurde  er  Eanouikne 
am  Stift  zu  KleTe,  später  Propst  der  EoUegiatkirchen  za 
Wissel,  Altenzell  und  des  kölnischen  Knnibertstiftes.  Daneben 
wai*  er  Kanonikus  und  Thesanrar  am  Viktorsstift  zu  Xanten; 
von  1504  bis  1507  verwaltete  er  das  Pfarramt  in  seiner 
Vaterstadt  Kalkar.*)  Teschenniacher  berichtet,  dafs  Sibert 
als  "Rat  in  Herzof^  Johaiinn  Dienste  trat.  Das  Jahr  seiner 
Anstellung  läfst  sich  aV)or  nicht  sicher  ermitteln.  Zum  ersti-n 
Mal  wird  Sibert  uuter  den  klevischen  Räten  im  Jahre  i5u4 
erwiilmt.  Damals  kam  er  nach  Angabe  der  Seester  Stadt- 
chroiiik  mit  dem  Kammermeister  Quadt,  Jasper  von  Elber- 
feld, Dr.  Peter  Klapis  und  Dietrich  von  der  Beck  nach  Soest, 
nm  im  Auftrag  des  Herrschers  einen  Zwist  zwischen  dem 
dortigen  Kapitel  und  der  Stadt  zu  schlichten.')  Wann  Ryfs* 
wich  Kanzler  geworden  ist,  kann  man  nicht  genau  ersehen. 
Jedenfalls  wurde  er  es  erst  nach  dem  Jahre  1517,  wenn  nicht 
gar  erst  ir>2().  In  den  Unterfertifrungsvermerken  des  kle- 
vincliPii  I.chnliucbes')  wird  bei  Verleihungen  im  Jalire  l.')17 
ald  ».Kanzler"*  der  „Praist  Cleve"  —  es  war  dies  damals  Hein- 
rich Peumnck  —  bezeichnet.*)  Die  Propstei  Kleve  hat  dieser 
bis  zu  seinem  Tode  1.T2U  iiinegehalit;  ^)  ob  er  auch  das 
Kanzleramt  so  lange  verwaltet  oder  es  schon  früher,  etwa 
zwischen  1517  und  1520;  abgegeben  hat,  bleibt  ungewüs. 
Im  Besitz  der  Propstei  folgte  ihm  Sibert  1520  und  hat  ver- 
mutlich  auch  die  Kanzleigeschftfte  in  dieser  Zeit  übernommen, 
wenn  auch  die  erste  Erwähnung  seines  Kauzlertitels  erst  aus 
dem  folgenden  Jahre  1521  stammt.^)  Die  bevorzugte  Stellung, 
die  Kyr:s\vicli  als  einer  der  ersten  Beamten  bei  Hofe  ein- 
nahm, keiiiizeiclmet  eine  Antrabe  der  Soester  Stadtehronik 
aus  dem  Jahre  1522:  Ijei  dem  Hnldig»iii«rsiiiahl  aul  dem  Kat- 
haus sai's  damals  Sihert  direkt  an  der  Seile  des  Fürsten, 
wahrend  der  vornehme  Landdrost  Bateuberg  erst  zur  Linken 
dos  Kauzlers  seinen  Platz  erhielt.^)  Im  Jahre  1526  war 
B yiswicb  beteiligt  an  den  Beratungen,  die  der  Verlobung  der 
Prinzessin  Sibylle  von  Kleve  mit  dem  KurfQrsten  Friedrich 


1)  J.  A.  Wolfr,  Geschiehte  der  Stadt  Kalkar  (189S)  30  nod 

Schölten  a.  a.  O.  223. 

^)  I>eut8c]ie  »Städte  -  Chroniken,  Bd.  XX£\r.  Soest  und  Duisbui;^, 
Jieruusge<rebeii  v.  llgej»,  18f>5,  1J4. 

''i  ^^tuatsarchiv  zu  Münster.  Kleve-Mark,  Msc.  VIL  6011. 

4)  1  1   1  la  ii  a  O.  1517,  Febraar  21,  Mars  3. 

^)  bcliulten.  Die  Stadt  Kleve  223. 

*)  Unter  den  Räten,  welche  1521  du.s  Inventar  von  Herzog  Johanns  II. 
Nuchlftls  unfiiahmen,  wird  Sibert  erwähnt  als  der  .Praest  van  Aldenzeel 
ind  Cleve  Cantzler*'.'  titaataarcbiv  zu  Blünster,  Kleve^liark,  Landstäiide 
B.  I.  ful.  2Ö6. 

Deutsche  Stadte-Chroniken  XXIV.  189. 
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von  Saciisen  vorhergingen.')  1528  erscheint  er  als  Zpiirre  in 
der  Ebevertragöurkunde  des  Arnt  von  Mirbach ')  und  belehnte 
1529  in  Vertretung  ded  Fürsten  den  Johann  von  Loe  mit 
Gütern  in  der  Nähe  von  Sonsbeck.-*) 

In  dem  folgenden  Jahre  1530  scheint  das  Kanzellariat 
Siberts  seinen  Abschlnfs  erhalten  zu  haben.  In  den  Unter- 
fertigungsvermerken im  klevischen  Lehnbnche  wird  vom 
31.  März  1Ö30  bis  16.  März  1540  Johann  GhogrelT  als  Eanzlei- 
chef  genannt:  üith  bevelch  mins  gn.  hern  Johaii  Goicht^reff  sst. 
Man  kann  liier  nur  annehmen,  dafs  Ryfswich,  der  unter  den 
Käten  als  Propst  von  Kleve  aiieh  späterhin  iM»ch  erwähnt 
wini  und  erst  1540  starb,  auf  seinem  Stellung  als  Kanzler  ver- 
zichtet und  dafs  die  klevische  Kanzlei  ein  Haupt  in  der 
Person  des  jülich-bergischen  Kanzlers  erhalten  hat.  Die  Ur- 
sachen, die  diesen  Wechsel  herbeigeführt  haben,  untidiehen 
sich  unserer  Kenntnifa;  vielleicht,  dafs  Herzog  Johann  lÜ. 
damals  in  all  seinen  Landen  nur  einen  Beamten  mit  dem 
Kanzlertitel  haben  wollte.  Die  Übernahme  der  klevischen 
Kanzlei  durch  GhogreiT  erfolgte  nicht  vor  dem  Jahre  1530, 
da  ja  noch  1529  Byfswich  in  der  herzoglichen  Belehnungs- 
urkunde  für  Juliann  von  Loe  als  Kanzler  bezeichnet  wird. 
Auch  die  Thatsaclie,  daln  Siliert  noch  im  Jahre  1533  einmal 
den  Kanzlertitel  führt,  bildet  für  uns  kein  Hindernifs,  den 
Kanzlerwecbsel  in  das  Jahr  1530  zu  setzen.  Denn  jene 
Titulierung  ündet  aich  auf  einem  Schreiben  vom  IJürjrer- 
meister  und  Bat  einer  Stadt  (Kalkar)/)  welche  die  ofliziellen 
Titel  der  fürstlichen  Beamten  in  Adressen  selten  genau  an- 
geben. 

Ms  Rat  ist  Byfswich  auch  noch  fernerhin  zu  Kleve  oder 
am  Hofe  gewesen.  In  vielen  Urkunden  heilst  es,  dafs  die 
Verleihung  in  Gegenwart  des  Propstes  von  Kleve  geschehen 
sei.  1537  stiftete  SÜHM  t  in  der  Stadt  Kleve  den  Ryfswichsclien 
Arraenhof.^)  Am  22.  Juni  1540  ist  er  gestorben;  so  berichtet 
sein  Grabstein  im  Xanteuer  Dom.^)  Sibert  war  der  letzte 
in  der  Reihe  der  klevischen  Pröpste,  die  das  Kanzleramt 
bekleidet  haben;  nach  ihm  waren  die  Kanzler  stets  welt- 
lichen Standes. 

Von  dem  Eanzleipersonal  Siberts  lassen  sich  nur  zwei 
Sehretfire  namhaft  machen:  Heinrich  Lewen,  der  1522  den 
Kanzler  zum  Huldigungstage  nach  Wesel  begleitete,^)  und 

^)  Dithmar,  Codex  diplomaticas  135. 

*)  ArniAlen  des  histoiiaehen  Vereiiw  för  den  Niederrhein,  Heft  57, 
Nr.  1030. 

3)  Staatsarchiv  7:11  Düsseldorf,  klrvischcb'  Lclnibucli  1521 — 1539. 
Staatsarchiv  zu  Düöseldort,  Kleve-Mark,  JDoraaueiisacheu  No.  83 
Schölten,  Die  Stadt  Kleve  631. 

<5)  J.  A.  Wolff.  Ge.schichte  der  Stadt  Kalkar  30. 

7)  Zeitschr,  des  V>vr^.  (lv<ch  -X irvim  II.  \'^'^.  Der  We-seler  Rericlii 
giebt  Lewen  deit  Voriiuinen  Aniuld,  ducit  iieant  »ich  Leweii  selbst  in 


46 


XIV  4. 


der  Sekretär  LuefF  von  Oistevwick,  der  in  den  Jahren  1522 
und  1523  vielfach  als  Zeuge  in  BelebiiungsurkuDdeu  *)  er- 
scheint und  einige  Jahre  später  Bechenmeister  geworden  ist. 

8*  Der  Kanzler  Johann  Ghogreff  (1^30  bis  IUI). 

Bei  dem  Kanzlerwechsel  im  Jahre  1530  hatte  die  klere- 
märkische  ElaDzlei  durchaus  ihre  Selbständigkeit  bewahrt; 

sie  hatte  mit  der  jülich-bergisohen  nichts  weiter  «rt^meinsam 
als  die  Person  des  Vorstehers.  Es  wäre  nicht  zulässig,  aus 
der  Thatsache,  dafs  die  klevischen  Urkunden  hinfort  den 
Namen  des  jülich-berfrisi'lien  Kanzlers  in  der  Ünterfertigung 
tragen,  eine  Verschmelzung  1er  beiden  Kanzleien  zu  folgern. 
Für  ein  selbständiges,  gerioiidertes  Weiterbestehen  der  kle- 
vischen Kanzlei  spricht  deutlich  genug  der  gleichzeitige  Ver- 
merk „ex  caucellaria  Clivensi",  der  unter  einer  groföea  Zahl 
klevischer  Urkunden  ans  den  dreißiger  Jahren  sich  findet; 
ferner  die  ausdrückliche  Unterscheidung  der  Kanzleien  zn 
Düsseldorf  und  zu  Eleve  in  der  Folgezeit.-)  1532  wird 
Ohogreff  in  dem  Gutachten  der  Käte  über  die  Visitations- 
ordnung direkt  als  ^Cantzler  van  Cielf*'  bezeichnet.^)  Dazu 
kommt,  dafs  er  bei  rein  klevischen  Angelegenheiten  mit  kle- 
vischen liälen  zusammen  genannt  wird,  so  z.  B.  in  der  einen 
Instruktion,  die  Herzog  Johann  HI.  1535  seinen  Gesandten 
nach  Soest  mitgab.*)  1539  befand  sich  GhogreÜ'  im  Gefolge 
des  Fiirsteu,  der  die  Huldigung  der  klevibchen  Stadt  Wesel 
entgegennahm,*)  und  Torhandelte  als  Kanzler  mit  dem  Bürger- 
meister und  Stadtschreiber  fiber  die  Bestätigung  der  Pri- 
vilegien Wesels. 

Bis  zum  Jahre  1540,  am  16.  März,  sind,  wie  oben  schon 
bemerkt  wurde,  die  Urkunden  im  klevischen  Lehnbuche  Ton 
GhogrefT  unterfertigt.  Seitdem  tritt  eine  Änderung  ein:  vom 
2.  .Juni  iniö  1)13  1.  März  1 ")  17  lauten  die  ünterlertigungen: 
^Uith  bevel  mins  g.  heren  hertougen  etc.  vorgenannt  Johan 
Ghogreff  sst.  Henr.  Olisl.  d.  sst."  Es  erscheint  also  hier 
neben  Ghogreü',  dem  Kanzler,  noch  Dr.  Olisleger,  der  seit 
mehreren  Jahren  klevischer  Bat  war.  Diese  Thatsache  könnte 
nach  zwei  Bichtunffen  hin  erklärt  werden;  -  einerseits,  dafs 
BHit  1540  Ghogreff  den  Titel  eines  klevischen  Kanzlers  weiter- 
führte, aber  die  Bearbeitung  der  kleve- märkischen  Lohns- 
Sachen  dem  Bat  Olisleger  überlieis,  der  seinen  Kamen  neben 

den  Uiitei-rcrtigungeu  von  Urkunden  Ueiurich  Liewen.  VgL  Dithmari 
Codex  diplomaticiiB  22  u.  23. 

1)  Staatsarchiv  zu  Düsäeldorf,  klevisches  Lebuhaeh  '1689. 

2)  V<ri.  H.  low,  Landtagsakten  L  200,  Anm.  4& 

3)  Lttcoiabiet,  Archiv  V.  98. 

*)  Staatsarchiv  zu  Mäaster,  Kleve-Mark,  LaadenrehiT  No.  IL 
«)  Zeitaehr.  des  Berg.  QeMh.-yerei]w  II.  U7. 
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den  des  eigentlichen  Kanzlers  in  der  UnterfprtifrnnG;  ein- 
setzte. Diese  Veninitnntr  scheint  vielleiclit  mn  so  eher  an- 
nehmbar, als  sclion  am  .'>.  Okioh^  r  1538  und  vom  22.  Jamiar 
Iiis  15.  Febi'uar  154U  der  Käme  Ulislegers  als  Vertretera  des 
Kanzlers  allein  in  den  Fertigungsvermerken  sich  findet.*) 

Andererseits  wttre  auoh  die  Möglichkeit  nicht  ans* 
geschlossen  y  dafs  Olisleger  1540  oder  früher  klevisoher 
Kanzler  geworden  sei  und  Gbogreff  nnr  noch  infolge  der 
alten  Gewohnheit  in  den  Unterfertigungen  mit  genannt  wäre. 
Für  diese  Annahme  könnte  man  eine  Stütze  —  aber  doch  nur 
«ine  scheinbare  —  darin  linden,  dafs  01idle;!;er  1537  in  der 
Adresse  einen  Schreibens  des  Dietrich  von  Westhoven*)  und 
l.>41  von  (lern  Kölner  liürgermeiriter  Sudermann')  als 
^Kanzler  des  FüidUiiuums  Kleve"  bezeichnet  wird.  Zieht 
man  jedoch  in  Betracht,  dafs  die  den  Behörden  ferner  stehen- 
den  Personen  damals  in  den  seltensten  Fällen  die  Beamten 
iLorrekt  titulierten,  so  wird  man  doch  den  Angaben  unter  den 
Ideve -märkischen  Urkunden  eine  gröfsere  Beweiskraft  zu- 
erkennen und  Olislegers  Eanzellariat  erst  später  beginnen 
lassen.  Gho^reffri  Terwaltung  der  klevischen  Kanzlei  ging 
f^rdt  1547  zu  Ende;  nitdit  fridier,  denn  TTcrzog  Wilhelm  redet 
noch  1545  Olisleger  in  einem  an  ihn  gerichteten  Brief  als 
Bat  an  und  spricht  im  Verlauf  desselben  tichreibens  von 
^unserem  Kanzler'^  derartig,  dafs  diese  Bezeichnung  nur  auf 
Ghogreff  bezogen  werden  kann.^) 

Über  die  Zusammensetzung  des  Eanzleipersonals  unter 
Ghogreff  giebt  An&chlufs  eine  Besoldnngsliste  des  Hofgesindes 
aus  dem  Jahre  1543. Dort  werden  aufgeführt  unter  der 
Kubrik  Kanzlei  Smelinck,  Baltasar  (Ghye),  Reyd,  Gerit 
Tan  Oisterwick,  Mathys  Egher,  Rutger  Louwennaun,  Steve, 
Enkel  von  dem  lloime.  cancellieknecht.  Von  den  Arbeits- 
gehülfen  des  Kanzlers  sind  am  bekanntesten  die  Sekretäre 
Meister  Johann  Smeliuck,  Joluuxn  von  llejd,  Mathias  von  Egher 
und  Balthasar  Ghye. 

Smelinck  begleitete  1548  die  Räte  auf  den  Landtag  nach 
Essen")  und  wurde  1551  an  die  Stadt  Soest  gesandt,  um  Er^ 
kundigungen  über  deren  Beichsstandschaft  einzuziehen.^) 

Johann  von  Reyd  stand  von  1530  bis  1549  in  klevischen 
Diensten.   Die  f^ertigungsvermerke  im  klevischen  Lehubuche 

1)  ^tii:itsar<  )iiv  ZU  Düsseldorf,  Kleve-Märkisches  Lebnbach  1521  bis 
1539  und  1540-1591. 

*)  Staat^iarchiv  zu  Münster,  Eleve-Mark,  Landesarchiv  No.  162»- 
''^>  Animlcn  des  Matoriscben  Yenioa  für  deo  Niederrb«uit  Jahr- 
gang 1894,  207. 

*)  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf,  Kleve-Mark,  Beziehangeii  »i  Geldem 
No.  47 

^  ätaatdarch  It  zu  M  iinster,  K  le  ve  -  AI  u  rlc .  Laudesarchiv  No.  256, 1,  fasc.  i. 

^  Kbeudu,  Landatände  B.  iV.  lul.  16*- 

7)  Dentache  Stadte-ChronUcen  XXIV.  p.  CLVm. 
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in  den  Jahren  1580  bis  1542  aind  Ton  seiner  Hand  ein- 
getragen.  Der  Rechenmeister  LneS  von  Oisterwiek  erwähnt 

ihn  1535  und  1549*)  als  seinen  Gehilfen  I  i  i  den  Bechnunga- 
gescbäften.  1537  wardo  Reyd  mit  dem  Zehnten  nnd  dem 
Gute  bei  Donsbrüggen  belohnt.*) 

Matthias  von  Egher  hat  die  Urkunden  im  klevischen 
Lehnbiiche  in  den  Jahren  1540  bis  1547  unterfertigt. 

Baltliaflar  Ghye  wird  1538  in  einem  Briefe  Ulij^legera  an 
Johann  von  Ileyd  erwähnt;')  1544  überbrachte  er  herzogliche 
Aufträge  an  die  klevischen  Städte.*) 

4.  Der  Kanaler  Heinrieh  Barfis,  genannt  Olialeger. 

bis  1675.) 

Von  1547  ab  stand  an  der  Spitze  der  klevischen  Kanzlei 
Heinrich  Barfe,  genannt  Olisleger. 

Schon  an  früherer  Stelle,  bei  Besprechung  der  gelehrten 
Bäte,  ist  erwähnt  worden,  mit  welch  nnermüdlichem  Eifer 
Olisleger  dem  Fürsten  gedient  hat.  Hier  seien  nnr  knrz  die 
Daten  zusammengestellt,  die  von  seinem  Leben  and  seiner 
Wirksamkeit  im  einzelnen  berichten. 

Olirflegers  Familie  war  nr^pruTitrlich  in  Koln  anfrcsesneo 
und  hatte  sich  dann  am  Niech'rihein  verzweigt."')  Zu  Wesel^ 
wo  deine  Vorfahren  fast  IQü  Jahre  vorher  daa  Bürgerrecht 
erworben  hatten,'')  war  er  um  das  Jahr  1500  als  zweiter 
Sohn  des  klevischen  Laudrentmeisters  Heinrich  Barfs  genannt 
Olisleger  geboren.  Seinem  Vater  scheint  es  nicht  an  Be- 
ziehungen znm  Hofe  gefehlt  zn  haben,  wählte  doch  die  Her- 
zogin 1522  bei  der  Huldigungsfeler  Wesels^)  das  Haus  dea 
Landrentmeisters  zu  ihrem  Absteigequartier,  Der  junge 
Heinrich  Barfs  besuchte  zuerst  die  Schulen  zu  Wesel  und 
Rees  und  wurde  1511  auf  der  ünirersität  zu  Köln  immatri- 
kuliert. Nach  Beendigung  seiner  theologirfchen  und  jui'istischen 
Studien  erwarb  er  die  Doktorwürde.  Darauf  w^eilte  er  kurze 
Zeit  in  Italien  und  hat  dann  eine  Professur  an  der  Kölner 
Universität  innegehabt. 

Das  Jahr,  in  dem  Olisleger  als  Rat  in  die  Dienste  Herzog 
Johanns  III.  trat,  läTst  sich  mit  Sicherheit  nicht  bestimmen. 
Bisher  galt  das  Jahr  1532  als  das  seiner  Bemfung,  doch  scheint 
sie  schon  einige  Jahre  früher  erfolgt  zu  sein,  denn  1527  nu Met 
der  Chronist  der  Stadt  Soest,  daTs  in  jenem  Jahr  ^Peter 

1)  Staatsarchiv  zn  Munster,  Eleve-Mark,  Landesarehir  Now  196,  L 

2)  Schölten,  Die  Stodt  Kleve  347. 

3)  Staatsarcliiv  zn  Munster,  Kleve-Mark,  Landstiode  III,  a,  fol.  24. 

*)  Staatsarchiv  zu  Müimter  a.  a.  0.  II.  21. 

^)  Vgl.  den  Artikel  Olisleger  iji  d.  Allgem.  deatsehen  Biographie 

B.  XXIV.  no3. 

*"•)  Vgl.  Frc Ilsdorf f,  Dortmunder  Statuten  io  den  ilansischeu 
Geschicht^quellen  Bd.  III.  255. 

Zeitschr.  des  Berg.  6esch.-Tereina  IL  183. 
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von  Clapis  imd  Heinrich  Olyslecrer  in  keyserliclien  ReeiiUm 
doctoren^  ein  Mandat  des  Füröleu  überbracht  hätten: *)  jener 
fieinrieh  Olisleger  ist  wobl  kaum  der  Täter,  der  Land- 
rentmeister,  gewesen,  denn  den  Doktortitel  hat  er  nie  geführt. 
Der  junge  Bat  Dr.  Olisleger  war  1532  beteiligt  an  den  Be- 
ratungen über  die  KirehenvisitatioDen  in  den  herzoglichen 
Landen;  er  selbst  wurde  dabei  für  die  Durchreisung  Kleves 
hcstimiiit.^)  lo36  nahm  er  seinen  fo.ston  Wohnsitz  in  der  Stadt 
Klevo;  CT  kaufte  das  in  der  Nähe  des  Schlosses  gel(?geno 
ITaud  düd  Johann  von  Bronkhorst'*)  Ith  Jahre  1587  unter- 
handelte er  mit  dem  kaiserlichen  Vizekanzler  Held/)  der  im 
Auftrage  Karls  V.  die  protestantisch  gesinnten  Fürsten  zu 
einem  v  ertrag  mit  dem  Kaiser  bestimmen  sollte.  Dem  Vor- 
schlage Heids,  einem  katholischen  Bunde  beizutreten,  wich 
Olisleger  als  Freund  der  Evangelischen  aus.  Zwei  Jahre 
darauf  führte  er  des  Herzogs  Schwester,  die  Prinzessin  Anna 
von  Kleve,  ihrem  Bräutigam,  dem  König  Heinrich  VHI.  von 
England,  zn.*)  1541  liegleitcti*  er  seinen  Herrn  nach  Frank- 
reicli  vu  der  Verlobung:  mit  Jeaune  d'Albret.  Als  1548  im 
Gelderirichen  Erbioigekriege  der  Herzog  sich  in  die  Knge 
getrieben  und  genötigt  sah,  seine  habsburgfeindlicdi«;  l^ulitik 
aufzugeben,  wurde  Olisleger  ein  Jahr  darauf  nach  Brüssel 
gesandt I  um  dort  ein  Freundschaftsbündnis  mit  der  kaiser- 
lichen Regierung  zu  stände  zu  bringen. 

Die  Leitung  der  Kanzlei  hat  Olisleger,  wie  oben  schon 
erwähnt  wurde,  offiziell  wohl  erst  1547^)  übernommen,  nach- 
dem er  schon  in  den  sieben  Jaliren  rorher  sich  neben  dem 
Kanzler  Ghogrefi'  an  den  Beurkuudungsgcachäften  beteiligt 
hatte.  Als  Kanzleichef  hat  er  der  Erledigung  des  Schreib- 
werks die  gröfste  Autinerksamk(?it  gewidmet,  viele  Protokolle 
von  Katsverhandlungeu  oder  auf  den  Landtagen  hat  er  sejjjst 
gcfühi't,  viele  Schreiben  eigenhändig  entworfen;  auf  vielen 
Konzepten  findet  sich  der  Vermerk,  dafs  ihi*e  Korrektui'  und 
die  Prüfung  der  Reinschrift  durch  den  Leiter  der  Kanzlei 
selbst  erfolgt  sei. 

Olisleger  hat  auch  als  Kanzler  noch  mehrfach  an  Ge- 
sandtschaftsreisen teilgenoniiiien.  So  vertrat  er  z.  B.  1553 
bei  der  BischofswahP)  und  1571  bei  der  Postulierung  des 
klevischen  Prinzen  Johann  Wilhelm  zum  Koadjutor")  die  Sache 
des  Herzogs  in  Münster.  —  Besonders  häuüg  ündet  man 

1)  Dentsehe  Städte-Chroniken  Bd.  2X1 V.  188. 

Si  T.acomblet.  Archiv  V.  98. 

»)  Geholten,  Die  titmit  Kleve  154. 

<)  Vgl.  d.Art.  ^Olisleirer"  in  d.  Allff.  dentHcheuBiof^raphie  XXIV.3f)4. 
Nicht  1534,  wie  Hurlefs  in  seinein  Artikel  »Olislcfrer"  in  der 
All'jpmeinen  d(Mif  sclicii  Tii(>LT;i|.liic  anhebt;  denn  iA  jener  Zeit  hatte  die 
btelie  des  Kanzieicheta  noch  Ghofifreß'  inm. 

StMitsATChiv  in  Muoeter,  Kleve -Mark.  LandeearchW  No.  181,  I. 
7)  Keller,  Die  Gegenreformation  in  Westfalen  etc.  1.  No.  97. 

Fomliongvik  XIY  4w  —  Schottmaiter.  4 
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<)Hsl(>ger  b(M  (](Mi  Verhandlungen  mit  den  Ständen  erwalinl: 
fast  nllo  LandtaL'-e  in  der  Zeit  von  15^38  bis  \:)14  hat  er 
besucht.  An  den  l>(M-,itungeu  iiher  die  kirchliche  Reform  nahm 
er  bei  seiner  duldaauien  religiösen  Gesinnung  regen  Anteil. 
Zu  seinem  grofsen  Leidwesen  wurde  die  geplante  Publikation 
der  Kirchenordnung  durch  die  drohende  Haltung  der  spanischen 
Begierung  verhindert.  —  1575  ist  Olisleger  gestorben. 

Seine  Kanzleibe«imten  waren  zum  Teil  dieselben  wie 
Ohogrefl'a,  Gerit  von  Oisterwick,  Balthasar  Ghye  und  Matthias 
von  Egher  waren  auch  in  dieser  Zeit  als  Sekretäre  in  der 
Kanzlei  thätig.  JKghcr  unterferti<rte  bis  zum  Jahre  lo74  die 
ürkiniden  d<^s  IdcviRchen  Lehnregistera.  Neu  dind  unter  den 
<ie}iiili'(Mi  oiislegers  die  Sekretäre:  Rudenscheidt|  Klofs,  JLinde- 
niiiun  und  Nikolaus  von  Egher. 

Rutger  Rudenscheidt  hatte  wohl  akademische  Studien 
getrieben,  denn  er  führt  mehrfach  den  Licentiatentitel.  Seit 
dem  Jahre  1554  wird  er  als  Rechenmeister^)  erwAhnt. 

Adolf  Clofs  war  nach  einer  Angabe  Teschenmachers 
1522  geboren  und  soll  44  Jahre-')  im  klevischen  Dienst  ge- 
standen haben.  Zum  ersten  Male  tritt  er  1544  auf,  wo  er 
die  l^tenerznldung  des  Klosters  Marienfriede  bezeugt.-^)  Er 
lje,L'"leit('ie  ot'iiiials  die  Ritte  auf  Gesandtseliaftsreisen.'* »  In 
spaleren  Jalircn  scheint  er  die  Registratur  verwaltet  zu  haben, 
wenigstens  wird  l'iTS  in  einem  Aktenvermerk  auf  Closoeus 
l*rotokoll-Register^)  Bezug  genommen;  aufserdem  liegen  ver- 
schiedene Kopien  älterer  Urkunden  vor,  die  er  in  seiner 
Eigenschaft  als  Registrator  beglaubigt  hat.  Wie  manche  der 
früheren  Kanzleimitglieder  besaTs  auch  er  ein  Kanonikat  zu 
Kleve.  ^) 

Der  Sekretär  Lindemann  wird  in  einiireii  Schreiben  auiS  den 
Jalireii  ir)r>2  und  In')?  erwälmtM  und  ist  vijdlcielit  identisch 
mit  dem  spateren  Reiitmeister  LindeTnaiin  zu  Diii.slaken. 

Nikolaus  von  Egher  eixllicli  i.st  aus  den  Jalirni  l.'jiiS  und 
1574  bekannt:  Von  seiner  Hand  sind  die  gedrm'klen  J^ehns- 
auigebote  1508  unterfertigt;  1574  wurde  er  als  Bote  zur 
Überbringung  des  Siegels  an  die  Räte  abgesandt.*) 

')  Dicker  iat  wohl  mit  ^Majrister  ratioiium'"  f?emeiiit,  tnrht  der 
Lundruntmcister,  wie  Loseen,  Briefe  von  Andreas  Muäius,  175,  zuerst 
annnimint,  denn  317  wird  neben  BudenBcheidt  ein  besonderer  reeeptor 

f^neralis  ^[fenannt. 

■*!  JiOsse  u  u.  n.  O.  174. 

'^i  fc)taat'?arclHv  zu  Miiiüster,  Kleve-Mark,  Lundesarchiv  Xo.  17ö.  II. 

*)  So  2.  B.  bei  Gesandtschaften  nach  Münster  1562,  1571,  1574« 
InTo  S'tn.it-archiv  sa  Münster»  Kleve -Mark,  Landessrchiv  Ko.  162,  e, 
l.si,  11.  178,  a. 

*)  Htaatssrchiv  zu  Münster  a.  a,  O.  No.  167. 

«)  Schölten,  Die  Stadt  KUve  183. 

"^j  Stnutmarchiv  zu  Münster,  Kieve-Mark,  Landstände  B.  Y.  foL  39 
und  LandeBurchiv  No.  84. 

Staatsarchiv  en  Munster,  Eleve-Mark,  Landeearehiv  No.  83,  b. 
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5.  Ber  Kanzler  Heinrieh  Ton  Wese  (I57&  bis  1600). 

Am  Ausgang  des  K).  .T^i Ii rhunderts  verwaltete  daa  Kanzler- 
amt Heinrich  Rudolf  vuu  Weze. 

Er  war  am  6.  Dezember  1521  zu  Sevenaar  geboren')  und 
hiefa  ursprünglich  lleiurich  Rudolf  up  then  liaitzhovel;  er 
nahm  frQh  den  Namen  seines  Oheima,  der  üm  adoptierte,  an, 
des  Johann  von  Weze,  des  früheren  Erzbischofs  von  Lund. 
Heinrich  von  Weze  studierte  in  Löwen  von  2541  bis  1544. 
In  der  Zwischenzeit  scheint  er  vori'ibergehend  einige  Zeit  in 
Italien  gewesen  zu  sein,  vielleicht  in  Begleitung  von  Andreas 
Masiu3.  der  Privatsekretär  seines  Adoptivvaters  war.  Im 
Jahre  154.')  betraute  ihn  sein  Oheim  mit  der  Administration 
der  ihm  gehörigen  Abtei  Waldsassen.*)  Ihre  Y(M\v;iltung 
führte  er  bis  in  das  Jahr  1558,  dann  zog  er  mit  seinen 
Freunden  Ma^ius  und  Heinrich  von  der  R(;ck  in  die  klevische 
Heimat  und  nahm  seinen  Wohnsitz  in  Sevenaar,  wo  seine 
Mutter  damals  wohl  noch  lebte.*) 

Er  scheint  zugleich  mit  seinen  Freunden  oder  doch  bald 
nach  ilnicn  in  Herzog  Wilhelms  Dienste  getreten  zu  sein, 
denn  im  Jahre  15f)l  erscheint  er  unter  den  Räten,  die  mit 
dem  päpstlichen  Nuntius  Commendone  verhandelten.  Als  1564 
die  ersten  Keratniii^en  über  die  Postulation  eines  der  klevischen 
Prinzen  fiir  das  Bistum  Münster  gepÜogen  wurden,  fehlte  Weze 
dabei  nicht.*)  Zu  Gesandtscliaften  wurde  auch  er,  wie  die 
anderen  gelehrten  Räte,  verwendet;  so  zog  er  z.  B.  15(37  im 
Auftrag  des  Herzogs  auf  den  Reichstag  nach  Regensburg.  ^) 

Der  Beginn  seines  Kanzellariats  läTst  sich  auch  bei  Weze 
nicht  mit  Sicherheit  bestimmen  Es  ist  zweifelhaft,  ob  man 
dafür  das  Jahr  1574  oder  1575  anzunehmen  hat.  Die  Urkunden 
im  klevischcu  Lehnregister  scheinen  in  diesen  Jahren  erst 
später  eingetragen  zu  sein,  und  die  Vermerke  sind  daher 
nicht  oranz  zuverlässig.  Die  Unterfertii^tinu:  einer  Urkunde 
vom  28.  Mai  1574  lautet  „post  oln'tuni  dnntini  Cancellarii 
( )lislefrer  Benr.  van  Weze  ssL.**  Hier  wird  also  am  28.  Mai 
der  Tod  Ulisleger;*  «reiiKddet,  der  nach  Ausweis  des  Proinkolls 
am  3.  Juni  1574  noch  auf  dem  Landtag  zu  Dinslaken  mit  der 
klevischen  Ritterschaft  verhandelte  und  nach  bisheriger  An- 
nahme erst  1575  gestorben  ist.  Ffir  dieses  letztere  Jahr  als 
Todesjahr  Olislegers  spricht  auch  die  Thatsache,  dafs  (?rst  in 
einem  Briefe  vom  25.  April  1575  Kurfürst  Friedrich  111.  von 
der  Pfalz  „Heinrich  Rudolphen  von  Weese^  zu  seiner  kürzlich 

Los  SU  11,  Üriefe  von  Maaiuä  11,  Aum.  —  TescUcumacUer, 
Elogia  181. 

*)  Lossen  a.  a.  O.  20.  Anm. 

»)  EbcMidfi  51.  n.  O  2!>  und  307,  Aura. 

*}  EWeudai  u.  a.  i).  Übl. 

Ebenda  a.  a.  O.  3»3  und  386. 

4* 
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erfolgten  Erneüiiüug  zum  Kanzler  beglückwünscht.*)  Weze 
scheint  demnach  erst  1575  Olisleger  im  Kanzleramte  gefolgt 
zu  sein.  In  der  Folgezeit  findet  sich  Wezes  Name  häufig  in 
jenen  Aktenvermerkeni  welche  die  Prüfung  der  Konzepte  und 

Reinschriften  melden.  Das  Präsentatum  auf  den  eingegangenen 
Reil  reiben  ist  in  sehr  yielen  Fällen  von  Wezes  Hand  hingesetzt 
Die  Landtage  hat  er  von  1577*)  an  fast  regelmäfsig  be- 
sucht. Trotz  seiner  77  Jahre  erschien  er  noch  1598  nnf  dem 
Tage  7M  Dinslaken.'')  Doch  sein  hohes  Alter  legte  ihm  wohl 
den  Wunsch  nahe,  die  Geschäfte  einer  jüngeren  Kraft  zu  über- 
gehen; schon  1597  hatte  er  sich  mit  der  l>cätelluug  eines 
Vizekanzlers  als  Gehülfen  für  ihn  einverstanden  erklärt.*) 
Zwischen  1598  nnd  1600  hat  er  sich  vom  Amte  znrfick- 
gezogen.  Nach  einer  Angabe  Teschenmachers  ist  er  am 
10.  April  inOl  zu  Sevenaar  gestorben.*)  Von  den  Mitgliedern 
der  Kanzlei  Wezes  sind  vier  bekannt:  die  Sekretäre  Wolter 
Verwer,  Bergmann,  Schönbeck  und  Woltc^r  E^her. 

Verwer,  oder  wie  er  meist  genannt  wird,  „Meistor  Wolter", 
wird  zum  ersten  Mal  löGT  als  t.  berl)iinger  einer  Botsehait 
an  zwei  nach  Brug^äel  gesandt«  klcvische  Käte  erwähnt/')  In 
den  siebenziger  .Talnen  verwaltete  er  die  Keiz:istratur,  wie  wir 
aus  einem  Brief  von  Clols  an  ihn  schliei'sen. ' )  Seit  1574 
unterfertigte  er  die  Urkunden  im  klevischen  LfChnregister. 
Auf  dem  Landtag  zu  Essen  ^)  führte  er  1580  mit  CldTs  zu* 
sammen  das  Protokoll  der  Verhandlung.  Über  den  Beginn 
des  17.  Jahrhunderts  hinaus  wird  Verwer  wohl  kaum  den 
Dienst  versehen  haben,  denn  1598  erklärten  die  Riite,  dafs 
er,  Meister  Wolter,  ein  „alter  kränklicher  Mann  sei",  und 
beschlossen,  ihm  eine  jimgere  Kraft  aus  der  Zahl  der  Sclireilier 
zur  Hülfe  beizugel  cn  ')  Von  den  übrigen  iSekretären  ist  nur 
wenig  bekannt.  Vuu  Bergmann  liören  wir  nur,  dafs  er  1595 
das  Kichteraml  in  Bochum  erhielt. '°)  Als  JS^ichfolger  rückte 
in  seine  Stelle  Peter  Schönbeck,  der  nach  elQähriger  Dienst- 
zeit zum  Richter  zu  Soest  ernannt  wurde.")  Wolter  von  £gher 
wird  1599  in  einem  Briefe  des  Drosten  Engelbert  Berg 
erwähnt»  der  ihn  um  Vertretung  seiner  Wünsche  bei  Hofe 


Staatsarehiv  zu  Dfuaeldoif,  Kleve-Mark,  FamiUeiiflacheii  No.  89. 

Die.'ter  Brief  Friedrichs  III.  iat  bei  Klnckliohn,  Briefe  Friedriefaa  dee 

Frommen  von  dtT  Pfalz  1868—72,  niclit  puliliziert. 

.Stiiatsarchiv  zu  Münster.  Kleve-Mark,  Laitdistiitide  B.  IV  uud  VL 
3)  .Staatsarchiv  zu  ^funst*  i-  a  a.  O.,  Landesarehiv  No.  49. 
*}  Kl.enda  a.  n.  O.  NO.  -1.  II. 

TeäcUenmacher,  Elogia  131. 
^  Lossen,  Briefe  von  Masina  995,  Anm. 
')  Staatsarehiv  zu  Münster  a.  a.  O.  No.  181,  II. 
**)  .Staatsarchiv  m  Münster  a.  a.  0.,  Landstände  B.  IV.  fol.  174. 
^)  Ebenda  a.  a.  U.,  Landesarchi?  No.  4,  II.    14.  Oktober  1596. 
10)  Ebenda  a.  a.  O.  No.  4,  TL   IL  April  1695. 
u)  Ebenda  a.  a.  0.  No.  S75,  I. 
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«M  suclite.  ^ )  Egher  hat  später  ebenialla  ein  Ricliteramt,  und 
zwar  diiö  zu  KloTe,  erhalten.  1609  trat  er  beim  Dynastie- 
wecbsel  in  den  Dienst  der  neuen  Regenten  über,  die  ihn  in 
dem  Jahi^e  161 G  mil  dem  (jut  in  Dousbriiggeu  beleliuteu.^) 


6.  Der  Yizekau/Ior  Uermuuu  ther  Lain,  ^euaniit  Lennep. 

Schon  seit  der  Mitte  der  neunziger  Jahre  tauchte  unter 
den  E:!t<"n  <!(>r  Gedanke  auf,  dem  alten  Weze  einen  Vize- 
kanzler zur  Seite  zu  stellen.  Damals,  1595,  war  der  Lic. 
Hopp  zu  diesem  Poaten  au^«  i -eben;')  er  lehnte  aber  den 
Antrag  al).  Zwei  Jahre  später  wurde  von  den  Räten  der  in 
jülichscbeu  Diensten  ötohende  Lic.  Tutz  vorgeschagen, 
jedoch  auch  ihn  konnte  man  nicht  gewinnen.  1598  stellten 
die  Stände  auf  dem  Dinslakener  Landtag^)  die  Forderung,  es 
solle  ein  neuer  Kanzler,  und  zwar  aus  dem  landsässigen  Adel, 
bestellt  werden.  Der  in  den  folgenden  Jahren  nutrestellte 
Eanzleichef  Hermann  ther  Lain  führte  nur  den  Titel  eines 
Vizekanzler?;  aus  welchen  Gründen  man  von  der  Bestellung 
eines  eiu"<Mitli<'hen  Kanzlers  abgesehen  hat,  ist  unbekannt. 
Der  neue  Beamte  unterschrieb  sich  nach  dem  Orte  seiner 
Herkunft  meist  als  Vizekauzier  Lennep  So  findet  man  ihn 
zum  ersten  Mal  in  einem  Schreiben  1600  erwähnt,  durch 
das  der  Advokat  Dr.  Faber  zum  klevischen  Anwalt  am  Eeichs- 
kammergericht  berufen  wurde.*)  In  den  folgenden  Jahren  wird 
Lennep  bei  den  Ratsveriiandlungen,  wie  auch  bei  Hofgerichts- 
sitzungen genannt.  Er  besafs  als  Scholaster  ein  Kanomkat 
an  der  Stiftskirche  zu  Kleve.')  1609  trat  er  mit  den  anderen 
Räten  in  die  brandenburg-neuburgischen  Dienste  über.^)  1620 
ist  er  gestorben.^) 

Sekretäre  auä  der  Zeit  Lenneps  lassen  sich  nicht  namhaft 
machen. 

^)  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf,  Kleve-Mark,  Domäiieuäaclicu  Mo.  83^>^ 
s)  Schölten*  Die  Stadt  Kleve  847. 

3j  .Staatsarchiv  ZQ  Münster,  Kleve-Mark,  Landesarchiv  No. 4,  IL  I5d5. 

4)  Ebenda  a.  n.  O.  No.  4.  IL  1597. 

ö)  Eheada  a.  a.  O.  No.  40. 

•)  Ebenda  a.  a.  O.  No.  2.  lU,  g  und  9,  fol.  147. 

Sc  holten.  Die  Stu.lt  Kleve  103.  ITier  führt  Lennep  aller- 
dings den  Vornamen  Johann,  docU  wird  ihm  iu  den  Akten  steta  der 
Vorname  Hermann  gegeben. 

^)  Crkuii(i(>n  un(l  Aktenstücke  zur  Oeschichte  des  Kurfürsten 
Friedriih  Willulm  B.  V.  10.  Anm.  43. 

9)  .Scholteu,  Die  rftadt  Kleve  193. 
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B.  Die  Funktionen  der  Kanzlei. 

1.  Die  Ausstellung  der  ürkuiideiiy  üe  Erledigrung  der  ein- 
und  ausgehenden  Sehreiben  und  die  Ffibrung  der  Protolcolle. 

Zu  den  laufenden,  d.  b.  täglich  wiederkebrenden  Ge- 
schäften der  Kauzlei  hat  man  die  Auafertiguug  der  Ur- 
kunden, die  Besorgung  der  eingelaufenen  und  der  ausgehendeii 
Schi'eibeu  sowie  die  Führung  der  Sitzungöprotokolle  des 
^ts  zu  reehnen. 

Bei  den  Urkunden  lassen  sich  nach  der  Art  der  Aus- 
fertigung zwei  Gruppen  unterscheiden,  feierliche  und  weniger 
feierliche  Urkunden.  Die  feierliche  Form  findet  sich  in  allen 
Originalausfertigungen  und  Belehnungsurkunden ,  *)  Beaniten- 
bestallungen,  Verpchreibnngen  und  ^Reko<^nitien",  d.  h.  Ur- 
kunden, in  denen  der  Fürst  den  Stimden  die  Fi'eiwil1ip:koit 
der  von  ihnen  erlangten  Steuerbewilligung  bestätigte,"- i  ferner 
l)ei  der  grofsen  Mehrzahl  der  Kopieen  von  Verleihungen,  die 
das  im  Düdrieldorfer  Staatsarchiv  auloewuLiic  Lehnregister ^) 
enthält.  Die  Urkunden  dieser  Gruppe  lauten  im  Eingang  : 
„Wi  Wilhelm  van  Gottes  gnaden  hertoog*'  etc.  und  tragen 
am  Schlufs  die  Unterfertigung  durch  den  Kanzler  und  einen 
der  Sekretäre,  z.  B.  „Uith  bevel  mins  gn.  heim  hertougen 
vurg.  Henr.  Olisleger  d.  sät.  —  Egher^. 

Die  weniger  feierliche  Form  zeigt  nur  eine  kleine  Anzahl 
von  Verlcihun<rf=nrkunden  in  dem  klovischen  Register.  Iiier 
wix'd  die  Einleituog  gebildet  durch  die  Worte:  „To  wefen.  dat 
min  een.  lierr  heflt  oder  durch  die  Antralie  de.<  Uatuiii.-. 

z.B.;  „Up  den  dreiindtwintignten  februarii  .hhk»  ob  belli  min 
gen.  herr  Eine  eigentliche  Uuterfertigung  fehlt;  an 

ihrer  Stelle  findet  sich  zuweilen  die  Unterschrift:  ^ex  caneel- 
laria  Clivensi^. 

Ihre  Ilauptthätigkeit  entfaltete  die  Kanzlei  im  16.  Jahr- 
hundert nicht  mehr  du  sehr  bei  der  Ausstellung  von  Urkunden, 
sondern  bei  der  Erledigung  der  eingelaufenen  und  ausgehenden 
Sehreiben. 

Die  eingelaufen(;n  Schreiben  wurden  von  dem  Kanzler 
oder  einem  Sekretär  erbrochen.  Bei  der  (Öffnung  wurdr  sofort 
das  Präsentatum,  d.  h.  Urts-  und  Tagesangabe  des  Empfangs, 
vcrmei  kl.   Dann  setzte  derjenige,  welcher  die  Schreiben  zuerst 

J  Vgl.  die  Urkunde  über  Jakulj  von  Kylls  Belehmin?  mit  dt-m 
klevischeii  Erlikümmcrcraint.  ^?taatsarchiv  zu  liüflseldorf,  Kleve -Mark. 
Lehn^äjuMieii,  tSpexialia  Nu.  127. 

s.  6.  Henog  Wilhelms  Rekognitien  über  die  ZaMnngr  der  Stener 

in  den  Jahren  154«,  1549.  1550,  15B5— 1569.  Ötaatsarcliiv  zu  Munster. 
Kleve -Marek,  Laudesarchiv  ]So.  270,  I  und  ebenda  Landatäode  B.  IlL 

fol.  2:}.  1548i. 

Stuatsarehir  xn  Düsaeldorf,  KleTiscbea  Lehnbncli»  1681^1539  und 
1540—1691. 
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durchsah,  der  Kanzler  oder  einer  der  Sekretäre,  auf  die 
AnlseQseite  den  Kamen  des  Absenders  und  eine  kurze  Angabe 
der  Hauptinhaltopunkte.^)  Vom  Kanzler  scheint  diese  Kotiz 
wie  auch  das  Präsentatum  regelmäfsig  erst  seit  der  Zeit  Wezes 
i!:eniacht  zu  sein.  Bei  snhr  umfangreiclicn  J^chriftstiickcTi,  über 
die  im  Kate  zu  referieren  war,  wurde  auch  zur  bessereu  Über- 
sicht der  Inhalt  durch  kurze  Stirhworte  am  ßaude  jedes  Ab- 
satzes angegebcu.-')  Nach  der  \'orlcguug  und  Besprechung 
in  der  Ratssitzung  gingen  die  Schreiben,  welche  erledigt 
waren,  zur  Aufbewahrung  an  die  Registratur.  Über  den  Weg, 
den  in  der  Kanzlei  die  von  der  Centralbehdrde  ausgehenden 
Schreiben  Ton  ihi*em  ersten  schriftlichen  EntwuiT  bis  zur  Aus- 
händigung zu  durchlaufen  hatten,  geben  ziemlich  genauen 
Aulschlufs  die  Konzeptyermerke. 

War  von  den  Räten  ein  Beschlufs  gefaf-'t.  sogalte?«,  ihn 
in  die  kaiizleigemäfse  schriftliche  Form  zu  bringen.  Der  Ent- 
w^urf  wurde  entweder  von  dem  Kanzler,  einem  Rat  oder  einem 
der  Sekretare  verfalst.  Der  erste  Fall  ist  nicht  huuüg;  wo 
er  eintrat,  wii'd  er  durch  den  Konzeptvermerk:  „dictatum  per 
N.  N.*'  oder  „N.  N.  dictavit*'  mitgeteilt')  Häufiger  wurde 
ein  Sekretär  mit  der  Abfassung  betraut,  und  es  erging  zu 
diesem  Zweck  ein  besonderer  Auftrag  an  die  Kanzlei  seitens 
des  Kanzleichefs  oder  eines  Rates.  Der  Vermerk  lautete 
dann  ^mandavit  princepa"  oder  „ex  rommisaione  d.  Oliferii 
cancellarii"  oder  ^sic  jti??it  d.  Ryswich'*.*) 

Der  ferf iggeslcUtt?  Entwurf  rnnfr^te  vor  der  Mundi(n-ung 
geprüft  werden.  Dies  gt'scliah  mitunter  (hii'cli  den  Herzog 
selbst,  in  der  groi'sen  Melirzalil  der  Falle  jedoch  durch  eins 
der  Katsniitglicder.  Man  lieis  »ich  entweder  das  Kouzept 
vorlesen,  „hörte  es  mit  an^  oder  man  las  selbst  und  korrigierte 
es  dabei.  Die  Formeln  lauten  hier  sehr  mannigfach:  „princeps 
audivit  et  sibi  placere  dixit",  —  „audivit  Olisleger"  — 
^auditum  per  Lic.  Ilopjr.  ^auditum  et  correctum  per 
dominum  Cancellarium,  Landhofmeister  Aldenbockum  et  Lic. 
Hopp"  j  ^)  auf  eine  personliche  Durchsicht  des  Konzepts  seitens 

1)  So  Ist  z.  B.  ftttf  einen  ßrief  Herzog  Wilhelms  an  die  klevisehcn 

Räte  15t>()  von  dem  Kanzler  Weze  i^e.schriel>en:  ^Unser  jrn.  fürst  uiunier 
—  Belaiit,'tMid  die  l>e*rerten  Wykumpst  aller  landen  anseliufs  durch  clevi.schc 
und  mjakisehe  Ritter  und  Lantscdiaßt  beizurüfren.  Item  dm  Ihre  f.  g. 
einen  Innttag  mit  den  Gniliffsehen  iiiul  JJeririrJchen  an.^tellen  lassen."* 
Staatsarchiv  zu  Münster,  Klevi  -Min  k.  F.ii mlstänile  B.  III.  f  »)  S(> 

2*)  Öo  Bind  z.  B.  auf  einer  »Supplikation  der  klcve  -  märkischen 
Städte  von  1563  von  0Hs1e|[;er  Randbenierkuniz:en  anjrebraeht.  Stnats> 
arehiv  zu  Münster.  Kleve-Mark,  Landstande  B.  V.  fol.  130. 

^)  Stiiiifsiirchiv  zu  Münster.  Kleve -Mark,  Landesarchiv  No.  löle 
und  ebenda  i^andstünde  B.  IV.  lol.  •232. 

*)  a.  a.  O..  Landesurchiv  No.  14  nud  262. 

5)  Kbenda  u.  a.  O.,  Landesarchiv  No.  151  e;  Landstfuidi  B.  V.  fol.  IH»; 
Jjandeäarchiv  No.  12:  Landj^tänd«  ii.  lU.  fol.  104;  Landcsurcbiv  No.  liöa. 
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der  Bäte  weisen  Vennerke  Mn,  wie  z.  B.  ^legeroDt  Beck  et 
Landrentmeister^. ')  Die  Prfifnng  erfolgte  nicht  selten  dnrcli 
dieselbe  Person,  welche  die  Abfassung  angeordnet  hatte;  diese 
beiden  Momente  werden  daher  oftmals  zusammengefarst  in 
einem  Vermerke,  wie  z.  B,  ^iiissit  et  audivit  dominus  N.  N." 
oder  -ins-^it  et  (  orrexit  N.  N."  Mitunter  wird  auch  noch  die 
GejTf'Dwurt  anderer  Käte  herv(jrLrehol)eii.  z.  B.  „iussit  et  andivit 
D.  Oliferius  praeseute  doctor  Cruider,  Louvermann  et  Jjewen*^.*) 
Nelien  diesen  bisher  angeführten  Notizen  findet  sich  auch  der 
Vermerk:  „per  N.  N.",  um  uur  ganz  allgemein  die  Beteiligung 
der  Bäte  an  der  Herstellung  eines  Schreibens  zu  bezeichnen, 
z.  B.  „per  Marschall  Wachtendonk  et  me  Olisleger.^ ')  Dafs 
der  Vorgang  der  Prüfungen  den  oben  gemachten  Angaben 
entsprach,  zeigen  die  häufigen  Korrekturen  von  den  bekannten 
Händen  Herzog  Wilhelms,  Olislegers  und  Wezes. 

War  das  Konzept  mit  oder  ohne  Änderungen  genehmi<i:t. 
so  konnte  di<'!  AiisOu-tigung  ani:;eordnet  werden.  Auch  dieser 
Befehl  wurde  zuweilen  auf  dem  Entwurf  vermerkt,  z.  B.: 
„sie  scribi  iuddit  N.  oder  „dese  breve  gelick  ingrodsieren 
ind  besegeln  to  laten"*  oder  auch:  „sie  expediantur".*)  Da- 
neben wurde,  falls  mehrere  Ausfertigungen  nötig  waren,  die 
Anzahl  derselben  angegeben;  so  wurde  1574  bei  der  Ab- 
sendang einer  herzoglichen  Erklärung  an  die  Bitterschaft  und 
Städte  von  Kleve  und  Mark  auf  dem  Konzept  hinsngefngt: 
,,sic  scribantur  4"  (sc.  exemplaria).  ^) 

War  der  Entwurf  mundiert  und  die  Reinnchrift  kollatio- 
niert, so  blieb  noch  die  Registi'ierunir,  die  L^nterschrift  des 
Fiirsten  oder  des  Kanzlers  und  die  Bestellung  durch  den 
Botennieister  iil»rig. 

Weitere  Vermerke  melden  also,  wo  und  wie  daa  Schreiben 
registriert  werden  sollte,  und  ob  und  wo  dies  geschehen  ist. 
So  liest  man  z.  B.  auf  der  Bfickseite  eines  Konzepts: 
„Begistretnr  bis,  semel  in  Glivensi  et  semel  in  Markensi 
registris*  und  darunter:  „Begistiatum  in  registro  Glivensi^ 
und  Ton  anderer  Hand:  ^Et  in  Markensi".^) 

Auf  die  Registrierung  folgte  die  Unterschrift  des  Fürsten, 
welche  ebenfalls  ein  besonderer  Vermerk  ^gnbscripsit  prin- 
ceps"^)  meldet,  jefhjcli  ist  sie  nicht  regelraäfsig  gegeben 
worden.  —  Ein  Befehl  des  Herzogs  aus  dem  Jahre  1592^) 
verlaugte  ferner,  dafs  jedes  die  Kanzlei  verlassende  Schrift- 

1)  .Stiiatsarcliiv  zu  Münster,  Kleve-Mark.  Landstände  B.  V.  foL  dO. 

-)  Ebenda  u.  a  ().,  Landesarchiv  No.  IG'2  a. 

3)  Ebenda  a.  a.  O..  Tiandesarchiv  No.  198,  fast*.  40, 

*}  ElK-iid:i  n.  a   0..  T>;.n.Utände  H,  III.  fol.  20  u.  31. 

Konzept  der  Itekogiiitie  des  Herzog»  für  die  Stände  vom  21.  Juni 
1574.   Staatsarchiv  za  Munster  a.  a.  O  B.  III.  fol.  21. 

6)  »Staatsarchiv  zu  Miin.^ter,  Kleve-Mark^  Landeaarchiv No.  167,  fol.89. 

7)  Ebenda  a.  a.  O.  Xo.  4,  II. 
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Stück  vom  kaüzier  oder  dem  ältesten  auwesenden  Rat  neben 
dem  Sekretär  unterzeichnet  sein  müsse.  Die  Ausfertigungen 
Bind  daher  am  Snde  dee  16.  Jahrhunderts  unten3chnel:^n: 
^Tidit  N.  N.«  oder  j,Vt  N.  N.*« 

War  das  Schreiben  so  weit  fertig  gestellt,  so  wurde  es 
gefaltet  und  durch  das  rüekseitig  aufgedrückte  Siegel  ver- 
schlossen. Das  hierbei  verwandte  Secretsiegel  zeigt  als  Bild 
die  drei  Herzogslielme  von  Jülich-Kl'^vf'-Berjr  im  Renaissanee- 
rankenwerk.  IS  ach  dor  RcgimentsordimnL!:  sollte  es  auf  der 
Kanzl«;i  durch  eineu  der  Sekretai'e  v(»r\v-abrt  werden.*) 

Zur  Bestellung  gingen  schlielslich  die  Schreiben  an  den 
Botenmeister,  der  sie  den  einzelnen  Boten  zur  weiteren  Be- 
förderung übergab.^  Bei  der  Rückkehr  hatte  jeder  Bote 
dem  Botenmeister  Qber  die  Ablieferung  oder  etwaige  Un- 
bestellbarkeit des  Briefes  zu  berichten,  eventuell  auch  die  von 
dem  Adressaten  erteilte  Antwort  zu  melden. 

Es  darf  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dai's  die  Kanzlei 
von  den  Empföni^ern  von  Verlcihnni^en  und  Bestallnniren 
Gebühren  erhob,  lievor  sie  die  betreffenden  Schriftstucke  aua- 
lieferte. Nach  welcher  Taxe  die  Gebühren  bemessen  wurden, 
lälst  sich  nicht  genau  feststellen;  es  seien  hier  die  beiden 
allein  vorliegenden  Beispiele  augeluhrt;  lui  Jahre  1539  und 
1591  zahlte  die  Stadt  Wesel  f&r  die  Bestätigung  ihrer  Pri- 
vilegien die  Summe  von  20  Goldgulden, und  als  1591 
Gumpert  von  Kall  zum  Amtmann  zu  Lünen  ernannt  wurde, 
notierte  der  Sekretär  auf  dem  Büiken  des  Bestallungs- 
konzepts:  „dit  originaill  plakait ...  up  Diisseldorp  geschickt  und 
dairbi  geachrieven,  dairvor  von  Kallen  to  fordern  secWs 
Rixdaler,  des  sol  ihme  der  Amtbrief  hierneL^st  tocgestalt 
werden.**  Ein  späterer  Vermerk  daneben  meldet:  „die  6  Rix- 
daler sind  iulnachf*. 

Schliefdlich  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dals  sich  die 
Kanzlei  bei  Schreiben  gleichen  oder  doch  fast  gleichen  Wort- 
lauts des  Druckes  zur  Vervielfältigung  bediente.  So  wurden 
zur  Aufbietung  der  Lehnsleute  und  zur  Ladung  der  Stände 
zum  Landtag  gedruckte  Formulare  verwendet.  Seit  wann 
dieser  Brauch  in  der  klevisclien  Kanzlei  aufkam,  ist  nicht  mit 
Sicherheit  anzugeben.  Die  vorliegenden  gedruckten  Lehna- 
aiifirebote  für  die  klevische  Ritterschaft  stammen  ans  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts;^)  doch  sind  wohl  bereits 

^)  Zeitschr.  des  Berp;.  (lesch.- Vereins  II.  131. 

-I  »^fiiatsarcliiv  zu  Münster.  Klevi -^rarlv.  Lniidcsurchiv  No.  167n.  83b. 

3)  Zertschr.  des  lierjr.  Uesch.-Vereins  II.  151  u.  170. 

*)  Btaatsarchiv  zu  Münnter,  Kleve-Mark,  Landesarchiv  No.  14,  fol.149. 
Nämlich  aus  den  Jahren  15()H.  1:^-2.  1075,  löH.*!.  Staatsarchiv  zu 
Münster,  Kleve-Mark.  Land*'^«nrclnv  Xo.  83b  (15(>8, 1572, 1583)  und  flienda 
No.  229  (1575j.  Über  die  Grolsc  der  Auflagen,  iu  der  diuüc  Drucksucheu 
bestellt  wurden,  meldet' der  Rückenvenm»^  aaf  dem  Konzept  des  Aufgebots 
aus  dem  Jahre  1583:  «dieser  exemplai'en  vylThuiidert  nud  60  to  drucken*" 
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sehr  viel  früher,  etwa  gegen  Anfang  des  16.  JahrhnndertSy 
Druckformulare  för  jene  Zwecke  benutzt  wonkn.  Die  älteste 
bekannte  Anwendung  des  Druckes  für  die  Berufungsschreiben 
ZR  den  Landtagen  in  Jülich-Berg  wird  in  daa  Jahr  1516 
gesetzt.  *) 

Die  Kanzlei  war  scliliel'rilich  uiclit  nur  Organ  des  Rats, 
insofern  sie  seiue  Beschlüsse  in  die  kanzleigemiifse  Form  der 
Urkunden  und  8cbreil)on  forste  und  weiterbef()idei te,  sondern 
sie  hatte  auch  einzelne  ihrer  Mitglieder  in  die  Sitzungen  des 
Rates  zu  entsenden,  um  die  Protokolle  der  Verbandlungen  zu 
fuhren.  In  diesem  Sinne  befahl  die  Hofordnung  Ton  1534: 
„Item,  dass  alle  Raitslege  uffgetzeiehnet  .  werden  durch  die  so 
uff  der  Gantzlyen  dartzu  verordent  syn.*^^) 

2.  Die  Registratur. 

In  der  Registratur  wurden  die  eingegangenen,  die  Kon- 
zepte der  ausgegangenen  Schreiben  und  deren  Register,  die 
Etats,  Rcntenbücber  und  die  von  den  Lokalbeamten  ein- 
gelieferten Yerzeicbnisae  aufbewahrt. 

Von  den  geführten  Registern  liefren  nur  die  Urkunden- 
registcr  der  rfirstlieben  Verloihnngen  und  Belohnungen  vor. 
Sie  sind  in  der  Art  vnn  Kopiarien  an^el('ji.r  und  enthalten 
zumeist  den  vollen  Wortlaut  der  ürkundeu."')  Von  dem 
niärkirfcben  Register^}  sind  zwei  Kände  aufbe^^  aiirt.  Der 
erste  enthält  in  Auszügen  die  A' erleihungen  seit  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  bis  zum  Tode  Johanns  II.  1521;  der 
zweite  Band  enthält  ungekürzt  die  von  1540  bis  1592.  Die 
beiden  khn'ischen  Lehnbücher^)  umfassen  die  Urkunden  Ton 
1521  bis  aus  Herzog  Johanns  III.  Regiei'ungszeit  und 

die  von  1540  bis  1591,  welche  von  Herzog  WUhelm  ge- 
geben  sind. 

liegister  über  die  Akten  der  inneren  Ver\valtung  sebeinf'u 
nicht  erhalten  zu  sein;  man  kann  auf  ibre  einstmalige  Existenz 
nur  aus  den  Rückenvermerken  der  Konzepte  scblieisen.  Unter 
das  von  einem  Sekretär  geschriebene  „liegistrabitiu  "  ist  von 
Registratorenhand  „Registratum  est^  oder  „Ingrossatum  et 
Registratum^ auf  die  Entwürfe  gesetzt.  Mitunter  ist  der 
Name  des  registrierenden  Beamten  genannt,  z.  B.:  »Registra- 
bitur  per  M.  Wolter".') 

V.  Below,  Landtagsiikten  I.  35,  Aum.  67. 
*)  Laeomblet,  Archiv  V.  114. 

'0  V^'l.  d,Hzu  auch  die  jülichsehe  Kcglstratorenordnoiig.  Zeitachr. 

des  BeriT.  Gesch. -Vereins  XXX.  90  ft". 

•»)  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kleve -Mark,  Mec.  ^1011  (1144—1522 
und  >fsc  0012  (1535-1592). 

^\  Staatsarchiv  za  Düsseldorf,  Klevisehea  L«bnbach  l&il— 1&39  ond 
1540-1591. 

Staatsarehiv  zu  Mfinster,  Rleve-Mark,  Landeaarchiv  Xo.  9  a.  16L 
')  Ebenda  a.  a.  0.  No.  12. 
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liauüg  enthalten  auch  die  Konzeptvermerke  und  die  am 
Rand  der  Aktenstücke  etwa  stehenden  2\otizen  einen  Hinweis 
auf  die  Register  selber.  So  findet  sich  auf  dem  Entwuri' 
eines  Schreibens  kleyischer  Bäte  betreffs  eines  dort  erwähnten 
Aktenstücks  die  Bemerkung:  ^diss  findt  man  in  den  mnnster- 
8chen  nutteln,  welche  bi  Glossen  protocolhregistem  zn  finden 
sindt«.  >) 

Aus  den  Yennerken  lüfst  sich  ierner  das  Einteilungs- 
j)riiicip  in  der  Registratur  erkennen:  ea  wurden  klevische 
und  niärki.^che  Register  niiterrfi-hiedcn.  Aul*  einer  Kopie  des 
Dinslakener  Landtaiir^ab.si'liiL'des  von  1547  ist  notiert:  ^dat 
original  durch  I).  Oliöleger  coucipiert  is  bi  der  Cleffscher 
registi-ation".'"*)  Auf  einem  Schreiben  au  die  murkischen 
Stände  lautet  der  Konzeptvermerk:  „Registratiun  in  Begistro 
Markensi^y')  und  am  Kande  einer  Zusammenstellung  der 
VerSchreibungen,  die  der  Brost  Wennemar  von  der  Reck  auf 
das  Amt  Blaukenstein  empfangen  hatte,  sind  bei  jedem  ein- 
zelnen  Posten  die  S^eiten zahlen  der  Registerbände  angegeben, 
2.  B.  „Ro  Marks.  XXiL  lol.  12^",  .Ro  eodem  fol.  132^  etc.r) 

Damit  nicht  etwa  Fi  emde  einen  Hinblick  in  die  Regi.*<tratur 
erhielten,  oder  gar  irgend  welche  Aktenstücke  und  Urkunden 
verloren  gingen,  war  eine  strenge  Geheimhaltung  der  Bestände 
und  sichere  Verwahrung  seitens  der  Beamten  erforderlich. 
Daher  wird  denn  auch  in  der  Hofordnung  von  1584  den  Re- 
gistratoren  verboten,  irgend  jemandem  (aufser  dem  Kanzler 
und  den  Bäten)  Einsicht  in  die  Bestände  zu  gestatten  oder 
•  gar  Stücke  auszuliefern.*) 

Gute  Verwahrung  der  eingelieferten  Stücke  durch  die 
Registratur  war  auch  nna  rinderen  Grnnden  drinirend  geboten. 
Denn  nicht  selten  eru'iiiuen  an  die  Kanzlei  Kequisitions- 
befehle  seitens  des  Herzogs  und  der  Kate,  wt  ldie  die  lltjr- 
beischaffung  von  urkundlichem  IJeweismaterial  als  wünscbeuH- 
werth  bezeichneten,  teils  um  eigene  Hoheitsauriprüche  zu 
begründen,  teils  um  fremde  abweisen  zu  können.  Die  Mit- 
teilungen, die  in  solchen  Fallen  der  Begistrator  gab,  wurden 
dann  von  den  Bäten  mit  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  die 
Begisternummern  für  ihre  Schreiben  benutzt.  So  erklärten 
die  klevischen  Ratsmitglieder  in  dem  Streit,  den  der  Herzog 
mit  dem  Stifte  Münster  um  die  Uoheitsrechte  über  den  Ort 
Alten-Liinen  hatte: 

1.  „Alden-Luinen  is  anlencklich  ein  herlicheit  bi  oen 
selveu  geweist  ind  hellt  einen  hertougen  van  Bruinswiok  tue 


')  Sr.aatsarehiv  za  Münster.  Kleve-Mark,  Lanilesarehiv  No.  167  (157.']*. 
^)  Kbenda,  Landstände  ]{.  II.  fol.  244. 
Khendu  a.  a.  O  1?.  lU.  i154<;l 
Ebenda,  Lande*<tireliiv  No.  i). 
^)  LacombUt,  Archiv  Y.  III,  112.  —   Vgl.  auch  Zeitscbr.  den 
Berg.  6eBch.-Yereins  XXX.  91. 
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geboert  ind  yan  deoBelbeii  iat  dat  gekommen  an  einen  herren 
van  VolnBtein  ind  ran  den  an  einen  greven  van  der  Marke 
wiennen  dat  in  der  cancellien  tot  Cleve  in  Registro  L.  in 

dat  beginsel  in  einer  cedulen  ciaer  geteikend  bevinden  Ball. 
2.  Item  kan  men  oucb  bewisen  in  alden  Registern  ind 

sondorlingen  in  einen  kloinen  Registerken  achter  in  Registro 
Marken.  XVllI.  geliondon,  dat  die  hoielicMt  und  gerechtig- 
heit  mins  g.  b.  in  den  sticht  van  Monster  an^etoikent  steit 
<lat  mma  ^.  b.  gebiede  geit  an  van  Luinen  bis  up  die  Wevel- 
becke  ..."*') 

Nicht  immer  hatten  die  Recherchen  in  der  kleviscben 
Registratur  guten  Erfolg.  Man  wandte  sich  dann  wohl  auch 
mitunter  an  die  jülicliBche  Kanzlei  mit  der  Anfrage,  ob  das 
gesuchte  Schriftstück  zufällig  unter  ihre  Bestände  geraten  sei. 
Einen  solchen  Fall  meldet  der  Bericht,  den  der  jiilichsche 
Sekretür  Gerhardt  von  Jülich  und  der  Landrentmeister  Wassen- 
berg löijB  an  Herzog  Wilhelm  er3t;itt<nen:  ^Als  E.  förstl.  ct. 
clevischer  cantzlcr  liie  bevor  liieher  iresclirieben  und  in  der 
cantzlei  alhie  aul'ziiducheu  betz;(;rt,  ein  origiuah'eehiiuuir  vau 
der  Steuer  oder  schatzgelt,  so  anno  etc.  10.  in  dein  laude 
van  der  Mark  verordent  im  Jai*  12  aufgeburt  ...  so  i&t  ver- 
mog  B.  fikrstl.  gn.  bevelch  in  dem  tom  nnder  E.  fürstL  gn. 
brief  siegelen  wi  gleichfals  nnder  den  alden  scbriften  so  hi 
bevor  aus  dem  gewulb  in  die  jetzige  cantzlei  am  markt  geruckt, 
nach  solicher  originalreehnung  mit  liochBten  vleiss  zu  suchen 
nit  underlassen,  aber  nit  funden."*) 

Zum  Schlüsse  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dafs  die  Re- 
gistratoren  aiK'li  di<'  Re^laubigung  voti  UrkniideTuib^chrifton 
in  notarieller  \\  eidc  bcdorgten,  wie  lit  -  von  Wolter  V  er  wer 
und  Matthias  von  Egher^}  mehrfacii  bezeugt  ist. 

1)  Ststttsareblv  eq  Mdnster,  Kleve-Mark,  LandMMrehlv  No.  366. 

2)  Ebenda  a.  o.  O.  Xo.  201         ( lief ^ her  1563). 

^)  z.  B.  die  Kopiti  einer  Urkunde  des  Richters  uud  der  Schotten 
zu  RiJiK*?'iberjr  über  einen  Verkauf  von  Land  1471  ist  beglaubig:  si 
militer  concordat  hec  copiu  cum  orig^inalibus  sigUlatlB  litteris  attestmnte 
rae  ^Volter  Yrrwvr  Nutario  supradieto.  ätaatsarehiv  sn  Münster,  Kleve- 
Mark,  I^udenurchiv. 

^)  Die  Kopie  eines  Privilegs  Graf  Engelberts  d.  Marek  für  die 
Stadt  Neuenrade  it^t  befflaubigt:  Bekenn  ick  Mathias  van  der  Egher 
min.s  gncdijren  fursten  ina  herrn  Ilerthogen  tho  ricn  e  etc.  I?  o  tr i  s  trator, 
dttt  detie  vurss.  ('o])ie  sich  verglyckt  van  woirdc  tln)  woirde  mit  siuer 
forstlicher  gnaden  Marcksehen  Register  iiuoiero  XJ  X  lu  ork  ondt  deser 
eigener  han.schrift.  foL  369.  Staatsarctiir  za  Monster,  Klere^Mark,  Landes- 
archiv  No.  Ö6. 
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A.  Die  Entwicklung  und  Zusammensetzung  der  Reciienicamnier. 

1*  Bie  EBtwieklun^  der  Keehenkammer  Iiis  zum  Beginn 

des  17.  Jaliriiunderts. 

Die  Leitung  des  Finanzwesens  hatte  seit  dem  Mittelalter 
neben  dem  fio&eister  in  den  meisten  deutschen  Territorien 

der  Kammermeister  gehabt.^)  Am  Niederrliein  hatte  er  aber 
mehr  die  Stellung  eines  Kämmerers  und  den  damit  verbun- 
denen Dienst  in  den  GenuichcrTi  de--  Fürsten  übernommen. 
Statt  seiner  finden  wir  für  (iie  Be.sorirung  <\vr  FiTKn)'/v»M-\v;»l- 
tnng  bei  Hofe  einen  oigeuen  Beamten,  den  Kenimei-rcr,  des.-teu 
Vorl)ild  man  vielleicLt  in  dem  receveur  gen^rai  am  Iran- 
zosidchen  und  burgundischeu  Hofe  erblicken  darf.^) 

Die  Erwähnung  dieses  obersten  Finanzbeamten  lafst  sich 
in  Kleve  bis  znm  Beginn  des  14  Jahrhmiderts  zutÜcIl- 
▼erfolgen.  In  den  Zengenunterschriften  der  Urkunden  er> 
scheinen  seit  dem  Jahre  1311  unter  den  Bäten  die 
receptores  oder  Rentmeister,  so  nennt  ein  J)if)lüm  1311  den 
Otto  de  Bellinchoven  noster  receptor'*)  und  \'.142  T>nnio  der 
Cfrvjh  noster  famnhis  receptor  <n  collect or  Tiostrorum  re- 
dituum.  M  Daik  man  hier  mit  dem  Eentnieiater  bei  Hofe, 
nicht  mit  einem  Lokalrentmeister  ans  den  Amtern  oder 
Drosteien  zu  thun  hat,  wird  wohl  durch  die  Thatdache  be- 
wiesen, dafs  diese  Beamten  unter  den  Räten  und  Vertrauten 
des  Herrschers  mit  aufgeführt  werden.  Auch  berechtigt  wohl 
die  allerdings  erst  später  auftretende  Bezeichnung:  reut- 
meister  van  unsem  lande  van  Cleve  dazu,  in  diesem  Rent* 
meister  den  Landrentmeister  zu  sehen.') 

^)  äo  auch  noch  später  z.  B.  in  liaiern.  Vgl.  Kosenthai,  Geschichte 
des  Gerichtswesens  nnd  der  Verwaltnngsorganisatiün  in  Baiern  I.  461. 

Vgl.  Adler,  Organi.^ation  der  Central  Verwaltung  unter  Kaiser 
MjLximiliau  I.  13  u.  17.  —  Yd.  über  den  Ursprnnir  (les  Rentmeister- 
amtä  G.  V  Below,  Die  stadtische  Verwaltung  des  Mittelalters  als  Vor- 
bild der  TerritorialTerwaltmig.  Histor.  Zeitschr.  1895,  436«  Anm.  8. 

8)  La  com  biet,  Urkundenbuch  III.  No.  108  u.  110. 

*)  Ebenda  a.  a.  O.  III.  3Ti  and  Geholten,  Die  Stadt  Kleve,  An- 
hang LXXXIII. 

Lacomblet,  TTrknndenbnch  lY.  No.  43  u.  187. 
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Diese  Heainttm  zählten  nach  der  Bezoicbniing  als  i.ninili 
zu  eleu  Kuappeu;')  als  Laien  wiaeu  sio  wohl  äelteii  des 
Schreibens  kundig.  Man  darf  dalier  vielleicht  annehmen,  dais 
die  Finanzvenraltung  am  klevisclieD  Hofe  über  die  primi- 
tivsten Formen  den  Einnahme-  und  AusgabeweaenB  noch  nicht 
hinausgekommen  war,  dafs  die  Bechnnngslegong,  falls  sie 
schon  bestand,  noch  mündlich  erledigt  wurde. 

Gegen  das  Ende  des  14.  Jahrhunderts  und  den  Beginn 
des  In.  Jahrhundert:?  macht  ?\vh  ein  Wechsel  im  Stande  der 
Landreiitincister  boiiierkljar:  jeuer  Fiuanzbeamte  war  von  nun 
an  bis  zum  Begiuu  des  Vk  Jahrhunderld  ein  Geistlieher. 
iSchon  Adolph  von  Suitkauueu,  der  1387  und  1393  als  onse 
rentmeister  erwähnt  wii-d,*'')  besal's  ein  Kauonikat,  und  zwar 
an  der  Kirche  zu  Zyfflich  j^)  Wessel  Swartkop,  der  seit  1396 
und  dann  später  noch  sehr  häufig  als  Bentmeister  von  onserm 
lande  van  Cleve  genannt  wird,  nahm  die  geachtete  Stellung 
eines  Propstes  an  der  Kollegiatkirche  zu  Wissel  ein.*)  Als 
Wessel  im  Jahre  1420,  wie  zu  vermuten  ist,  die  Stelle  des 
Kanzleichcfs  iibernahm,^)  folirte  ihm  als  Verwalter  der  kle- 
visclien  i'inauzen  Heinrich  Dulilxd.'')  der  Kanonikus  an  der 
Kirclu'  zu  Kleve  war.  ^)  Auch  l)iil<l»el.s  Nachfolger,  der  Rent- 
meister lieiurich  Nyeuhuis, war  geistlichen  Standes  und  als 
IVopst  der  Stiftskirche  zu  Kleve  sehr  angesehen. 

Der  Landi-entmeister,  als  schreibkundiger  Kassenf&hrer, 
fand,  wie  begreiflich,  Anschlufs  an  den  Kreis  der  mit  dem 
Schreibwesen  betrauten  Beamten  am  Hofe,  d.  h.  an  die  Kanzlei. 
Dafs  er  ihr  als  Mitglied  angehörte,  zeigen  einige  der  aus  dem 
letzten  Drittel  des  15.  Jahrhunderts  erhaltenen  „Hofstaats". 
Dort  wird  in  den  Jaliren  1467,  1470  und  1478®^  in  der  Rubrik 
('ancclria  der  Unntnieister  erwähnt,  und  zwar  «rbnch  nach 
dem  Kanzler  (Traisi).  Mit  diesem  raugierte  er  last  gleich, 
denn  beide  erhielten  dieselben  Bezüge  der  Hofkleidung,  das 

'i  Audi  der  bei  Lacomblet.  Urkuudenbucli  III.  No.  904  erwähnte 
(ierai'duH  von  Yoisbrolcb,  BentmeiBter  des  Hersogs  von  Berg,  war  ein 

Knappe. 

Lacomblet  a.  a.  O.  III.  No.  930  Xk  976. 
3)  8Hi  .Iteii,  Die  Stadt  Kleve  147.  —  ZyffUeh  Uegt  in  der  Nihe 

Yüu  Nymwegcu. 

1396:  Schölten  s.  a.  O.  2S4.  —  1402:  Ebenda  a.  a.  O..  ür^ 

kundeiiaiili:.!!-  V  ..  2!»  p.  XXXIII.  -  UiH\  1409,  1411:  Lacomblet, 
Urkujidenbuch  IV.  No.  43,  53,  04.  —  14K?:  Dithtnar.  Co.le\  diplom«- 
ticus  62.  —  1418:  »Stautsarchiv  zo  Münster,  Kleve- Mark,  Ljuidataade 
B.  I  fol.  42. 

Yßl.  den  AbscliDitt :  Pif  Kanzlei  bis  zum  Beginn  des  16.  Jalff^ 
hundert.s  (Wessel  Swartkop)  .S.  41  iiiiiter  Anm.  4. 
*)  Lacomblet.  ürkundenlnich  IV.  No.  127. 
^)  .Schölten,  Die  Stadt  Kleve  182. 

Lncomblet  a.  n  O.  IV.  No  L>11.  —  Srli..Uen  a.  a  O.  ^-yx 
^)  Staatsurchiv  zu  Muuater,  Kleve-Mark,  Laudstäude  Ii.  1.  —  Vgl. 
in  dem  Abschnitt  oben  ,,Die  Kanslel  bis  tarn  Beginn  des  16.  Jaur- 
hunderte*'  8.  42  bei  Anm.  3. 
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Futter  fm*  drei  Pferde  und  die  Beköstigung  för  Bich  und  zwei 
Kjkechte  zu  ihrer  l>e(lieiiuiif:^. 

Die  Hauptaufgabe  dea  Lamirentmcisters  liildete  die  Ver- 
waltung der  ihm  eingelieferten  Lokaleinkiiiifte.  Über  die 
Verwendung  dieser  Eiuoabmen  muidte  er  Jiecbnung  legen  vor 
dem  Fürsten  oder  einigen  Räten,  welche  ad  hoc  mit  der 
Bechnungsabhör  beauftragt  waren.  Auch  diese  Geschäfts- 
führung bezeichnet  technisch  noch  einen  ziemlich  tiefen  Stand- 
punkt. Einerseits  waren  die  abgelieferten  Baarsummen  und 
Natural Lrefälle  nur  gering.  Denn  die  Bruttoerträge  wurden 
erheblich  geschmälert  durch  den  Abzug  der  lokalen  Verwal- 
tungskosten und  da-j  'lainals  noch  sehr  beliebte  System,  grölsere 
An>L''a)M'u  durch  b^j)*'/.ialaiiweisung  auf  die  Amter  und  DroHtcifü 
zu  liezalil("ii. ')  Andererdeiis  bot  die  Rechnungsabhör  damals 
doch  nur  eine  mangelhafte  Kontrolle,  da  sie  ohne  feste  Ter- 
mine in  ganz  willküi-lichen  Zwischenräumen  vorgenommen 
wurde. 

Ein  Fortschritt)  um  zu  einer  rationelleren  FiuanzTerwal- 
tung  zu  gelangen,  erfolgt«  unter  der  Regierung  Herzog 
Johann<  II.  in  den  achtziger  Jahren  des  15.  Jahrhunderts 
Die  landständische  Bewegung,  welche  sich  damals  gegen  die 
Mifswirtscliaft  bei  Hofe  erhob  und  den  ZiiHammensThlnfs  der 
Raisiiiittilioder  zu  einem  ständigen  Kollegium  herbeilTilirte. 
hat  auch  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens  eine  centrale 
Oreaiiisatioh  angebahnt.  Mehrere  wichtige  Grundsatze  des 
Finanzrechts  wurden  damals  in  die  klevische  Verwaltung  ein- 
geführt: die  Bechnungslegung  der  Lokal-  und  Hofbeamteu 
sowie  des  Landrentmeisters  sollte  von  nun  an  schriftlich  und 
an  bestimmten  Terminen  erfolgen;  es  sollten  zwei  eigene 
BechnQng3kontrolll)eamte  ernannt  and  das  Einnahme-  und 
Ausgabewesen  völlig  centralisiert  werden.  So  erklärte  die 
Ordinantie  von  14S6:  „Item  to  ordinieren  wern  twe  mit  einofn 
scliriver  die  stetz  bi  die  reckening<'ii  sin,  ind  oick  iiae  den 
timmeringen  ind  andern  dingen,  die  gereekent  werden,  sieu 
ind  vcrnemen,  oifi*  dat  oick  also  si,  ast  gereekent  wird  und 
<ler  reckeniuge  niet  en  sluiten,  es  si  bi  raide  ind  weten  der 
Triende.*' ')  In  ähnlicher  Weise  verlangte  die  Ordinantie  von 
1489*)  die  Einsetzung  von  vier  ^reckenmeistern^,  mit  einem 
Schreiber,  ^^di  aver  alle  reckeuinge  sitten  in  die  doersien 
und  sluiten/*  —  Fiir  den  Termin  der  Rechnungslegung  wurde 
bestimmt/)  dafs  die  Drosten,  Amtleute,  Rentmeister  und 


^)  Vgl.  V.  Below,  Die  Neuorjranisutiou  der  Verwultnus  ia  deu 
deatschen  Territorien  des  16.  Jahrlmtiderts,  Im  hiator.  Taschenbuch, 
6.  Folge,  «.  Jalirirang,  18S7,  308. 

-t  y<i\.  Heiliii^e  1,  Ahm.  17.   —  Voivclirifteii  lilu  r  (In-  T?('rhiiTin«r.s- 
kuiitroUe  werden  auch  in  liaieni  zum  ersten  Mal  in  dieser  Zeit  {1410} 
L'ci^i'ben.  Boeenthal  a.  a.  O.  I.  292. 
Vj?l.  Btilaer  2,  Ah.s.  6. 

*)  Vgl.  Beilage  a,  Abs.  21. 
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Zöllner  stets  am  l^nde  des  Jahres  bereit  sein  sollteu,  in  den 
folgenden  14  Tagen  oder  binnen  einea  Monats  mit  ihren 
Kechnungen  in  Kleve  zu  erscheinen.  Um  Bestechungen  zu 
vermeiden,  wurde  den  Rechnungsbeamten  die  Annahme  von 
Geschenken  streng  verboten. 

Auch  das  Kassenwesen  erhielt  damals  eine  Centralisation, 
da  hinfort  die  Vereinnahmiing  aller  Einkünfte  und  die  Be> 
streitung  aller  Aiisgabeo  allein  der  Centraikasse  am  Hofe 
obliegen  sollte.  Über  ihre  Vorwaltung  liefsen  sich  die  Räte 
zu  allen  Quatei>il»ern,  d.  h.  vierteljähi'lich,  Beclinung  ableiren. 
Der  von  den  iStänden  erzwungene  herzogliche  Ei  l  als  vom 
8.  März  1501  betont,  dafs  die  Rentmeister,  Zulluer  imd 
Richter  die  "Renten,  Jahrgülten,  Zölle  etc.  allein  an  den 
„Generalrentmeister*^  abliefern  sollten.*)  Der  Laudrentmeister 
sollte  zu  Ausgaben  nur  durch  den  Befehl  und  die  Zustimmung 
der  Räte,  nicht  durch  einseitige  Anordnung  der  Pürsten  er* 
mflchtigt  sein. 

Der  Rechenmeister  bildete  mit  dem  Hanptkassenfuhrer 
zusammen  in  der  folgenden  Zeit  noch  keine  selbständige  Be- 
hörde.  Wie  der  Landrentmeister  gehörte  auch  der  Rechnnnfrs- 
kontrolleur  dei-  KanzlfM  an:  spricht  doch  die  Hofordnnug 
von  1534  von  dem  „Rechenmeister  ulf  der  Cantzlie" -)  und  in 
einer  Znsamnienstelluni;  der  Hofffcsindegehillter  vun  1543^) 
findet  sich  unter  dem  Titel  „Cautzlie**  auch  der  Rechen- 
meister erwähnt  Erinnert  man  sich  hierbei,  da&  auch  die 
Rechenkammer  der  Grafen  von  Flandern  ursprünglich  der 
Aufsicht  des  flandrischen  Kanzlers  unterstand,^)  so  wird  man 
aus  den  vorhergenannten  Thatsachen  schliefsen  dürfen,  dafs 
auch  die  klevische  Finanzbehörde  Ton  der  JCanzlei  sich  ab* 
gezweigt  bat.^) 

Die  liOstronnung  der  Finanzverwaltungsgcseliafte  von  der 
Kanzlei  erloigte  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhuiidt  i  :  wohl 
nicht  lange  vor  der  Publikation  der  Rechenkamiuerordnung 
von  1557,  die  m.  W.  eben  zum  ersten  Mal  die  Bezeichnung 
^Rechenkammer^  gebraucht;  viel  fr&her  geschah  sie  wohl 
auch  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  in  den  Heften  des  Rechen* 
meisters  aus  den  Jahren  1549  und  1554^  sich  mehrfach  der 
Vermerk  „ex  Cancellaria  Oliyensi*'  findet,  der  Tormuten  Wat, 

1)  ;Scotti,  äammluiigeu  der  Gesetze  and  Verorduaugen  in  Kleve 
und  )fark  I.  No.  11. 

2)  Lacomhlet,  Archiv  V.  115.  —  Haeftens  Bemerkung  (XJr- 
knndcn  und  Aktenntücke  V.  12)  ühor  das  Bestehen  eines  besonderen  Rerhen- 
meiäteramtes  in  dieser  Zeit,  aii  dessen  Spitze  der  Landrentmei^ter  btaiid, 
ist  dalier  nicht  zutreffend. 

^)  Staatsnrphiv  zu  Münster,  Klevu-Mark,  Landesarchiv  No.  25^  I  L 
*)  yVarnkonig,  Flandrische  Kechtsgeschichte  1.  (183&)  262. 

Ähnliches  behauptet  für  Trier  Lamprecht,  Dentscbcß  Wirt- 

achaftHleben  I.  (1886)  p.  1443. 

*>)  Staatsarchiv  zu  Münster,  EieTe*Mark,  Liindesarehiv  No.  19S 

«1541);  und  ebenda  9  (1554). 
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dafs  danKil^-  die  Kechuungdgeschäfte  noch  in  der  Kanzlei  er« 
ledigt  wurden.  ^) 

Die  neue  Behörde  der  Reclienkammer  besafs  zwar  Kolle- 
gialverfaärfUDg,  aber  keine  ihr  allein  zugewiesenen  Kate.  Die 
^znr  Bechenkaminer  Terordenten  Räte**,  wie  sie  zuerst 
1557  genannt  werden,  sind  als  eine  Kommission  des  Hof- 
rats  anzusehen,  die  sich  nach  Angabe  der  Hofordnnngen 
von  1566  und  1592  aus  dem  Kanzler,  Hofmeister  und  Mar- 
schall zusammensetzte.*)  Das  Personal  der  Unterbeamten 
erfuhr  wnh]  in  dieser  Zeit  sclmn  eine  Vermehrnnf^  oder  Spe- 
zialisierung. Aus  dem  fri'iber  dem  Rechenmeister  beigegebenen 
Schreiber  war  ein  Sekretär  der  Kechenkammer  geworden, 
dem  zur  Beschleunigung  der  Expedition  Kopisten  zugeteilt 
waren.  Die  Aufbewahrung  der  von  den  llentmeisterD  ein- 
gelieferten Rechnungen,  Verzeichnisse  von  Renten  und  Pacht- 
g&tem  war  einem  besonderen  Registrator  anvertraut.^) 

Von  den  übrigen  Ämtern  in  der  Rechenkammer  wurde 
der  Posten  des  Landrentmeisters,  der  in  dieser  Zeit  nicht 
mehr  geistlichen  Standes  war,  wie  bisher  besetzt.  —  Über 
die  Anzahl  der  Rechoiinicister  läfst  sich  nicht  völlige  Gewifs- 
heit  erlangen.  Eh  scheint  fraglich,  ob  mehrere  Re«'lmungs- 
kontroUeure  gleichzeitig  nebeneinander  fungierten  oder  stets 
nur  ein  einziger  die  Geschäfte  versehen  hat.  Zwar  bestimmte 
die  Ordinantie  von  1486  die  Einsetzung  vun  zwei,  die 
Ordinantie  von  1489  die  von  vier  Rechenmeistern,  und  auch 
die  Rechenmeisterordnung  von  1550^)  spricht  von  ihnen  in 
der  Mehrzahl.  Dagegen  erwähnt  der  aus  dem  Jahre  1535 
stammende  „Rechenzettel  der  Befehlhaber*^  und  die  Regiments- 
Ordnung  von  1592  stets  nur  den  Rechenmeister,  also  einen 
einzelnen  Beamten.^)  Die  Art,  wie  die  Nauien  der  einzelnen 
Kontrollbeamten  in  den  Rcchnungsbiichcrn  und  Akten  er- 
wähnt werden,  legt  ebenfalls  die  A'erniutung  nahe,  dalk  nicht 
mehrere  Rechenmeister  neben  einander  amtierten,  sondern 
immer  uui"  einer  HleLd  die  Geschäfte  geführt  hat. 

Diese  Zusammensetzung  behielt  die  Rechenkammer  bis 
an  den  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts.  Die  grofsen  Nach- 
teile und  Schädigungen,  die  die  fürstlichen  Lande  durch 
den  Ausbruch  des  niederländisch-spanischen  Nai  l  '  •  n  krieges 
erlitten,  zeigten  sich  eben  auch  auf  dem  Gebiete  der  Finanz- 


1)  Die  Jutieb-BeitrlBcbe  Bechenkammer  wird  bereits  1547  erwShat. 

Zeitsebr.  des  Berg.  Gesch.-Vert  itis  XXX.  10. 

Hofordnuüj^  1566:  Beilage  1,  Abs.  3.  („Zn  der  Olevischen 
Rechenkammer  ntben  dem  Cantzler  Olisleger  Hofmeister  Ley  und  Mtur- 
echall  Waeiltendonk  m  gebrauchen.*)  Be^mentsordanng  15^:  ZeitBcbr. 
des  Berjr.  Oei-ch  - Vereins  11.  223. 

3)  Zeitacbr.  u.  a.  O.  II.  223, 

*)  Zeltaclir.  a.  a.  0.  XXX.  128. 

^)  Vergl.  Beilage  6,  Abs.  13.  —  Zeitsebr.  a.  a.  0.  IL  228. 

F«t»e1»iv«o  XIV  4.  —  Schot tmfliler.  5 


Digitized  by  Google 


66 


XIV  4. 


Verwaltung.  Infolge  der  häufigen  Durchzüge  spanischer  oder 
holländischer  Truppen  hatten  die  Rentmeister  bei  der  grorsen 
Unsicherheit  häufig  nicht  nach  Kleve  kommen  können;  viele 
hatten  ihr  Leben  bei  den  Plünderungen  seitens  des  Kriegs* 
▼Olks  eingebaDst»  und  eine  gro&e  Zahl  von  Rechnungen  war 
uuabgehört  geblieben.  Die  Folgen  solcher  Zustände  in  den 
Lokiüämtem  traten  natürlich  in  der  Centraiinstanz  zu  Tage 
in  dem  aufserordeDtlicb  drückenden  Mangel  an  Baarmitteln.') 
Tn  den  Jahren  um  die  Wende  des  17.  Jahrhunderts  werden 
KlciL^rn  laut,  drifs  nicht  nur  die  Rentmeistereien,  sondern  auch 
die  Kecbenkammer  selbst  in  „Verlauft  geraten  sei;  letztere 
sei  „etliche  jähre  hero  nicht  nach  nottdurft  mit  personen, 
welche  der  arbeit  abwarten  können,  besetzt  und  zu  zelten, 
die  dabei  Terordnet,  nicht  dazu  gelassen**  worden.*) 

Diese  nnglncklichen  Finanzverhftltnisse  worden  Anlab 
zur  Beorganisation  der  Behörde.  Nachdem  auf  dem  Land- 
tage zu  Dinslaken^)  die  kleve-märkischen  Stände  die  Neu- 
ordnung der  Finanzverwaltung  dringend  verlangt  liatten,  wurde 
auf  Betreiben  dor  Herzogin  Antoinette,  .Toharin  Wilhelms 
zweiter  Gtrualiliu,  die  Rechen  kammerordnung  von  1557 
einer  Durchs, i(  Iii  und  Ergänzung  unterzocren,  und  als  Erp-ebnis 
dieser  Arbeiten  die  Rechenkauimerurdnung  von  ibUl  publi- 
ciert/)  Die  hierin  angeordnete  Organisation  erhob  die  Rechen- 
kammer zu  einer  nnnmehr  völlig  selbständigen  KoUegial- 
behtfrde.  Bisher  waren  die  Räte  bei  der  Bechenkammer 
häufig  daneben  mit  allgemeinen  Batsangelegenheiten,  Hof- 
gerichts- und  Kanzleigeschäften  oder  auch  mit  politaschen 
Missionen  betraut  worden.  Jetzt  wurden  Räte  ernannt,  die 
sich  ausHrhliefslich  mit  der  Finan 7 Verwaltung  zu  befassen 
hatten.  Die  ;:?'edachte  Ordnung  bestinirntr»  dazu  vorlaiiHi:-  einen 
adligen  und  einen  gelehrten  Rat,  iianilieh  den  Lauddrosten 
von  Ramm,  Dietrich  Knip})inck,  und  den  Licentiaten  Christo]>h 
Küpper.  Bildeten  diese  beiden  auch  noch  kein  eigentliches 
Kollegium,  so  ist  doeh  in  der  Folgezeit  ihre  Anzahl  eigäiixt 
worden.  Denn  einige  Jahre  darauf,  1606,  wurde  die  Stelle 
eines  ,,Rat8  und  Direktors  der  klevischen  Bechenkammer* 
Wessel  von  Loe  übertragen.^)  Den  Bäten  wurde  1601  zur  . 


*)  V|rl.  Bengbem,  Etwas  über  den  Verfall  der  klove-märkisehen 

Finnnzcn  im  15.  und  16.  Jahrhundert.  Niederrheinische  Blätter  III.  S3. 
Herzug  VViibelm  hatte  von  den  nicht  yerschriebenen  tiuiern  kaum 
12570  Thder  jShrlielier  RinnakineD.  Die  Schuldenlast  war  Mit  Henof 

Adolj'h  (iTL'storben  144R  cI  itk  ri ul  «rewachscii,  so  dufs  der  j^jinze  .Schulden- 
etnt  um  Ende  der  Begierung  Herzog  Johann  Wilheima  b36  665  llLaler 
betrug. 

Vgl.  die  EinleitiuigBworto  der  Beehenkaimnerordmuig  1601.  Bei- 
lage 8. 

3)  btiiutBarchiv  zu  Münster,  Kleve-Mark,  Ltoidesarchir  Ko.  49. 
-»)  Vgl.  Beilage  8. 

Staataarehiv  m  Monster,  Kleve-Mark  a.  a.  0.  No.  S,  lüg. 
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^Kxpeditiüii  aller  vorfallenden  Sachen"  als  Recheukammer- 
Bekretär  Martin  Haan  zngeordneti  dem  für  die  Scbreib- 
geschäfke  der  Kopist  Johannes  Ringenberg  zur  Hand  geben 
Bollte.  Die  Prüfung  der  Rentmeistereirechnimgen  wurde  unter 
zwei  Kechenmeister  geteilt.  Die  kleTischen  Rechnungen 
Bollte  Johann  Grimmolt,  die  märkischen  Heinrich  Moüs- 
feldt  durclisehen;  als  Schreibgehrilfe  wurde  den  boideu  der 
Kopiät  A<la!u  Fabricius  beigegel>en,  der  im  Notfall  den 
Rechonkammerbekretär  zu  vertreten  haltt?.  Die  Vf^rwaltung 
des  Kassenweseus  blieb  wie  bisher  dem  Iiandreutmeister 
unterstellt. 

Diese  Organisation  erhielt  sich  bis  in  die  brandenburgiache 
Zeit  hinein;  die  klevische  Amtakammerinstruktion  von  1623 0 
seigt  dieselbe  Zasammensetzung  des  Personals:  die  Behörde 
bestand  damals  ans  drei  Amtskammerrätcu,  zwei  Sekretären, 
zwei  Rechenmeistern  und  dem  Landrentmeister. 


2»  Die  Beamten  der  Kochenkammer  bis  zum  Beginn  des 
17.  Jahrhunderts«  (1486  bis  1609.) 

Von  dem  Personal  der  Finanzbeamten  sind  nor  die 
Namen  der  Landrentmeister  und  der  Rechenmeister  erhalten. 
Die  Nachrichten  über  ihre  Lebensumstände  sind  sehr  dürftig; 
die  Reihe  der  Namen  sei  nur  der  Vollständigkeit  halber  für 
die  klevisclip  Heanitnug^eschichte  zusannneiip^estellt 

Landreutmeister  in  der  Zeit  d(^r  atäiidiriidien  Bewegung 
—  vielleicht  der  Nachfolger  von  Heinrich  Nvenhuis  —  war 
Hermann  von  Apeltoeneu,  der  im  Jahre  1480  als  Zeuge  bei 
4er  Anstellung  eines  Hofbeamten  Sweder  von  Monese  er- 
wähnt wird.^)  Ihm  folgte  im  Amte  Ewert  von  dem  Sande, 
zu  dessen  Händen  1502  Herzog  Johann  sich  Vorschüsse  von 
den  Rentmeiatern  zahlen  liefs.')  Nach  ihm  war  der  Centrai- 
finanzbeamte Ueinrich  Barfs,  genannt  Olialeger,*)  der  Vater 
des  späteren  Kanzlers.  Die  folgenden  T^aTidreiitraeiater  Lyffert 
von  Wylich  (1530  bi.^  ir)34)  und  Berudt  Louvennann  (1535 
bis  1540)  sind  aus  dt*ii  Steu(!rrechnungen  der  Kloster  Marien- 
friede uud  Marieuthal  bekanut.*)  Der  letzte  in  der  Reihe 
der  klevischen  Centralkassenbeamten  vor  dem  Jahre  1G09 
war  der  Lic.  Johann  Potgieter.   Er  entstammte  wohl  einer 

i|  Geheimes  Staatsarchiv  zu  Berlin  Re.  34.    Iiistraktionen  1  »• 

Staatsarchiv  zn  Münster,  Kleve-Mark,  Laadstande  B.  1.  fol.  (>7. 
3)  a.  a.  O.  B.  I.  fol.  147. 
,  *)  Staatsarchiv  zu  Dü.sseldorf,  KteTiselieB  Lehnbnch  1521— lfi89,  fol.  12. 
^)  Wvlich  (1530,  1532,  iri34\    Staatsarchiv  zu  Münster.  Kleve-Mark, 
Landesarciiiv  No.  176,  II.    btaataarchiv  zu  Düsseldorf,  Kleviachea  Lehu- 
buch  1521—1539,  fol.  89.  —  LouTermann  1535:  Staatsarchiv  zu  Münster 
a.  a.  0.  No.  176,  II.   1538:  Schölten,  Die  .Stadt  Kleve  272»  Anin.l.  — 
1540:  StaataarehiT  xa  Münster  a.  a.  O.  No.  275. 

6» 
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Essener  Familie.*)  Sein  Käme  findet  sich  zuerst  in  einer 
Steaerrecbnung  aus  dem  Jahre  1042*)  und  wird  zum  letzten 

Mal  genannt  1603  in  einem  Schreiben  des  Hanshofmeistera 
Benschenberg.  ^)  In  dieser  langen  Zwischenzeit  wird  Fot- 
gieter  häufig  in  Rechnungen,  Eonzeptvennerken  und  in  Be- 
stallungsbriefen erwälmt. 

Von  den  Reebenmeistern  sind  aus  dem  16.  Jahrhundert 
diei  bekannt.  Der  erste  ist  Arnt  von  dem  Damme,  dessen 
Name  in  einem  Rechnungsheft  aus  dem  Jahre  1;XM)  über- 
lielert  ist/)  Nach  ihm  führte  die  Rechnungskontrolle  LuelT 
von  Oesterwick,  der  anfänglich  Sekretttr  war  nnd  später  als 
Bechenmeister  in  Steneirechnungen  erwähnt  wird;  daneben 
findet  man  ihn  in  Belehnungsnrkunden  aus  den  dreifaiger 
Jahren  mehrfach  als  Zeugen  aufgeführt.^)  1540  verlieh  ihm 
Herzog  Wilhelm  für  seine  treuen  Dienste  ein  Gut  im  Kirch- 
spiel Till.'^)  1552  starb  Liieff  und  wurde  in  der  Minoriten- 
Virelie  in  Kleve  bei^e.set/t.  wo  noch  heute  sein  Grabstein 
seine  Treue  und  Anhiinirliciikeit  rühmt. ^) 

Ebenso  wie  üesterwick  war  auch  sein  Nachfolger  Rutger 
lludenscheidt  zuerst  Sekretär  gewesen j  er  ist  wohl  nicht  lange 
nach  Lneffs  Tod  in  dessen  Stelle  gerückti  denn  in  einem  Briefe 
Ton  Masius  wird  er  1554  als  magister  rationum  bezeichnet.') 
Zum  letzten  Mal  wird  er  1599  in  einem  Eonzeptrermerke 
erwähnt.') 


6.  Die  Funktionen  der  Rechenkammer  bis  zum  Beginn 

des  17.  Jahrhunderts. 

1.  Die  Leitung  der  Reilieukaiiiiuergeschüfte  durch  die  Jt&te^ 

Die  Thätigkeit   der  Rechenkammer    teilte    sich  ent- 

sprecliend  den  drei  Bp;tTnt*niklassen  in  drei  Geschäfts  kreise: 
die  Leitung  der  allgemeinen  Finanzverwaltungsgeschäfte 
wurde  vuu  den  zur  Rechenkainuicr  verordneten  Räten  er- 
ledigt. Das  Rechuuugskonti'ollwesen  befand  sich  in  der  Hand 
des  Rechenmeisters,  das  Kassenwesen  in  der  des  Landi*ent- 


')  Vgl.  Dithmur,  Codex  dipluiiiüticu«  151,  wo  ein  Essener  Notar 
Potgieter  erwähnt  wird. 

-)  SteuerrechnunsT  des  Kl  v.t  rs  .Nfiirlenthai.  StMt8«rchir  Btt  Mänater, 
Kleve-Mark,  Laudesurchiv  No.  17Ü,  II. 

Staatsarchiv  2a  Münster  a.  a.  0.  No.  256,  I. 

^1  Ii.  u.  ().  Xo.  176,  II. 

f>j  8tiiutf4archiv  zu  Düsseldorf,  Klevi^clic-  Lchubttcll  1521 — 39. 
*i  iSt»iut8urcUiv  zu  Düitüeldorf  a.  a.  U.  1510—^1. 
7)  Scholtaii,  Die  Stadt  Kleve  465. 

LoH.si;n,  l^iii  fr  von  Masius  17n. 
^)  ätaatmarcUiv  zu  MiuiHter,  Kleve-Mark,  Laadesarebiv  No.  17S  sl. 
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meisters.  Völlig  getrennt  waren  dio  Funktionen  der  drei 
Rpnmtenklasaeu  nicht,  drnn  mich  die  Räte  nahmen  an  der 
Bechnun^Bhörnng  teil,  und  der  Ijandrentmeiöter  wurde  mit- 
unter auch  als  Kontrolllt^amter  zu  Visitationen  verwendet. 

Die  Erledigung  der  Fjiiauzvcrwaltungsgeschäfte  durch  die 
Rate  geötidtele  sich  fulgenderüiaisou:  alle  aua  den  Lokalamtem 
«iDgenenden  Sebreiben;  wie  Anfragen,  Beschwerden,  Berichte 
über  Verpachtungen  und  Pachtzinserlasse ,  Gesuche  n.  a.  m. 
gelangten  an  den  BechenkammersekretSry  der  sie  erbrach  und 
in  ein  nach  ümtem  geordnetes  Buch  eintrug.  Die  Räte 
nahmen  vom  Sekret&r  den  Bericht  aber  die  eingelaufenen 
Schriftstücke  entgegen,  prüften  jeden  einzelnen  Fall  und 
traf^'T!  dnreh  Heseldufs  ihre  Entscheidunir  Hie  T'efeble  und 
die  üe.sciieide,  die  auf  die  Anfragen  erteilt  wurden,  waren, 
dem  Ratöbodchlufs  gemäfs,  vom  Sekretiir  auszufertigen,;  nach 
der  Registrierung  wurden  sie  von  einem  der  Räte  und  von 
dem  Sekretär  unterzeichnet  und  dann  expediert.^) 

Femer  liefsen  sich  die  Räte  die  von  den  Rechenmeistern 
geprüften  Rechnungen  der  Lokal  beamten  zur  Einsicht  vor- 
legen,  um  in  Ansciilufs  daran  Verordnungen  iiber  die  Ver- 
waltung der  fürstlichen  Einuahmer|uellen  zu  erlassen. 

Zu  den  Geschäften  der  "Reelienkammer  geliorte  sehliefs- 
lich  noch  die  Verjdlielituiig,  bei  Zeiten  die  Lokalbeamten 
anzuweis<'n,  dafs  sie  lür  das  liuterkommeu  und  die  Ver- 
pflegung der  Rate  sorgten,  welche  im  fürstlichen  Auftrag 
durch  die  Lokalümter  reisten. 

2«  Der  Ueschäftskreis  des  Reclienueisters« 

Zu  den  Obliegenheiten  des  Rechenmeisters  zählte  in 
erster  Linie  das  Rechnungs-  und  Kontroll wesen.  Um  die 
Rechnungsprüfung  den  Kontrollbeamten  möglichst  zu  er- 
leichtem» war  es  erforderlich,  bei  der  Aufstellung  der  Rech- 
nungen nach  einem  einheitlichen  Schema  überall  zu  verfahren. 
Daher  .sollte  der  Kechenmeister  jedem  der  Lokalbeamten, 
wahrsclieinlich  im'i  ihier  Anstellung,  einen  Zettel  übergeben, 
der  die  Vorschriften  über  die  iorruale  Eiurichtung  der  Keeh- 
nungen  und  über  die  Verwaltnug  der  Reutmeisteramier 
enthielt.^) 

Diese  Vorschriften  für  die  rechnunglegenden  Beamten 
seien,  bevor  der  Gang  der  Rechnungskontrolle  selbst  dargelegt 
wird,  hier  kurz  berührt. 


1)  Beiluge  8,  A1»H.  14  uiui  19. 

So  befiehlt  ein  Konaseptvermerk  für  die  Abordnnug  einiger  Bäte 
nach  Werden:  ,lHst<  lliniir  vnu  der  HeclicnkaTiimpr  to  doen  von  allen 
herru  und  dienern  die  herber}:  durnue  to  Westelleir. 

8)  Zeitschr.  den  Berg.  Gesch.- Vereins  XXX.  129,  Abs.  2,  3  und  4. 
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Im  Anfang  der  RecbntiTig  sollte  der  Münz-,  Mafs-  und 
Gewichtdfuls  angegeben  sein,  nach  denen  die  Baarl)eträge 
und  Naturalgefiilie  im  weiteren  Verlaufe  aufgeführt  wurden.*) 
Die  Ausgaben  und  Einnahmen  waren  spezifiziert  und  die 
Geldsummen  dabei  nach  dem  augenblicklichen  Knrs  anzu- 
setzen. Bei  der  Aufzählung  der  Einkünfte  wie  der  Ausgaben 
wurde  zwischen  den  ordentlichen  und  aufaerordentlichen  unter- 
schieden.^) Diese  wurden  wieder  in  besondere  Kapitel  und 
Titel  zerlegt  nach  ^gi'ofsheit  und  gelegenheit  der  empter 
dioweil  das  extraordinarie  ufVl)oeron  gemeinlich  aus  sunder- 
lichen  verscheidenen  Ursachen  vorfellt".  Die  ^^ummeD,  welche 
am  Ende  jeder  Seite  oder  jedes  Kapitels  ausgerechnet  waren^ 
mufsten  auf  einem  besonderen  Blatte  noch  eiumal  i^usammen' 
gestellt  werden,  das  der  Rechnung  beigefugt  wurde.  Sämt- 
liche Ausgaben  waren  mit  Quittungen  oder  „beweisen**  zu 
belegen,  die  der  Reibe  nach  an  einem  Faden  aufgezogen 
waren,  um  die  Auffindung  zu  erleichtern.') 

Bei  der  Rechnungsabhör  sollten  die  Lokalbeamten  alle 
Handbücher,  Lagerbücher,  Verzeichnisse  der  Renten,  Ver- 
paehtungon  der  Güter  und  der  Mühlen  vorlegen.^;  feie  hatten 
dabei  genauen  Bericht  zu  erstatten  über  die  Verpachtungen, 
die  nicht  länger  als  auf  sechs  Jahre  gültig  waren  und  uacli 
drei  Jahren  gekündigt  werden  konnten.^)  Sollten  Laudgüler, 
Fischerei,  Zölle,  Zehnte  von  neuem  verpachtet  werden,  so 
war  dies  bei  der  Bechnungslegung  zeitig  anzuzeigen  und  die 
Einwilligung  der  Bäte  daftir  einzuholen.  Femer  wurde  an- 
geordnet, dafs  Verzeichnisse  der  verkauften  NaturalgeföUe 
eingereicht  wui'den.^)  Auf  einem  besonderen  beigelegten 
Blatte  sollte  jeder  über  die  in  seinem  Amtsbereich  ein- 
getretenen oder  drohenden  Schädigungen  der  fürstlieli^n  Kin- 
nahmeqiH^llen  berichten  und  zugleich  Vorschläge  macheu,  wie 
solcheu  ^»uchteilen  auf  die  beste  Art  abzuhelfen  sei.*)  Persön- 
liche Wünsche  oder  Beschwerden  sollten  die  Beamten  schrift- 
lich auf  einem  eigenen  Zettel  übergeben.®) 

Die  Aufgabe  des  Rechenmeisters  war  es,  bei  der  Rech- 
nungsabhör zu  kontrollieren  y  ob  diese  Vorschriften  von  den 
Rentmeistem  genau  befolgt  waren.')  Die  Rechnungsprüfung 


1)  Vgl.  BeWiv^v  n,  Abs.  1. 

2)  Vgl.  Beilage  7,  Abs.  6. 

3)  Boihige  7,  Abs.  12. 
•*)  Kbenda,  Abs.  11. 

Ebcndu.  Abö.  2S. 
^)  Ebenda,  Abö.  52. 
7)  Ebenda,  Abs.  58. 

Ebenda,  Abs.  50. 
öi  In  Brandenburg  hatte  im  16.  Jahrhundert  der  Rentmeiat^r  bei 
Hofe  die  Rechnungen  der  Lokalbeamten  zu  prüfen.    König,  Versncb 
einer  Sehilderang  der  Besidensstadt  Berlin  I.  (1782)  382. 
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geschah  nach  der  kalkulatorischen  wie  nach  der  materiellen 
Seite  hin.  ^)  Etwaige  Unrichtigkeiten  sollte  der  Kontroll- 
beamte durch   Zusatz   oder  doreh  Streichung  korrigieren. 

Mängel  und  Anstände,  die  ihm  besonders  auffüllen,  mulsto  er 
verzeichnen  und  den  Küten  melden  Gröbere  Nachlässig- 
keiten der  rechnuuglegenden  Beamten,  wie  z.  B.  die  inelir- 
malige  Auffuhrung  ein  und  desselben  Postens,  unterlagea 
einer  Strafe,  deren  Hobe  die  Räte  zu  bemessen  hatten.  Ins- 
besondere sollte  den  Batsmitgliedem  ans  den  Berichten  der 
Lokalbeamten  Mitteilung  gemacht  werden,  wenn  die  Pacbt- 
gtiter  durch  Tnippendurchsfige  oder  Unwetter,  wie  Hagel* 
schlag,  grofsen  Schaden  erlitten  hatten.  Die  Räte  sollten 
solche  Fälle  genau  untersuchen  und  durften  eventuell  sn 
Gunsten  d(>s  Pächters  einen  völligen  oder  doch  teilweisen 
Pachterlai's  eintreten  lassen.^) 

Hatte  der  Rechenmeister  nach  der  Prüfung  die  Rech- 
nungen d^n  zur  Rechenkammer  verordneten  Räten  vorgelegt 
und  üüirii  ([:irrt})f'r  referiert,  so  konnten  die  Kcchnnugen  ire- 
scLloyseu  werden,  d.  h.  es  wurden  Ausgaben  und  Einnahmen 
in  Bilanzierung  gegenübergestellt  und  voneinander  abgezogen, 
um  so  noch  einmal  die  Höbe  des  Reinertrags  oder  dos  JJebzits 
zn  kontrollieren.^)  Sodann  wurde  den  Lokalbeamten  ein 
^RezeTs*'  ausgestellt  und  Ton  einem  der  Rftte  unterschrieben 
als  Entlastungsurkunde  für  die  Terwaltungstbätigkeit  während 
des  betreffenden  Geschäftsjahres.^) 

Der  Termin  der  jährlich')  stattfindenden  Bechnnngs* 
legung  wird  für  das  10.  Jahrhundert  verschieden  angegeben; 
ein  Spezialbefell  1  des  Herzogs  vom  28.  Januar  15^5  ver- 
fügte, dafs  die  Rechnungen  im  Mai  dieses  und  aller  folgenden 
Jahre  gehört  werden  sollten.')  Der  Naelitrag  zum  „Rechenzettel 
der  npfehlhaber",  der  aus  dem  Jahre  1537  datiert  ist,  netzt 
den  Termin  für  den  Anfang  April/)  die  Rechenkammer- 
ordnung  von   1557   in  die  Zeit  kurz  vorm  St.  Veitstag 


Beilage  1,  Abs.  17:  .äieii  iad  vurueinen,  uiir  dat  oick  also  si, 
ast  gerechent  wurdt. 

«)  BeiluL'.-  8.  Abs.  17. 

«)  Ebenda,  Abs.  2«  und  27. 

^}  Vgl.  Löhe,  Kntwicklnjig  der  obersten  FinanKltontfolle  im 
Königreich  Sachsen,  in  Schanz'  Finanzarehiv  II.  2,  p.  7. 

Vgl.  Ordnung  der  Befehlehaber  und  D'n'ner  auf  der  Hi'chen- 
kammer,  Abs.  5G.  Zeitschr.  des  Berg.  Gesell.- Vereins  XXX.  13'J.  — 
Tgl.  Bosenthal,  Gesehiehte  des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltongs- 
Otganisation  Bayerns  I.  ^.]0. 

6)  In  den  Verhandliuigen  der  Vlevi^^rlicn  Räte  159C,  Ab«.  14, 
Stauttiarchiv  zu  Münster,  Kleve-Murk,  Luiidtsan  hiv  No.  4,  H.  wird  die 
Notwendigkeit  jahrlicher  Reclinun(rsabh(>r  sehr  betont  . 

8taat!«nrflit\-  7ii  Münster,  K.l«v«-Mark,  Msc.  Vil,  6013. 

Vgl.  Beilage  6,  Abu.  55. 
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(15.  Juni),    die  Regimentsordiuiiig  von  1592  gegen  das  Ende 

des  August.  2) 

hieben  der  PröfiiDg  der  KochnuBgon  auf  der  Hechen- 
kammer  fand  noch  eine  Kontrolle  der  Lokalbeamten  an  Ort 
und  Stelle  statt.  Reclienmpi^t'^r  oder  Landrentmei.ster  behalten 
sich  zur  Inspektion  in  die  Lolcaiamter,  um  in  die  Lagerl )i'icher 
und  Renten  Verzeichnisse  Einblick  zu  tluio,  die  Fachtgiiter  auf 
die  Art  ihrer  Bewirtschaftung  hin  zu  besichtigen,  den  \  er- 
pachtungen  beizuwohnen  und  bei  den  üntertbanen  Erkundi- 
gungen über  die  Gefiehäftsflibrung  und  das  persönliche  Yer- 
nalten  der  Beamten  einzuziehen.') 

Neben  der  Thätigkeit  des  "Rechenmeisters  bei  der  Rech- 
nnngslcontrolle,  die  vabi  seine  Hauptbefugnis  bildete,  ist  hier 
noch  aufmerksam  zu  machen  auf  zwei  seiner  Obliegenheiten, 
die  sich  wenigstens  in  den  dreiläiger  Jahren  des  16.  Jahr- 
hunderts nachweisen  lassen. 

Einige  Nachrichten  aus  jener  Zeit  führen  auf  die  Ver- 
mutung, dafs  der  liechenmeister  das  Schuldcnwesen  zu  ver- 
walten hatte.  Lueff  von  Oester wick  berichtet  in  seinem 
BecbnungBbnehe  nnter  dem  Jahre  1538 ,  dafa  er  auf  herzog- 
lichen Befehl  durch  Rückzahlung  der  Restschuld  Ton  50  Grold- 
gülden  einen  „brieff,  den  min  g.  h.  selver  geschreven  had 
inhalden  105  g.  g.  ind  8  heller"  eingelöst  habe.*)  Ferner 
nicld(?t  dieselbe  Quelle  unter  dem  Jahre  1537:  dem  Goessen 
Önndling  zu  Firmers  sei  seine  Verschreibung  von  36  Gold- 
guldun  jährlicher  Reute  nicht  gehalten  worden.  Es  seheint 
deshalb  das  Kapital  gekiindigt  zu  sein,  denn  im  Verlauf  der- 
delben  Eintragung  teilt  der  Kechenmei^ter  mit,  daid  er  auf 
Befehl  des  Herrschers  und  der  Räte  die  „Principaildommen 
als  600  bescheide  go  Ubalden  oick  die  iairlich  ersehenen 
iairrenthen  als  36  g.  g.  )  an  des  Landrentmeisters  Bernden 
Louvermans  banden  (wohl  zur  Auszahlung  an  Smulling)  ge- 
Stalt"  habe.^) 

Nicht  minder  lehrreich  ist  es.  eine  zweite?  Obliegenheit 
des  I^entnipisters  kennen  zu  lernen:  er  erscheint  bis  gegen 
das  Ende  der  drcii'sigor  Jahre  als  der  Verwalter  der  beiden 


i)  Beilage  7,  Abs.  10. 

*j  Zeitachr.  des  Berg.  Geseh.-Vereins  IL  228.  —  Die  Prüfung  der 
Rechuuiigeii  in  Jülich-Berg  geschah  am  Anfang  MaL  Vgl.  Zeitschr. 
des  Berg.  Gesch.- Vereins  XXX.  6G.  In  Brandeubarg  erfolgte  sie  am 
14.  September  Exaltatio  crucis).  Vgl.  „Die  Ordnniig  des  Rentmeisters* 
bei  König,  Versuch  einer  Schilderung  der  iieaidenzsUdt  Berlin  L 
(1792)  282. 

3i  Beili-.-  ^.  Abs.  18.  23  und  Anhang,  Abs.  8.  Vgl.  Die  Umritte 
der  Keiitmeister  in  Bayern,  Rosenthal,  Geschichte  des  Gerichisweseni 
und  der  Verwultungsorganisation  Bayerns  I.  297. 

^)  StaHt>;in  hiv  zu  Münster,  Kleve-Mark,  LandesarclliT  No.  196,  I. 

■'•i  Der  Ziii-lufs  liftniiT  also  hier  H  Prozent. 

^>  Stuattiarchiv  zu  Munster  a.  a.  O.  No.  198|  I. 
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Kassen,  in  welche  die  von  den  Ständen  nnd  die  von  den 
Geistlichen  bewilligten  StfMioni  flössen.  Die  von  der  Geist- 
lichkeit gezahlte  Steuer  stand  unter  landesherrlicher,  die  von 
Ritterschaft  und  Städten  unter  landstandiseher  Verwaltung;  ^) 
mithin  war  der  Rechenmeiöter  nur  in  dem  erdten  Falle  herzog- 
licher Beamter. 

Über  die  Verwahrung  der  Einkünfte  der  Klerussteuer 
meldet  ein  Auszug  aus  klcviachen  Steuerrechnungen  um  das 
Jahr  1500;  dafs  der  Rechenmeister  Arnt  von  dem  Damme 
Oeldanmiiieii  von:  „i^aepächap,  as  von  den  CoUegien,  Pastorien, 
Yicarien,  Cloestern  und  andern  geistlichen  luiden  im  lande 
van  Cleye  np  gebeert"  und  für  die  Unterlialtung  geworbener 
lECeiter  nnd  Knechte  wieder  ausgegeben  habe;^)  es  sei  hierbei 
daran  erinnert,  dafs  auch  in  dem  Nachbarlande,  dem  Herzog- 
tum Rfrir.  \:y.V2  die  Steuer  der  Geistlichen  an  den  herzoglichen 
RechennieiBter  Heinrich  von  Essen  in  Dusseldorf  abgeliefert 
"wui'de.  ^} 

Die  Verwaltung  der  landständischen  Steuer  durch  den 
Rechenmeister  wird  l)('/(;ugt  durch  die  frir  das  Jahr  \  'y.\^  ge- 
machten Zusammenstellungen  in  Oesterw  ick.s  Hechnuugsbuch 
mit  der  Überschrift:  Reckeninge  ind  bewis  .  .  .  van  den 
ontfank  ind  wederuithgeven  sulcher  penningen  ...  als  ritter- 
5chap,  stede  ind  gemeine  ondersaten  bewilUcht.*) 

Das  Dienstverliiiltnis,  in  dem  der  Rechenmeirfter  zu  den 
Ständen  stand,  laldL  bich  aus  einem  Vermerk  von  1537  er- 
kennen. Der  Landrentmeister  hatte  auf  fürstliche  Anordnung 
die  TerpflegungskoBten  Hlr  die  auf  dem  Landtag  versammelte 
Bitterscbaft  und  die  Städtedeputierten  bezahlt,^)  die  Stände 
liefsen  dai  auf  die  Summe  dem  Herzog  zurfickerstatten:  „dair^ 
aest  durch  den  6  verordenten  van  der  ritterschap  ind  6  van 
den  Steden  mi  bevalen  genantem  Landreutmeister  sine  uith- 
gelachte  penningen  van  den  ersten  irelde  wedertogewen,  Leb 
ich  .  .  .  betailt  545  g.  g.  23  alb.  2'h  hell*/) 

Die  Besoldung,  die  der  Rechenmeister  von  dem  Stände- 
ausschufs  für  sich  und  seine  OcliiiHen  empfing,  überstieg  be- 
deutend das  etwa  im  fiirsi liehen  Dienst  i;! «liehe  Jahresgehalt. 
"Oesterwick  notiert  In.*].")  unter  dem  ..uithueven" :  Item  an  mi 
aelver  voir  min  loen  inbehaiden,  die  mi  vau  den  verordeuton 


<   V-^^l.  V.  Below,  Die  landständische  Yerfassang  in  Jölieh-Berg 

Hl.  Heft  2,  p.  181  und  182. 

^)  Staaüarchiv  zu  Miiuster,  Kleve-Mark,  LaudesarcUiv  No.  I. 

*)  y.  Below  a.  o.  O.  p.  181. 

<)  Staatsarchiv  zu  Münster  a.  a.  O.  Xd.  198,  I. 

5)  Dafs  in  der  Rejrel  d«.T  LandrHlu  rr  die  Unterhnltsk-i^tfn  für  die 
Dauer  üch  Landtags  bestritt,  legt  v.  Jiclow,  LaiidtagHakten  i.  dar. 

^)  Staatsarchiv  zn  Münster  a.  a.  O.  No.  198.  I. 
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der  lant8chafft  luith  einer  antoicliDisae  hierbei  verweaea 
200  g.  g.  —  Item  Heyden,  der  mi  geholpen  ind  oen  oich  Tan 
der  kntschap  yerweseii  tiitgericht  80  g.  g. 


$•  Der  Geschättskreis  des  Landrentmeisters.*) 

Die  Führung  des  Centi-alkaääeuwesens  lag,  wie  bereit» 
oben  erwähnt  wurde,  in  der  Hand  des  Landrentmeisteis. 

Als  Hauptgrundsatz  für  die  Verwaltung  seines  Amt» 
wird  fast  in  allen  Ordnungen  die  Bestimmung  wiederholt, 
dafg  nur  der  Landrentmeister  belugt  sein  solle,  die  lokalen 
Kinküntu-!  zu  empfangen  und  Zahlungen  zu  leisten.')  Nicht 
mehr  durch  Anweisungen  auf  die  Erträge  einzelner  Lokal- 
ämter "*)  sollte  die  Bezahlung  der  Beamtengehälter ^)  und  der 
für  den  Hof  gemachten  Ankäufe  erfolgen,  nur  tm  der  Gentrai- 
kasse sollten  die  gesamten  Ausgaben  bestritten  werden;  ihr 
mufsten  dementsprechend  auch  alle  Einkünfte  der  Domänen^ 
Zölle  und  der  landesherrlichen  Steuern^)  zufliefsen. 

Dem  Landrentmeister  wurde  ein  jährlicher  Etat  für  seine 
Ausgaben  avift2:estellt,  den  er  nicht  überschreiten  durfte;  er 
sollte  womöglich  Ersparnisse  zurücklegen,  um  auf  diese  Weise 
einen  lieser vefonds  zu  schaffen.') 

Die  abgehol  ten  und  geschlossenen  Kechnungen  der  Rent- 
meister wurden  ihm  überwiesen,  damit  er  säumige  Zahler  zta 
Nachlieferung  von  Rückständen  mahnen  konnte.^) 

Neben  der  Eassenverwaltung  hatte  der  Landrentmeister 
noch  einige  KontroUbefugoisse  in  den  Lokalämtern,  die  sonst 
den  Käton  und  dem  Bechenraeister  zustanden.  Er  sollte  die^ 
Aufsicht  fuhren  über  den  Verkauf  der  ISaturalgefillle,  dereik 
Baarbeträge  in  Bechnung  gestellt  wurden,  über  die  Anlag» 


^)  StaatsorchiT  zu  Müjutter,  Kleve -Mark,  LandeBorchiv  No.  198,  L 

s)  Bornhaks  Ansteht  (<7€8ebiehte  des  prensslschen  Verwaltungs- 
rechta  I.  286),  dafs  das  Hofmeiateramt  auf  dvn  Landrentraeister  über- 
g«?aii!?en  sei.  ist  niusutreffeudf  denn  das  Hofmeisteranit  besteht  selb- 
ßtiindig  bis  lti09. 

3)  Hofordnnng  1534.  Lacomblet,  Archiv  Y.  109.  Recheuettfll 
1535,  BeiluLa-  G.  At>B.  8.  Vsri  Beilage  7»  Abs.  6L  Ygl  Mob  ZeitBchr. 
des  Berg.  Gesch.- Vereins  XXX.  123. 

*)  y.  Below,  Die  Neuorganisation  der  Yerwaltong  in  den  deutschen 
Territorien  des  in.  Jahrhunderts.  Historisches  Tsscheoboeh,  6.  Folge, 
6.  Jahrgang  (1887)  310. 

^)  Die  Räte  werden  in  ihren  Bestallungen  für  die  Auszahlung  ihrea 
Gehalts  au  die  Kasse  des  Landrentroelstere  ▼erwiesen. 

*^)  Tergl.  V.  low,  Die  landständische  Teifassimg  Ton  Jfilieh 
und  Bertr  III.  1.  IJttt.  p  .t3. 

«  L  aeomblet  u.  u.  U.  V.  109.  —  ZeltäcLr.  des  Berg.  Geöcli.-V'ert;iijei 
XXX.  12(], 

8)  Vgl.  Beilage  8,  Abs.  22. 


Digitized  by  Google 


XIV  4. 


75 


von  Fiscliteicheni  und  hatte  schliefslich  die  Pachtguter  zu 
inspizieren. 

Hinzugezogen  wurde  der  Landrentmeister  zu  Verhand- 
lungen der  Räte,  wenn  über  gröfsere  Auagaben  oder  die 
Anstellung  neuer  Beamten  zu  beschliefsen  war.^) 


1)  Vgl.  Beilage  6,  Abö.  a2  aüd  Beilage  8,  Abs.  23. 

>)  So  war  der  Lmdrentmeister  zugegen  bei  der  AnsteUnng  de» 
Swetler  v.  Müneae  zum  TTof beumten  1486,  ferner  z.  B.  bei  der  „Deliberation 
über  die  llofhaltang"  15'J8.  Staatsarchiv  zu  Münster,  Kleve-Mark,  Landes* 
orchiv  No.  4,  II.  —  Bei  der  Beratung  über  die  Anstellung  des  Haashof* 
melsters  IWß  waren  unter  den  Riten  zugegen  als  Veitrater  der  Beelien> 
kammer:  KTÜppiTiclc,  Lic  K('>pper  und  der  Landrentmeietw  Potgieter* 
Staatearchiv  za  Münster  a.  a.  O.  No.  256  I L 
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Kapitel  IV.  Das  Staatedienerreeht 


1.  Bie  Techtiiche  Kalur,  die  Begrfindnng  und  die  Auf  i?tavagr 

des  Dienstrerliftltiiisses. 

Walirend  heutzutage  das  Kec'litsverliältuirs  des  Staats- 
dieuerd  zum  Staate  durch  das  öffentliclie  liecht  fest  umgrenzt 
ist  und  eiue  privatrechtliche  Seite  nur  in  dem  durch  Privat- 
klage  geöchützteu  Anspruch  auf  Besoldung  hat,  beruhte  ea  im 
16.  Jahrirandert  auf  einem  Koiitrakti  der  durcbaus  privat- 
rechtlicher  Natur  war.*)  Aus  den  Be&tallungsBchreiben,  welche 
für  einige  Bäte  von  6aus  aus  aus  dem  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts vorliegen,  acheint  hervorzugehen,  dafs  zuerst  kle- 
vische  Ratsmitglieder  mit  den  betreffenden  Kandidaten 
Yorhandeltcn  und  »Ho  Ansf onini^r  miv  nnf  Hnind  eines  Über- 
einkommens der  beiden  i^arteieu  eiiolgLe,  alao  in  der  Fonn 
des  privatrechtlichen  Dienstvertrags,  der  auch  für  die  Be- 
rufung der  Beamten  in  Jirauaschweig  nachgewiesen  ist.*) 

Ob  die  Dienstkonti-akte  in  Kleve  mit  beschränkter  oder 
unbeschränkter  Giltigkeitsdauer  abgeschlossen  wurden ,  ist 
nirgends  erwähnt.')  Die  fiberlieferten  Bestallungsschreiben ^) 
enthalten  keinerlei  Hinweis  auf  einen  bestimmten  Zeitpunkt 
als  Endtermin  der  Dienstzeit. 

Das  Dienstverhältnis  wurde  aufgelöst  durch  Kündicrimg 
oder  plötzliclie  Entlnssimg  des  Beamten.  Zur  Verstattung 
eines  gegenseitigen  Kündigungsrechtcs  liefs  sieh  der  Fürst 
wohl  nur  höheren  Beamten  gegeiiidter  herbei  und  wahrte 
auch  dann  sich  die  vorteilhafteren  Bedingungen:  in  der  Be- 
stallungdurkunde  für  Joost  von  der  Beck  als  Droöt  von  Lünen 

1)  Vg:l.  Rehm,  Dk  reebtliche  Natur  des  Btaatsdieiißtes.  Annalen 

lies  IV'ntsehen  Reichs,  herauspeffelien  von  Hirth  tind  Seidel. 
574,  luid  Loening,  Lehrbuch  des  deutficheu  Verwaltangarcchts  I8ö4, 
109  Q.  119. 

2)  Krusch.  Zeitschr.  d.  liist.  Vereins  für  Niedersachsen  1893,  226. 
3(  Die  Bestallungen  der  braiinscliweigischen  Räte  lauten  dnrchwe«! 

aof  eine  bestimmte  Jveilie  von  Jalireu,  so  die  Dr.  Feyus  auf  drei, 
Dr.  Köni<i:s  auf  f^eehs,  Urgerios*  aaf  ffinf  Jahre.  Kmeeh  a.  a.  0.  1899 
226,  267  und  272. 

*)  Für  Dr.  Schnell  1580,  Dietrich  von  Eikel  (1581),  Dr,  Faber  (lüUü) 
und  Lic.  Kyver  1603  zu  «Baten  von  Hans  ans*.  Staatsarchiv  in 
llunster,  Eleve^Markf  Landesarchiv  Ko.  2,  in  b,  e  nnd  g. 


Digitized  by  Google 


ÜV  4. 


77 


wurde  1559  bestimmt,  dafs  Joest  von  seinem  Amte  nur  zu- 
rücktreten (lürlo,  wenn  er  ilt  in  Herzog  ein  halbes  Jahr 
oder  der  Herzog  ihm  eiu  Vierteljahr  vorher  gekündigt 
habe.*)  Dagegen  vnrde  dem  Johann  Engel,  der  1535  zum 
Mfinmeister  in  Wesel  angenommen  war,  für  aeine  Dienst- 
▼errichtung  angedeutet:  dairvan  afftostain,  wanner  it  siner 
f.  g.  beliefft;')  seine  Entlassung  hing  also  ganz  yom  Belieben  * 
des  Dienstherrn  ab. 

War  auch  der  Wunsdi  der  Fürsten,  in  der  Entfernung' 
unbrauchbarer  oder  verdachtiji^er  Elemente  nicht  <:^ebunden  zu 
sein,  in  jener  Zeit  oft  nicht  unberechtigt,  00  mufste  docli  das 
Streben  der  Beamten  gerichtet  sein  auf  eine  Beschränkung 
des  harten,  willkürlichen  Kaiiasäungsrechtea,  das  sie  jeder 
Verdächtigung  und  Hofintrigne  gegenüber  wehrlos  machte. 
Wie  In  Braunschweig  dem  Kanzler  Peyn  *)  zugesichert  worde^ 
dafs  er  im  Fall  der  Verleumdung  sich  solle  rechtfertigen 
können,  so  bestimmte  auch  die  klevische  Hofordnung  von  1^4: 
„dass  Ire  f.  g.  zu  gheynem  ungenad  sctzenn,  ehe  er  gehoert 
und  gelegenheit  der  Sachen  eitrentlich  erkundigt  si."*) 

Diese  wohlwollende  Haltung  seitm--  des  Fürsten  war 
durchaus  angemessen,  denn  es  ist  au-  u  m  Leben  der  kle- 
vischen  Räte  kein  Fall  bekannt,  in  dem  das  Vertrauen  des 
Herzogs  in  grober  Weise  getäuscht  worden  wäi*e. 

2.  Die  Pflichten  der  Beamten« 

Die  allgemeinen  Obliegenheiten  der  l>eamteu  lernt  man 
sonst  zumeist  aus  den  Bestallungen  kennen.  Leider  sind  von 
solchen  bei  der  Lückenhaftigkeit  des  urkundlichen  Materials 

kaum  nennenswerte  Beispiele  aus  dem  16.  Jahrhundert  für 
Kleve-Mark  aufbewahrt.  Einige  aus  th^m  Endo  des  16.  Jahr* 
bunderts  vorliegende  Anstellungsschreiben  lauten  nur  sehr 
allgemein  und  bieten  keine  (J)>ersicht  über  die  einzelnen  den 
Katen  und  ünterbeamten  obliegenden  Pllichten.  Man  muls 
deshalb  versuchen,  nach  den  Angaben  der  verschiedenen  Ord- 
nungen, in  denen  die  Beamtenptliohteu  nebenher  berulu't 
werden,  sich  ein  Bild  von  diesen  zu  verachaÜen. 

In  erster  Linie  wurde  von  dem  Diener  Treue  verlangt, 
nicht  nur  gegen  den  Herrscher  persönlich  j  sondern  auch 


1)  Staatsarchiv  za  Münster,  Kleve-Mark,  Landesarchiy  No.  14  foL  103: 

-)  Sf!ij>t>ar.  hiv  zu  Munster,  Kleve-Mark,  Möc  Vll.  6012.  —  Kur  i» 
Baieni  ersclieint  in  dieser  Zeit  dasKntlassunfrsreclit  des  Landesherrn  durch 
gesetzliche  Vorschriften  einjjeschränkt.    V«rl.  Kosenthai  a.  a.  O.  I.  f>67. 

*)  Kruse  Ii,  Zeitsehr.  des  hist.  Vereins  für  Niedcrsuch.sen  1893  227. 

•*)  Lacomblet,  Archiv  V.  FmV  —  ^\  uch  das  all^:enieine  preufsische 
Lamdrecht  (Ii.  10  §  U9 — 101  j  bestimmte  später:  eiu  Verwaltungsbeamter 
ist  erst  nach  einem  ordnocgsmärsigen  Verfahren  und  anf  Beschlnfa  dea 
Staatsrats  abaetobar. 


Digitized  by  Google 


78 


XIV  4. 


gegcD  seine  Erben  und  Nachkommen;  gleichzeitig  auch  die 
gewissenhafte  Wabmehmung  der  Interessen  des  l&rsüiehen 
Hauses  nnd  des  Landes.  Daraus  ergab  sich  natfirlich  aneh 
die  Pflicht  zu  unbedingtem  Gehorsam  gegen  den  Fiirsten  und 
die  vorgesetzten  Beamten,  wie  Kanzler  und  Bäte.*)  Als  be- 
eonders  wichtig  wurde  stets  die  Wahrung  des  Amtsgeheim- 
nisses betrachtet,')  dessen  VerletznniT  streng  geabndpt  werden 
sollte.  Ferner  gehörte  rlnlun  die  Verpflichtung  zur  pirnkt- 
liehen  Einhaltung  der  Dienststunden  und  zur  nnunterbrochenen 
Fortfuhrung  der  Amtsgeschäfte.  ^)  Niemand  sollte  ohne  Er- 
laubnis der  Vorgesetzten  aul  Urlaub  gehen,  und  auuii  nur 
dann,  nachdem  er  seine  Obliegenheiten  einem  Stellvertreter 
zur  weiteren  Erledigung  übergeben  hatte.^)  Von  den  Biten 
sollte  jeder  die  Fdhrong  der  unteren  Beamten  überwadien 
und  die  etwa  bemerkten  Verstöfse  gegen  die  Ordnungen  in 
der  BatssitKong  zur  Sprache  bringen.^)  Auch  darauf  hatten 
sie  zu  achten,  dafa  die  Etats  und  Voranschläge  für  den  Ver- 
brauch an  Idof kleiduQg  und  Pferdefutterung  nickt  überschritten 
wurden.®) 

S.  Ble  Reehte  der  Beamten* 

Der  Anspruch  auf  die  BesoMung,  die  ITofklpiHinig  und 
die  Verpflegung  auf  Dienstreisen  maclite  die  Hechte  aus,  die 
der  Diener  dem  Herrn  gegenüber  besafs. 

Für  die  Feststellung  der  Gehaltssätze  würden  natürlich 
•die  Etats  zuerst  in  Betracht  kommen,  wenn  solche  in  ge« 
nügender  Weise  erhalten  wSreu« 

Es  liegt  aber  eine  derartige  Besoldungsliste  erst  ans  dem 
Beginn  des  17.  Jahrhunderts  vor,  und  man  ist  4^er  für  das 
16.  Jahrhundert  selbst  auf  einzelne  Nachrichten  angewiesen. 

Von  den  gelehrten  Räten  erhielt  Masius,  so  lange  er 
diplomatischer  Ai^ont  in  klevisehen  Dienst^^n  war,  60  Gold- 
gulden, bei  seinem  Eintritt  als  Itat  lÜÜ  Kronen.'')  Dem 
Dr.  Schnell  und  Lic.  Kyver,  die  1580  bezw.  1603  zu  kJe- 
vidcheu  Anwälten  am  Keichskammergericlit  und  Räten  von 
-Haus  aus  bestellt  wurden,  Maren  als  Gehalt  je  100  Thaler 


Vgl.  die  braiidenburgische  Kaiizleiordnnng,  welche  das  Kauziei- 
personal  zu  uobediiigtem  Gehorsam  gegen  den  Kanzler  verpflichtet. 
König,  Versach  einer  Schilderung  der  Residenzstadt  Berlin  I.  248. 
*)  La  com  biet.  Archiv  V.  113.  —  Vgl.  Beilage  5,  Abs.  1. 

Beilage  1,  Abs.  14.  —  L  acouiblet  a.  a.  0.  V,  113.  —  Bosen- 
thal,  Oerichtaweaea  I.  666.  —  Loening,  Verwsltnngsreeht  119. 
*)  Lacomblet  a.  a.  0.  V.  114- 

^)  Ebenda  a.  a.  0.  V.  114.       Zeitschr.  des  Berg.  UeaclL-VerelD» 

II.  233. 

Lacomblet  a.  a.  0.  V.  107. 
7)  Lob  Ben,  Briefe  von  Maeiue  44  a  1dl. 
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ausgeworfen.^)  Die  beiden  Rechtsreferenten  am  klevisnhen 
HofE^ericht  bezogen  zusammen  200  Thaler,  jeder  von  ihnen 
verntutlich  100  Thaler.^)  Von  den  adligen  Räten  war  Dietrich 
"Vüu  Kickei  mit  80,  Dietrich  von  der  Keck*}  mit  50  Thaleru 
«mgestellt. 

Ein  TollstSndIgeres  Büd  der  kleTisdieii  Besoldungs- 
Torhältiusse  bietet  ein  Etat,  in  dem  auch  die  neben  dem 

JBaarffehalt  dem  Beamten  gelieferten  Naturalbezüge  augegeben 
^d.^)  Er  datiert  wohl  ans  dem  Beginn  des  17.  Jahrhunderts, 
wie  m'An  aus  den  dort  aufgeführten  Namen  scblieTsen  mischte. 
MkV  sei  im  folgenden  mitgeteilt: 


I.  Gelehrte  Eäte  und  Kanzleibeamte: 


Geld 


Rofrg'en  Gerste 


Vicekanzler    .   .  . 

300 

Rthlr. 

VaU.'r 

20 

20 

Lic.  Hopp  .   .   •  • 

112 

24 

20 

D.  Pies  

100 

15 

15 

D.  K}rf\\ich    .    .  . 

100 

15 

15 

Lic.  K-uppertz     .  . 

100 

15 

15 

Landrentmeiöter  .  . 

100 

25 

22 

(Sekretär)  Grimolt  . 

67 

91 

16 

15 

Begistrator    .   .  • 

52 

n 

15 

15 

SedetAr  Tack    .  . 

15 

fi 

13 

13 

Hafer 
Kall« 


125 


IL  Adlige  Bäte  und  Drosten: 

Geld 


Landdrost  .  .  . 
Droat  von  Orssoy 
„    Goch  . 


91 
9 


ff    Gennep  . 
„  Granenburg 


Manchalk 

Drost  von  HuisBen  • 

^       ^  Lobitb 
„       „    Lymers  . 

LnnrlliofmeiHter  .  ♦ 
Droat  von  Detter 

Holt  .  . 
Diu8lakeu 


9 
ff 


ff 


126  g.g. 
172 
100 

80 

96 
300 

I  48  , 
i  50  Thlr. 
g.g. 

96  ^ 
125  Rthlr. 
55  g.  g. 


n 

ff 


Hafor 

125  Malter 

50 

60 

50 
145 


90 
70 


7t 


40 


50 
50 
50 
60 


ff 
ff 
ff 
ff 
II 
» 
» 
II 
ff 
ff 
ff 
ff 
ff 


^)  Vgl.  Schreiben  über  ihre  Anstellung.  Staatsarehiv  Sa  Münster, 
Kleve-Mark,  Lari(le.sjirc-lnv  No.  2,  IUI«  und  g. 

^  Yerhandiungeu  der  klevi^cheu  Bäte  1597.  Staatsarchiv  zu  Münster 
«.  ».  6.  No.  i.  II. 

3)  Staatsarchiv  za  Mflüster  ai  a.  0.  No.  2,  HI.  e. 

*)  n.  a.  0.  4"-  (159ß). 

^)  Staatsarchiv  7.n  Düsseldorf,  Kleve-Mark,  Fumilieusachen  39,  Be- 
aoldong. 
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Für  die  gelehrten  Bäte  war  alöo  auch  hier  die  Summe 
voD  durchdchDittlich  100  Thalern  angesetzt;  dazu  kaiuen  nocli 
je  lö  bis  20  Malter  Roggen  und  Gerste.  Hober  als  das  Ge- 
balt des  Vicekanzlers  war  vermutlicb  die  Besoldung  de» 
Kanzlers.  Doch  wird  sie  wohl  kaum  den  aufserordentlicheift 
Betrag  von  900  Gulden  erreicht  haben,  welche  Herzog  Hein- 
rich von  Braunschweig  seinem  Kanzler  Dr.  Minsinger  zahlte.^) 

Die  für  dio  adlicren  Bäte  ihkI  Drosten  bestimmten  Summen 
in  dem  klevischeu  Etat  weiciien  untereinander  sehr  ab,  ver- 
mutlich,  weil  die  auf  iVw,  eiuzeliieu  Amter  und  Drosteien  ge- 
machten Verschreibuugtm  verschiedene  Höhe  erreicht  hatten. 

Über  die  Besoldung  des  klevischeu  K-anzleiuersouaU 
meldet  ein  Vermerk  in  einer  Liste  des  Hofffesinaes  1543, 
dafs  Jeder  Schreiber  4  Raderalbus  täglich  empfangen  sollte.^ 
Da  a4  Baderalbus  auf  einen  Gulden  gingen,  so  betrug  da» 
Jahresgehalt  etwa  50  bis  60  Gulden,  eine  Summe,  die  weni|p 
Yon  der  Besoldung  des  Registrators  und  des  Sekrettos 
Grimmolt  in  dem  Etat  alnveicht. 

Aufser  dem  Gehalt  eiiiielt  der  Beamte  im  16.  Jahrhundert 
noch  die  sogenannte  Huf  kleidung,  d.  h,  den  Unterhalt  für  sich, 
seine  Knechte  und  Pferde.  Die  Anzahl  der  Bationen,  welche 
den  einzelnen  Räten  und  Unterbeamten  zustaud,  wurde  zu- 
sammengestellt in  Listen  mit  der  Oberschrift:  „Hofstaats-  oder 
Futterzettel";  je  nachdem  sie  eben  die  Menge  der  unter- 
haltenen Personen  oder  Pferde  angaben.  Eine  Übersicht 
über  die  Schwankungen  der  Ziffer  Ton  Knechten  und  Pfetden 
möge  die  fol^feiule  Tabelle  gt'ljen: 


Ut 

1J< 

'{  ) 

1-17;  vi) 

1522-1) 

15G4-^) 

^1 

£> 

o 

1 

- 

4^ 

s> 

t> 
c 

t. 

1  ^ 

£ 

•X 

:  Pk 

Marschall  .  .  . 

1 

7 

5 

G 

0 

e 

Hofmeinter  .  . 

i 

5 

5 

0 

5 

Kaiizlrr  .... 

2 

') 

6 

5 

D 

5 

Adliger  Lini  . 

1 

5 

Gelehrter  Eat . 

 , 



3-3 

%^ 

Landrent- 

iiiclstcr  .  .  . 

■) 

■> 

>) 

»SckrcLiir  .... 

1 

l 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

KruBch,  Zeitsclir.  Ues  hist.  Vereios  für  Niedersachsen  lSd3.  301. 
Staatsarchiv  zn  Münster,  Kleve-Mark,  Landesarchiv  266,  Ii. 
3)  Diese  ir  of-tiiafs  >\u(\   ciitlialtcn    im  ersten  Band   der  klere- 
märkischen  Landtair^'^ukti-n     a  a.  O.  Landstäude  I. 

*)  Futterzettel  von  1522,  abgedruckt  bei  J.  A.  Wolff,  Geschichte 
der  Stadt  Kalkar  (IHUl)  8. 

Zeitschr.  dt-  Herj^,  Gesch. -Vereins  XXX.  p.  24  ff. 
<>)  Futterzettel  vom  Juhre  1579.  Staatsarchiv  2a  Münster  a.  a.  0. 
No.  256,  Ix. 

?)  Fnttorxettel  von  1587.  a.  a.  0.  No.  S66,  Ilk. 
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ünternahineii  die  Käte  im  herzoglichen  Auftrag  Heisen 
ioB  Ausland,  so  erhielten  sie  Diäten  in  Geld;  bei  Insp  kliona- 
reisen  in  die  Lokalämter  mufsten  für  ihre  Unterkunft,  Ver- 
pflegung and  Weiterbeförderung  die  Rentmeister  sorgen.^) 

4.  Der  Charakter  des  Beamtentams. 

Man  darf,  wie  oben  bereits  angedeutet  wurde,  wohl  an- 
nehmen, dafa  die  kleTiscben  Beamten  mit  Eifer  und  Treue  ihre 

Pflicht  vfr^nlien,  denn  auf  den  Landtagf^n  wird  über  die  Gf^^chäfts- 
fuhruiig  der  einzelnen  "Rnts-  und  Kanzieimitglieder,  soweit  sirh 
sehen  Uifst,  niemals  Beschwerde  gefuhrt.  Ferner  spricht  für  jene 
Vermutung  a\ich  die  anfserordeutlich  lange  Dienstzeit,  auf  die 
eine  Reihe  der  Käte  und  Seki-etäre  zui'ückdchaueu  konnte  i  au 
Standen  im  fürstlichen  Dienst:  Lewen  20,  Masius  22,  Harst  26,, 
Hopp  30,  Craser  35^  Weze  42,  Louwermann  44  und  Olisleger 
48  Jahre;  von  dem  Kanzleipersonal:  Beyd  19|  Matthias  Ton 
Egher  34,  Wolter  Verw  r  (  l  u  a  40  und  Clo&  44  Jahre. 

Frühere  Kanzieimitglieder  blieben  auch  veiter  in  der 
kleviscben  Verwaltung  thätig,  nachdem  sie  sich  von  den 
Geschäften  })ei  der  Kanzlei  zurückgezogen  hatten;  ao  findet 
man  ehemalige  Sekretäre,  wie  Lindemann,  Bergmann,  Schön- 
beck und  Wolter  Egher  später  als  Richter  oder  Rentmeister 
in  den  Lokalkmtern  wieder. 

Ton  dem  Personal  der  Rechenkammerbeamten  besa&en 
manche  eine  gelehrte  Bildung ,  wie  z.  B.  der  Beehenmeister 
Budensoheidt  und  der  Landrentmeister  Potgieter,  die  beide 
den  Lieentiatentitel  führten.  Dafs  auch  die  Lokalfinanz- 
beamten,  von  denen  einige  vorher  als  Sekretäre  in  der  Kanzlei 
thiltig  gewesen  waren,  häutig  wissenschaftliche  Interessen  be- 
safseu,  ergiebt  sich  mitunter  aus  den  Berichten  über  die  Hinter- 
lassenschaft verstorbener  Renfiueister.  Die  in  den  Jnv(?ntaren 
aufgezählten  Bfichertitel  nennen  viele  der  Werke,  deren  Inlialt 
die  Höhergebildeten  d(ir  damaligen  Zeit  in  juriBtidcher,  reli- 
giöser und  luimaniritidcher  Beziehung  beschäftigte.') 

Ys\.  auf  8.  69  bei  Anm.  2  in  dem  AbsrliMitt  ,Die  Leitung  der 
Kecheukaiumergeschäfte  durch  die  Räte".  —  1481  uotierte  der  Schlüter 
von  Kleve  in  den  J[*Breelen  yan  nitgeven" :  »De  Ruide  opt  water  tot  Bmbrik 
luitpii  vuren  ilairvan  enen  stnver  ind  van  Embrik  to  Griethoisen  sesB 
btuver."    Staatsarchiv  zu  Düsseldorf,  Kleve-Mark,  Domänen. 

*)  So  werden  B.  in  dem  Inventar  dee  Nachlasses  des  Teratorbenen 
Bentnieieters  zu  Hoerde,  Heinrich  Barckoff,  die  vor^'efundenen  Bücher 
aufsrezählt:  ,Üat  S;H>^»»!Hpief?el.  Goldene  Arche  Selui^tinni  Frank,  Notariat 
und  deutsche  Kethurik,  des  Richs  Ordnungen  und  attschiede,  Institutionea 
imperiales  in  mediocri  forma,  Institntiones  und  Lehnrechte,  Spiegel  der 
Römer-Rethorik,  des  Richs  Halsgerichtsordnun^,  Loci  communee  seQ 
hy]»ot)ii pofiia  Fhilippi  Melanchthonis.  Loci  communes  theoloffici  PhiUppi 
MeiuuchtUunis,  Colloquia  Erasmi,  Novum  Testamentum,  deft-nsio  epis.opi 
«fl^nels  (T)  pro  rege  Anglie,  Modus  confidendi  per  Erasmum,  Comt dio 
Teraitll.*  tte.  SUataarcbiT  sn  MAnster,  Kleve- Mark ,  L»ande8archiv  14 
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Rückblick. 


Betrachton  wir  noch  eiDmal  den  bislier  geschilderten 
kleve-märkiöchen  Behordenortraniamus,  80  zeigen  sich  fol- 
gende Momente  der  Entwicklung: 

Ausätze  zu  der  Entstehung  des  Kats  und  der  Recheu- 
kamnier  Bind  bereits  im  13.  und  14  Jahrhundert  Yorhanden^ 
in  den  ministerialiscben  Bäten  einerseits  und  in  dem  Land- 
rentmeisteramt andererseits.  Der  weitere  Fortachritt  bembt 
in  der  Einfuhrung  des  Eollegialsystems,  das,  vie  SchmolIerO 
gezeigt  hat,  das  Hauptmerkmal  der  Verwaltun^einrichtung 
im  16.  Jahrhundert  in  allen  deutschen  Territorien  ist.  Die 
Organisation  des  Rats  als  eines  ständie^-en  Kollegiums  wird 
in  Kleve  dem  energischen  Vorgehen  der  Landstände  ver- 
dankt. Die  Beteiligung  der  Räte  an  den  Verwaltungs- 
geschäftcn  ist  von  jetzt  an  sozusagen  eine  verfassungsmärsige, 
nicht  mehr  wie  fr&er  eine  zufällige.  Die  Kanzlei,  die  in 
der  Hauptsache  bisher  nur  die  Ausstellung  der  fBrotlichen 
Urkunden  besorgte,  wird  dem  Bat  unterateUt  und  sein  Organ 
für  die  gesamte  Verwaltung.  In  der  Finanwidministration 
wird  seit  der  ständischen  Bewegung  eine  reg^lmäfsige  and 
strengere  Kontrolle  ermöglicht  dadurch,  dafs  znr  Entlastung 
(]ov  Rafo  für  die  Prüfung  der  Rechninip^rn  im  Einzelnen  be- 
sondere Kontrollbeamte  in  den  Becüenmeisteru  eingesetzt 
werden. 

Seit  der  Vereinigung  Jülich-Bergs  mit  Kleve-Mark  er- 
hielt der  klevische  Rat  seinen  festen  Sitz  in  der  Stadt  Kleve 
und  ein  gewisses  Entscheidungsrecht  för  die  yerwaltongs- 
angelegenheiten  ron  untergeoi^eterer  Bedeutung,  wtthrend 

die  schwerwiegenderen  Fragen  dem  Fürsten,  der  -meist  in 
Jülich-Berg  Hof  hSXtf  durch  die  klevischen  Qnartierräte  am 
Hofe  vorgetragen  werden.  Zu  Beginn  des  16.  Jahrhunderts 
treten  feruer  als  <m!i  neues  Element  in  den  Rat  ein:  di»'  ^i*'- 
lehrten  Räte,  deren  juristische  Schulung  für  die  Erledigung 


^1  Acta  Borusßica,  Denkmäler  der  preursißchen  Staatsverwaltung  im 
18.  Jahrhundert,  Abteilung  Behördenorganbation,  herausgegebea  von 
G.  Schmoll  er  und  0.  Kranske,  1.  (1894),  Einleitung  p.  (66). 
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Aller  Verwaltangsaiigelegeiilieiten  hinfort  kaum  zu  entbehren 
war.  Die  Verfassung  des  Ratskollegs  selbst  bleibt  im  all- 
gemeinen bis  in  den  Beginn  des  17.  Jahrhimderts  bestehen. 
Neben  ihm  entstanden  andere  RoUegialbehörden:  um  1557 
die  Reeheiikammer,  der  anfangs  einige  Mitglieder  des  Eats- 
kuliegiums,  sowie  der  Landrentmeister  und  Rechen lu «vidier 
angehörten  und  die  bei  ihrer  Reorganisation  1601  mit  be- 
BOBdereB  BeeheBluuimieiTftten  besetzt  wurde;  ferner  1597  das 
Hofgericfat,  dem  zur  Entlastung  des  Rates  die  Bechtsprechong 
in  oberster  Instanz  übertragen  wurde. 

Hit  dem  Jahre  1609,  in  dem  das  herzogliche  Haus  aas- 
starb, läfst  sich  die  Entwicklung  der  kleve  -  märkischen 
CentrnllH'bnnlen  abächliefsPTi.  ?^ie  bcst.iTideTi  wolil  in  der 
Folgezeit  noch  fort,  aber  trateu  neben  den  Organen,  denen 
der  neue  Landesherr,  der  Kurfürst  von  Brandenburg,  die 
Verwaltung  anvertraute,  iiuaitr  mehr  in  den  Hintergrund 
und  büfsteu  ihre  Bedeutung  als  Behörden  der  klevischcu 

Landescentralvenraltung  ganz  ein.*) 


^)  Bornhak,   Geschichte  dea  preoTsUchen  Verwaltnngsreolits  I. 
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1. 

Ordhiaiitie  van  einem  stait»  tnim  onetHgen  heren  avermiti  einer 
gnaden  yrienden  van  raide  verraempt  ^) 

(i486.  Mii  16.) 

)  Alsoe  min  giiedicp  licve  herre  siner  furstlicker  gnaden  vrienden 
Tan  raide  bevalen  iud  van  oen  begert  hevet,  siure  gnaden  ein  ordi- 
nantie  ind  re^n^ent  iu  sinre  gnaden  hmse  ind  ande»  to  ordinieren 
ind  einen  stait  to  setteo,  den  sine  gpsden  halden  mnelit  na  gelegen* 
heit  ind  ^estalt  siner  dingen,  als  die  to  hantz  gelegen  sin.  dairof» 
hebben  Prnre  ^naiden  vrif^nde  sns  vast  mercklicken  rait  gehalden 
ind  sich  bcduclit,  dairop  sie  oiok  Ri-slaiten  sin. 

Theu  it  rsteu  dattet  van  noeden  ie,  dat  sich  miu  gnedige  lieve 
herre  aelver  personlick  wat  anders  sehicken  ind  regieren  moet,  dan 
bislier  geschicet  is  ind  baven  all,  dat  aine  fiirstliche  gnaide  drie  off 
vier  van  situMi  tiefflicken  vrienden  bi  raide  sinre  vriende  kiese,  den 
sinre  tiiiauieti  sinre  dinfjen  gautzlich  geloewe,  ind  dat  sine  ^iiaiden 
oick  geinerley  dingen  ind  sunderliug,  die  siner  guaideu  herrlicbeit, 
gnede»  renthe  oder  gerechtiebeit,  ampten,  diensUn,  vatterlei,  die 
oick  sin,  berueren  moigen,  en  hantier  die  to  yej^ycna,  to  versehriven 
noch  imaiit  enige  scliolt  to  bcwiscn  nff  to  vGrschrivon  off  ietwas 
dairin  to  doin  buiten  weten  siner  gnaiden  vrieude  vaji  raide  off  theo 
lüiiisten  der  drier  off  vier  vurs. 

Item  dat  sine  gnaiden  oick  dairop  siner  gnaiden  sehriyeren  ein 
gemein  gebot  ind  bevele  doe  bi  ocren  eide  ein  vur  all,  dat  sie  in 
ghcinen  saeckeu  vurs.  ietzewcs  schriveu  off  hantieren  sullen,  then 
sie  oeu  in  einen  gemeinem  raide  in  biwesen  mins  beren  off  then 
minsten  van  drien  off  g.  vier  vur  bevalen,  doch  dat  die  schriver 
defshalven  van  nimant,  die  oen  anders  bevelen  wurden,  geinen  on- 
dank  heben  snllen,  dat  ai  den  gebot  naegingen,  ak.  vnrg.  is. 


1)  Überschrift  des  betreffenden  Aktenstuckes.  Dieses  befindet  sich  im  Staats- 
archiv zu  MQnster,  Kleve-Mark,  Landstäude  Bd.  I.  Ibl.  52— 55  und  in  einem 
zwojten  Kxr*m]il;iro  (iasrlh.st  fol.  64 — G7.  Auf  dem  ersten  Exemplar  findet 
sich  die  Dursualnotiz  „Uoftorduungen  anno  1486,  1501  apgericht  Ord- 

nnogen  des  regimenet  su  Cleve  i486*« 

^)  Die  vor  den  einselnen  AbaSlxen  stehenden  Ziffern  finden  sich  nicht 
in  ti  VorlageOi  •ondem  wurden  von  mir  des  leichterea  Citiereiis  halber 
geserzt. 
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4t  Item  dat  min  gnadü^r  lierr  sinen  scbriveren  '^e.ine  aaicken 
buitcu  den  r:iulp  vurg.  bevele  to  schriven,  opt  dat  <iie  raide  die 
saicken  mede  weiten  ind  bi  oeren  raide  geßchien  moigeu  iud  dairbi 
iu  deu  suicken  uit  contrarü  oiT  audeiB  gedaeu  werde. 

o  Itean  oft  gefiele,  dat  die  vier  ndde  tu»,  niet  alhinr  «e  veren 
ind  dan  bi  dengeoan,  die  hir  weren,  uitgericnt  wurden  saicken,  dat 
van  noeden  werten,  so  siilIeD  die  blivende  viiende  dat  den  anderen 
to  kennen  geveu.  als  sie  bi  die  hant  komen. 

9  Item  dat  aiue  gnaden  geine  geiatlicke  leene  eu  verlaue,  ai  eu 
Silk  eint  Terrallen  ind  der  dan  oicic  niet  to  geven,  dan  beqwemen 
luden,  dair  sine  guaiden  ind  eine  lande  nit  off  dienst  van  gebeben 
kimnen  off  sine  Imisgesiiide,  di  dairto  bequein  waren,')  als  sine  vur- 
Tureti  to  doiu  plogeii;  ind  der  niet  to  geveii  omb  giffbe  van  gelde 
off  anders,  d^ui  die  siecht  propter  deum  to  gevea* 

7  Item  nieauint  neir  creirea  to  leiten,  dan  die  ereatie  eleeht  äff- 
tosteUen. 

8  Item  umb  vele  genichtz  will,  dat  buiten  und  binnen  lauten  in 
Herren  have  ind  andern  Steden  geit,  to  verhueden.  it  van  noeden, 
dat  sich  min  gnediger  her  oiner  (?)  vortan  enUialde  iud  niet  sine 
dienre  ind  amptlude  ouverschuldet  den  einen  affset  ind  den  andern 
aneet  ind  sunderling  die  eine  TerschriTong  tegen  die  ander  ind  die 
eine  siner  ^aiden  hantscliiift  tegen  die  ander  to  geTeo,  want  dat  in 
Tvrtiden  oiner  bi  tiden  sinre  gnaiden  vurvaren  vrembil«*  i/'luit 
aolde  hebben,  dan  die  dinfren  bi  rnide  to  schicken,  nh  vurs.  steit 

9  Item  is  oick  vau  uoedeu,  dat  äich  iniu  guedige  here  dairnae 
stelle  ind  de«  morgens  so  titliok  opstae,  dat  eine  gnaiden  tot  acht 
uren  to  raide  ^en  ind  mn  ure  bi  sinre  gnaiden  Trieoden  sin  mengen 
ind  to  neppen  nreu  missen  hoeren  ind  dan  van  der  missen  roirt  ran 
stoint  an  ten  <  t«>n  gaen,  op  dat  men  siner  gnaiden  saicken  ex|>e- 
direu  ind  die  dingen  oick  mit  der  cost')  ordentlich  schicken  ind 
tot  ainer  gnaiden  nii>er  toege^n  moigen,  aisoe  dat  men  altit  to  tien 
nreu,  aat  geia  vesteldach  ist»  gae  eten  ind  des  aventz  tusseben  Tiff 
und  sessen. 

10  Ttem  dat  ^ine  p;naiden  die  brieve  iud  supplicatieu,  die  «>«mi  s^us 
komeo,  niet  alsoe  opt  Cammer  liggen  laiten  noch  bi  sieb  bchaide, 
want  daixin  mennicn  ding  gelegen,  dat  niet  behoirKck  is,  al  men 
die  sus  in  die  Cammer  loept,  to  weten  wer,  dat  sine  gnaiden  dairop 
verdacht  sin,  wannehr  in  den  brieven  ilende  saicken  gelegen  sin,  dat 
sine  piaiden  dan  sinre  gnaiden  vriende  bi  sich  komen  ind  die 
dingen  expedieren  off  teu  miusten  einen  schriver  hallen  laite,  die 
die  brieve  entfangc  iud  voirtan  die  rede  brenge,  die  toe  expedieren, 
want  eine  vurvaren  soe  to  doen  plegen. 

11  Item  dat  sine  gnaiden  sich  oick  voirt  naeir  hueden,  des  aventz 
laet  in  des  ua<  lit/  ><•  allein  off  mit  einen  dienre  ianiis  dit>  ^traite 
to  gaiu,  omb  groet  oiigelick  dairin  irt  leiion  i.s  ind  waiitel  sine  gnaden 
oiük  SU8  seer  van  vrembden  ind  andern  vertiert  wird  ind  sunder- 
ling dat  sine  gnaden  dan  alsoe  in  allerlei  lichte  ind  veele  gesel- 
schal»  gain  ind  darmede  hantieren  ind  wandeling  hebben,  dat  sinre 
gnaden  verkleining  is. 


Die  Worte:  .<  fT  >ine  huisgesiiule'-  Ins  ,wer«n*  Sind  in  der  Vorisge 
hinter  „kunnen''  nm  Kunde  eingeschoben. 
«)  Offenbar;  Post. 


Digitized  by  Google 


86 


XIV  4 


12  Item  wart  minen  guedigen  herrcD  oick  seer  verkiert  ind  kumpt 

sinrer  piiaiden  oiVk  t<»  (rynot^^n  merklicken  schaden  ind  achtt^r'l»Ml. 
dat  sine  pnaideu  »o  vele  j-j»elen  ind  sunderlinf;  mit  8us  allermalck 
heimJick  ind  apeubair  iud  aver  den  npele  dau  so  vele  onnutlicke 
iad  ontuchtlickeO  woirde  mit  floioken  ind  anders  gebruteke  ind 
sunderling  88  sine  gnaidan  doch  so  niet  en  strecken.') 

18  It*'m  PO  die  vricnde  min«!  gnedigen  heren  •voirtan  in  sinren  huise 

ein  ordiijuutie  ind  stuet  «xpordiniert  heben,  die  nen  bedünkt,  die  min 
g.  herr  herden  (?)  ind  mede  dairuacii  ua  sinre  gnaideu  geiegenbeit,  is 
▼an  noeden  baven  all,  dat  sine  gnaiden  den  inenden  dairna  geboer 
geTen.  Als  wen  sine  i^naidea  in  einen  dienst  to  Tele  beyet»  dat  men 
den  r.rJoff  geve  ind  dIT  orloflF  heben  laite.  Ind  die  goenen.  die  tot 
sinre  f^naiden  dienre.  van  wat  amptcn  ind  dienst  sie  oick  sin,  go- 
ordiniert  ind  gestalt  worden,  dat  dicselven  oick  Terbonden  sollen 
sin,  oeren  drönst  in  allranait,  als  dat  geordiniert  wurt,  tmwelick 
to  verwaren  bi  Terluise  desselven  oeres  dienstes  ind  bi  broicken,  di 
si  "van  der  ontrnwon  sincn  gnaden  ali^oe  broikten,  ind  baven  all, 
dat  sine  f^naden  dairin  oick  stantafftich  hliren  ind  den  hcifmeistf^r 
iud  audcreii  binen  vrieudeu,  den  dat  beruert,  buuder  middei  dairin 
gdioir  geve,  wantet  niet  moegelich  is  sunder  straifiuge  ein  ordinantie 
to  halden  ind  dat  hoff  to  regieren  moigen. 

14  Item  die  raide  sementlick,  als  sie  hie  sin,  ind  schrivere  d^ 
morgens  tot  acht  nrrn  op  der  raitkameren  to  ^vcfjen  ind  des  no- 
middaigs  to  drien  uren  iud  dat  to  gewoentlickeu  tiden  so  to  Halden, 
dan  ast  noit  is,  wat  eir  hie  op  to  komen  ind  die  saicken,  die  des 
aventK  daiibi  weren  ind  dessdren*  morgens  weren,  die  voiran  nit- 
t<^richten  ind  voirt  alle  nndinre  saicken,  die  naqwemen,  to  bewesen, 
bis  die  vnrst.  uitgericht  weren. 

15  Item  8o  min  gu.  herre  in  merklickor  Bcholt  iud  tachter  (?)  is 
ind  geuicinlick  sine  rentmeisters  ind  sluit^ers  sich  beklagen,  dat  si 
tachter  gaen  ind  sine  gnaden  seir  angeloeffliok  werden  sinre  scbolt 
halve  ind  die  scbulders')  altit  van  hir  gewist  werden  ind  op  ein 
ander  tit  weder  to  komen  ind  si  alle  pein  gelt  en  kriegen  nnrli 
betaeit  en  werden,  d^sslnilven  sine  p;naden  seir  ongeacht  iud  on- 
geloelflick  werden,  iud  soe  dau  min  gnedigei"  herr  laitzt  tovredeu 
gewest  is  mit  Tierbondert  inkei  rinscbe  gülden,  so  hebben  die 
▼riende  geordiniert.  dat  sine  gnaden  heb  tallen  quatertemperen  tw^ 
houdert  gülden  ind  min  L^nediger  herr  gein  gelt  nn  ir  fo  Ttneren 
van  geinen  saicken  van  rentheu,  broeckon,  tollen,  upkomin^en  ver- 
valien,  dair  entlieiudeu  to  kireu  an  sine  schulde,  cost  ind  staite  bi 
raide  einer  vriende.  Ind  dairtoe  ordineren  einen  vmtandelen. 
reckeligen  man,  die  siner  gnaden  gelt  dair  entheinden  eutfange  ind 
uifrgeve  bi  raide  der  vriende  vurs.  ind  dairafF  oick  reckeninge  90 
wete  to  doin  tot  allen  quatertemperen  ind  die  reckeninge  so  wete,  to 
maickeu,  dat  men  dairuit  altit  ver?stain  kunne,  w^air  dat  herkomen, 
van  wat  saiken  iud  wair  it  bleven  is,  als  dat  bi  siner  Turraien 
tiden  gehalden  is  geweist.  Wanthet  to  merken  is,  dat  et  siner 
gnaden  seir  merklick  hindert,  dat  sine  gnaden  Welver  off  doch  sns 
dat  alle  mau  int  gemein  dat  gelt  entfengt  ind  Terwairt  ind  men 

1)  In  dem  zweiten  Exemplar:  „ontninelicJce*. 

»)  Iii  dem  7u«>il<'n  Exemplar:  , speien*. 

3;  Hiermit  eiiiU  wohl  die  Gläubiger  des  Herzogs  getueint. 


Digitized  by  Google 


XIV  4.  87 

g«jn  acbziffit  en  maidct»  wsir  dsfc  herkuxopt  ind  wat  betailt  imrt 
off  niAt 

16  Item  als  minen  gnedigen  herren  baitschappen  ankommon,  dat 
siue  guaden  den  dan  niet  enboire.  liie  en  laite  siner  raide  ein  ofif 
twe  teu  miuäten  irst  dairbikomen.  lud  dat  sine  gnaden  geine  saicken, 
die  Oer  ankörnen  ünant  eniche  aotwort  en  geyen,  bie  en  heb  'Sieh 

irst  mit  sinen  yriendra  beraideo. ')    Ind  all  Aperen  die  saicken  klein 

lud  Hellt  lud  d:it  seiner  f^nadcn  derLi  sich  jiclver  wail  ind  verstendel 
^vereü,  so  steit  doch  -wuil  lud  furstlick,  dat  siiic  fxiiaden  alle  ding 
bi  raide  doin,  as  Salomou  seegt:  Omuia  fac  cum  cousilio  et  poste» 
Bon  paemtdtät. 

17  Item  to  ordinieren  wem  twe  mit  einem  schriver,  dairto  it  dat 

beqwemste  -wcsen,  die  stetz  bi  die  rtckeniugo  sin  ind  die  oick  na 
den  timeringen  ind  andern  dingen,  die  fjereckont  werden,  sien  ind 
Tememen,  oifF  dat  oick  alsoe  si,  ast  gereckent  wurt  ind»)  der 
reckeninge  niet  en  sluiten,  ten  si  bi  raide  ind  weten  der  vriende. 

18  Item  yan  den  raiden,  die  min  gnediger  bezr  tot  uitricbting  sinre 
aaicken,  so  vurg.  stect,  kirsen  mirt,  muesten  op  dat  minste  4  opt 
ierst  Bteetz  all  ofF  den  nieesten  deil  bi  die  hant  bliven,  bis  men  dese 
dinge  niitter  ordiuautie  iii  ein  bestant  bracht  hedde. 

1^  Item  dießelve  xiei  i-aide  muifsten  oick  alsoe  gestalt  weseu,  dat 

men  to  allen  tiden,  als  wat  to  doin  yiele,  niet  en  dnrffb  verschrieTen 
die  bniten  raide,  dair  en  qwemen  dan  aulke  swair  saicken,  dat  des 
noit  "were,  want  dat  seir  vcle  k^st,  die  raide  altit  so  to  verschriven. 

^  Item  dat  men  die  dingen  mitten  dienren  apton  tollen  so  ordi- 

niere, dat  minen  gnedigen  bereu  die  tolle  to  guede  koinen  moigen. 

21  Item  die  waltkneeht  ind  andre  dienre  in  den  ampten,  det  to 
Tele  is  ind  men  wail  entberen  kann,  dat  men  der  wat  afifsteile.  hkd 
die  Walde  to  lie^ien,  so  duir  vele  aff^'eknlt  wurt.  woe  die  ver- 
honwen  ind  verwiiest  werden')  ind  dat  men  oick  die  reckeninge 
dairaft'  irst  Uaige»  boiie. 

88  Item  so  vast  Tele  luiden  TerschreTen  is  gelt  ind  koera  ind 
kleidinge,  des  vele  to  wederseggen  steit  olV  doch  mit  reden  bebalden 
mach,  dat  men  des  wat  aflfstellt-  ind  behalden  inoit:;p. 

28  Item  dat  men  oick  eirst  daigs  die  reckeninge  hoere  van  miner 

gucdigeu  vrouwen  tocht  (?)  ind  oeren  naegelaiteu  guede. 

8ft  Item  to  gedenken  van  den  lenen,  die  niet  entfangen  werden,  dat 
minen  gnedigen  berren  dairomb  gescbie,  dat  sieb  geboeren  sali. 

26  Item  to  halden  die  ordinantie  op  der  waltpfreven  ampten  ind 

richterampten  mit  diensten  ind  anders  ind  oick  mit  verpachtinge, 
80  dair  seir  uitgetreden  wurt,  dairbi  minen  gnedigen  heixen  seir 
Tersnimpt  wurt  ind  tachter  geit. 

2(  Item  so  die  raide  dese  ordinantie  omb  best  mins  beiren  ind 
siner  lande  gemaickt  bebben  ind  off  so  dan  niet  anders  en  sien, 
dan  min  gnediirer  herrf  ind  -n-"  land*'  verdornen  ind  versehempt 
ind,  dat  dat  den  raiden  buiunen  ind  buiten  lautz  oick  to  verweet 


1)  In  dem  tweiten  £x«mplsr  hier  am  Hände  Ton  anderer  Haod  nach- 
getragen: „soe  dat  doch  an  anderen  furt^tlicken  hairen  gewoentlick  is*. 

*}  Di.'  fnltr»Midcn  Wort!  Mh  vriende  tiaden  sich  nur  im  ersten  Exemplar 
und  sind  von  späterer  Himd  nachftetrageii. 

S)  Im  ersten  Exemplar  ist  hier  am  Rande  von  anderer  Haad  ein* 
-geschoben:  ^dat  afftosieilen  itid  uiet  mer  tu  vergeven,  so  sine  gn.  diselever 
teden  ond  gebmk  hebben  will''. 
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ind  oppplacht  solde  werden,  so  hebben  die  raide  bieroa  geniert 
malckandrieu  an  die  luuit  gefast  iiul  geloifft,  oflf  min  gliediger  herr*' 
dese  ordioantie  niet  en  hielde,  dat  sie  dan  gelicker  bant  to  huib 
ledtin  ind  raitz  gewise  noch  giner  gnaden  Irais  to  regieren  niet 
wederkomen  sollen  noch  en  willen,  ind  asdan  moigen  sine  gnaden 
bequeme  lüde  ordinieren,  die  sine  saicken  uitricbten  kunnen  fwa. 
sinen  c^nede,  des  dese  TUTg.  ndde  niet  en  sien  to  doen,  dan  bi  <M> 
dinantie  vurg. 

Praist    her  Hcnrick  van  den  Bylandt,  ritter.    Aileflf  van  \^Iick, 
erfbaifmeister.    Wessel  van  den  Loe.    Knyppiiick.    Jaspar  Tnrck. 
Albert  van  HoeupoU,  Joban  van  der  Horst  Cbristo£fer  van  Wylick, 
Wickede.  Derick  van  Hoenpell.   Gadert  Torck. 

geordiiiiert  lud  geblaiteu  deä  dinstaiges  neiBt  beiaikeu  piuxten 
■Anno  etc.  LXXX.  sezto.') 

2. 

Ordinantie  van  dem  nien  regiment  in  dem  huise  to  Cleve. 
Anno  domini  etc.  LXXX  noiio.-') 

(1489.  Juni  36.) 

1  Alsoe  mine  gnedige  Ueve  berre  siuer  gnaden  vriendeu  van  raide 
beralen  ind  Tan  oen  begert  befit  siner  snaden  eine  ordinantie  ind 
regiment  in  Biner  gnaiden  hnise  ind  aa<fen  to  ordinieren  ind  einen 

stait  to  fsetten,  den  sine  i^naden  linldim  mocbt  na  pelcgenheit  ind 
gestalt  sinen  dingen,  als  die  tbautz  gelegen  sin,  dairop  hebben 
sine  gnaiden  mit  siner  gnaiden  vriende  vast  merklicken  raide  gehalten 
ind  £>oh  deBhalven  int  lest  mit  maickanderen  aTerdnigen  ind  geslaten, 
als  men  biemae  beeren  sali. 

Actum  anno  etc.  LXXXIX«  up  £riedach  na  send  Johans 
dach  Baptist. 

-  Item  in  den  irsten,  dat  men  onsern  gnedigen  herren  ind  Irouvven 

jouckern  ind  jonfern  einen  geboirlicken  staite  mit  seckeren  benacnden 
Personen  soinder  groiten  getall  toefnegen  sali  ind  dat  men  die  cost 
tot  unsem  gnedigen  herren  ind  vrouwen,  jonckem  ind  jonfern  taelsl 
upt  luii«s  oirlick  ind  temelick  halden  ind  bef^tellen  «jold  ind  men 
oere  guadeu  dieure  voirtan  Dieven  soll  redelick  ind  geboiriick  zoldie. 
Item  to  averwegeu'  ind  to  beschicken,  waii  meu  die  zoldie  uemea 
ind  die  tot  allen  acht  off  14  dageu  betalen  moige. 

3  Item  onsem  genedigen  hercn  op  sin  taxe  Tan  perden  to  halden 
to  ordinieren,  na  dat  sine  genaiden  die  na  siner  genaiden  gelegen- 
beit  uitgericht  kunnen. 

4  Item  hefft  unse  genedige  here  in  den  landen  van  Cleve  acht 
raide  ind  in  den  lande  van  der  Marke  Tier  raide  ordiniert  mit 
namen  in  den  lande  van  Cleve  Tier,  die  degeUchs  bi  li&er  gnaiden 
Wesen  snllen:  Praist,  baifmeister,  mnrschalk  ind  Wessel  Tan  den  Loe, 


1}  d.  h.  16.  Mrii  14Sn 

^  Aufschrift  auf  dem  ersten  Blatte.  :Staalsarduv  xa  Münster,  Kleve- 
Mark.  Landatände  Bd.  I.  fol.  83-87. 
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dair  toe  noch  AilfF  van  Wylack  erfhaiftneister,»)  Johan  von  der 
Horst,  Gadert  Turck  iud  Chrisfcofer  von  Wylick;  ind  m  dem  laude 
van  der  Mark  Jobao  Keck,  greve  to  Dortmuade,  Jaspar  Torck, 
Jones  AuMsibrook  iad  Hemidc  Enypping. 
h  lad  die  Torgen.  raide  sollen  unss.  gnedigen  heren  saeekeii  mit 
ganzem  ernst  ind  vlit  onderstain  uittoricbteu  ind  tot  sluen  gnaiden 
besten  to  sckicken  iud  op  geinen  ditigeu  to  shiittm,  dau  mit  siner 
guaiden  weten  ind  sine  gnaiden  en  suilen  oick  de£>6gelicken  buiten 
den  Tier  Turgenannten  principalen  raiden  geine  dingen  doen  noch 
sloiten,  ten  bi  mit  oeren  weten  ind  guetdunken  in  saecken  einer 
{Tuaiden  liprrlicheit,  guede,  renthe  off  gerechticheit  ind  an  lande  ind 
Juide  treffen  ind  dat.  die  Tur<^on.  principale  raide  depfelix  m  den 
huise  to  Cieve  weben  lud  degelichscbe  naeckeu  uitrichten  sullen  ind 
die  ander  acbt  raide  als  vier  uit  dem  laude  van  Cleve  ind  vier  uit 
dem  lande  van  der  Marke  to  yenchriven  laten,  darbi  to  komen, 
ab  dat  um  gelegenheit  der  aaken  T«n  noiden  weeen  aaU. 
^  Item  men  sali  ordinieren  vier  rfckenmeister  mit  einem  schriver, 
die  aver  alle  reckeningc  siten  ind  di*'  doersien,  sluit<?n  iud  malk 
dermede  ter  expedireu  helpeu  Bulleu,  iud  off  euich  twevel  iu  einiche 
reekeninge  Tiefen,  dat  eullen  die  reckemeisterB  brengen  an  unsere 
gnedigen  benen  ind  siner  gF^o^^^  toegefii^ten  raiden  Turg.;  ind  die 
viir':i:<'Ti  rf-ckemeister»  en  sollen  van  niemant  gonst  noeb  paven 
nemen,  dan  onse  gnedige  here  sali  oen  rodelick  ind  geboirlick  loin 
geven  ind  dieaelve  reckemeisters  sulleu  oick  in  besuuderheit  opsien 
bebben  op  dat  gboene,  dat  gereokent  wirt  Tan  timerong  iad  der- 
geiiekeo,  ob  daima  voirt  to  Tememen,  ofiF  dat  oiok  so  ai. 
*  Item  dat  man  alle  iare  van  broecken  ind  andern  saecken  to 

proudo  opreckenen  soll  iud,  die  uoch  van  altz  to  reekenen  liedden, 
dat  die  irst  daige  oere  reckeningeu  doin  sulieu  iud  gunderltng,  dat 
oenen  to  allen  wdcen  tut  den  ba^ioitteter  ind  reckemeister  vurg. 
leekeninge  doin  sollen  van  tglioenen,  dat  die  weke  aver  verdan 
■^verc  ind  dair  eutbeinden  sollen  koeckemeister,  meisterkaick,  buttelier, 
becker,  brower  minon  gnedif^cn  Iioitu  of  den  haifmeister  alle  dage 
in  schrifft  averbringen,  wat  die  kockemeister  den  vurleiden  dag  in 
die  kaicken  gelev^  ind,  vat  die  koekenscbriver  oick  geboirt  ind 
die  kaeke  ind  bntteliers  den  dacb  verdaen  hedden  ind  dessgelicken 
becker  ind  brauer  ind,  wat  dairafif  des  dages  in  provisii  gebleTen 
Were,  op  dat  men  des  anderen  daiges  dairaff  voijt  maken  moige. 

Item  onse  jruedi^^e  here  en  sali  nimautz  geiu  verschrivung  doin 
Tan  ampten,  reiitheu,  peubieu,  pucbt  uocb  oick  amptluide  uit  ent- 
setten,  offtosetten  off  dergelicken,  ten  si  mit  weten  der  degeliehschen 
raide  TUig.  ind  sonderlinx  en  sali  men  gein  TerschriTong  doin,  die 
ein  der  nndor  contrarie  wesen,  ind  ?o  dan  ein  gemeine  f^erncht  is, 
dat  in  eiuiger  persoiien  Lande  verschrivonc;  fjedain  5?in  van  }^riiit<Mi, 
merklickeu  jalrgelde  ind  anders  dat  uit  vau  noideü  weie  geweibt, 
dair  oBaers  g.  neren  rentben  merklicken  mede  geminnert  sin,  were 
dan  imantsE^  die  nae  doide  \in^>.  >eligen  gnedigen  heren  einige  v.'v- 
schrivonce  poworven  hcd,  dat  8oIden  die  raide  doorf^icn,  wat  ini;aiik 
dairtoe  geweist  were,  otY  wat  noit  of  reden  onsen  gnedi£(<'u  herii 
bewogen  beden,  die  verschrivooge  to  doin,  mochten  dau  sine  gnaden 
einiger  Terscbrivouge,  die  alsoe  geworven  weren,  mit  merklicken 


>)  ijerfbalfmeister*  am  Kande  narhget ragen. 
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reden  afwesen,  dan  sokl  men  onss.  g.  heren  best  ansieu  ind  doin^ 
Uat  meii  des  verlateii  uocht  werden. 
9  Item  alle  gelt  körnende  Tan  leenen,  broioken,  vao  nien  dienem 
off  anderen  dergelicken  saecken  sal  men  betalen  an  einen  man,  die 
dairtoe  f^eschickt  sali  werden,  die  dair  voirt  bewieCs  ind  reckeninge 
van  doin  sali,  gel  ick,  as  Johan  Key  m  er  dat  to  beeren  ind  to  ver- 
waren  plach,  ind  Ib  oick  medo  verdragen,  dat  die  ghoene,  die  in 
Jobann  Rejrmen  etede  tot  den  gelde,  so  vnrg.  steet,  gesät  innt  t» 
entfangen,  altit,  als  hi  gelt  entfangen  hed,  dftteelbe  gelt  onia.  gnedigea 
herren  nirbringen  ind  sieu  laten  sali,  \ip  dat  sine  j^jadon  "vrcten 
moigen,  vcnt  paiemeutz  eutfaiicjeu  were  omb  saeckeu  will;  ind  sal 
derselve  dat  gelt  entfangeu,  dat  bi  rade  ind  weten  der  rede  uitgeveu 
ind  daibaif  to  allen  qnatertempem  redcenen  mit^)  tnleker  onder* 
aehrift,  det  men  weten  moige,  wae  dat  gelt  blire  ind  uitgereia 
werde,  so  aver  min  gnediger  her  tot  mirklicken  achterdeil  kompt^ 
dat  sine  pnaden  alsne  alle  woche  sin  gelt  entfangen,  Ter%Taien  ind 
—  -?*••)  allen  ßien  iateu,  wair  dat  bliffe  of  uitgeven  wardt 

10  Item  alsoe  unse  gnedige  here  up  Tele  platzen  gioit  gehailt  geeft 
Toir  Tele  tilgen  Tan  Tele  penonen,  des  doch  op  somige  platzen  «ff 
aUuten  van  geineu  noeden  en  were,  80  anllen  die  vnrg.  raide  unss. 
gned.  Horn  snh  doersien  ind  dat  na  gelegenheit  ind  geatalt  der 
saecken  to  metigcu  tot  profit.  nnss.  hern. 

11  Item  man  versteet,  dat  uiiäs.  gued.  heru  oudeiäaiten  op  den 
lande  oeren  amptluiden,  richteren  ind  beiden  swaeren,  ongeboiniekeD 
ind  ongewoentlicken  dienet  doin  moiten  etc.,  so  sal  men  oick  be- 
schicken, dat  dat  afgei^tailt  ind  nit  vorder  mit  dienst  in  derselicken 
bedrongeij  werden,  dau  die  ordinantie  dairop  vnrtitx  gemaickt  inbeilt. 

19  Item  boll  meu  oick  ordinieren  ind  schicken  dat  ghoene,  dat  rent^ 

meister  ind  coekenmeister  Tan  oeren  ampten  -wegm  to  bestreu 
•beben,  dat  sulx  baven  ind  beneden  gesocht  ind  gekocht  ind  mina 
g.  hern  meiste  oirber  dairin  vurgekert  werde,  als  dat  her  vormails 
to  Wesen  pla*  h  ind  dat  dat  oick  dairmetle  so  geschickt  ind  aver- 
lacht  sali  werden,  dair  si  dat  oft  sulien  doin  kunnen,  dair  unse  g. 
b.  nocb  nimans  anders  indragen  off  baat  dairin  slain  en  solL 

18  Item  to  bestellen,  dat  die  gemeinen  rentmeistere  ind  aluitere 
geini  rlei  kom  verkopen  bniten  Sunderlinge  berele  un8&  g.  benen  ind 
der  vnrg.  degelichscben  raidc. 

14  Item  alsoe  men  versteet,  dat  die  voersprecken  ongeboirlick  ind 

ongewoentliok  loen  Tan  onss.  g.  hern  ondersait«i  ina  besunder  op 
■den  lande  nemen,  daiidmxsh  die  arme  sebemeltade  dela  oere  rechten 
nit  verfolgen  können,  so  sali  men  da»  op  ein  oidnong  maken,  in  der 
voersprecken  loin  deshalven  so  metifren,  dat  die  ondersaten  dairmede 
baven  aide  ^iowoent  nit  bedrongen  m  werden.  — 

—  Die  folgenden  Absätze  lö  bis  21  stimmen  grofsenteils  übereia 
mit  soleben  der  Ordinantie  Ton  1486^  ond  swtr  entepiicbt 
Absatz  15  dieser  Ordinantie  dem  Absata  8  der  Ordinantie  von  1486, 
16,  ,  ,.4,  ,  -  i486, 

»17.  «  »^5,         »  ^  HS^, 

»      18     ,  *  «        »   8—7  «an  i486. 

.      IJ»      .  ,  ,        ,      8     .         •  ,  1486. 

„      20      .  ,  .        .      9     .         ,  ,  1486, 

,      21      ,  ^  „        „     10     .         .  ,  1486. 

1)  Di(>  folgenden  Worte  üic'!>vii  Ab&clinitteä  bind  von  anderer  Btud 
iiaL'li<;<.*tragen. 

*)  Unleserlich. 
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2S  Item  sftll  men  oick  ordiniren  uuriix  theo  minsten  twe  reaea. 
die  ordelen,  die  op  mins  g.  hern  raitkamer  to  hof  gesant  sin,>) 
ind,  (lat  men  dairtoe  bequeme  luide  to  b:i«  trn  Tvme  van  q;elordpn 
ind  andern,  die  den  Turg.  degelichschen  redeu  darin  theu  besten 
radea  belpeu. 

88  Item  dat  men  oick  die  eaeken  Tan  den  gerieht  aogehaenen  met 
fionder  mexeklicke  oirsacke  dalrran  en  schriTe,  dan  dat  redit  einen 
geboiriiehen  gasck  heben  laeten. 

—  Die  folgenden  Absatse  24  bis  38  dieser  Ordinantie  stimmen 
überein  mit  den  AbtäUen  11  bi»  26  der  Ordinaude  Ton  1486  (Beilage  1). 

a 

Verramniig  der  onünantien  ind  regimantz  etc.  anno  prmie 

reminieGere.*) 

(1501.    März  7.) 

Aisoe  die  durch huihtiire  lioepebaeren  fürst,  min  genedige  lieve 
berre,  her  Johao,  hurtoug  vau  Cleve  etc.,  durch  orioge,  kries- 
handel  ind  mm  anders  ein  titianok  her  rerloepen  ind  dairoi  Taet  in 
merokeHcker  swairheit,  laat  ind  schulden  verloepen,  dairdurc  h  sine  gn. 
an  sinor  p^pnaiden  erflFtael,  renthe,  f<uld«'.  npkonist  ind  verfalle  l>een£rt. 
verhindert  ind  afftrf^braken  worden  is,  die  ein  deils  versath,  vercr  '^Jit  ind 
verschreven,  alno  dat  siner  genaden  der  oiisakeu  halven  siueu  lur^t- 
lieken  etaet  ind  eirlichen  regiment,  als  einer  Turfaeren  ind  dat  hnis 
▼an  Cleve  to  doin  plege  in  tiner  g.  huise  vortun  to  onderhalden 
niet  wael  moegelichen  geweest  is,  uinb  dan  allen  den  dingen  vur- 
tokomni'Mi  ind  sine  jjenaden  weder  in  fürstlichen  ind  firiiclMMi  staede 
ind  regimcnt  vurs.  to  brennen  so  wael  in  sine  genaden  Uiutschapp 
allentihalven,  dair  des  to  dorn  is,  als  in  einen  haeve  ind  dairbi  ver- 
Bchreren  ind  verpande  renthe,  gulde,  npkompst  ind  anders^,  wes  des 
were,  so  vele  des  moegelichen  is,  to  verbalen  ind  weder  an  sich  to 
•werren,  hebn  sine  pena<len  sich  des  mi  iipt  niche  inhalt,  spgel  ind 
brieve  dairaver  gemaickt  durch  guetdunkca,  raet  ind  toedoin  siner 
genaden  lautschapp  vau  ridderschapp  ind  stcdefrunde  trefiOichen  in 
ein  oontract  ind  verdrach  gegeven,  datselve  rerdracht  oick  also  in 
allen  sinen  punthen  dairin  begrepen  tot  allen  deilen  vestlich  sonder 
indracht,  anbinfke.  WiM'ijornntj  nder  vertoch  nacrnn  intl  volhalden 
werden  sali,  äiu  oick  tbeiudeu  derselver  verdraigsverschrivougc  noch 


>)  Hier  ist  offenbar  ein  Wort  im  Sinne  von  «zu  sprechen*  oder  .erledigen* 
aiisgefeUen. 

2)  So  auf  der  Vorderseite  d»'S  ersten  Blattet;;  darunter  ist  von  derselben 
Hand,  die  annu  priino  et«-,  geseilrieben  hat,  gesetzt:  Ditj^elve  weder  an- 
genoDien  anno  e(e.  8  Miserirordia  domini  (150S  Miii  7.  ;  auf  der  Hüekfi  it<'  1«  $ 
fetzten  Rlattcs:  firdinaiiti''  -i.'fd  regiiii'  Hf?  n.  ITjOi.  Im  IVxtf  selber  findet  sieli 
keiu  Dutum;  mau  icOuntu  deithaib  zu  der  Vcrmutuui;  geneigt  ^eiu,  dafs  der  Ent- 
warf der  Ordnung  vom  7.  MSrz  1501  stammt,  die  Publiltation  aber  mt  am 
7.  Mai  1508  erfolgte.  Gegen  die  Annahme,  dafs  die  vorliegende  Ordinantie 
schon  l'Ol  März  7  Ctdtung  erlangt  habe,  sptieht  der  Tnivtand.  dafs  ja 
schon  einen  Tag  darauf  —  löOl  März  8.  ~  das  bei  Sc  um:  Sammlung  dir 
Qesetce  in  Cleve  ond  Mark  L  No.  H  gedruckte  Edikt  Herzog  Johanns  II. 
publiziert  wurd<-.  w<  Iches,  v\  it'  oben  (8.  10  bei  Anm.  3)  bemerkt^  in  die  Reilio 
der  ai&nducheu  üofurdnungen  gehört. 
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eilige  punthen  iud  articujeai  den  vurj^.  dingeu  alleuthalven  to  guede 
ind  tl^  besten  dienen  bi  den  vurg.  van  ritterschapp  ind  atede- 
fnmdAn  aTerkommen  vardnegen  ind  geslaeten  gelick  md  in  maeten, 
dier  hieraa  besehreveii  yolgeo. 

1  Item  so  die  verdraegsverschrivonge  in  einen  punth  Tenuacli,  dat 
min  g.  h.  achter  desen  daf^e  g^pino  brieve  in  siner  g.  name  pchriven 
laeten  sali  eniiige  treftüclie  sacken  beruerende,  bi  en  Hin  irst  bi  drie 
off  vier  van  biuer  genadeu  frunden  doLrlesen,  ^hoirt,  gepassirt  ind 
mit  siner  g.  haut  underaehreTen,  so  sullen  dieselve  briere  ixst  mit 
eins  lecretarien  hantiH^rift  mit  namen  N.  off  N.  oick  undeitdekent 
werden,  eir  die  uitpain,  dairbi  dieselve  secrotarien  der  uit<7P?ftr!?^^Ti<^r 
scbrifft  alsoe  rede  ind  bescheit  tot  sinen  tiden  to  gevon  heben  !*aU. 

2  Item  sali  min  g.  h.  beveleii  allen  sineu  scbrivereu  bi  oeren  eity 
dat  si  geine  brieve  ensnllen  BchriTen,  die  oen  sine  g.  to  Mifativea 
be^en,  si  enmdlen  huIx  irst  brengen  an  den  reden  bi  siaer  genaden 
to  der  tit  wesende,  dairbi  dieseWen  des  in  allen  dinfjen  m<»de 
ein  weten  hebben  iud  ein  brieff  den  andern  niet  contrarie  ge- 
schreven  werde. 

S         Item  sal  mes  tetstont  mina  g.  hexn  principael  aefi^eD  im  dner 

kisten  besluiten,  van  derselver  kisten  ieven  slaete  ind  sloetel  sin, 
derselver  sloetel  min  g.  h.  ind  die  ses'j  rede  ein  itlich  ein  bebben 
sullen  alsoe,  dat  nu  vortnier  geiu  versehrivouge  gain  »>ff  passieren 
sali  moegen,  teu  si  allet  bi  rade,  weten  iud  consent  mim  g.  h,  lad 
der  vurg.  mss  rede  iod  frvnde,  dieeelTe  v«Ktdiri¥ODgen,  vreM  der 
gesebieo,  sali  min  g.  b.  oick  altit  mit  siner  g.  hant  underteickeiien« 
4  Item  offt  geviele,  dat  die  sess  rede  niet  altit  to  haeve  weren 

ind  an  minen  g.  h.  ilende  saiken  gelangen  \\Tirden  uittoricht^n. 
die  geiu  vertreck  eriidcu  mochten,  dieselve  saekeu  trollen  die  fruude 
to  baeve  sinde  to  der  tit  na  oere  bester  witsebapp  voir  minen 
g.  hem  iiitriohteii  iad  den  andern,  als  die  to  baere  qwemen,  die- 
aeJte  Biik6B  aedann  vnrgeTen  ind  to  kennen  doin;  dan  gevielen  dair 
taikeu,  die  alsoe  hedden  pestnlt  ;iti  Irnule  und  luid  dmcrtMule  ofT 
sus  mercklicbe  swairbeit  op  sicli  hebbeiide,  die  i^ulleu  die  vurg.  sess 
rede  bi  sieb  niet  uilrichteu  dau  die  verscborteu  l?)  U>  geboirlidter  tit 
ind  die  andere  rede,  oick  andere  rittersebapp  off  etedefrvnde  na  noi- 
tuifft  ind  gelegenbeit  der  sacken  dairbi  to  TetaebriTen* 

i>ie  folgenden  Absätze  5  bis  14  stimmen  uberein  mit  einigen  Ab- 
flätsen  der  Ordinantie  von  1486  (Beilage  1),  und  entspricht  dabei: 
AbsatE  6  dieser  Ordinantie  dem  Absats  6  der  Ordinantie  von  liSSt 

6  n  •  n  r,        9     n  n  -  i486, 

7  »  ,  .  „  10  ,  „  ,  im, 
8»  «  iii»14,  ,  ,  1486, 
^     .           *          ,       ,    16   ,         ,         ,  14^ 

10     ,  .  ,       ,    17   ,  „  .  i486, 

Ii«  »  »»Iß»  n  •  1486, 

12^  «  ,«S0«  «  „  i486, 

13      ,  ,  ,       ,    21    „  ,  ,  1486. 

•    14      «  .  ,       „    23    .  ,  ,  1486. 

Ib         Item  sullen  die  Turg.  rede  bi  rat  ind  consent  mins  g.  bem  eto 

ordinantie  verdraegen  van  TerpachtinL'e  der  ti'  ndfn,  moelen.  a«7'«*'n 
ind  gruiten  in  allen  anij>ten,  wat  dairop  t*)  onrude  voirt  der  di'  nn; 
Inen  ist,  to  vernemen,  so  sich  die  dingen  dairmede  vast  wit  und 
wild  allet  in  acbade  min^  g.  b.  merkelieb  verloejpen. 


» 

9 
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16         lud  ein  ordinantie  to  maken  Tan  verkoeping  dee  korns  ind  van 

den  krimpkorn  in  allen  ampten  oick  dairbi,  wes  allre  dienres  iairliz 
to  loeii  hr^^on  oick  als  si  it  ^n;.  daii  roiitnieisttir,  koekenraeister, 
toeluer,  sluitcr,  richter  ind  andere  amptluide  ein  idcr  na  siner  Ge- 
legenheit, van  bevele  mins  geuedigen  hern  uit  oeren  ampten  werden 
rieden,  wes  ai  dan  to  teringe  sdaigs  hebben  sollen,  ao  si  l»innen 
amptz  to  niBen  gein  tering  en  ttgen. 
13  Item  als  min  g.  heiTc  siis  einen  dienre  ofiF  twe  meir  oflF  min 

uitschickt  in  siner  genach^i  laude,  die  eusulleu  sine  geuuden  van 
dem  rentmeiäteren.  off  sluit«  ren  niet  laeteu  verplegeu,  soe  dair 
tuBficlien  "rast  aßerlei  Texioept  up  groeten  unuuitten  kost,  die  waeli 
to  Terkuideu  ia;  dan  nmi  saU  mittenselven  Terdiaegen,  adaigs  einen 
therpenninck  to  geven,  oen  den  uittorichten  laeten.  Dan  wanneir 
rede  m'iuH  g.  heru  worden  reisen  van  siner  g.  wej;fen.  die  sullen  die 
rentmciütere  off  sluiter  iu  oeren  ampteu  verplegeu  ind  dairaiV  reko- 
ninge  dein,  als  dat  geboirlick  ind  gewoentUch  is.  Item  sulleu  laut- 
lentmeister  ind  huiskoekenmeiater  öere  dingen  ind  piovisie  bayen 
ind  beneden  koepen  mit  gereid  gelde  umb  den  minsten  penninck 
to  mit  ind  besten  mina  g.  hern  ind  dat  allet  bi  rade  der  lede  ind 
fruude. 

IS  Item  Bul  meu  van  uuu  vortau  veätlich  oudcrbaldcu  iu  alle  uüuä 

g;  hern  lande  die  ordinantie  van  herthoug  Adolph  gemaikt  up  die 

geistlichen  van  erf  ind  Tetaterf  woeinent^  cwirmede  in  den  doeateren 
alden  sali;  oick  sal  meu  besien  ind  erfaren  an  allen  amptluiden, 
wes  erf  ind  piet  sint  der  ordinantien  iu  der  geistlicheit  gevalleu 
Yerscreveu  iud  gegeven  sali  sin,  äo  miuen  g.  b.  iiid  sinei  genaden 
lantacbap  an  menigen  dingen  aulx  in  hinder  affbroek  ind  schaden 
mloept 

19  Item  ein  ordinantie  to  maken,  als  min  g.  h.  feiner  g.  rede  iud 
amptluide  l>i  sich  docu  verschriveu,  woevoll  perde  iud  persoenen  lud, 
in  wat  gestalt  meu  dieselve  dan  haJden  iud  fuideru  saU. 

20  Item  sal  men  nun  vortan  alle  woeckereckeniugc  >)  tut  twe  van  den 
Turg.  reden  van  koekeu,  buttelrie,  marschalckie  ind  diTcrsen,  so  die 
dingen  sicli  dairmede  oick  vast  noit  ind  wilt  verloe^en. 

21  Item  ball  men  »ich  fichicken,  dat  tusschen  dit  md  onser  lieveu 
firouwen  dach  assumptiouis  alle  rekeniug  van  drosten,  amptluiden, 
lichteren,  rentmeisteren,  sluiteren,  tolueren  van  achatUng  lad  allen 
dingen,  vre»  des  sin  moege,  aeling  (?)  ind  all  hoeren  sali  ind  dan 
aal  men  vertan  alle  iare  me  reckeniugen  van  den  vurg.  amptluiden 
ind  dienres  hoeren  ind  die  also  niet  meir  vcrloepen  laeten,  ind  die 
amptluide  iud  dienres  sulleu  altit  to  rekeiieu  bereit  sin  in  uitgauck 
des  iairs  also,  dat  si  binnen  vierthien  dagen  off  einer  maent  ua 
nitganck  Turs.  reckenen  moigen.  Ind  sali  men  Tan  geinen  recken ingen 
Torder  gelt  geven  niemantz,  wie  di  si  den  van  altz  gewoentlichen  is 
mit  namen  vnn  itücht-r  reckeninge  einen  alden  schüd. 

23  Item  alle  ordeieu,  die  noch  alliier  verliggen,  sal  meu  wisen,  so 

balde  dat  moegelichen  iä,  ind  deu  purthien  dairmede  ter  eintschapp 
ind  to  bescheide  belpeu  ind  dan  sal  men  Toiitan  alle  ordelen  ,  die 
alhier  to  hoe£Pde  kommen  ind  den  Tasten  wisen  ind  dairbi  ver- 
scliriven  twe  van  den  ver<;tend(  le«^t<'n  «cepen  der  bauk,  dnir  die 
ordeleu  herkommen  iud  in  biwe^en  drie  "  t't  vier  van  den  r«.'d('n  oft 
andere  verstendelre  ind  geleirde  ua  gelej^cuheil  iud  uoitturfft  der  baekeu. 

1)  Offenbar  Mt  hier  ein  Wort  wie  ,brengen'^  aasgefallen. 
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OrdiHNig  des  regiments  und  4er  verwaitiiim  M  bofi». 

(1566.    Oktober  28.) 

1  Als  der  tlurchleuchtig  hochriohoni  fürst,  mein  ^pdi|;'er  heir, 

hertzop  zu  Giili(^li,  Cleve  und  licrg  etc.  in  maio  dos  vergaugnen 
04.  iaiä  eiu  miete,  uutzlicbe  orduuug  gnedigllch  auäiichteu  iassexi, 
weleber  gestut  tiater  anderm  die  zwen  cantxler,  drei  bofimeiBter, 
drei  marsclialk,  zwen  cammermeisto*  und  zwen  andere  rete  mit  ver- 
setz jede  in  iren  quartieren  bei  irer  f.  g.  hoff  sin  solten  und  aber 
Folichc  Ordnung  ein  zeit  lang  nit  so  steifT  gehalten  auH  Ursachen, 
das  etliche  der  verordenten  rete  mitlerweil  zu  andern  beveleu  oder 
embtera  gezogen  auch  etiiche  zonst  abkommen,  so  haben  die  jetzt 
l^egenwer'iiri  gülichiscbe  und  deyiscbe  rete  uf  gnedigs  wolgefallen 
irer  f.  g.  für  gut  angeschen,  das  umb  jetzirror  sorglicher  gefarlich<n" 
leuff  willen,  wie  auch  sonst  ans  an<lern  bewegenden  nrfacben  die 
notturft  erlordern  thue,  nochmals  zu  bevelen  das  obgerurter  quartier- 
ördnung  dieser  zeit  straeka  nachgesetzt  und  m  jeder  seinem  berel 
mit  anuwortnng  seiner  verordenten  zeit  trewlich  nnd  Tleissig  nach- 
komme. Und  so  einiche  zu  andern  bevelen  verordent  oder  sonst 
abkommen  das  nrwe  an  deren  platz  angestelt,  damit  irer  f.  g.  und 
dero  laude  und  undeithaneu  notwendige  Sachen  jeder  zeit  der  ge« 
bner  yerricht  und  nit  Tersanmbt  werden. 
2  Und  80  dan  ire  f.  g.  bicbevor  mit  dem  herm  zu  Beide  sieh  in 

dem  quartierdieust  mit  zu  begeben  gnediglich  sprechen  lassen,  er 
sich  auch  defscn  aufs  nnderthenigst  eingewilligt,  wirf  O'ir  gut  an- 
gesehen, ime  gnediglich  zu  bevelen,  das  er  in  der  abgestandneu  platz 
solhes  bevela  zum  vleissigsten  woll  aufzwarten  helfen  und  dabei 
gegenwertig  sein. 

8  Nachdem  auch  hiebeTor  zu  der  rechenkammer  alhie  zu  DBssel- 
dnrff  und  in  gchaimen  Sachen  dieses  orts  der  cantzler  und  mr^r- 
schalk  Bernsaw  neben  andern  vcrordent,  stehet  zu  irer  f.  g.  guedigem 
gefallen,  ob  in  den  bestimbten  gerurter  rechenkammer  und  Bon^t 
andern  die  Lande  Gulicb,  Berg  und  Rayensberg  ftrfidlenden  saehen, 
neben  dem  cantzler  und  marschalk  der  ambtinaun  Horst  als  hie- 
pesessen  und  zu  der  klevischen  reehenkrtmni'^r  neben  dem  cantzler 
Olisleger,  boffmeistcr  Ley  und  marschalk  Wachtendunk  zu  ge- 
brauchen. 

4  So  einiche  embter  erledigt  oder  auch  gebtUehe  lehen  Inar  f.  g. 
Terfalien,  das  berurtc  dre  i  l)t  i  j  eder  cantzlei  neben  den  andern  raten, 

pn  alsdan  bei  inm  sein,  auf  nützliche,  bequeme  personen,  sn  damit 
zu  versehen,  bedacht  wcrcu  und  in-r  f.  g.  dieselbig*-  iindrrtheniglich 
furschiagen.  Dergleichen  so  einiche  frenibde  gesanten  oder  schrietften 
ankommen  irer  f.  g.  jeder  zeit  die  gelegenbeit  mit  bester  fueigen  fmr- 
bringen. 

^)  Aufschrift  des  Fascikels.  Die  Aufschrift  de«  ersten  Blattfs  IhuJ»'?: 
rtaitslacli  to  düüscldnrf  2S.  octubris  1566*.  Dorsualnotiz:  «praesentatum  C'iere 
per  dominum  cancellarinm  14.  norembris  1566".  StMUarchiv  zu  MQn«ter, 
KlercHark,  LandMMrchiv  866  1. 
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S  Im  lall  auch  nötig,  denoi  beacheid  zu  geben  und  jemnnd  weiten 
yon  reteii  oder  xechtagelerten  gegenirertig  denelbigen  an  der  oaaolei 

gesinnen  zu  lassen. 

^  Und  damit  alle  sacheu  desto  richtiger  und  Rchleiiniger  erörtert, 

wirt  gleichBfaüs  bedacht,  das  die  quartierrete,  äo  bei  ürer  f.  g.  hoff 
seiB,  die  gemeine  eaclien  nemblich  die  g&Uchieehe,  was  die  Emden 
Gülich  Berg  und  Ravensberg,  und  die  clevische)  was  Giere  und 
Mark  und  die  dazu  geborige  lande  betreffen  thuet,  mit  irer  f.  g. 
gnedigem  vorwiesen  zum  ylcissigsten  verrichten  und,  da  ichtwas 
beschwerUchs  furfalien  wurde  oder  darauf  aus  den  Ordinarien 
eantsLeien  beriehte  Yen  noten,  eich  deeeen  daselbit  etlielen  nnd 
danifflb  aefareibai. 

7  Was  Sachen  aber  die  sambtliche  lande  zugleich  betreffen ,  das 

die  gulichische  und  clevifiche  rote,  so  bei  hof  sein,  die  sammender 
band  trewlick  erwegen,  do  es  auch  die  gelegeabeit  erheieohen  thete, 
bei  den  Ordinarien  eantadeien  eich  gntes  rate  Torfain  eriiolen,  voIgentB 
irer  f.  g.  neben  irem  gnt  bedunken  undertbeniglieb  fnrbräigen  nnd 
also  mit  dero  gnedigem  vorwissen  verrichten. 

^  Das  auch  in  wichtigen  hendeln,  daran  landen  und  leuten  ge- 

legen, andere  me,  ja  alle  rete,  dero  landen,  die  es  betritt,  und  im  hl 
der  not  der  aneechufs  mit  oder  auch,  da  es  die  BambtUche  lande 
meven  thete,  der  clevischen  mit  von  den  giUiduBcben  nnd  hin- 
widerumb  die  gülichischen  von  den  clevischen,  umb  den  ganeinen 
nutz  und  aller  irer  f.  g.  lande  nottuifft  zu  erwegen  nnd  nufltellen 
sn  helfen  erfordert  wurden. 

^  Das  der  ho&neister,  so  jeder  zeit  bei  hoff  die  quartienrete  zu 
wS^  erfordere,  und  mit  denselben  neben  dem  hanehofineieter  und 
den  bevelhabem  in  den  embtem  alle  "woehen  die  kucheobfteher  ab- 
hören und  unterzeichnen,  auch  die  mengel  so  befunden,  so  viel 
möglich,  bessern,  zu  dem  mit  vleiss  bedacht  sein,  wie  zum  meisten 
nutz  und  urbar  melns  gnedigen  fürsteu  und  herrn  etliche  unnutze 
kosten  absusebneiden  und  sn  ringem. 

10  Das  die  cammerjunckem  ires  diensts  trewlich  und  Tleisstg 
aufzwarten,  als  hiebevor  den  Cammerknechten,  \vm  die  sich  zu  ver- 
halten ein  giiete  ordnun^  furgestelt,  wirt  für  guet  angesehen,  die- 
seibige  zu  ermanen,  den  allenthalben  nach  tzusetzeu,  dazu  auch  die 
cammerjnnker  Tleissig  au&icht  sn  baben,  nnd  stet  su  gnedigem 
gefallen  mins  gnedigen  fnrsten  und  beim,  weil  solicbe  Ordnung 
unter  anderm  nach})rinf^.  von  der  recbnunp:.  ^'o  .c;onirte  cammer- 
dieuer  ires  einnehinens  und  anszgab,  auch  aller  kleider  und  nistung 
halben  etc  thuen  sollen,  ub  Boiche  rechnung  hinfurter  durch  etliche 
rete,  die  irer  f.  g.  gefelli^,  abzuboren  sein  mochte. 

11  Die  weil  der  gülichische  landrentmeistor  seine  ordinär!  und 
extraordinari  rechnung  von  dem  vergangnen  iar  wie  in  gleichem 
von  der  letzter  landsteuor  diirrh  allerhand  vurgefallene  Verhinderung 
noch  nit  gethan,  wirt  in  guedigs  bedenken  gestelt,  ob  nit  dieselb 
im  künftigen  decembri  furzuuehmen  und,  da  es  irer  f.  g.  derselben 
beisuwonen  Tilleicht  nit  gelegen,  dafs  alsdan  der  oantzler,  marschalk 
Gymenich,  marschalk  Bemsaw  und  der  ainbtmann  Horst  dazu  zu 
gebrauchen,  was  nlfo  clnr  und  richticj  befunden,  zu  unterzeichnen 
und  irer  f.  g.  vglgonts  undcrtheniglich  zu  n  feriren  und  diiü  des 
clevischen  landreutmeisters  rechuuug  gleichsfals  durch  derort  ver- 
ordente  cantsler  und  rete  gehört  werden. 
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22  Nachdem  auf  junget  gebaltenem  landtag  alhie  gemeine  ritter- 

schafften,  landscbafften  und  stedte  beider  furstenthiimbon  Oülich 
und  Berg  hewocren.  dafs  die  rierisei  in  Collen  und  andere  auä>i- 
leudige  geistlicheu  vil  auseheuliche  hofo  uud  gueter,  gult,  rentheo 
mä  eiskoBiineiw  «ub  irar  f*  g.  landen  jerliobs  habeD,  derwegen 
dan  durch  sie  vor  rechtm^cig  und  biiUdi  enollt,  auch  um 
vleissigsten  gebeten,  das  ire  f.  f?.  mit  ernstem  vleiss  daran  sein  und 
V ei  schaffen  wollen,  domit  bestimbte  geistliche  in  diesen  und  der- 
gleichen gemeinen  steuren  von  wegen  angeregter  irer  hofe  gueter 
und  einkommens  ire  mitleidenliche  hüff  dem  gemeiiieii  nute  xd 
guetem  wu^  lei  tu  ]  <  t<  n,  so  ist  bedacht,  daÜB  der  -wohlgeborner 
graf  Frnntz  von  W:il<legk,  der  landfrost  Vlatten,  marschalk  Bemsaw, 
Christoff  VA11  ^Vylacli  und  von  dem  gülichischen  und  berfz^igchen 
aussohuls  Arnold  von  Stommell  und  bmchtenm^ter  Scholer  neben 
beiden  doetorn  Ffiistenberg  und  WisBeO  gegen  den  8S***  knmftigen 
monnts  nOTembris  auf  Collen  su  verordnen  \imb  mit  den  pxinario 
und  secundario  clero  von  irer  f.  g.  und  der  lande  wegen  zu  sprechen 
und  sie  zu  leistung  dieeer  grosser  t&rkentteoer  nmb  mitleideoiidte 
hLl£f  zu  ersuchen. 

Ben  andern  aufzlendigen  geistlichen  wer  einem  jeden  sein  an- 
schlag  nach  der  mMs,  wie  die  einlendige  geietlicben  nent  bewilligt^ 
schrimlich  zu  verstendigen,  aUes  anf  hocbinnätes  meines  gne^gen 
fönten  uTn!  }if'rm  c^edip*  wolg»'fn?l»'!i  VMrbessem. 

^  Abgesetzte  artickel  untl  bedeuk»;ii  seint  am  28.  octoliri»  anno 

15CG  zu  I)üäseldorff  erwogen  uud  beratschlagt,  vermittelst  den  uol- 
gebomen  graf  Frantsen  Ton  Waldegk,  beide  eeotsler  Orfiibech  nnd 
OliHlcger,  hoffmeister  Ley,  Gymeniek,  Bemeaw,  Wachtendunck^ 
Kui^c]ieul3erg  alle  vier  marschalk,  ambtmann  Horst,  Kettler  und 
Pabmdt  beide  cammermeister,  Jo^t  votj  Klier  und  lierr  zu  Reid  und 
als  sie  meinem  fursten  und  herru  den  29  ocli»bris  in  beiseui  des 
eantelers  Olislegers,  hoftneisten  Leyen»  Benisaw  nnd  Waohtendnm^ 
^farschalkeu,  ambtmans  Horsten  durch  den  sccretari  Gerhardt  Ton 
Gülich  furgeiesrn,  haben  ire  f.  g.  dero  also  ein  gnedigs  pefalleus 
getragen  und  dem  bedenken  dermassen  nachzukommen  bevoiMi. 


5. 

Bedenken,  wie  und  welcher  yestalt  des  fürstlichen  clevischen 
hoffgerichtz  personen  sich  in  Verrichtung  obliegenden  amptz  auf 
ein  versuchen  und  bis  zu  weiter  Verordnung  verhalten  sollen.  ^> 
(Ho^eriichtsordnung  15d7,  Fd>niar  18.) 

Des  fürstlichen  bofgcrichtz  personen  sollen  bei  wehrenden  dienst 
berürten  hoffgerichts  nnd  deflselbeD  sacben  treulich  auswarten  und 

sich  allen  advocirens,  procurirens,  ratgebens  und  BoUieitiiaraiia  ent- 
halten allein  ausbeseheiden  irer  selbst  und  irer  Tinbeo  verwandten 
saclieu,  Süllen  auch  deä  liotfgerichtz  geheinmiss  und.  was  sie  we^tu 
ircö  dieustes  erfareu,  niemanten,  dan  deuneu  es  geburt  offeubarea 

')  Cbergcbrift.  Auf  der  Rückseite  ües  letzten  Blatte«;  »Bedenken  d«r 
h<>rrfn  olt'vi.'^clK'n  n  fm  Ol  .  r  d<  s  fnrhtl.  In »f^erichtz  persohlMn*.  SUMtMrdliv 
zu  Müiisiter,  Kleve-Mark,  l,andt'.san  biv  263  f,  fol.  lö. 
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und  in  sunderheit  verbiiten,  das  die  parthien,  advocaten,  procuratorea 
und  sollicitatoren,  welcher  der  sachen  referent  sei,  oder,  was  darüber 
durch  einen  oder  anderen  im  raht  votirt  und  gesprochen,  uicht 
TemitrkeD,  wan  sachen  forfelleo,  denen  iemant  aus  den  gerichtz- 
Personen  TerwandnuB  oder  «ndeier  Ursachen  halber  ingethan,  der 
oder  dieselben  sollen  sulchs  dem  gericht  anzeigen,  sich  derselben 
Sfushen  rcln^ioT^  nnd  beraktschlagoDg  enteasseiren  and  die  andere 
damit  gewerdeu  lassen. 

Die  referenten  sollen  die  mnan  befoleneu  acta  mit  fleis  durch- 
sehen, daranss  naeh  Ordnung  des  prothocole  nottuxftig  extract  re- 
sectis  superfluis  advocatorum  et  procuratonnn  eztenakmibus  iurium 
allegationibus  auch  por  iT.tprlocutoriam  circa  processum  decisis  et 
ad  causam  principalem  non  pertinentibuB  articuHs  (so  allein  olitiir 
anzuzeigen)  und  ohne  erwideruug  dcsicnigcu,  so  einmal  angeruigt, 
maehen  und  sich  darüber  bestendiglich  resolTiren,  ein  jeder  aein 
Totum  nnder  das  extract  veraeichenen  und  in  eTentnm  sententiam 
concipiren,  folgeutz  in  soinnr  Ordnung  relation  thun,  jedoch  zuvor 
alles  \^-iederumb  volnkommciitlich  incorporiren  und  facta  relatione 
sein  bedenken  über  einen  jeden  punkt,  darauf  die  sacbe  berauht, 


auch,  was  andere  referiren,  solchs  mit  anhoeren,  darüber  ohne  ver- 
gebliche repetition  prius  dictonim  und  ohn  gesuchter  singiilariteit 
den  rechten  und  billigkeit  geitiees  und  nach  gemeinen  wahn  der 
recbtsgelerteu  votiren;  nach  getbaner  umfrag  und  versambleten 
«timmen  soll  der  referent  nach  das  meberer>)  die  urthiel  fonniren 
und  dabei  die  nahmen  deijenigen,  so  das  meherer  gemacht,  ^e  aneh 
dem,  so  eins  anderen  bedenkens  gewest  sein  mögten,  austraglich 
verzeichnen  und  also  dem  '^•'cretario  strack-^  7natollen,  froQtalt 
dafiselbich  nicht  allein  deu  acten  biezufügen,  sundern  nach  eroHuung 
der  Sachen  prothocoll  einzuverleiben. 

Da  ein  refinrent  in  mnigw  sachen  acta  eztrahirt  nnd  sich 
daniber  resolvirt  bette,  und  gleichwol  nach  angdioxtor  relatio  den 
parthien  ferner  beweis  bizubringen  oder  ichtes  anders  zu  verrichten 
per  interlocntoriam  auferlegt  wurden,  soll  nicht  wenitrcr  srnteutia 
diffinitiva  in  eventum  concipirt  und  zu  veiheutuug  abermaliger  re- 
lation die  bedachte  agenda  pro  memoria  klarlieh  durch  den  refe- 
renten angezeichnet  werden. 

Und  damit  d(>n  beschlofsenen  Sachen  desto  fur(3erlic1ior  ab- 
geholffen  werden  muge,  sollen  director  und  referenten  viennal  im 
iar,  als  den  zweiten  mai,  den  ersten  august,  deu  zweiteu  uovembris 
und  den  ersten  febmarii  snsammen  kommen  des  morgens  von  acht 
bis  gen  elffen  und  des  nachmittags  von  zwei  bis  su  fonf  uhreu  in 
der  hoffgerichtzstnb,  bio  einander  pleil)en  und  in  anwesen  darzu 
verordneten  erschienenden  fürstlichen  herrn  reten  die  aufsgethcilte 
Sachen  referiren  und  urteilcu  verfa&en,  sulcliä  auch  abo  laug  cou- 
tinuiren,  bifs  alle  sachen,  damit  man  gefafst,  ordentlich  referirt, 
darüber  Totirt  und  nach  des  meherer  erkentnuis  concipirt  sei,  und, 
da  etwa  der  director  oder  ein  oder  mehr  referenten  mit  liebs 
schwacheit  beladen  oder  aus»  erheblichen,  dem  gericht  angezeigten 
Ursachen  erlaubt  und  abwesent  weren,  oder  aucli,  da  gleich  der  ver- 
ordneten rehten  nur  ein  oder  zwei  oder  keine  ei'schieuen  und  dem 


1)  Majorität. 
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"werck  bibleiben  wurden,  «ollen  nicht  desto  weniger  die  andern 
anwesende  mit  den  relationibuä  und  Verfassung  dero  urtheiien  ver* 
üuren  und,  -was  also  rerricht,  floichs  so  bestendig  sein,  als  ipeiin  sie 
alle  darüber  ausammea  geweeen,  in  dem  fleisBig  aufinezkens  ge- 

nomen.  und  daro!)  gehalten  werden  soll,  das  die  referenten  zu  rechter 
ratzstunde  bie  (ünumlern  kommen  und  ein  jeder  die  ihm  Ix^folea 
Sachen  in  seiner  Ordnung  referire,  ein  den  andern  in  relatiombus 
fleissig  anbore  und  sieb  inmittebt  mit  keinen  anderen  geschefften 
bemühe,  sich  auch  in  referendo  et  in  Totis,  als  oben  verordnet,  Ter- 
halten.  Soll  auch  sullich  angefan:: nes  werk  durch  Vermischung  an- 
derer ankommender  sacheii  nicht  auffiehalten,  Hundem  darin  straks 
verfaren  und  zu  relatiou  und  furtiguug  der  8U])plicationschriebeu, 
auch  interlocutoriarum  besundem  zeit  und  stunt  bestimbt  und 
gleiclivohl  dieselbe  befurdert  und  unverlengt  abgeholfen  werden. 

6  DireotOT  und  referenten  sollen  mit  zuthun  dfica  Terordneten 
reten,  als  vorstehet,  jedcTi  2;leichmefsig  recht  andienen^  und  in  dem 
nit  ir  elgim  ^iitbedünkeii  oder  natürliche  venninft  und  pewiel'sen 
allein  folgen,  bondern  veiimeiu"  nach  eines  jeden  ortz  bewerte  Pri- 
vilegien lind  redeliehe  gewohnheifeen,  so  ilmen,  wie  recht  Turbracht, 
sunsten  nach  des  h»ligen  reidis  loUiehe  gemeine  constitutiones  und 
Tiacli  b<>'?r?!]:;  gemeiner  reeLten  seciiTHlum  communem  doctomm  et  in 
sacro  imperio  rereptam  sententiam  sepositis  iuris  apicibus  ex  bono 
et  aequo  ihren  besten  verstaut  und  Wissenschaft  nach  tiewiich  recht 
sprechen  und  urteilen. 

^  Der  hofifgerichtzBecretarius  soll  sich  in  vertrettung  seines  ampts* 

sulchen  articulen,  als  ihne  ind  seiner  anfenklieben  l)estellung  fur- 
geschrieben  und  unlangs  im  volleu  rat  abemial  iurgehaiten,  seinen 
darauf  gethaueu  erbeiten  und  versprechen  nach  durohauH  und  ge- 
meels  Terhalten  und  jeweil  am  13  dieses  bi  den  herm  reten  ver- 
gleichen,  beschlcisen  und  statuirt,  das  alle  des  hoffgcrichtz  Terfidkn, 
als  urtheil,  acten,  und  copiengelt,  so  bifs  anhero  in  die  gemein 
*'niitzleiverfellen  berechnet  und  mit  denselben  verdeilt  worden,  vort 
Processen,  decreten  und  termeingelt  auch  die  appellatioupenuiugen 
Tortmehr  und  von  zu  kommenden  vierzehenden  aprilis  ehist  ahn 
allein  zu  bebuf  unscrs  gnedigen  forsten  und  herm  berechnet  und  sn 
bezalung  des  hoffgerichtz  peraonen  pro  rat4i.  eins  jeden  salarii  und 
snnst  zu  keinem  anderen  ende  (jedoch  ihrer  f.  g.  lautdrost  den 
zeheuteu  penning  an  dem  appcllationpleniiun^  in  defiien  L.  an- 
bevoienen  ampt  vorbehalt'en)  angewendet  werden  äolicu,  ah»  ^oU 
gedachter  eeoretari  schuldig  und  Terplicht  sein»  solliobe  processe% 
decreten,  urtheil,  acten  und  copien,  aucn  tenninengelt  und  appellation« 
pfeningen,  alfshalt  dessen  etwas  verfeit,  fleissig  zu  fnrdL-rn.  eiu- 
zupringen  und  bi  einander  zu  bcNvahreii  und  davon  auü  erfordern 
geburendc  rechnuug  und,  wan  er  von  den  acten  untl  copiengelt 
Ton  jede  sextern  acht  und  zwanzig  lauffender  lichter  albus,  wie 
Ton  alters  bruiclich  und  hinunden  fernors  verordnet  ist,  abgesogen, 
von  den  übrigen  an  fernem  abganck  richtitje  reliqua  thun. 

7  Nachdem  von  alters  heibracht  ist.  das  iu  niittcilung  der  acten 
und  andern  abschrifftcn  für  jede  sextern  vier  und  zwanzig  raderalbus 
vemcht  worden,  soll  e«  dabei  alnoeh  gdassen,  jedoch  diwdl  in 
kurzen  iahren  die  munten  ubermeBsig  gesteigert,  sollen  für  jeden 
sextern  copielich  mitgeteilten  acten  producten  und  andern  schriffteu 
vortmehr  vier  nnd  zwanzig  raderalbus  oder  derselben  r(  chter  wert 
bezalt,  und  durch  den  secretari  die  versehung  gethain  werden,  das 
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die  abM'hrift  durch  eine  lefHbrn-p  liant  gefertigt  uikI  anff  j*Mleii  Tilatt 
gpburlic^ie  aii/.al  lienieii  peschriet»eu  und  also   iii«'tnaiiteü  zu  l)ilHj( 
eu  und  uaclireden  ursach  gebeu  werde,  von  sulclien  24  raderalbus 
der  seomtarius  neben  seinen  nnderhaldt,  bo  er  bie  aohero  an 
'  kom,   bolt,   UeiduDg,  solden  und  gelt  gehabt,  für  scbrieblon, 
pappicr  und  s«in  nrholt  xou  jeden  sextern  genuissen  acht  und 
zwanzig  iaufinder  lichter  raderalbus  und  das  übrig  wie  ablauth 
ber^lmeu. 

S  Wiewell  bis  dakec  die  ^artbien  wegen  vor  gericht  gehaltenen 
teiminen  nichts  erlacht,  damit  doefa  unser  gnediger  fürst  uud  herr 
der  gTofson  Unkosten,  so  ihre  f.  p.  zu  nndernaltunj^  des  hofffiorichtz 
nuen  viel  iarou  hero  angewaiit  und  noch  in  etwas  verlichtert,  soll 
die  biebevor  wegen  bedachte  orduung  mit  etwas  verhoeguug  er> 
iniwert  und  Tennng  deiselben  eine  jede  appeltierende  oder  elagende 
parthie  auf  jede  termein  funf:zeheu  laufifender  stabor  zu  entridttm 
schuldig  sein^  welchs  gelt  durch  des  hofifgerichtz  secretarien  auch 
in<]jefurdert,  berechnet  und  neben  anderen  gerichtlichen  verfeilen  zu 
besoldunp  der  hoftgerichtz  personeu  gewandt  und,  was  daran  noch 
mangelt,  wie  gleichfalls^  wan  an  holtz,  wachs,  pappier,  lichter  und 
anders  yon  ndten  sein  wurt  ,  von  wegen  ihrer  f.  g.  zu  rechter  zeit 
TUrechafft  und  verrichtet  werden. 

9  Letziich  nachdom  den  hnfTj^cirichtzperpohncn  alles  in  namen  und 

au  sUitt  hotlig.  uusers  gnedigcu  fuisteu  uud  herrn  zu  thueu  und 
aui'sgeheu  zu  ]alj>en  obliegt,  als  sollen  dieselbe  auch  in  demjenigen, 
•  was  ne  tragenden  amptzwegen  Termug  deisor  Ordnung  trewfich 
handeln  und  verrichten,  von  ihren  f.  g.,  wie  billig,  gegen  mennig- 
lieben  geschützt,  gescliinnbt,  vertetingt  und  vertretton  werden. 

Also  ob^jedncht  abgcrct  und  beschlofsen  im  vollen  rat  dt  ii  12 
und  13  tebruarü  auno  97  praesentibus:  domiuut)  caucellarius  Weze, 
landdrost  Wittenhorst,  marachallc  Horst,  droet  su  Rayenstein 
Tennagell,  herm  su  Wissen,  Wesselen  von  Loe,  doct.  Fies,  Risswick 
<sli  ne  Hopp* 

6. 

Qemein  reckencedel  alter  amtleude  ind  beveihebber. ') 

It  sal  N,  sluter,  u.  schriftlich  avergeven  all  sin  profit  ind  up- 
komst.  die  hie  Bampt  sinen  dienstgeit  ader  belononge  hefffc,  ind 
folgens  schicken  wie  hienach. 

*)  Überschrift.  Auf  der  Rückseite  des  letzten  Blattes:  „Ordnong  von 
rekenonge*.  —  Die  hier  luiti;-  trihe  Onlnuiig  zeigt  gnifse  Venvandtschaft  in 
«inzelucn  Abscbuittea,  zum  Teil  Ü  bcreinstimmtmg  mit  d«in  von  Below  und 
Geich  unter  den  «Quellen  cor  Gesehichte  der  Bebördenorganisation  in  JOlich- 
Berg  im  16.  Jahrhundert"  in  der  Zeitschrift  des  Bergischen  Geüchiohts- Vereins 
XXX.  pnblizi.'rton  ,  Rechenzf'ttcl  der  bi- v  olhaber*  (N' >.  XXIT.  p,  146  ff.) 
und  teilweise  mir  der  ^Ordnung  der  lantznlle'  (So.  XXV'.  p.  lO-t  ff.).  Da 
dieser  hier  vorliegende  ^Gemein  reckeneedel'  noch  nicht  die  Grappierang  der 
einzelnen  Abschiiiito  nach  sachlichen  (Tcsichtspunkten  bietet,  wie  die  von  Below 
und  Geich  abgedruckten  beiden  Ordnungen,  ho  mochte  mau  vcrmuteu,  dafs  er 
<lie  Gnnidlagc  für  die  Abfassung  jener  zwei  Ordnungen  gewesen  ist.  Ich  ver- 
"weise  in  den  folgenden  Anmerkungen  auf  die  hier  jedem  Al  >  Imitr  *  nt- 
jjprertM'iulcn  Absätze  der  Ix  itb  n  f^»»nannten  Ordnungen  in  Band  XXX.  der 
Zeitschrift  des  Bergischen  Geschichts- Vereinig.  Die  hier  abgedruckte  Orduung 
befindet  sich  im  Staatsarchiv  za  Münster,  Kieve-Mark,  X4mdesarchlv  Xo.  953,  Id. 
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1  Thcn  0  irsteu  sali  gemelter  N.  in  anfanck  siner  rekeninge  selten, 
mit  wat  guldeu  ader  inarkeu  he  reckeue  oick,  wevel  albus  lad 
MlülUnge  em  ider  gülden  oder  mark  nltbrengt,  ind  woerel  hdler 
adcr  peniiiiig  einen  albus  oder  Schilling  maeken. 

2  nair  benercn')  sal  lü  oick  all  sin  entfauck,  wes  hi  an  Rwnrou 
iiid  laedergelt  eutfoimt,  voerau  nae  einander  setten  ind  aschm  <li 
ganze  suuinia  sumniaruin  to  loependen  g^de  reduziren  ind  darnae, 
we  Iii  an  Kckten  gclde  upgeheveu,  suis  allet  ilio  «amen  siimniiieD; 
aver  alle  ultg;even  sali  hi  nae  den  lopende  gelde  her*  ck<^iieiL 

B  Item')  sali  N.  in  einen  jederen  iair  niet  wieders  berekenen,  dan 

dat  dsurin  gebeert,  empfangen  lud  uitgegeven  is.  iud  dat  eine  niet 
doer  dat  ander  mengen,  doch,  off  ietwes  anstain  bliefft  ind  niet  uit- 
gegeren  wurde,  dairvon  »all  at  in  irfner  leekeiiacliafft  maldoiig  do«ii. 

A  Item^)  sali  oick  der  N.  intlich  allen  sfigank  ind  nitgsven,  wat 
stainde  is,  alle  iairs  gelick  nae  einander  folgent  der  diener  gehait*) 
ind  belonong.  in  damae  dat  gemein  uitgeven  in  siner  rekenong  bi 
einsetteo,  darmit  man  ein  jedes  eigentlich  to  üuden  wete. 

&  Item')  als  der  N.  Ton  wegen  mins  gnedigen  heren  bescheiden 
werde,  sali  Me  niet  widers  an  teronge  rekenen,  dan  nae  ordnon^e 
des  haeffs;  nementlich  sali  hi  tho  have  upgain  eten  Toer  sin  pert 
Toeder  haelen  laten  ind  poo  Unge,  als  hi  toe  haeve  is.  iip  «siii  pert 
voir  ronfoder  in  stalmuet  i  inen  raderalbus,  ind  soe  Iii  einige  nacht 
tuschen  wegen  bliveu  mufb,  sal  hie  doch  iut  nacht  eineu  sleper') 
berekenen  moegen. 

6  Item")  Bullen  alle  klein  TOiWe,  ala  lioener,  capnin  ind  der« 
gelicken,  dat  niet  rerwesen  off  verschreren  weer»  Tan  den  N.  tho 
gelt  gemaickt  ind  bereckcnt  werden. 

7  Item")  soe  imantz  euich  maugelt  an  N.  to  betaeleu  verwebet 
weer  oft  wurde,  sqIx  sali  hie  niet  betaelen,  it  si  schin  Tan  den- 
selvigen  sihn,  dat  si  dair  mit  beleent  wem  ind  off  derselviger  tmdk 
doitlichen  affganck,  soll  it  N.  mit  eeren  erven  gelickermaf  tm  hnlden. 

8  Item'^)  8all  gedachte  N.  alle  mins  gne.  heim  gulde  ind  renthen, 
thinse,  pachte  lud  verfelle  allein  dem  iandreutmeister  ind  suis  nie- 
mand anderes  lieveren,  ind  mit  siner  quittantien  beredkenen  atf- 
getagen  den  stainden  aJBFganck  ind  gewoentHeke»  iairliohe  uit^^erent 
dairvan  hi  oick  up  der  recken inge  ayerantwordcn  sali  genochsame, 
versiegelde  quitantien  mit  quitscholdenge  van  denselven  ind  allen 
andern  verleden  termiuen  ind  soe  hi  sich  ando's  bewegen  liet,  sai 
eme  up  der  rekenioge  niet  tbogelalen  werden. 

9  Item'O  sal  N.  die  broeken,  soe  iairlix  in  den  ampt  sins  bereis 
Tordedingt  werden,  in  siner  rekenschafft  under  mins  gnedigen  hem 
gult  ind  renthen  niet  mengen,  sondor  to  einde  siner  rekeningen 
anzeigens  doen,  wie  hoich  sich  die  brocken  erdracgen,  ind  dairaff 


1)  Vgl.  ZeitBchrift  XXX.  p.  146,  Abs.  1. 

2)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  146,  Abs.  2. 
8)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  146,  Abs.  3. 
*)  Vgl.  a.  a.  0.  p.  164,  Abs.  4. 
8)  Offenbar  ,gehalf. 

6)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  154,  Abg.  2. 
')  Gleich  10  Stüber. 
^  Vgl.  a.  a.  O.  p.  150,  Abs.  5. 
»)  Vgl.  a.  a.  0.  p.  154,  Abs.  1. 

10)  V^i!.  n.  !i.  O.  p.  1.';?.  Ahn,  ,-). 

11)  Vgl.  a.  a.  Ü.  y.  122,  Ah^,  3. 


Digitized  by  Google 


XIV  4. 


101 


treckeu,  wefs  geboirlichcr  wiese  ind  na  ordnongen  dairup  gain 
wurde,  als  imans  in  sinea  bevel  gerechtferdicht  oder  in  hafifton^ 
iMbalden,  die  sin  attinge  niet  betaelen  wnit,  ind  dat  oereren  ti, 
sali  hia  dem  lantrentmeiater  gereit  uither  der  hant  leveren. 

10  TtemO  oick  sali  bemelter  N.  in  anfanck  der  fnichtenrekeninge 
setten.,  mit  wat  maten  hie  entfangen  iud  uitmete,  ind.  wie  voel  scepel 
up  ein  malder,  wie  voel  firdel  up  ein  scepel  gerekent  wurt  ind 
woe  ein  jeder  maet  sich  Terglicket  mit  der  voedermaet,  wulobe  min 
gnediche  heir  Tcdr  nn  gnat  hoffmait  lialden  will  binnen  dem  baiy 
in  siner  g.  leger,  dairmit  in  ind  nittometen. 

11  To')  dem  sal  oick  der  N.  geine  fruchte  verkoepen,  it  en  g/b' 
schie  dan  mit  wetcn  ende  wille  dos  lantrentmeisters. 

12  Item')  sali  der  N.  vurs.  van  allen  fruchten  so  euder  oen  in 

{(eretBcbaeft  liggen  blieben  ind  niet  Tan  denen,  aoe  noeb  ender  den 
niden  nitstaode  were  iairlix  Toir  krimpborn  TOn  bondert  drie 
malder  ind  vorder  niet  berekenen. 
18  Item*)  t!er  N.  sali  oic-k  iuirlix  klairiieheu  und  verstendichlich 

up  ein  halvc  siet  des  pappiers  upteickeueu  die  gebroeken,  soe  in 
amen  berel  Turbanden  am  ader  iiurfnilen  werden  mms  gen.  beim 
galt  ind  renten  betreffende,  dergdicken,  wat  bie  weet  oder  erfiuen 
kan,  dair  minen  gnedigen  herrn  an  '^inor  c'.  gülden,  renten,  up- 
komsten,  gerechticheideti  ader  anders  atThmeck  ader  verkortung 
gescbiet  wer  off  noch  geschien  mochte,  ind  suix  mit  averschickonge 
ader  aTerleTerong  einer  oontrareebnong  dem  reckenmeiater  toatellen, 
dairmit  men  dairbischriTen  moege,  w^fs  bi  aicb  in  einen  ideren  to 
halden  hefft. 

1^  In  gelickermaeten     sali  hi  oick  des  andern  iairs  npteickenf»n, 

wat  hi  Up  dem  lesten  bevel  uitgericht,  ander")  oirsakeu  anteikeneu, 
wairan  it  gefeit,  ind  wefs  sich  oick  midlertit  toegedraegen  ader  hi 
wider  eifaren  beb. 

16  Item'')  dergelicken  sali  hie  upteikenen,  wat  oen  beduinkt,  dair- 

mit mins  gnedigen  horrn  gülden  ind  renten,  sonder  jemants  to  yer- 
körten,  gebetert  werden  nioegen. 

16  Item")  off  oick  euige  niius  guedigen  Herrn  guedere,  pachtlande 

moelen,  beenden  (?),  yisscberien,  acaifo,  tienden  oder  anders  boeger 
uitgedaen  ader  to  merer  nnttunge  gebracht  werden  machten. 

1'  Item")  sali  der  N.  gein  gueder  lenger  dan  twelff  iair  to  ver- 

pacliten  nun  lit  hebben,  doch  dat  sulx  Yoirbin  up  die  reokenioge  to 
kennen  gegeven  ind  bewilligt  werde. 

1^  Item**)  sali  der  N.  geinen  druigen  wiakoep  neemen  van  eniger 
pacbtong,  dann  uiter  schriftlichen  bevel  ind  tolaten  mins  gnedigen 
herrn,  u])  der  reckeninge,  sonder  to  meisten  nntt  mins  gnedigen 
berm  uitdoen. 

1)  Vgl.  Zeitschrift  XXX.  p.  145,  AU.  3. 
«)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  148,  Abs.  2. 
9)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  148,  Abs.  6. 

4)  Vgl.  a  a.  O.  p.  1,'4.  Al)s.  6. 

5)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  löö,  Abs.  1. 
«)  Wohl:  ind  die. 

f)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  151,  Abs.  5. 
8)  Vgl.  a.  a.  <>.  p.  iöl,  Abs.  1. 
Vgl.  a.  a.  O.  p.  151,  Abs.  4. 
Vgl.  a.  a.  O.  p.  152,  Abs.  1. 
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19  ■ '  Item*)  geiue  gueder  to  verpachten,  it  were  dan  die  gele^en- 
lieit  ind  werde  tovoirens  eigenüich  erkundiget  md  up  der  veckenioge 
aengegereii. 

2D  Ttem')  sali  N.  oick  iipsiclit  haben,  «bt  die  giiederer  in  fniden 

bouwe  ind  beteronge  gehalden  ind  nae  umbganck  der  pacbtiairen 
alsoe  weder  gelevert  werden. 

21  Item*)  van  allen  verpaelitODgeii  m11  hie  genoiehBamen  bnigoi 
ind  Tetsekerouge  nemen. 

22  -        Item*)  sol  oick  enich  lant,  moelen.  beeiuleu  ader  r!f'rL'i'l!ol<»'n 

Yoir  de  paeht  off  siiss  liLTSeu  bliefft,  sulx  sal  der  Is.  anfaugen,  uit- 
doiu  ind,  soe  voel  Iii  kriegeu  kau,  dairvan  nemen,  doch,  soe  daer  die 
ondcrpande  weren,  die  selvigeu  derhalren  to  sneken. 

28  It^»)8all  der  N.  alle  Terpachtonsen  in  siiien  beTel,  it  si  erff- 
pacht,  lifpaclit,  tot  iairen  oder  tot  gefallen  mins  pnc.  herm  forderen, 
durchsieben  ind  vliticjje  achtonpe  hebben,  dr\  si>  die  pechtere  ve«r- 
moepp  dorsftlvigcr  veipaclitdiige  halden  ind  alsulk  gelt  ader  di« 
werde  duirvoer  ieverte,  als  iiae  datum  der  verpachtonge  gegolden 
ind  gancbar  geweeet  ist;  ind  aoe  oick  die  tit  der  verpachtonge  ader 
verdraige  um  weere  ader  die  pechtere  sich  anders  dan  der  gebner 
hielten  ader  gehalden  hedden,  snlx  piuMutlich  upt'v^toikenen  ind  "Wie 
voirgeruert  to  hove  bi  der  rcckeumgcii  to  averant worden. 

2ll  Item»)  iüle  erffttus  iud  aUe  reuten,  daiivan  gein  paohtbriefff  «der 

ced'ulen  weren,  sali  hie  an  swMren  Ind  radergelt  upboerm. 

25  Item ')  sali  N  oick  npaiehena  hebbn  np  die  goene  min  gnedige  her 
in  siuen  bevel  einige  giicdcr  adnr  anders  "verpendt  durch  ver- 
drachen  ader  uiter  gnaden  verlaten  hed,  sieh  dainuit  ind  süss  der 
gebuer  halden  vennoeg  oerer  pautbrieiff,  vcrdraege  adtjr  gnedige 
toelaetiugc. 

26  Item«)  Ball  N.  die  foeren  ind  paele  van  mius  gnedigen  herren 
tienden  verwaeren  iud  upsicht  hebben,  dat  die  niet  vermindert  ader 
imantz  dairin  vri  gehalden  werde,  si  eu  kennen  dan  sulx  mit  segei 
ind  brieven  gnochsam  dairdoin  iud  bewiefaen. 

27  Item ')  sali  der  N.  alle  tienden,  die  niet  Terachrieyen  sin, 
der  kerasen  nitdoen  ind  certificatie  darvan  up  die  reokeninge  bn^ngen. 

2S  ltem'*>)  oick  sali   hie  upsicht  hebben,   dat   mins  gen.  herrn 

hoicheit  iud  gerechtielieit  der  nielendo  ind  van  wildeathienden,  uit- 
gerait  lande  verdedingt  och,  wes  dairvan  affgetaegen,  widerumb  bi- 
gebrucht  werde. 

29  Item»»)  sali  hie  alle  koiimunde *•)  avermitz  dat  gerichtz  ver- 
dedingen laton,  ind  derhalven  geliokfals  certificatien  mit  verteichDifST 
\irie  Toel  der  koirmunt  des  iairs  gefallen,  up  die  rekening»  breogeo- 


1)  Vgl.  Zi-itM-hrift  XXX.  p.  161,  Abs.  3. 
*)  V^l  n.  .1.  O.  p.  153,  Abs.  3. 

Vgl.  a.  a.  O.  p.  152,  Abs.  2. 
*)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  152,  Abs.  3. 

Vgl.  ;i.  a.  O.  p.  U>?,  Abs.  4. 

Vgl.  a.  a.  O.  p.  14b,  Ab».  4.  . 
•J)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  153,  Abs.  1. 

Vgl.  u.  a.  ().  p  148,  A\».  7. 
»)  Vgl.  ».  a.  O.  p.  14U,  Abs.  1. 

Vgl.  a.  tt.  O.  p.  149,  Abs.  2. 
1^  Vgl.  a.  a.  O.  p.  147,  Abs.  1. 

i.  e.  Abgaben. 
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30  TtPin »)  sali  N.  upf»iclit  hebon.   dat  mins  gen.  hemi  hoigewafs 

ind  beiiden  waei  verwaert  und  oick  mit  befreden,  graven  ind  "wete- 
■Tingen  gebetet  werdtB. 
St  .       Item*)  aIleJMn|(ew»fs^  weiden  ind  beenden- nuxis  gne.  hem  sali 
.  N.  "uit^esclioidcn,  wpfr  vnrs  ind  vorwepon  is  adrr  oin  iip  dir»  recke- 
■  ninge  in  l'oirrait  to  beludden  bevalen  ^v^lrt.  t\v«>!tf  i:iir  laiik  mit  der 
kerssen  mtdoen  ind  verpachten,  doch  mit  dem  voirUediiig,  dat  miu 
.  goedige  herr  ein  oder  mebr  iair  selffs  dat  hoi  infiifen  laten  möge 
ind  gelicken  wael  die  iaireu  nit  to  halden. 
SS  Item')  sali  dvr  iMstimpter  N.  die  -wleren  ind  visclKMieii  dos 

,  oirtz  durch  hnvcl  ind  fjchcit  des  laiidnnitmeiRters  maicken,  nisten 
ind  genochsam  besetten  iaten,  ind  vortaen  in  giieder  rustonge  ind 
besettonf^o  halden  ind  alle '  laii  ein  eedel  np  die  rekeninge  av«r- 
antworden,  dairin  geschrieren  sin,  mit  wat  getael  ind  wie  lange  die 
"wier  besät  gewest  ind  wanneerer  si  fissich  ein. 
SS  Item  ')  sali  N.  upsicht  hebben,  dat  tu  ins  trnn.  hcrrn  hoicheit  ind 

gerechticheit  mit  den  visscherien  upteu  waeterflueten  ind  wiltfengen 
.  gehaiden  ind  verdedingt  AKrerdcu. 
SA        .  Item  0all  hi  oiek  flitick  upsicbt  lielibcqB,  indem  eich  enige  weide 
.ader  sont  in  den  riustrom  apenbairden,  dat  »idx  anstont  tkennen 
•  gegeven  ind  die  crvcii '^),  8oc  nen  schaete^)  aen  rhin  hebben,  oiok 
paten*)  nae  bovel  miiiM  gen.  herm. 
SB  item  saJl  oick  der  N.  van  den  toelneren  in  den  ampt  sins 

bereis  geseeten  alle  manet  reckmiinge  ind  oick  in  den  oerden,  dair 
salx  moe^H(  h  ind  die  luit  to  bekoemen  sin,  klairen  bescheit  der 
naemen  ind  toonaemeu  der  voirlnit,  dacjjc  ind  wahr  neemen.  Oick 
vlitich  iipsicht  hebben,  oiT  it  all  in  die  reckeninge  bracht  werd, 
was  andcn  tolle  inkomc  adcr  vertolt  sie,  dat  oick  an  den  sehigeu 
niet  umpgefoeren  noch  susten  diiidi  die  tolnere  Torswegen  weit. 
SS  Item*)  hie  sali  oick  allen  tolnorn  beveleu  ind  upsicht  hebben, 

dat  ^'einer  mehr  ader  weniger  neeme,  dan  in  dat  gemeint  ver- 
ordeut  ist. 

S7  Item^)  der  toiner  sali  in  siuer  reckeninge  setten  mit  klairen 

nnderseheit  die  naemen  ind  toenaemen  der  voirluit,  dag  ind  wahr, 
.was  an  den  toll  dairselffs  koemen  ind  vertolt  si,  ind  sal  oiek  Tan 

.niemantz  mehr  ader  wenipjer  nemen,  dan  in  dat  gemeint  vcrorflont 
is:  oirk  TÜtich  upsehea  hebben,  dat  an  denselvigeu  toll  niet  umb- 
gefaereu  wert. 

SS  Item'")  sali  N.  vlitich  npsioht  hebben,  dat  mins  gned.  heran 
hmcheit  ind  gerechticheit,  soe  wael  np  siner  frstl.  gn.  haeveu  als 
np  den  weiden  ind  markten  ind  eickelgawafs  gehalden  ind  T4UP- 

•dedinßt  werde. 

SS  Item")  soe  (»ick  n\>  mins  gen.  herrn  weiden  enich  bouw  oder 

.groffholt  gehauweu  wart,  dat  asdan  dain-clfi's  ind  sunsten  aen  den 

»)  Vgl.  Zeilschrift  XX  K.  |..  149.  Abs.  3. 
«)  Vgl.  a.  tt.  0.  p.  149,  Ab».  4. 

9)  V^i  a.  B.  O.  p.  149,  Ab«,  ö. 

*j  Vgl.  a,  a.  O.  p.  150,  AIm,  1.  •  , 

i.  0.  (iruiifl;*tiloke. 
^)  i.  e.  Baak. 
')  i.  ^.  b«pfl«ii«on. 

Vgl.  a.  u.  <)   p.  16.^),  Ah*.  .3.  .  ■ 

Vir).  M    a.  U.  p.  10.^,  AIk^.  4. 

10)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  läO,  Ab^.  2. 
1^  Vgl.  a.  a.  O.  p.  IdO,  Abs.  3.  • 
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oerderen,  daix  it  tmi  noeden  vedoromb  jung  boem  ader  pMte  ind 
die  stat  gepat  ind  gwftt  werden. 

40  It(!ra  sali  der  N.  din  houwebufs  ader  slacholt  in  viertien,  vieff- 

tien  ader  seestieu  doel  offdeeleu  ind  paelen  laten,  dat  beste  deel 
dat  irste  iair  afihauweu  ind  so  vort  an  dat  ander  neat  dem  besten 
bis  to  end  der  obgemelten  iaren,  alsdui  dem  ixsten  wedat  la- 
tofangen,  doch  dat  up  dem  hoew  up  ieder  morgen,  nae 
etliche  pacht  ader  staelen  angehouwen  Btain  bheven,  die  men  dan 
in  umganck  der  iairen  mach  affhauwen  ind  andere  weder  ia  die 
stat  upwatisen  laten. 

^  ItemO        N.  oick  vlitich  upsien  hebben,  dat  mins  gen.  hmn 

hauwbnsch  befinet  wcvden,  indem  aver  imantz  ffeboirüobe  diiCt 
dairin  hod,  asdan  to  verschaffen,  dat  up  den  Taz9M»eii  in  Tier  iaiien 
mit  den  besten  niet  gehuit  ader  gedrewen  werde. 

42  Item  van  den  holt,  dat  ider  iairs  gehauwen  wirt,  sali  N.  eiueu 

ideren  sin  geboir  geveu  lud  dat  aver  en  sich  mit  dem  wintsleger 
ader  nmbfle&Uen  häti  Torkoepen  ind  berekenen. 

4S  Item')  sali  hi  ind  sin  nakoemelingen  mins  gen.  herm  rentboidc 
sins  bevels  vlitich  durchsien  ind  bewaren  ind  datfielve  in  alle  twin- 
ticli  iair  avermitz  dat  gericht  vemiheu  ind  der  gebriiicker  naemen 
lud  toeuaemen  uuderscheitlich  duirm  setten  iaten,  oick  dairbi  an- 
teikenen,  wea  in  den  Tnrs  twinticb  iairen  ankoemen  ader  wandert 
sie,  ind  copien  Tan  Auleben  rentboick  toe  hacvc  arerantwofrden. 

44  It«.'m')  sali  N.  gein  uihe  ader  sufs  noitbouve  an  mins  gned. 
herreu  haufs,  haven,  moeien  ader  anders  doen,  it  vn  sie  oen  dain 
tovoir  up  sin  angeven  to  have  erloefft  ind  durch  den  boumeiater 
besiehticnt,  ind,  wanneer  die  besichtong  geschiet,  aoe  sali  hi  anlx 
dannoch  niet  andere,  dan  nae  raet  bemeltes  bowmeisters  verdingen 
ader  Itoinven  ind  alle  gereitscap  stellen  laten,  id  an  weer  dan  saeoke, 
dat  8 u Icher  bouw  gein  vertieck  der  beuchtong  aen  schaden  mins 
geu.  herrn  erlieden  mocht. 

45  Item  sali  N.  gein  reetanden  in  siner  rekenscbafit  stain  laten 
noch  affkorten,  sonder  die  allet  upbooren  ind  rekenen  ader  sab  oir- 
saiken  in  einer  gebzedcen  ceduel  angeven,  wairumb  hie  dairtoe  niet 
koemen  kann,    asdan  nae  bescheit  iml  bevel  sich  fenu-r  to  hnld^n. 

46  Item  sali  oick  geine  terouge  berekenen  in  bedienoug  sms  ampcz 
ind  bevels. 

47  Item  Bullen  Tan  N.  Turs.  alle  tinsdaege  nae  ordinaatie  hertoog 
Adolphs  ind  mins  g^.  berrn  bevel  Schriften  up  tiden,  dat  dat  ge- 
wontlich  18,  onvertaiglich  gehalden  inhalt  der  legerboik  gebi»irt,  noch 
geiu  van  dcnselvigen  urabgesath,  verkocht  adf^r  verändert  werden,  hi 
en  Seth  dut  klarlick  iud  uuderscheidlich  to  buick  iud  sufs  darmede 
doe,  als  geboirt 

Datum  to  CleTe  den  seTenindtwintichsten  dach  iannarii  anno  etic 
viffinddartich  Ex  cancellaria  Cliven^^i. 

To  deseu  vurs.  averschickfen  ccdulen  an  den  rentnieistore  ind 
slutereu  sin  denselvigen  noch  dose  naefolgende  artikelen  togestalt 
worden. 

48  Item')  alsoe  N.  in  bedienong  sins  ampts  ind  bevels  voir  sich 
lutt  des  artikeU  gein  thering  rekenen,  soe  sali  hie  der  oick  geiu 


J)  Vgl.  Zeitschrift  XXX.  p.  150,  Ab».  4. 
»)  V«l.  a.  a.  O.  p.  1Ö5,  Ab».  2. 

Vj;|.  a.  a.  O.  p.  153,  Abs.  4. 
*)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  164,  Abs.  6. 
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Yoer  andere  dienere  iiid  bevelhebbere  des  Turs.  uinj>tz  berekeuen 
ind  oick  niemante  ongewontUehs  a«n  nnsereB  gen.  hm  Behnfftlichen 
berel  Tarplegen  ader  qwiton. 

Item  liie  sali  gf^in  ampt  saecken  ader  forderong  Toir  sieb  splffs 
ader  voir  andere  ouder  den  gebrecken  mins  gen.  hemi  guld  iud 
reuten  betreffen  mengen,  sonder  dieselvige,  dair  es  suDs  statbefft 
ind  inö  sich  gebuirt»  Toerbringen  adar  Toh-bringen  laten. 

^  Item*)  der  N.  bmI  niet  gestaden,  dat  einiime  nihe  wint,  "water, 
rofsmoelen  ader  qwemen*)  van  imantz,  hie  weer  oick,  wer  dat  hi 
wolt,  in  sinen  ampt  ind  unsers  gen.  herm  hoicheit  gemaickt,  ader  mit 
visscbeu,  steinwiuge  (?)^  »lachten ')  oder  sunst  einige  andere  nuwerong 
voergenoemen  werde,  die  unseren  gen.  hern  ind  siner  gnaden  uuder- 
daeoen  in  einigen  affbraioUidi  ader  naedeilich  sin  mndilien  sulx 
weer  dau  allet  mit  siner  f.  g.  Yoerweeten  ind  toelaten,  dairyon  oem 
Tan  schrifttlich  beve!  ind  geboerlich  scbin  %nrbracht  wnrde. 

Sk  Wes*)  unse  gnedige  herr  oick  inbeveu  ind  beeren  oder  in  ge- 

bruick  gehat  ader  noch  hebben,  dairin  sali  sich  der  N.  van  siner 
gnaden  wegen  halden,  ind  Tan  einen  ideren  infordeoren  ind  niet 
uiter  siner  f.  g.  heffen  boeren  ind  in  gebruick  koemen  noch  brengen 
laten,  dat  gescheie  onder  welchen  schin  it  will,  it  weer  dan,  dat 
oen  (iaer  up  siner  f.  p.  «chriftiich  underteickeut  bevel  toegeschickt 
wurde,  öoe  sal  hie  dumaoch  sulx  iu  siner  meiütkuutftiger  recken- 
sohafft  schriffUißh  to  kennen  geven. 

£S  Oick')  sali  hi  niet  gestaeden,  dat  imantx  8u(s,  in  defs  ein  f.  g> 
in  gebruick  is,  ingriep  ader  sich  neven  siner  gn.  indringe;  soe  aver 
oen  sulche  gewalt  begegnende,  die  hie  sainpt  unsen  amptluidcn  ind 
bevelhebberen  des  oirtz  niet  weren  kunt,  des  hi  sich  doch  tem 
hoiclisten  beflitigen  sali,  aadan  ader,  eoe  mmat  imanti  aproi^  ader 
gerechticheit  dairto  to  In^bben  Termeint,  sali  lu  ind  siner  f.  g.  :iinpV 
luide  verhocrcn  ind  siner  f.  g.  alle  umbBtende,  li^richt  ind  befinden 
der  saekeu  klairlick  averschrieven,  aver  middiertit  m  ehr  unsers  gne. 
heren  gemuet  dairup  vernomen,  gein  nuwerong  ader  inbruick  gestaden. 

Der  N.*)  eaJl  einer  f.  ^.  nnderdaenen  in  esnor  f.  g.  ader  an- 
deren naemen  gein  ongeboirkcke  beswernii«  npleggen,  oick  niet  ge> 
staeden,  dat  si  van  imant  anders  ongeboirlick  bcswert,  doch  to  dem, 
dat  sich  gebiiirt,  ind  siner  f.  g.  to  doin  «rliuldig,  gehalden  werden. 

M  Item  sali  der  N.  van  den  acciBeu  oick  tinsen  ind  pechteu  soe 

hie  to  berekenen  hefft,  alle  iairs  up  ain  redkeninge  ein  aenteickeniTs 
mit  aveiantwoiden,  dairto  onderseheitUch  mit  naemen  ind  tonaemen 
angetekent  ain,  euUen  die  goene,  soe  sulche  accise,  tinse  ind  pechte 
geven  ind  wie  voel  ein  igelicker  betaelt  heb  ind  to  betalen  plege. 

^  Item")  hie  sali  iairlix  sin  rekenschaflft  tillicheu  in  anfanck  dos 

apriliä  in  gereitschailt  stellen  iud  up  gesinueu  to  have  schicken, 
daiimit  men  die  vur  die  reckenschafft  doroheehen  ind  hie  sin  recefo 
niet  Warden  durvc. 

Datum  den  12  dach  mai  anno  etc.  sebindartich. 


Vgl.  Zeitet  hrift  XXX.  p.  161,  Abs.  1. 

i.  «.  Handmfihlen. 
3)  i.  c.  Pfahlwerk. 
*)  Vgl.  H.  a.  O.  y>.  150.  Abs.  6. 
6)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  150,  Abs.  7. 

Vgl.  a.  a.  O.  p.  154,  AU.  3. 
^)  Vgl.  a.  a.  O.  p.  155,  Ab«.  8. 
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Ordnmig  auf  unsers  gnedigen  fursten  und  Eerm  gntteren  gult, 

renten  und  reohensehaften.*} 

X  Anfancklicli   sollen   ulle  schluiter  und  andere  bovelhalitre.  die 

einige  reohnunge  zu  thun  haben,  nach  gelep;enluMt  ihres  dienstes  ge- 
Buciisame  Sicherheit  imd  glauben  stellen,  darvou  unser  gnädiger  herr 
■  Btan  f.  g.  erben  und  nachkommlmge  (desienigen  so  ibrer  L  ^•  aebuldig 
sein  und  pleiben  muiffen)  sich  Terha«lea  kommen,  wie  aacih  darvon 
durrli  dieselbige  ihn  mrer  erster  rechuung  meidung  zu  thun,  uf  dats- 
man  dels  ein  wissent  haben  und  solches  bei  denjenigen,  dar  es  bis- 
her nicht  gescheen,  noch  ins  werck  bringen  möge  und,  dafo  sie  in 
ihren  beTohleueu  embteren  seihst  wohnen  und  die  diensiseii  in 
eigener  persohn  Terwaliren  und  Tertreden;  weil  man  aber  n-nnmehr 
spuhret,  das  Tiel  mnooh  kein  caotion  gestielt,  soll  man  mit  fleil]» 
nachsehen,  wer  dieselbige  sein,  und  sie  dnrnt  aiiffes  ehest  nnhalten, 

2  Und  darmit  die  nnordnung  der  rechnungen,  so  hei  vielen  ge- 
spulirt,  fürgekommeu,  sollen  obgedachte  bevelhabere,  ihre  rechuung 
klar,  Tententlieh  und  bediiitUch  stellen,  dannit  der  entfaack  ii£daa 

.  auTsgeben  und  snnst  die  notturft  Ton  dem  einen  nff  das  ender  nnd«r<- 
scheitlich  gewisen  und  referirt  werdf n  moi^xe, 

3  Sie  sollen  auch  die  prineijtaelreelmung  sunder  einige  rasurcn 
kläi-  schreiben  und  daran  sein,  diis  die  mit  der  contrarechnung,  ehe 
sie  SU  hove  geliebert,  Tergleickt  nnd.coUatI<ntirt  werde. 

4  -       Sie  sollen  im  anfank  oder  beginn  jederer  reeknung  klärlich  be- 

zeichnen  die  werde  des  alden  schütz,  mrirken,  gülden,  Schillingen, 
peuiiiugcu  und  dergleichen  sambt  rerdeilung  derselbiger  neben  an- 
derer muutze  in  jederer  rechnung  laufende,  auch  uiafse  des  konu, 
•die  kalben. ind  Terdendeile,  dannit  die  teaumng  gedaen  wirt;  zu- 
dem, wie  sich  dieselbige  maise  mit  der  boorgma&e  bei  have  rer* 
gleichen  thuet. 

6  Im  gleichen  sollen  alle  und  jederen  jahres  in  ihrer  reohnunge 

mit  aufsgedrückter  bpecilication  stellen,  was  für  penninge  entfangeu 
und  Widder  aufsgegebeu  werden,  und  darzu  sowol  in  dem  aufinioerea 
als  in  der  ausgifffc  ein  glelcbmessige  »reduetion  thun  van  aUan 
laufenden  gelde  ui  die  rechte  gewohrde  xon  den  goltgnlden,  dalam 
oder  marcken,  so  jedes  iahr  b^-rf^hnet  werden. 

6  Darmit  aber  das  ein  nntlt-r  das  andere  nit  gemengt,  und  ein 

jeder  parcel  uf  sein  plutze  gesatzt  und  gefunden,  auch  zu  beater  mit 
der  vorgabender  redmung  veriücirt  und  vergleiobt,  so  seil  in  allen 
rechnungen  erstlich  das  stabende,  orfflicb  oder  ordinaxie  anfbderen 
niid  durnegst  das  extraordinaria  oder  nnptedige  einkommen  gestalt 
und  eingesrhrehen  werden;  doch  dieweii  das  cxtraordinarie  uff- 
boeren  genieinlich  aufs  sunderlichen,  verscheidenen  Ursachen  furfeJt, 
kan  dasselbige  nach  grofsheit  und  gelegenheit  der  empter  in  Ter- 


1)  ÜbtTÄcbrift  der  Ordnung.  Auf  der  Kück&eite  des  letzten  Blatte.-? 
findfu  sirh  die  Worte  der  ÜberBchrift,  dsta^  ^de  «nno  1667  —  vor  die 
Kechenkammer."  —  Staataarchiv  zu  Dassbldori^  Kleve-Mark,  Domäaen  Ko.  117. 
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scheiden  capitnleri  mit  sunderlicher  iutitulation  verdeilt  werden^  - 
vrelches  Auch  also  mit  in  dem  auisgeben  zu  verwahren. 

7  Doch  dar  die  «mbtcir  weitieunig  und  groÜise  kerspelen  weren, 
«ollen- die  berelhabese»  iras  in  einem  jederen  kerspel  TerfaUe  und 
rerschiene^  besnndets  stellen  mit  ffirstellung  eines  titels  oder  namen 
des  kerspels. 

8  Darmit  aber  in  ein  jeder  iahr  nit  mehr  gestalte  den  darinne  • 
entfangen  und  uitgeven, ')  so  sollen  die  bevelhebbere  mit  lieife  daiau 
sein  ind  beschicken  das  die  tenninen  und  zeit  des  eotfankes  und 
nit  (Zevens  aufsdrücklich  gestallt  werden,  nmb  die  quitantien  darmit 
zu  bel'ser  zu  Tergieichen  und  aller  unriehtigkeit  und  Unordnung  for- 

-  zukommen.  ^ 

9  £s  sollen  auch  die  Huuimen  vun  jederem  blade,  sit  oder  iateriü 
des  blats  eingesohrieben  und  die  summen  der  capitnlen  mit  der 
summa  summarum  uf  ein  sunderlich  paiur  Terfafst  und  auf  der 
rechnung  van  denjenigen,  so  r.ur  rophnimg  bescheiden,  furpiebmcht 
werden,  darmit  man  nich  der  summen  zu  eher  zu  Tergieichen  und 
zu  allem  Seiten  zeit  gewinnen  muige. 

1^  Und  sollen  sich  alle  diener  tuts.  dama  richten,  das  si  binnen 
einer  mönat  oder  imm(  i  sefs  wochen  zeits  nach  umbgang  der  rech*  • 
nnnge,  nenilicli  vor  S.  \'itz  da<^b.  snnder  Aveitor  anmahminf]:  zn  ge- 
warten,  ihre  rechnung  bereit  und  tVrdig  haben,  die  auch  zu  hove 
schicken,  gestalt  dieselbige  uf  erforderen  der  rede  und  verordneten 
Ton  der-zeehenkammer  Tort  zu  thun  und  abzusehHchten,  umb  den 
langwdligen  Terlauf  der  uugehorten  rechnungen,  so  viel  muigUoh, 
iQlZukommen  und  dietseibige  iahr  bei  iahr  abzuschlichten. 

ü  "Wan  sie  aber  zur  rerhniini::^  kommen,  sollen  sie  ihre  lagerboecko 

und  alle  registeren,  vort  handbücher  und  anzeichnungcn  van  allen 

•  Terpachtungen  und  dergleichen  Sachen,  soviel  noedig,  mitbrengen,  ^ 
'  umb  dieselbigen  nach  nottarfffc  zu  iuTentarisiren  und  die  staten  * 

und  andere  rerordnungen  des  folgenden  iahrs  zu  besser  darnach  zu 

•  ▼erramen. 

12  T)  ieweil  aber  bei   soninut^en   etlich   mal   wenich  ordiuantien, 

t|uittantien  oflf  beweifs  ehres  ausgebcns  uf  den  rechnungen  uber- 
geliebert»  dardurch  dann  in  der  bezahl ung  nach  abgank  der  beyel^ 
babber  zwischen  unsem  gnedigen  herren  und  denienigen,  so  von 
ihrer  f.  g.  vorschrei fuincien  haben,  "tt'ie  auch  7\vischcn  denselbigen 
und  den  folgenden  beveüiabboren  sich  zu  ziden  inanpel  und  un- 
verstant  zugcdragen,  so  soll  hinfurder  alle  ordiiiari  und  staeude 
uitgeven  nit  anders  denn  mit  gebuirlichen  quittantien,  die  sich  mit 
dem  text  des  aufsgebens  vei^leichen,  berechnet  werden. 

18  Und  dieweil  die  renteuers  tora  deil  bei  sich  selbst  üire  reuten 

zu  boeren  verwiest,  dat  den  nffiriors  derhalven  keine  (|uittantie  pe- 
gebeu  wirt,  sollen  die  pecliter?*,  so  solche  reuten  uitrichten  und 
betalen,  darab  bekoerliche  quittantien  in  namen  des  Schlüters  oder 
rentmeisters  nehmen  und  also  die  bezablung  ihrer  pacht  der  Schlüter 
oder  rentmeistor  wiesen,  der  solche  quittantien  ufT  der  reohnung 
TOrdan  soll  verantworten  nnd  boeren.  Wnn  <Mq9<>  aber  bisher  zu 
nicht  nachgesiitzt ,  soll  nunmehr  darauf  gehuiden  und  also  zu  werk 
gebracht  werden,  damit  mau  jeder  zeit  wissen  muige,  wie  nach  die 
pensionarien  bezahlt  sein  oder  ihne  restiren  tbut 


Zu  ergänzen:  worden. 
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14  Doch  extraoi'diüari  sacheo,  kosten  und  uitgifften  sollen  nit  an- 
ders dann  mit  ordinantieii  oder  berdeh  ccrtifiotien  und  quittaatien 
berechnet,  nooh  amdi  von  den  hoerers  der  nchDvng  nit  passirt 
werden,  es  were  den,  das  die  sarlu  dermaasen  gestalt,  das  sie 
kein  wunderlich  beYelck  eu  eigdeu  und  sunst  biliich  zu  paesiren 
stunden. 

15  Dar  aber  Meran  baTen  nf  debet  «{uitaatieii,  ordinantieii,  ordd 
oder  boTeleh  nacb  gelegenheit  wat  gepassirt  wurde,  solches  soll  vi 
der  folgender  rechnung  gantz  afgeschlichtet,  sunst  soll  solcher 
artikul,  die  avcrmahles  sonder  quitantien  einbracht/)  nit  gepaasirt, 
sunder  durchgestrechen  werden. 

16  Diewefl  auch  durch  nachlesaigkeit  etlicher  beTclhaber  in  ufT- 
suchung  der  quittantien  und  bevelschriften  viel  zeita  augebracbt  und 
mit  der  rechuung  zu  vielmahlen  vertoeft  werden  mufs,  sollen  sie 
quittantien,  ordinantien,  bcTchlcn,  certifiratien  und  beweifs  ihrer 
rechnung  dienende  nit  vermengen  sunder  in  rechter  Ordnung  und 
Terfolg,  wie  sie  van  anfank  bis  tu  ende  übergeben,  ahn  ein  schnor 
oder  Taden  hangen,  dannit  sunder  einige  inrung,  wea  nodich  In  ver- 
folg der  articuln  algenacmen  werden  muige. 

17  Es  sollen  aber  ged.  bevelluiVif^r  acht  nehmen,  das  keiüf  for- 
derung,  so  jemants  gegen  hocherl.  unseru  guedigen  herrn  oder 
ihrer  i.  g.  vorheren  zu  haben  vermeinen,  an  sich  nemmen  dann  mit 
ihrer  f.  g.  aubdruckliehen  forwissen  und  beTeich  und  solches  nit 
anders  dan  mit  demselbigen  beveloh  neben  bchorlicheD  quitantien 
sur  rechnung  brengen. 

18  Und  nachdem  die  bevelhabere  etlich  mal  in  den  artikuleu  ikr^ 
aufboerens  die  guutzu  summe  auch  soutits-)  ein  deil  derselbigen 
achterlaten  mit  angebuog«  das  sie  dasaelbigen  nicht  bekonunea 

^  können,  off  das  sie  das  gebreck  zu  negater  rwänung  einbxengen  und 
guit  dnn  willen,  solches  soll  von  den  raten  und  verordneten  nf  der 
rocbenkamnier  niclit  gestadet  noch  thogesehen,  sondern  die  gautie 
äuiume  vollge^talt,  dannit  das  gebrech  int  ihrs  vergefs  nocb  in»  ver- 
treck  gefuhrt,  audi  die  ber^iabev  desto  mehr  au  fleisäiger  a«s- 
mahnung  der  schulden  verursacht  und  gehalden  werden. 

19  Gk'iohfals  ob  einige  renten  nicht  eingebracht  wurden  Ursachen 
halben,  das  die  leude  verstorven,  verltxjren  oder  verarmbt  oder  sunst 
milsgewals  des  iahres  gewest  were,  solcbs  soll  durch  rete  uud  ver> 
ordnete  Ton  der  rechenkammer  nit  zogelafsen  werden  bis  zur  zeit, 
dafe  bei  genuchsamer  Information  und  erkundigung  (mit  suthun 
unseres  gnedigen  herrn  bei  yerordneten)  uTsfundich  gemacht^  das 
solches  wahr  und  oit  durch  einige  nachlefsigkeit  zugekQmmen  noch 
verursacht. 

^  Dafs  auch  kein  einkommen  under  dem  schein,  als  ob  es  nit  zu 
krigen,  in  uitgeTen  gebracht  werde,  ehr  und  befoer  anstund  ig  ge- 
macht, dass  daraff  mit  keinen  rechten  odor  flitigeu  verfolgen  ic^twas 
zu  bekommen,  jedoch,  nachdem  bei  diesen  wehrenden  kriegswesen 
viele  ungeiegeiiheiten  furfallen,  sollen  dieselbige  in  achtung  ge- 
nommen und  darnach  in  i^olchen  stellen  geordnet  werden. 

^         £s  sollen  auch  hiofürder  nit  mehr  einige  ussgift  uf  guade  des 
hemi  oder  ob  versuche,  ob  es  gepassert  werden  woU, 
werden,  wie  von  etlichen  bisher  gescheen  sein  mach. 

^)  Za  «rg&nzen:  wordra. 
^  i.  e.i  bisweilen. 
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S  Wnn   aber  imants  xon  v,-o"f>n    nnsers  giicdigen   ln^roTi  an  die 

bevelhaberen  mit  gebuirlii  ]h;u  schrifitca  umb  bozahiuii^  crewiesen 
werde,  soUeu  sie  die  bezahiuog  mit  solchem  beweiis  uud  quitantien 
bereebiMii,  iedoch  dieweil  befanden,  das  snmmige  solche  beveblen 
mit  ihrer  obligption  an  sich  weroen,  xur  rechnnng  brengen,  und  die- 
jeuige  umb  die  bezahluug  laten  nalopen  und  unseres  gnedigen  lierm 
penningcn  iirulerhalden,  sollen  darauf  die  rate  nnd  verordneten  von 
der  recneukaoimer  flitig  acht  nehmen  und  daran  sein,  dafs  solches 
nit  gepassert,  sundecn  die  bezahluug  unverzüglich  erfolge. 

S  Soll  audi  eine  summe  nit  sweimal  underm  schein  van  nnver- 
stant  oder  TergeÜMnheit  ingebracht  werden,  dan  so  soIcIk^s  ge-. 
schege,  sal  men  nit  passim  und  diejenige,  die  alsoe  mangelhafftich 
befunden,  soll  derhalben  in  peene  Terfailen  sein  zu  gutdunken  der 
rate  und  verordneten  von  der  recbenkammcr. 

Dar  auch  einig  parcel  oder  artikui  durch  gebreck  von  ordi- 
nantien  oder  ander  reolicher  Ursachen  einmahl  aufspestrechen  und 
nit  gepassert  gewest,  sali  dorsdbige  nit  abermals  m  die  folgende 
rechnung  ingestellt  werden,  es  were  dan,  dafs  daruf  neue  bevelch 
ppixphf^n  T^'pre,  Weichs  doch  ohne  sunderliche,  erhebliche  Ursachen  nit 

besciiuen  .soll. 

Ä  Man  soll  auch  mit  fleifs  acht  nemmen,  das  keine  parzelen  oder 

articulen,  die  in  den  alden  vorgen.  rechnungen  befunden  oder  guit 
gedan  worden  sein,  in  dem  uf  boeron  einigs  wegs  ussblieTcn. 

9S  Wanner  iemant  einig  man  oder  dienstgelt  an  obgedachte  diener 
to  hoTO  Terwesen,  so  twlen  dannoch  dieselbige,  daran  solche  ver- 
wPT^nng  gedan,  das  man  und  dienstgolt  nit  be/alilfn ,  i^hcr  der- 
seibiger,  so  solches  boeren  Poll,  von  unserem  gnedigen  lierrn  belehnt 
oder  verwesen,  und  er  darvon  guuchsam  scheiu  uud  beweiis  fur- 
brengt  und  soll  na  deseelbigen  absterren  mit  den  erbgenamen 
gleidifalB  gehalten  werden. 

27  So  sollen  auch  g^dte  bevehlhabere,  wes  aufs  gnaden  und  uf 
wiederropen  iemant  zu  bezahlen  bevohlen,  nit  in  die  rechnung 
brengen,  dan  mit  newen  bevehl  van  hove. 

28  Darmit  aber  gnde  zAiversicht  nf  unseres  gnedigen  herrn  pacht- 
lande, visschereieu,  tollen,  üeudeu  und  ander  unseres  gnedigen  hern 
guder  mit  ihren  zubehoeren  genommen  und  dieselbige  durch  lange 
pochtunge  nit  verdunkelt  werden,  sollen  gemelte  beyelhabbere  keine 

Verpachtung  lenger  doen  oder  zulassen,  dan  van  scf^s  iahron  und  to 
dreien  to  wedderseggcn.  wem  es  beliebt,  es  wurde  ihixMi  dun  ans 
bewegenden  Ursachen  anders  bevohlen  oder  uf  der  reciiuuug  zu- 
gela&en,  doch  darnach  eines  jeden  lants  gelegenheit  zu  moderiren. 

89  Niemant  soll  einigen  newen  unrat  oder  drogen  winkop  uf 
einige  pachtung  stellen,  sunder  soll  solchs  bei  den  alden  Unkosten 
und  unrat  gelaten  werden,  dieweil  snnst  nnseres  gnedigen  herrn 
pachtung  darmit  geärgert  oder  je  die  pechter  dardurch  in  schaden 
kommen,  es  were  dan,  das  solches  na  gelegenheit  der  gutter  uud 
z^t  zu  ihrer  f.  g.  eigen  nutzen  dienlich  befunden  und  derselben  zu 
gnttern  berechnet  wurde. 

M  sollen  keine  pndere  <l^iirh  die  bevelliubere  verpriehtet  werden, 

sie  hetten  denn  die  gelegenheit  darab  erkundigt  und  off  der  rech- 
nung oder  suust  zu  hove  zu  kennen  gegeben  auch  bevel  darup  ent- 
fangen. 
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ZI  In  funderheit  sulleii  auch  die  bevtiliabere  k»nuo  pudere,  laut. 

moUeu  oder  anders  in  erbpacht,  erbtius  oder  mit  laogeu  iahreu  in 
einigeo  suuiierai  uitdoen  siinder  flitig  upsicht  hebben,  dazmit  die 
T^rpachte  gaddere,  moUen  und  dergleicben  TCirm5ge  der  TQrwarden 

iu  giidor  bouwuDg  und  befseainp;  ^ohuklen.  \md  nAch  Dmbguik  der 
jähren  also  auch  wiederomb  geliebert  werden. 

®  Und  sollen  von  allen  verpachtunfjfn,  gude  versieh eniiitz,  burc^  n 

und  glauben  nehmen,  daran  sie  gehalden,  want  gemeite  officiers 
daraff  sunder  einige  kortunge  verantworden  und  als  selbst  principale 
dafUnteheo  und  TOUahlen  müssen. 

SS  ■  Man  soll  auch  keine  pachtung,  die  stedig  oder  erfflich  is, 
anders  dan  mit  bernender  kertzen  demjenigen,  so  das  meiste  darfur 
beiden  wirt,  gestaden  oder  tolatrn,  daraff  die  bovolbaboro  zti  jt^ler 
zeit  gebuirlich  bescbeit  und  c«rtijicatieu  uf  ihrer  rechuung  mit 
brcngen  sollen;  jedoch  weil  man  vermeint,  daCs  zu  Zeiten  das  meinen 
nutslich  sein  mocbte,  so  bette  man,  weleben  weg  man  nach  gelegen* 
heit  der  zeit  nnd  ursaehen  am  «nstriiglicbsteu  befint,  einzufdigan. 
Ks  sollen  aber  die  rentmeistere  «?f  b  mit  allem  fleifs  erkundigen  wi*^- 
viel  unjrefehr  die  guter  und  zchenden  wertig  pein.  und  ausbr-  n_'  n 
mögen,  auch  iiebeu  den  verordneten  darau  sein,  das  der  schlag  bo 
hohe  nusbiadit  werde  als  muiglich,  damit  ihre  t  g.  bei  der  letzter 
kertsen  des  Schadens  ge&briget  pleiben  rauig^  so  wer  auch  darub« 
des  ambtmanns  advis  zu  vernehmen. 

84  Well   aber  durch  nachlcssitrkelt,  versoiimnuss,  misswach?  und 

anderes  zu  zideTi.  fbc  pechter  verderben,  verloj^en  und  die  gepachtete 
mÖlleu,  iant  uud  anderes  für  den  pacht  liggeu  lassen  und  kein 
ander  underpfiBuit  oder  bürgen  underhaben,  daran  man  sieh  des 
Schadens  Terbalen  mag,  sollen  solche  pareelen  von  wegen  unseres 
gnedigen  herrn  ant;efanp:;en,  und  punder  vertreck  widerurab  zu  ihrer 
f.  g.  meisten  proht  ve7i»acht  und  ausgedan,  auch  was  sie  geldeti  zur 
rechuung  gebracht  werden,  uuangesehen  das  die  entlaufene  uud  ont» 
wichene  pachter,  nach  j[aJiren  daran  hab^  Doch  wann  die  Ter- 
Bilumnuss  durch  nachlessigkcit  der  bevelhaber  horqweme  und  sie  sich 
damit  burgtale  nit  genugsam  versorgt  en  betten,  was^  Schadens 
unpcr  gnediger  herr  darb^  erlede,  soll  an  den  beveihabem  erbaelt 
"Werden. 

Sfj  Soll  jeglicher  officier  in  seinem  bevohleueu  dieuste  uff  alle  pach- 

tung  80  wol  in  die  erbpacht,  als  zu  leiben  jähren  odor  nf  unsers 
gnedigen  herni  gnedigs  gefallen  to  weddcrseggen  geschiet  und 
ßtaende  sin,  flitig  ufsicht  nehmen,  dat  die  pacht  in  solcher  worden 
und  aeätimation  bezahlt  und  ausgericht  werde,  als  das  gelt  gewebt, 
dar  die  pachtung  geschicki  oder  mit  gleicher  webrde  in  zeit  der 
bezahlung  uud  nit  weniger. 

96  Auch  sollen  sie  zeitlich  guug  für  umbgank  der  pfachtiahren  uf 

ire  rechnung  oder  snnst  bei  hove  zu  erkennen  geben «  wannebr  die 
iahren  umb  und  ob  sich  die  pechter  anders  dann  der  gebuir  ge- 
halden  oder  sunst  einiger  uornit  darinn^  fuigefallen,  sich  in  der 

^    folgender  pachtung  duranzuhalten. 

Dar  nit  aussdrueklieh  in  reutboeeken,  brieven  oder  andren 
ceduleu  verordnet  uud  ver:$eheu,  iu  wat  muutzen  der  erÜtins  uud 
alte  renten  entlangen  werden,  so  sal  man  ynr  solche  tins  und  renten 
kein  Itchtgelt,  sSndcr  schwere  werderung  beeren. 
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III 


38  Und  darmit  solche  gudere,  so  von  liochermeltcn  nnserm  fTnedigen 

herru  oder  ihrer  f.  g.  vorhern  hocVilobiich  gedachte  (aus  sunderiicher 
guaden  oder  sunst  in  einigen  contracten  oder  vcrd regen  of  vur- 
wenden  und  Gondition)  aver  geiaten,  iogedaen  oder  Terpandt  wei«ii, 
nit  entfrembt  oder  yerdunkelt,  so  sali  det  schluttT  oder  rentmeister, 
danin<^ler  solcli  <iutt  oder  giidere  fjdegen.  dai-aflF  alle  jähr  in  seiner 
rechijuii^  mit  einem  sunderliclien  articul  vermahnung  doen  und 
daran  »ein,  dafs  mau  bolchen  gude  oder  gudere  nit  anders,  dan  ihme 
togelatcm,  geloefft  werde,  und  eunst  den  bericht  darvaa  to  hare 
doen,  geburlichs  besclieibE  m  gowartan. 
89  Darmit  auch  unser?  fj^edigen  herm  tienden  nit  vermindert  noch 

durch  andore  iugetagen  Averden,  sollen  gcmelte  bevelhabere  daran 
sein  und  Üitig  acht  nehmen,  dat  die  paelung  derselviger  tienden  Tan 
und  durdi  die  peditere  angegriffen  und  duioh  dieselbe  jedes  iahrt 
weil  Terwart  werden,  \velcbe  paelung  die  berelhabere  fleiaftg  zu 
bewahren  und  darob  hericht  auf  ihrer  rcchnunp;  mitzubringen;  wie 
dan  in  den  blocken  niemant  l'rei  gehalten  werden  soll,  er  künde 
dan  seine  frelheit  mit  siege!  und  breven  gnucbsam  dairdoen  und 
beweisen.  Naobdem  aber  diesen  nit  nachg«»etst,  so  sollen  nunmehr 
die  rentmeister  oder  sobluiter  die  bepalungen  der  sehnte  bescbri^en 
und  in  die  rechenkammer  lieberen. 
^  Alle  zehenden,  moellen,  lenderien  und  derp^eleichen,  die  man  zu 

verpachten,  sollen  in  beiwesen  jemants  von  hove  oder  auust  zweer 
acheppen  bei  der  kertzen  ussgedain  und  darvan  auch  gezeuchniss 
der  seh^iEen  oder  der  yerozdneten  uf  der  reohnung  ubergelicibert  und 
sali  der  erster  schlag  vor  dem  jhoegen  nit  verdingt  sunder  mit  der 
kertzen  u8Sf?esatzt  und  al«^o  zwee  kertzen  ulT  nl!e?i  pachtuni^en  ver- 
seil <iilrii  aubsgebraut  Averden,  odpr  aber  dere  gelegenheit  nach,  wie 
bei  dein  33  Articul  zugesetzt,  gehalten  weiden. 
^         Sollen  alle  uirlende,  so  uitgegeven  sein  oder  noch  uitgegoTen 
werden  und  nit  to  boeeke  befunden,  van  den  ofticiers.  darunder  die» 
selbe  gelegen,   mit  vorpaendon  bericht  und  bevekh  von  hove  to 
boeke  gesät  und  besnnder  ter  reohnung  frebracht  Averden,  docli  nie- 
mant en  sali  einige  uiriaudc  butt^n  uuäers  gnedigen  herru  fürweteen 
oder  bewilligung  uitgeven  oder  bei  sieh  selbst  tolaten. 
^         Und  sollen  gemelte  bevelcbhabere,  so  an  dem  Rhinstrom  ge- 
seten  unseren  gnedigen  herru  oder  an  ihrer  f.  g.  rechenkammer 
jeder  zeit  zurkcnnen  gevcn,  w^an  sich  einit^er  nilie  middelsand  in 
dem  Rhein  offenbarden  oder  sehen  Uesse,  umb  darinnen  doch  dar 
soloho'  Tenoch  rielleicbt  gefiihrlich,  sollen  sie  das  middelsaat  von 
wegen  ihrer  f.  g.  in  bcisein ')  scheiTeu  des  orts  befahren,  anfangen  und 
mit  etlichen  risern  bestecken  uud  darab  notturftig  schcflfensclu'in  uf 
der  cantzlei  schicken,  wie  sie  dann  auch  daran  sein  sollen,  darmit 
die  anschoete  in  ihrem  bevelch  nach  notturü't  bepatet,  gereisehet 
und  gekribbet  auch  die  hoeS  den  underhalden  und  bewart  werden, 
wie  man  ihnen  zu  jederer  zeit  auf  ihr  angeben  bei  hove  widder 
berehle  und  behulp  tbun  soll, 
ö  Warbei  auch  unseres  gnedigen  herm  hoch  und  i,'erechtikeit.  ro 

ihre  f.  g.  uf  ihren  und  andern  gemeinen  gevvelden  ihrer  f.  g.  fürsten- 
domb  uud  landen  Cleve  und  Mark  hebben  nit  u uderkommen,  sunder 
in  gude  gedenken  und  guden  gcboer  gchalden  und  bliven  mögen» 


^)  Zu  ergänzen:  van. 
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so  sollen  die  bevelchhabcr,  darunter  solche  c^eweltz,  marken  und 
busdi  gelegen,  jegliches  jahres  in  ihren  rechnimgen  melduug  thun, 
wie  und  wddier  geatalt  üirer  £  g»  danuff  mit  mult,  bobbswen  und 
flausten  berechtigt  nnangeeebeD,  ob  der  der  elmeditiger  niMt  Teiielmt 

oder  nicht» 

^  Die  bevelchhabere  sollen  hinlur  der  in  ihren  rechuungen  mit 

klarer  spedücation,  in  sunderheit  gedechtnis  stellen  van  allen  und 
jed^n  lieiisem,  mdllen,  taenden»  lenderien,  pachten,  -viaeherien^ 
Toiglerien,  dienaten^  holtge'waehfl^  bewgewachs,  gemeinte,^  ^eigenge^, 
weiden,  lantweren  und  reginte  (?),  auch  eigenluiden,  churmunder,  ge- 
hf>f»np^en  lueden  und  dergeleichen,  dat  unseren  gnedijrpn  })*>rrn  einitK^s 
Weges  au  hoch  und  gerechtigkeit,  soviel  ihnen  bewust ,  zustendig, 
duKh  wen  solches  gebruckt  imd  weichennassen  jemant  daran  be- 
recbtigt  oder  underhalden,  unangesehen,  ob  sein  £  g.  darab  iahzlix 
Bchoen  kein  inkommen  hatten,  darniit  ihrer  f.  g,  nottarff  and  gebuir 
darin  bownrt  und  nit  T^rirenklich  werde. 

4&  Dicweil  auch  durcii  verweilunj^  und  absterben  der  leut  und  der 

pechters  die  reuten,  so  uf  die  nameu  und  uit  uf  den  grund  speci- 
ficirt  staes,  Terdunkelt,  aoUen  die  berelhabere  die  renfbSeher  mit 
flei/a  diurdiaehen  und  an  allen  swelff  iabien  gerichtlich  vemihen,  die 
namen  uiul  /utihitipti  fler  gebreucher  und  inhaber  (folgende  den 
vorif^en  bucheren)  underscheidentlich  darinnen  setzen  und  siiTi<it 
forder  darbei  steilen,  wes  noch  wieder  mittlerer  weile  mehr  (dan  in 
den  alten  b&cheren  gestanden)  daibei  gekcmunen  oder  darinne  tat- 
fiadert  worden,  damut  den  xenten  zn  buche  nachgesehen,  die  paioele 
nit  rerlohren  und  zu  besser  gefunden  mögen  werden. 

i6  Es  soll  auch  niemants  von  den  bevelchhaberen  in  seinem  be- 

Tohlenen  ambte  einige  newen  oder  lustbau  noch  auch  einigen  uott- 
baa  an  unseres  gneSgen  herm  hensem,  hoeren,  möllen  oder  andcss 
doen  sunder  anadrQokUchen  bevelch  und  voigaender  besichtigung 
des  timmermc isters  van  hove;  wie  sie  den  auch  ua  solcher  besich- 
tigung noch  nit  anstunt  bauen,  sondern  des  bevclchs  t^r^t  gewertig 
sein  sollen,  es  wern  denn  das  enig  pericul  vorhanden  und  der  bau 
kein  rertreck  noch  besichtigung  ohn  unrors  gnedigen  herm  merok** 
liehen  schaden  erleiden  kunnte  and  anstunt  not  were,  soUmi  doch 
daran  sein,  das  d^  abfall  von  iser,  stein,  holte  und  anders  nit  ver- 
zogen, sunder  soviel  mniglich  wiedemmb  r.um  meisten  profiet  unsere« 
gnedigen  herru  gebracht  uud  gewantit  werde.  Und  wan  dau  der- 
gestalt einige  mangel  sich  ereuget^),  soll  der  rentmeister  oder 
sehlniter  mit  advia  und  neben  dem  ambtmann  an  die  rechenkammer 

Selangen*)  und  bescheits  erwarten;  sunst  keine  materiaüa,  wie 
:ie  namen  haben,  vor  yerfall  halten,  dan  vielmehr  zu  ihrer  f.  g. 
vorteil  widder  anwenden.  Die  rete  aucli  sollen  nicht  bemeclitigt 
sein,  jemants  ihrer  f.  g.  geben  und  guttere  zu  verschenken  oder 
sonst  wegzugeben. 

Die  rentmeister  und  boTelhabere  sollen  alle  und  jedes  iahra 
nnderscheitlicli  bei  ihrer  reclmung  in  einer  besunder  co  lulen  auss- 
drucklich  anzeichnen,  wes  für  holt,  isereu.  stein,  kalk,  ieien.  paiinen 
uud  dergleichen  in  behuiff  seiner  f.  g.  ubergeblieben  uud  da»  iahr 
nit  Tsrbauet  noch  Terbrucht  worden,  des  ein  mitwiasena  au  haben. 


^)  i.  e.  fr<>meinschafdich  bcseMene  Güter. 
*}  Offen liar:  ereignet. 
^  Zu  ergünzen:  Isasen. 
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*8  Die  bevelliabere  en  sullen  auch  nit  gestadoü,  das  ia  uuseres 

gnedigen  berrn  bocheit  ihres  bevels  einige  newe  wint,  water^  rofs- 

m5Ien  von  jemant,  weB  w€8eu  oder  Standes  er  auch  vere,  gemadit 

offt  mit  vischen,  stonvinpen,  slachten  ndfc  sunst  einif^e  newerung  zu 
seiner  f.  ^.  wnd  Herselbiicen  uuderdaneu  ubbruch  und  nachdeil  fur- 
geuumineu  oder  augerichtet  werde  huteu  ihrer  f.  g.  schrifftlicheo 
beTeich  und  gnediger  verwilligung. 

49  Bar  eich  auch  jemants  neben  boebermelte  unseres  gnedigen 
beim  dieneren  indringeu  oder  sunst  einige  r  ;j;(*rt'chtigkeit  annehmen 
wolt,  7.XI  demjenif^en,  so  ihre  f.  g.  in  friedlichen  l»esitz  gehabt,  solleu 
die  bevelhiib»'r«'  dargogen  ihre  f.  g.  ambtloute  und  riciitere  des  orts 
t'orilerlich  umb  beistand  und  verdedigung  ausucben  und,  dar  die 
entstunden  oder  es  sunst  nit  gelegen,  solches  unserem  gnedigen  berni 
2M  hoYe  mit  allen  umbstfindeu  zu  kennen  ii'.-}jen,  ilirer  f.  g.  bescheit 
darauf  zu  gewarten,  doch,  soviel  muiglich,  daran  sein,  das  TOitmebr 
keiiH'  TieweriiiigG  oder  inbruck  gestadet  werde. 

oO  Sullen  sunst  auch  unseres  gnedigen  herren  underdanon  in  ihrer 

f.  g.  oder  anderer  namen  keine  ungebuirliche  beschwemus  u£flegen, 
noä  von  jemants  anderes  offgelacht  su  werden  gestaden,  sunder  sie 
bei  den  gebuirlichen,  gewontlichen  diensten  halden,  banthaven  und, 

soviel  an  ihnen,  verdedigen  helfen. 

61  Und  darmit  unseres  gnedigen  herm  tins  zu  seiner  zeit  gebeert, 
die  leute  nit  vergeblich  kommen  und  darna  uitblieveu  dürfen,  sollen 
die  bevelhabere  alle  tinsstage  nach  gemeiner  ordinantien  hoch- 
löblicher  gedechtniss  herzog  Adolffs  imd  anderen  nagefolgten  bevel- 
schriflFten  ufgewönliche  ziden  und  platzen  halden  und  den  tins, 
Inhalt  der  lagerboelier  bei  der  fahren  und  b-^otpn  danifstaende  ent- 
fangen und  ufltoeren  auch,  was  darvan  iinibgesatt,  verkaufft  oder 
verändert  klärlich  und  underscheitlich  to  boeck  satten  und  sunst 
darin  halden,  als  sich  na  natur  des  tins  eiget  und  gebuert. 

62  Item  sollen  mehrgedachte  bevelhabere  unsere  gnedigen  herm 
korn  und  fruditeu  zu  solchen  zciden.  als  dat  am  profitlirhsfen  ver- 
kauft kann  werden,  bei  einhalden  und  solches  alsdau  zu  hove  zur 
kennen  geben  und  nach  empfangenen  bevelch  dasselbige  uf  den 
markgank  oder  sunst  zu  seiner  f.  g.  meiste  probet  zu  verkaufen 
und  sollen  von  dem  pries  und  markgank  mit  namen  und  znnamen 
deijcnigen,  so  solches  verkauft,  klare  cedulen  und  auzeichnungen  uf 
der  rechenkammer  mit  uberliebem. 

u>  Und  so  in  der  voriger  Ordnung  versien,  das  gemelte  bevel- 

habere van  jeglichen  hundert  malder  koras,  das  uf  sollers  kombt, 
drei  raalder  zu  krimpkom  berechnen  mochten,  so  -wirt  solchs  noch 
darbei  gelassen,  aber  von  vurschult  darab  einmal  krimpkom  ge- 
rechnet, sali  kein  Avider  krimpkorn  ingefitalt  werden,  es  wer  dan  das 
einig  saet  us'  bevelch  in  provisie  liggen  bleven,  darab  alsdan  die 
verordnete  von  der  rechninge  gebuirlich  insehens  na  gclegenheit 
zu  thun. 

M  Sie  sollen  auch  in  bedienung  ihres  ambtes  unserm  gnedi^'*'n 

herrn  keinp  zehrung  oder  Unkosten  berechnen,  doch  dar  sie  buiten 
ambts  mit  bevelch  geschickt  odf>r  zu  hove  bescheiden  weren  und 
die  haver  an  der  futterpiej^en  nicht  euhalden,  noch  selbst  uf  essen 
giengen,  dar  sollen  sie  für  jederen  dag,  als  sie  von  unseres  gnedigen 
herm  wegen  aussein  oder  ufhalden,  inhalt  der  hoffordnung  reeknen 
m5gen. 
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65  Darmit  sich  aber  auch  niemaut  seiner  uuderhaldung  beclageu 

•dürfe,  sollen  alle  tofb.  bevelhabere  nf       negster  recLnung  aJleiue 
Profiten,  tipkompsttn,  lasten  und  kommer  mit  klarer  apecification 

bei  parzelen  in  schriiVteu  Tihrrixeven^  nnsers  gnedigen  berm  meinung 
alsdann  wieders  darauf  zu  vernehmen. 
W  Auch  sollen  sie  gleichfalls  in  sclirifften  ubergeben,  wie  die  Un- 

kosten uf  verpachtunge  der  möllens,  tienden  und  dorgleicben  gesatt 
und  gedragen  werden. 

67  Dieweii  durch  vast  allerei  Verpflegungen,  quitungen  unrat  in- 
brncht,  snllon  die  V)evellKibere  binfnrder  niemants  verpl(»<rfn .  noch 
qwiteu  simder  ausdi'ücklichen  schriftlichen  bevelch  von  hove  ader 
uuderzeichneten  cedulen  der  rete,  die  verplegt  werden,  eunst  suU  es 
nit  gepassirt  ifr erden. 

68  Wan  auch  einige  gebrechen  in  einigen  ambt  furbanden  oder 
furfielen,  unseres  pnedigen  herrn  reuten,  ufkompsten,  hoch  und 
gerechtigkeit  belaugeut,  daran  ihrer  f.  g.  verkortzet.  nachteil  oder 
abbrach  geledeu  oder  küufftiglich  leiden  mochten,  item  wen  ihrer 
f.  ff.  erb  und  gutter,  pachtlant|  modlen,  visscherien,  tinsen,  tienden 
und  anders  hoeger  und  piofitiücher  uil^edan  und  zu  mehrer  uutzung 
^elnacht  möchten  werden,  solchs  alles  sollen  pemelte  bevelbabcre 
fiissig  erkundigen,  auch  articuis  weis  zum  halben  blade  nfscbreibon 
und  gleich  mit  ihrer  rcchuuug  dubbelt  au  der  rechenkammer  über« 
schicken,  darmit  gegen  jechlichen  articul,  was  sie  sich  zu  halden, 
gezeichnet  mGgc  werden;  doch  sollen  sie  in  diesen  cedul  ihre  eigen 
oder  andere  private  und  sundevlicke  gebrecken,  "wie  zum  tiden  ge- 
schehen, nit  iTimeugen. 

Mögen  doch  im  fall  sie  einige  private  oder  sunderliche  ge- 
brechen hatten,  dieselbige  uf  ein  bestmder  oedul  angeben  und 
besdbeits  darauff  erwarten. 
90  Darmit  aber,  was  derraafseu  in  solchen  cedel  bevohlen  oder  uf 

der  rechnnTiL'  bi  apostilleu  belast,  wirklich  vollenzogen.  sollen  genielte 
bevelhabere  solchs  uf  der  folgender  rechnung  schrifftlich  augeben, 
was  sie  darauf  ausgericht  oder  waran  auch  gefeit,  das  dem  nicht 
nachgekommen. 

01  Alle  Pfennige,  so  bei  gedachten  bevelhaberen  ufgeboert  oder  aus 
verkaufFung  iler  fruchteu  oder  suust  Lnmafsen  vors,  entfangen,  sollen 
sie  an  niemants,  dan  an  den  zeitlichen  luntrealiaeister  lieberen  und 
mit  seiner  auituutien  berechnen;  doch  hieran  xuvoeren  deu  pewÖn- 
lichen,  jährlichen  nitgank  und  vas  ihnen  sunst  sunderlicb  zu 
bezahlen  Ton  wegen  unsers  gnedigen  herrn  bevohlen  wurde,  äff« 
trecken  vermuigc  des  statz,  so  mau  darauf  alle  jähr  zu  machen.  Die 
rcntmcister.  wan  sie  zur  reckenung  oder  sunst  bei  der  cautzlei  oder 
rechenkammer  zu  erscheinen  bescheiden,  sollen  taglich  für  ihre 
verzebrung  ein  halben  reichsthaler»  wie  yor  diesen  verordnet,  aber 
dergestalt  berechnen,  dals  ihnen  aus  der  rechenkammer  ein  zettel, 
wieviel  dage  sie  darzu  angewant,  zugestalt  w^rrl^n,  den  sie  auf 
negste  iahrrechnung  wieder  einzubringen,  darmit  ihnen  dan  alsolcbe 
ihre  zehi  uug  passiren  soll. 
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8. 

Rechenkammerordnung  von  1601.') 

Nachdem  nun  etliche  jähren  b^o  bei  diesen  ge\>-ocnten  benach- 
parton  kriegesiinrouwen  \md  dahero  in  (1ios*>m  furstcutumb  Cleve 
und  !?rafschaft  von  der  Afark  entstandeuen  verderben  des  dnrch- 
luchtigeu  hochgeboren  unsers  gnedigeu  fursten  und  hcrrn,  herrii 
Johauim  Wilhelmen,  hertzogen  zu  Cleve,  Gulich  und  Berg,  grave  zu 
der  >fark,  Ravensberg  und  ^foers,  herrn  zu  Ravenstein,  gult  renten 
und  irotV'lle  nit  allein  in  merklicli*Mi  alt^^ank  ^'cruten,  die  peii'^ionnrien, 
diener  und  andere  creditoit  u  uubezalt  blieben,  die  schulden  sich 
^eheuffet,  die  gutter  und  ücker  oet  und  wuest  gelegt,  und  andere 
(damit  zur  hofhaltung  und  anderen  notwendige  ausgaben  nach  mog* 
likeit  beigesteuert)  verpfaut  und  Tenetzt  wollen,  dann  auch  die 
rentnieistereirii  und  die  rechenkammer  in  verlauf  geraten,  die  rtch- 
nungen  in  violeu  jähren  in  etlichen  rentnu  iptcrcMcn  imabcrehort,  die 
gebrechen  unabgericht  Jigeu  pleibeu  und  noch  inmittelst  die  pechtere 
meberenteils  verdorben  imd  neben  den  rentmeiBtem  verstorben,  da- 
bei dan  auch  befunden,  das  die  rechenskammer  nun  etliche  jähren 
hero  nicht  nach  notturft  mit  personen,  welche  der  arbeit  abwarten 
konnnn.  besetzt  und  zu  zeiten,  die  dabei  verordnet,  nicht  darzu  ge- 
lassen, als  haben  dieses  lursteutumbs  Cleve  und  grafschal't  Mark 
ritterschaft  und  stettelxunde  uff  dem  im  jähr  1598  zu  Binsiacken 
gehaltenen  landtag  bei  hochg.  unsem  gnedigen  fOrsten  und  herrn 
diesen  allen  zu  begegenen  angehalten,  zu  dem  ende  etliche  media 
und  articulen  ulMigeben.  Inmassen  auch  inmittelst  die  durch- 
leuchtigste, hochgeborene  fürstin  und  frau,  frau  Anthnnette.  htrtzo- 

finne  zu  Cleve,  Gulich  und  Berg,  geborene  hertzogin  zu  Ouiabrien, 
(Ottaringen  und  Barr  nach  ihrer  furstl.  d.  ankumpst  in  diesen 
landen  und  gnuchsamb  eingenommenen  bedacht  den  raten  gnedigst 
auferlegt  und  bevohlen,  alles  genzlich  und  dirniarsen  zu  gründe 
gangen  und  verlauffen,  das  donisellx'n  alt  zu  heltVrn  sein  mogte, 
allerdings  bestcudig  Yorzulmueii,  zu  leuiediien,  und  in  gutem  weseu 
wedd^mb  zu  brengen.  Demnach  haben  obg.  herrn  rate  die  alte 
rechenskammerordnung  und  was  derselben  anklebte  mit  fleifs  durch- 
sehen hin  und  widder  gebes^^ert  und  toti  iiewen  in  die  steddcr 
stellen  lassen,  dieseibige  ihrer  fürstl.  d.  in  underthänigkeit  retVrirt 
und  vorbragt,  welche  sich  denn  gefallen  lassen  und  dieselbe  gnedigst 
ratificirt.  darnach  sich  dann  nun  hinfurter  alle  zur  rechenkammer 
verordneti%  rentmeister,  schlutere  and,  wene  es  sonsten  angehet,  zu 
halten,  nichts  dagegen  gestatten,  passieren  oder  vorstellen,  dann 
darbei  vermag  ihren  geleisteten  eit  und  pllichten  verpleiben 
und,  dpfs  derselben  in  allen  punkten  gelebt  und  nachgesetzt  ver- 
schaffen solle. 

Und  darmit  diesem  dem  zerfallenen  werk,  soviel  mit  mensch- 
lichem fleifs  geschehen  kann,  zu  helfen  einmal  angefangen  werde, 

ist  notig  erachtet,  aus  dem  alten  zur  verhuetung  schweren  Unkosten, 
grofserer  Verwirrung  und  i»artialität  ein  gemein  werk  zu  machen 
und  das  uff  die  wege,  wie  folgt. 

>)  Aiif>rhnft  fuif  dem  ersten  I^Irute.  —  Staatsarchiv  EU  Dflueldolf,  Cleve- 
Mark,  Domänen  Nu.  117,  fol.  IG— 22. 

8» 
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1  Das  alle  leutmeister  uud  scliluter,  so  ihre  lecliuuug  iiocli  nicht 
einji^eliebert,  aDgehalten  werden,  dieselbige  einwendig  einer  benenter 
zeit  zu  übergeben  mit  yolnkommeDen  emp&nk  und  keineswegs  zu 

gestatten,  demsell)»  !!  ihros  frefalleus  oder  nach  ertrag  dero  ein- 
kompsten  bei  den  vfrdorljlichen  zfiten  oinzti setzen. 

2  Aber  das  sie  nebeu  jcdeier  jahre>*rechuuog  auch  selbigen  jiihres 
gravamiua  uuderscheit  uud  deutlich  vou  eiulagerungen,  durchzügen, 
plÜDderuQgen,  misswax,  Wasserschaden  und  dergleicfa  mit  anzeig, 
was  und  wie  viel  die  pechter  von  selbigen  jähr  schuldig  plieben, 
ordentlich  und  nit  verwirret  oder  die  jähren  durch  einandergemengt 
übergeben. 

8  Wan  mich  in  einem  juhic  meher  dau  in  andern  uml  «MTiem  anit 

melier  schaden  dann  dem  andern  zugefugt,  so  hetteu  darüber  die 
pechter  underscbeidliche,  wahrhafte  durch  den  amtmann,  richter  und 
gerioht  oder  aber  unpartheiische  leute  gebene  certificationea  und 
docnmenta  aufzulegen,  darüber  ihnen  nus  der  reohenkamnüer  ihres 
Verhaltens  bevelch  zugestellt  werden  soll. 

4  Alf^daiiii  sollen  die  verordneten  zur  rechenkaininer  dieselbipre  in 
cousideration  nehmen  und  luicli  gelegenheit  über  dem  schaden  uff 
ein  zwei  oder  dreiteil  der  pl'echten  auch  nach  befinden  weniger  oder 
meher  in  geuere  oder  aber  in  den  embtem,  da  der  schade  am 
grofsten  und  einem  pfachter  mehr  als  dem  andern  zugefügt,  auch 
auf  ein  mehrere«  die  nachlassung  in  specie  thun. 

5  Jedoch  dweil  die  guttere  nit  einer,  sonder  verscheidcner  natureu, 
sollen  sie  dieselbige  in  achtiing  nehmen,  woll  examiuiren  und  darauf 
ihre  furstl.  g.  keine  nachlassung  zu  thun  gehalten,  auch  nicht  wedder- 
fahren  lassen,  insonderheit,  soviel  die  erbpacht,  zins,  leibgewinne^ 
churmedige  hofgutter  und  dergleichen  auch  anderer  pfachtungeu, 
da  die  rechte  werde  des  jahrlichs  gemeinlichen  und  brauchlicheu 
pnehts  nit  venit  ht,  das  licnicin  recht  zu  folgen  und  noch  befindung 
der  umbstände  dt«  nachlassung  zu  verbeugen  oder  zu  verweigern. 

6  Folgeutz  wan  die  nachlassung  geschehen,  soll  dieselbige  zu  der 
exordinarien  ausgäbe  in  einem  absonderlichen  capitul  verz^chnet 

und  uff  jeder  pcrson  besonder  woll  undersdieiden  gestellt  werden, 

darauf  die  st-lbige  neben  der  Ordinarien  iind  ex'^vdinarien  tnisgabeti 
gegen  den  •■nipfang  zu  cdniVriren  und  in  flottes  nanien  zu  schli«  l"-en. 

7  Da  al.sdann  die  verordnete  belindeu  werden,  das  dl,-  ientm<-isrere 
oder  schlutere  schuldig  blieben,  solches  aber  durch  ihre  vcrab- 
saumung  nit  entstanden,  sollen  sie  ihnen  zil  und  firist  na  gelegen« 
heit  der  restanten  bei  den  underthanen  einzuforderen  geben  und 
ansetzen. 

8  Die  aber  sollen  mit  fleifs  darauf  achtunjr  jreben,  da  einige 
schulden  aus  guten  jähren  oder  auch  nach  abgerichteten  grava- 
minibus  uud  beschehener  uachlassuug  noch  uachstendig  oder  sonst 
Ton  verkauften  frQcbten  herkommen,  dafs  die  rentmeister,  Schlüter 
oder  aber  ihre  abgenommen  zu  dem  volli^^cr  bezahlung  angehalten 
werden,  angesehen  sie  zeitlich  und  wie  die  leute  noch  im  leben  oder 
zu  bezahlen  noch  mechtig  gewesen,  sich  bezahlt  gemacht  hnben 
sollten,  weil  auch  die  abgestorben  pfechtere  voll  bezalt  habt^u 
mochten. 

9  Demnach  auch  TOr  und  nach  in  den  amtem  grofse  nachlassung 
beschchen,  »ollen  sie  die  verordnete  mit  ileifs  nachsehen,  damit 


Digitized  by  Google 


XIV  4 


117 


(lariniie  iiiclits  verhtos»eu  wertle,  \ielnif»hT  verhueten,  (las  V(in  eiues 
jahres  pacht  zwei  oder  meher  uachlassuiigeu  uit  bcschclien. 
1^  Nachdem  besorglich  die  nachlassuiigen  ein  merhlicheB  sich  an- 
getragen  werden,  also  das  die  restanten  gegen  ihrer  d.  schulden  zu 
nezahiung  der  pen«!ionarien  und  creditor«^Mi  iiirlit  {^emipsanil)  tnul 
viel  zu  gerinj?  pleiben  raogten  und  (iaiiii  dalx-i  hetrachtt  t ,  das 
mehereuteils  der  verschreibuugeu  gar  stark  »telieu,  also  das  rathunib 
die  peneionarien  mit  ihren  guten  willen  zur  nachlassung  zu  bewegen 
tind  sonderlich,  weil  es  ihrer  f.  g.  beschwerlich,  ja  nicht  möglich 
sein  wollte,  so  grofse  nacbIn''Sun(;on  ihren  peclitern  zu  tbun  uikI 
danuach  dagegen  die  pensionarioii  \ nllij^licb  zu  bczahlpn.  sn  ist  yrtr 
gut  angeseheuj  das  mau  sich  soviel  immer  möglich,  mit  einer  etwa 
guten  summen  pfenningen  gefaast  machen  und  alsdann  mit  den 
pensioDarion  der  quttscbeldung  halber  zu  handden  undcrstehen, 
auch  mit  ihiif^n  nach  advenant  des  gebrauche  liinfurter  bezahlung 
wedderfabreu  zu  lassen,  vorirleicben  solle,  ungezweifelter  zuversiebt, 
man  werde  ihrer  f.  g.  damit  einen  hohen  nützlichen  vorteil  ver- 
schaffen und  damit  mit  den  mittein  soviel  besser  zuzulangen  sein, 
sollen  die  von  der  rechenkammer  um  so  fleissiger  achtung  haben 
uff  ihrer  furstl.  g.  extraordinarien  einkompsten,  auch  was  die 
Visitation  in  Mark  ril>ri<r('S  ircben  wolto,  dasselb  avIp  nnoh  das  werte 
malder  fruchten,  so  verniug  des  landtagsabschieds  de  anno  98  den 
peuöionarien,  so  über  den  tax  uach  ertrag  der  hauptsummen 
empfangen,  abzuziehen,  hierzu  mit  anzuwenden  und  sonsten  alle 
nnicosten  uach  moglichlEeit  einzuziehen  und  Sparsamkeit  an  haut 
zunebm^n. 

11  Inmassen  auch,  da  die  underpfnnde  hinturler  kriegshalbor  oet 
uud  wuest  blieben  und  nicht  gebraucht  werden  kouteu,  sonsten  die 
mftUen  destniirt  und  abgebrant,  mit  den  peusionarien  in  die  euete 
zu  handeln,  dero  Zuversicht,  sicli  >)  werden  sich  in  billigkeit  finden 
lassen  und  sonsten  Wf^^ou  dfi-  drstmirten  mullen  mit  doni.  so  daraus 
verscbriiitni,  zu  versuchi  ii.  <ib  sie  dieselbigf  utV  ihre  kosten  und 
wedderumb  verpaueu  wollen,  ilagegen  deren  in  plantschaft  also  laug 
geprauchen,  bis  ihoen  ihre  reparationskosten  rerandirt  und  die  pen- 
siones  daraus  (jedoch  gel>urende  quitscheldung  vorbehalten)  bezahlt 
weren  und  ihrer  frir>tl.  g.  meist  vertraglichere  Wege  zuhaudeien,  wie 
ebeufalls  mit  dt  ni  lande. 

12  Wanneher  dies  also  beschelien,  Vorgängen  uud  das  alte  ab- 
gemacht, will  man  sich  versehen,  dafs  hinfurter  die  rechenskammer- 
Sachen  ihrer  Ordnung  nach  in  richtigkeit  Sailen  gehalten  werden 
können,  seintemal  aber  solches  ohne  beqweme  persohneu  und,  dafs 
ein  jeder  -«  mk-m  beruf  in  fleifsige  acbtnnrr  nehme,  nicht  geschehen 
kann,  so  suileu  darzu  vorest  ein  adelicher  rat,  so  contiuuo,  so  laug 
es  ihrer  fürstlichen  durchlaucht  beliebt,  residireu  soll,  bestellt 
werden,  dazu  unsere  gnedigste  fOrstin  und  frau  den  landdrost  zum 
Ilanmie,  Dietrich  Knippink,  dessen  ampt  Hamme  in  seine  platz 
durcli  des-^en  vetter  Jonann  TTim  iiiiotb  vertreten  w  rd,  erneut. 

1$  Item   ein  guter  recbtsgelehrler  rut,   der  ankniumende  niid  zur 

recheDskammer  Sachen  und  stücken  vornehme,  darzu  gelioerige  ver- 
folgen, examinire,  referire  und  darauf  halte,  das,  was  darüber 
reoessirt,  alsbald  gefertigt  und  zu  werk  gestellt  werde,  auch  sonsten 
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aehtung  uff  die  lehnen  und  aod^  dergeleiclken  Tornemblidb  fis^ 
kaiische  Sachen  nehme,  darzu  ihre  füretl.  g.  den  licentiaten  Christoif 
Köpp<^r  Yorpeschlageu,  uud  iu  allen  Sachen  sein  votum  mitgeben  soll. 
W  Zudem  weil  mau  täglich  spuret,  dafs  zu  der  recheuskammer 

uicht  eiu  secretarius  alleiu  gebraucht  wird,  dadurch  groCser  verlauf, 
confusion  und  mUsbraudi  entstanden,  so  seil  ein  Becretarius  darra 
allein  bestellt  werden,  der  ankommende  gemeine  supplicatioues,  item 
verpachtuniroii,  ii.'iclil:is;sinip<Mi,  Tor\v(M«nn'^on  inid  (It'iLrlficht'n  leferire, 
in  einem  buch  »liesi-lbiLi*'  uiul  jcdcMti  amts  besonder  colliL^ir»'.  diV 
bevehle  expedirc  uud  dermasseu  ordentlich  registrire,  das  er  y.u 
jederzeit  die  verfolge  vorzuhrengen  bereit  und  danae  antworten  könne, 
der  auch  der  officier  und  rentmeist<  r  gravamina  vorbrenge  uud  die 
apostillen  daraufF  der  riite  beschlufs  nach  fertige,  auch,  da  es  die 
zeit  und  geschäften  erleiden  konnon,  «icli  hiu  und  wieder  in  be- 
sichtiguug  ihrer  für&tl.  g.  guter  und  buui»t  vei'pachtungeu  gebraucheu 
lasse,  Martin  Haen,  diesem  soll  ein  guter  gefolglicn«r  copist  an- 
geordnet werden,  darzu  Johannes  Ringenberg  Ton  den  herm  raten 
vorgeschlagen. 

^  Item  zwei  gute  secretarii,   «o  zn  .abhoruncr  der  rerliniuij^en  be- 

stellt und  vermug  der  Ordnung  darinnen  verfahren,  jedoch  dal's  ihre 
furstl.  g.  vor  gut  augesehcu  und  verordnet,  das  Johann  Grimmolt 
die  klevische  und  Heinrich  Moetzfeldt  die  märkische  rechnungen 
referieren  sollen. 

!•  Diese  *j(d1en  nach  abgehört richn^mgen  den  stat  uud  schlofs 

iu  die  recheukammer  alspalt  gelu'ii,  ^csteit  daraus  sich  dein  >chnld 
uud,  was  übrig  zu  berichten  uud  die  notturÜt  darinnen,  iub  werk 
zu  stellen. 

t7  Und  sollen  auch  dieselbige  die  mengel,  so  bei  den  rechnungen 

befunden  vermog  der  rpilunikaTinncrordnung  verbessern,  wn«  un- 
richtig und  gegreii  dnsel'iou  inhalt  eingei?t  t/.t.  durchstreichen,  was  zu 
nachteil  ihrer  fUrsti.  ^.  durch  vergefs  und  sonäteu  ausgelassen,  bei- 
setzen und  nichts  verhengen  oder  zulassen,  so  angeregter  Ordnung 
zuwidder  ist.  Da  alx  i  sie  solche  mangel  befunden,  welche  in  obger« 
Ordnung  nicht  begritfen  oder  dariu  uicht  remedireu  konnten, 
disselbige  den  raten  rcsorviirii .  darüber  ihnen  f_'iif*  n  beriolit  tliun 
uud  deru  unverlangte  resiolutiou  und  decisiou  urwurteu  und  sich 
darnach  richten. 

19  Wan  auch  die  geseheiften,  zeit  und  getegenheit  es  zuf^b«!, 
sollen  sie  sich,  wie  oben,  in  besichtigung  ihrer  furstl.  g.  gutter, 
werden,  dicken,  liowen.  zehcnten,  mullen  und  dorn  veq^achtun^en 
gebraucheu  lassen.  lusgleichen  soll  diesen  ein  copist  zugeordnet 
werden,  wan  aber  der  rechen  kam  mersei^retarius  in  geschefften  zuviel 
uberhäuffet  oder  eilfertige  Sachen  vorhuiden,  soll  er  demselben  zu 
helfeu  gehalten  sein  und  haben  obg.  rate  hierzu  Adamum  Fabricium 
▼orgeschlacren. 

Ift  Alle  hucheu  zur  recheukammer  gehörig  sollen  ordeutlich  im  rat 

uff  der  recheukammer  vorbracht,  daselbst  decidirt,  die  bevehleu  uud 
ordinantien  durch  den  darzu  verordneten  secretaiinm  und  anders 
keinen  expedirt,  folgents  durch  den  eltesten  rechenkammerrat  und 

obg.  «<ecrf^tarien  unfl''is(  ]irieben  w<  rdcn. 

20  Ihmiit  nun  das  werk  in  bestaut  nnd  richtigkeit  gehalteu  werde 
und  hierueyst  nicht  verlauffe,  sollen  alle  zur  recheukuuimer  ver- 
ordneten derselben  Ordnung  allerdings  in  klein  und  grofseu  ge- 
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meess»)  verhalden  und  allen  ihren  punkten  bei  geleisten  eitzpllichton 
nachsetzen,  daraus  nicht  treten  und  allen  Sachen  ihren  ordentlichen 
lauff  lassen,  und  da  hemegst  im  werck  sich  befunden,  das  bei> 
solcher  Ordnung  etwas  Tergcfsen,  solle  ilirer  furstl.  ir.  zu  erkennen 
fTphnn.  uff  dereclhen  guedigst  iiiul  der  rate  »'racliten  alles  zu  ihrer 
furstl.  g.  meisten  nutzen  dabei  gethan  oder  durch  edicta  oder  be- 
vehleu  ins  werk  gericht  werden. 

^  ünd  konten  yerhoffentlich  diese  obgc.  personell  das  alte  werk 
neben  dem  neuen,  angesehen  das  eine  von  dem  andern  herfliefsen 
und  tlepeudieren  tliut,  aucli  da?  oiiio  von  dorn  andorn  ohne  ihrer 
fiirstl.  ir.  Avirklicheu  nuchteil,  hiader  und  schaden  und  der  Sachen 
selbst  cuulusiou  nicht  voll  reparirt  ^Yerdeu  kann,  alles  in  seiner 
Ordnung  woU  Terrichten,  dann  dantu  dem  einen  neue  lente  gesetzt 
und  zu  dem  anderen  die  alte  gelassen  wnden  solten,  wurde  es  be- 
sorglich nncli  meherer  verwirnmg  neben  unsäglichen  Unkosten  yer- 
ursachen,  indem  doch  die  alten,  so  des  werks  bericht  thuu  konten, 
darzu  nit  gebraucht  werden,  und  wüide  also  die  zeit  vergeblich  hiu- 
streicken  und  allersdts  damit  wenig  auszurichten  sdn. 

^  Nachdem  aber  wenig  nutzen,  solte,  obgeleicb  aller  wollbedacht 
und  zu  werk  bragt,  die  nachlassungen  bescheheu,  die  rechnung  ge- 
schlossen und  getlian,  was  die  nrdnun^  nachbrenjren,  wan  nicht  die 
restanteu  ausgesondert  und  beibragt  wurden,  darahu  zware  viel 
jabren  bis  anbero  grofeer  mangel  sich  befunden,  so  soll  alspalt  die 
recbnungen  gebort  und  beseblofsen,  dem  lantrentmeisten  was  die 
rentaieister  und  schluitere  schuldig  blieben,  schriflFtlich  zugestellt 
werden ,  umb  sie  alspalt  oder  aber  der  ilmen  der  gelegenheit  oder 
aber  erheischender  notturt't  nach  termiu  gestellt  vor  ausgauk  der- 
selben zur  bezahlung  anzumahnen  und,  da  sie  darüber  nachlessig  oder 
verabsäumblick  befanden,  gegen  sie  oder  ihre  fideiussoren  mit 
exemtionsmitteln  verfakren  und  sich  in  namen  ikrer  fQrstl.  g.  bezalt 
machen. 

2S  Der  lantrentmeister  soll  zu  ireburlichen  Zeiten  die  rentnn  i^rer 

uu<i  schlutereieu,  sonst  vonat  und  mangel  in  denselben  auch  ihrer 
furstl.  g.  hove,  werden,  gutter,  dicken  visieren,  davon  geburlicke 
relation  thun  und  auff  decbion  angehalten  den  Verpachtungen,  da 
es  ni"ti<:,  bi  iwnlinen,  sonst  sich  seiner  Ordnung,  die  mme  alnoch  su- 
zustellen,  geniess  verhalten. 

24  Und  damit  er  demselben,  uiub  desto  besser  sich  gcmess  ver- 
kalten, und,  was  seines  officii  ist,  verrichten  könne,  ist  beschlofseu, 
das  er  der  administration  seiner  bisher  zu  gehabter  ordinari  rech- 
nung erliclitert  und  die  stuck,  so  durin  berechnet,  den  rent melsf eni 
oder  scldutern,  uuder  welchen  embteni  sie  gelegen,  in  achtunt;  zu 
nehmen  und  iu  ihren  amtsrechuungeu  gleich  andern  bei  und  umb- 
gelegenen  stucken  kinfnrter  zu  berechnen  bevoklen,  dagegen  auch 
die  daraus^ehende  pensioncn  ihme  abgenommen  werden  sollen. 

25  Das  die  reutmeister  die  Ordnung  desto  besser  halten  und  be- 
zahlung thun  megen,  sollen  die  rate,  beambten  und  ofticianten,  ihnen 
gegen  geistliche,  aileliche  und  unadeliche,  und  was  persouen  es  sein 
mogteu,  die  band  bieten  und  ihnen  ihre  gravamina  bei  der  reckeu- 
kammer  incontinenti  liquidirt  und  abgericht  werden,  darmit  sie  ihrer 


1)  Ausg«fiiUen:  sieh. 
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8S  fuTBÜ.  gnaden  gelt  und  reuten  bei  seit  tmd  unverhindert  einnehmen 
und  empfangen,  auch  auf  der^clbeu  guter,  Warden,  höven,  fischereien, 
zehenten,  iiiullcn  und  bnclihoiteu  achtuu^  geben  und  dieselbige  un- 
verar>jert  und  unverrinjit  in  ehren  haiton. 

87  Da  sich  eiuiger  hageischiag,  wasserschadc  oder  kriegsverderbc»! 

in  den  embtem  begehen  thete,  sollen  die  rentmeistere  und  schlütere 
mit  Zuziehung  der  beambtcu  oder  etlichen  unparteiischen  gerichto- 
persouen  solches  abpalt  und  ohne  verweilung  fleissig  besichtigen, 
getrcwlich  vorzeichuen  und,  also  uoet»  an  die  rechen kammer  ge- 
langen lassen. 

Die  bei  der  rechenkammer  sollen  darüber  iucoutinenti,  da  ja  die 
pillichkeit  solclies  erfordert,  nach  gelegenheit  des  Schadens  nach- 
lassiiiiL!;  tlmn,  und  dieselbi|;e  also  vort  dem  rentmeister  oder  Schlüter 
zu  Hclireiben,  oder  sunst  m  aiidcrcr  wege  zur  nachrichtung  seines 
cinnahnieuä  uud  berechuenö  dariiber  bevehlen  das  werk  aber  nicht 
verziehen. 


Als  Ton  ritterschaft  und  stetefreunden,  wie  voi^emeldeti  anno  etc. 
98  bei  ihren  trmebenen  grayaminibus  allerhand  emgerissene  männel 
bei  dero  rechenkammer  zu  verbessern  und  sonst  etliche  nutzürle" 
stucken  ins  werk  zu  richten,  anjjehalten,  so  damals  teils  Ix  i  <leui 
lauttagsabschcit  rccessirt  und  nun  von  ncuwen  uegst  verwichenen 
monats  julii  widderumb  derwegen  angesucht,  so  haben  ihre  fUrstl.  d. 
neben  den  räten  sich  mit  ihnen  vei^Hchen. 

1  Nin'lidein  nichts  vortrairl ich cre^  zu  rettung  der  schulden  cr- 
messen, dann  das  gute  Ordnung  mit  einziehung  des  hoff^^tats  und 
admiuistration  fürstl.  gefeile  und  renteu  anzusteileu,  zu  Avelchera 
effect  dann  von  nun  an  alle  des  lantfurstens  getane  leib  und  andere 
Verpachtungen  getodet,  aufgehoben  und  absein,  dieselbige  in  namen 
ihrer  fiirstl.  d.  stracks  wieder  angefangen  dinrh  die  von  der  rechen- 
knininer  und  mit  rler  kerzen  ausgaiik  od.T  mfinen  ntl's  neu  ver- 
pacht  werden  sollen;  jedoch  wegen  der  ausgebener  vorwinnung  mit 
den  pfechtern  nach  geU'genheit  zu  handeln. 

2  Als  viel  unsers  g.  fürsten  und  herrn  herzogen  von  versebret' 
bungen  boUmgt,  sollen  hinfurter  nicht,  dann  3  malder  roggeu  in 
Cleve  c;dk:n  isrhcr  und  in  Mark  ho.  rdischer  »lassen  von  KH»  g.  g. 
iiau|>l)4eltei,  und,  so  nach  advenant  weiss,  garst,  haber  und  der- 
gleichen verricht  und  uflf  vierte  teil  gekurtzt  werden.  Da  auch 
jemant  von  deujenigeu,  so  von  unserm  gnedigcn  fursten  und  herrn 
korn  in  verschreihung  haben,  meher,  als  vermog  ihrer  f*  g.  anno  H4 
darüber   pnhlicirtrr   ordmTn<j   ein)>r;Mi"on ,    demselben  so' 

was  aber  angelegte  ordnnnL'  ^on  demelter  dato  verrichtet  an  den 
noch  aussteudigen  oder  künftigen  pcnsionen  oder  sonst  an  den 
hauptsummen  abgezogen  werden.  So  auch  einige  befunden  werden, 
welche  vom  jähre  77  bis  anno  84  seit  ^  Ordnung  nichts  uff  die 
hauptsuni  geholiet.  noch  auch  an  dem  jahrliciten  pacht  und  pen^i^n 
sich  kurzen  lassen,  die  sollen  allnacli  dar^ti  gehaltt-n  werden,  wie 
darüber  ein  venirdiiung  bei  der  rechenkammer  uffgericht  aufif- 
zusuchen  und  zu  besserer  nachricht  zu  ersehen. 
4  ]>ie  geltpensionen  sollen  hiofurtor  auch  nach  adv^ant  in  ver- 
scliriehenen  mnntzsorten  reduzirt  und  bezahlt  werden,  ncniblich  vor 
dem  goldguiden:  50  str.  id  est  sexta  parte  minus,  als  jetzo  ius- 
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gemein  lanfTt;  sonsteu  der  alte  daler,  da  keine  valvatioji  oder  werde 
beistehet,  dem  reichsdaler  gleicU  bezalt  werden. 

5  Es  soll  keinem  rat,  Mnbimann,  rentmeister  noch  bevelhaber,  wer 

d«'r  auch  sei,  dem  sein  gehalt  uff  pferde  ti»'onlnet  und  aber  keine 
pferd  noch  diencr  gt^h alten  hatte  oder  alnoch  nit  hielte,  keine  haber, 
hpii  noch  andere  daiv.u  vorordnet  jjehalt  gcji^ebon  werden,  und  da 
sie  schon  huber,  hew  und  anderes  emptaugeu,  soll  ihnen,  von  solcher 
»cit  sie  die  pferde  und  die  dienet  nicht  gehalten,  zurück  gerechnet 
und  zu  ergenzung  angehalten;  da  auch  jemant  sein  anzahl  nicht 
vollgehabt,  ihnen  ebenfals  nach  advenant  gekürzt  iniglcicheu,  da 
jeinant  aber  ein  meherc^s  d;nin  nff  die  anzam  empfangen  bette,  zu 
Weddererstattung  angehalten  werden, 

•  Und  da  jemant  jähr  und  tag  ausserhalb  amts  bei  hoff  oder 

sonsten  sich  Terhaiten  und  die  Haber  an  die  ander  fuderpfeiffen 
gehalt,  den  gehalt  aber  desto  weniger  nicht  im  ambt  gezo<^'en,  dem- 
selben soll  solches  abgekürzt  werden  oder  zu  erstattoii  sclniKlii;  sein. 

7  Da  auch  jemant  ausser  seinem  anbevohlenen  ambt  jähr  und 

tag  verblicbea,  demselben  soll  von  solcher  zeit  kein  gelt  gefolgt 
werden,  und  ist  dieses  neben  andern  gehalt  mit  uff  das  brantholz 
zu  verstehen,  aber  beide  articuln  nicht  uff  solche  personcn,  80  gen 
hoff  beschreeben  und  uur  etliche  monat('  aldar  sich  verhalten. 

S  Alle  jähr  soll  mau  visitiren  ein  oder  zweimal  die  ambtheuser 

und  besehen,  ob  auch  die  persohueu  darauff  gehalt  verordnet,  vor- 
handen, und  da  die  nicht  vorhanden  und  da  nicht  befunden,  als- 
dann uach  advenant  abzuziehen  und  in  rechnung  nicht  zu  passiren. 

S  Ilinfurter  soll  man  mit  fleifs  verhueten,  dafe  femer  keine  guter 

versetzt  oder  verpfändet  werden. 
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